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Franz  Kahn. 


Die  Wissenschaft  des  internationalen  Privatrechts  hat  einen 
schweren  Verlust  erlitten:  Franz  Kahn  ist  am  6.  Dezember  1904 
nach  längerer  Krankheit  ans  dem  Leben  geschieden,  eine  Fülle 
von  Versprechungen  nnd  Hoffnungen  ist  mit  ihm  bestattet. 
Karg  ist  noch  immer  in  Deutsc  liland  die  Zahl  derer,  die  sich 
mit  diesem  schwierigen  Teile  des  Rechts  selbständig  nnd 
förderlich  beschäftigen.  Franz  Kahn  war  einer  dieser  wenigen; 
schwer  wird  sein  Fehlen  empfunden  werden.  Er  hatte  seine 
ganze  Kraft  diesem  Wissenschaftsgebiet  ausschließlich  gewidmet, 
und  auch  mit  dem  Herzen  pfehörte  er  ihm  an;  die  fleißipre 
Feder  entsank  erst  der  schon  erkaltenden  Hand.  Nocli  auf  dem 
Totenbett  war  die  Fortsetzung-"  seiner  Arbeiten  und  das  Scliicksal 
dieses  W issenschaftszweip:es  fast  buchstäblich  seine  letzte  Sor<2:e. 
Darum  ziemt  es  sich,  daß  dir  Kptiosnph  «riner  Arbeit  eine 
Palme  auf  das  Grab  des  in  irdi  in  Sninr  1 'ruhvollendeten  legen, 
eine  Palme  als  Zeichen  der  Anerkennung,  der  Dankbarkeit, 
der  Trau  ff 

Die  Familie  des  Verstorbenen,  seinem  bescheidenen  Sinn 
eiitjiprechend,  wünscht  keine  Schilderung  der  rein  menschlichen 
Persönlichkeit.  Ich  wäre  auch  nicht  der  rechte,  um  sie  zu 
^^eben;  denn  ich  liabp  Franz  Kalin  nur  eini^je  Stunden  in 
meinem  Lebt  n  j^csi  In  ii.  Er  kam  im  l^hjabr  190.'^  hierli-  r 
nach  F^onn,  um  micii  /u  l/t  siK  In  n.  und  trotz  di  r  N  i  im  hieUenheit 
in  der  Richtung  unserer  w  issMnschHttlirlipn  Ai  ltriten  fanden 
wir  uns  rasch;  diese  Stunden  des  Zusammenseins  klangen  in 
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reiDster  Harmonie  aus.  Aber  sie  waren  doch  zu  kurz,  als  daB 
ich  es  wagen  könnte,  den  Menschen  als  Menacben  zu  schildern. 
Ich  könnte  nur  von  dem  sjrmpathisclicn  und  liebenswftrdigen 
Eindruck  der  feingeistigen  Persönlichkeit  ein  Wort  sagen, 
nichts  näheres.  Darum  bescheide  ich  mich,  die  äußeren 
Schicksale  seines  Lebens  anzogeben  und  von  seinen  Werken 
zu  sprechen. 

Franz  Kahn  wurde  am  2.  August  1861  in  Mannheim  geboren. 
Seine  Studien  machte  er,  nach  ungewöhnlich  glänzender  Schul- 
schlnßprtifung  (1879\  in  Berlin,  Heidelberg,  München,  Leipzig 
und  Freiburg.  1888  wurde  dem  Studenten  für  seine  Arbeit 
„Zur  Geschichte  des  römischen  Frauen- Erbrechts'*  (umgearbeitet 
erschienen  Leipzig:  1HS41  —  eine  Arbeit,  auf  die  hin  er  dann  auch 
den  Doktorgrad  erworben  liat  —  von  der  juristischen  Fakultät 
der  Universität  Tieipzip  der  Preis  zuerkannt.  In  dem  Universitäts- 
bericbt  heißt  es,  daß  die  Arbeit  ^von  nicht  gewöhnlicher 
geistiger  Reife  Zeugnis  ablegend,  durcli  den  Ernst  der  Fursclinng, 
den  freieren  und  höheren  Blick,  sowie  die  Reinheit  und  Präzi- 
sion der  Darstellunfr  des  Preises  in  seltenem  Maße  würdig 
erscheine" ;  die  Kritik  soll  von  keinem  geringeren  als  Wind- 
scheid herrühren.  Dieser  erste  Erfolg  wandte  die  Gedanken 
des  jungen  anstrebenden  Mannes  auf  die  üniversitätslaufbahn 
hin.  Nacbdt  IM  er  im  Jahre  1885  die  erste  badiscbe  StfifUs- 
prüfung  abgelegft  liatte,  verüöeutlichte  er  l8bÖ  zwei  kleinere 
Aufsätze,  den  ein»»?)  über  „die  Natur  der  Interventionsklage 
nach  der  CPO  und  deren  AnwenduiiK  aul  die  Mobiliar-Exekution 
im  Gt  i*it  le  des  französischen  Rechts^  im  Archiv  für  die 
civilistisclie  Praxis  Bd.  70  8.  409  ff.,  den  anderen  in  den 
Annalen  der  badischen  Gerichte,  Pd.  52  S.  170  ff  über  „Das 
örtliche  Anwendungsgebiet  des  badischen  Alimenteiresetzes*, 
in  Anknüpfung  an  einen  vorgekommenen  praktischen  Fall.  Mit 
dieser  letzten  Arbeit,  wennsclion  sie  sich  noch  so  gut  wie 
ganz  in  den  Geleisen  hergebraciiter  Lehren  bewegt,  hatte  er 
doch  das  Wissenscliattsgebiet  gefunden,  das  er  seitdem  nicht 
Wieder  verlassen  hat,  und  auf  das  ihn,  wie  wir  glauben  wollen, 
mehr  noch  als  auf  alle  anderen  die  Eigentümlichkeit  seiner 
Begabung  hinwies,  das  Gebiet  des  internationalen  Privatrechts. 
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Dem  neu  gesteckten  Lebensziel  entsprach  es,  d&£  er  nach  Ab- 
legong  der  zweiten  Staatsprüfung,  1888,  Urlaub  nahm,  um  in 
Paris  und  London  ausländische  Rechte  za  studieren;  dieser 
Aufenthalt  ist,  so  scheint  es,  für  seine  ganze  weitere  wissen- 
Bcbaftliche  Tätigkeit  entscheidend  geworden.  £nde  1889 
zurückgekehrt,  arbeitete  er  seine  erste  größere  Abhandlung  Aber 
internationales  Privatrecht,  „Gesetzeskollisionen''  aus,  sie 
erschien  1890  in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  30  S.  1  ff.  Er 
unterschied  hier  drei  Arten  von  Gesetzeskollisionen,  die  „ aus- 
drücklichenwelche  hervorgehen  aus  der  Verschiedenheit  der 
ausdrücklichen  Normen  über  internationales  Privatrecht  in  ver- 
schiedenen Ländern,  die  „Kollisionen  der  Anknüpfuogsbegriffe'' 
—  dieser  seitdem  viel  gebrauchte  Ausdruck  ist  von  Kahn 
gepxügt  worden  — ,  und  die  „latenten  Gesetzeskollisionen'',  die 
aus  der  territorial  verschiedenen  Natur  der  Rechtsverhältnisse 
sich  ergeben. 

Aber  schon  ließ  seine  Gesundheit  zu  wünschen  übrig;  er 
gl&ubte  den  Anstrengungen  des  akademischen  Lehrberufs  nicht 
gewachsen  zu  sein  und  nahm  darum  eine  Stellung  im  Staats- 
dienste an;  zuerst  wurde  er  Hilfsrichter  in  Karlsruhe,  dann 
Amtsrichter  in  Bretten.  Doch  nur  kurze  Zeit  dauerte  diese 
Tätigkeit;  schwere  Krankheit  zwang  ihn  im  Herbst  1891  zur 
Auigabe  seiner  Stellung,  und  es  folgen  jetzt  mehr  als  vier  Jahre 
des  Kuraufenthalts,  teils  im  Ausland,  teils  im  Inland,  unter- 
brochen durch  eine  Reise  um  die  Welt.  Erst  1896  durfte  er 
hoffen  geheilt  zu  sein.  Nunmehr  ließ  er  sich,  nm  frei  seinen 
wissenschaftlichen  Aufgaben  zu  leben,  in  Baden-Baden  nieder, 
das  er  1900  mit  Heidelberg  vertauschte.  Bald  nach  seiner 
Rückkehr,  1896,  erschien,  sozusagen  als  Nachtrag  oder  Fort- 
setzung zu  der  größeren  Abhandlung  von  1890,  ein  neuer 
kleinerer  Aufsatz,  in  dem  er  eines  der  schwierigsten  Probleme 
des  gesamten  internationalen  Privatrechts.  den  „Grundsatz  der 
RQckverweisung"  mit  Rücksicht  auf  das  deutsche  BGB  und  auf 
den  Haager  Kongreß  für  internationales  Privatrecht  erörterte 
(Iherings  Jahrbücher  Bd.  36  S.  366  ff.  i,  ein  Problem,  mit  dem  er 
sich  bereits  in  dem  ersten  Aufsatz  S.  8  ff.  eingehend  beschäftigt  hatte 
und  auf  das  er  auch  in  der  Folge  noch  mehrfach  wieder  zurück- 
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kam.   Schon  jene  erste  AbluiiidluHg  liatte  den  SclirifU»teller  und 
Gelelirtt-ii  aiit  der  Hidic  spinei-  Leistnufreii  p;pzpifrt  und  bewiesen, 
daß  t'S  (lit'sriu  (ifist  meiir  um  ein  Arl)eiten  in  die  Tiefe  als  in 
die  Breite  zu  tun  war  —  ein  seltenes  I>in!Jr  auf  dem  Boden 
unserer  Sonderwi.<>ienseliaft '    Die  eigentiimliclifii  Vorzüge  und 
die  charaktcrisiisciit'  l)leibende  Kiprenart  seiner  wissenschaftlichen 
Persönlichkeit  treten  hier  bereits  deutlicii  hervor.  Den  ??ünstigen 
Eindruck  der  ei*sten  Arbeit  konnte  die  zweite  nur  verstärken. 
Bei  der  Dürre  der  üblichen  Literatur  über  internationales 
Privatrecht  war  es  eine  wahre  Erquickunpr.  diese  Aufsätze  zu 
lesen;  es  ist  wohl  nicht  unbescheiden,  wenn  ich  erwähne,  daß 
ich  gleich  darauf  (1897)  in  meinem  Buche  üi)er  internationales 
Privatrecht,  in  dem  ich  bestrebt  war,  so  gut  wie  nirgends  der 
Anführung  fremder  Schriften  ein  meist  ja  so  gänzlich  unnötiges 
Wort  des  Lobes  oder  Tadels  hinzuzufügen,  es  doch  niciit  übers 
Herz  brachte,   die  Schriften  des  jungen   und  damals  kaum 
bekannten  Fachgenossen  ohne  besonderes  praeconi um  zu  hissen; 
ich  wies  I  S.  238  und  S.  248.  obwoiil  seine  Riclitiia^  von  der 
meinigen  so  stark  abwich,  auf  seine  Arbeiten  ducii  ganz  beson- 
ders als  ausgezeichnete  hin. 

Diesen  beiden  eng  zusammengehörigen  Arbeiten  folgte  dann 
—  vielleicht  mit  angeregt  durch  den  von  mir  damals  gemachten 
Versuch  einer  neuen  einheitlichen  Prinzipienfindung  für  das 
internationale  Privatrecht,  und  inhaltlich  zusammengehalten 
durch  die  Gegnerschaft  gegen  diesen  Versuch  —  von  1898  bis 
1900  eine  zweite  Gruppe  von  Arbeiten,  zunäctist  eine  Abhand- 
lung über  die  „Lehre  vom  ordre  public'^  in  Iherings  Jahrbüchern 
Bd.  39  S.  1  ff.  (der  zweite  größere  Teil  dieser  Abhandlung, 
S.  42  ff.,  enthält  eine  geradezu  packende  Kritik  der  modernen 
romanischen  Theorie),  und  dann,  nach  einer  mehr  beiläufigen 
Besprechung  eines  internatioDalrechtlichen  Beehtsfalls  Ober 
Staatsangehörigkeit  und  Heimatlosigkeit  in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  8  9.  320  ff.,  zwei  Arbeiten  programmatischer  Natur:  eine 
größere  Abhandlung  in  Iherings  Jahrbüchem  Bd.  40  S.  1  ff. 
„Über  Inhalt,  Natur  und  Metbode  des .  internationalen  Privat- 
rechts'', und  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  10  S.  97  ff.  (zugleich  fran- 
zösisch im  Bulletin  de  la  soci^t^  de  l^gislation  compar^e  S.406ff.) 
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ein  kurzer  Bericht  über  die  .Bedeutung  der  Rechtsvergleichung 
mit  Bezug  auf  das  internationale  Privatrecht geschrieben  für 
den  mit  der  Weltausstellung  in  Paris  verbundenen  congr^s  inter- 
national de  droit  compar^.    Meinem  persönlichen  Urteil  nach 
bleiben  die  beiden  letzten  Arbeiten  an  Wert  hinter  den  früheren 
und  ebenso  hinter  denen  der  dritten  Gruppe  etwas  zurück. 
Die  Arbeiten  der  dritten  Gruppe  (1901  und  1902)  drehen  sich 
alle  mehr  oder  weniger  um  die  Frage  nach  dem  Verb&ltnis  zeit- 
licher und  örtlicher  Kollisionsnonnen  zn  einander,  jenes  neu 
aufgetauchte,  so  äußerst  feine  Problem,  das  damals  in  rascher 
Folge  eine  Beihe  von  Bearbeitern  gefunden  hatte  und  gerade 
für  Deutschland  durch  die  Neuordnung  seines  Rechts  und  den 
Inhalt  der  .landesrechtUchen  Ansfflhmngsgesetze  brennend  war. 
Diese  Arbeiten  sind:  zuerst  „Kollisionen  und  Kompetenz-Über- 
schreitungen der  deutschen  Ansfflhmngsgesetze  zum  ehelichen 
Gfitemcht''  (Iherings  Jahrbücher  Bd.  42  8.  909  ff.),  dann  die 
Hauptarbeit  ,»Da8  zeitliehe  Anwendungsgebiet  der  örtlichen 
Kollisionsnonnen*'  (ebenda  Bd.  43  8.  299  ff.)i  endlich  zwei 
kleinere  Anisätze  in  der  ,,Badi8chen  Rechtspraxis"  von  1902: 
^Zum  internationalen  Privatrecht  der  Obergangszeit**  (No.  2 
8.  27  ff.)  und  ^Die  Kollisionsnormen  des  badischen  Gesetz- 
entwurfs zum  ehelichen  Güterrecht*  No.  4  8. 60  ff.,  No.  7  8. 102. 
Und  dann  endlich  führte  ihn  —  ich  meine  geradezu  mit  Not- 
wendigkeit ^  seine  Neigung  und  Befähigung  zu  dem  besonderen 
Teil  des  internationalen  Privatrechts,  auf  dem  er  endlich  den 
festen  Boden  positiver  Satzung  unter  die  Füße  bekam  und 
zugleich  weltweite  Perspektive  behielt:  es  ist  das  Recht  der 
neuen  Haa^r  Staatenkonferenzen,  dem  von  jetzt  ab  seine  Arbeit 
galt.  Diesem  werdenden  vertragsmäßigen  Internationalprivat- 
recht  überstaatlicher  Art  sind  die  zwei  Aufsätze  in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  12  8. 1  ff.,  201  ff.,  d85ff.  und  Bd.  13  8. 229ff.  (mit  Nach- 
trag  8. 394  ff.)  gewidmet,  der  erste  dem  damaligen  Entwurf  des 
Abkommens  Über  die  Eheschließung,  der  zweite  dem  Erbrechts- 
entwurf. Sie  sollten  aber  nur  die  Vorbereitung  für  ein  größeres 
Werk  sein,  das  er  dem  Publikum  ankündigte,  ^einem  Werke 
über  internationales  Privatrecht  auf  Grundlage  der  Haager 
Kodifikation,  welches  mit  dem  weiteren  Verlauf  der  Haager 
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Konferenzen  ungefähr  gleichen  Schritt  halten  soll."  Xur  die 
Einleitung  dazu  ist  im  1«  tztcn  Jahre  als  eigenes  Schriftchen 
veröffentlicht  unter  dem  Titel  ^Die  einheitliche  Kodifikation 
(U's  internationalen  Privatrechts  durcli  Staatsverträge^ ;  ein 
Stüclc  der  weiteren  Arbeit  über  das  Scheidungsxecht  nach  der 
Haager  Konvention  wird  aus  dem  Nachlaß  herausgegeben  werden. 
Die  Ouvertüre  ertönte  Tielverspiechend  und  anregend  auf  offener 
Bühne,  dann  fiel  langsam  der  schwarze  Vorhang  herab:  der 
reichbegabte  Mann  erlag  einem  schleichenden  Leiden  nach  einem 
halbjährigen  Kampf. 

Es  ist  zu  früh,  bereits  jetzt  die  Sunme  des  Lebenswerkes 
des  Geschiedenen  zu  ziehen,  oder  seine  wissenschaftlichen  Auf- 
stellungen im  einzelnen  kritisch  zu  werten.   Wohl  aber  darf 
man  eine  Charakteristik  des  Verstorbenen  versuchen.  Seine 
Vorzüge  leuchten  sofort  entgegen.   Ihn  zeichnet  vor  allem  eine 
in  Deutschland  fast  einzig  dastehende  Kenntnis  der  ausländi.schen 
Literatur  und  Rechtsprechung  aus;  den  Grund  zu  ihr  hatte  er 
wohl  bei  seinem  Studienaufenthalt  in  England  und  Frankreich 
gelebt.    Vieles  an  ihm  war  gei*adezu  vorher  bestimmend  dazu, 
ihn  zum  Vermittler  zwischen  deutscher  und  ausländischer  Rechts- 
wissenschaft zu  machen.    Fast  französisch  mutet  seine  scharf 
zugespitzte  Dialektik,  das  Streben  nach  strenger  Terminologie 
und  die  feingfliedri^re,  klare,  immer  lobensvoUe,  oft  ^»-eradezu 
witzige  Sclireibart  an.    Seine  külile,  njanelmial  fast  nüchterne 
Besonnenheit,  sein  starker  Takt  für  das  l)rauchbare  praktisclie 
Ergebnis,    sein    liebevolles  Sichversenken    in  den  Reichtum 
praktischer  Fälle  zeicfen        ähnlich  wie  bei  dem  ihm  in 
mancher  Richtung:  vei  v\  indten  Gustav  Hartmann  eng"lisclies 
Gepräge.    Deutsch  hinwieder  war  seine   strenge  befxriffliche 
Schulune:  und.  trutz  aller  und  aller  Verk'u^iiunß-.  ein  gewisser 
spekulativer  Zug  in  die  Tiefe  -    als  hätte  er  eine  erste  durch 
seine  Natur  gegebene  Liebe  dazu  nie  jranz  überwinden  können. 
Es^stinnnt  damit  wohl,  daß  seine  VeranlaL'-unti'  eine  wesentlich 
kritische  war;  nicht  in  dem  Sinne,  daß  seine  Stärke  in  dem 
Wüi'digen  und  Widerlegen  fremder  Meinungen  ])estanden  hätte, 
im  Gegenteil,  man  darf  wolil  oline  Ungerechtigkeit  sagen,  daß 
es  ihm  nicht  gegeben  oder  daß  er  doch  meist  nicht  gewillt 
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war,  sieb  in  abgescblMsm  fremde  Oedankenlcreise  mit  fein 
naobtastender  Soigfalt  zu  venenken,  ihre  Stlrken  und  ibie 
Scbwftchen  Toniditig  zn  werten  mid  tob  aoleber  Kritik  aus, 
der  onzigen,  die  HbttMgen  kann,  fttrdemd  das  Yorbandene 
weiter  zu  entwickeln.  Er  sebob  fremde  Meinungen,  naraentlicb 
wenn  sie  auf  anderen  Wegen  als  die  er  für  richtig  hielt  ge- 
wonnen waien,  zomeist  rasch  nnd  ganz  nnd  gar  zor  Seite 
und  ging  anf  seinem  eignen  Wege  Tor.  Kein,  kritisch  war  er 
vor  allem  in  dem  Sinne,  dafi  er  mit  besonderer  Begabung  schnell 
nnd  oft  glücklich  an  Lehrmeinnngen  wie  Gesetzen  die  schwache 
Seite  herausfand.  Bedenken  henrorhob,  Zweifel  geltend  machte, 
nnd  mit  Schsiftinn  und  Phantasie  FSUe  und  Möglichkeiten 
herausfand,  die  dem  kritisierten  Satz  widerstrebten;  es  hängt 
unmittelbar  damit  zusammen,  daß  er  nicht  zu  einheitlichen 
und  grofien  LOsnngen  gelangt,  sondern  da0  ihm  seine  Resultate 
Yielfacb  zenplittein :  er  bleibt  ein  Mann  des  Binzeinen,  trotz 
allen  seinen  Yersdcben,  Ergebnisse  zusammen  zu  fassen.  Er 
gehört  nicht  zu  den  großen  Aufbanera,  die  mit  Wagemut  nach 
neuem  Bauplan  hohe  Pfeiler  errichten  und  weite  Kuppeln 
wölben.  Solchem  Wagen  erhoffte  er  kein  Gewinnen;  der  freie 
und  weite  Blick  für  die  Größe  der  Probleme  fehlte  ihm  keines^ 
wegs,  aber  er  sah  alle  LfisungsTersncbe  mit  äußerster  Skepsis 
an  und  wurde  nicht  mfide,  ^ntopischen*  Neigungen  gegenßber 
auf  das,  was  ihm  praktisch  zonftchst  erreichbar  schien,  hinzuweisen. 

Weit  ausgedehnt  ist  die  Angrilfefront  in  unserer  Wissen- 
schaft, wo  wir  Ja  fast  ttberall  noch  unseren  F^ind,  das  Un- 
bekannte, vor  uns  haben.  Und  irrtfimlich  wftre  es,  zu  glauben, 
die  seien  Gegner,  die  an  Terschiedenen  Punlcten  kämpfen; 
auch  Franz  Kahn  hat  seine  eigne  Stellung  im  Angrifbfelde 
gesucht  und  —  zuerst  wohl  sch&rfer  als  später  —  die  Meinung 
gehegt,  diese  Stellung  sei  die  allein  richtige  und  dienliche,  yon 
keiner  anderen  aus  lasse  sich  mit  wirklichem  Erfolg  vorgeben. 
Hierin  bestärkte  ihn,  daß  seine  Stellungnahme  wie  Überhaupt 
die  ganze  Art  seines  Schaifens  von  der  allgemeinen  Gunst  be- 
gleitet war;  stand  seine  Richtung  doch  in  EiwkUtig  mit  der 
seit  den  letzten  Jahrzehnten  übermächtig  herrschend  gewordenen 
Gesamtrichtuttg  des  deutschen  Geisteslebens  —  mit  Unrecht 
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nennt  sie  sich  allein  die  realistische.  Aber  ich  glaube,  ihm 
\vii(:hs  doch  mehr  und  mehr  das  Verständnis  dafür,  daß  es 
verschiedene  Angriffs we<2:e  piV)t,  nnd  nicht  erst  in  der  letzten 
Zeit  zeigt  sich  bei  ihm  ein  gewisses  Streben  zu  vermitteln. 
In  Wahrheit  ist  der  Gegensatz,  von  dem  er  so  oft  spricht,  der 
Gegensatz  zwischen  Nationalisten  und  Internationalisten  über- 
haupt nicht  mehr  erustliaft  vorhanden,  wenn  nicht  bei  pranz 
Zurückgebliebenen.  Und  wa«  die  Methode  der  Forschung  be- 
trifft, so  erklärte  er  zwar  oft,  der  „spekulativen"  Methode 
äußei*st  abhold  zu  sein,  und  wies  immer  auf  die,  ich  glaube  das 
Wort  darf  man  in  steint m  Sinn  hier  gebrauchen,  induktive 
Forschungsart  hin,  welche  aus  der  vergleichenden  Betrachtung 
der  materiellen  Rechte  selbst  für  die  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  Lösung  sucht;  er  mahnte  auch  immer,  auf  dem 
Boden  des  rein  positiven  Rechts  zu  bleiben  und  glaubte  wohl 
selbst  bei  seinen  Arbeiten  darauf  zu  stehen.  Aber  wenn  man 
tiefer  sieht:  wer  darf  denn  heute  wagen,  von  juristischer 
Methode  zu  reden,  von  der  ja  doch  offen  gestanden  niemand 
etwas  znreichendes  weiß?  was  heißt  Arbeit  vom  Boden  des 
positiTeB  Rechts  ans,  da  wir  ja  doch  fiber  die  QoelleB  des 
positiven  Bechts  ans  noch  mit  den  allerdürftigsten  Redensarten 
begnügen?!  Auch  Franz  Kahn  hat  gar  nicht  verlunneii  kSnnen, 
ein  wie  großer  Teil  unserer  Rechtswissenschaft  nnd  aller  fort- 
schreitenden Rechtswissenschaft  lediglich  ein  bewußtes  und  ab- 
sichtliches Fortbilden  des  Vorhandenen  ist.  Tatsächlich  hat 
sich  die  lebendige  Jurisprudenz  immer  über  das  geschriebene 
Quellenwort  hoch  erhoben  und  hat  sich  aus  einer  bloß 
nach-denicenden  zn  einer  vor-denkenden  gemacht:  ein  rechtes 
Beispiel  dafür  sind  gerade  manche  von  Franz  Kahns  eignen 
Arbeiten.  Ich  will  nur  daran  erinnern,  wie  er  'indem  Au&atz 
fiber  das  zeitliche  Anwendungsgebiet  der  örtlichen  Kollisions- 
normen, wo  es  geradezu  an  jedem  leisesten  Worte  des  un- 
mittelbar positiven  Rechts  fehlte,  aus  der  —  er  sagt  selbst  so 
—  «Natur  der  Sache**  alle  seine  vielfachen  und  weitverzweigten 
Entscheidungen  erarbeitet  hat.  Ich  meine,  die  angebliche  Ver- 
schiedenheit der  Methode  ist  in  der  Hauptsache  nur  eine  Ver- 
schiedenheit der  Neigung  und  Begabong.  Franz  Kahn  war  am 
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meisten  da  xn  Hanse,  wo  er  am  meisten  positives  Material,  mit 
dem  er  arbeiten  konnte,  vorfand.  Dem  entspricht  es  anch,  daß 
nnter  seinen  Arbeiten  die  nber  die  Haager  Konferenz  vielleicht 
die  besten  und  rei&ten  sind. 

Aber  wie  dem  anch  sei,  sein  Schaffen  wird  sich  überall 
als  fruchtbar  erweisen,  nicht  nur  da,  wo  wir  ihm  eine  Fülle 
gut  geordneten  Materials,  neue  Gesiditspnnkte,  feine  Erkennt- 
nisse, treffende  Entscheidungen  verdanken,  sondern  auch  da 
und  vielleicht  da  erst  recht,  wo  er  mit  kühler  Skepsis  sich 
andersgerichteten  kühneren  Versuchen  entgegenstellte.  Solche 
Yersuche  sind  für  den  Fortschritt  der  Wissenschaften  ganz  ge- 
wiß unentbehrlich;  ebenso  hat  aber  Jede  Wissenschaft  auch  die 
Skepsis  nötig:  sie  wird  dadurch  zu  neuen  Anstrengungen  ge^ 
zwangen,  zu  vertiefter  Beweisführung,  zur  Aufeuchung  anderer 
Wege,  zu  vorsichtigerer  Fassung  der  Ergebnisse.  Wir  dürfen 
sicher  sein,  daß  solche  Art  aus  Franz  Kahnes  Arbeiten  Nutzen  zu 
ziehen  den  heiteren  Beifall  dieses  vornehmen  Geistes  ünden  wurde. 

Wer  das  Leben  des  Geschiedenen  betrachtet,  wird  vielleicht 
gestimmt  sein,  ihn  zu  bedauern.  Vieles  an  Lebensfreude  ist 
ihm  Ja  versagt  geblieben,  und  frühe  Krankheit  hat  die  Blüte 
seiner  Hoffnungen  auf  reichere  Wirksamkeit,  auf  Betätigung  im 
praktischen  Richteramt  oder  Lehrberuf  geknickt.  Aber  darf 
man  nicht  doch  dagegen  sagen:  glücklich  war  er,  da  er  seine 
ganze  Kraft  ungebrochen  auf  die  literarische  Arbeit  in  seinem 
erwählten  engeren  Wissenschaftsgebiet  richten  konnte?  Wie 
sind  wir  anderen,  denen  das  Glück  eines  reichen  tätigen  Be- 
rufes ward,  doch  zugleich  nach  allen  Seiten  hin  bedingt 
und  gefesselt!  Die  außerordentliche  Weite  der  wissenschaft- 
lichen Gebiete,  auf  denen  sich  nach  deutscher  Einrichtung 
die  Lehrtätigkeit  des  einzelnen  bewegen  muß,  läßt  ihn  Ja  zur 
schöpferischen  Arbeit  nur  in  Feierstunden  kommen  und  hindert 
vielfach  jene  tiefe  Einsamkeit  der  Seele,  Jenes  Insichversenkt- 
sein,  aus  dem  allein  große  Erkenntnisse  entspringen  können. 
Unserem  geschiedenen  Freunde  hat  es  das  Geschick  gegeben, 
der  Wissenschaft,  an  der  er  mit  ganzer  Seele  hing,  auch  seine 
ganze  Kraft  widmen  und  ihr  so  in  kurzer  Lebensspanne  wert- 
volle bleibende  Dienste  leisten  zu  können,  und  darum  war  sein 
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Leben,  trots  allem,  was  er  hat  entbehren  mfisaen,  ein  wohl- 
gelongenes.  Nur  freilich  ein  zn  frOb  geendetes,  nnd  wir  haben 
Grand  am  seinen  Tod  za  traaem.  Aber  wer  vom  Tode  redete 
soll  nie  ohne  ein  Wort  des  Lebens  enden,  nnd  so  setse  ich 
zum  SchlnA  hierher,  was  Goethe  von  Winckelmann  sagte: 
„Die  Gebrecheu  des  Alters,  die  Abnahme  der  Geisteskräfte  hat 
er  nicht  empfunden,  er  hat  als  Mann  gelebt  nnd  ist  als  ein 
vollständiger  Mann  von  hinnen  gegangen.  Nun  genießt  er  im 
Andenken  der  Nachwelt  den  Vorteil,  als  ein  ewig  Tüchtiger 
und  Kräftiger  zu  erscheinen;  denn  in  der  Gestalt,  wie  der 
Mensch  die  Erde  verläßt,  wandelt  er  unter  den  Schatten,  und 
so  bleibt  uns  Achill  als  ewig  strebender  Jüngling  gegenwärtig. 
Daß  er  früh  hinwegschied,  kommt  auch  uns  zu  gute.  Von 
seinem  Grabe  her  stärkt  uns  der  Anhauch  seiner  Kraft  und 
erregt  in  uns  den  lebhaftesten  Drang,  das,  was  er  begonnen,  mit 
Eifer  und  Liebe  fort-  und  immer  fortzusetzen/ 

Bonn,  im  Januar  1905.  ic^m«^  Züelmann. 
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Ungttktigkettserklärung  einer  von  AuaHndarn  im  Aueiande 
gesciilossenon  Elie  wegan  daa  Hindarniaaaa  dar  Raligiona- 

varacliiadanlieit 

Von  Dr.  Wilhelm  Pappen  heim,  Huf-  und  (lüiichlsadvokat  in  Wien. 

Eine  kürzlich  ertiossene  Entscheidung  des  österreichischen 
Obersten  Gerichtshof e.<;  fvom  3.  11.  1904  Z.  13493)^)  hat  großes 
und  berechtigrtes  Aufsehen  liervorgerufen. 

Ein  (vor  und  nach  der  EhesclHießung  in  Österreich  wohn- 
hafter) ungarischer  Staatsbürger  jüdischen  Glaubens  hatte 
sich  in  Ungarn  mit  einer  vor  und  nach  der  Eheschliefiong  in 
Östeireich  wohnhaften!  t  ii^^^l  i sehen  Staatsbürgerin  angrl  ika  n  i- 
schen  Glaubf  ii>  vi  rlnjiratet.  Bei  der  nach  iKsterreichLscliem 
Rechte  (wie  e.s  scheint,  über  Eheungültigkeitsaiizeige  der  Frau) 
eingeleitetea  amtlirlien  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  Ehe 
erkannte  der  Obei ste  ( Jerichtshof :  Die  Ehe  sei  für  den  Bereich 
der  im  i'^s'tprrpirbisrhen  Keichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
l^iin  li  r  iirif^iiltig.  Der  Oberste  (ierichtshof  bezeugt  in  seinen 
>^nt>(  ti(  idimgsgründen,  daß  weder  nach  dem  (  Jesetze  des  Staates, 
dem  (Süll  wohl  heißen  ^der  Staaten,  den")  die  Eheschließeuden 
angehören,  noch  nach  den  Gesetzen  des  Abschließungsortes  (ein 
übertlüssiger  Reisatz,  denn  die  Ehe  wurde  in  dem  lleiniatstaate 
eines  der  Nupturienten  geschlossen)  durch  die  Kf  ligiousver- 
schiedenlieit  ein  Ehehindernis  gebihlet  wird.  Dennoch  sei  die 
Ehe  in  Österreich  ungültig,  denn  die  Norm  des  §  64  a.  b.  GB 
(dessen  Wortlaut  ^Eheverträge  zwis(  hen  Christen  und  Personen, 
weh.-he  sich  niciit  zur  christliclien  Religion  bekennen,  können 
nicht  gültig  eingegangen  werden''  in  der  Entscheidung  unter 
Anführungszeichen  falsch  zitiert  wird  „daß  ein  Christ  sich  mit 

1)  Vgl.  den  Attbats  unten  S.  20  ff.  Red. 
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einem  Nichtcliristen  nicht  verehelichen  darf*)  beti-effe  nicht  die 
persönliche  Handlungsf&higkeit,  sie  sei  im  Gesetze 
unter  jenen  Ehehindemissen  angeführt,  welche  den  Al)g:an^  des 
sittlichen  Vermögens  betreffen,  also  ein  Erfordernis  im 
Sinne  haben,  dessen  Vorhandensein  aus  ethischen  Gründen  zu 
einer  nnerlä Blichen  Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Ehe  ge- 
macht ist.  Eine  Ehe,  deren  Bestand  einem  Grundpriiizipe  des 
in  Österreich  greltm  Ir  i)  Eherechtes  widerstreitet  und  die  vom 
Gesetze  als  unerlaubt,  als  nicht  gültig  scliließbar  erklärt  wird, 
kann  nach  dem  in  Österreich  geltenden  Rechte  ihre  Rechts- 
Wirkung  daselbst  nicht  äußern,  sie  muß  hier  wegen  dieses 
öffentli(  !irr  (  htlichen  und  absolut  wirkenden  Ehehindemisses  für 
den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  nnd 
Länder  als  ungültig  erklärt  werden. 

Die  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  soll  im  folgen- 
den auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  werden. 

L 

Das  wcstgalizische  (Jesetzbuch  (bei  Ofner  „ürentwiirf 
geniuiiit :  hatte  im  ersten  Teile,  drittes  Haiiptstiick,  ^  72,  bestimmt: 

„Eheverträge  zwisclieu  cliri.stlielien  Einwohnern  dieses  Landes 
mit  Personen,  welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  be- 
kennen, sind  an  und  für  sich  ungültig.* 

Bei  der  Beratung  der  k.  k.  Hofkommission  in  Gesetzsachen 
in  der  Sitzung  vom  22.  2.  1802  wurde  protokolliert:^) 

„Da  man  das  Wort  „Binwohner'*  bloß  auf  die  üntertanen 
beziehen  könnte,  nnd  man  dennoch  auch  Fremden,  die  sich  bei 
solcher  Religionsverschiedenheit  verehelichen  wollten,  keinen 
Beistand  gewähren  würde,  so  schlugen  das  innerösterreichiscbe 
(Apiiellationsgericht)  nnd  die  hiesige  (Wiener)  Universität  vor, 
den  Paragraph  so  zu  testieren:  Eheverträge  zwischen 
Christen  und  Personen,  welche  sich  nicht  znr  christ- 
lichen Religion  bekennen,  sind  nngOltig.  Mit  diesem 
Vorschlage  war  auch  der  Referent  (v.  ZeiUer)  und  die  übrigen 
Stimmen  einverstanden.  Nur  der  Vizepresident  v.  Haan  glaubte 

' :  Ofn  er.  Jjer  Lh  entiourf  und  die  BerotungsprotokuUe  des  ösierr. 
a.  ö.  GB.    Wieu  löö9  i>.  94. 
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sich  nicht  damit  vereinigen  zu  können,  weil  die  Auü^age  zu 
viel  umfasse.  Man  werde  nämlich  den  Personen,  welche  solche 
Ehen  in  diesen  Staaten  schließen  wollen,  hierorts  keinen  Bei- 
stand gewähren;  aber  wenn  solche  Ehen  von  tYemden  bereits 
anderwärts  gültig  geschlossen  worden,  so  würden  sie  auch  hiei^ 
orts  allerdings  als  gültig  angesehen  M«^r(l»  n  müssen." 

Auf  dieses  Votum  Haans  führt  offenbar  die  definitive 
Textierung  des  §  64  a.  b.  GB  zurück,  welcher  bereits  im  Äe- 
visionsentwurf  (§  60,  (Jfner  II  S.  661)  lautet: 

Eheverträge  zwischen  Christen  und  Personen,  welche  sicli 
nicht  zur  christlichen  Eeligion  bekennen,  könnea  nicht  g&lUg 
eingegangen  werden. 

Schon  aus  der  Entstehungsgeschichte  des  §  64  ist  also  klar, 
daß  die  Behauptung  der  oberstgerichtlichen  Entsclieidung  un- 
richtig ist,  daß  der  Bestand  der  Ehe  einem  Grundpriiizipe 
des  in  Österreich  geltenden  Ehei*echtes  widerstrt'it*'n  könne,  nnd 
dal]  eine  vom  Gesetze  als  unerlaubte,  als  nicht  gülti«:  schließbar 
erklärte  Ehe  nach  dem  in  Österreich  geltendrn  Rechte  ihre 
Rechtswirkunn:  daselbst  nicht  äußern  und  (für  Österreich)  ,als 
ungültig  erklärt  werden  müsse. 

IT. 

Aus  dem  Umstände,  daß  die  Nupturienten  vor  und  nach 
der  Eheschließung  in  Österreich  wohnten,  wird  in  der  Ent- 
scheidung selbst  nicht  argumentiert,  wenit  h  ans  dem  Domizil 
die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  sich  ergab. 
Es  wird  also  nicht  behauptet,  da6  dfts  österreichische  Recht 
jure  ämmcüU  auf  die  Parteien  anzuwenden  war.^) 

Daher  aocb  nicht  eine  Argumentation  aas  einer  fr  aus  legis.  Es  ist 
nicht  eniehtlidi,  ob  die  Staatsbttrgerecliaft  des  Shegatten  in  Ungarn  eierbt  oder 
sp&ter  erworben  war.  Mir  ist  keine  Entscheidang  des  01)ersten  Oerichtsbofes 
bekannt,  in  welcher  anf  die  Fähigkeit  zur  KhcschUeßung  das  Domizilprinzip 
zur  AnwrnduTij;  jzt'brarht  wordfii  wMre,  ohne  daß  ein  Handeln  in  fraudem 
legis  durch  Adbuc- Erwerb  der  frenidcn  Staatsbürgerschaft  angenommen  wurde. 
Ich  halte  ttbrigens  die  Argumentation  aas  einem  aolchen  Handeln  in  fraudem 
Ugi»  ebenfalb  ffir  miricbtig.  Pormalakte,  die  nnter  Hitwirkiing  der  Behörden 
geeetst  werden,  wie  Änderung  der  Staatsbürgers!  Imft.  1{r>nn*'ii  m  E.  nur  gani 
untrillfi?  od^^r  ^ranz  ^'ültig  sein.  Sie  blo0  in  Rftclcsicht  anf  die  Ehe  sn  igno- 
rieren, »cheiot  mir  unmügüob. 
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Niehtfidestoweniger  ist  dieses  Argument  m  prfifen,  am 
festzusteUeo,  ob  nicht  etwa  die  n.  S.  onricbtise  Entsefaeidung 
aus  nicht  gebrauchten  Argumenten  richtig  wäre.  Sind  wir 
auch  prinzipiell  der  Ansicht,  daß  der  Tielomstrittene  §  34  des 
östeireichischen  a.  b.  G6  das  Nationalitatsprinzip,  nicht 
das  Domizilprinzip  sanktioniert,  so  ist  doch  zu  untersuchen,  ob 
das  Bomizilprinzip,  wenn  es  durch  den  §  34  sanktioniert  ist, 
sich  auch  auf  die  persönliche  ^higkeit  zur  Eingeimng  der  Ehe 
bezieht.  Dies  ist  nicht  der  Fall.  Als  authentische  Inter- 
pretation  zum  §  34  a.  b.  GB  kann  das  Holkanzleidekret  vom 
22.  12. 1814  No.  1118  J6S  angesehen  werden,  welches  lautet: 

„Da  sich  F&lle  ergeben,  daß  Fremde,  welche  die  öster- 
reichische Staatsbiirgerschaft  nicht  erworben  haben,  in  den 
österreichischen  Staaten  einen  Ehe^ertrag  entweder  mit  inlän* 
dischen  Untertanen  oder  auch  mit  fremden  abschließen  wollen, 
der  §  34  a.  b.  6B  aber  ausdrücklich  bestimmt,  daß  die  persönliche 
Fftfaigkeit  der  Fremden  zu  BechtsgescbÜten  insgemein  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes,  denen  der  Fremde  vermöge  seines  Wohn- 
sitzes, oder  wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge 
seiner  Geburt  als  Untertan  unterliegt,  zu  beurteilen  sei,  insofern 
nicht  för  einzelne  Fälle  in  dem  Gesetze  etwas  anderes  verordnet 
ist,  so  haben  Se.  Hs,jest&t  zu  beschließen  geruht,  daß  jeder  in 
Höchstdero  Staaten  verehelichende  Ausländer  zu  verhalten  sei, 
sich  bei  der  Trauung  ttber  seine  persönliche  Fähigkeit,  einen 
gültigen  Ehevertrag  einzugehen,  gehörig  auszuweisen  (und  daß 
jeder  inländischen  Braut  eines  fremden  Untertanen  zu  widiien 
sei,  daß  sie  durch  die  Bewilligung  zur  Heirat  nicht  auch  zugleich 
den  Konsens  zur  Auswanderung  erhalte,  sondern  letzteren,  wenn 
der  Fall  des  Bedarfes  eintreten  sollte,  besonders  ansuchen 
mfisse)/ 

Dieses  Gesetz  ist  nicht  etwa  bloß  auf  im  Auslände  wohnende 
Ehewerber  angewendet  worden,  sondern  immer  auch  auf  im 
Inlande  wohnende.  Der  (in  den  üblichen  Gesetzesausgaben,  z.  6. 
der  M am' sehen  als  obsolet  nicht  abgedruckte)  Schlußsatz  macht 
zweifellos,  daß  dies  auch  Wille  des  Gesetzes  war.  Wird  durch 
diese  Norm  auch  g^ewiß  nicht  dargetan,  daß  die  Österreich isclien 
Behörden  bei  einer  Eheschließung  Fremder  mitwirken  dürfen, 


Digitized  by  Google 


UngtthigkeitMrklir.  ein.    AwlBad.  im  Aul.  geuhlonenen  El»  etc.  15 

der  nach  östereichischeni  Rechte  ein  Ehehindemis  im  Wege 
steht,  so  ergibt  sie  doch  sicher,  daß  für  Fremde,  mögen  sie  in 
Österreich  ein  Domizil  haben  oder  nicht,  ihre  Nationalität 
zur  Beurteilung  ihrer  Ehefähigkeit  maßgebend  ist.  Enthielte 
daher  auch  §  34  a.  b.  GB  die  Sanktionierung  des  Domizilprinzips, 
so  muß  für  die  Ehefähigkeit  folgendes  als  Prinzip  des 
österreichischen  Rechtes  angesehen  werden: 

Es  dürfen  in  Österreich  keine  Ehen  abgeschlossen  werden, 
denen  ein  Ehehindernis  des  österreichischen  oder  jenes  Rechtes 
entgegensteht,  dem  die  Nupturienten  als  Staatsbürger  unter- 
stehen. Das  österreichische  Recht  erhebt  aber  nicht  den  Anspruch, 
auf  die  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  von  Ausländern  an- 
gewendet zu  werden,  mögen  diese  Ausländer  ihr  Domizil  im 
Iniande  haben  oder  nicht. 

m. 

Es  erübrigt  noch  die  Fra^re,  ob  kraft  einer  Rückven^'eisun<( 
der  im  konkreten  Falk  beteiligten  ausländischen  CJeset^gebungen 
das  österreichische  Recht  zur  Anwendung  zu  kommen  hätte. 

Bezüglicli  des  ungarischen  Rechtes  ergibt  sich  die  Vernein- 
ung der  Frage  mit  unzweideutiger  Sicherheit  aus  der  Bestim- 
mung des  §  109  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXXI  vom 
Jahre  1894  über  das  Eherecht: 

^Wenn  ein  ungarischer  Staatsbürger  männlichen  Geschlechtes 
mit  einer  ausländischen  Person  weil)lichen  Geschlechtes,  sei  es 
im  Auslande,  sei  es  in  Ungarn,  eine  Ehe  schließt,  ist  die  (iültig- 
keit  der  F!ip  mit  Ausnülime  des  Alters  und  der  llandiuügsfähigJteit 
der  Iran  nach  dem  ungarischen  (iesetze  zu  beurteilen." 

Ebenso  ist  die  Braut wortung  der  Frage  vom  Standpunkte 
des  englischen  Ref  liti  s  verneinend.  Das  englische  Hecht  be- 
urteilt zwar  die  Frage  der  Ehefähigkeit  wio  jede  Frage  der 
persönlichen  Handlungsfähigkeit,  nach  dem  Rechte  des  Domi- 
zils, auch  bei  englischen  Staatsangehörigen.  An  und  für  sich 
wäre  also  für  die  Ehefähigkeit  der  in  Osterreich  domizilierten 
Engländerin  das  österreichische  Recht  maßgebend.  Indes 
würde  der  englische  Richter  die  in  Frage  stehende  Ehe  als 
gültig  anerkennen.  Das  englische  Recht  anerkennt,  wenn  es 
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über  die  Gültigkeit  einer  Elie  zu  entsciieiden  liat,  kein  auf 
Rasse n unterschif  d  '  i  oder  auf  ein  relijriöses  Gelübde^)  sieb 
gründendes  Eliehimlcrnis.  Und  so  würde  es  auch  ein  auf  l)lußer 
Hfdigiüiisveriichicdeiiheit  beruhendes  Ehtdiindernis  nicht  aner- 
kennen.^) Die  Rül kverwt'isunjr  des  enf^lischcn  Reehtt-s  auf  das 
österreirhiselic  Dojnizilrecht  würde  also  nicht  die  Aneikcnnung 
desEhchiudernisses  derReligiousverscliiedenlieit  in  sich  schlicljen. 
Die  Verweisung  auf  das  Domizilrecht  führt  nicht  die  l'nter- 
werfung  unter  solche  Grundsätze  herliei.  die  der  Politik  des 
englischen  Rechtes  prinzipiell  widerstn  iten 

Indes  ist.  bekanntlich  die  Frage  der  Rück M  i-weisung  iilit-r- 
haupt  zu  negieren:  Das  (»stcrreichische  Recht,  da.s  für  den 
fremden  Nuptinimtcn  sein  Heiniatrccht  als  maßgebend  erkennt, 
will  nicht  kraft  englisclien  Rechtes  das  österreichisclie  Recht 
anwenden,  er  hat  lediglich  englisches  Territorialrecht  als  maß- 
gebend zu  erachten.'') 

Mit  oder  ohne  Rückverweisuug  ist  also  das  Resultat 
dasselbe. 

lY. 

Hier  sei  an  die  Auslegung  erinnert,  die  der  leider  so  früh 
verstorbene  Franz  Kahn  dem  §  64  a.  b.  GB  in  Ztsch.  XII 
S.  204  gibt.  Vom  Ehehindemisse  der  Religionsveischiedenheit 
sprechend  führt  er  aus:  Sinn  dieses  Verbotes,  soweit  es  in 
europäischen  Staaten  gilt,  ist  immer  nur,  daß  Christen  unfähig 
sein  sollen  '*),  eine  Ehe  mit  Andersgläul)igen  einzugehen  (so  schon 
dem  Wortlaut  nach  das  russische  Civilgesetzbuch  Art.  85,  vgl. 
auch  Art.  87,  90,  87  Ziff.  7).  Deshalb  kann  auch  Art.  64  des 
österreichischen  a.  b.  GB,  welches  Ehen  zwischen  Cliristen  und 
Nichtchristen  verbietet,  usw.  (der  Best  der  Ausführangen  gehört 

>)  Dicey,  Omfiict  uf  Law8  (18%)  S.  617. 

A.  a.  0.  S.  6W. 
S)  A.  %.  0.  S.  47^. 

BmOglich  der  Rackverweisimg  durch  d«8  cn^iache  Recht  vgl.  Über- 
dies jetzt  Bute,  Notes  o»  ike  doctrine  of  rmwi  in  Private  International 
Law  (1904). 

^)  Dieser  Gedanke  scheint  auch  dem  OGH  bei  seinem  falschen  Zitate  des 
§  64  vorgeschwebt  zu  haben. 
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nicht  hierher).  ^)  Wir  huiten  diese  Auslegunfr  für  vollständig 
richtig.  Zum  mindesten  ist  sie  es  seit  den  intt  rkoiifessionellen 
Gesetzen.  Bis  zu  diesen  liiitte  man  ja  vielleicht  beluuipten 
können,  es  sei  die  Absirlit  des  Gesetzes,  nur  Religiunsgleiche 
zur  Ehe  zuzulasiüen,  man  hätte  z.  B.  auch  annehmen  können, 
das  Gesetz  wolle  auch  die  Ehe  der  Juden  vor  jenen  Zerwürf- 
nissen schützen,  die  sich  durch  die  Mischehe  ergeben  konnten. 
Seitdem  aber  die  interkonfessionellen  (  Jesetze  die  VerelielicUung 
von  Juden  mit  Konfessionslosen  erniüfrliclien,  Ideibt  in  der  Tat 
nur  die  Ä'aÄn'sche  Auslegung  des  §  ü-4  a.  b.  HB  möglich.  Sie 
hat  zur  Konsequenz,  daß  die  im  Auslande  geschlossene  Ehe  eines 
österreichischen  Juden  oder  Konfessionslosen  mit  einem  christ- 
lichen Ausländer,  dessen  Personalstatut  nicht  im  Wege  steht, 
als  in  Österreicli  gültig  anzusehen  wäre.  A  minore  ad  majus 
ergibt  sich  dann  der  Schlub  aul  die  <itiUigkeit  der  Ehe  eines 
n ich t österreichischen  Juden  oder  Konfessionslosen  mit  einem 
christlichen  Ausländer,  dessen  Personalstatut  nicht  im  Wege  steht. 

T. 

Was  aber  die  Entscheidung:  des  Obersten  ( Jericltt^liofes  am 
unbegreiflichsten  macht,  ist  <ler  Unistand,  daß  die  fi  ni^liclie,  vom 
Obersten  Gerichtshofe  uIn  tVi  Osterreich  ungültig  erklärte  Khe, 
selbst  dann  als  gültig  anzusehen  war,  wenn  sie  in  Österreicli 
geschlossen  worden  wäre:  und  iln e  ^Schließung  hätte  in  gesetz- 
lieber  Weise  in  Österreicli  eifol^^'n  können. 

Die  anglikanische  Religion!  ist  keine  in  Österreich 
anerkannte  Religion. -^j  ihre  Bekeiinei  gelten,  da  sie  keiner  in 
Österreich  anerkannten  Kirche  oder  Keligionsgesellschaft  ange- 

^)  Sondern  zur  Besprechung  des  österr(  i(  hischen  Beditcs,  wie  es  sieb 
nach  Ratifikation  der  Bwolüttaae  der  Haager  Konferais  Tom  Jahre  1902  steUen 
wild.    Vgl.  unten  VI. 

Die  Bedingungen  der  Anerkennung  einer  Aeligionsgesellscbaft  in 
QifcQRdeh  iind,  daß  Oure  ReUgionslehre,  ihr  GotteBdienfl»  iliie  Terfaammg 
■owie  die  genrUdte  Benennniig  niehta  Geaetewidrigea  oder  AnitMIgM  entfallt; 
daß  die  Errichtung  und  der  Bestand  wenigstens  einer  nach  den  Anforderungen 
des  Gesetze«  eingerichteten  Kultnrgemeindc  gesichert  ist.  Der  Vorstand 
der  Kulturgemeinde  und  der  See!sf»rtr<'r  Tnüssen  Österreicher 
sein.  Diesem  letzteren  Eriorderniätte  liuLtc  bczuglicli  der  Angliliancr  uuch 
oieht  genügt  werden  kOmen.  (Geaeta  Tom  SO.  6w  1874.) 

EeüMkitfl  f.  lalam.  Fiivafe>  v.  OflnO.  Beeht.  XT.  8 
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h$ren,  in  Österreich  nicht  als  Christen  im  Rechtssinne  dieses 
Wortes.  Eine  Bbe  zwischen  Anglikanem  ist  in  Österreich 
civiliter  zu  schließen^)  und  es  besteht  kein  Ehehlndemis  für 
eine  Ehe  zwischen  NichtChristen  und  solchen  Personen,  die 
keiner  gesetzlich  anerkannten  Kirche  oder  Religionagesellschaft 
angehdren,  ans  dem  §  64  a.  b.  6B.^ 

Die  Ehe  des  jüdischen  Ungarn  (ja  sogar  eines  jüdischen 
Österreichers)  mit  der  anglikanischen  Engländerin  hätte  daher 
▼or  der  österreichischen  politischen  Behörde  gfiltig  abgeschlossen 
werden  können. 

Dies  wird  z.  B.  in  dem  bekannten  Stubenrauch^schdik 
Kommentar  mm  a.  b.  GB  (VIII.  Anfl.  1902)  zn  §  64  gelehrt, 
ebenso  von  Anders t  österrekhisckes  FamiHenr&sht  S.  22  und 
eine  gerichtliche  Entscheidung  (allerdings  keine  oberstgerichtliche) 
ist  im  Falle  der  Ehe  eines  jfidischen  Österreichers  mit  einer 
englischen  Baptistin  in  diesem  Sinne  ergangen.*)  In  der  Tat 
kann  man  unmöglich  sagen :  jemand  sei  «Christ''  im  allgemeinen, 
das  Christentum  im  Bechtssinn  ist  eben  nur  die  Zugehörigkeit 
zn  den  bestimmten,  in  Österreich  anerkannten  christlichen  Kon- 
fessionen. 

Wir  haben  also  unsere  Ansicht  Qber  die  Entscheidung  des 
Obersten  Gerichtshofes  dahin  zusammenzufassen,  daß  wir  keinen 
Grund  entdecken  können, .  aus  dem  sie  für  richtig  gehalten 
werden  könnte. 

^)  Die  B^uptung  der  WoelraiiidHHi  da  Jkr.  Bl.  Tom  S8. 6. 1904  «wir 
liaben  die  Tollstftndige  Rechtlosigkeit  der  Ehen  der  lüeht  aiterkaanteii  Chtiatoi, 
s.  B.  der  Anglikaner,  die  in  Österreich  eiiif>di  «Is  Konkabliutte  bebandelt 
werden  müssen''  ist  vollständig  falsch. 

2*  Alli  riliiitr<<  ortrilit  sich  aus  dieser  Ar<.niiiientatioii.  ciali  (irr  V.\u-  '  ines 
Christen,  dessen  Kirche  in  Österreich  ant-rkunni  ist,  mit  einem  Angiiicaner 
das  Hindemii  des  §  64  a.  b.  OB  entgegenstdit!  Id  der  Praxis  wird  in  der 
Tat  einer  Miellen  BheaebUeSang  der  Übertritt  des  Angllkanen  sn  einer  in 
Österreich  anerkannten  protestantischen  Kirche  vorherzugehen  baben,  wie  ja 
ülicrhanpt  der  derzeitige  Zustand  des  ^^storreirhischen  Eherechtc»  erzwnnjjene 
Amit  rungen  der  RfdipionslH'kenntnisse  nach  sich  zieht,  z.  B.  Abfall  vom 
Katholizismus,  um  da»  Ehehiademis  des  Katholizismus  zum  Wegfall  zu  bringen. 

*)  Jur.  Blatter  1886  8.  425.  In  der  betr.  Bntscheidnng  wird  ange- 
nommen, daS  der  §  64  a.  b.  GB  ein  Bhehindetnis  anch  fttr  den  im  Auslande 
mit  einem  Christen  sieh  rerefaelichenden  Jvd«i  bildet  Tgl.  hiergegen  oben  IT. 
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VL 

Die  Haager  EherechtskoiiTeiitioii  Tom  Jahre  1902  ist  dem 
österreichisdiea  Beichsrate  noch  nicht  yorgelegt  worden.  Es 
ist  aber  immerhin  interesnknt  zu  prüfen,  wie  sich  die  Entschei- 
dung des  Obersten  Gerichtshofes  zu  diesem  Zuknnftsrechte  ver- 
hält. Unter  Hinweis  auf  den  in  Zisch.  XQ  602  abgedruckten 
Text  beschränken  wir  uns  darauf,  festzustellen,  daß  die  fibe 
nach  dieser  Konvention  gfiltig  wäre,  obwohl  die  Frau  einem 
nicht  mitkontrahierenden  Staate  angehört.  Es  sei  hier  nochmals 
auf  die  Ausführungen  Kahns,  ZUck,  XU  204  verwiesen. 


2* 


Die  Gültigkeit  iler  von  Ausländern  im  Aiielande 
geechleseenen  Ehen  in  Oeteireieli. 

Von  Dr.  Isidor  liebwarts,  Regierungskonzipist  in  Sarajevo. 

Das  Deutsche  Reich  ist  der  einzige  europäische  Staat, 
dessen  bürgerliches  Recht  (Art.  13  EG  z.  BGB)  entsprechend 
dem  Art,  1  des  ersten  Abkommens  der  Haager  Familienrechts- 
konventinn  (Zfsch.  XIV  509)  von  Ausländern,  die  in  Deutsch- 
land eine  Ehe  schließen  wollen,  nur  den  Nachweis  verlangt, 
daß  nach  dem  Gesetze  der  Heimat  beider  Nupturienten  sämt- 
liche Voraussetzungen  der  Klu  srhließung  gegeben  sind,  soweit 
nicht  die  lex  patriae  auf  das  deutsche  Recht  rückverweist 
oder  auf  das  Recht  eines  anderen  Staates  weiterverweist.  ^)  In 
den  übrigen  europäischen  Gesetzgebungen  sind  aber  Ausländer, 
welche  im  Inlande  eine  Ehe  schließen  wollen,  nicht  nur  den 
Voraussetzungen  der  Eheschließung  nach  der  lejc  patriae^ 
sondern  überdies  auch  den  Voraussetzungen  der  Ehescliließimg: 
nach  dem  inländischen  Rechte  unterworfen.  Die  Anwendbarkeit 
der  Vorau.ssctzuni^en  der  Eheschließung  des  inländischen  Rechtes 
ist  aber  in  den  einzelnen  Gesetzgebungen  sehr  verscliie'len 
geregelt.  Wälirend  in  Ungarn  auf  Ausländer,  die  in  Ungarn 
eine  Ehe  schlieikn  wollen,  nur  die  Ehebindernisse  der  IX, 

>)  Über  den  Begriff  almtliclui  YorauMetsimgeii  der  EheedilieBiiiig  Tgl. 
NUmeperf  ^Das  iHtematümale  Priwüreekt  de»  BGB",  Berlin  1901, 

8.  133-134. 

^  Art.  27  E(i  hftt  nnr  dnr  Rih  k Verweisung  Beachtung  gewährt,  nicht 
auch  der  WeiUjrvcrweisung,  Aicmeyer  a.  a.  0.  S.  37.  Durch  den  Beitritt 
Deutschlands  zur  Uaager  Familienrechtskonvention  ist  die  Vorschrift  des 
Art.  87  EG  inaofem  erweitert  worden,  als  nidiC  nnr  nnf  das  dentaehe  JOeditt 
•Mldem  auch  auf  das  Recht  eines  anderen  Vertragtttaatet  Terwieien  weiden 
knim,  Tgl.  die  Denksduift  Ztsck,  MV  526. 
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12  und  13  anzuwenden  sind  (§  III  des  Ehegesetzes),  ist  in 
Frankreich  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr  bestritten,  welche 
Voraussetzunjren  der  Eheschließung  des  französischen  Rechtes 
auch  gegenüber  Ausländern,  weklie  in  Frankreich  eine  Ehe 

schließen  wollen,  in  Anwendunfj:  zu  bringen  sind.  ^)  Am  weitesten 
gehen  in  der  Anwendung  des  inländischen  Rechtes  in  bezug 
auf  Ausländer,  welche  im  Inlande  eine  Ehe  schließen  wollen, 
das  italienische  BGB  (Art.  102),  das  schweizerisclie 
Bundesgesetz  vom  24.  12.  74^*)  und  das  österreicliisclie 
Recht.  ^)  Dem  Standpunkt  dieser  letzteren  (Gesetzgebungen 
mußte  auch  die  Haager  Fa un  1  i e  n r er  h  t s  k o  n  v e  n  t  i o  n  in 
einem  bestimmten  Maße  Rechnung  tragen.'*)  Selbst  in  der 
Theorie  des  internationalen  Privatrerhtes  %vird  noch  gelelirt: 
„Die  Kiillo  der  Eheschließung  völlig  unreif  erscheinender  Per- 
sonen und  die  Eheschließung  einer  Witwe,  deren  Ehemann  vor 
kurzem  erst  verstorben  ist,  sind  die  einzigen,  in  welchen,  ab- 
gesehen von  einer  in  der  Verbindung  liegenden  strafbaren 
Handlung,  die  Eiiesclilifßimfr  mich  Maßgabe  der  in  der  aus- 
ländischen Uesetzgebung  gewaiirten  Fähigkeit  einen  offenen 
Verstoß  gegen  das  Anstandsgefühl  am  Orte  der  Trauung  ent- 
halten kann"."^) 

In  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  ein  Staat  bei  Ehe- 
schließungen der  Ausländer  im  Inlande  für  die  Voraussetzungen 
der  Eheschließung  auch  inländisches  Recht  als  maßgeblich 
statuiert,  hat  dieser  Staat  Relbstverstandlich  das  Recht,  die  von 
Ausländern  im  Inlande  geschlossene  Elie  für  den  inländischen 
Reclitsbereich  als  ungültig  zu  betrachten,  wenn  den  Voraus- 
setzungen der  Eheschließung  nach  dem  inländischen  Rechte 
nicht  entsprochen  wurde*.  Ks  existiert  aber  kein  civilisierter 
Staat,  welcher  die  Gültigkeit  der  von  Ausländern  im  Auslände 

>t  Lrskc  und  Loeicenfcld.  ^Das  Eherecht  4er  turopäisckeH 
Staaten  und  ihrp>  Kofnuicii- ,  1'.>01.  S.  25>8. 

2)  Leske  und  Loewenfeld  a.  a.  O.  f?.  231. 

*)  Jeitei,  Bein^id^  des  internationalen  Privat-  und  Straf  rechtes, 
Wien  im  S.  36. 

*  .\rt.  2  des  ersten  Abkommens.  Zisch.  XIV  509. 
^  H>ii,  Theorie  und  Praxi»  des  internationalen  Privatreektee^ 
2.  Aufl.  I  450. 
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geschlossenen  Ehe  nach  dem  inlfindischen  Bechte  hemteflen 
wurde,  wenn  kein  Fall  der  Kückrerweieang  oder  Welter- 
Terweisong  vorliegt  Anders  der  Sstenelchiscbe  Oberste  Ge- 
richtshof, welcher  von  Ausländem  im  Auslände  geschlossene 
Ehen,  wofern  die  Kompetenz  der  österreichischen  Gerichte  im 
Sinne  der  österreichischen  Gesetze  zur  Judikatur  fiber  die  Frage 
der  Gültigkeit  dieser  Ehen  festgestellt  ist,  für  ungfiltig  eridftrt, 
wenn  diese  Ehen  nach  dem  östenreichischen  Rechte  nicht  gültig 
hätten  geschlossen  werden  können.  Es  handelt  sich  aber  hier 
nicht  um  jene  Kategorie  von  Fällen,  welche  bereits  an  anderer 
Stelle  dieser  Ztsch.^)  besprochen  wurden  und  wenigstens  unter 
den  Gesichtspunkt  des  agere  in  fraudem  legis  subsumiert 
werden  können,  wenn  man  sie  in  Ermangelung  andrrer  Argu- 
mente unter  diesen  Gesichtspunkt  subsumieren  will.  ~)  An  dieser 
Stelle  soll  ein  Fall  besprochen  werden,  in  welchem  der  öster- 
reichische Oberste  Gerichtshof  eine  von  Ausländem  im  Aus- 
lande geschlossene  Ehe  für  den  österreichischen  Reclitsbereicli 
als  ungültig  erklärt  hat,  weil  diese  Ehe  nach  österreichischem 
Bechte  wegen  des  Ehehindernisses  der  Religionsverschiedenheit 
nicht  hätte  gültig  geschlossen  werden  können.  Die  Eheleute 
waren  niemals  österreichische  Staatsangehörige,  der  Gesichts- 
punkt des  agere  in  fraudem  legis  läßt  sich  also  zur  Be- 
gründung dieser  Ungültigkeitserklärung  schlechterdings  nicht 
herbeiziehen. 

Der  Fall,  welrhon  ich  der  j,Neuen  Freien  Fresse''^)  ent- 
nehme, ist  fo Irrender: 

.Der  Wiener  Kaufmann  Ma.r  K.  Iiatte  am  1!».  S.  Ol  mit  einer  Eng- 
läuiicriii  vur  dem  ungariüchen  MatrikeUübrer  in  Prebburg  eine  Ehe  gc- 
BcUofisen.  Der  Gatte  war  ungarischer  StMtahttrger  and  Jl^iscber  Religion, 
die  Qattin  gehörte  dnn  anglikaninhen  BdigionflhekaiiitiüMe  an.  Binei  Tages 
vermißte  X,  seine  GFattin,  die  mit  dem  Sohne  eines  Polizeirates  eine  Ver- 
gnllpHngsreise  in  die  Schweiz  nnternommm  hatte  Auf  die  Anzeige  des  Ehe- 
gatten wurde  der  Entführer  beim  Landesgeiielite  in  Wien  wegen  Entführung 
angeklagt.   In  der  Verhandlung  bestritt  der  Angeklagte,  eine  Ehefrau  ent- 


*)  XIV  143'-144. 

Je f  fei  a.  a.  0.  8.  49—50. 
3)  Morgenblatt  vom  6.  12.  (M  No.  14  471  ä.  11  (Rubrik:  »Ans  dem 
Gerichtssaale*). 
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fährt  zu  hiibcn.  da  die  zwischen  dem  Anzeiger  und  der  Entführten  pjeschlossene 
Ehe  wegen  tUr  Rcligionsverscbiedcnbeit  der  Ehegatten  nach  dem  üsier- 
reichiachen  B(iB  (§  64)  nicht  gültig  sei.  Das  Strafgericht  brach  die  Ver- 
hmdlimg  ab  und  leitete  den  Akt  an  das  Landeegeriebt  in  GfTiliaeben  aar 
EntadieidiiBg  der  Voiftrage,  ob  die  Ehe  fQr  den  Berdch  des  teteneidiiidien 
Staates  gültig  ad.^)  Der  Rechtsanwalt  des  Ehegatten  und  der  Verteidiger 
dt  s  Ehebandes  machten  geltend,  daL!  die  in  üntrarn  gcschlosspnr  Ehe  nach 
dem  ungarischen  Rechte  zu  beurteilen  sei  und  nach  unt:ari»cheni  Rechte 
bilde  die  ReligionsTerschicdenhcit  kein  Ehehindernis.  Da»  Landesgericbt  und 
das  OberlandeBgoicht  entsobieden  in  diesem  Sinne.  Der  Beobtaanwalt  dw 
GatUn  legte  bei  dem  K.  K.  Obersten  Oeriebtsbofe  die  Reyision  ein.  Dieeee 
F'orum  bob  aaob  in  Stattgebung  der  Revision  die  Urteile  der  beiden  unteren 
Instanzen  auf  und  erkannte  zu  Recht  ;  Die  von  Majr  K.  in  Preßburg  ge- 
schlossene Civilehe  ist  für  den  Bereich  lier  im  osterreiehisclien  Keichsrate 
vertretenen  Königreiche  and  Länder  ungültig.  Keint:ni  IVile  Iiilit  an  der 
Ungültigkeit  dn  Yeradralden  rar  Luat* 

In  der  Begrundmig  des  Urteiles  wird  ausgeführt: 

Das  Ebdiindeiiiis  der  BeUgionsverscMedeBbeit»  weldies  bier  vorliegt, 

gehört  zu  jenen  EhehinderniMm,  ,wdebe  den  Abgang  des  sittlichen  Ver- 
mögens 7nr  Eheschließung  betreffen,  also  ein  Erfordernis  im  Sinne  haben, 
dessen  Vorhandensein  aus  ethischen  Hüukäichten  zu  einer  un- 
erläßlichen Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Ehe  gemacht 
ist."  Dieses  Ehdiindemis,  weldies  von  Amta  wegen  nntersncbt  weiden  mnfi, 
entbilt  die  den  Cbarakter  eines  swingenden  Verbotsgeaetaes  tragoide  Nonn, 
.daß  ein  Christ  sich  mit  einem  NichtChristen  nicht  ver- 
ehelirhen  darf.  Eine  Khc,  deren  Bestand  einem  Grnndprinzip  des  in 
Österreich  geltenden  Eherechtes  widerspricht  und  die  vom  Ciesetze  als  un- 
wtanbt  erklärt  wird,  kann  nach  österreichischem  Rechte  hier  nicht  rechts- 
wirksam  sdn,  de  mnfi  f  ttr  den  Berdch  des  Vsterrdchisdien  Staates  als  nn^ 
gültig  erklärt  werden,  ebne  Rücksicht  darauf,  daß  die  Bbe  im 
Auslande  geschlossen  wurde  und  daß  nai  li  dem  Gesetze  des 
Ortes  der  Eheschließung  das  Ehehinderuis  der  Aeiigions- 
vcrschiedeuhcit  nicht  besteht." 

Dieses  Urteil  des  östem  i einsehen  Obersten  Gericlitsliofes 
könntf  vom  Staiitipmikte  des  russischen  Rechtes,  in  welchem 
von  inu riiationaler  Gleichberechtipnmg  keine  Rede  ist,'')  als 
begründet  erscheinen.  'Steht  aber  im  schroffen  Widt  i Spruche 

Nach  §  5  der  üsterreichischcii  St  PO  kann  über  die  Vorfrage  der 
Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  nur  das  Civiigericht  entscheiden,  an 
dessen  Bntsebeidnng  das  Strafgericht  gebunden  ist. 

^  Leske  nnd  Loeieenfelä  a.  a.  0.  8.  760.  Dieselbe  Verleugnung 
der  internationalen  Rechtsgenu-inscliaft  gilt  aoch  in  Ansdinng  der  Form  der 
EbeschUdtang»  vgl.  Z/«cA.  Xlii  tiö— 71. 
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mit  den  YoiBchriften  des  österreichischen  a.  b.  GB  über  das  I.  P.  R. 

Nach  österreichischem  Rechte  ist  die  Gültigkeit  der  von  Ausländem 
im  AuslADde  geschlossenen  Ehe  nach  dem  Rechte  des  Bnt- 
Stehungsortes  der  Ehe  zu  beurteilen^)  und  nur  die  sogenannten 
persönlichen  Erfordernisse  der  Eheschließung^)  sind  nach  der 
lex  patriae  der  beiden  Nupturienten  zn  beurteilen.  Diese 
Ansicht  ist  in  der  österreichischen  Literatur  die  herrschende, 
vergl.  Rittner,  Österreichisches  £kereckt,  Leipzig  1876, 
S.  46—47,  Stubenrauch,  Kommentar  zum  österreichischen 
a.  d.  GB,  7.  Auflage  I  124,  und  mit  Recht  sagt  J eitel, 
Hanähmh  des  fnternaiionalen  Privat-  und  Strafrechtea, 
Wien  1893,  S.  49:  „Dagegen  widerspricht  es  den  elementarsten 
Grundsätzen  des  internationalen  Privatrechtes  und  selbst  der 
klaren  Bestimmung  des  §  37  a.  b.  GB,  auf  ein  zwischen  Aus- 
ländern im  Auslande  zustande  gekommenes  Rechtsverhältnis 
das  inländische  Recht  anzuwenden,  auf  welches  die  Vertrags- 
teile zurzeit  des  Eheabschlusses  gar  nicht  Bedacht  genommen 
haben,  keinesfalls  aber  Bedacht  nehmen  mußten/ 

Wir  gelangen  also  zu  dem  Resultate,  da(i  die  in  Rede 
stehende  Ehe  auch  für  den  Bereich  des  österreichischen  Rechtes 
als  gültig  zu  betrachten  war.  Von  der  Ungültigkeit  dieser  Ehe 
könnte  nur  dann  die  Bede  sein,  wenn  etwa  ein  Nupturient 
zurzeit  der  Eheschließung  in  Österreich  seinen  Wohnsitz  gehabt 
hätte,  vorausgesetzt,  daß  man  den  34  des  österreichischen 
v  h  GB  in  dem  Sinne  auffassen  würde,  wie  ihn  ünger^)  auf- 
faßt, daß  die  persönliche  Fähigkeit  der  Ausländer  zu  Rechts- 
geschäften im  Sinne  des  österreichischen  Rechtes  nach  der  lex 
dotnicilii  des  Ausländers  zu  beurteilen  sei,  d.  Ii.  nach  den  Ge- 
setzen jenes  Landes,  dem  der  Ausländer  nach  seinem  Wohn- 
sitze mit  seiner  privatrechtlicheu  Persönlichkeit  untersteht; 

I)  Vgl.  ^  37  des  österreichischen  a.  b.  GB.  Daß  dteie  Voraohrift  aach 
für  (Iiis  Elierei  lit  Anwendung  findet,  duttber  vgl.  MiitUßr,  österreichische» 

Eherecht,  Leipatig  1876,  S.  40  ff. 

*)  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  133 — 134. 

^  System,  I  164--166.  YgL  Uerttber  Dr.  Hsinrieh  Kahane, 
^Die  persönUehs  Fähigkeit  der  Fre$ttäeH  eu  Bechtsffeseh^ien  und 

ihr  Kriterium  in  Österreich',  Grüiilntls  Zi'ltsrhrift  für  >7as  PriwU-  umd 
öffentliche  Eeehi  der  Qeffenwart,  XYlll         ö.  113— 147. 
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daranf,  welchem  Staate  der  Auslander  mit  seiner  staatsrecht- 
lichen Persönlichkeit  unterworfen  ist,  koiiinit  es  nicht  an. 
Dieser  Lehre  Ungers  liat  sich  aber  der  österreichische  oberste 
Gerichtshof  niemals  angeschlossen. 2)  Im  Falle  Xo.  6867  der 
Sammlung  der  Entscheidungen  des  K.  K.  österreicliischen  Obersten 
Gerichtshofes  (Glaser,  Unger,  Walther,  XVI  110— III j 
hat  das  Landesgericbt  in  Prag  die  vor  dem  preußischen  Standes- 
amte in  Berlin  im  Jahre  1875  geschlossene  Ehe  eines  in  Prag 
wohnhaften  ungarischen  Staatsbürgers  jüdischer  Konfession  mit 
einer  PreoBin  evangelischer  Konfession  für  gültig  erklärt,  weil 
die  Ehe  zufolge  der  Bestimmung  des  §  37  österreichischen  a.  b. 
GB  nach  preaßischem  Rechte  zu  beurteilen  sei,  nach  welchem, 
wie  die  beigebrachte  in  gesetzlicher  Form  ausgestellte  Be- 
sclieinigung  des  K.  preußischen  Jnstizministeriams  nachweist, 
das  TOD  der  Eiiegattin  geltend  gemacl^  Bhehindemis  der 
Beligionsverscbiedenbeit  nicht  besteht,  weil  der  §  39  des  all- 
gemduen  preußischen  Landrechtes  T.  n,  T.  1,  welcher  dieses 
Ehebindemis  statuierte,  durch  den  §  56  des  Gesetzes  vom 
9.  d.  1874  angehoben  worden  ist  Allein  der  Oberste  Ge- 
richtshof hat  die  Ehe  mit  folgender  Begrflndung  für  ungültig 
erklirt: 

,B«ide  Teile  —  X.  als  FrenSin  und  B.  ata  nngariacher  StaatabSrger  — 

biini  n  ; / \v-eifelhaft  im  Sinne  des  a.  b.  G3  Fremde.  Bs  haben  daher  bei  der 
Kntscheidang  des  Torliecrenden  Prozesses  die  Bestimrnnngen  der  §8  34  bis  37 
a.  b.  GB  in  Anweiiduii};  zw  kommen,  da  das  Gesetz  bezüglich  der  Rhestreiti^- 
keiten  keine  Ausnahme  von  diesen  Bestimmongen  festsetztN  Nach  dem  ^  34 
des  a.  b.  GB  ist  die  penödlldie  SUiigkeit  der  Fremdeii  sn  ReebtHiescbftfteii 
Dach  den  Geseteen  des  Ortes,  deneD  der  Fienide  als  Untertan  nnteiliegt,  mit* 
bin  die  Handlungsfähigkeit  des  B,  nach  dem  ungarischen  Qesetse  und  jene 
ih  r  A.  ii;uh  dem  preußischen  Gesetze  zu  beurteilen,  welch  l<  t''teres  außerdem 
nur  insoweit  zur  Anwendung  zu  kommen  hat.  ab  es  sit  h  um  den  lulialt  und 
die  Form  des  in  PreuÜen  geschlossenen  Ehevertrages  bandelt  (§  37  a.  b.  GB;. 
Nnn  sind,  lant  des  beigebrachten  Zeagnisses  des  ungariscben  JusUsministerituns, 
in  Ungarn  nadi  g  10  der  in  Ehesachen  Ton  EvangeÜselien  beider  Kenfessionen 
erlassenen  und  mit  §  36  des  Gest  tz.utikels  LIV  vom  Jahre  1868  zur  Gesetz- 
kraft gelangten  Verfügung,  welche  lautet:  „Tertüt  mati  imtmium  intcr 
subditum  nostmnt  religioni  christinnne  fiddirfum  ef  nfiitm  tc/K/iDni 
Ituic  uou  addictum,  pro  nullo  et  invulklo  deciuramu^" ,  Ehen  zwiücheu 


*}  Stubenraueh  a.  a.  0.  S.  lOS  Anm.  1. 
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ChriBtan  und  Niehtoliilslai  gveetslicli  m^flltig.^)  Dieses  im  KKnigieiek  Uqgim 

1>e8t«hende,  dem  §  64  a.  b.  OB  aitsprechende  Ebehindernis  der  Rcligionsver- 
schiedenheit  beraht  aaf  einem  persönlichen  Yerbältnisse  und  involviert  dem- 
nach imimi  auch  eine  im  §  39  a.  b.  QB  vorgesf'bene  Einschränkung  der 
persönlichen  Fähigkeit,  zufolge  welcher  ein  der  cluristlicbeu  Religion  nicht 
sugetaaMt  ungHrischer  Untnrtaii  mit  dner  dnistlii  eine  gülUge  Blie  nidit 
abschlieflen  icann.  Wenn  Mich  im  Königreiche  Preofien  das  Ebdilndeniif  der 
Religionsverschiedenheit  nicht  besteht  und  der  Verehelichnng  der  der  evan- 
gelischrn  Konfession  angeh^^rii^c■n  A.  mit  einem  Israeliten  dortsclbsf  kein 
Hindernis  in  den  Weg  gelegt  wurde,  so  war  zum  Zustandekommen  einer 
gültigen  Khe  die  personliche  F&bigkeit  beider  Ehegatten  notwendig,  welbhe 
aber  nach  dem  sitierten  vngarisehen  Gesetse  anf  Seite  des  B.  niebt  Torhsadm 
gewesen  ist.  Die  mangtln  I  piziiUi-  Handlungsfähigkeit  desselben  zur  Ein- 
gehung der  Ehe  mit  der  Kliigerin  A.  rechtfertigt  daher  vollkommen  das  die 
Unfrültigkeit  di^cr  Ehe  aussprecbende  Erkenntnis  der  zweiten  Instanz  i^OLQ 
in  Prag!.'' 

Wie  aus  dieser  vollinhaltlich  mitgeteilten  Begriiiidung  des 
Urteiles  des  K.  K.  österreichischen  Obersten  Gerichtshofes  (de 
dato  6.  3.  1876  Zahl  9793)  hervorgeht,  wurde  diese  von  Aus- 
ländem im  Auslände  geschlossene  Ehe  von  dem  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofe  nur  deshalb  für  ungültig  erklärt,  weil 
einem  NnptUTi^ten  die  persöDliche  Fähigkeit  zur  Eheschließung 
nach  seiner  lex  patriae  gemangelt  hat;  Yoraossetzung  der 
Gültigkeit  der  Eheschließong  nach  der  Ansicht  des  Ssterreichi- 
schen  Obersten  Gerichtshofes  ist  aber,  daß  die  Ehe  nach  dem 
Rechte  der  Heimat  beider  Nupturienten  gfUtig  sein  mlisse.^  Vm 
der  Auffassung,  welche  der  Österreichische  Oberste  Gerichtshof 
im  Jahre  des  Heils  1904  verkfindet,  daß  die  österreichischen 
Gerichte  von  Ausländem  im  Auslande  geschlossene  Ehen  für 
ungültig  erklären  mfissen,  wenn  denselben  das  Ehehindemis 
der  Religionsverschiedenheit  im  Wege  steht,  weil  dieses  dem 
österreichischen  a*  b.  GB  (g  64)  noch  bekannte  Hindernis  als 
Gesetz  des  ordre  public  auch  auf  die  von  Ausländem  im 
Auslände  geschlossenen  Ehen  Anwendung  findet,  falls  die  Frage 
der  Gültigkeit  dieser  Ehen  von  einem  österreichischen  Gerichte 
zu  beurteilen  ist,  —  von  dieser  Auffassung  hat  der  österreichische 

^)  In  Ungank  wurde  das  BheUndemis  der  RcligionsTerschiedenheit  erst 
durch  das  neue  Ehegesetz  (GA  XXXI 1894)  anfgehohen,  welches  am  1. 10. 1805 
in  Wirksamkeit  getreten  itt. 

■i}  Vgl.  hteran  Uug^r,  Suatem  1  lUO-ldl  and  inebeeondere  Ifote  U8a. 
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Ol»6i8te  Gtriehlsliof  Im  Jahze  1878  noch  nichts  gewußt  Dieser 
Standpunkt  wnrde  erst  zwei  Jahre  nach  der  dritten  Haager 
Konferenz  Aber  internationales  PriYatrecht  eingenommen. 

Daß  aber  diese  Jede  internationale  Bechtsgemeinschaft  ver- 
leugnende Anffossnngdes  östeireichifichen  Obersten  Gerichtshof^) 
vom  Wesen  des  Ehebindemisses  der  BeUgionsverschiedenheit 
als  eines  Gesetzes  des  wärt  pMic  den  Bedaktoren  des  öster- 
reichischen a.  b.  GB  gaoz  fremd  gewesen  ist,  beweisen  folgende 
Tatsachen: 

1.  Wire  es  wahr,  daß  |  64  des  österreichischen  a.  b.  GB 
ein  Gesetz  des  onire  pMic  im  Sinne  des  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofes  ist,  so  müßte  eine  Ehe,  welcher  das 
Ehehindemis  der  Beligionsverschiedenheit  bei  ihrem  Abschlnsse 
im  Wege  stand,  dnrch  nachfolgenden  Beligionswechsel  ßtre 
konvalidieren.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall  (£  in 
der  Ger,'2^.  1877  No.  87),  die  Konvalidation  kann  nur  durch 
die  Dispensation  im  Sinne  des  g  88  a.  b.  GB  erfolgen. 

2.  Der  Fortbestand  jeder  christlichen  Ehe  müßte  alteriert 
werden,  wenn  nach  ihrem  Abschlüsse  ein  Ehegenosse  zu  einer 
nichtchristlichen  Beligion  fibertritt  oder  konfessionslos  wird. 
Denn  der  Fortbestand  einer  solchen  Ehe  verstößt  ja  nach  der 
Ansicht  des  österreidiischen  Obersten  Gerichtshofes  gegen  ein 
Gesetz  des  ordre  pubHc.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht  der 
Fall^  und  daß  die  Bedaktoren  des  a.  b.  GB  die  Beligionsver- 
schiedenheit der  Eheleute  durchaus  nicht  als  gegen  ein  Gesetz 
des  ordre  pMic  verstoßend  betrachtet  haben,  beweist  der  mit 
dem  Hofdekrete  vom  28.  6. 1806  No.  771  übereinstimmende  §  136 
des  österreichischen  a.  b.  GB,  welcher  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  durch  den  Übertritt  eines  jüdischen  Ehegatten  zur  christ- 
liehen Beligion  die  Ehe  nicht  aufgelöst  wird.  Wie  reimt  sich 
dies  mit  dem  Gesetze  des  ordre  pMic?  Den  Bedaktoren  des 
österreichischen  a.  b.  GB  ist  es  nicht  eingefallen,  in  dieser  Frage 
das  kanonische')  oder  das  islamitische  Becht*)  zu  rezipieren. 

Jettel,  a.  a  O.  S  49. 
*)  Stubenrauch,  a.  a.  0.  S.  160  Note  3. 
•)  Schere  r,  Handbuch  des  Kirchen  rechtes  II  560  ff. 
«)  ZHt9€krift  für  9*r9leiek0nde  JUdkUtPimmacMaft  VII  268. 
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Sehwarte, 


3.  Wäre  es  wahr,  daß  das  Ehehindernis  der  Reli^ons- 
verschiedenheit  ein  Gesetz  des  ordre  public  im  Sinne  deB  öster- 
reichischen Obersten  Grerichtsliofes  ist,  so  könnte  von  diesem 
Ehehindenüsse  ebensowenig  dispensiert  werden,  als  vom  Ehe- 
hindemisse  des  bestehenden  Ehebandes  oder  vom  Ehehindernisse 
der  Verwandtschaft  zwischen  Aszendenten  und  Deszendenten, 
zwischen  Brüdern  und  Schwestern.  Dies  ist  aber  durchaus  nicht 
der  Fall,  erst  vor  kurzer  Zeit  wurde  eine  Dispens  yom  Bhe- 
bindernisse  der  Religionsversc  liit  deiiheit  erteilt. 

Der  Fall,  welchen  ich  der  AUgememm  österreichisckm 
Gerichtszeitung  (1904  No.  48)  entnehme,  war  folgender: 

,A.,  Schnciderpehilfp  in  Wien,  schritt  im  vliili  nw'*^  hei  der  K  K.  B<»- 
zirksbauptmaiiQScbaft  X.  um  Aassi^Huiig  eines  Ebefäbigkeitszeagnisses^)  ein, 
da  er  mit  der  B.  in  Ungarn  eine  Civilehe  schließen  wolle.  Obwohl  A.  römisch- 
katfaoliicher,  die  B.  »ber  isradltiaeher  BeUgion  war,  «Ain  swlsehe»  ttmen 
da«  BbehinderniB  nach  §  64  a.  b.  GB  bestand,  stellte  die  K.  K.  BeiUrkshaapt- 
niannscbaft  X.  durch  ein  Versehen  dem  A.  das  von  ihm  angesuchte 
Ehcfähigkeit8zeiio;nis  :ius.  ^^  oran!  beide  Teile  am  2f)  K  1908  vor  dem  ongarisolieii 
btandesamte  in  Üreznübänya  die  Civilehe  abschlössen. 

Mit  Zuschrift  der  K.  K.  mährischen  Statthalterd  vom  14.  9.  19U3,  0.  Z.  1, 
wurde  dieser  Sadiverlialt  dem  Wiener  Landesgeridite  als  demgemiO  §  76  J.  TX. 
kompetenten  Qeridlte  mitgeteilt  und  im  Sinne  des  §  94  a.  b.  OB  von  Amts 
wegen  die  Untersuchnngr  der  Qültigkeit  dieser  Ehe  eingeleitet.  Mit  Urteil 
des  K.  K.  Landesgericbtes  Wien  vom  9.  1.  liM>4.  Cg  VITT  525/3/10  wurde  zu 
Recht  erkannt,  die  am  26.  S.  1902  zwischen  dem  A.  und  der  B.  geschlossene 
Ehe  sei  ungültig,  ein  Versobulden  falle  keinem  Teil  sur  Last. 

Dies  in  Brwftgung,  daB  der  Oflltigkeit  der  am  26.  &  1902  vor  dem 
ungarischen  Matrikelamtc  in  Breznöbünya  von  den  l)eiden  Genannten  ge- 
schlossene Elle  mit  Rücksicht  darauf,  daü  der  Bräutigam  rSmisch-kathoUschcTi 
ülaiilieiis  war.  die  Jiraut  jedoch  der  israelitischen  Konfession  anfrrhörte.  das 
Eheliiuilerniä  der  Heligionsverscbiedenheit  im  Siunu  des  g  64  a.  b.  GB  ent- 
gegenstdie.  Der  Antrag  des  Ehebandsverteidigers,  die  Verhandlung  zu  ver* 
tagen»  nm  1>dden  Teilen  die  Konvalidation  der  Ehe  an  ermOgUchen,  indem 


^)  Hierunter  wird  in  der  österreichischen  bureaukratiseben  Terminologie 
das  Zeugnis  verstanden,  \\elehe8  die  zuständige  öst*;rreicliiscbe  Verwaltungs- 
behörde dem  im  Auslände  beiratenden  Ausländer  ausstellt,  daß  der  Ehe- 
Schließung  vom  Standpiinktf  des  österreichischen  Eherechtes  kein  Hindernis 
im  Wege  steht.  Diarli  du^  .\u88tellun>?  eines  sokbeii  Zeugnisses  wird  aber, 
was  auch  in  dem  Zeugnis-se  in  der  Regel  hervorgehoben  wird,  der  Krage  der 
Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Ehe  nielit  präjndiziert.  illier  welche  die 
Gerichte  zu  urteilen  berufen  sind.  In  Uugarji  künnou  Ausländi  r  ohne  Bei- 
bringung dieses  Zeugnisses  keine  Ehe  schließen,  es  sei  denn,  dali  der  Justiz- 
minister von  der  Beibringung  desselben  dispensiert  (§  U3  GA  XXXI  1^). 
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A.  tkä  iMMit  ctkUirte^  konkiiioiujloi  m  «tnliii  mcl  lo  die  ScUieflnng  einer 
CiTilelie  im  bierigoi  6ta»tagebiefce  herbdsnlttliien,  w«  abgelelmt  worden,  da 

dieNatar  desTorliegenden  E  beb  i  n  der  niete  i  keine  aol  che  sei, 
welche  gemäß     ^*>^  a.  b,  GB  eine  Hcbnng:  zn lasse. 

Der  gegen  dieses  rrteil  des  K.  K.  Landesgericbtps  von  den  Kheleuten 

A.  and  B.  and  voiu  Verteidiger  des  Ehebanden  ergriffenen  Berufung  wurde 
Tom  K.  K.  Oberlandesgerichte  mit  BeeddiiA  Yem  89.  2.  1901  Bc  III  21/4/18 
Folge  gegeben,  dae  oben  angeführte  ürteil  dee  K.  K.  Laadeageridiies  Wien 
vom  9.  1.  1901  Cg.  YIII  52ö  H/IU  aufgehoben  nnd  die  Beohtaeaohe  in  GemU- 
heit  des  §  49r^  7nh\  2  ("PO  an  das  K.  K.  Landespericht  Wien  zur  Fortsetzang 
der  Verhandlung  narb  Wirschrift  des  §  98  a.  b.  (iB  and  neuerlidier  Urteile- 
falluug  uüt  folgender  Begründung  zurückverwiesen: 

,Im  Beeteade  der  Toa  beiden  Ehegatten  in  erster  Instans  al^egebenen 
Brklimng,  die  in  dem  dieeieitigen  l^aatagebiete  nngflltige  Ehe  in  der  Art 
zu  kon validieren,  daß  A.  bereit  sei,  konfessionslos  zu  werden  und  sohin  mit 

B.  die  Civilehe  7n  schließen,  hatte  das  Gericht  erster  Instanz  I  n  im  §  iVi 
a.  b.  GB  normierten  W'e^  einzuschlagen,  nmsomehr  als  dem  A.  die  politische 
Ehebewilligung  ^)  erteilt  wurde,  A.  seither  auch  au»  dem  Verbände  der  katho> 
lifldicn  KlidK  anigetreten  nnd  koniesiionBlos  geworden  iet." 

Qleidiseitig  wurde  im  K.  Landeegeriobte  Wien  die  nenerllcbe  Ur- 
teilsfällung aufgetragen.  Infolge  dieses  Auftrages  wurden  die  Ehegatten  mit 
Ekschlnß  des  K.  K.  LandesgerichtoK  Wien  vom  7.  3.  10<)l  anf^'»  fordert,  ihre 
Autrüge  wegen  Behebung  des  Ehchiudemisses  gemäß  §  98  a.  b.  GB  hiergerichts 
zu  stellen,  worauf  dieselben  im  Einverständnisse  mit  dem  Verteidiger  des 
Ehebaadee  den  Antrag  itelltea,  die  Alcten  an  die  K.  K.  niedeffteterrdchiecbe 
Statthalterei  sn  dem  Zwecke  abzutreten,  daß  dieselbe  die  Bewilligung  erteile, 
daß  die  Gatten  ohne  Aufgebot  die  Eheschließung  vor  dem  Wiener  Magistratf 
nach  den  für  die  IVotzivilehe  bestellenden  Vorschriften  erneuere,  rücksichtlieh, 
daß  ihnen  die  Dispens  von  dem  Aufgebot  und  von  dem  bestandenen,  seither 
beseitigten  Ebehindemisse  der  Religionsrersdiiedenlieit  erteilt  werde.  Laut 
Znsehrift  der  K.  K.  niederOsleneichisdien  Statthalterei  vom  14.  4.  1904  III 
972/1  erteilte  nun  dieselbe  den  Eheleuten  A.  nnd  B.  im  Sinne  des  §  88 
a.  b.  GB  die  Nachricht  von  dem  bei  der  am  20.  8  1 902  vor  dem 
ungarischen  M  a  t  r  i  k  e  1  a  rn  t  e  i  n  B  r  e  z  n  ö  b  4  n  y  a  s  t  a  1 1  g  e  f  u  n  d  e  n  e  n 
Eheschließung  nach  g  64  a.  b.  GB  bestandenen  Ehehindernisse 
der  ReliglonsTersebiedenheit,  mit  dem  Beifflgen,  daß  die  Ebdente 
A.  nnd  B.  nnnmdir  Im  Sinne  des  §  88  a.  b.  GB  ebne  Wiedeiliolang  des  Anf* 
geboiee  abermals  die  SinwiUigong  mir  Ehe  vor  den  hierzu  bemfenen  Trauungs- 
Organen  nnd  zwei  vertrauten  Zcngrn  rn  erklären  habon.  nachdem  .4.  schon 
früher  laut  Bestätigung  des  magisstrati.schen  Bczirksamt-fs  fnr  den  X.  Bezirk 
vom  16.  1.  1904,  M.  B.  A.  270ö,  »einen  Austritt  aus  der  kathuiischen  Kirche 
eridlrt  hiAte.  Bei  der  Ueraaf  angeorämtea  mUadlidM«  VeriiaBdInng  rom 
5. 5. 1904  legte  nnn  der  Verteidiger  dee  Ehebandes  dem  Oerlchtshofe  das 

Genudnt  ist  das  in  Torstehsuder  Note  nwBfaate  SheBAigkeltsteagnis. 
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SdiwmrtB. 


Schzeibeii  des  Magistrates  det  Reichshaapt-  und  Bealdenzstadt  Wien  vom 

2.  5.  1904,  XVI,  3151/04  vor,  mit  welch^rK  bestätigt  wird.  daU  der  A.  und 
die  ft.  znr  KonTalidation  ilirer  am  26.  8.  l!Kj2  vor  dem  ungarischen  Matrikel- 
amte in  Breasnöb&nya  geschlossenen  Ehe  nach  Dispensation  von  dem 
Bhehindernisse  des  §  64  ».  1».  GB  mh  80.  4.  1904  vor  dem  Wiener 
Magistrate  gemSB  §  88  a.  b.  OB  neuerlich  die  KoosauerUimog  atfegelieii 
liaben. 

Auf  Grund  dieses  Tafbestandes  beantragte  der  Verk-idiger  des  Ehebandes, 
die  von  .4.  und  B.  am  26  8.  VJ02  vor  dem  Matxikelamte  in  Breznöbtoya 
geschlossene  Ehe  gültig  zu  erklären. 

Diesem  Antrage  entspracfa  das  ürtell  des  K.  K.  Laadgnridhtes  Wloi 
Tom  6.  5. 1904,  (%.  ym,  626/3." 

r 
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Das  russische  Konkursrecht. 

Von  BecbtMuiwalt  KlIbUBlci  in  Berlin. 

Hit  dnem  IfwAtng'^  in  Anmerirangen  von  FiofeMor  Dr.  Klelntell^r 

in  Kiel. 

Das  rassische  Konknrsrecht  unterscheidet  zwischen  kauf- 
männischer und  nichtkaufmiumischer  Zahlungsunfähigkeit, 
welche  beide  zur  Eonkurseröffiiung  fahren;  aber  bei  der  kauf- 
männischen Zahlongsnnfiihigkeit  findet  ein  anderes  Verfahren 
statt  als  bei  der  nichtkaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit. 
Die  Yorscbriften  Uber  die  kaufmännische  Zablungsunföbigkeit 
sind  einBestandteil  derHandelsprozeßordnung,  deren  dritten 
Teil  sie  bilden.  In  der  Ausgabe  der  Handelsprozeßordnung 
Tom  Jahre  1903  (Swod  Sakonow  Bd.  XI  Teil  2)  sind  es  die 
Artikel  384  bis  549,  welche  diese  Rechtsmaterie  behandeln. 
Das  Verfahren  bezüglich  der  nichtkaufmännischen  Zahlungs- 
un&higkeit  regelt  sich  nach  der  Beil.  III^)  zur  Anmerkung 
des  Artikels  1400  der  Civilprozeßordnung  {Swod  Sakonow 
Bd.  XVI  Ausg.  1892  nebst  Novelle  von  1895),  deren  Ober- 
schrift lautet:  .Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  be- 
treffend die  Angelegenheiten  der  Zahlungsunfähig- 
keit und  des  Personalarrestes  der  Schuldner.*' 
Indessen  bezeichnet  sich  dieses  letztere  Oesetz  als  ein  solches, 
welches  die  angeführten  Bestimmungen  des  dritten  Teiles  der 
Handelsprozeßordnong  nur  ergänzt  und  in  einigen  Punkten 
modifiziert,  soweit  eine  nichtkaufmännische  Zahlungsunfähig- 
keit in  Betracht  kommt.  Die  Ergänzungen  und  Modifikationen 

*)  Siehe  Spito  l«>n.    Auf  die  einzelnen  Bemerkungen  dieses  Nachtrages 
wird  im  Text  durch  eioe  in  ( )  gesetzte  Ziffer  verwiesen. 

Diese  Beilage  wild  im  folgenden  zitiert  als  ,Beil.  III*. 
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Klibuiski, 


Bind  nicbt  zahlreich  (die  Beil.  HI  zftblt  nur  67  Artikel)  und 
nicht  grimdsätzlicher  Natur,  sodaß  als  die  eigentlicfae  KoBka»- 
ordnung  der  dritte  Teil  der  HandelapnaeBordnimg  anzusehen 
ist  Dieser  wird  nachstehend  in  mSglichst  wortgetrener  Über- 
setzung nach  dem  Text  in  der  Fassung  vom  Jahre  1903  wieder- 
gegeben. Die  Ifir  die  nicbtkaufm&nnische  Zahlnngsnnlfihigkeit 
in  Beil.  III  gegebenen  Abweichungen  werden  jedesmal  an  den 
gehörigen  Stellen  in  den  Anmerkungen  berücksichtigt,  die  Ju- 
dikatur des  Kassationshofs  (Regierenden  Senats)  wird  nach  der 
Sammlung  von  Grebner  und  Dobrowolski^),  sowie  den 
Kommentaren  von  Borowikowski^  und  von  Bardski^ 
mitgeteilt  <1) 

Russisciie  Konknrsordnun^.*^ 

Von  dem  Verfahren  in  den  Sachen  betreffend  die  kauf- 
männische  Zahhmgsuniähigkeit 

Erstes  kapiteL 
Vuu  der  Zu stäudigkei t  der  Zahluugsuuluhigen. 
§  .384.  ,Aile  PefMneD,  welche  im  Haadehgewrabe  in  ZahlimgiroiiflÜiig* 
keit  genttcD,  mitttitdieii  der  Qeciditsbftrkeit  der  Handdigeridite.  In 

den  Orten,  wo  Handelsgerichte  nicht  bestehen,  werden  die  Sachen  betreffend 
die  kanfmännischf  Zahlungsunfähigkeit  von  den  Bezirksgerichten  behandelt 
unter  Beobachiuug  der  in  der  Beil.  III  zur  Anmerkung  des  Art.  1400  der 
Civilprozcßordnung  gegebenen  VorschrifteD.* 

AnmerkuDgen: 

1  rnter  den  in  diesem  Parasrr.  erwähnten  Personen  sind  auch  juristische 
Personen  und  Minderjährige,  oder  andere  zu  verstehen,  welche  ein  Handel«- 

Die  Praxis  des  froheren  4.  und  Gerichtsdepartoni«  nts  und  der  iweitn 
Plenarversammlnnp  des  Reirierenden  Senats  in  Handelssachen  nsw.  reu 
W.  G  r  ebner ,  Gehilfen  des  ötaatssekretars  des  Staatsrates  und  A.  Do- 
öroicolski,  Gehilfen  des  Oberprokorcurs  nsw.  2.  Terbesserte  AnÜage, 
St.  FMenburg  1908. 

*)  Die  GiTilprqceBordming  erliatari  nadi  dm  Bntwhddoi^piii  dct  Re> 
gierenden  Senats,  vom  Senatsmltglied  A,  B^roicikoiQtki,  4k  Anlbfe 
8t  Petersburg  im. 

^\  Die  Gesetze  hetrcffpnd  die  Zahlungsunfähigkeit  usw.  herausgegeben 
von  dem  Mitglied  des  Bci^irkägencbt«  Jekaterinoslaw,  A.  Bardski,  1S99. 

*)  Im  folgenden  sind  die  snm  Geaetiestezt  gdi5renden  vnd  die  toh  Hem 
Dr.  Kiiban9ki  beigefftgten  Anmeilnuigen  sa  nntenebeiden.  Letttere  aind 
eingvfackt  nnd  mit  der  Uber  der  Mitte  stehenden  iRieneliilft  Anmerkung 
(besw.  Anmerkungen)  Tenehen.  Bed. 
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gewerbe  durch  ihre  Vormünder,  Vertreter  und  dergl.  ausüben  {Bardski 
zu  §  477.  Note  1,  S.  102,  Note  4,  S.  103,  bei  Borowikotoski  Note  5, 
7,  8  zn  Art  1  der  Beil.  usw.,  Bardski  sn  demBelbai  Art  Note  5,  eben- 
so der  Nachlaß  eine.s  Verstorbenen  {Borotoikv  fr      i  r\  a  0.  Note  ö). 

2.  Für  das  Verfahren  betreffend  die  Zablongsunfahigkeit  eines  russi- 
sdieD  Staitwuigdiörigett,  der  sich  tm  AmUmde  liemidet^  ut  dM  Gtridit  so* 
ständig,  in  dessen  Bezirk  er  sf-in'  n  letzten  Wohnsitz  in  Rußland  hatte 
(Art,  210  CPO  S.  E.  bei  Bu/  änki  ».  a.  0.,  Note  7,  S.  108,  Borotoi- 
k0«9ki  in  Art.  2  der  Beil.  usw.  and  Note  16  sam  Art.  26  CPO).  D»- 
OegOl  ist  die  Zustrmdigkeit  des  zc'itweilii;:cn  Aufenthalts  des  Schuldners 
des  §  154  der  Uaudelaprozcliordnung,  weil  in  den  §  884  nicht  aufgenommen, 
für  das  Konkursverfahren  Tom  Senat  in  konstanter  Judikatur  verneint 
{Qreiner  und  Dobrotcolski  Nrn.  :?87.  388,  389,  392  u.  a.  S  :?25  ff  ). 

3.  üat  der  Scholdner  ttberhaopt  keinen  st&Ddigen  Aolenihalt  in  Ruß- 
land, M  wird  die  S^Mtindigkeit  nr  das  KonkmrerMiren  dnreh  idnen 
zeitweiligen  Aufenthalt  und  im  Falle  seines  Latitierens  durch  seinen  Auf- 
enthalt unmittelbar  vor  dem  Latitieien  begründet  {Gr ebner  und  Do- 
brotffül»ki  Nr.  891  S.  225,  Bardaki  a.  a.  0.  Note  6,  8.  108,  Note  l 
so  Art  2  der  Beil.  III  o.sw  .  S.  2r>8  . 

4.  Die  Znständigkeit  kann  das  Gericht  auch  von  Amtsweffen  prüfen, 
der  Binwand  der  ünznstiUidigkeit  aber  kann  nur  Hl  mm  Brnft  des  Be- 
schlusses über  Eröffnung'  des  Verfahrens  erhobm  werden   {Qrwhnar  nnd 

Dobrowolski  Nrn.  :<!)4.  395  S.  227). 

ä.  Das  Urteil  eines  ausländi-schen  Gerichts,  wodurch  eine  in  Rußland 
befindliche  Person  für  zahlungsunfähig  erklärt  wir  1  k  am  in  Rußland  nur 
Geltung  erlangen,  wenn  es  durch  ein  russisches  Gericht  in  Rußland  für 
vollstreckbar  erklart  wird  [Bardaki,  Note  3  zu  §  477  HPO).  (2) 

6.  Hinsichtlich  der  Zuständigkeit  für  das  Verfahren  betreffend  die  nidlt 
kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit  sind  folgende  Bestimmungen  in  Ocltunfj: 

a)  Art.  3  der  Beil.  usw.  bestimmt,  da£  das  Verfahren  auch  bei  dem 
Oeriofate  —  sachlich  zuständig  ist  stets  das  Besirksgericht  Art.  2  —  an« 
hängig  gemacht  werden  kann,  in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  auch  nur 
zeitweil^en  Aufenthalt  genommen  hat:  auf  Autrag  jedoch  des  Schuldners 
oder  des  OUnbigers  muß  in  diesem  Falle  das  Verfahren  an  das  Gericht 
abgegeben  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnsitz  hat. 

b)  Der  Antrag  auf  Erklärung  eines  Scholdners  für  zahlungsunfähig 
(ancb  KonknrsnrSflnnog)  kann  anch  bei  dem  Gerichte,  wo  eine  ZwangsvoU- 
ftrseknng:  oder  ein  ^zwangsweises  i  Verteilung:sverfahren  ^egen  ihn  schwebt, 
löit  der  Wirkung  gestellt  werden,  daß  durch  diesen  Antrag  jede 
Avssablnng  der  beifstrietienen  and  rar  Yertdlnnff  an  die  Gliobiger 
stehenden  Beträge  gehemmt  wird.  Der  A n t ragst^ler  hat  jedoch  im 
ersteren  Falle,  d.  h.  im  Falle  der  ZwangsvoLlstreclning,  binnen  einer  Frist 
von  swd  Monaten,  ond  im  sweiten  FVtlIe,  im  VerteilnngsTwlMiren,  binnen 
riner  solchen  von  sechs  Wochen  (letztrri nfall^  von  dem  Zeitpiinf-rtf  drr 
£inzahlang  der  zu  verteilenden  Beträge  beim  Vuilstreckungsgericht  gerechoet} 
eine  Bescbeinigung  dt^ber  beirabringen,  da6  die  KonlninerOIhrang  bei  dem 
zuständigen  Gericht  beantragt  ist :  nach  fruchtlosem  Ahlauf  dieser  Frist 
werden  die  zurückbehaltenen  l^träge  an  die  Gläubiger,  welche  die  Zwangs- 
voUstreekong  oder  das  Verteilungsverfahren  betetfben,  anssesahlt  (Art  4 
bis  6  a.  a  0.,  cf.  auch  5?  407  Ziff.  2). 

cj  Ist  das  Vollstreckungsgericlit  (bei  dem  die  Zwangsvollstreclcung 
oder  dM  YerteÜnngSTerlaliren  srawebt)  zugleich  anch  das  fOr  das  Konknis- 
verfahren  zuständige,  so  hemmt  der  .\ntrag  auf  KonkurseröffnuuL:  (tll  luch 
nach  Ablauf  der  Frist  von  2  Monaten  bezw .  t3  Wochen  die  Anszahiuug  der 

Zeltaolirift  t,  iat«ro.  Privat-  u.  Öffeatl.  fi«obt.  XV.  8 
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beigetriebenen  Summen  an  die  Gläubigei  {Bardski,  Note  2  znm  ziL 
Arl.  8.  808). 

§  386.  ,Von  Jeder  kanfmännischeo  ZahlongsnnfftUgkeit,  wo  immer  de 
anch  «tagetv^n  sdn  mag,  in  der  8tedt  oder  im  KreiM,  wird  wiTentllglieli 
dem  Handelsgericht,  und  wo  ein  solches  nicht  besteht,  dem  Bezirksgericht 
Änzripro  gemacht»  and  gleichseitig  werden  dahin  alle  daaa  gehörigen  Sachoi 

ttbersandt." 

ZwdtM  KtpIteL 

Von  dem  Wesen  der  kanfmftnniseben  Zablnngsanflhigkeit 
«nd  den  Tersehiedenen  Arten  derselben. 

%  S86.  ,Als  kanhnteiiisdte  ZahlvngsanfiUiigkeit  wird  es  erachtet,  wenn 
Jemand  in  einem  den  Personen,  welche  Gewerbescheine  lösen,  eigentumlichen 

Handpls<z*'W"r1vbetrieb  in  «^ino  solche  Ccsrliiiftslaere  gerät,  daC  nirht  allein 
bares  (ichi  zur  Deckung  si'iiur  iichulden  in  erheblichen  Sumiiien,  über 
1500  Kübel,  zimi  Zuhlungstermiu  nicht  vurhandcn  ist,  sundern  auch  die  in 
diesem  Teile  angegebenen  Anzeichen  vorliegen,  ans  dmen  geschlossen  werden 
kaoDf  dafi  seine  Sebald»  nicht  beuhlt  wmiwi,  d.  h.  wenn  son  ganaes  Ter- 
mOgen  an  iltrer  Tollen  Deckung  nicht  anudcbt."  (4) 
^Anmerkung: 

Braker  und  Zchnauf&eher  Jiüii  §  t>>7  Anm.  2)  unterstehen,  im  Falle 
ihr  -  fluiden  nicht  bezahlt  werden  können,  den  allgemeinen  Vorschriften 
über  kaufmännische  Zahlnnfrsunfrihigkeit.  In  alliii  anderen  Fällen.  anCrr 
den  obt-n  bezeichneten,  gehurt  die  (Unfähigkeit  zur  Schuldenttlgung  nicht 
anr  kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit.  lOt  doi  Personen,  welche  in 
eine  solche  rnfUhiixkcit  zur  Schrililciitilgunp  geraten,  wird  uiMiiüß  den 
besonders   fUr   diese   Fälle   erlassenen   Gesetzen   ivgl.  CivilpruzeDordnung) 

Torfsbren.' 

Anmerkunfrrn: 

1.  Zu  den  Erfordernissen  einer  kaufmännischen  Zahlung»- 
Unfähigkeit  gdlörra:  a)  ein  bandelsgewerbtidier  Betrieb  des  Schnidiwia 

(die  Kiinfmarinsiiu.ilität  di  ■  ^'liuldners  ist  hierbei  gleichgiltig)  und  b)  die 
Entnahme  eines  kaufmäuuischen  oder  Gewerbescheins.  Dies  liat  der 
Regierende  Senat  nach  dem  Wortlaut  des  §  .386  in  konstanter  Judikator 
angenommen  (die  Entscheidungen  bei  Grebncr  und  Dohroteol  ^^li 
Nm.  370-386  S.  219  ff.,  bei  Bardski  Note  1  zu  %  479  HPO  u.  v.  a.). 
Als  dn  bandel^ewerbUcher  Betrieb  wird  i»  angesehen,  wenn  das  Recbts- 
geschüft,  aus  welchem  die  znm  Konkurse  führende  Forderung  herrührt, 
ein  liandelsgeschäft  war,  ,  welches  Personen  eigen  ist,  welche  einen  kauf- 
männischen oder  Gewerbeschein  entnehmen*  (G  r ebne  r  und  Bob rowolgki 
a  a  O  Nr.  374).  Gleichgiltig  also  ist  es.  oh  (I(  r  Schuldner  in  dem 
konkreten  Fall  tatsächlich  einen  solchen  Gewerbe.scltein  ent' 
nommen  hat. 

2.  Handels-  oder  Gewerbescheine  haben  nadi  dem  Reichsgewerbe- 
steuergesetz vom  8.  Juüi  1898  (Art.  3  ff.)  aile  Handels-  und  Gewerbe- 
betriebe zu  entnehmen;  ausgenommen  sind  nur  gewisse  staatliche,  stid- 
tische  und  landsohaftlich«-  Gewerbebetriebe,  gewisse  gemeinnütziere.  land- 
wirtschaftliche Anstalten,  kleine  gewerbliche  Betriel^  in  ganz  geringem 
Umiange,  Lotsen-  und  ArbeitergenoasSDSdiaften  von  geringfügiger  Personen- 
zahl und  kleinem  Geschäftsumfang  u.  a  .\Ile  diese  Anniahmen  sind  im 
Art.  6  des  bezeichneten  Gesetzes  einzeln  aufgeführt. 
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3.  Die  KonkarsürüSnung  ub«r  das  Vermögen  der  offenen  HandelB- 
«■elbeltaft  steht  ancb  für  die  einzelnen  Gesellschaf tor  alle  Fulgen  der 
Konknrseröffnunp  nach  sich  (Bardski  Note  ö  zu  Art.  479  S.  1041  (5) 

4.  Die  Miiidestsuiume  von  J'orderungen,  welche  ein  Recht  zur  Be- 
antragung der  Konkurseröffnung  geben,  beträgt  löOO  Rubel  (auch  bei 
nichtkaataannischer  Zahlungsunfähigkeit.  Banlski  a.  a.  0  Note  7, 
Bot  owikotcski  I^ote  10  za  Art.  1  der  Beil.  usw.).  Dieäc  Summe 
braucht  aber  nicht  jeder  einzelne  die  Konknieeröffnang  beantragende 
Gläubiger  aufzuweisen,  es  genügt  riolmehr,  wenn  alle  AntragsgUlubiger 
zusaiumeugcuuuiiueu  eine  Furderaugsäumme  von  1500  Rubel  dartun 
f&reÖHer  und  Dobrotoolski  No.  40U  S.  229).  Diese  Forderangen  mllaMn 
aber,  wenn  auch  nicht  fällig,  doch  prima  facie  als  begiiindet  erscheinen ; 
solche  dagegen,  die  es  nicht  sind  —  es  wurde  z.  B.  ein  auf  deui  iilaiikett 
des  Schuldners  ausgestellter,  aber  von  einer  andere  n  I'i  rson  unterschriebener 
Verpflichtungssebein  vorgelegt  —  begründen  aacb  nicht  den  Antrag  aof 
Konkurseröffnung  (a.  a.  0.  No.  401). 

5.  Cnter  dem  Vermögen,  von  welchem  der  §  386  als  zur  Deckung  der 
Schulden  nicht  ausreichend  spricht,  ist  das  liquide  Vermögen  gemeint. 
Hat  der  Schuldner  nicht  liquides  Vermögen,  z.  B.  ausstehende,  selbst  durch 
Pfand  gesicherte  Forderungen,  Immobilien  und  sonstiges  Vermögen  im  Ans- 
lande,  so  kann  dies  die  Eröffnung  des  Konkurses  nicht  abwenden,  selbst 
wenn  es  die  Schulden  flbersteigt  (Bardski  a.  a.  0.  Note  9 — 11,  14,  15 
S.  104  f  )  (6) 

6.  Die  , bestimmten  Anzeichen"  oder  die  Merkmale  der  Zahlong»- 
onf&bigkeit  ({$  407)  haben  die  antragstellenden  Gläubiger  darzutun  (Gr ebner 
und  Dobrotcolski  No.         ^.  'lll,  Bardski  a.  a.  0.  Note  6). 

7.  Ist  der  Schuldner  durch  Gcrichtsbesohiuß  einmal  für  zahlungsun- 
Wüg  erkl&rt,  so  mttß  das  Verfahren  seinen  gesetzlichen  Fortgang  nehmen, 
und  die  Zurückziehung  des  Antrags  durch  die  Gläubiger,  welche  ihn  gestellt 
haben,  ist  hierbei  gleichgültig  {Bardski  a.  a.  0.  lllote  12). 

6.  Die  in  der  Anmerkung  angcftihrten  Bettimmungen  der  CivUprosseß- 
ordnimg  sind  diejenigen  der  Beilage  III  nr  Anm.  dee  Ajrt.  1400  CPO. 

§  387.  ,Die  Zahlungsunfähigkeit  ist  eine  unglückliche,  wenn  der 
Schuldner  in  sie  nicht  durch  seine  eigene  Schuld  geraten  ist.  sondern  infolge 
eines  Zusammentreffens  von  Ereignissen,  deren  Art  and  Eigenschaft  im  Ge- 
setze bestimmt  sind." 

Anmerkung: 

Die  Art  und  die  Eigenschaft  der  in  di'  s* m  Paragr.  erwähnten  Ereignisse, 
welche  die  Annahme  einer  unglücklichen  Zahlungsunfähigkeit  rechtfertigen, 
find  in  dem  folgenden  ^  näher  angegeben.  Über  die  Folgen  der 
.nnglOcklicben  Zahlanginnf&higkeit*  ist  g  628  sa  Tergleichm. 

§  388.  ,Als  unvorhergesehene.  unglUcklidie  Srdgnisse,  infolge  deren 
die  Zahlungsunfähigkeit  als  eine  unglückliche  angeschen  werden  kann,  gelten: 

1.  Überschwemmnng,  Feuersbrunst,  vor  deren  Folgen  man  das  Ver- 
mögen durch  Versicherung  nicht  schützen  kauu,  und  feindiicher  Einfall ; 

8.  OBTenniiteter  YermögensTerfall  dee  SchaldnmL 

Anfiezdem  ist  et  dem  BRnetten  der  Oliabiger  und  d«  allgemeineii 
Awtia^lww  der  Hehrheit  derselben,  dm  Forderungen  nach,  anheimgegeben, 
ancb  rindere  plötzliche  Ereignisse  zu  berlick.sirhtigen,  die  man  bei  allem 
vernunftigen  Handeln  ond  bei  aller  Vorsicht  unmöglich  vorhersehen  and 
abwenden  kuxmic. 
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§  389.  „Die  Zahlungsunfähigkeit  ist  eine  fahrlässige  und  -vii  i  als 
einfacher  Bankrott  bezeichnet,  wenn  sie  infolge  des  Verscliuldtias  des 
SdnildiMn  ohne  Vonats  und  Betrag  eintritt.* 

Anmerkung: 

Der  fahrlässige  Bftttkrott  wird  nur  (nmch  Art.  603  des  Strafgesetzbaeha 
vom  22.  März  1903  —  Art.  11R5  Ausg.  von  1885  — )  als  kiiufmiinnisrhcr  — 
wenn  er  im  Verfahren  nach  der  HandelsproziCurduung  festgtiäUllt  ist  — 
bettrftit,  und  auch  nur  dann,  wenn  die  Falirlili^äigkeit  in  der  leichtsinnigen 
Führung  der  Ilandelstjoschäftr  oder  in  der  ViTSchwendunp,  welche  die 
ZahluBgäUiifahigkeit  herlniiitibrten,  gefunden  wird,  lu  diesem  Falle  kann 
neben  der  Gefängnisstrafe  auf  Aberkennung:  des  Hechts,  Handel  zu  treiben 
für  dio  Dauer  bis  zu  ö  Juhnn  nicr  für  ulk-  Zeiten  erkannt  werden.  Da- 

Segen  ist  für  den  fahrlässigen  Bankrott  nicht  im  Uandelsgewerbe,  also  bei 
fiehtlcMilleaten  eine  kriminelle  Strafe  nieht  Torgeeehen,  a.  aber  §  SS9. 

§  SdO.  ,Die  Zahlungsunfähigkeit  ist  eine  betrügliche  and  wird  als 
betragllelier  Bankrott  bendeluiet»  wenn  sie  mit  Yonatn  und  Be- 
trag Terbnnden  ist* 

Anmerkongen: 

l.  Der  betrügliche  Bankrott  wird  verschieden,  bei  Nichtkaufleut^n  und 
bei  Kaufleuten,  im  Handelsgewerbc  bestraft :  bei  den  ersteren  wird  er  mit  Ge- 
i&ngnis  bis  zu  drei  Jahren  (Art.  599  StGB  bezw.  Art  1166—1168  Ausg. 
V  18Bd),  bei  letzteren  mit  Einschließung  in  ein  Korrektionshans  für  die 
Zeit  nicht  unter  drei  Jahren,  und  im  Falle  erschwerender  Umstände  [hei 
groBem  der  Staatskasse  oder  Kreditanstalten  sngefflgten  Schaden  oder 
bei  veranlaßter  VermSf^enszerrüttung  mehrerer  Personen)  mit  Zwangsarbeit 
(Katorga)  bis  zu  acht  Jahren  bestraft  (Art.  600  bezw.  Artt.  1163,  1164 
und  1168  a.  a.  0.). 

Die  Merkmale  des  strafbaren  betrüglichen  Bankrotts  sind  im  Art.  599 
a.  0.  dahin  angegeben,  daß  solcher  in  der  Verschweigiuig  von  Ver- 
mdgensttQeken  hef  der  Brklftmng  der  ZahlnngsnnfKhlgkeTt,  nm  sie  den 
Gläubigern  zu  entziehen,  liegt;  in  drr  nach  frfulsrttr  Erklärung  der 
Zahlanjnuniähigkeit  vorgenomiaenen  Verringerung  der  Konkursmasse  durch 
AnnteUnng  fin^erter  öfter  nnentgelttieber  Obligationen  odw  dnxeh  sonstige 
Beiseiteschaffung  von  Vermögensstücken ;  endli(  h  in  der  Bciseiteschaffun^ 
von  Vermögensstilcken,  wenn  auch  vor  erfolgter  Erklärung  der  Zahlungs- 
nnfäliigkeit  (durch  G^^chtstraschlnfi),  jedoeh  in  Voraussicht  derselben  und 
in  der  Absiebt,  sie  den  Gläubigern  zu  entziehen  Dagegen  begründet  die 
bloüe  onordenUicbe  Buchführung  (nach  §g  669  fi.  des  rassischen  ÜGB  ist 
die  BnchtUhrnng  obligatorisdi,  und  nach  Art  1173  des  8tOB  rem 
Jahre  1885  ist  der  Mangel  der  Bnchfilhrnng  unter  Strafe  gestellt,  dns 
Strafgesetsbach  vom  2ä.  März  1903  hat  diese  StrafbMtimmang  nicht  auf- 
genommen) nicht  die  Annahme  des  betrüglich^i  Baakrotts  {Bmrdaki  xu 
Art.  48.3  ITPO).  woh!  aber  fahrlässigen  Bankrotts  (§  686  des  russischen  HGB). 

2  Der  Vorsatz  des  Schuldners,  sich  der  Vortragserfüllung  zu  entziehen 
(cf.  §  477  Ziff  3)  ist,  weil  nicht  gegen  die  Konkursmasse,  sondern  gegen 
den  Kontrahenten  gerichtet,  als  Merkmal  des  betTflglichen  Bankrotts  nicht 
ga  erachten  ißardski  Note  9  a.  a.  0.). 

I  S9U  .Die  Nator  der  Zahlongsonfthigkelt  und  die  Folgen  ihres  Bin» 
tritt!  fftr  die  Person  (des  Schuldners,  d.  Ü.)  werden  Tom  Gericht  nadi  Be- 
endigung des  Verfahrens  festgesetst.* 
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Drittes  Kapitel. 

Von  der  Administration  in  Handelaiaehen. 

§  392.  „Als  Zahlangsnnfähigkeit  wird  es  nicht  angesehen,  wenn  dem 
Schuldner  narh  freiwilliger  T'bcri'inkunft  zwischen  ihm  und  den  Gläubigern 
ein  Moratorium  in  der  Form  eine^  besonderen  und  privuien  Abkommens  ge- 
währt und  einigen  der  Gläubiger  das  Recht  eingeräumt  wird,  an  der  Ver- 
waltnng  sdntt  Angelcgenbeiten  teihvnelimen.'' 

§  389w  ,Die  an!  dieser  Grundlage  eingefletzte  Verwaltung  (Adminlatlft* 
tion)  erstreckt  sich  nur  auf  die  früheren  Geschäfte  des  Schuldners :  neue 
Geschiifte  dag^en  kann  er,  solange  er  unter  dieser  Aafsicbt  stebt,  nicht 
eingehen.* 

§  394.  ,Die  anwesenden  Gl&nbiger,  welche  dem  Moratorinm  und  der 
EiBsetsuDg  dner  solclu»  Vmraltniig  nicbt  sastimm«!,  Unnen  sich  an  daa 
Handelsgericht  wenden  nnd  die  Ev91Inung  des  Yerfahrens  wegen  Zahlnngi> 

einstellung  nnd  des  Konkurses  bcantraigren 

39.1.  „Abgesehen  von  den  im  ^  btz*  irlinuteu  Fäiien  der  freiwilligen 
Übereinkunft  zwischen  Gläubigern  und  Schuldner  können  Administrationen 
(§§  ä96— 409)  n«  fir  nmfai^ieii^  Handels-  nnd  Fabiikbetrielw  mid  lediglich 
in  den  Besideiisstidten  nnd  in  Stidten,  in  denen  Bfitsen  hestehei,  angelassen 
werden." 

Anmerknnpen: 

1.  Die  Administration  btzwecki  niclit  eine  Liquidierung,  sondern  die 
Sanierung  des  Geschäftsbetriebes  des  Soluildiiers  in  dessen  Interesse  und  hat 
keinerlei  amtlichen  Cliurakter  icf  bei  Jitii  tl.sh  i  a.  a  O.  Note  1  '-^  zu 
§  488).  Dies  iüt  auch  unten  in  der  Anmerkunju;  (usetztijütelle)  zu  §  402 
ausgesprochen. 

2.  fiel  Zahlungsschwierigkeiten  der  Kreditinstitute  kommen  die  Be- 
stimmungen der  3U2 — 4ild  (Uber  die  Administration;  nicht  zur  Anwendung 
(Art.  119  des  Kredltgesetces  Abschnitt  X). 

^  386u  .Gesuche  um  Einsetzung  von  Administrationen  könn^  nur  Ton 
den  Gläubi|prcrn  und  keinesfalls  vom  S'cliuldncr  selbst  ansccben." 

§  397.  „Wenn  die  Mehrheit  der  anwes'ixi«»  GläiiMgt*r.  uacli  dtm  Be- 
trage der  Forderungeo,  aus  der  von  dem  ^ciuiidner  vorgelegtc-u  Biluuze 
ctsieht^  daß  der  Fehlbetrag  (Detizitj  nicht  Uber  fttnfoig  Prosent  hinansreichti 
so  können  sieh  diese  Glftnbiger  an  das  Barsealtoinitee  wenden  nnd  unter 
Vorlegung  der  Bilanze  des  in  Verniögensvcrfall  Geratenen  die  Einsetzung 
einer  Administration  nachsnchen,  welche  in  die  vollen  fiecbte  des  Eigen- 
tttmers  eintritt  " 

g  398.  „Das  Biirsenkomitce  wählt  unverzüglich  aus  den  ehrenbaltebten, 
an  der  Börse  bandeltrdbendw  Kauflenten  sechs  Personen,  unter  denen  kein 
Oltabiger  des  in  Yeni^lgensTerfaU  Geratenen  sdn  darf,  nnd  stellt  ihnen 
frei,  unter  dem  Vorsitz  dos  Voi  sit/t  nd< n  dt  s  Börsenkomitees  oder  seines 
Stellvertreters  nach  Stimmenniihihtit  durch  Baliotiernn^  trewissenhaft  zu 
entscheiden,  ob  iilur  das  Niiiu.i^an  des  Betreffenden  eine  Administration 
eingesetzt,  oder  ob  it  auf  allgemeiner  (irundlagc  als  zahlungsunfiihig  erklärt 
werden  soll.* 
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'  §  399.  .Dieie  EDtaclMidttiig  (§  398)  wird  den  BOmnkonitee  mitgvtdlt, 
welches  hierroD  dem  ^oidelsgericht.  und  wo  ein  solches  nicht  besteht,  dem 

Beasirksgericht  zur  woiUt"?)  entsprechenden  Veranlassung  MitteilunE:  marht  ' 
ß  400.  ,Bci  Eiiist'izunu:  der  Administration  wählen  die  anwesenden 
Gläubiger  durch  Stiuiuieuniehrbeit,  nach  der  Kühe  der  Forderungen,  die  Ad- 
miniBtrAtoren,  welche  aie  »neb  durch  eine  heaendere  Akte  eniiichtigeii,  in 
welcher  Weite  sie  bnadeln  sollen,  chae  ttbrigeos  die  duteh  die  allgemeiiien 
Gesetze  bestimmte  Ordming  zn  yerlassen,  nnd  bringen  dies  sar  Kenntnis 
des  Oeridtts.* 

Anmerknngen: 

1.  Die  eingesetzte  Administration  ist  die  Vertreterin  des  Schuldners, 
welche  die  volle  Befriedigung  aller  Qläubigcr  herbeizuführen  hat;  eine 
Einteilung  der  Forderungen  in  mdir  oder  weniger  bevorrechtigte,  wie  im 
Konkursverfahren,  findet  r  i  lir  ^tatt  {Sarätki  a.  a.  0.  NotO  8  Stt  §490, 
Note  1  2tt  §  m,  Note  zu  §  4i^). 

2.  Werden  Fordeningen  von  Gllnbigem  dnreh  die  Administration 
bestritten,  so  müssen  die  betreffenden  Gläubiger  ihre  Forderuntren  auf 
ordnungsmäßigem  W^e  bei  Gericht  einidagen.  Die  Klage  kann  auch 
gegen  den  Sennldner  selbst  gerichtet  sein,  dessen  Vertretung  jedoch  vor 
Gericht  der  Administration  zusteht  a  a  O.  Note  2.  4.  fii 

3.  Alle  Handlungen  dar  Administration  als  Vertreterin  des  Schuldners, 
so  z.  B.  der  ordnnngsmifilge  Yerlcanf  eines  Omndstflcks  durch  sie,  haben 
verbindliche  Kraft  auch  ffir  diesen,  sollte  auch  die  Einsetzung  der  Admini- 
stration den  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  entsprechen  (a.  a.  0.  Note  3). 

4.  Tritt  die  Filiigiceit  einer  Verbindlichkeit  des  Sebnldners  erst  nach 
Ein.setzung  der  Administration  ein,  so  kann  die  wegen  Nichterfüllung  dieser 
Verbindlii^eit  bestimmte  Konventionalstrafe  nicht  verlangt  werden  (weil 
die  Niditerfttllnng:  anf  kein«  Yersehnldong  bemht);  ebenso  baboi  l&ngst 
fftllige  Forderungen  kein  Recht  auf  frühere  Befriedii^ng  Tor  anderen 
später  fällig  gewordenen  Forderungen  ya.  a.  0.  Note  7). 

§  401.  ,!m  Falle  von  unter  den  Administratoren  etwa  hersnrtretendon 
Meinung.sverschiedeuheiten  sind  sie  verpflichtet,  eine  Eulächeidung  der  an- 
wesenden Gläubiger  oder  des  Gerichts  na(ihzusuchen.* 

§  40B.  .Wenn,  nadi  Einsetsnng  der  Administration^  zwei  Drittel  der 
Gliahiger,  nach  der  Höhe  der  G«Muntforderungen,  oder  die  Administratoren 
seihst  einstimmig  verlangen,  daß  die  Sache  in  das  gewöhnliche  Konkursver- 
fahren umijelpitpt  werde,  so  wird  die  Administration  eingestellt,  und  wenn 
sich  dabei  herausstellt,  daß  die  ursprüngliche  vom  Schuldner  eingereichte 
Bilanze  Torsfttalieh  filsoli  war,  so  wird  der  Sdmldner  den  Gctldit  tthenuit- 
wortet.* 

,Anmer  k  u  n  I.: : 

Im  Jahre  1879  ist  durch  die  Allerhöchst  bestätigte  Meiniug  des 
Stauitsrates  in  einem  Spezialfälle  erl&ntert  worden:  dalS  die  gemfttf  den 
Bestimmungen  der  §§  3f2.  39:1.  395—403  dieses  Gesitzes  ein^<-setzte 
Administration  als  formale  Zahlungsunfähigkeit  nicht  angesehen  und  als 
privates  Abkommen  zwischen  GIftubigem  nnd  Schuldner  zugdassen  wird, 
welches  ein  Moratorium  festsetzt  und  einigen  der  Gläubiger  das  Recht  ein- 
räumt, an  der  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten  teilzunehmen.  Das  Ziel 
der  Adminirtratlon  bestdit  hauptsächlich  in  der  Befriedigung  der  Glinbiger 
und  in  der  Wiederherstellung  der  Angelegraheiten  de«  Schuldners,  wobei,  falls 
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die  Erreichung  desselben  unmß^jlich  ist,  das  ihr  übcrtragfene  Verfahren  nach 
dem  einstimmigen  Beschluß  der  AdminiBtratoren  selbst,  oder  auf  Yerlaagen  von 
MW^  Dritteln  der  Olänbiger,  nadi  der  Hfthe  der  Schiildfordenuigeii,  in  dM 
gewöhnliche  Kf fA-tirsvcrfahrcn  eingeleitet  werden  kann.  Demgemäß  muß 
die  Folge  der  Aduüuistration  seiu:  entweder  die  formale  Zahlungsuuf&hig- 
Iroit,  wenn  die  Qliabiger  die  Angelegenheiten  des  Sehnldnera  selbst  Mi 
Vermittelnng  ihrer  eigenen  Verwaltung  für  nicht  besserungsfähig  halten, 
«der  aber  lUe  Herstellung  der  Geschäftslage  des  Schuldners  unter  Befreiung 
Jnselben  tob  jeder  wdtersn  Abtaii^gkeit  toh  den  Ollnbigeini.* 

Anmerkung: 

Wird  die  Administration  in  das  Konkursverfahren  umgeleitet,  so 
kann  die  Konkursrerwaltung  gemäß  §  459  ff.  nicht  nur  die  Reditsgeschäfte 
des  sdiuldners  selbst,  sondern  «ach  der  Administmtion  «nfediten  (a.  a.  0. 

Note  4  zu  §  495). 

§  403.  .Wenn  in  der  Zahl  der  Schulden  dov  Person,  über  deren  Ver- 
mögen die  Einsetzung  einer  Administration  nachgesucht  wird,  eine  Forderung 
dtt  Comptoirs  der  Staatsbank  in  Odessa  sich  befindet,  welche  vor  Pnblikatiim 
des  Q«MtiM  TStt  8. 1. 1863  entstand«!  ia^  lo  mflaien  dfe  OUnbiger  zugleich 
mit  Ihmr  diesbesOglidiai  Eingabe  b^  BSrsenkomitee  dem  Gomptoii  die  voUe 
Summe  dieser  Forderung  sicherstellen,  ahne  weichet  ancfa  die  Einsetzung  der 
Administration  nicht  zulässig  ist;  wenn  dagegen  gegen  den  Schuldner  ein 
Anspruch  der  Bank  selbst,  oder  seiner  (ibrigen  Comptoirs  und  Abteilungen 
besteht,  die  kein  vorzugsweiscs  Befricdigungsrecbt  genießen,  so  haben  die 
Gtfttthiger  bei  der  Nadvncbung  dw  Adminiatfatien  nnr  eine  von  allen 
Gesndutellem  antersdniabaia  YerplIichtnDg  beinfflgen,  da8  aia  fflr  den  Fall, 
daß  der  Administration  die  Wiederherstellung  der  Angelegenheiten  des 
Schuldners  nicht  gelingen  und  die  Konkurseröffnung  notwendig  werden  sollte, 
gleich  bei  Eröffnung  des  Konkurses  den  ganzen  Betrag  der  Bankforderung 
einzahlen  werden.  Bei  der  Entscheidung  der  Konkursverwaltung  über  diese 
Snmme  mnfl  nicht  die  Oeachlftalage  dea  Sdialdners,  wie  sie,  luMem  er  flir 
sahlnnginnflUg  erlcliit  war,  beatand,  sondern  diejenige^  welelie  bei  Unaetinng 
der  Adminiatration  gegeben  war,  nur  Qmndlage  genommen  werden.* 

Viertes  Kapitel. 

Von  dem  Bekanntwerden  der  Zahlungsunfähigkeit. 

§  404.  ,Die  Merkmale  der  kaufmännischen  Zahlungsunfahifikeit  treten 
entweder  durch  das  eigene  Oeständnis  des  Schuldners  oder  durch  seine 
VermOgena-  and  peraOnliche  Lage  hervor." 

%  406.  «Ein  Schuldner  wird  als  sahlnnganntthlg  nach  eigenem  Oe- 
atftndnia  erachtet: 

1.  wenn  er  vor  Gericht  aus  Anlaß  einer  gegen  ihn  geltend  gemachten 
Fuidt  t  ung  selbst  erklart,  daß  sein  Vermögen  zur  Deckung  aller  seiner 
Schulden  nicht  ausreicht;  (7) 

2.  wenn  er  daa  gleiche  Oestiadnis  der  Zahlnngsnnfihiglceit  oder  der 
SInstettnng  atler  seiner  Zahlnngen  vor  Eintritt  d«  Zahlnngstennins,  oder 
aber  nach  Eintritt  dessel1)en  vor  Oericht,  oder  vor  einem,  aweien  oder 
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mäumn  adaw  Gl&obiger  macht,  imd  dieM  Uervoii  dem  Ovridit  As- 
sclge  umImii; 

Anmerkang: 

Das  einlache  Gestäodiüs  vor  Qericht  oder  vor  Ol&abigern,  kein  bares 
Gdd  SU  besitsra,  Ist  kein  Gestladiiis  der  ZaUnngmnifihigkeit,  sondeiB 
gn»t  mir  dai  Recht  aaf  gesetsliche  Beitreibnng. 

3.  wenn  die  Erben  eines  Verstorbenen  die  Erbschaft  wt-feu  Ü1>er- 
schulduii^  niclit  antreten  und  sie  aasschlagen  und  hiervon  dem  üericht  An- 
zeige oiacheu,  oder  auf  erfolgtes  Aufgebot  innerhalb  der  Frist  sich  nicht 
mektoi,  oder  Mis  die  GlftnUger  ilmeii  nicht  Tertmnen.* 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  nichtkauf männische  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt  Art.  21 
der  Beil.  III,  daß  der  Antrag  auf  Konkurseröffnung  beim  Vorhandensein 
der  in  den  §§  405,  407  bezeiclinott  n  VurausMtiinilgeil  nw  vom  SoimldiMr 
oder  den  Gläubigern  gestellt  werden  kann. 

2.  Die  Nachsncnting  dnes  Moratoriums  durch  den  Schuldner  ist  als 
Eingeständnis  der  ZahlunKsunfilhigkeit  nicht  zu  erachten  [G  rebner  und 
Dobrotc olski  Ko.  4Qä,  231)  j  dagegen  wird  ein  solches  Geständnis  in 
dem  Angebot  einer  proientoakB  Befriedigung  unter  Hlnw^  daiinf,  tlaB  cHe 
Mittel  zur  vcdUn  Deckung  der  Forderungen  nlcbt  ansteidmi,  gefmuden 
(a.  a.  0.  JNo.  406). 

8.  Bei  HandelsgesellBchafien  ist  dem  OetOndnls  der  ZaUungiimf&hig- 
kr  it  durch  einen  vi  rtretungsherechtigten  Gesellschafter,  Direktori  Oeedlifte' 
leiter  usw.  die  Wirkung  des  §  406  beizumessen  (a.  &.  0.). 

4.  Haben  die  Erben  die  Erbsdiaft  angetreten  (Ziff.  3),  so  kann  der 
Antrag;  auf  Konkurseröffnung  sich  nur  pfiren  die  Erben  richten,  nicht  aber 
gegen  den  Nachlaß  [Grebner  und  Dvbrowolaki  Ho,  428  S.  243,  vgl. 
Art.  5  der  Beil.  m  §  1238  Anm.  1  Civilkodex).  Treten  Xerkmale  f Or  die 
Insolvenz  des  Naehhissea  hervor,  so  kann  bei  gestelltem  Antrag  auf  Kon- 
kurseröffnung ein  Erbschaftsantritt  nicht  erfolgen  la.  a.  0.  No.  42Q. 
Ist  der  Erbe  in  Konknrs  geratoi,  so  kOnnen  die  OlftnUger  des  KrUassei» 
Sonderung  des  Narhlns;;«  s  vom  VemOgNi  de*  Erben  verlMigeB  {Bardski 
Note  3  zu  §  12dy  Civilkodcx). 

§  406.  ,  Wenn  ein  Schuldner  aus  dem  Uandclsstande,  ohne  seine  Zahlungs- 

onfiUiigkeit  amnierkennMi,  selbst  anf  das  bei  näaxm.  staatlichMi  Kreditinstitut 

verpfändete  Gut  inr  Deckung  der  gegen  ihn  geltend  gemachten  Forderungen 

hinweist,  so  erklärt  er  sich  nicht  für  zahlnnfrsnnfähip.  mit  seinem  bezoirh- 
ncton  Gute  aber  wird  in  Gemäfibeit  der  in  dem  Kreditgesetze  dargelegten 
Bestimmungen  verfahren.* 

A  n  in  e  r  k  u  n  g : 

Nach  dein  Kreditors.   Absclmitt  I\'   kann  die  Staatsbank  die  bei  ihr 
verplaiiditeü  Gegenstände  ohne  gerichtliches  Verfahren  versteigern  la&sen. 
g  407.  ,£in  Schuldner  wird  nach  setner  persönlichen  und  Vermögenslage 
Iflr  aahlangsnnflhig  angesehen: 

1.  wenn  bei  der  Zwangsvollstreckung,  sollte  er  sich  auch  »elb^t  nicht 

für  zahlungsunfähig  erklärt  haben,  die  an«  Manirel  an  einem  Pfände  oder 
einer  Bdrfrsrliaft  «resien  !»pin  VennÜLTt  n  u'<  ri(  lilct  wird,  dieses  ZUT  Deckung 
seiner  Schulden  als  nicht  ausreichend  »ich  erweist: 

2.  wenn  bei  der  Abseib&tning  oder  dem  Verkaufe  des  Vermögens  (de« 
Schuldners,  d.  Ü.)  wegen  der  Fordemng  eines  durch  Pfand  nicht  gesicherten 
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Gl&nbigers  bd  ChaddA  von  MMlerai  CHfobigern  G«sadie  nit  der  Angabe  ein» 
gehoi,  daß  rar  Deckung  ihrer  Forderungen,  lollte  anoh  iflr  diese  die  FBllig- 
fceit  noch  nicht  eingetreten  sein,  das  übrige  Vermögen  des  Schaldners  nicht 
amreicht.  Durch  diese  Erklämng  wird  zwar  der  Verkauf  des  Vermögens 
'nicht  gehemmt,  die  Zahlung  jedoch  zugunsten  des  Gläubigers,  für  dessen 
arsprüngiiche  Fordenmg  sie  bestimmt  war,  wird  zurückbehalten,  und  der 
Sebiddner  iviid  nach  PrOfung  dee  Ooricbte  für  saUimgaiinlKhig  erklArt; 

8.  wenn  der  Sehnldner  nach  Bintritt  der  FäUi^dA  einer  Fordemng 
nnd  nachdem  gegen  ihn  die  Beitreibung  beantragt  (Die  Klage  eingereidit, 
d.  Übersetz'^r*  ist,  sich  von  seinem  Aufenthaltsort  verborgen  hält : 

4.  wenn  er,  auch  vor  Eintritt  der  Fälligkeil  seiner  Schulden,  seinen  Auf- 
enthaltsort heimlich  vor  seinen  Gläubigern  verlkljt  und  sich  unbekannt  ver- 
borgen taslt,  ohne  eeine  Geichilte  fttr  den  Fall  seiner  Abwesenheit  geordnet 
sn  haben,  weder  in  seinem  Comptoir,  nodi  in  sdn^  Anlenthaltsort,  so  daß 
es  an  Gewißheit  für  die  Rückzahlung  der  Schulden  zur  Fälligkeit  mangeltj 
und  andi  sicbere  Mittel  fflr  ihre  Deckung  ans  seinem  iieien  Vermögen  fehlen."  (8^ 

Anmerkungen: 

1.  Die  ungünstige  Vermögenslage  dM  Sehnldners  rechtfertigt  die  An- 
nahme seiner  Zahlungsunfähigkeit  mir  dann,  wenn  die  Zwangsvollstreckung 
in  daä  vorhandene  bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  desselben  er- 
folglos bleibt  (a.  a.  0.  No.  408,  400  S.  283  f.)-  Unter  Vermögen  ist  aber 
das  liquide  Vermögen  zn  verstehen,  durch  Hinweis  auf  vorhandenes  nicht 
liquides  Vermögen  kann  der  iScbuldner  seine  Zahlungsunfähigkeit  nicht 
in  Abrede  stellen  (a.  a.  0.  No.  411  S.  234,  cf.  Note  5  zu  §  886). 

2.  Zu  Ziff.  2  cf.  Anmerkung  6  zu  §  :W1,  Anmerkung  4  zu  §  386). 
In  dem  Falle  der  Zifi.  2  (Anzeige  der  Zahluugsuniiihigkeit)  wird  das  für 
den  einzelnen  Gläubiger  beigetriebene  Geld  zurückbehalten,  so  lange  es 
ihm  noch  nicht  ausgehändigt  ist  (G  rebner  mal  Dob  roictil.'^ki 
No.  414  8.  2H6).  Der  Aushändigung  ist  die  Anweisung  an  diu  äLuat^kass^e, 
an  (l(n  (i laubiger  zu  zahlen  nnr  dann  gleich  zu  achten,  wenn  der  Gläu- 
biger von  dieser  Zahlungsanweisung  bereits  benachrichtigt  ist  (JBardski 
Note  lö  zu  Art.  12  der  Beil.  zu  Art.  1400  CPO  8.  273), 

8.  Im  Falle  des  Latiticrens  dee  Sehnldners  Ziff  4>  sind  die  Glln- 
)i\^ir  di-r  Notwendigkeit,  Forderungen  zum  M  i  n  d  c  s  t  bt  t  rag  von 
läUU  Rubel  anzumelden  Ji  .'586)  enthoben,  da  das  Ücsetz  in  der 
bloßen  Tatsache  des  Latitierens  unter  den  in  Ziff.  4  des  §  407  angegebenen 
l^mstaiuien  das  Merkmal  der  Zahlungsunfähigkeit  erblickt  {Gf  ebner  und 
J/oöf  uirolski  No.  416,  417  S.  237).  Eine  Zwangsvollstreckung  oder 
eine  Forderungsanmtldung,  wenn  auch  in  Höhe  von  weniger  als  löOÜ  Kübel, 
muU  natürlich  auch  in  diesem  Falle  stattgefunden  haben,  da  sonst  die  Un- 
zulänglichkeit der  bereiten  Decknngsmittel  des  Zahlungsunfähigen  nicht 
hervortreten  kann. 

I.  Die  i)!<>L;(  Zahlungseinstellung  begründet  als  .solche  nach  russischem 
Recht  nur  bei  Kreditinstituten  die  Zahlungsunfaliigkeit,  und  zwar 
nach  der  speziellen  B<>.stimmung  des  KrrdiT^rtsetMS  Abschnitt  X  Art.  98 
tSiofI  Sakonntp  Bd  XI  Teil  2  in  d<  r  I'assung  vom  .lahrr  IHOö).  Die 
Konkurseröffnung  kann  bei  Kreditinstituten  auütr  diu  hier  angeführten 
Fällen  auch  durch  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  oder  die  Liquidatoren 
herbeigeführt  werden  (a.  a.  0.  Art.  91)— 184).  Auch  ohne  Konkurseröffnnnsr 
kann  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  gemäß  Art.  7ö— 90  a.  a.  0.  die 
Schließung  und  Liquidierung  dieser  Institute  anordnen,  wenn  das  Anlage» 
Icapital,  AIctienkapital  mw.  sich  auf  ein  Drittel  verringert. 
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FSnftes  Kapitel. 

Von  der  Erkl&rung  der  Zahlungsanfäbigkeit  uutl  den 
erstell  Maßnahmen  dea  Oeriebts. 

I  408.  »Niemand  kann  frttlmr  f ttr  aaUnngannllliig  eraditet  werden,  ata 
er  vom  Oerioht  hieran  erklärt  wird/ 

Anmerkungen : 

I.  Ubir  die  Geltung  ausländischer  [die  Zahlun}rstinfähi?keit  oinor  in 
Ruliiuud  betiiuilichen  Person  aussprechender)  Urteile  in  Rußland  vergl. 
Anmerkung  ö  zu  §  384. 

2  Die  Wirkung  des  die  ZahlungsuiifiUiiirkeit  aussprcrhonden  Besrhlusses 
gegen  Dritte  beginnt  nach  seiner  dritun  Publikation  durch  den  Seimts- 
anaeiger  (§  413)  {Bardski,  Note  4  zu  Art.  501  HPO). 

3.  Erst  mit  seiner  Insolvt  nzu  kl  irung  durch  Uerichtsbei^h in J  x  rli  rt 
der  Schuldner  seine  VerfUguiigBialiigikicu,  nicht  schon  mit  seiner  Kunkurs- 
anmeldnng  (a.a.O.  Nete  1  an  Art.  6&2  (9  HFO). 

9  409.  ,Da8  Oerickt  prüft  die  in  den  99  404.  405,  407  beaejcbneten 
Merkmale  der  ZahlnnffSttnliÜiigkeit,  ladet  den  Sdinldner  am  aelben  Tage  vor, 
llSrt  aeine  mändlichen  Erklärungen  an  und  erklärt  ihn,  wenn  es  in  diesen 
keine  genügenden  Gründe  findet,  welche  die  Richtigkeit  dieser  McrknTal»> 
wiederlcgen,  ohne  die  Sitzung  zu  verlasseu,  für  zahlungsunfähig  und  uuter- 
zeichnet  einen  diesbezüglichen  Beschluß.* 

Anmerkungen: 

1.  Im  Falle  der  Umleitung  der  Administration  (§§  396—403)  in  daa 
Konkursvorfahren  auf  oinstimmijfcn  Antrag  der  Adniipistr.itoren  ist  eine 
Anhörung  des  Schuldners  nicht  erfurdcrlich  rebner  umi  Dobrowulufci 
Ne.  423  S.  240). 

2  Wp^en  maniTPlniior  Masse  darf  nach  russischem  Rechte  die  Er- 
öffnung des  Ivonkuriiefi  nicht  abgelehnt  werden  (Bardski  T^iote  ö  zu 
Art  16  Beü.  III  ef.  nnten  Note  1  in  9  430). 

9  4ia  »Kraft  dieaee  Beeekhinea  (9  409}  wird  der  Ittr  saMonganntthig 
erldirte  Behttldnw  am  selben  Tage  in  Haft  gekracht.  Yen  dieser  allgemeiiien 

Vorschrift  ist  lediglich  die  Ausnahme  zulässig,  wenn  die  Bekanntgabe  der 

Zahlungsunfähigkeit  durch  das  eigene  Geständnis  des  Schuldners  "rfol»rt  ist, 

bevor  Schulden  zur  Beifreihung  gelangt  sind,  und  wenn  seine  anwesenden 

Gläubiger,  Tor  Gericht  gestellt,  selbst  oder  durch  ihre  BeTollmftcbtigte  ihre 

allgemeine  Zuetlmmnng  erklären,  daß  er  in  Freiheit  gelassen  werde,  and 

der  Schuldner  selbst  gleichzeitig  zuverlässige  BOigschaft  dafOr  stellt,  daß  er 

alek  ans  der  Stadt  nicht  entfernt.''  (9) 

Anmerkungen: 

1.  Die  Zustimmung  der  Gläubiger  zur  ßelassung  des  Schuldners  in 
Freiheit  unter  den  in  £eeem  Paragraphen  ang^benen  Umständen  maA, 

so  lange  keine  Konkursverwaltung  eingesetzt  ist,  pinstimmijr  sein 
{Bardski  Note  1  zu  Art.  ö  JBk  Mit  der  Einsetzung  der  Konkursver- 
wi^tnng  aber  bat  diese  und  er.  die  Gl&ubigerversammlung  über  alle 
Knnknrsangelegenh(  'f  II  zu  beschließen,  also  auch  über  Haftt  iitlassung  des 
Schuldners,  und  letzurt  kann  diese  mit  Stimmenmehrheit  beschließen  \ci. 
9  512,  arebntr  und  Dobroioolaki  No.  441,  445  S.  251  L). 
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2.  Von  dem  Erfordernis  des  eigenen  Zugeständnisses  der  Zahlungs- 
unfähigkeit kann  beim  Vorliegen  der  übrigen  Voraussetzungen  des  §  410 
(einstimmiger  Antrag  der  Gläubiger  usw.)  abgesehen  werden,  wenn  der 
Schuldner  in  Haft  bereits  genommen  ist  und  aoB  derselben  entlaueii  werden 
soll  (a.  a.  0.  Note  2,  cf.  auch  §  430). 

3.  Das  Rechty  die  HafümtlMauig  des  Schaldnera  so  beantragen, 
steht  den  Gläubigern  jederzeit  zu,  solange  das  Konkursverfahren  schwebt 
und  eine  Entlassung  gemäß  §  ö2ö  nicht  erfolgt  ist  {&.  a.  O.  Note  3,  cf. 
§  430).   Der  BescUnfi  Aber  Verhaftung  und  Entlassung  aus  der  Haft  wild 

'h.trr'h  /h-^  Oericht  gefaßt,  der  Konkursverwaltung  Stent  nur  das  Antrags* 

und  ßeschwerderecht  zu  (a.  a.  0.  Not«  5).  (10) 

4.  Für  den  Fall  der  nichtkaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit  be- 
stimmt hinsichtlich  der  Inhaftnahme  des  Schuldners  Art.  29  der  Beil.  III, 
daß  die  Bestimmungen  der  HPü  410,  430,  458  Ziffer  6  und  529  Ziffer  1 
und  Anmerkung  (503.  523,  551  und  622  der  Ausg.  1893)  keine  An- 
wendung finden.  Vielmehr  kann  bei  di»^ser  .\rt  der  Zahlungsunfähig- 
keit TOT  Bestimmung  der  Natur  derselben  ^cf.  §  527)  der  Schuldner  nur 
dann  In  Haft  genommen  werden,  wenn  er,  entgegen  seiner  (nach  Art.  28 
derselben  Beilage  cf.  unten  §  423  Anm.  Ii  zu  erteik-nden  schriftlichen 
Verpflichtung,  in  der  Stadt  während  des  Schwebens  des  Konkursrerfahrens 
in  ueiben,  ans  ihr  «itfemt.  (11)  Der  als  fshrUUi^gerBiidarattear  erachtete 
Zahlungsunfähige  wird  nur  auf  Antrag  der  Gläubiger  unter  Beobachtung 
der  Bestimmungen  der  Art.  31—67  derselben  Beilage  in  Haft  genommen. 
Liegen  AnneleMtt  für  hetrOgUdien  Baalnrott  rot,  so  hat  das  f^Titgerieht 
gemäß  Art.  27  der  StPO  die  weitere  Veranlassung  dem  Strafriclitt  r  zu 
Überlassen,  das  Konkarsverfabxen  aber  bis  zur  Beendigung  des  Straf- 
verfahrens rohen  sn  lassen. 

Die  zitierten  Art.  31—67  der  'Beil.  enthalten  die  Bestimmungen  über 
die  Schuldhaft  Uberhaupt,  gletrhviel  ob  allgemeine  Zahlungsunfähigkeit 
vorliegt  oder  nicht;  sie  bestimmen  (aber  nur  für  die  nichtkaufmännische 
Zahlungsanffthigkeit),  daft  Minderjährige,  NichtvoUjfthrige,  Aber  70  Jahre 

alte  Personen,  schwangere  Frauen  während  ihrer  Schwangerschaft  inid 
6  Wochen  nach  der  Entbindung,  sowie  Eltern,  die  fUr  minderjährige 
Kinder  zu  sorgen  haben  (dem  Qlftnhiger  steht  nicht  das  Recht  zu,  die 
Sorge  für  die  Kinder  zu  übernehmen,  um  die  Haft  zu  ermöglichen,  Boro- 
tci kowaki  Note  5  zu  Art.  132  zit).  Personen  geistlichen  Standes, 
Offiziere  nnd  untere  Militärchargen  im  Dienste  nicht  in  Haft  genommen 
werden  dürfen.  Die  Dauer  der  Haft  bestimmt  sich  nach  der  Höhe  der 
Schulden  ;  von  imi  Rubel  t^bis  U)(i  Rubel  ist  die  Haft  ausgebchlossem  bis 
20^Ni  Rubel  ist  die  Haftdaner  auf  (3  Mc'uate  bestimmt;  von  Aber  2!)<KJ  bis 
10000  Rubel  -  ein  Jahr;  von  Uber  Kkkio  bis  ;i(XXH)  Rubel  —  zwei  Jahre: 
von  Uber  30000  bis  60000  Rubel  ~  drei  Jahre;  von  über  60000  bis 
10000 )  Rnhel  —  vier  Jahre  nnd  für  eine  Sohnld  flher  100000  Rnbel  — 
fflnf  Jahre. 

Der  Haftbefehl  verliert  seine  Kraft,  wenn  er  nicht  binnen  6  Monaten 
nur  Vollstreelning  gebracht  wird ;  die  Haft  wird  nnr  vellstreclrt,  wenn  der 
Olinbiger  dir  Kosten  für  die  Verpflegung  des  Schuldners  mindestens 
monaUich  vorschußweise  einzahlt;  das  alles  gilt  aber  nicht  fUr  die  kauf- 
minnlsehe  ^hlungsnnf&higkeit;  inshesondeie  haben  hier  die  Gläubiger 
nicht  die  Verpflegungsgelder  zu  zahlen,  sondern  die  Masse  oder  der  Staat 
{G  rebner  und  Dobrotcolski  No.  44Ö  S.  253). 

Nahe  Verwandte,  welche  vollstreckbare  Forderungen  gegen  den 
Schuldner  haben,  IdJnnen  dessen  Verhaftung  Schulden  halber  nicht  he* 
antragen. 
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Die  Haft  wird  anrgdiobcii  diirdi  Ablauf  Ihrer  bestimmten  Dauer,  asf 

Antrag  dos  Gläuliigers.  infolge  l^ezahlnng  der  Forderung,  wegfii  welcher 
die  üalt  angeordnet  war,  nebst  Kosten,  nach  Erreicbang  des  7ü.  Lebena- 
jahres  dardi  den  Sehnldner,  infolge  der  Annahme  einer  Bttrgscbdft  für  den 
«Schuldner  diir  li  I  n  Glänbigor.  endlich,  wenn  die  Vorpflegungsgelder  aaf 
vorgängige  Eriiuierang  nicht  eingezahlt  werden.  Eine  Wiedenrerbaftiuig 
wegen  derselben  Forderung  ist  ausgcediloesen. 

§  411.  gWenn  eine  Perauu,  welche  infolge  ätkdtiächer  Wahlen  ein  Amt 
bekleidet,  gericbftteh  für  sahlnngsiuifthig  erklirt  wird,  so  wird  der  BeseUafi 
betreftnd  sdne  Zablnnginnfiliigkeit  in  dersdben  Sitinng  oowobl  der  vor- 

gesetzten  Behörde  als  auch  der  Dienststelle  des  Schuldners  mitgeteilt,  damit 
am  selben  Tage  des  KTnpranges  der  Mitteilung  hiervon  die  notwendigen  Ver- 
fügungen behnfs  siintr  Kntliebnng  vom  Amte  getroffen  und  daraal  mit  ihm 
nach  den  allgemeinen  Gesetzen  verfahren  werde."  t12) 

§  412.  „Kraft  dt-s  im  §  409  bezeichneten  Beschlusses  unterliegen  die 
Schulden  des  Zahlungsunfähigen,  auch  für  welche  die  Fälligkeit  noch  nicht 
eingetreten  ist,  nach  Bekanntgabe  der  ZaUnngsiinftliii^eit  in  glelelier  Weiss 
wie  die  RUligen  der  Beitreibung,  mit  dem  Untersdusde  lodi|^idi  in  der  Hs- 
reclmang  der  Forderung."  (13) 

§  413.    „Kraft  dieses  Beschlusses  (§  409)  wird  eine  Anaeige  von  der 

Zahlungsunfähigkeit  belnifs  ilreinmliger  Veröffentlichung  in  drei  aufeinander 
folgenden  Nninmern  der  Zeitungen  heider  Residcnzst.ldte  und  in  den  äenats- 
anzeigen  in  rubsibcht-r  und  deutscher  Sprache  ahgesohirkt ."  (I4| 

§  414.    .Eine  solche  Anzeige  (§  413)  wird  auch  aaf  der  Börse  und  aaf 

dem  Gerichte  angubrat  ht." 

$  41n.    .Kraft  dieser  Anzeigen  413,  414 1   ergeht   allerorten  ein 

VeräuUemngs-  und  Verpfändungsvcrbot  gegen  alles  bewegliche  und  un- 
bewegliche Vermögen  mit  derselben  Wirknng,  als  wAre  das  Verbot  vom 
Gericht  dirdct  nach  dem  Orte  gesandt,  in  dessmi  Bereich  das  VermOgensobjdkt 
sich  befindet."  (15) 

Anmerkungen; 
la)  Hinsichtlich  der  nichtkanfminniscben  Zahlungsunfähigkeit 

^e^tinlIllt  der  Art  12  der  P.ril,  III.  daß  die  Erklärung  des  Schuldners  für 
zahlungsunfähig  die  Zwangsvollstreckung  aus  Scbuldtiteln,  die  vor  dieser 
Erkl&mng  ergangen  sind,  nicht  hemmt:  alle  beigetriebenen  Betrige  jedoch 
gelangen  in  die  Konkursmasse,  mit  Ausnahme  indessen  derjenigen  zur  Bei- 
treibung gelaugten  Forderungen,  welche  durch  Pfand  ordnongsmäßig  ge> 
sichert  sind:  bei  diesen  gelangt  nnr  dafl|}enige  in  die  Konlramiasse,  wss 
nach  Befriedigung  des  I^dgiänbigecs  aas  don  Verkaufe  des  Phndes 
übrig  bleibt.  (16) 

b)  Die  Uffentlicbe  Versteigerung  der  anf  Grand  der  anter  a)  erwähnten 

Srhnldtitel  gepfändeti  n  Vermi'igc  nsohjekte  hat  auf  .\ntrag  der  Konkiirs- 
verwaltung  zu  unterbleiben  und  die  FfaJidätücke  sind  an  die  Konkuiv 
vcrwaltnng  auazohftndigen  {Bardski  Note  2  zum  zit.  Art.  12  S.  271. 
Borotcikoicxki  Xnt.  f>  zum  M  n»(ii  Art 

c)  Die  beigetriebenen  Betrüge  gelungen  au  die  Konkursmasse  ^oben 
anter  a),  solange  sie  den  Qläobigero  noch  nicht  ausgehBadigt  sind  (ef.  oben 
Anm.  2  zn  9  407). 
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2.  Die  Wirkluit;  Verbots  (des  Arrestes)  nach  §  415  tritt  erst  mit 
dem  EintrefieD  der  bezttglicheii  Hitleilang  ein  (cf.  anten  Anm.  1  sn 
S§  418»  419).  dt) 

§  416.  ,Knft  dieser  Anzeigen  (§§  413,  414)  täuod  alle  diejenigen,  welche 
irgendwelche  vermögensrrchtlicht'  Ansprüche  pegen  den  Schuldner  haben, 
ebenso  wie  diejenigen,  welche  ihm  etwus  schuldiii  sind,  alle  sdnc  Gläubisrer 
und  Schuldner,  aus  was  immer  für  einem  Kccbtsgrunde  und  ohne  Rücksicht 
duanft  dftß  Wlä^Bdt  der  YerbindUohkeiteii  nocli  niflU  eingetveten  ist, 
bei  dem  Qerielite,  bei  wdohem  du  Verfehnn  wegen  der  StahlimginaiMugkdt 
eröffnet  wurde,  alle  ilire  Rechte  und  Verbindlichkeiten  in  folgenden  FrMeB 
von  der  dreimaligen  Veröffentlichung'  in  den  letzten  Zeitungen,  in  welchen 
die  Anzeige  von  der  Zahlungsunfähigkeit  enthalten  war.  {rerechnet,  anzu- 
melden verpflichtet:  die  in  derselben  ätadt  wohnenden  im  Laufe  von  zwei 
Woeben,  die  in  anderai  Orten  des  Reicbes  wobnen,  im  Laote  tod  vier 
Monaten,  nnd  die  Im  Andaude  sieb  befinden,  niebt  ip&ter  aJe  in  einem  Jalue."  (18) 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  niehtkauiiuuiiuischc  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt  der 
Art  9  der  Beil.  III,  daß  alle  in  dem  g  416  bezeichneten  Fristen  durch  eine 
einzige  für  alle  gleiche  Frist  von  vi^r  Monaten  ersetzt  wird, 
die  vom  Tage  der  letzten  Veröffentlichung:  in  den  .Senat.sanzeij^en  ge- 
redmet  wird. 

2.  Die  Fristen  des  §  416  bezw.  die  Frist  des  Art.  9  (oben  Anm.  1) 
sind  lediglich  für  die  Anmeldung  der  Forderungen  bestimmt.  Die  Beweis- 
dukuniente  für  letztere  können  nachgereicht  werden;  hierzu  wird  gemäß 
§  492  seitens  derKonkursverwaltnng  eine  besondere  Frist  gesetzt. 

3.  Die  Anmeldung  der  Forderungen  hat  bei  dem  Konkursgericht 
zu  erfolgen.  Indessen  genügt  auch  die  Anmeldung  bei  der  Konkurs- 
verwaltung und  selbst  bei  dem  Konkursverwalter  {Borowikotoski 
Note  2  zum  zit.  Art.  9  und  Bardski  Note  8  zu  diesem  Art.  und 
Note  21  zu  §  510  (416  Ausg.  191)3),  und  zwar  genUgt  auch  die  münd- 
liche Anmcddnng  beim  Konkursverwalter  in  der  allgemeinen  Qlänbiger- 
Tersammlnng  unter  Vorlegung  der  Beweisdokumente,  sofern  nur  dies  inner- 
halb der  erwähnten  Fristen  geschieht  (liurdski  a.  a.  0.  Note  22  .  In 
derselben  Frist  ist  auch  die  etwaige  Abtretung  einer  Konkurslorderung  au 
einen  Dritten,  jedoch  ausschließlich  bei  dem  Konkursgericht,  ansnmeiden 
(a.  a.  0.  Note  3). 

4  a)  Angemeldet  müssen  werden  alle  Forderungen,  die  Befriedigung 
ans  der  Konlrarsmasse  beanspmchen,  ancb  diejenigen,  welche  in  der  vom 
Gericlit  gemäß  Art.  22  der  erwähnten  Beil.  III  (bei  der  nichtkaufmännischen 
Zahlungsunfähigkeit)  aufgestellten  und  als  Grundlage  zur  Ronkurs- 
erflffnnng  dienenden  f^hnldenliete  eingetragen  Bind  (a.  a.  0.  Note  4).  Jedes 
andere  Pruzeßverfahrcn  ist  mit  Ausnahme  des  |  509  augeocUoBSen 
(G rebner  und  Dobrowolski  No.  458  S.  257). 

b)  Hingegen  bedürfen  diejenigen  Forderangen  keiner  besonderen  An- 
meldung, die  beim  Konkursgerieht  zur  Vollstreckung  gehracht  wurden  und 
zur  EröSnong  des  Konkurses  oder  zu  der  diesem  voraulgegangenen  Ad- 
ministration geführt  Ilaben  {Borowikotoski  a.  a.  0.  Note  d,  Bardoki 
zu  Art.  9  der  zit.  Beilage  Note  6,  Orohnor  nnd  Dohrowoloki  No.4G0 
8. 268,  No.  461  S.  259). 

c)  Der  Anmeldvngspflicht  nnterliegen  nicht:  die  gegen  die  Kon- 
kursvcrwaltung  selbst  aus  ihren  Verhindlirhkeiten  Dritten  gegtntlher  ge- 
richtete Forderungen  i  Forderungen  auf  Aussonderung  von  nicht  aur 
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Konkursnnisse  gehörigen  Gegenständen  isci  es,  daß  diese  Geyenstände  der 
Gemeinscbuldner  oder  die  Konknisverwaltung  tmgerecbtfertigterweisc  im 
Besitz  hat,  (a.  a.  0.  Note  6  und  16);  endlich  dnrcb  Pfand  gesicberte 
F(>rd<  mngen,  deren  Bc  friedigung  aus  dem  Pfand  ohne  Rücklicht  Mil  die 
jKLoakanverwaltung  sich  Tolkieheu  kann  (a.  a.  0.  Note  25). 

d)  Fbrderaugen,  welche  am  strafbaren  oder  sn  Schademersats  Ter» 
pflicbtenden  Handlungen  des  Gemeinscbuldners  henühren.  werden  im 
ersteren  Falle  (gemäß  Art.  7  StPOj  im  Wege  des  Strafverfahrens  geltend 
gemacht,  im  zweiten  Falle  werden  sie  hei  Ihran  Entstehen  angemeldet 
(a.  a.  0.  Note  :V)  und  12  . 

e)  Im  Falle  der  Anfechtong  eines  von  dem  Gemeinscbttldner  ge- 
achlossenen  Rechtsgescb&fts  dnrcb  die  Konlrarsverwalinn^  kann  der  Kn- 
fechtuiigsbeklagte  die  Rückgewährnng  des  Gt  lc  isteten  z  B.  des  gezahlten 
Kaufpreises  bei  Anfechtung  eines  Kaufgeschäfts)  im  Wege  der  W^iderklage 
gdtend  machen;  einer  Anmeldung  bedarf  dieser  Antproch  nicht  (a.  a.  O. 
Note  16). 

!)  Eine  Kreditanstalt,  die  Yermögensobjckte  des  Gemeinscbuldners 
in  ihrem  Besitz,  andererseits  Pordornngen  gegen  ihn  hat.  mnft  erstere  an 

die  Knnkiirsverwaltung  herausgeben  und  letztere  ztnn  Konkurse  anmelden 
und  ist  nicht  berechtigt^  eigenmächtig  ihre  Forderungen  gegen  den  Schulduer 
mit  dem,  was  sie  ihm  versdraldet,  zn  Tenreehnra  (a.  a.  0.  Note  23,  24). 
Über  Verrechnunu  rf  ^j*         491  und  die  Anmcrkuniren  dazu  (H)) 

ö.  Die  Nichtaumeldung  von  Forderungen,  deren  Anmeldung  vor- 
geschriehen  ist,  hat  lediglich  die  Nichtberncksiehtignng  solcher  Forderungen 
im  Konkurse  zur  Folge,  sie  können  aber  gegen  den  Gerarinsduildner 
ebenso  wie  solche  Verbindlichkeiten,  die  dieser  bei  schwebendem  Konkurs- 
verhthren  eingegangen  ist,  nach  beendigtem  Verfahren  geltend  gemacht 
\V(  rd(  n  Im  übrigen  hat  die  nicht  f  ristgerr  cli  t  e  Annieldiin^^  von 
Küukursfordcrungen  die  im  §  ölü  ausgesprochenen  Folgen  ^a.  a.  U.  Note  7 
bis  11,  27,  28).  Ein  neues  Konlnirsverfabren  jedoch  minn  wegen  solcher 
Forderuiii;eii  nur  dann  beantragt  werden,  wenn  der  Srhuldner  seit  Be- 
endigung des  ersten  Verfahrens  (durch  Verteilung  seines  Vermögens  oder 
durch  Akkord)  neues  Vermögen  erworben  hat  {G  rebner  und  DobrO' 
Wülsfcf       437  S.  249  r  \  (?()) 

6.  I^ach  Art.  258  der  russischen  CPO  ist  die  Geltendmachung  mehrerer 
Ansprache  in  einer  Klageschrift  onzulKssig.  Diese  Bestimmung  besieht 
sich  aber  nicht  auf  die  Forderun^pannuldungen  im  Kfinktirsr- :  hier  können 
mehrere  Ansprüche  in  einem  Schriftstück  vereinigt  werden  {G  rebner  und 
Dobroteoleki  No.  463  S.  260).  (81) 

§  417.  ,  Als  in  derselben  Stadt  wohnend,  wo  das  Konkursverfahren  er* 
Ofeet  ist,  werden  nicht  nur  diejenigen,  die  ihien  stiodigen  Wohmdta  dort 
haben,  sondern  auch  diejenigen  betrachtet,  welche  in  dieser  Stadt  zeitweilig 
sich  anflialtcn,  falls  sie  nicht  nur  am  Tng<?  der  letzten  VeröfFcnilichung 
darüber  in  den  Zeitnn^on,  sondern  auch  nachher  nicht  weniger  als  zwei 
Wochen  ununterbrijclien  sich  dort  auffr^halton  haben." 

§  418.  .Alien  Gläubigern  und  Scbuldacru  ist  es  gestattet,  an  ihrer 
Steile  mit  gehöriger  gesetzlicher  Vollmacht  versehene  Bevollmächtigte,  und 
bd  unbedeateaden  Fordemngen  im  Betrage  von  600  Rnhel  und  weniger, 
«nUatt  dieser,  Ananddongeu  mit  den  gehörige  Dokamenten  an  dM  Geiieht 
sn  idiicken.' 

9  419.  .Anf  das  bewegliche  Vermögen  des  Schiddnen  wird  in  seinem 
Wohnorte  am  selhoiTage  oder  an  dem  der  ErSlhnng  de«  Konkaxsverhhrais 
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nächstfolgenden  Tage,  and  in  anderen  Orten  nach  Empfang  der  Anzeige 
dnxeb  die  Poliseibehörde  der  Airest  gelegt."  (22) 

Anmerkung: 

Uinsichtlii-h  der  nichtkaafmännischen  Zahlungsunfähigkeit  bestimmt 
der  Art.  11  der  erwähnton  Beil.  III,  doli  die  Arrestlegung  auf  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  auf  Antrag  des  Konkursverwalters,  und  wenn  ein 
solcher  nicht  da  ist.  auf  Ersuchen  des  Konknragerichts  durch  den  Oerichts- 
vollzieher  nach  den  allgemeinen  civilprozessualen  Bestimmungen  erfolgt. 
Et  lind  dies  die  Bi  st  immun j/en  der  Art.  968—1090  der  CPO.  Die  Arrest- 
legung erfolgt  (Inrch  Händuiig,  von  dor  Pfiiiidung  sind  die  zum  T^nterhalt 
des  Schuldners  für  einen  Monat  notwendigen  Lebeusiiiittel,  die  notwendigen 
MoblUen,  Kleider,  ünUormetdcke  n.  dergl.  anssescUosaeii. 

§  420.  ,Par  seinen  Oesdaftebetriel»  (§  419)  wird  da,  wo  Handels» 
geridite  tMstehen,  ein  Verweiter  ans  den  in  der  Liste  yeneidmeten  Personell 

bestellt.  Für  umfangreiche  und  wichtige  Geschäftsbetriebe  woden  zwei 
V»  r\va1tor  bestellt.  Einem  Verwalter  können  auch,  beim  Mangel  an  anderen, 
mehrere  (iesch&ftsbetriebe  Ubertra^'oii  werden.'  (23) 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  e  n  : 

1.  Hinsichtlich  der  nicht  kaufmännischen  ZahlungSOUflUiigkeit  bestimmt 
Art.  10  der  gedachten  Beil.  III,  dali  das  Bezirksgericht  den  Konkurs- 
verwalter nach  seinem  Ermessen  ernennt,  vorzngsweise  aus  der  Zahl  der 
Tereideten  Rechtsanwälte  oder  anderer  zuverlässiger  Personen,  welche,  von 
den  Gläubigern  angegelH;n  werden  und  die  ihre  Bereitwilligkeit  zur  Über- 
nahme dieses  Amtes  schriftlich  erklären.  Das  Gericht  ist  indessen  an  den 
Antrag  der  Gläubiger  nicht  gebunden  {Borowikovski  Note  1  nnd 
Bardski  Note  1  und  2  zum  Art.  zit.). 

2.  Der  Konkursverwalter  ist  nach  russischem  Becbt  Vertreter  des 
Schuldners  und  der  Konkursmasse,  die  Konkurs  Verwaltung  dagegen 
des  Schuldners  and  der  Üläubigerversammlung  {Borowikowski  a.  a.  0. 
Note  2  und  Baräfiki  a.  a.  0.  Note  4).  Der  Verwalter  kann  aber  die 
verind^'»  nsrechtlii  he  V»  r\\  altungstätigkeit  und  die  Vertretung  des  Seluildners 
vor  Gericht  nur  mit  Zustimmung  der  Gläabiger  austtben  (Bardski  a.  a.  0. 
nnd  Note  3  zu  Art  525  HPO,  Bot  otcikow»ki  Note  3  a.  a.  0.).  (24) 

§  421.  ^Personen,  welche  durch  Verwandtschaft  mit  dem  Zahlungs- 
unfähigen verbunden  sind,  werden  als  Verwalter  niebt  zugelassen.^ 

§  422.  ,Das  Gericht  hat,  nachdem  es  von  dem  Zahlungsunfähigen  dessen 
in  dw  Stadt  befindliche  Glftnliiger  erbfaien  hat,  diese  dnieb  besondere 
Ladii]^(en  sn  einem  sehr  nahen  Termin  nnd  nicht  splter  als  drei  Tage  nach 
Eröffnung  des  Konkarsverfahrens  behob  Anfoeichnung  des  VermSgens  nnd 
vorläufiger  Fcststellnnsr  der  Sclnilden  zusammenzaberufen." 

§  423.  ,Im  Termine  wird  in  Gegenwart  der  Gläubiger,  und  falls  sie 
nicht  erscheinen,  in  Gegenwart  der  vereideten  Verwalter  dem  Zahlungs- 
onfähigen  vor  Gericht  der  ffid  dahin  abgenommen,  daß  er  bei  Anfnahme  des 
Vendchnisses  seines  VennOgwis  nnd  Feststellnng  der  Schulden  lein  ganzes 
Vermugen  ohne  jede  Verheimliohang  und  Betrag  ofloibaren  werde.  Hierbd 
wird  ihm  vom  Gericht  vorgehalten,  daß,  wenn  er  vor  der  Eidesleistung 
irgend  eine  Verlx  inilichung  seines  Vermögens  versucln  hat,  durch  ein  f^cp-^n- 
wärtiges  Geätundiuä  der  Versuch  ausgeglichen  wird;  wenn  dagegen  der 
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Betrag  nftch  der  Bidcileistung  entdeckt  wird,  er  eben  dmdurch  des  betrügüchen 
Buikiotts  flberrobrt  und  ohne  SchoBoog  janen  MiiieB  Folgen  nntenrorien 
witd.«  m 

Anmerkungen: 

1.  liiasichtlicb  der  iiichtkauiiuäimiscbin  Zahlangsonfähigkeit  wird  im 
Art.  7  der  raehrerwähiiun  Kiil  III  bestimmt,  daß  anstatt  der  darch  den 
§  42'^  vorgeschriebenen  Eidesleistung  (des  M  inifi  -tatlonseides)  vom  Gemein- 
scliuhiiier  nur  eine  schriftliche  \ Crptiicbtung  dahin  erfordert  wird,  daß  er 
nichts  vun  seinem  Vermögen  bei  Seite  gebmelit  hat  oder  bringen  wild  bei 
Vermeidung  der  für  betrügliclien  Bunkruft  vorgesehenen  Strafe. 

2.  Das  Geständnis  des  Scbulducrij,  VeruögeQSütücke  beseitigt  zu 
haben,  rettet  zwar  diesen  (wenn  es  vor  Gericht  vor  der  KMiifestienmg 
abgeleu't  ist),  nicht  aber  seine  Mittäter  oder  Teilnehmer  vor  der  straf- 
rechtlichen Verantwortong  {Bardski  ^'otc  2.  zu  Art.  älti  423  Auttg. 
1908)  HFO). 

g  484.  «Wenn  der  Seholdner  tot  der  Bidesleietaiig  erkUrt»  dnB  er  alle 
seine  Angelegenlidten  im  elnadnen  nidit  kouie,  oder  sich  Ihrer  nicht  erinnere 
and  sich  auf  seine  Angestellten  beruft^  M  werden  die  Angsetellten  Tor  Gerieht 
geladen  und  ebenfalls  vereidigt." 

425.  „Hierauf  (§  423)  begibt  sich  der  vereidete  Verwalter  zusammen 
mit  den  auwesenden  Gläubigern  und  dem  Schuldner  in  dessen  Wohnung,  oder 
in  sein  Comptoir,  und  es  wird  in  Gegenwart  eines  Beamten  der  Polizei- 
behSrde  xor  Anfhahme  des  Yermögensrwieiclniisiet  und  Fettstdliug  der 
Schnlden  gesehritten.'  (9S» 

Anmerkungen : 
la)  Für  die  nichtkaufmünnische  &üUungsunIähigkeit  rc«elt  sich  das 
Verfahren  bis  zur  BtUirong  des  Sehnldners  rar  aaUangsnnfwIg  naeh  den 

Art.  21  S.  der  Heil  III.  Hiernach  liegt  die  gesamte  in  diesem  ^  425  und 
in  den  folgenden  vorgeschriebene  Tätigkeit  dem  Gericht  ob:  es  hat 
nach  Eingang  eines  Antrags  der  G4&ubiger  anf  KonlrarsoOfliiniig  den 
SchnldinT  (falls  er  nicht  im  Auslände  ^veilt^,  mit  kurzer  Frist  best  immung 
ZOT  Ycrneluuung  vorzuladen;  liegt  ein  Antrag  des  iSchaidners  selbst  vor, 
80  sind  die  behinntett  anwesenden  Ol&nbiger  nngesftnmt  an  ladai,  wobei 
die  anderen  (nicht  geladenen)  (ilänbiger  an  dem  Verfahren  sich  beteiligen 
können.  Das  Verfahren  bezweckt  eine  Aufklärung  der  Sache  und  schließt 
entweder  mit  der  Abldinnng  des  Antrags,  falls  die  voigebraehten  Br^ 
klärungen  ihn  nieht  rechtfertigen,  oder  andernfalls  mit  der  Anordnung  der 
zur  Feststellung  der  Vermögenslage  des  ächuldueiü  und  Sicherung  seiner 
Person  erforderlichen  Haßnahmen.  Zu  diesem  Zwecke  hat  der  Schnidnw 
den  im  Art.  7  (oben  Anm.  zu  §  42Hi  bezeichneten  Verpflichtungssihein  zu 
unterschreiben  und  sich  auch  zu  verpflichten,  ohne  Genehmigung  des  Ge- 
richts sich  aus  der  Stadt  nicht  zn  Mitfcmen ;  das  Gerielit  hat  sodann  fttr 
die  Aufnahme  eines  Verzeichnisses  und  einer  Ab'^r^hätznng  des  gesamten 
Vermögens  des  Schuldners  zu  sorgen  (Art.  23  a.  a  ü.j,  dicä  nur  dann,  falls 
die  Gerichtsakten  vollständige  Klarstellung  des  Vermögens  nicht  ergaben 
{Borotoikotoski  Note  2,  Bardski  Note  2  zu  Art   ^3  zit.  G(  r 

Nach  Klarstellung  der  Vermögenslage  des  Scbuidners  wird  aui  Antxag 
der  Gläubiger  ein  Mitglied  dee  Go^chts  mit  der  Anfstellniig  einer  Osaamt- 
übersiclit  des  Vernuigens  auf  Omnd  der  beigebrachten  Erklärungen  und 
Auskünfte  betraut  uud  zugleich  eiu  Termin  zur  milndlichen  Verhandlung 
mit  dem  Scbnldnw  und  den  anwesenden  Glinbigem  anlieranmt(Art.84«,a.O.^ 
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In  diesem  Termine  hut  das  Gericht  daim  auf  Giund  dur  uiündliciit  u 
Verhandlung  und  der  gedsroliten  Gesanitaufstellung  zu  befinden,  ob  das 
Aktivvermögren  des  Schuldnei*«}  zur  Befriedigtinc  seiner  als  zweifellos  sich 
ergebenden  Scbuldeu  auisiuicht  oder  nicht :  iui  eruieren  Falle  wird  der 
Antrag  auf  Konkurseröffnung  abgelehnt,  in  letzterem  wird  der  Schuldner 
für  zahlnnpsunfähig  erklürt  {Art.  2')  a  a.  ü.i.  Über  die  LiquiJit  it  ips 
Vermögens  ist  Note  5  zu  §  3öG  zu  vergleichen.  Über  Stellung  des  Antiagg 
Mlteiis  der  Gläubiger  cf.  Note  6  su  §  384. 

b>  Der  oben  unter  a^i  an^jegrbpnon  vorbereitenden  Scliritte  iM'tlarf  es 
nicht,  und  das  Uericht  kann  ohne  weiteres  den  Schuldner  für  zahlungs- 
nnl&hig  erklftren  in  lolgmden  zwei  PSIlen: 

aa'i  Wenn  der  Schuldner  selbst  seine  Zahlnn^'snnfähigkeit  ijj  405  Ziff.  1 
HFO)  od«r  die  Unzulänglichkeit  seines  Vermögens  (Art.  1222  Zifi.  1—7  CPOj 
dem  Gericht  anzeigt.  Mer  endlich  wenn  der  bei  Gericht  eingezahlte  Betrag 
(Art.  1214  a.  a.  0.  zur  Deckuii^^  allt  r  zur  Beitreibung  gestellten  Ansprüche 
nicht  aasreicht  und  der  Schuldner  andere  Deckuugsmittel  nicht  angibt. 
In  diesem  Falle  1ft6t  das  Gericht  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Glftnbiger 
unsrf'frinmt  rlen  Tk-srhliiü  ilber  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners  ergehen 
(Art.  26  der  Beil.  Iii.).  Von  der  vorhergehenden  Vorladung  und  Ver- 
nebmnng  des  Schuldners  aber  kann  auch  hier  nicht  abgesehen 
werden  {Bardski  Xote  l  und  Hoi  !<irikoicski  Note  1  zum  zit  .\rt.)- 

bbj  Wenn  der  Schuldner  nach  Beginn  einer  ZwongSToUslreckang 
latitiert.  f§  407  Ziff.  3>  oder,  was  dasselbe  ist,  sich  nach  don  Auslände 
begibt  'BiirJski  Note  /u  Art.  27  der  Inil.  Uli.  bat  «bis  Gericht  auf 
Antrag  ciues  oder  mehrerer  Gläubiger  nach  deren  Angaben  die  Vermögens- 
lage des  Schuldners  festzustellen,  und,  falls  die  ünzulllnglichkeit  des  liquiden 
VeruiotretiH  desselben  zur  Deckung  seiner  Schulden  sich  er^Mbt.  seine 
Zahlungsunfähigkeit  auttzospi-echeii.  1d  diesem  Falle  ist  auch  eine  Vor- 
ladung des  Schuldners  (z.  B.  wenn  sein  Aufenthalt  im  Auslände  bekannt 
ist)  nicht  erforderürli  'Art.  27  a,  a.  O.L 

c)  Im  übrigen  linden  auch  auf  die  Fälle  der  nichtkaufmänniachc^ 
ZSaUnngSttttf&higkeit  die  Bestimmungen  der  HandelsprozeBordnung  AnweU' 
dnag  (Art.  28  a.  a  O  V 

d)  Bezüglich  der  Inhaftnahme  des  Schuldners  ist  das  in  der  Note  4 
zu  §  410  Gesagte  sn  yei^leiclien. 

e)  Auch  in  dem  Falle,  wenn  ein  üben  iiisf  immender  Antrag  dus 
Schuldners  und  der  Gläubiger  auf  Insolvenzerklärung  des  ersteren  vor- 
liegt, hat  das  Gerieht,  ohne  die  yorbereitenden  Hafinahmen  der  Art.  SS— 27 
a.  a.  0.  (oben  Note  la)  vorzunehmen,  dem  pemeinsarnon  Antrag  zu  ent- 
sp  rechen  (Bard8ki^QiM2  xmdßorotcikowski  Nute  2  zu  Art.  26  a.a.O.). 

2.  Tu  diesem  Stadium  des  Verfahrens  425).  d.  h.  vor  Einsetzung 
der  Konkursverwultuiij;.  liegt  die  Pflicht,  den  Gemeinschuldiier  vnr  Gericht 
in  Prozessen  zu  vertreten,  dem  Konkursverwalter  gemeinschaftlich 
mit  den  anwesenden  Gl&ubigff^rn  ob,  §  429  (Bardski  Note  1 
und  2  zu  Art  .'i21  i§  425  Ausg.  liWKT  WVÖ).  Dem  Verwaltt  r  allein  ohne 
Zustimmung  der  anwesenden  Gläubiger  steht  dieses  Kocht  nicht  zu 
(a.  a.  O.  Note  3),  einer  formellen  Yollmachi  von  ihnen  bedarf  w  allerdings 
Hiebt  (a.  a.  0.  Note  6). 

§  486.  gDer  rerddete  Verwalter  und  die  anwesenden  (Hinlitger  treffen 
alle  nötigen  Ibfinahmen.  dafi  das  Verzeichiii.s  über  das  gesamte  Vermögen 
des  Srlmldncrs,  an  Waren.  Sachen,  an  beweglichem  und  unbeweglichem  Gut 
mit  Klarheit  aufgenommen  wird:  daß  ans  den  Bilrhern  des  Schuldners  und 
dessen  schriftlichen  Dokumenten  seine  j^aiize  Lage  sowohl  hinsichtlich  des 
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Vermögens  wie  der  Schulden  mit  möglichster  DeatUchlrait  offen  gelegt  wild. 
Zu  (lii'sem  Zwecke  wird  nicht  allein  der  Schaldner  selbst  Uber  alles  befragt, 
sondern  es  werden  auch  zur  Erklftmnp  von  Einzelheiten  seine  Aufgestellten 
in  die  Versammlung  geladen  und  befragt,  selbst  eidlich,  wenn  dies  uütig 
erscheint.  Wenn  der  Schuldner  aber  sieb  unbekannt  rerborgen  hiUt,  so 
werden  Aber  sein  Vermögen  auch  seine  Fran  and  seine  vollj&hrlgen  Kinder 
befn^t,  jedoch  uneidlich. " 

427.  .Aus  allen  diost  n  Ermittelungen  'j?  i2(V\  wird  eine  vorläufige 
Cresamtaufstellung  über  die  Lage  des  Schuldners  at  S -buUlen  und  Vermögen 
zusammengestellt  und  mit  der  Unterschrift  des  Vcrwuhera  und  aller  Personen, 
wdebe  bei  der  Auhnlume  de«  YmmJ^su^  sogegen  waren,  den  Gmldit  nur 
KCTPtnlanalime  elngerdcht.* 

§  488.  .Nach  Eiurdchnng  dieser  Aalstdlmig  (§  427)  wird  der  vei Me 
Verwalter  vom  Gericht  zushümiich  mit  den  anwesenden  Gläubigern  zur  Ver- 
waltung der  Masse  biö  zur  ErüHnuüg  des  Konkorses  ermächtigt,  und  demzu- 
folge nehmen  sie  alle  an  die  Adresse  des  Zahlungsunfähigen  gesandte  Briefe, 
Gelder  und  Weren  in  Empfang,  zaUen  die  Abgaben  nnd  TecfnliTen,  mit  einem 
Worte,  in  allem  wie  es  tinem  guten  Hamdiemi  mkimunt,  entatten  den 
Gericht  wOchentlich  genauen  Bericht  und  unternehmen  nichts  und  lassen 
nichts  zu,  was  zum  Nachteil  der  ihnen  anvertrauten  Verwaltung  gereicht.' 

§  429.  jDer  Verwalter  und  die  anwesenden  üläubiger  kf^nnen  zum 
Verkauf  der  dem  Verderben  ausgesetzten  Sachen  schreiten  und  diesen  Verkauf 
entweder  dnreh  Vermittelnog  cinee  llaUere  an  BOne,  oder  in  fflle&tiidwr 
Yersteigenii^,  Jedoch  nicht  anders  als  mit  Genehmigung  des  Geridits  bewirken.* 

§  430.  „Das  unbewegliche  Vermögen  des  zahlungsunfähigen  Schuldners 
verbleibt  unter  Spi  rre.  das  bcwefrliche.  mit  Ausnahme  der  notwendigen 
Kleider  und  S;ichen.  unter  Arrest.  Kür  den  Unterhalt  des  ZahlungsnnfShigen 
und  seiuer  Familie  wird  der  unumgänglich  nötige  Betrag  aus  seinem  Ver- 
mfigen  nach  BwtfimmnTig  der  anwesenden  GlbtUgur  mit  Genehmigung  des 
Gerichts  freigesteUt.  Der  ZaUaagiminhige  selbst,  der  im  Anlang  bei  eeiiier 
Erklärung  als  zahlungsunfähig  in  Haft  genommen  wurde,  verbleibt  darin 
wpit»r.  den  anwesenden  (^tläubigern  steht  es  jedoch  hierbei  frei,  wenn  sie 
keinen  VerUaeht  des  betrüglichcn  Bankrotts  haben,  ihn  nach  einstimmigen 
Beschluß  aus  der  Haft  zu  befreien,  wenn  er  zuverlässige  Bürgschaft  dafilr 
•teilte  daß  er  bis  anr  Beendigung  des  Verfahrene  aus  der  Stadt  sich  nicht 
entfernen  wird.*  (88) 

Anmerkungen : 

1.  Sind  die  Familienmitglieder  des  Schuldners  außer  stände  sich  selbst 
zu  erhalten,  und  kann  aus  der  Konkursmasse  aus  Mangel  an  Mitteln  ihnen 
der  riiterhalt  nicht  gewährt  wi  rd»  n,  so  hat  da.s  Gericht  die  Haftentlassung 
des  .Schuldners  zu  verfügen,  damit  dieser  für  seine  Familie  some,  falls  die 
Gläubiger  einen  Antrag  auf  Haftentlassung  nicht  stellen  und  sich  auch 
nicht  bereit  erklären,  den  Unterh;ilt  der  Faniilii-  aus  iliren  eigenen  Mitteln 
zu  bestreiten,  wozu  sie  in  diesem  Falle  verpflichtet  sind,  wenn  sie  daraoi 
beharren,  daß  der  Scimldner  in  Halt  bleibe.  Liegen  aber  die  Anieidmi 
fnr  betrttgUcben  Bankrott  Tor,  dann  liegt  die  Yedmftong  im  Intwsese  der 
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öffentlichen  Rechtspflcgu  und  lütht  der  Gläubigerj  und  eine  Entlassung  des 
Sdinldnera  aus  der  iiaft  ist  in  diesem  Falle  aasgeschlossen,  sollte  aach 
dessen  Familie  durch  seine  Verhaftung  ihres  Ern'dhrers  beraubt  sein.  Dies 
nimmt  der  Regierende  Senat  in  konstanter  Rechtsprechung  an  (Grebner 
nnd  Dobrowolski  No.  402—457).  Zu  der  Familie  einer  Person,  welcher 
«e  den  Unterhalt  ztj  gewähren  gesetzlich  verpflichtet  ist,  gehören  nach 
g§  106,  172  Civilkodex  deren  Frau  und  Kinder.  Hinsichtlich  der  Eltern 
brätimmt  zwar  §  194  a.  a.  0.  ebenfalls,  daß  die  Kinder  ihnen  Unterhalt  zu 
gewähren  haben,  falls  sie  arm  nnd  altersschwach  oder  krank  sind,  der 
Regierende  Senat  legt  diese  Bestimmnng  jedoch  dahin  aus,  daß  die  im 
§  194  a.  a.  0.  ausgesprochene  Unterhaltspflicht  keine  gesetzliche,  sondern 
nur  eine  sittliche  und  daher  eine  höchst  persönliche  ist  (Borotcikowski 
Note  1  znm  zit.  §).  Demzufolge  hat  der  Senat  in  seiner  Entscheidung 
vom  1.6. 1900  unter  No.  1306  angenommen,  daß  die  Verpflichtung  des  in 
Haft  befindlichen  Gemeinschuldners  seine  Eltern  zu  erhalten  auf  die  Konktirs- 
gläubiger,  welche  seine  Verhaftung  beantragten,  nicht  Übergeht  (Gr ebner 
und  Dobroujolski  No.  4.'j()  8.  2.j7), 

2.  Der  Schuldner  muß,  auch  wenn  er  unter  den  Voraussetzungen  des 
§  430  letzten  Satzes  von  der  Haft  befreit  ist,  gleichwohl  in  der  Stadt,  wo 
das  Konkursverfahren  schwebt,  bleiben  und  darf  sich  aus  derselben  ohne 
Zustimmung  der  Gläubiger  nicht  entfernen,  da  er  andernfails  des  Rechts 
verlustig  geht,  seine  Interessen  im  Konkurse  zu  vertreten  und  gegen  die 
Beschlüsse  der  Konkursverwaltung  Rechtsmittel  efaunlflgen  (Bardaki 
Note  1  zu  Art  523  (g  4d0  Ausg.  1903)  HPO). 

Sechstes  Kapitel. 

Von  der  Wahl  der  Kuratoren  und  der  Binsetzuog  der 

KonkiiriT«rwaltniig. 

9  431.  «Sobald  der  den  Poidwangea  naeh  beromigte  Teil  der  Ottabiger 

persönlich  oder  durch  BevoUmRchtigte  ezaehieneu  iat»  bestimmt  der  vereidete 
Verwalter  ohne  Verzug  einen  Tag  ztir  Versammlung  znm  Zwecke  der  Wahl 
Ton  Kuratoren  und  der  £insetzung  einer  Konkaraverwaltang." 

Anmerkungen: 

1.  Unter  dem  den  Forderungen  nach  bevorzugten  Teil  der  Gläubiger, 
von  welchem  in  diesem  Paragraphen  die  Rede  ist,  ist  der  am  Orte  des 
Konkursgericbts  anwesende  Teil  der  Gläubiger  zu  verstehen,  diese  sind 
deswegen  berorzugt,  weil  sie  am  ehesten  dazu  berufen  sind,  ihre  Interemen 
wahmuieihinen.  Diese  Gläubiger,  welchen  nach  §  416  die  Frist  zur  Forderungs- 
amneldnng  auf  zwei  Wochen  bemessen  ist,  sind  gesetzlich  ,ohne  Verzug" 
aar  Tomabme  der  Wahl  nnd  Konstituierung  der  Konkursvem'altung  zu 
berufen.  Indessen  nimmt  der  Regierende  Senat  an,  daß  diese  Einberufung 
nicht  vor  Ablauf  der  erwähnten  im  §  416  zur  Anmeldung  der  Forderang 
bestimmten  Frist  erfolgen  kann  (G rebner  und  DobrotcoH k i  No.  477, 
478  S.  256  f.  .  In  einer  früheren  Entscheidung  allerdings  (vom  15.10.1892 
No.  1277 j  hat  der  Senat  die  Einberufung  dieser  ersten  konstituierenden 
Gläubigerversamulimg  auch  sdion  vor  Ablauf  jener  zweiwöchigen  Frirt 
des  §  4U'  f'ir  gpsetzmäCig  erklärt.  Diese  iilterc  Entscheidung  dürfte  dem 
klaren  Wortlaut  des  (iesetzea  mehr  entsprechen ;  denn  nach  dem  §431  sind 
die  Gläubiger  zu  berufen,  „sobald"  sie  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte 
am  Ort«  iKs  Konkongerichta  erschienen  sind.  Von  ii^nd  einer  Frist  ist 

die  Rede  nicht. 

2.  Legitimiert  an  dieser  Versammlung  teilzunehmen  ist  jeder  am 

Orte  des  Konkursgericbts  anwesende  Ollinbiger.  Wie  diese  OlHubigcr- 
eigenschaft  festzustellen  i»t  —  darüber  bestimmt  das  Gesetz  nichts,  und 
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da  vor  Koustituiening  dt  i  Kuukursverwaltung  niemand  berechtigt  ist,  die 
angemeldeten  Forderungen  zu  prüfen  —  dies  bat  vielmehr  später  die 
Konknrsvcrwaltang  am  tun  —  so  hat  auch  der  Senat  zunächst  angenommen 
(Bat  dski  zu  Art.  ü24,  ö'J.")  Ausg.  10(»3i  Note  oi.  daß  die 

bloße  Anmeldung  der  Forderung  zur  Beteiligung  an  der  ersten  Gliubiger- 
veTBammlnng  legitinuere.  In  seiner  späteren  Judfkatvr  aber  rerlangt  der 
Senat  nicht  nur  Anmeldung  sondern  (tlaubhaftmachung  der  Forderung 
durch  Vorlegung  der  dttraaf  bezüglichen  Irkunden.  und  daß  das  Konkurs- 
gericbt  zn  diesem  Behufe  die  angemeldeten  Forderungen  einer  vorgängigcn 
Prüfung  auf  ihre  Richtigkeit  unterziehen  könne  {G  i  ebner  und  Dohra- 
wolski  Iio.  «töB  Ö.  a.  u.  0.  Note  ti.  7,  lOj.  Hiennit  steht  allerdings 
eine  sp&tere  Entscheidung  la.  a.  0.  Note  8)  im  Wid*  i>)>i  ii<  b.  wonach  (Ue 
Anmeldung  der  l-'orderung  in  der  i  r>f<  ii  (^linihiL'»  rv<  i.s;tiiiiiiluiiL:  -elbst  !  <  im 
Konkursverwalter  unter  Vorlegung  der  darauf  bezüglichen  Dokumente  zur 
Teilnahme  an  dieser  Versammlung  legitimiere,  wo  natflriich  eine  vorgüngige 
l'rüfnng  der  angemeldeten  Fnrdf  niiiL;  ilurrh  das  KonkursL'' ri«  ]i;  L'uiriKht 
möglich  ist.  Jedenfallü  äoU  diese  l'rüiuug  der  Forderungen  der  ciläubiger 
zur  Feststellung  der  Leffitimation  der  Gl&ubiger  zur  l^teiligung  an  der 
ersten  Gläubigerversammltinu'  flas  Coricht  nicht  von  Amtsw  i  lt« u  ^uihV  rn 
auf  b^ründete  Bemängelung  seitens  anderer  (iläubiger  vornehmen  und  sich 
lediglich  daran!  beschränken,  lestzustellen,  ob  die  angemeldete  Forderung 
prima  facie  begründet  ist  (Qrebuer  und  Dvbrowolski  a,  a.  0, 

:^o.  4.sin  s.  2tii)ff.i. 

?!  4;>2.  .Zu  dipspin  Zwecke  il?  -l-^l  '  erscheinen  alle  anwoscndrn  (Tl;ui>»iir»  r 

am  bestimmten  Tage  vor  Gericht  und  wählen  nach  Stimmenmehrheit  zwei 

oder  mehr  Kuratoren  aus  den  anwesend«!  Gl&aingem  und  einen  Vorsitzenden. 

An  dieser  Versammlong  nehmen  auch  die  von  den  staatlichen  Behörden  nnd 

Kreditinstituten,  die  an  der  Masse  beteiligt  sind,  geeaadten  BeTellinftchtigten  teil/ 

Anmcrktjnpen: 

1.  a)  iiinsichtlicb  der  nichtkaufmiinnischca  Zahlongsunfähigkeit  be- 
stimmt der  Art.  15  der  Beil.  TU,  daß  fUr  den  Fall  der  Unm9g1ichireit  du- 

Kotistituierung  einer  KoTikursv»  rw.ilt uni;.  näinlii  h  beim  Mangel  der  genü- 

g enden  Anzahl  Gläubiger  ^mindcsti-ns  müssen  es  drei  seinj,  das  Gericht  die 
Obliegenheiten  der  Konknrsrerwaltung:  die  Ermittelung  des  Yennögens 
des  Schuldners,  die  V(  räuLn  rung  desselben,  die  ProzeÜfnhnniu:,  dem  Konkurs- 
verwalter ^dem  „vereideten  Verwalter')  überträgt,  wobei  Schuldner  und 
Glftnbiger  die  Ersetzung  des  bereits  ernannten  Verwalters  dnrch  einen 
anderen  beantrriir<  n  kniiiu  n  Dagegen  kann  d^m  Vd  walt.  i  iiidit  die  Ver- 
pflichtung auferlegt  werdcu,  die  einzelnen  Forderungen  in  die  verschiedenen 
'  Rangklassen  einzureihen,  den  Verteilungsplan  aufzustellen,  einen  BeschlnB 
über  flii  Art  der  Zahlungsunfähigkeit  und  über  die  persönliche  I^age  des 
Schuldners  zu  fassen.  I)iese  Tätigkeit  liegt,  beim  Nichtbestehen  einer 
Konknrsverwaltung  dem  Gerichte  selbst  ob  (Bardaki  Note  6,  Boro- 
toHcotcuki  Note  2  znni  zit  Art.i. 

b)  Auch  im  1  ulic  ili-i  iiuhtkauSmännischen  Zalilungsunfähigkeit  steht 
das  Recht  der  Verwaltung  der  Masse  und  ihrer  Vertretung  in  ProMSSen  Tor 
Gericht  niflit  ikin  Verwalter  allein,  sondern  der  K «uiknrsverwaltung, 
d.h.  den  Kuratoren  in  Gemeinschaft  mit  dem  Verwalter  zu  i Art.  21 
CSFO  Bardski  Note  2  a.  a.  O.i,  und  nur  beim  Nichtbestehen  einer  Kon- 
knrsverwaltung  Qbt  dieses  Kecht  —  wie  unter  a)  aosgefülirt  —  der  Ver« 
Walter  allein  aus. 

c)  Wenn  die  Konkursv<  rwaltnng  oder  der  Verwalter  (in  dem  oben  untar 
a)  bezeichneten  Falle)  die  Vertretung  in  dem  einen  oder  andtten  Bechts* 
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streit  ablehnen,  so  haben  sie  auf  Verlangen  der  ftUlnbi^ror  mkr  des 
Schaldners  eine  Bescheinigung  darüber  ansziistellen,  und  il;iim  hat  der 
Schuldner  selbst  das  Recht  in  den  Prozeli  einzutreten,  auch  die  (rläubiger 
können  den  Prozeß  den  der  Verwalter  oder  die  Verwaltung  zu  führen 
ablehnt,  aufnehmen  (Art.  21  CK»  Bardski  a.  a.  ü.  Note  3,  Borotci- 

[   koicski  Note  13  zum  zit.  Art  i.     Dieies  gilt  ttbtig«lt«  auch  fttr  die 
kaafmännischc  Zahlungsunfähigkeit. 

d;  Die  Konkursverwaltung  (bezw.  der  Konkursverwalter»  uniersteht 
der  Aafaicht  des  Konkursgericlit«.  welches  zu  jeder  Zeit,  auf  Antrag  dee 
Srhiiliinprs  oder  der  (tlilnliiir<'r,  den  Geschäftsgang  der  Verwaltung  revidieren 
uiiil  Wegen  etwa  entdeckttr  Unregelmäßigkeit^'n  Uber  die  Mitglieder  der 
Konknrsverwaltang  und  lilur  den  Konkursverwalter  Disziplinarstrafen 
durch  Abzug  eines  Teils  der  ihnen  zust^fhcnden  Vergütung  —  nicht  ühor 
den  vierten  Teil  —  verhängen,  und  bei  schwereren  VcrfcbluDgcn  stiuf- 
rechtliche  Vfrful<.ning  herbeiführen  kann  Art  Iti  dci  zit.  Bdi.).  Aach  TOn 
Amtswegen  hat  das  Konkursgericht  bei  offenbaren  Verstüßen  gegen  gesetz- 
liche Bestimmungen  öffentlichrechtlicher  Natur,  z.  B.  bei  der  Ungesetzlich- 
keit der  vorgenommenen  Wahlen,  einzugreifen  und  die  angesctzlich'ii 
Beschlüsse  der  Verwaltung  aufzuheben  (Bardski  Note  1  zum  zit  Art  (2*.>) 
e)  Alle  Entscheidungen  des  Konkursgerichis  können  in  Gemutiheit  der 
Bestimmungen  der  Girilprozeßordnung  dorui  Beschwerde  angefochten  werden. 
Gegen  F>ntscheidungen.  welche  die  N;itnr  von  T7rt(  ih  n  halt«  n,  ist  das  Rechts- 
mittel der  Berufung  1  Appellation)  und  dann  weiter  dei  Revision  (Kassation) 
gegeben  (Xrt  17  und  IS  di  i  zit.  Beil.  '.  Die  Beschwerde  ist  innerhalb  einer 
Notfrist  von  zwei  WOrli»  u  bei  dem  Konkursgerirht  und  zwar  diurh  Ver- 
mitt«lung  der  Konkursverwaltung  einzulegen.  Die  l''rist  wird  vurn  Tage 
der  Mitteilung  der  angefochtenen  Kiit.si  heidung  ^rnuhnet  lArt.  784— 7!H 
CPO  und  Bardski  Note  4  zum  zit.  Art.  17t,  die  Berufun«r^5fri-;t  hrtiiiirt 
einen  Monat  (Art.  18  der  zit.  Beil.  und  AjU  748  CPO).  Nach  au.sdrück- 
licher  Bestimmung  des  Gesetees  (xit.  Art.  18)  ist  die  Bemfang  von  Gerichte- 

.   kosten  befreit. 

Die  Entscheidungen  des  Konkuiä^cnchth  über  Eröffnung  de^  Konkurs- 
verfahrens (Erklftrang  des  Schuldners  für  zahlungsunfähig)  sowie  Uber  die 
Natur  dt  r  Zahlungsunfähigkeit  (ob  unglücklicher,  fahi  lri^^siirpr  ndn  b«  trüg- 
licher  iiankrottt  sind  Urteile  und  können  nur  mit  dir  lk'iufuu{;  lazw. 
ReTislon  angefochten  werden  {Bardaki  Note  3  und  2')  zum  zit.  Art  18), 
die  Senntspraxis  ist  aber  hier  sehr  schwankend.  Die  EntscheidiiiiLri  ii  üher 
Einreümug  der  einzelnen  Forderungen  in  die  bestimmten  RuIlJ^klu.^t.cIl 
(S$§  biXA  ff.  HPO\  oder  flber  den  Ausschiuli  von  Forderungen  uns  dem 
Scbuldenverzeichnis  können  von  den  Betciligt<!n  diinh  Beschwerde  und 
Kassation  angefochten  werden  {Bardski  Note  14,  17.  19,  28  zum  zit. 
Art.  18.  Borotcikotcski  Note  4  u.  a.  znm  Art.  IHi.  Gegen  die  Ein- 
reihung der  einzelnen  Forderungen  in  diese  oder  jene  Rjuigklasse  können 
auch  die  anderen  Gläubiirer.  die  nicht  Inhaber  der  betroffenen  Forderungen 
sind,  Rechtsmittel  einl.  L'eii  (Bardski  Not«  14.  IK.  Hl  u.  a.  zum  zit. 
Art  18i.  wobei  für  den  Gläubiger,  der  nicht  Inhaber  der  festgesetzten 
Forderung  ist.  die  zweiwöchige  Beschwcrdefrist  von  dem  Zeitpunkt  zu 
rechnen  ist.  wo  er  von  der  Festsetzung  der  Forderung,  die  et  anfechtep 
will.  Kenntnis  erlangt  hat  a.  a  O.  Note  8  zu  Art.  17). 

2.  Von  dem  Termine  der  (Jläubigerversammlung  (\m\  welcher  der 
§  432  sprichtj  sind  die  am  Orte  des  Konkursgericlits  anwesenden  (tlünbiger 
durch  Ladungen,  die  auswärtigen  durch  Bekanntmachungen  in  den  Zeitungen 
in  Kenntnis  zw  setzen  {Bardski  Note  12.  18  zu  diesem  Paragraphen».  (30) 

3.  Der  Pfandgläubiger,  d.  h.  derjenige  (iläubiger.  dessen  Forderung 
darch  Pfand  gesichert  ist,  wird  als  Konkursgläubiger  nicht  angesehen,  er 
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kaim  daher,  soweit  seine  Forderung  durch  das  Pfand  gedeckt  ist,  an  der 
Glftabigerrersammlung  nicht  teilnehmen  [Bardski  a.  a.  0.  Note  14).  Dem- 
gegenüber erkennt  eine  Entscheidung  vom  11.9.1897  (bei  Gr  ebner  und 
Dobrowolski  No.  485  S.  271  f.)  einem  solchen  Pfandglänbiger  das  Recht 
der  Teilnahme  am  Konkurse  zu,  und  zwar  deshalb,  weil  der  Schuldner 
zwar  berechtigt  ist,  das  Pfand  dem  Gläubiger  als  Abgeltung  seiner  Forderung 
so  überlassen,  daU  er  aber  andererseits,  ebenso  wie  die  anderen  Gläubiger, 
den  öffentlichen  Verkauf  des  Pfandes  verlangen  könne,  in  welchem  Falle 
für  den  Ausfall  der  Schuldner  haftet  (Art.  63  0.  d^  Gesetzes  über  ciyil- 
rechtliche  Beitreibungen!. 

4.  Der  persönliche  Gläubiger  eines  Geaellsch&ftcrs  ist  nicht  berechtigt^ 
an  dem  Konkurse  der  (offenen)  Uandclsgcsellachalt  teilsnnehmen,  weil  incli 
das  persönliche  Vermögen  zwar  der  (lesellscbafter  zur  Deckung  der  (itsell- 
schaftsschulden  herangezogen  wird,  die  Gl&abiger  der  Gesellschafter  aber 
nur  auf  das  Anspruch  hal^,  was  den  Anteil  flnes  persSnlichen  Schnldners 
ausmaeht,  und  das  ist  dasjenige,  was  von  seinem  persönlichen  Vermögen 
nach  Belriodignug  der  Gesellschaftsgläabiger  übrig  bleibt  (fi rebner  und 
DohrotoolekilSo.  493  S.  275). 

5.  Die  Gläubigerversammlung  wird  als  gesetzmäßig  zust  inil"  Liekommen 
erachtet^  wenn  zwei  Drittel  aller  benannten  Gläubiger,  d.  h.  derjenigen,  die 
ihre  Fordenrngen  angemeldet  haben,  am  Orte  de«  Konlnineerielits  Iiis  x« 
dem  Tage,  an  welchem  die  Versammlung  stattfindet,  erschienen  und  von 
dem  für  die  Versammlang  angesetzten  Termin  durch  Ladungen  in  Kenntnis 
gesetzt  sind.  BeseUiiSnuiig  Ist  sodann  die  OlftnUgerremntmlnng,  aneh 

wenn  in  ihr  noch  so  wenig  Gläubiger  erschienen  sind  'Senatsentscheidung 
vom  29.  9.  1Ö82  bei  Bardski  a.  a.  0.  Kote  16,  auch  G rebus r  und 
Dohroteolaki  No.  479  8. 267).  SdbstTentlndlldi  mOssen  aber  eo  viel» 
Gläubiger  erschienen  sein,  daß  eine  Bes^uBfsssnag  nach  Stimmen- 
mehrheit möglich  ist.  (81) 

§  433.  .In  den  allgemeinen  Versammlungen  der  (Häubiger  des  zahlungs- 
unfähigen Schuldners  (§§  432.  451.  453.  bVJ\  wird  die  Mehrheit  der 
Stimmen  nicht  nach  der  Zahl  der  sie  abgebenden  Personen,  sondern  nach  der 
Hobe  der  Fotdenmgsbetcftge  gerechnet' 

$  484.  Die  Koiatoren  fcOnnen  auch  ans  tmbeteiUgten  Pefsenen  mit  der 
Ton  ihrer  Seite  erklärten  Zustimmung  gewählt  werden."  (33) 

435.  .Wenn  innerhalb  zweier  Wochen,  von  der  ersten  anhern^jmten 
Glaubigerversammhmg  gerechnet,  die  Kuratoren  nicht  gewählt  sind,  so  er- 
nennt sie  das  Geriebt  (§  384),  auf  dicsbezüglichcu  Bericht  des  vereideten 
Venralters,  ans  den  anwesenden  Gläubigern."  (34) 

Anmerkungen: 

1.  Eine  ungültige  Wahl  ist  gleichbedeutend  mit  einer  garnicht  vor- 
genommenen Wahl,  eine  solche  ungiiltige  Wahl  hat  auch  das  Gericht  von 
Amtswegen  zu  kassieren  {Bardttkt  N  :e  15  a.a.O.). 

2.  Diejenigen  Personen,  welche  bei  der  Wahl  in  der  (iläubigorver- 
sammlung  in  der  Minorität  geblieben  sind,  kann  das  Gericht  um  Falle  des 
^  435)  zu  Kuratoren  nicht  besteUm  {firtbntr  nnd  Debrotoolaki 
Ko.  494  S.  276). 

3.  Die  so  vom  Gerichte  bestellten  Kuratoren  haben  kein  Recht,  das 
Amt  ohne  gesetzliche  Gründe  abzulehnen  (a.  a.  0.  No.  A'M\\ 

4.  Die  Bestimmung  des  §  421.  wonach  Verwandte  des  Schuldners 
sn  Verwaltern  nicht  gewählt  werden  dUrfen,  greift  bezüglich  der  Kuratoren 
nicht  Fiats;  bei  letxteren  ist  ihre  Verwandtschaft  mit  d^  G^einschnldntfB 
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kein  HiDderung^truid  (a.  a.  0.  No.  491  S.  275 :  Bardski  teilt  in  Note  1 
zum  §  zit.  eine  t'^^LN-ntcilige  Entsrhcicinng  des  Senats  mit.  wonarh  r^if  Vor- 
schrift des  §  421  auch  hier  Platz  greifen  soll.  Diesen  ätandpunki  vom 
Jabre  1^  tebeliit  aber  der  Senat  an^iegeben  sn  haben). 

§  436.  ,Dat  Amt  des  YonitiMiden  kann  nach  KimeiMn  der  ßlinbiger 
dem  vereideten  Verwalter  tibertragen  woden.  Bs  ttebt  ilun  frei,  daaadbe 
anzunehmen  oder  auszuschlagen.  Im  Falle  leiner  AnsBchlagnng  wird  der 
Vorsitzende  aus  denselben  Personen  ernannt,  ans  denen  die  Kuratoren  ge- 
wählt werden.^ 

437.  .Derii  Verwalter  nnd  iedein  der  Kuratoren  ist  es  verboten. 
Forderungen  anderer,  an  der  Kuiikursmasse  beteiligter  Gläubiger  auf  ihren 
oder  fremden  ^iameu  zu  kaufen  bei  Vermeidung  der  ^Dichtigkeit  der  ganzen 
Forderung." 

§  438.  »Die  Konkursverwaltung  ist  eine  öffentliche  Behörde,  welche  in 
den  iltt  QbertiagenMi  SaobNi  bis  an  deren  Beendigung  die  untere  Instanz  des 
Handelsgerichts  darstellt.  In  dieser  Eigenschaft  verkehrt  sie  mit  allen  gericht- 
lichen und  anderen  Behörden,  besitzt  ihr  eigenes  Siegel  und  die  nStige  Zahl 
Schriftfiilurer  anter  der  Aufsicht  des  Vorsitzenden.'' 

Anmerkungen : 

1.  Nach  §  438  ist  die  Konkursyerwaltung  —  unter  welcher  übrigens 
nicht  die  eigentliche  Verwaltung,  die  ungefähr  einem  Oläubigerausscbuß 
gleich  ist,  sondern  die  ganze  Verwaltungsurganibatiuu  einschließlich  der 
Gläubigcrversammlnng  zu  verstehen  ist  (Bardski  Note  2  zu  zn  Art.  531 
(tj  Ausg.  1903)  —  eine  öffentliche  Behörde  und  bildet  die  unterste 
Instanz  des  Handelsgerichts,  ihre  Bcschliksse  wertien  demnach  mit  der 
Beschwerde  eben  an  das  Handelsgericht  angefochten.  Diese  Ihre  Stellung 
einer  Gerichtsbehörde  unterer  Instanz  steht  der  Konkursverwaltung:  jedoch 
nur  hinsichtlich  der  Prüfung  der  Forderungen  der  Gläubiger  gegen  den 
Oemelnscbnldner  au,  Oberhaupt  hinsiditllch  aller  Fmiktieoen,  die  mit  dieser 
Prüfung  der  gegen  den  fSemeinschuldner  geltend  gemachten  Forderungen 
und  deren  Deckung  verbunden  sind.  Wenn  aber  Fordeningen  nicht  gegen 
den  Gemeinschuldner,  sondern  gegen  die  Konkursverwaltiing  selbst  geltend 
gemacht  werden,  so  hat  sie  nicht  mehr  die  Stellung  einer  Ikbörde.  sondern 
einer  Partei:  solche  Forderungen  müssen  auf  ordnungsmiiDigem  Wege  vor 
Qeiicht  erhoben  werden,  Ter  weUdiem  die  Konkuräverwaltong  wie  jede 
andere  Partei  ihre  Interessen  wahrrnnehmen  hat  {Bardski  Note  1  a  a,  0., 
Grebner  und  Dob r uwulaki  ^o.  41iü  ä.  277f.);  Uberhaupt  ist  ihr  die 
Stellung  einer  Behörde  nur  gegenüber  den  Gläubigem  des  Schuldners,  nicht 
aber  gegen  dritte  Personen  beigelegt:  so  kmn  sie  '_'>'tr"ti  dritte,  welche  der 
Masse  Vermögensstücke  vorenthalten,  nur  im  Wege  der  Klage  vorgehen 

I  Grebner  und  DohtO^Olski  No.  501,  i>Ü2  S.  278  ff.).  Anden  rseits  aber 
kann  die  Konkarsverwaltung  als  Vertreterin  der  Interesse  n  der  (iesaintheit 
der  Gläubiger  auch  ihrerseits  Verfügungen  des  Gerichts,  welche  diese 
Interessen  berühren,  z.  B.'  die  Einreihung  einer  Fcaderung  in  eine  bestimmte 
KAtegorie.  durch  Rechtsmittel  anfechten   Bardski  a  a.  O.Note  7V 

2.  Die  Bedeutung  der  Koukursverwaltung  als  Behörde  liegt  auch 
darin,  daß  sie  im  Bereiche  des  ihr  zugewiesenen  Tätigkdtskreises  an  die 
Anträge  der  Gläubiger  nicht  gebunden  ist ;  diese  haben  nnr  das  Recht  der 
Beschwerde  gegen  die  Beschlüsse  der  Verwaltung  {Grebner  und  Dobro- 
woltki  No.  618  S.  286). 
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3.  Ihre  Eoschlüsse  hat  die  Konkumerwaltunfj  als  Behörde  init  der 
.  Uuterschriit  ihrer  Mitglieder  zu  versehen,  und  nur  die  so  unterschriebenen 
BMchlilsse  haben  Recht^gültigkeit  Bardski  Note  3  zn  Art.  033  440 
Aupp  l!Hi:V  HPO).  Dif  von  der  Verwaltung  erteilten  Auskünfte,  dio  er- 
laüsenen  Verfügungen  usw.  haben  die  Bedeutung  behördlicher  Urkunden 
(a.  h.  0.  Note  4  sn  §  488). 

§  438.  „Der  Vcnnitiende  bestimmt  die  Vemmmlungstiige,  wabrt  die 
OrdniUBg  bei  den  Beratungen,  erSffnet  und  schließt  die  Versammlang.  tTnter 
■einer  Aufsicht  wird  für  jede  Sitznng  l  in  Journal  gefOliit.''  ^) 

S  44ii.  .Die  KiitM)uiiliniu<'ii  der  Ivonkursverwnltnneon  werden  gefaßt 
und  zur  AusfUlirung  gebracht  nach  Stimmenmehrheit ;  im  Falle  der  Stimmen* 
gleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.' 

§  441.  aDie  Eiusetinng  der  Konlnitsterwaltuug  wird  der  PoÜMibebOrde. 
aaf  der  Böne,  in  den  Zeitungen  beider  ResidensitSdte  and  tn  den  Senata- 
anieigen  bekannt  gemacht.*' 

§  i42.  AIl^■t'lt'^^(■n^l<  iti  ii.  lii  sui  he  uiul  Aiili<  ).'rii,  du-  zum  Restande 

der  Masse  gehureu,  gelungen  unmittelbar  an  die  Koiikui>virwaltuntr  An 
sie  wird  auch  der  ganze,  früher  bei  Uericht  darüber  getülirte  .Schriftverkehr 
abgegeben." 

§  443.  „Wenn  die  Zahl  der  anweienden  Gläubiger  weniger  ab  drei  iat, 

so  wird  eine  Konkursvcmaltung  nicht  eingeeetst,  sondern  es  werden  die 
darauf  bpzfi|»lifhen  OMicgenhciten  von  derjenigen  Gerichtsbehörde  wahrge- 
nommen, in  deren  Geschäftsbereirh  d:is  Insulvenzverlahren  eröffnet  worden  ist." 

A  11  la  t  1' k  »i  u  g : 

Die  Übernahme  der  Geschäfte  der  Konknrsverw.'iltung  ;inf  das  Gericht 
.   iin  Fallt'  cic.s  §  448  fistnrkt  sich  lediglich  auf  die  GfsthaltsU-itun*:,  nicht 
auch  auf  die  Beitreibung  vuii  Furdernngcn.  die  das  Gericht  den  üUiuliigeru 
an  aberlaaaen  hat  {Grebner  und  Dobrowolski  No.ötl). 

§  444.  »Jeder  Gläubiger  hat  das  Recht,  in  die  KonkursrerBammlung 
(Konkurarerwaltung,  d.  Ü.)  zu  kommen,  am  sich  flher  «eine  Angelegenbeiten 
zu  erkundigen,  und  die  Kuratoreu  sind  verpflichtet,  ihm  alle  llttteilangai 
Aber  den  Stand  der  Haue  zu  machen.'' 

Siebentw  Kapitel. 

Von  der  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  in  den 

K  0  n  k  u  r  b  V  (•  r  w  a  1 1  u  n  g  e  n. 

§  445  l^nabhängig  von  der  l'nterordnung  der  Konknrsverwaltungen 
hinsichtli<  h  ihrer  Entscheidungen,  gemiili  >J  unter  die  Revision  der  Handels- 
gerichte, und  wo  solche  nicht  bestehen,  unter  die  Bczirk.sgerichtc  wird  diesen 
Stellen  die  Aofsichtq^ewalt  Qber  die  Konknrsvemraltungen  mit  der  Ha6gabe 
übertragen,  daß  sie  das  volle  Bedit  hahen,  die  genaue  Erfüllung  der  der 
Konkursverwaltung  überwiesenen  Obliegenheiten  von  den  diese  Verwaltnng 
bildenden  IVrsonen  zn  vcrlrinixcn  und  wegen  \'erabsiiumungen  sie  (ieldstrafen 
zu  unterwerfen  und  in  wichtigen  Fallen  dem  Gericht  zu  überantworten."  (^| 

Anmerkungen: 

1.  Uinsichtlich  des  nichtkanfmännischen  Konkurses  cf.  Anm.  Id),  e) 
an  §  432. 
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3.  Die  RechtsliandlunKen  einer  nicht  ordnungsmäliig  gewühlu-u  Kun- 
kursverwaltung  belialten  ihre  (iültigkoit.  selbst  wenn  später  sich  hcraus- 
Ktellt,  daU  die  Wahl  der  Mitglieder  nicht  ordnungsmäßig  wiur  {Bardski 
Not«  1  zum  zit.  Paragraph). 

8.  Das  Handelsgericht  Im-zw.  das  BczirksgericÜlt^  dem  die  Konkurs» 
Verwaltung  unterstellt  ist.  ist  nicht  nur  die  Ubergeordnete  Instanz  der 
letzteren,  sondern  nach  den  Bestimmuugi  u  der       445—400  auch  ihre 
Aufsichtsbehörde.    Es  kann  daher  in  dieser  seiner  Eigenschaft  nicht  nur 
den  Geschäftsgang  der  Konkursverwaltung  zu  jeder  Zeit  einer  Revision 
unteniehen,  die  .\bbesteliung  bemerkter  rnregclmäßigkeiten  anordnen  und 
(lergl..  sondern  auch  die  Mitglieder  der  Verwaltung,  den  Konkursverwalter 
and  die  Kuratoren  im  Aufsicbtswcge  bestrafen  und  sogar  absetzen,  und 
•  «war  selbst  hinsichtlich  der  durch  die  Gläubigerversammlung  genehmigten 
■  HaiKlIiui^'cn  der  Konkursverwaltung,  da  für  die  AufBichtsbehördc  die  (in- 
nehmiguug  der  Giiabigerveisanunlung  nicht  mafigeboid  vntiQrebner  und 
.  Dohrowolaki  No.  ol3-516  8.  287  ff.). 

5i  44li.  „Zur  besseren  .Sicherung  der  Aufsicht  über  die  Ueschaftsfülirung 
in  den  Konkonnrarwaltungcn  sind  folgende  Ifafliialimeii  hestimmt: 

1.  Von  den  Handelsgerichten  oder  den  Bsiirkigerichten  werden  ffir 
jeden  Konkurt  iwei  TischrcLrisf<  r  nnfoi  Srlnmr  und  Siegel  ausgegeben :  das 
«♦ine  zur  Eintragung  aller  H;iiidliin'i<  n  der  Koiiknrsvorwaltnng  und  iillcr  ein- 
gehenden iSchriftstiicke  in  kinzem  Auszug,  und  das  aiiderf  zur  Hiirliung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  mit  der  MaUgabe,  daü  die  Kuukursverwaltungen, 
nnabhingig  von  der  Fdhrang  dieser  Bfleher,  glelditeitig  genaue  Ahechriften 
Ton  ihnen  nehmen  nnd  nach  Ablanf  eines  Jahres  mit  der  Untecsehrifl  der  die 
Kunkursverwaltung  bildenden  Personen  an  die  beseiefaneten  Behörden  nur 
Revision  nnd  Aufbewahrung  alti:«  bt  n. 

2  Ilm  in  ZifTrr  1  bpzpifhnctcn  Behörden  steht  es  frei,  von  den  Konkurs- 
verwaitungen  Auskünfte  und  zu  bestimmten  Terminen  Berichte  Uber  den  (xang 
des  Kenlntrses  einrafecdem. 

8.  Dmiselhen  Behörden  ist  es  freigestellt,  falls  sie  bei  einer  Konlcnrs- 
verw  ilnintr  Unregelmäüigkdten  bemerken,  eines  ihrer  Mitglieder  zu  delegieren, 
UTH  mir  ,|,in  Sekretär  oder  dessen  Ctohilfen  eine  solche  Konkursverwaltang 
»u  rovidinrn 

4.  Auf  gleicher  Urundlage  wird  es  den  Uericliicu  zur  IMlicht  gemacht, 
falls  eine  Kontnirsverwaltnng  im  Verlanfe  von  anderthalb  Jahren,  seit  dm 
Zeitpunkt  der  ersten  Yer«iientliehnng,  die  ihr  flbertragvnon  Qeschifte  nicht 

beendet  hat,  von  derselben,  ohne  Beschwerden  8eit<?ns  der  (ililubiger  oder  des 
Srliuldnors  alizuwart^n.  An»<kin)ft  Whvr  die  (iründe  zu  erfordern.  m\s  wolrhcn 
der  Krinkurs  nicht  heendtf  i^^  und  nach  Prüfung  dieser  Auskunft,  je  nach 
Ai-x\  i  niätünden.  sehr  kürzt-  Fristen  zur  völligen  Beendigung  des  Konkurses 
zn  bestimmen. 

ö.  Wegen  Nichtertttllnng  des  Vorstehenden  verfallen  die  an  der  Ver^ 
ntfgemng  Srhuldigen:  der  Vorsitzende  und  die  Kuratoren  den  in  dm  nllire- 
in<-inen  Gesetzen  hes!inunt<'n  (lehLstrafrn.  nnd  für  den  Ffill  der  Nichterfüllung 
vnn  L'ei i'  hrlirliL-n  Anordnungen  oder  irueiid  welcher  Mibbruuche  st<*ht  es  den 
Gerichten  iroi.  sie  dem  Gericht  und  gesetzlicher  Verfolgung  zu  überantworten; 
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den  Vorsitzendeu  und  die  Kuratoreu  vou  ihren  AmUrn  zu  enthtbeu  und 
an  Stelle  derselben  andere  za  ernennen,  denen  gleichermaßen  den  Umständen 
entaprediead  eine  gaas  Inuse  Frist  snr  Beendigmig  der  Qeeeblfte  iMatiBimt 
wird;  wenn  aber  necb  Bntferamig  des  früheren  VereitMndfo  und  der  Kni^ 

toren  Niemand  zur  Bildung  einer  Konknrsvcrwaltung  vorhaoiden  ist.  so  bat 
in  diesem  Falle  das  Gericht  das  KonknrsTcrfahren  m  flbemehmea  nnd  aelbft 
diese  Geschäfte  ohne  Verzug  zu  beendigen."  (37) 

§  447.  aUm  die  Gläubiger  selbst  zur  persönlichen  Teilnahme  an  d^ 
KenlrartTerffthreii  «uniregen,  lat  bcetinunt,  daB  die  ren  den  Torhandeneo 
Glinblgem  mit  Yonmadit  rersehenen  Bevottniditlgten,  oder  mit  Zessioni- 
doknmpnten  versehene,  wip  anch  unbeteiligte  Pmonen  Vorsitzende  und  Kura- 
toren zu  gleicher  Zeit  nicht  mehr  als  in  drei  Konkurs verwalt untren  sein 
können,  damit  die  Beschäftigung  hiermit  für  sie  nicht  zum  Handwerk  oder 
Gewerlie  wird." 

§  448.  »Der  mm  Kurator  Gewlldte,  sollte  er  anoh  ein  Dritter  sein, 

d  h  nicht  zu  den  Gläubigem  des  Schuldners  gehfirw  vnd  in  diesem  Amt 
mit  seiner  eigenen  Zustimmuni:  Tu  s tätigt  sein,  kann  ans  den  von  ihm  über- 
Dommenen  Obliegenheiten  der  KonkursvenvaUung  ohne  Vorbringung  gesetz- 
licher Gründe  und  ohne  gehörige  Prüfung  derselben  durch  das  Gericht,  welchem 
die  Koidnmverwaltiiiig  lutenrtent  kt,  niiAt  antlasien  werden.* 

S  449.  «Den  HitgUedsm  des  Gerichte  (§  S84)  ist  wegen  der  diesen  Be- 
hörden ttbertragcnen  Aufsidit  Aber  die  KookiiraTerwaltiingen,  Kuratoren  in 
denselben  zu  sein,  nicht  gestattet  " 

§  450.  „Die  bei  den  Konkursrerwaltungen  eingehenden  Betrüge  werden, 
wenn  sie  300  Rubel  Ubersteigen  und  zur  unaufschiebbaren  Verwendung  nicht 
gebraneht  woden,  Ten  ihnen  an  die  Onsptoim  und  Abtettongen  dn  Staate- 
bank llbersandt,  wie  ttberbanpt  Gelder  an  die  Glisbigur  nicht  anders  als  mit 
Zustimmung  desjenigen  Geridite  geaaUt  werden,  dem  die  KenkarBTerwaltuig 
onteivtellt  ist.'  08) 

Achtos  kapit«!. 

Von  der  Übertragung  von  Konkursverwaltungeu,  die  in  den 
inneren  Stedten  desReiehee  eingesetitsind,  in  dieResidena- 

nnd  Hafenstädte. 
§  461.  «Die  Hehrheit  der  CHtabiger,  welche  mindestens  zwei  Drittd 
aller  Forderungen  (§  43.'i)  gegen  einen  zah]'in!7«nTifähiir*^n  Schuldner  biUen. 
welclier  an  einer  Börse  oder  in  einem  Hafen  iiandelsgeschäft€  betrieb  oder 
mit  der  dort  bauJcltruibeudeu  Kaufmannschaft  in  Geschäftsverbindung  &t4tnd 
und  sich  dabei  unpünktlich  erwies»  bat  das  Recbt>  im  Falle  einer  Verzögerung 
im  KenkursTcrfahren  infolge  des  mchterseheinens  da  Kuratoren  oder  am 
anderen  Gründen  die  Übertragung  der  Konkursverwaltung  ans  der  Gouveroe- 
ments-  oder  Kreisstadt  in  diejenige  Residenz-  oder  Hafenstadt  zu  verlanjre^n, 
wo  der  Zahlungsunfähige  sein  Geschilft  betrieb  oder  seine  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen  hatte  und  dort  von  neuem  Kuratoren  zu  wählen,  ohne  an  die 
frühere  Wahl  gebunden  an  sein.  Bei  dieser  Übertragung  werden  die  in  den 
nachfolgenden  Paragraphen  gegebenen  Bestimmnngen  beobachtet.* 
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Anmerkung: 

Die  Bestimmungen  der  §§  451— 4&ö  (des  8.  Kapitels)  der  Handels- 
prozeßordnnng  sind  Spezialvorschriften  fflr  den  kaufmännischen  Konkurs 
und  finden  nach  Art.  30  Beil.  III  auf  die  F&Ue  nichtkaufmänniscber  Zah- 
IvngmiifiUiigkeit  keine  Anweodiiiig. 

§  452.  ,Die  Gläubiger  in  der  im  §  451  bestimmten  Zahl  müssen  bei 
dem  Handelsgericht,  und  falls  ein  solches  nicht  besteht,  beim  Bezirksgericht 
derjenigen  Stadt,  in  welche  si'^  flie  Konkursrerwaltung  Ubertragen  wünschen, 
ein  Gesuch  anter  umständlicher  Darlegung  der  Gründe  einreichen,  weiche  sie 
die  Übertragung  nachzasachra  besümmten  and  hierbei  voilegen:  1.  ^ 
Zeugnis  det  ArtUdhen  BAtsenkemiteee  oder,  wo  dn  Bolohee  nidit  bestdit,  der 
stSdtiiGben  Yerwidtnngsbehörde,  daß  der  zahlungsunfähig  gewordene  Schuldner 
an  der  Börse  oder  im  Hafen  der  betreffenden  Stadt  einen  Geschäf'Hbetriob, 
oder  gegen  die  dort  handeltreibende  Kaufmannschaft  Verbindlichkeiten  zu 
erfOlien  hatte,  die  er  nicht  erfüllt  hat  i  2.  eine  genaue  Angabe  der  Ansprüche 
eines  Jeden  der  Genxebsteller  gegen  den  Sdnüdner  md  der  dt  brandenden 
UrfcnndMi.  Olme  dieee  Beeeheinignngen  bleiben  Oeradie  nm  Übertngang 
dnes  Konkursverfahrens  nnberttcksfehtlgt" 

8  453.  „Das  Gericht  i'ß  452)  vergewissert  sich  infolge  dieses  Gesuches, 
indem  es  sich  mit  der  Stelle  in  Verbindung  setzt  bei  welcher  die  Zahlungs- 
unfähigkeit angemeldet  war,  und  bei  weicher  darauf  die  Forderungen  gegen 
den  Sebnldner  angemeldet  wvcden,  dnyon,  daß  die  Foidecnngen  dar  Geench* 
afeeller  tnteldilieh  niehA  weniger  de  nrü  Drittd  «tter  bis  dahin  angemeldeten 
Forderungen  (§  433)  ausmachen  und  berichtet  sodann  Aber  das  Alles  an  den 
Begierenden  Senat,  von  dem  die  endgültige  YerfUgnng  in  dieser  Sache  abhängt." 

§  404.  ,Dip  Ausgaben,  welche  durch  die  eigentliche  Übertragnng  des 
Koiikursveriabrens  entstehen  können,  ebenso  der  Unterhalt  des  Schuldners 
nnterwege  und  am  nenen  Orte  der  Kenkarsrerwaltang  lind  nieht  in  der 
Zahl  deijenigen  enthalten,  welche  nach  der  allgemeinen  Oidnang  anf  die  ge- 
aamte  Vennögensmasee  d^  Schuldners  fallen,  sondern  fallen  ausschließlich 
denjenigen  Personen  zur  Last,  welche  die  Übertratrnnj,'  nachgesucht  haben." 

§  455.  „Die  Übertragung  von  Konknrsvcrwaltuiigen  aus  einer  Hafenstadt 
in  eine  andere,  oder  aus  Hafenstädten  in  die  liesidenzstädte  und  umgekehrt, 
iet  kiinesfaUe  xnlAeeig.« 

KoantM  Xnyilel. 

Von  den  Obliegenheiten  der  Konkursverwaltung. 

8  45ß.  „Gleich  bei  Übernahme  der  Geschäfte  durch  die  Konkursver- 
waltung legt  ihr  der  vereidete  Verwalter  einen  Bericht  vor:  1.  über  die 
Lage  des  Vermögens  und  der  Schulden  vom  Zeitpunkte  der  ersten  Vermögens- 
anlnabme  nnd  der  rorlinflgen  Geeamtaubt^nng;  8.  ttber  allee,  was  er 
Hunmen  mit  den  anwesenden  Gläubigem  während  dieeer  Zdt  getan  hat  nnd 
anf  Grand  welcher  Beschlüsse  - 

§  4Ö7.  .Wenn  die  Konkursverwaltung  in  diesem  Berirbte  4.it)i  irgend 
welche  Verabsäumung  oder  vom  Gericht  nicht  genehmigte  Verkaufs-  und 
Ansgabeposten  erbUekt,  ao  legt  eie  dies  der  allgemeinen  Qläabigerversammlong 
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rar  Entsdieiduni;  vor.    Die  Veräammliing  kann  beim  Handelsgericht  d&nini 

vorstellig  werden,  tlon  Betrefft  ndcn  verantwortlich  zu  machen,  falls  sie  die 
Verabsämiuiiigen  erheblich  und  die  \  <  rfiiirungen  dos  Vor^i'alters  und  der  mit 
ihm  zusammenwirkenden  anwesenden  Gläubiger  als  der  ^assc  schädlich  findet.' 
§  468.   ,Dk  Obliegenheiten  der  Konkarsvenraltung  sind: 

1.  daa  VermSgeii  an  verwalten; 

2.  durch  weitere  Bnnittelnng  Ton  Yermrtu't'ii.sobjrkti  t)  und  Sohnlden  des 
JBalllungsnn fähigen  seine  ganze  Lage  endgültig  offni  zu  Ic^'  n" 

H.  eine  neue  dem  wahren  Werte  möglichst  nahekommende  Absdi&tsnng 
des  Vermögens  vorzunehuien ; 

4.  eine  allg^neine  Berechnung  nnd  einen  Yoranacblag  aber  die  ReflieB' 
folge  und  die  H9he  der  Befdedignng  der  Ol&nbiger  anfiratteUen; 

5.  ihren  Beschloß  Aber  die  Grflnde  der  ZaUangsvnfiÜiiglceit  nnd  deren 
Matur  vomilegen: 

().  die  Lage  des  Zahlungsunfähigen  wiLbreud  des  KonkorsTerfahrens 
zu  bestinunen.* 

Anmerkung: 

Die  Obliegenheit  der  Konkursverwaltung,  das  Vermögen  des  Gemein- 
schuldners zu  ermitteln,  umfaüt  auch  implicite  die  Verpflichtung  etwaige 
llechtsstreitigkcit^n  zum  Austrag  vor  Gericht  zu  bringen:  sie  kann  hierzu 
durch  Besrhlu4J  der  Gläubigcrvcrsammlung  gezwungen  werden,  falls  sie  die 
Führung  eines  Prozesses  ablehnt,  und  jeder  Gläubiger  kann  hierüber  eine 
Beschlußfassung  der  Glüubigerversummlung  beantragen  {Bardtki  Note  8 
zn  Art  ööl     ^  An%.  Iil03)  der  UPO). 

Erster  AbachBitL 

Die  Verwaltung  des  Vermögens. 

§  459.  ^Die  Konkursverwaltung  Obernimmt  in  ihre  Verfügung.sgewalt 
alle  Geschäfte  des  ZahlnnL'^sniifiihis^pn  und  vorwalfot  sie  als  Bevollmächtigte 
aller  Gläubiger  zu  deren  Gunsten,  wie  einem  guten  Hausvater  zukommt."  (40) 

Anmerkungen: 

1  D>  i  Verlust  der  Disposition^-  und  Prozeßfilhii^lccit.  welche  für  den 
^)chuldner  nach  Axi.  21  CI'O  und  §  459  ÜPO  mit  seiner  Insoivenxerldäfttng 
eintritt  (cf.  Anm.  zu  |^  4(lHi,  nimmt  diesem  nicht  alle  ReiditsflÜiigkdt:  er 
IxMiiii  vielmehr  alle  diejenigen  Prozesse  fiiiiri  ii.  deren  Führung  die  Kunkurs- 
verwultuug  ablehnt,  er  kann  auch  Verpllichtungen  eingehen,  die  allerdings 
erst  nach  Beendigung  des  Konkorsverfahrens  gegen  ihn  geltend  gemacht 
werden  kiinnen,  und  er  kann  endlich  am  Konkursverfahren  behufs  Wahr- 
nebmaog  seiner  Rechte  sich  beteiligen  nnd  zu  diesem  Zwecke  ge^n  Be- 
schlttssc,  die  ihn  betreffen,  selbständig  Rechtsmittel  einlegen  icf.  Note  Ic 
zu  4H2).  Dieses  Hechts,  seine  Tiifeiissen  im  Konkurse  wahrzunehmen, 
geht  er  in  dem  in  der  Anm.  2  zu  §  430  bezeichneten  Falle  verlustig. 

2.  Die  Konkursyenraltung  -  nicht  der  Konkursrerwalter  allcitt 
I  ef.  Anm.  2  zu  S  42.")  und  1  b  zu  ?;  432 '  —  übernimmt  die  Vermfi^ens- 
Verwaltung  in  vulleui  Umfange,  wobei  sie  eines  ihrer  Mitglieder  mit  dieser 
oder  jener  T&tigkHt  nnd  mit  ihrer  Vertretung  im  Prozesse  betrauen  kann, 
ohne  dal]  es  hierzu  einer  formellen  \"olIm;ielif  hedarf  <r\.  Anm.  /u  §  425V 
Wird  allerdings  einem  DritLeu,  z.  B.  einem  Rechtsanwalt  Prozclivollmacht 
erteilt,  so  muß  dies  dnrch  formelle  schrifUiohe  VoUmadit  geschehen 
{Bardski  Note  6  zu  Art.  ÜÖ2  4öf)). 
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Im  Fftlle  der  Ablelinung  der  ProsefifObrnng  durch  die  Konkurs- 
verwaltuner knnn  du-  (ilruibit:crversamnilung,  anstatt  der  letzteren  die 
FrozclifUhruug  aufzuiragtu  ^ Aiiui.  zu  §  458),  auch  selbständig  die  ProzeU- 
flUirnag  flbernehmcn  und  zu  ihrer  Yertretnng  in  demselben  einen  BeroU* 
llltchtigt«n  wählen  (a  a.  0.  Note  7).  (41) 

4.  Nach  russischem  Recht  ist  die  Konkursverwulrung  (cf.  Anm.  zu 
§  488  am  Anfang)  die  Vertreterin  der  Interessen  snwnhl  des  Schuldniirs 
als  auch  der  ( iiSKintlH  ir  der  ftliinbiger,  deren  Xdisitzeiidcr  aber,  der 
K on kursverwaiier  nur  di  rji  iiigtii  des  Schuldners  allriii  Aus  dieser  eigen- 
tttmUrhen  Rechtsstellung  d»  r  Mitglieder  einer  und  dt  rst  lhcn  Körperschaft 
folgt  dann  weiter  der  Grundsatz,  dali  die  rechtskriittigc  Ahn i>isim<:  eines 
Antrags  usw.  des  Konkursverwalters  die  Konkursvcrwaltuiig  furuiell 
nicht  hindert,  densollun  Antrag  von  nenetn  zu  stellen  (a.  a.  ().  Note  15). 

'v  Von  df^n  Einschränkungen,  wrlrlic  die  Vi  rtrrf  im<,'8befugni8  der 
Konkursvcrvvaltung  durch  die  Judikatur  deb  Stnaih  trfalircn  hat.  seien 
folgende  hervorgehoben: 

ai  Die  Konkursverwaltunp  vertritt  nur  die  Irit( n  ss»  ii  der  (jläubiger. 
welche  rechtzeitig  416^  ihre  Forderung  angemeldet  haben,  nicht  aber 
derjenigen,  welche  am  Kniikursverfahren  sich  nicht  beteiligen  (a.a.O.  Note 22). 

b)  Vergleiche  in  HerhtsstreitiL'k^  itin.  widclie  die  KonkursvervulUing 
abschließt,  beidürfen  der  <tenehmiguiig  durch  die  (rliiubigerversammlaiig  und 
können  edbel  dann  noch  auf  die  Beschwerde  eines  Qlillbigers  vom  Gerichte 
»ufgehoben  werden  la.  a.  0.  Note  20). 

c)  Nach  einer  a.  a.  0.  Note  21  mitgeteilten  Senatsentscheidung  kann 
die  Konkursvcrwaltung  mit  Bilrgen .  welohe  für  den  Gemeinschuldner 
Bürgsdiaff  irdt  istct  haben,  hinsichtlich  der  von  ihnen,  den  Bürgen,  für  den 
Geuieiiisjehulduer  aus  der  Bürgschaft  zu  leistenden  Zahlungen  keinen  ^'er- 
gleicb  schließen. 

d"  Wenn  die  Konkursverwaltung  nach  §  458  ihrer  Pflicht  genügt 
und  ihren  BeschluU  über  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  nebst  der 
Jleinungsäulicriiiii:  der  (iläublgerrersammlung  dem  Gericht  vorgelegt  hat. 
so  ist  hiermit  ihre  Tätigkeit  in  dieser  S'ai  Ik  t  t  srhöpft,  und  sie  hat  kein 
Recht,  an  dem  gerichtlichen  Verfahren  liinsichiiieh  dieser  Frage  teilzunehmen 
oder  Rechtsmittel  gegen  die  diesbesflgliche  Oerichtsenteebeidnng  einsnlegen 
(a.  a.  0.  Note  20). 

6.  Hingegen  hat  der  Senat  angenommen,  daß  auf  Grund  einer  gegen 
die  Konkursvcrwaltung  ergangenen  Entscheidung,  wonach  sie  einen  gewissen 
Geldl>etrag  als  zu  Unrecht  eingezogen  ztirUckzuzahlen  hat,  die  einzelnen 
Gläubiger  an!  Rttckzahinng  in  Anspnuh  genommen  werden  können,  falls 
dieser  Betrag  an  sie  schon  verteilt  ist,  weil  das  rrteil  gegen  die  Konkurs- 
verwaltung auch  unmittelbar  gegen  die  einseinen  Gläubiger  wirksam  ist 
(a.  a.  0.  Note  27). 

ZwoH«r  Abschultt. 

Ermittelung  des  V  e  r  m  *'>  g  e  n  s. 
§  4G0.  „Als  zum  Ikstando  des  Vermögens  des  2^blang8unfähigen 
gdifirig  wird  lUcht  nur  das  gesamte  vorhandene  YemOgen  gerechnet,  sondern 
▼on  dem  unbewegUdiffli,  gemäU  §  4B1,  alles  das,  was  im  Laufe  der  letzten 
zehn  Jahre  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  Tjnrntgrltlich  verpfändet  oder 
veräußert  wurde,  und  seiner  Zeit,  als  die  Schulden,  wegen  welcher  die 
Zahlongsuufäliigkeit  eingetreten  ist,  bereits  die  Uälfte  des  Vermügeas  des 
ZahlnngBunflbigen  llbersticgen,  und  später,  bis  znm  Eintritt  der  Zahlttngs- 
nnflUngkeit  seine  Geschäfte  sich  nicht  mehr  verbesserten,  und  deshalb  das 
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von  ihm  (dem  ZahlungsuQfähigt;n.  D.  ü.^  verätiikrt«  Vermögen  wegen  der 
auf  iliin  ruhenden  Schulden  seinem  Wesen  nach  nicht  ihm,  sondern  sdiMii 
Qlinbigtttn  gebSrte.*  {4SI 

Anmerkungen: 

1.  Hinsichtlich  des  n  i  c h  t  k a u  f  ni  ü  n  n  i  s  c  h  e  ii  Konkurses  bestimmt 
der  Art.  30  der  Beil.  III,  daß  die  gesetzlichen  Yoisclirüten  der  §§  460-^ 
und  465  der  UPO  durch  diejenigen  der  Art.  413—418  und  421  dee  Gesetzes 
betreffend  die  civilrechtlichen  Beitreibun^on  ersttzt  werden.  Nach  diesen 
BesUmmnngen  haftet  das  Vermögen  der  Frau  nicht  für  die  Schulden  des 
Mannes  (Art.  413).  Als  Verm8gra  der  7twa  iKseldmet  dann  Art.  414: 
;i)  (lercti  Mitgift;  h)  alles  was  sif  während  der  Ehe  durch  Erbgang, 
Schenkung  oder  auf  andere  Weise  von  dritten  —  ausgenommen  von 
Ibvdni  Bbemanne  —  erworben  bat;  c)  alles  was  sie  mit  dem  unter 
a)  Qttd  b)  gedachten  Vermögen  erworben  hat:  d)  alles,  was  sie  selbst  von 
ibran  Ehemanne  auch  unentgeltlich  erworben  bat,  wird  ihr  Eigentum,  wenn 
seit  dem  Erwerb  bis  BOT  Konkorserffffnnng  (oder  bis  snm  Beginn  der 
Zwangsvollstreckung)  zehn  Jahre  verstrichen  sind.  Eigentum  der  Ehefrau 
wird  auch  alles,  ww  sie  im  eigenen  Geschäftsbetrieb  erworben  hat  und 
durch  die  kanfm&nnlBcb  geführten  Bflcher  als  ibr  gebörig  bewiesen  wird. 

lairf  gm  die  Ehefrau  von  ihrem  Manne  in  den  letz«*  n  7.  !m 
Jaliren  vor  der  iiLonkurserüSnung  (oder  vor  Ikginn  der  ZwangaYollätrcckuug) 
erworben,  oder  mittds  des  tmi  ibm  inneriialb  derselben  Zeit  empfiangenen 
Vermögens  erlangt  hat,  wird  von  dem  Konkurse  (oder  der  Zwanpfsvoll- 
streckung)  mit  betroffen.  Mar  in  dem  Falle  ist  das  Vermögen,  welches  die 
Fian  von  ibrera  Manne  innerhalb  des  gedachten  Zeitnuims  erworben  hat, 
ihr  Eiu'  ntnm  wenn  sie  nachweist,  daß  sie  dieses  Vermögen  mit  dem  oben 
unter  aj  bi^  emvähnten  Oelde  gekauft  hat  (Art.  41öf.  a.  a.  O.i.  Hat  die 
Ftsu  das  von  ihrem  Manne  in  der  angegebenen  anfechtbaren  Weise 
erworbene  Vermögen  weiter  veräußert,  so  hat  sie  den  Wert  desselben  zur 
Konkursmasse  oder  zur  ikfriedigung  der  nicht  geütckten  Schulden  ihres 
Mannes  m  saUen,  sofran  sie  nic  ht  bewdat^  daft  sie  den  Erlös  aus  dem  so 
veräußerten  Vermögen  zur  Befriedigung  anderer  Glftabiger  ihres  Mannes 
verwendet  hat  (Art.  417). 

Auch  besflglicb  des  der  Ehefrau  nach  Art  414  —  oben  unter  a  bis  d 
angeftihrt  —  zu  Eijjentnm  gehfirigen  Vermögens  hat  sie  im  Falle  der 
Konkuiäerüffnung  Uber  das  Vermögen  ihres  Mannes  (oder  der  Zwaugs- 
vollstreckung  gegen  Um)  den  Nadiweis  Ihres  Eigentums  so  erbringen 
(Art.  417  f.). 

Alle  vorstehenden  hinsichtlich  des  durch  die  Krau  von  dem  Manne 
erworbenen  Verniugens  getroffenen  Bestimmungen  greifen  auch  nmgekidilt 
hiiisi'^hrü:  Ii  :::irri i'_''-Ji  Vermfigens  pl'itz,  welches  der  Mann  TOn  seiner 
/ahlungsdiiilaliigeii  hinü  erworben  hat  i.\rt.  421  a.  a.  Ü.). 

2.  Der  §  verweist  auf  den  nachfolgenden  §  461,  danach  enthält 
der  ß  ino  auch  nur  die  Norman  für  die  Anfechtbarkeit  von  Rechtsgeschäften, 
welche  der  Schuldner  zum  Nachteil  seiner  Gläubiger  mit  seinen  Ver- 
wandten gesohlosten  hat.  Während  aber  die  (oben  in  der  Anm.  1  wioder- 
gegcbcncn)  Bestimmungen  für  den  nichtkaufmännischen  Konkurs  nur  die 
anfechtbaren  Rechtsgeschäfte  des  Schuldners  mit  seinem  Ehegatten 
betreffen,  sind  durch  §§  460,  461  in  diesen  Kreis  von  Rechtsgeschäften  für 
den  kaufmännischen  Konkurs  auch  diejenigen  einbezogen,  welche  der 
Schuldner  mit  seinen  Kindern  und  allen  seinen  Verwandten  geschlossen  hat. 

3.  Der  Anfechtung  unterliegen  aber  nicht  nur  die  mit  Verwandten 
sondern  auch  mit  nichtverwandten  Personen  vom  Schuldner  aum  Nachteil 
der  Ol&ttbiger  geschlossenen  Rechtsgeschäfte,  allerdings  nidit  aaf  Omnd 
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der  ^sj  4fiO  ff  der  IIPO  und  der  Art.  413—418  des  Gesetzes  betr.  die  civil- 
rechtlicben  Beitr.  (oben  Anm.  1),  sondern  auf  Grund  §  1529  des 
GlTilkodez.  Nach  dieser  Bestimmung  ist  jedes  ReditsgeaddUt  rechte* 
unwirksam,  wenn  es  auf  die  Ern  ichuTig'  eines  fjesptzlich  verbotenen  Zwecks, 
insbesondere  auf  eine  Ix  trügeriscbt}  Veräulieruiig  von  Vermögensobjekten, 
um  sie  iem  Zugriff  der  Gliiubiger  zu  entziehen,  abzielt.  Die  Anwendung 
dieser  Gesetzesvorsclirift  auf  Rcchts^'t-schäfto  des  Schuldners  mit  Dritten 
znm  Nachteil  seiner  Gläubiger  liat  eine  sehr  reiche  Judikatur  geschaffen, 
aus  welcher  nachstehende  Mecnente  von  gmndsfttaJicher  Bedentn^i;  herror- 
xnheben  sind: 

a)  Um  die  Anfechtbarkeit  des  Rechtsgeschäfts  zu  begründen,  lauü 
sein  primärer  Zweck  auf  Benachteiligung  der  Gläubiger,  oder  auf  Ent> 
siehnncr  des  botrf  ffenden  Vermögensstttcks  dem  Zugriff  derselben  gerichtet 
sein  {Bot  owikowski  zum  zit.  §  1529  Note  3). 

b)  Die  Anfechtbarkeit  setzt  voraus,  daß  der  Schuldner  andere  Yer- 
mogensstOcke  snr  Bebiedigung  seines  Qlftabigers  nicht  hat  (a.  a.  0.  Hote  6 
Abs.  7). 

c)  Die  Benachteiligungsabsicht  auf  Seiten  des  Schuldners  allein  be- 
gründet noch  die  Anfechtbarkfit  d«  s  den  Gläubiger  bfnachteiligttidpn 
Rechtsgeschäfts  nicht,  Ticlmchr  mau  der  Dritte,  der  Gegen kontrahent  des 
Schuldners,  sie  auch  gekannt  haben  (a.  a.  0.  Note  6^  nnd  17,  ßrebner 
und  Dobroicolsk  i  Xo.  524.  S.  2i*5). 

d/  Die  FraKc  wann  ein  Rechtsgeschäft  die  Interessen  der  Gläubiger 
benacht«  lügend  und  anfechtbar  ist,  ist  Tatfrage  und  ist  nach  den  jeweiligen 
Umstanden  in  ihrer  Gesamtheit  zu  h^nrivilen.  S<>  h;U  dt  r  Senat  aus  dem 
Umstände,  dali  die  vereinbarte  Valuta  für  ein  viriiuiiertts  Vermögeusslück 
weit  hinter  dem  wirklichen  Wert  zurückbleibt,  daß  das  Rechtsgeschftft 
gar  nicht  der  Vennögenslage  der  Kontrahenten  entsprach,  daß  das  zum 
Ausdruck  gebrachte  Rechtsgeschäft  unmöglich  vun  den  Kontraheuten 
emstlich  bcahsichtigt  sein  konnte,  daß  das  verkaufte  VermögensstUck  in 
der  Verf Qgnnffs^ewalt  des  Verkäufers  belassen  ist  n.  dergl. 
die  BeuachleiUgungsabsicht  iider  daa  Pingiert«  de»  Rechtsgeschäfts  ge- 
schlossen [Borotoikoicski  a.  a  0.  Note  6,  6^  6'  n.  a.,  Qr^bner 
und  Dobra  tcolski  No.  .">l!t.  S.  2V)il  . 

e)  Die  Ikweislast  im  Falle  d.  r  .^ifechtung  aus  §  1529  Civilkodex 
liegt  dem  Anfechtungskläger  ob  Bn  m  wikototki  a.  a.  0.  Hete  6  n.  t.  a., 
Bardski  Note  5.  8  zu  Art.  öö3  \§  4öü). 

4.  Die  Anwendung  des  §  4r>()  setzt  voraus,  daß  die  Veräußerung 
oder  Verpfändung,  die  angefocht<  n  wird,  zu  einer  Zeit  Tom  Schuldner  vor- 
genommen ist,  als  die  Schulden  demselben  sein  Vermögen  um  die  Hälfte 
llberstieffen,  d.  h.  als  die  Summe  seiner  Schulden  wenigstens  dem  anderthalb- 
fachen Betrage  sdnes  AktiTremUlgens  gleichkam  (Bardaki  a.  a.  0. 
Note  ä). 

5.  Ohne  Anfechtungspruzeß  gelangt  in  die  Konkursmasse  ohne  weiteres 
alles  da.s.  was  von  jemandem,  dessen  Zahlungsunfähigkeit  nach  seinem 
Tode  sich  herausstellt,  durch  letztwillige  Verfügung  vermacht  ist,  oder 
was  flberhaupt  als  Erbschaft  nach  ihm  verblieben  ist,  sollten  auch  die 
Erben  in  den  Besitz  der  Erbschaft  durch  gerichtlichen  BeschloA  eingesetat 
itnd  das  Testament  gerichtlich  bestätigt  sein  (a.  a.  0.  Note  4). 

6.  Ist  das  anfechtbare  Rechtsgeschäft  von  den  Erben  des  Schuldners 

Seschlossen,  so  bat  der  Anfechtangskläger  die  ZahlnnL:sunfä}iii:ki'it  im 
Loment  des  Vertratfssoblasses  nicht  des  bcbaldners,  sondern  der  Erben  zu 
beweisen  (a.  a.  0.  Note  9). 

7  Die  Vorschrift  des  §  4G0  bezieht  sich  nicht  nur  auf  das  Im- 
mobiliarvermügen  des  Schuldners,  sondern  auch  auf  sein  bewegliches  Ver- 
mögen  (a.  a.  0.  Nota  13). 
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8.  Der  Verzicht  des  ^buldncra  auf  ihm  zustebcodc  Rechte,  der  vor 
der  Zahlmiffsniimtigkeit  za  Onnstcn  Dritter  erfolgt  ist,  wird  ntutä  der 

Judikatur  (U  s  St-nats  als  ein  narli  4Wlf.  anfeclitburi  Ri  r Iiisgeschäft 
nicht  aiigci(cheu  (a.  a.  O.  !<ote  lU).  üingegen  erachtt-t  der  ^cnat  eine 
Reclitshandlvng,  darch  weldie  der  Scholdner  Rechte  aufgibt  sam  Nachteil 

sriiicr  (Tlänbi{i;er  als  auf  Grund  des  1529  Civi'!:  -!  oben  unter  3;  an- 
fechtbar (a.  a.  0.  zu  S  1529  Civtlkud.  ^lole  31.  Auch  U»itiuuat  §  1047 
Civilkod.  avsdrQclrHeh,  daB  die  Aafgabe  von  Vertragsrechten  zum  Nachteil 

Dritter  rechtsunwirksam  ist :  dies  ist  wie  der  Senat  aiinitiimt  dann 
der  Fall,  wenn  der  Schuldner  zur  Zeit  der  Aufgabe  der  Rechte  iitkiisch 
schon  zahlungsunfähig  war  la.  a.  0.  Note  zu  S  1547\ 

^»  Das  Hecht  des  .S* liuldiirrs  auf  den  Einpfan*:  von  (lehalt  oder 
Pension  gelangt  an  die  Kunkursmaöse  nur  in  dtiu  l  ittiange.  wie  in  den 
Artikeln  1066--109()  CPO  angegeben  (a.  a.  ().  Nut^>  2<.  Danach  sind  an 
die  Konkursmasse  7;n  zahlen  von  f\wm  (i.halt  bis  .'»IX>  Rubel  jahrlich 
und  falls  der  Srluildnei  L-aie  Fiuu  oder  Rinder  hat,  die  nicht  selbständiges 
Vermriiri  ii  halnii.  '  i.  von  über  iXK)  bis  KHK»  Rubel  -  •  lu  zw.  '  3.  von  über 
KPM)  iiiibel  '  3  bezw.  ^/&^  iDvalldenpensioncii,  Begräbnisgetdcr  u.  deigl. 
sind  unpfändbar. 

§  461.  „  Unbewegliches.  Vermögen  wird  als  unentgeltlich  ver&n£ert  er- 
achtet, wimn  es  nnter  den  im  Torsleliendeii  ParagTa|»hen  (4601  bezeichneten 

Umständen  mittels  beurknindeten  Kaufkontraktf  s.  S  lunkungs-,  Abfindungs-, 
Alisoiiilpfiinjä^s-  oder  Teiluntr'^iirknnd*'.  od«  r  diinli  aiid<  rc  Akte  auf  den  Namen 
d(  r  Kinder  odor  Vorwaiidtt  ii  dt>  /ahluiighunfuhigen  zum  Nachteil  der 
Glaubiger  übertrugt-n  worden  ist.  iiiaaKbilich  der  Schenkung  des  za)Uung8<> 
nnftthigen  Mannes  an  seine  Ehefrau,  oder  der  zablnngsunffthigen  Frau  an 
ihren  Ehemann,  ebenso  hinsichtlick  der  darch  Kauf  von  dem  einen  zahlungs- 
unfähigen F]1iegatt.ii  auf  den  andern  übergegangenen  Güter  werden  folgende 
Bestimmungen  beobaclitct ; 

1.  Wenn  die  Schenkung  von  dem  einen  der  Ehrgatten  während  der 
letzten  zehn  Jahre  vor  EröBnung  des  Kunkorses  wegen  seiner  Schulden, 
oder  vor  Anlegung  des  allgemeinen  Arrestes  an  sein  Vermögen  an  den 
anderen  gemacht  ist,  su  wird  das  (iescbenkte  der  Sperre  oder  dem  Arreste 
zusammen  mit  drm  übriLTt  n  d.  1'  '  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  unter- 
worfen und  gelangt  zum  Verkaufe  zur  Befriedigu?iir  seiner  ftläiibiiror  oder 
der  aui  ihm  ruhendeu  Ansprüche,  fallü  da«  gauze  Uhrige  Vermögen  zur 
Deckung  dloaer  SdiuMcm  und  Ansiollehe  ab  nidit  ansreidiend  deh  erweist. 
Dem  anderen  Ehegatten  ist  es  übrigens  gestattet,  beim  AuküonsTerkaof 
des  ihm  vom  Zahlungsunfähigen  geschenkten  VermügensobjektB  dasselbe  fdr 
das  Meistf,'(  hot  für  sich  zu  behalten,  oder  aber,  ohne  fs  zum  \'.  rkaufe 
kommen  zu  lassen,  mit  Zustimmung  der  niänbiger  oder  uutt  r  .">t<HiiiiLr  •'vu-r 
gehörigen  Sicherheit  die  Verpflichtung  zu  übernchmeu,  denjenigen  Teii  der 
Sdralden  dea  Zahlungsunfähigen  zu  bezahlen,  der  nach  dem  Verkauf  seines 
ganzen  übiigoi  Vermögens  noch  verbleibt 

2.  Das  von  dem  als  zahlnmrsunfähig  sich  demnächst  erweisenden  Ehe- 
gatt»'n  dnrrh  Kauf  während  der  iitzt^n  zehn  Jahre  vor  Eröffnung;  drs  Kon- 
kurses oder  AnIo',nni^'  des  allt^eiiicinen  Arrestes  an  sein  Verni'i^^ii  auf  den 
anderen  Ehegaileu  übergegangene  Vermögen  wird  nur  in  dem  Falle  als  ge* 


Digitized  by  Google 


Dm  mniSGlio  Konknimelit. 


66 


sondertes  unantastbares  Eigentum  desjenigen,  der  es  gekauft  hat,  angesehen, 
wenn  bewiesen  wird,  daß  dieaes  Gut  für  Kapitalien,  erworben  worden  ist, 
welche  als  Mitgift  erhalten  oder  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  durch 
«ödere  gesetxUobe  Akte  tob  den  ISlteni,  Verwandten  oder  dritten  Personen, 
a]»er  nidit  ven  dem  salilaiigmiiifllufeii  BhegKkten  lierrttlueii/ 

A  n  nv»  r  k  n  n  g  e  n : 

1.  Für  den  nicbtkaufmäunischen  Konkurs  treffen  die  Axt.  413—418 
dee  Qeaetaes  betr.  die  ciTilrechtlichen  Beitreibungen  (cf.  oben  Anm.  1  wn 
%  460)  den  in  Ziffer  1  gesehenen  Vorschriften  gleiche  Bestimmungen. 

2.  Der  |^  461  spricot  von  dem  Ehegatten  und  Verwandten.  Unter 
den  Verwandten  aber  sind  nUdit  die  mit  dem  Zahlnngsnnf&higen  rer- 
schwägerten  Personen  zu  verstehen,  auf  diese  findet  461  keine  An- 
wendung {Bardski  Nute  1  zu  Art.  554  (§  461);  Rechtsgeschäfte,  die 
der  Zahlungsunfähige  zum  Nachteil  der  Qlänbiger  mit  diesen  Verschwägerten 
ge.srhlos^^fTi  hnt.  .sind  nieht  auf  Grund  des  §  461,  Mndem  Dach  §  1ÖS9 
Civil kodex  anfechtbar  (cf.  oben  Note  S  zu  §  461)). 

3.  Die  Bestimmungen  des  §  461  beliehen  sich  aaf  Schenkung  und 
Verkauf,  nicht  aber  auf  Verpfändung  von  VermHgensobjekten  Ver- 
pfändungen fallen  unter  die  Vorschrift  des  §  464  {Bardski  a.  a.  0. 
Note  4). 

4.  Die  Abtretung'  rincs  Pachtvertrages  durch  den  Schuldner  an  seine 
Verwandten  unter  den  VorausseLzungen  der  4(iO,  401  fällt  unter  diese 
Bestimmungen  und  ist  anfechtbar  (a.  a.  0.  Note  öi. 

5.  Die  Vorschrift  des  §  460;  wonach  der  Aufeclitungskläger  zu  be- 
weisen hat.  daß  zum  Zeitpunkte  des  Abschlusses  des  anfechtbaren  Rcchts- 
gi  schäfts  die  Schulden  des  Zahtnngsunfähigen  sein  Aktivvermögen  um  die 
Hälfte  des  fktrages  des  letzteren  überstiefrcn  cf,  oben  Anin.  4  zu  §  400), 
bezieht  sich  nur  auf  Recht^eschäfte  des  Schuldners  mit  seinen  Verwandten; 
bei  Rechtsgeschäften  des  Schuldners  mit  seinem  Ehegatten  braucht  der 
Anfechtungskläger  diesen  f^eweis  nicht  zu  führen,  solche  Rechtsgcscliüfte 
sind  auch  ohne  dieses  Moment  (des  Übergewichte  der  Schulden  (iber  das 
Aktivvermögen)  anfechtbar,  da  der  §  461  seinem  zweiten  Teüe  hierron 
nichts  f  nvühnt  (a.  a.  0.  Note  6V 

H.  Auch  hinsichtlich  des  §  461  nimmt  die  Judikatur  des  Senat.s  an, 
daü  die  hier  getroffenen  Bestimmangw  nicht  nur  auf  Rechts<;esrhiifte 
bezüglich  des  unbeweglichen,  sondern  auch  des  beweglichen  Ver- 
mögens Anwendung  finden  (»  a  O,  Note  7  zu  Art.  oöö,  Note  3  S.  140). 
DieMO  wild  damit  begrandet,  dalj  sowohl  im  §  460  wie  im  §  461  davon 
gesprochen  wird,  daß  auf  das  in  anfechtbarer  Weise  veräußerte  Vcrmügen 
Arrest  gelegt  wird,  die  Arrestlegung  aber  nur  auf  bewegliches  Vermügen 
erfolgw  kann. 

%  468.  «In  den  in  den  msfeehenden  J^iagn^hen  (460,  461)  beiddmetmi 
Fillen  mnft  die  nngeeetaliche  Yerftnßerang  des  Gntes  vorher  in  gidiöriger 
Form  vor  Gefiobtsn  bewiesen  werden,  und  nicht  anders  als  mfolge  endgültigen 

Erkenntnisses  derselben;  Schenkungs-,  .\hfiMdiiug8-,  Absondernngs-,  auch  Kauf- 
nnd  Verpfändangsurkunden  wi-rdtn  at^  nichtig  angesehen,  und  das  Gut  wird, 
falls  es  noch  gegenwärtig  vorhanden  ist,  der  Masse  zurückgewährt;  wenn  es 
aber  imwiechen  an  dnen  andern  Terkanft  wordoi  ist,  so  bleibt  der  Verkant 
«nwldemiflieh  in  Kraft;  wenn  aber  das  Ont  Texpfindet  nnd  nicht  verkanft 
ist.  so  steht  der  KonkarSTerwaltuiig  das  Einlttsvngsrecht  gegen  volle  Bwicln 
tigang  der  Schnldsumme  ans  der  Verpfändung  an." 

SEeitMhrift  f.  Üitem.  Privat- «.  Offentt.  B«ebt.  XT.  5 
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,Anmerkang: 

Die  in  diesem  Faragmpben  [462}  üb«r  verkauüe  oder  verpfändete 
YennSgemobjekte  dci  ZablQngsimf&higen  gegebene  Yonehrift  eratreelrt  rieh 

nicht  auf  den  Fall,  wenn  das  von  dem  zahlungsunfähigen  Ehepatten  während 
der  letzten  zehn  Jahre  vor  Bekanntgabe  seiner  ZaUungsaniähigkeit  au  den 
anderen  (Ehegatten.  D.  Ü.)  gewhenkte  oder  anf  andere  Weise  nnentfeltlieh 
flberlassene  Gut  von  diesem  letzteren  einem  andern  verkauft,  Ter  i  Im  i  kt 
oder  verpfändet  ist.  Wenn  auch  die  beaögUch  eines  solchen  Gutes  errich- 
teten AMe  unanfechtbar  bleiben,  lo  ist  der  Ehegatte,  der  dieses  Gnt 
erhalten  hat,  falls  dorch  das  übrige  Vermögen  des  Zuhlungtsunfäliigen  alle 
seine  Schulden  oder  die  gegen  ihn  geltend  gemachten  Ansprüche  nicht 
gedeckt  sind,  verpflichtet,  zur  Ergänzung  des  Fehlbetrages  aus  seinem 
eigenen  Vermögen  einen  Geldbetrag  zu  zahlen,  welcher  dem  Werte  des 
vom  Zahlungsanflihigen  und  an  einen  andern  verkauften  oder  fl^erlassenen 
Vennögensübjekts  gleichkommt,  oder  aber  die  bei  der  Verpianilung  dieses 
Objekts  empfangene  Snmme,  falls  nicht  in  befriedigender  Weise  bewiesen 
werden  kann,  daß  dieses  Vermögensobjekt  zur  Dt  (  knng  anderer  Schulden 
des  Zahlungsunfähigen  verkauft  oder  verpfändet  wurden  ist.  Im  übrigen  er- 
streckt sich  diese  Verpfliditong  im  Falle  des  Todes  der  Ebefraa  des  Ziwlnngs- 
nnfiUiigen  oder  des  Ehemannes  der  Zahlungsunfähigen  nidit  aof  deren  Erben." 

Anmerkungen: 

1.  Nach  der  aasdracIcUchai  Bestimmung  des  §  462  ist  die  Ktobesldrang 
des  unter  den  Voraussetzungen  der  iJS;  400,  AVA  veräußerten  Verniögcns- 
ubjekts  in  die  K-onkuj^asse  erst  nach  erfolgreich  durchgeführtem  Aniecb- 
tnngsproseB  mdgUch  (a.  a.  O.  Note  xn  Art  &65  (§  462).  Ob  aber  aneh  bei 
Schenkungen  des  einen  Ehegatten  (des  Zahlungsunfähigen)  an  den  andern 
ein  solcher  AnfechtungsprozeU  erforderlich  ist,  könnte  xweifelhaft  erscheinen. 
Es  muß  aber  dies  im  Hinblick  anf  den  Iclaren  Wortlant  der  Ziff.  1  des  g  461 
verneint  werden:  darnach  wird  .da.s  Geschenkte  der  Sperre  oder  dem 
Arreste  zosammen  mit  dem  übrigen  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  unter- 
worfen and  gelangt  zum  Verkaufe"  ohne  weiteres  swecks  Befriemgung  der 
Gläubiger  —  nier  also  bedarf  es  erst  nicht  eines  Anfechtungsprozesses. 

2.  Hinsichtlich  der  Beweislast  ist  von  der  Judiknfnr  in  konstanter 
Praxis  angenommen  worden,  daß  bei  Anfechtungen  gvind'u  §  1  j2U  Civilkod. 
(der  Rechtsgeschäfte  des  Schuldners  mit  Dritten)  der  Anfechtungskläger  alle 
Voraussetzungen  der  Anfechtbarkeit  beweisen  muß;  dagegen  liegt  bei  An- 
fechtungen auf  Urund  cier  §§  -160  ff.  ILPO  der  Rechtsgeschäfte  mit  Ver- 
wandten, die  Beweislast  für  die  mangelnde  Benachteiligungsabsidit  sowie 
dafür,  daß  das  Geschäft  ein  entgeltliches  und  nicht  ein  fingiertes  war,  dem 
Verwandten  ob  a.  a.  ü.  Note  1  zu  Art.  öüH— üöö,  S.  139). 

§  463.  sWeiin  die  Ehefrau  und  die  nicht  abgeftindenen  Kindt  r  (ies 
Zahlangsunf&higen  an  den  Geschäften  sich  nicht  beteiligt  haben,  so  kommt 
deren  dgenes  Yennagoi  nicht  in  den  Kaasebestand.  Als  eigenes  TetmOgen 
der  Bhefcan  des  ZahlnngsnuflUgen  wird  gerechnet:  1.  ihre  Mitgift  ^  2.  alles, 
was  an  »ic  durch  SrbBchaft,  oder  dorch  Schenkungs*  oder  andere  ürknnden, 
oder  durch  andere  gesetzliche  Akte  von  ihren  Elt<>m,  Verwandten  oder  anch 
dritten  F'ersonen.  nnd  nicht  vom  Eheraanne,  gelangt  ist:  alles,  was  sie 
selbst  iUr  JjLapitalien  erworben  hat,  die  sie  als  Mitgift  bekonimea  hat,  oder 
die  an  sie  ebenfalls  dorch  Erbschaft,  Schenkung  oder  auf  andere  gesetsUehe 
Weise  tob  Ihren  lültem,  Verwandten  oder  anch  dritten  Pwsonen;  und  nidit 
vom  Bbemaiuie,  gelangt  sind;  4.  alles,  was  sie  anf  irgend  eine  Welse  erworben, 
selbst  allest  was  sie  von  fltrem  Bbemaane  geschuikt  edialten  hat»  wenn  rm 
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Zeitpnnkt  des  Erwerbes  oder  der  Schenkung  bis  znr  Knnkiirscrflffnung  oder 
Anlejriing  des  allgemeinen  Arrestes  an  sein  Vermögen  wenigstens  zehn  Jahre 
▼erfioBscn  sind.  In  den  Fallen,  wu  die  Ebefran,  gesondert  vom  Manne  ein 
Ctetoblfi  betidbt,  wird  alt  ihr  dgenee  Vermögen  «neb  allci  dM  aiurkaiiiit» 
WM  ilir  beMüdem  Gtesdiifteltapital  dMitellt^  wie  Midi  dM»  wm  Mif  Onmd 
d«r  vorgelegten  kanfmänniscben  Bächer  als  durch  d^  GeedlAftebetlieb  mit 
diesem  Kapital  von  ihr  erworben  sich  erweist.  (Iii) 

Als  das  eigene  Vermögen  der  Kinder  des  Zahlungsnnfähigen  wird  aner- 
kMint  alles,  waa  an  sie  gelangt  ist:  1.  durch  Erbschaft  vuu  der  Mutter,  von 
VerwMidteii  oder  andi  Dritten,  und  nidit  itm  Vftter;  2.  dnrdi  Sebenkongs-, 
Abfindnngs-  oder  aadeie  Urknnd^i  Ton  dw  Mntter,  von  VerwAndten  odw 
Dritten,  und  nicht  von  den  sebtnngpnnfiUiigeii  Eltern;  8.  alleB,  wm  de  dudi 
Kapitalien  ffAvnrben  haben,  welche  an  sie  ebenfalls  von  der  Mutter,  TOn 
Verwandleii  odvi  auch  von  Dritten,  und  nicht  vorn  Vater,  gelangt  sind. 

Falls  ein  ^ubn  oder  eine  Tucht«r  des  Zahluughunfähigeu  gesondert  vom 
Vater  ein  Gcecbift  betreiben,  wird  als  ttir  eigenes  VramSgen  ancb  alles  dM 
aaerfcanntt  wm  ibr  besonderes  Kapital  daistdUt»  wie  andi  da^  wm  auf  Onmd 
der  rorgelegten  kaufmännischen  Bücher  als  doxdi  den  Gcscbiftsbetrieb  mit 
diesem  Kapital  von  ilmen  erworben  sich  erweist." 
j,Anmerknng: 

Die  Akte,  welche  som  Beweise  dafür,  daB  dM  VemSgen  tatsldilidi 

Eigentum  der  Fran  ist,  als  ausroicht  tid  angesehen  werden,  dttd  im  QesetM 
betreffend  civilrecbtlicbe  Beitreibungen  angegeben.' 

Anmerknng: 

Dem  ^  4G3  gleiche  Bestimmungen  sind  im  Art.  419  des  Gesetzes 
betr.  die  civilrechtlichen  Beitreibungen  (oben  Anm.  1  zu  g  460)  hinsichtlich 
aiditkan&nlonisdMii  Xonlnurs^  getioffen. 

§  464.  ,  Wenn  die  Ebefran  oder  die  nicht  ToUjährigen  nicht  abgefondenoi 
Kinder  ihn  Kapitalien,  welcbe  an  sie  durch  die  im  Torstehenden  Paragnqiben 
(463)  beaeidineten  Mittel  gdangt  sind,  zufolge  gesetzlich«  vnd  unbestritten« 

Dokumentr  in  die  VerfUgungsmarht  des  Zahlungsunfähigen  gegeben  haben,  so 

werden  sie  hinsichtlidi  dieser  S<  hulden  den  übrigen  Qläabigem  gleich  geachtet.' 

Anmerkungen: 
1.  Der  Ehegatte  des  Gemeinschuldners,  der  eine  Forderung  ans  einer 
Pfandverschreibung  oder  einein  'ftnstigen  Schuldschein  im  Konkurse  an- 
meldet, hat  nicht  nur  die  Schulddokumente  vorzulegen,  sondern  auch  nach- 
zuweisen, daft  er  bei  Abschluß  des  fraglichen  Rechtsgeschäfts  im  Besitze 
der  Mittel  war,  nm  die  Valuta  zu  zahlen  (a.  a.  0.  Note  2  zu  Art.  557 
464)  HPO).  Aus  diesem  Grundsatz  zieht  dann  weiter  die  Judikatur  des 
Senats  die  K  onsequenz:  daß  die  Konkursverwaltung,  welcbe  dne  Pfand« 
verschrf'ibnng  oder  eine  Obligation  des  Gemeinscbuldners  an  seinen  Ehe- 
gatten aniicbt,  nicht  die  Negative  zu  beweisen  hat,  nämlich  daß  der  Ehe- 
gatte nicht  im  Besitze  der  Mittel  znr  Zahlung  der  Valuta  war,  sondern 
der  umgekehrte  positive  Beweis  liegt  dem  Anfechtungsbeklagten  (dem  Ehe- 
gatten) ob  (a.a.O.  Note  3).  Hingegen  bat  die  tatsächliche  Leistung 
der  Zahlung  letzterer  nicht  zu  beweisen,  es  genügt  eben,  wenn  erden 
Nachweis  ftthrt,  daß  er  im  Moment  der  Ausstellung  der  Verpfändnnp- 
oder  Scholdorktude  im  Besitze  der  Mittel  zur  2^1ung  der  Valuta  war 
(a. 0.  Note  4). 
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8.  Die  Beitinuiiiiiigr  des  §  8015  GiTflkodex,  wonach  die  B^uptang  des 

Scbnldnors  nAvr  soiiit  r  fT^in,  daß  Ix  urkTindete  Schuldscheine  ohne  ValutA- 
Sfthlung  zustande  gekouuutu  sind,  keine  ßeräcksichtiguiig  finden  soll,  findet 
auf  die  KonkureverwaHung  keiiie  Atnrandiiiif ;  dtaie  Kami  Tfeloidir  die 

rnr  ntjZL'ltlichkiit  aller  auch  hourktindetcr  SnhuTdsrheine  und  Verpfändnn£?a- 
urkuuden  behaupten,  resp.  die  Valutazahlang  bestreiten  (a.  a.  0.  Note  6, 
Boroufikowsfci  zn    2015  Civilkod). 

3.  Der  Umstand,  (l;iß  der  riciiu'inscliiil  ^nr'r  vor  der  Erklärung  seiner 
Zahlungsunfähigkeit  aus  einer  Verpfändungüurkunde  verurteilt  ist, 
liindert  die  Konkursrerwaltang  nicht,  dennoch  das  dem  Urteil  m  Önuide 
lieg  11  ?  Rechtsgeschäft  anzufechten  und  selbst  die  Rückgewiihr  des  aus 
dem  \  erkaufe  des  Pfandes  an  den  Pfandgläubiger  gezahlten  Geldes  aar 
EonknienuMie  za.  Terlangen  (Bardski  a.  a.  0.  Ifote  8). 

§  465.  «Außer  dem  Vermögen,  welches  gemäß  §  463  als  das  besondre 
VexmAgen  der  Blieban  nnd  dw  Kinder  des  ZaUnngionfiliigMi  amwrkannt  wird, 
Mnnen  anch  folgende  Sachen  and  Qegenatind«  keinesfalls  der  SeqnestCAtioo 

unterworfen  und  zur  Deckung  seiner  Srhtilden  verwendet  werden : 

1.  die  Kleidung  und  Wilsche  der  Frau; 

2.  die  Hälfte  der  in  der  gemeinschaftlichen  Wohnung  des  Ehemannes 
und  der  Ehefrau  befindlichen  Möbel  and  die  Hälfte  alles  in  der  WirtadiafI 
vwwendelen  Geediirrs; 

3.  die  Hälfte  des  Tisrhsilberzcugs.  sollte  et  ancb  durchweg  mit  dem 
Namen  di  s  Zahlungsunfähigen  bezeichnet  sein  : 

4.  die  HSlfte  der  Equipagen,  Pferde  und  (iesehirre  ; 

5.  die  dem  Gebrauche  der  Rinder  dienende  Kleidung  und  Wäsche. 
Die  in  den  Ziff.  8—4  dieses  Paragraphen  iieneiiAneten  Qcgenstinde 

werden  in  der  hierfOr  gesetnlich  bestimmten  Ordnung  attgeeofafttstt  und  die 
Frau  hat  das  Recht,  einige  von  ihnen  nach  ihrem  Ermessen,  in  Höhe  der 
Hälfte  des  Absrhätziuiu'sbetrafres  auszuwählen  Wenn  aber  diese  Gegen- 
stände derart  sind,  doli  sit.'  hi  HittHrn  im  N  trluiltnis  äu  ihrem  Werte  nicht 
geteilt  werden  können,  &u  weiden  su  ülle  verkauft,  und  die  Frau  erhält  die 
HMfte  te  n^Idees.  Das  ganze  obrige,  abgesehen  TOB  dem  in  dieMm  Fanr 
graphen  (46&)  und  im  §  468  beaeichneten  Vermögen,  das  nnhewegliehe  wie 
das  im  Hause  des  ZahlnngsonfUiigen  vorgefundene  bewegliche,  wird  als  ihm 
gehiOrig^  als  von  ihm  erworben  ancfet^ohen."  (44) 

Anmerkungen: 

1.  Eine  diesem  §  466  gleiche  Bestimmung  ist  hinsichtlich  des  nicht- 
kaufmännischen  Konkurses  im  Art.  414  des  Gesetzes  betr.  die.  civllredit- 
lichen.Ikitreibunfren   rf  idicn  Anni   1  zu  §  461  »  getroffen 

Über  die  etwaigen  Aim\t}ie  der  Frau  auf  Überlassung  der  lliilfte  der 
M(>l)rl  usw.  gemifi  §465  ent.Hcheidet  die  Konkursverwaltung  ohne  Befragen 
der  Qläubigenreraammlung  (Grebner  nnd  Dobrotcolaki  No.  öl2). 

.  466.  .Bewegliches  und  nnbewe^Iir  ])•  fremdes  Vermögen,  welches  sich 
1)eim  Zahlungsunfähigen,  sei  es  zum  Pfände,  es  in  Aufbewahnini;,  Iirliiidt  t, 
sei  es  zur  Bearbeitung,  falls  der  ZahlungsunfühiL'.-  Falinkaiit  «»der  Handwerker 
ist,  wird  als  nicht  ihm  gehörig  angesehen  und  dem  Eigentümer  zurückgegeben, 
im  ersten  Falle  nach  Einlösung,  im  «weiten  und  drittm  Falle  mit  ordnnngs- 
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miffigiir  Beduumg,  in  «Den  FSllen  aber  moB  dM  BigeDtnm  an  dem  Yennfigen 
durch  klare  Beweismittel  odw  Urknnden  bescheinigt  werden.  Wenn  aber  in 

den  Handlnnfren  des  ZHhTunif^Mnfinne* n  'lie  Absicht  sich  zn  erkennen  fjibt, 
bei  ihm  in  Bearbeitung/  Im  fuidluiie  8achLii  zum  Nachteil  des  Konkurses  zu 
Terheimlicben,  flO  wird  mit  ibw  wie  lait  einem  betrüglichen  üankrütteur 

Anmerkungen : 

1.  Der  §  466  regelt  das  Aussonderunffsrecht,  d.  h.  das  Recht  derjenigen, 
welche  Vermögen sobjekte  in  der  Konkursmasse  haben,  welche  nicht  zur 
Masse  gehören:  diese  können  Aussonderung  verlangen  und  brauchen  nicht 
am  Konknrse  teilzunehmen.  Die  Konkursverwal  tun  g  kann  das  Eigentum 
des  Dritton,  welcher  es  an  einem  in  der  Konkursmasse  befindlichen  Ter- 
mögensobjekt  behauptet,  bestreiten ;  sie  kann  namentlich  die  Tatsächlichkeit 
eines  Depots  und  zwar  entgegen  dem  etwa  vorgelegten  Depot- 
schein bestreiten  und  behaupten,  daß  das  Depot  ein  Darlebn  verdeckt. 
Gefolgert  kann  dies  werden  aus  dem  Umstände,  daß  der  Depotschein  die 
deponierten  Gegenstände  nicht  genau  und  im  einzelnen  aufzählt  (was  nach 
§  2111  Civilkod.  zur  RechtsgUltigkeit  einer  Depotquittung  erforderlich  ist) 
nnd  ä.  (Bardski  Note  1  zu  Art.  559  (§  466).  Note  3  zu  g  2114  Civilkod.). 

2.  Eine  hierher  gehörige  speiielle  Bestimmung  hinsichtlich  verwendeter 
Mündelgelder  trifft  der  §  292  Civilkod.  .Wenn  der  Vormund  oder  der 
Pfleger  nach  Verwendung  von  ihrer  Kürsorge  anvertrauten  Vennögen.sstücken 
oder  Kapitalien  in  ihren  eigenen  Angelegenheiten  zahlungsunfähig  wird,  so 
gelangen  solche  Vermögensstücke  nicht  in  die  Masse,  sondern  bleiben  den 
Minderjährigen  nebst  den  zukommend!  ii  Zinsen  bis  zum  Tage  der  Ent- 
deckung der  Zahlungsunfähigkeit  wohl  erhalten.*  (cf.  §  46^.} 

3.  Bezüglich  der  vom  Gemeinschuldner  einem  andern  zur  Vct- 
wabrung  gegebenen  Gegenstände  vergl.  Anm.  2  zn  t5  477. 

4.  Die  Bestimmung  des  §  466,  wonach  das  in  der  Konkursmasse  sich 
befindliche  fremde  Eigentum  an  den  Eigentümer  herauszugeben  ist,  greift 
nur  dann  platz,  wenn  dieses  fremde  Eigentum  sich  in  natura  vorfindet. 
Hat  aber  der  .Schuldner  es  veräußert,  oder  sonst»  wenn  auch  widecrechtlicb, 
daiHber  verfügt,  so  bat  der  Eigentllmer  den  daiaos  resultierenden  Enati^ 
nnd  Schaden s an 8 pruch  als  Konkursfordernng  anxnmelden  (Grebner  ond 
Dobrotcolaki  No.  Ö31,  ö.  299j. 

^  467.  „Wenn  unter  dem  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  Kapitalien 
und  Vermfigensstiicke  von  Minderjährigen  sirli  vnitlnden,  die  ihm  von  deren 
Vormündern  oder  Pflegern  zur  verzinslichen  Vermehrung  anvertraut  sind,  so 
gelangen  tokHnt  YermUgensstflcke  in  die  Konkarsmasse,  fttr  den  Verlast  der 
Minderjfthiigen  aber  sind  deren  Vormttnder  nnd  Pfleger  Terantwortlich." 

§  468.  «Wenn  der  Zablnngsunfähige  selb  t  l  Pfleger  oder  Vormund 
seiner  Fürsorge  anvertraute  Kapitalien  oder  Vermögensobjektp  in  seine 
Geschäfte  verwendet,  so  gelangt  soU  Ik  <  Verm<»tron  nicht  in  dii'  Masse,  sondern 
verbleibt  in  voller  Höhe  nebst  den  zugehörigen  Zinsen  bis  zum  Tage  der 
Erttlbrang  des  Konkurses  den  Minderj&brigen  Torbdmlten.  Der  zahlnngs- 
nnfftliige  Schnldner  aber  TerfftUt  wegen  der  eigenmächtigen  Verwendung 
jener  Kapitalien  und  Vermögensstücke  der  in  den  (Jesetzen  für  den  Miübraucb 
der  ihnen  <;ewährten  Machtbefugnisse  durch  die  Vormttnder  und  Pfl^er 
bestimmten  Strafe  ' 

A  n  ni  e  r  k  im  g  cf.  oben  Anm.  2  zu  §  406. 
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§  469.  „In  den  VwnnSseubMtMid  det  Zahlungsanfähigen  geUuig«n  «Mdi 
Wuren.  Behala  gtsnaner  Festatdhuig  im  Bigentitmi  «n  UuMn  koiiim«i  tolgende 
Vonohiiften  «ir  Anweiidiiiig.* 

§  470.  «Waren,  welche  beim  Z«]ili|]igmiif&higen  Torgehinden  werden, 
sind,  anch  wenn  sie  im  Auftrage  eines  andern  gekauft,  verladen,  auf  Wagen 
verpackt  odf-r  nh^cschickt,  die  Konnossemente  oder  Prachtbriefe  über  dieselhen 
aber  an  ileu  Auftra^j^eber  noch  nicht  abgesandt  sind,  al.s  der  Schuldenmaase 
gehörig  anzusehen,  falla  das  Geld  dafiir  an  den  Verkäufer  bereits  gezahlt  ist. 
Wenn  aber  diMe  Waimi  vom  Schtddnw  wlliseiid  d«r  letsten  sehn  Tage  toc 
Brtfbiiuig  des  Konknnee  anbedingt  ijekaaft,  das  Qeld  dalOr  aber  dem  Ver- 
kioler  noch  nicht  bezahlt  ist,  so  werden  sie  dem  letsteren  nrOckgegeben ; 
wenn  jedoch  der  Verkauf  unter  Stundung  der  Zahlanj?  ^geschlossen  ist,  dann 
bleiben  die  Waren  in  der  allffemeinen  Masse,  und  der  Verkäufer  erh&U  «eine 
Befru'diguiig  ip  gleicher  Weise  wie  die  anderen  (Tlänhit^er  ' 

§  471.  „Wenn  die  Waren  vom  Zahlungsiiniühigen  na  Auftrage  gekauft 
und  die  Konnossemente  and  Frachtbriefe  Qbcr  sie  bereits  an  den  Auftraggeber 
abgeschickt  abid,  das  Gdd  aber  für  diese  Waren  tob  ihm  noch  nicht  einge- 
gangen ist,  oder,  mam  es  swar  nach  Bestimmiuig  des  Auftraggebers  ange> 
wiesen  (trassiert),  an  der  Annahme  und  Zahlung  der  Wechsel  aber  Zweifel 
bestehen,  so  muß  die  Konkursverwaltung,  den  Umständen  entsprechend,  sich 
bemühen,  die  Afasse  nach  Möglichkeit  vor  dem  Verluste  des  Kapitals  zu 
bewahren,  sei  f's  durch  Wiederabladung  der  Waren,  wenn  auch  nach  Zahlung 
der  halben  Fracht,  wenn  das  Schiff  nuch  nicht  ganz  beladen  iat,  sei  es,  wenn 
das  Schill  sdion  gani  beladm  ist»  nnd  es  aufsnhaiten  nicht  angdit»  doreh 
Üliersttidang  des  «weiten  Konnossements  an  eine  andere  Person  am  Be- 
stimmungsort des  Schiffes  mit  der  Anweisung,  die  Ware  zurückzuhaltettt  bis 
er.  der  Inhaber  des  zweiten  Konnossements,  gemäß  der  Anordnung  der 
Konkursverwaltung  über  üf  Annahme  der  Wechsel  und  die  Zuverltuj.sigkeit 
ihrer  Einlösung  sieb  verg*  wi.ssert  bat.  falls  aber  die  Ware  zum  Verkaufe  für 
Reclmuug  des  Zahlungsuufüliigen  selbst  abgeschickt  ist,  und  die  Wieder- 
abladnng  derselben  als  mit  großem  Verloste  für  die  Konknrsmasse  ▼erbondsn 
sich  erweist,  so  Icönnen  in  diesem  FkUe  die  Knratoren  nach  ihrem  Brmessen 
die  Waren  abgehen  lassen  und  denjenigen,  an  den  sie  adressiert  sind,  an* 
weisen,  die  für  sie  erlösten  Gelder  der  Konkursvervvaltung  zu  übermitteln. 

Diese  Vorschriften  sind  auch  bei  Übersendung  von  Waren  auf  Landwegen 
in  Anwendung  zu  bringen.' 

Anmerkung. 

Die  Fautfracht  im  Falle  des  riatomo  beträgt  nach  §  596  des  rosi. 
HOfi  ein  halbes  Prozent. 

§  472.  ,Wenn  in  anderen  Orten,  im  InfalBde  oder  Auslände,  für  Rechnung 
des  Zahlungsunfähigen,  auf  .seine  Bestellung  gekaufte  Waren  in  seine  Ver- 
fügung vor  der  Zahlungsunfähigkeit  gelangt  sinil,  so  werden  sie  als  sein 
Vermögi-n  b»  trachtet,  weim  sie  aber  nach  Eröffnung  des  Konkurses  eintreffen, 
fio  gelaugeu  sie  nicht  in  den  Bestand  der  Konkursmasse,  mit  Ausnahme  dct> 
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jcnigen  FaliM,  mm  der  AbModer  dendboi  dein  ZftblmigeiinfikUgeik  dnen 

Betrag  in  Höhe  des  Preiaea  der  Waren  verschuldet,  oder  wenn  dieser  letztere 
vor  Eröffuuog  des  Konknr'^verfahren.s  über  sein  Vermügen  einen  auf  ihn  in 
Höhe  des  Wertes  der  Waren  vom  Absender  gezogenen  Wechsel  schon 
akzeptiert  hat.' 

§  473.  .Wenn  dem  Zahlungsunfähigen  in  KoinmlMiim  ibetwadte  Waxtn 
Yor  BrOftmiig  des  Konkones  in  seine  Verf OgangamMlit  isekommen  sind,  so 
bleiben  sie  In  der  JUase,  und  der  Absender  wird  wegen  des  Betrages  des 
BrlOses  in  gleldier  Weise  wie  die  fibrigen  Gläubiger  befriedigt ;  ebenso  wie 
in  dem  Falle,  wenn  Waren,  welche  der  Zahlungsunfähige  auf  Kimunission 
geschickt  hat,  sollten  sie  auch  noch  nicht  in  Empfang  genommen  sein,  von 
denen  es  aber  klar  bewiesen  ist,  daß  sie  schon  vor  Konkurserüffoung  mittels 
Koimossenunt  und  Faktura  Ton  ihm  verkanfl  worden  sind  ind  das  Oeld 
für  sie  sdion  eingegangen  ist,  du  Oeschftfl  anf  diese  Weise  Tollstftndig 
«rledigt  ist ;  falls  aber  solche  Waren  auf  Zeit  rerkauft  sind  und  der  Zahlungs- 
n&fidiige  dem  Absender  far  den  Käufer  keine  Bürgschaft  geleistet,  d.  h.  kein 
Delkredere  übernommen  hat,  der  darüber  empfangene  Wechsel  aber  ohne 
weiter  begeben  zu  sein,  sich  noch  im  Besitze  des  Zahlungsunfähigen  betiadet, 
so  tritt  dieser  Wechsel  an  die  Stelle  der  Waren  und  wird  dem  Absender 
oder  dem  Bigwt&mer  denelben  gegen  rorberigen  Empfang  aDer  Kosten  and 
der  fibU^n  Yerkanfsprorision  aosgebändigt ;  wenn  aber  der  ZsUnngs- 
onfähige  auf  Verlangen  oder  mit  Zustimmung  des  Absenders  diesem  gegen- 
über für  die  erwähnte  verkaufte  Ware  Delkredere  übernommen  hat,  so  wird 
in  diesem  Falle  der  Wechsel  als  das  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  be- 
trachtet, und  der  Absender  erhält  Befriedigung  in  gleicher  Weise  wie  die 
übrigen  Gläubiger;  derjenige  aber,  der  die  Ware  beim  Zahlungsunfähigen 
gelcaaft  nnd  ihm  dss  Oeld  dafttr  besahlt,  oder  anstatt  des  Geldes  verein- 
bartennafien  einen  Weebsel  gegeben  hat»  behMt  das  Recht,  die  Ware  nach 
iltrer  Ankunft  auf  dem  Wasser-  oder  Landweg«  in  Empfang  an  nehmen." 

Anmerkung: 

Ans  der  Bestimmung  des  §  473  in  Verbindung  mit  derjenigen  des 
§  474  ig^t  hcfTor,  daB  das  ratseheidende  Moment  fOr  die  Zugehörigkeit 

der  Kommissionsware  zur  Konkursmasse  die  Tafsache  ist:  daß  diese  Ware 
in  die  faktische  YerfUgungsgcwalt  des  Gemeinschuidners  vor  Konkurs- 
eröffnung gelangt  ist:  faktisch  hat  der Oemeinsohnldner  die  Yerfttgangs- 
macht  über  die  Ware  lediglich  durch  die  Inbesitznahme  der  Ware  selbst, 
nicht  aber  der  Konnossmente  und  Frachtbriefe.  So  auch  die  iiiutsch.  bei 
Grebntr  nnd  Dohrowolttki  No.  604  S.  281  f. 

%  Ali.  «Waren,  welche  Ton  dem  Zahhmgsnnfähigen  im  Auftrag  und 
ftlr  Rechnung  einer  dritten  Person  verschrieben  nnd  an  ihn  schon  nach  Er- 
öffnnng  des  Konlcnrses  gehMigt  sind^  kommen,  wenn  auch  die  Konnossemente 

und  Frachtbriefe  darüber  schon  Torher  empfangen  sind,  nicht  in  seinen  Ver- 
mögensbestand, sondern  bleiben  zur  Verfitgung  df^jrnigon.  für  den  sie  bestellt 
sind.  Der  Absender  d*  r  Waren  aber  hat  das  Rei  bt .  falls  das  Geld  fflr  die- 
selben ihm  vom  Zahlungsunfähigen,  der  es  vom  Auftraggeber  erhallen  hat, 
nicbt  flbermittelt  ist,  an  dessen  Masse  in  gleicher  Weise  wie  die  Übrigen 
GUnbiger  teilannehnum.* 
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Klibanski, 


§  476.  .Wenn  der  saUmigiBiiniiige  Schnldncr  Wwen  mI  KcniDiMiioi 
fflr  eisen  Aofttmggeber  bestellt  und,  nachdem  er  Ton  diesem  det  Geld  dttMr 

vorher  erhalten,  das  über  diese  Waren  ihm  Ubersandtt*  Konnossement  vor 
Eröffnung  des  Konkurses  einem  andern  verkauft  und  so  vorsätzlich  seinem 
Auftraggeber  desä^n  Eigeotam  entzogen  bat,  so  wird  er  hierfür  wie  ein  be* 
trttglicher  Bankrotteur  gerichtlich  belangt" 

§  476.  .Wenn  bei  dem  ZaUongnuittliigai  eldi  solobe  Waten  Teffinden, 
'  welche  ifem  tw  EMftmng  dee  KoBknceee  in  «einer  Kigeneohnft  als  Konuniealonlr 
lediglich  zur  Bntrichtnng  der  Zollabgaben  und  zur  Wdterbeförderung  an 
ihren  Bestimmungsort  anvertraut  worden  sind,  so  gehören  diese  Waren  ihrem 
Eigentümer  und  müssen  diesem  oder  seinem  BevoUmiichtigten  gegen  Erhebung 
nor  der  vom  Zahlungsunfähigen  gemachten  Auslagen  ausgehändigt  werden. 
Wenn  aber  hierbei  entdeckt  wird,  daß  ein  solcher  Kommissionär  die  ihm  nnr 
mr  Abeendnng  anvertnaten  Waren  eline  Znstinininng  deiaen,  INlr  den  aie 
beitinimt  waren,  Terkanft,  edM  die  Kensoiaemaite  Aber  oie  In  andere  BMmSb 
gegen  Empfang  des  Oeldes  dafür  hat  übergehen  lassen,  so  wird  er  der  straf* 
rechtlichen  Verfolgung  als  hetrüglicher  Bankrotteur  überantwortet,  der  Käufer 
aber  der  Waren,  der  für  sie  das  Geld  bezahlt  hat,  bleibt  in  seinem  Rechte 
anbeanstandet,  es  sei  denn,  daß  erwiesen  wird,  daß  er  an  der  bösen  Absiebt 
dea  ZablnngsnnfUtigen  teHnabn." 
»Anmerkung: 

Im  Jahre  1876  ist  in  einem  Spezialfälle  vom  Staatsrate  erläutert 
worden,  daß,  wenn  auch  in  diesem  Paragraphen  ^476)  einer  direkten 
Erwähnung  der  Verpfändung  ier  Waren  durch  den  Kommiestonftr  nii^t 
geschieht,  nach  dem  nll^ri meinen  Sinn  aher  und  der  Bedeutung  dieses  Ge- 
setsies,  welches  die  uueutgeltUche  Veräußerung  des  Vermögens  im  Auge 
hat,  kein  Omnd  Torbanden  iet,  auch  die  VopfUidnng  von  der  Wirksamkeit 
dieses  Par.igraphen  auszuschließen,  da  auch  die  Verpfändung  nichts  anderes 
als  eine  Veräußerung  des  VerfQgongsrechtes  ist,  das  einen  unabtrennbaren 
Bestandteil  des  Efgentums  ansmacbt  (Givilkodex  §§  420,  1687).' 

Anmerkung: 

Ifach  der  Anm.  zu  §  476  ist  die  Bestimmung  dieses  Paragraphen 
nicht  nur  auf  die  VeränBening,  sondern  auch  auf  die  Verpfändung  7.u  be- 
ziehen, d.  h.  derjenige,  dem  der  Schuldner  das  ihm  zur  Bericlitigiiiig  der 
ZoUgebUbren  und  Weiterbeförderung  anvertraute  flnt  verpfändet  hat,  er- 
wirbt daran  ein  Pfandrecht,  wenn  er  niebt  im  böseu  Glauben  gehandelt, 
also  gewußt  hat.  daß  der  Schuldner  zur  Yeipfindung  nicht  berechtigt  war 
{Bardski  an  diesem  Paragraphen). 

§  477.  ^Zum  Vermögen  des  Zahlungsunfähigen  gehöieA  auch : 

1.  Anteile  desselben  an  .Aktiengesellschaften  und  OeseBschaften.  Wenn 
diese  Anteile  nach  der  \  t  rf;»ssnng  der  Aktiengesellseluift  nnht  ;»iisuesnndert 
werden  können,  so  müssen  sie  von  der  Konkursverwaltung  verkault  wtrJen: 

2.  Forderungen  desselben  gegen  andere,  nicht  nur  aus  Wechseln  und 
anderen  Schnldverbindlidikeiten,  sondern  ans  Rechnnngen  und  Bttehem.  Etwa 
wegen  dieser  Forderungen  entstehende  Streitigkeiten  werden  in  dem  ffir  streitige 
Handelssachen  bestimmten  Verfahren  verhandelt  und  entschieden : 

Vcrtrnire.  die  der  Zahlungsunfähij.«   ursdilossdi  hat  und  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  noch  nicht  erlülit  sind.    Wenn  durch  die  Er- 
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fAlhtag  des  Vertrages  da«  Vermögen  des  Zablungsnnf&higen  einen  Zuwachs 
ertugai  oder  Tor  Verlnit  bewahrt  werden  kann,  m  Mögt  die  Kenkonrei^ 
wattong  den  Vertrag  nr  BrfttUong;  im  anderen  Fall  stellt  sie  d»  daran 

beteiligten  Kontrahenten  anheim,  ihre  Ansprüche  gegen  die  Masse  in  gleielier 

Weise  wie  die  anderen  Ol&nbiger  geltend  zu  machen."  (48) 

Anmerkungen: 
1  a)  Die  Bestinmnng  der  Ziller  1  ist  dem  §  2136  des  Gtrillcedez 

(üIht  Gcsellscliaftt  n'i  entnommen.  Hinsichtlich  der  Bergwerke  bestimmt  der 
g  2137  Civilkodex,  in  Abweichung  des  §  2136,  daü  sie  nur  dann  verkauft 
werden  dürfen,  wenn  sie  sich  im  Zustand  des  YcHalls  befinden;  befinden 
sie  sich  dagegen  in  gutem  Zustande,  so  werden  die  Anteile  der  zahlungs- 
unfähigen AktionSre  oder  Gesellschafter  in  Verwaltung  genommen,  und  die 
reinen  Einkünfte  daraus  werden  zur  Deckung  der  Schulden  verwendet. 

b)  Die  Anteile,  welche  dem  Gemeinschuldner  als  dem  Mitglied  einer 
Kreditgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  ssastehcn.  «relangen  ebenfalls  geiniiß 
§  477  Ziff.  1  in  die  Konkursmasse,  ohne  jedoch  daü  ciie  Konkursverwal  tu  ng 
damit  die  dem  Schuldner  zustehenden  mit  der  Mitgliedschaft  verbundenen 
peinlichen  Rechte  erlangt,  obgleich  der  Schuldner  selbst  diese  Rechte  mit 
der  Konkurseröffnung  verliert  {Bardski  Kote  11,  12  zum  Paragr.  zit.) 

2.  Zu  den  in  Ziffer  2  angefdhitoi  Forderungen  des  Gemeinschuldners 
grg(  n  Dritte  sind  atirh  die  Ansprüche  zu  zfihlen,  welche  der  Gemeinschuldner 
gegen  Dritte  auf  Herausgabe  von  bei  ihnen  befindlichen  ihm  gehörigen 
VwmSgeDMtlleicen  hat.  Msttglicli  dieser  Ansprfldie  bestimmt  der  §  2182 
Civilkodex,  daß  der  Dritte,  welcher  ein  bei  ihm  befindliches  dem  Schuldner 
gehöriges  Vermögensubjekt  der  KonkorsvenK-altung  vor  Beendigung  des 
KenlrarsTerfahreDS  nicht  anseigt  nelien  Herausgabe  des  hefcreHenden  Ver- 
mögensobjekts 20"  «I  von  dem  Werte  desselber}  zu  Ciunsten  der  Konkurs- 
masee  zu  zahlen  hat,  falls  die  Nichtanzeige  lediglich  aus  Unachtsamkeit 
feieheben  ist;  falls  die  Oliubiger  yoll  befriedigt  sind,  sind  diese  Vi^h  zo 
Gunsten  der  öffeiitlicht  n  Fürsorge  zu  zahlen. 

3.  Das  in  Ziffer  3  bezeichnete  Rücktrittsreclit  der  Konkursverwaltung 
bezieht  sich  auch  auf  Verträge,  die  noch  von  keiner  Seite  erfüllt  sind 
{Bardski  Note  15  zum  zit.  Paragraph). 

4.  Wenn  der  GemeinsrhuldiuT  einen  Oegenstand  vor  Konkurser^ffrnmg 
verkauft,  aber  noch  nicht  übergeb(  n  hat,  so  ist  eiu  solcher  Kaul  als  vun 
beiden  Seiten  erfüllt  anzusehen,  und  der  in  der  Konlnirsmasse  noch  befind- 
liche (legen ist.ind  muß  von  der  KonknrsTerwaltong  an  den  Käufer  hemns- 
gegeben  werden  (a.  a.  0.  Note  (5). 

T)  Der  Dritte,  von  dessen  Vertrage  die  Kenkursverwaltung  in  Gem&ft- 
heit  der  Ziff-  r  '!  tles  §  477  ziiriic!: ••*'ten  ist.  mnC  seinen  Scliadensanspruch 
aus  diesem  Kurktritt  gegen  die  Kunkursverwaltung  im  Wege  der  Klage 
g^end  machen  (a.  a.  O.  Note  10  and  16).  Bestreitet  der  Dritte  das  Rflek* 
trittsrerht  der  Konkursverwaltnnjr.  so  bat  er  seine  Klage  gegen  diese  auf 
Verurteilung  zur  Erfüllung  des  Vertrages  zu  richten  (a.  a.  Ü.  Note  17). 

6.  Zu  den  persönlichen  Rechten  des  Gemeinechnldners,  welche 
in  die  Konkursmasse  nii  lit  übergehen,  sind  auch  dessen  Rechte  als  Mitglied 
einer  Kreditgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  (cf.  oben  Anm.  Ih)  zu  diesem 
Pnragraph).  die  nicht  vermögensrechtlicher  Natur  sind,  und  das  lettens- 
lingliche  Besitzrerht   Nieübrauchsreeht i  zu  zählen  (a  a  0,  Note  13). 

7.  Der  Vertrag  des  Gemeinschuldners  mit  seinen  Handlungsgehilfen 
wird  dnrch  die  Erkl&rung  des  ersteren  als  zahlungsunfähig  noch  nicht  von 
selbst  aufgelöst,  die  Handlungsgehilfen  verbleiben  noch  im  Dienste  der 
Konkursverwaltung.  bis  sie  urdnungsmäliig  (gemäß  §  31  des  UGB)  Rechnung 
gelegt  haben  (a.  a.  Ü  Note  8).  (49) 
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§  478.  «Allet»  wu  dem  Z»hlimgiiuifiliig«ii  wfthnod  des  Konknnnr- 
ührens  uch  dem  Reohte  der  Erbsohaft  oder  nach  irgend  einem  »ndem  Reckte 

xufallt,  wird  den  Bestand  s  iii  >ä  Vermüj^ens  zugezählt  und  Uldet  den  Geges* 
stand  der  Fürsorge  nod  der  Ubligenbeiten  der  Konknrsrerwnlt«ng.*  (M| 

Anmcrkiinpcn: 

1.  Über  das  Recht  der  Gläubiger  einer  dem  Oemeinscbuldner  ange- 
fallenen Erbschaft  auf  Sonderung  des  Nachlasses  von  der  Konkarsmasse  cf. 
oben  Anm.  4  zu  §  405. 

2.  Über  die  Anfechtbarkeit  oinor  Rrhf'ntsa«(iinL'  «»dtT  einer  anderen 
Aufgabe  von  Rechten  des  Gi-meinschuldncrs  zum  Nachuil  stiner  Gläubiger 
ef.  oben  Anm.  8  zu  §  460. 

Vher  (\m  rmfunir  der  Zugehörigkeit  von  Gehaltsbezttgen  des  Oe- 
iiuuiaciiuldners  zur  Konkursmasse  cf.  oben  Anw.  U  zu  §  4fiO. 

§  479.  „Zum  Vermdgensbestandc  des  Zahlungsunfähiuen  gehören  auch 
nach  ihrer  Einlösung  alle  durch  den  Zahlungsunfähigen  verpfändeten  Ver- 
mögensstQcke,  wenn  sie  noch  nicht  verkauft  sind.* 

Anmerkung: 

Kreditanstalten,  ebenso  die  Kreditgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
können  im  Falle  der  Zalilunp:sunfähigkeit  (des  Konkurses)  eines  ihrer  Mit- 
glieder, aus  dem  la  ihnui  Besitzt-  betindlichen  Platide  des  Mitglieds  w^en 
uirer  Yorschflsse  an  dasselbe  durch  Selbsthilfe  sich  Befriedigung  ▼erscfaamn, 
ebne  sicÄ  an  das  Gericht  oder  die  Kuiikursverwaltnng  wenden  zn  müssen 
{Bardski  Note  2  zum  Art.  bl2  47üi.  Daätk;lbe  Recht  gt^aietku  aber 
die  Kreditgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  nicht  hinsichtlich  des  Mitglieds- 
antri!^^  (Iva  in  Konkurs  geratenen  Mitglieds  und  der  ihm  zu^t- li.nden 
Dividende;  diese,  Mitgliedsanteil  und  Dividende,  sind  an  die  Kuokursver- 
waltnng  abxnltdiren  (a.  a.  0.  Note  3). 

§  480.  ,Der  Konkursverwaitung  steht  wegen  der  verpfändeten  Gegeu- 
st&nde  das  Recht  der  Binlösnng  nidit  nur  am  Fälligkeitstermine,  sondern  «idi 
▼or  dem  Termine  an,  sollten  aneb  die  Qegenstftnde  bei  staatlieben  Kredit- 
anstalten verpfändet  sein,  sofern  nnr  die  BlnlOsnng  fQr  den  Konkars  Iflr 
Torteilhaft  befanden  wird.* 

Anmerkungen: 

1.  Das  Recht,  welches  einer  Bank  (auf  Grund  besonderer  Vefttnbarung) 
dahin  eingeräumt  ist,  daü  sie  zur  Sicherung  der  von  ihr  einem  Kunden 

gewährten  Ynr-ü  hiisse  die  B  trätTf.  welche  dieser  Kunde  von  einer  anderen 
Steile  zu  i'ilu.ilirii  iiat,  utiimttelbar  von  dieser  Stelle  erhallen  solle,  ist  einer 
Pfand  bestell  ung  nicht  gleich  zu  achten.  W't  nn  daher  der  Kunde  in  Kunkors 
gerät,  und  die  ilmi  zustehenden  Beträge  von  der  Stelle,  welclie  sie  unmittelbar 
an  die  Bank  zu  zahh-n  hat,  noch  nicht  gezahlt  sind,  so  ^'elangen  diese  an 
die  Bank  noch  nielit  ahi;efUbrten  Beträge  an  die  Konkursv<  rv\altung.  und 
die  Bank  hat  ihre  Fordernnf?  trcpf^n  den  Gemeinschuldner  lediirlioh  als 
Konkursforderung  anzumelden  (a.  a.  0.  Note  1  und  H  zu  Art.  573  4^j. 

2.  Nach  §  1677  Cirilkodez  muß  der  Pfandgläabiger  binnen  drei  Monaten 
nach  Fälligkeit  seiner  Forderung  die  Verpfändun^surkunde  zur  BeitreiltunEr 
bringen  oder  sie  wenigstens  beim  Notar  anmelden,  da  er  andernfalls  m 
Konkurse  des  Pfandschnidners  des  Rechts  auf  gleiche  Befriedigung  mit  denen, 
welche  dieser  Vorsehrift  ^zt  iiiii^en,  verlustig  geht. 

3.  Über  die  Beteiligung  des  Pfandgläubigers  am  Konkurse  vgl.  oben 
Anm.  3  sn  §  432.  Za  temerken  ist  hier  nodi,  daß  die  tßx  commissoria 


Digitizcd  by  G«.j 


Das  russisclie  Konkunreelit  75 

d.  i.  die  Vereinbarung  zwischen  Pfandgläubiper  und  Schuldner  von 
Tornherein.  ersteror  k'inTv  lins  Pfand  für  die  durch  dasselbe  gfesicherte 
Forderung  bohulten,  rechi^juuwjrkdatn  ist  {Boroicikowsk i  Note  1  zu 
§  1677  Civilkodex). 

4.  Zwar  nicht  ein  Pfandrecht  aber  ein  Vorzugsrecht  ist  den  „Öffent- 
lichen Städtischen  Kreditinstituten"  durch  $  84  des  Kreditgesetzes  {Swod 
SakoHDw  Band  XI  Abt.  XI  Ausg.  ISi^H)  hinsiditlicb  ihrer  Forderungen 
insofern  tingeräumt,  als  sie  diese  aus  der  Konkursmasse  vorweg  und  voll 
*  gezahlt  erhalten;  sie  haben  aber  dann  denjenigen  Betrag,  den  sie  Uber  die 
ihnen  instehende  Qiiote  hinaus  erhalten  haben,  znrflekziisahlBi.  Die 
Bank  (Thült  nls  t  keine  andere  Quote  aus  der  Konknrsn  n  =^  als  die  andscett 
Konkurägläubiger,  sie  erhält  sie  nur  frilhcr  als  die  anderen. 

^  \^\.  ,Die  Einlösung  erfolgt  darch  Zahlung  der  ToUen  Schaldsunune 

an  deu  Darlehnsgeber.'' 

482.  .Wenn  die  Konkursverwaltung  das  Gut  zum  Termine  nicht  ein- 
lüät,  SU  gelangt  dieacä  zum  Verkaute  in  der  für  Pfänder  bestimmten  Ordnung, 
nud  der  nach  Bcaahlang  der  Schuld  Terhleibende  Itest  des  Erlflses  wird  der 
llaase  angefahrt.'' 

§  483.  «Staatskassenseheine,  Bankbillets,  ebenso  andi  Aktien  der  vst^ 
schiedensteo  G^llschaften,  welche  dem  ZahlnnL^sunfähigen  gehören,  gelangen 
in  den  Massebestand  mit  ihren  Zinsen,  und  der  Zahlunj?sunfähi>re  ist  ohne 
Widerrede  verpflichtet,  den  gehörigen  Übertragungsvermerk  auf  den  Namen 
eines  der  Mitglieder  der  Konkursverwaltnng,  das  zur  Oeldempfangnahme 
ermächtigt  ist,  oder  auf  die  gesamte  Konkursverwaltung  zu  bewirken.  Wenn 
die  Papiere  auf  den  Namen  eines  ünbekanntm  lauten,  so  ist  er  Terpilichtet, 
das  Siegel  henogeben,  anter  welchem  die  Qeldw  niedergdegt  sind,  sofon 
sie  unter  Siegel  niedergelegt  sind.  Scheine  der  Schuldentilgungskommission 
ist  der  Zahlan^unfähigt  der  Konkursvenraltung  in  der  hierfftr  bestimmten 
Ordnung  zu  Übertragen  verpflichtet/ 

Anmerkung: 

FOr  die  Übertragung  von  Outbaben,  die  in  das  Staatsschuldenbuch 

eingetragen  sind,  von  dem  cinjetragenen  Inhaber  des  Outhabens  auf  eine 
andere  Person  ist  das  Indossement  des  legitimierten  Inhabers  auf  der  in 
seinen  Besits  befindlichen  Bescheinigung  und  außerdem  Anseige  an  die 
Srbiil !  ntily^nn^skommission  erforderlich  i-:^  llHfl.  des  Kredit{xef3et7es  Abt.  II). 
Indesäeii  bestimmt  der  g  70  a.  a.  O.,  daß  die  Umschreibung  eines  Uuthabens 
des  Oemeinscbuidners  auf  das  Konto  der  Konknrsrerwaltung  .ohne  weiteres 
geschielit  wenn  letstere  sich  bei  der  Schnldeatilgungskonunission  legi- 
timiert hat. 

§  484.  «Wenn  der  Schuldner  ohne  besondere  gesetzliche  Orttnde  sich 
weigert,  auf  die  Scheine  von  Kreditanstalten  und  die  Aktten  Ton  privaten 
Gesellschaften  die  vollen  Übertragnngsvermerke  oder  in  blanco  zu  setsen, 
oder  die  Siegel  vorzulegen,  oder  bezüglich  der  Scheine  der  Sdiuldt  iitilgungs- 
kommission  die  in  den  bestiiii!nt..n  Fällen  anf  den  Namen  der  Kommission 
erforderten  P>klarunueii  al)/.Tii;eben,  so  wird  er  strafrechilich  belaugt,  und  es 
wird  mit  ihm  gemali  Art.  1168  des  Strafgesetzbuches  verfahren;  auf  seine 
Brben  dagegen  erstreckt  sich  die  Wirksamkeit  des  Artikels  1164  denelben 
Gesetses." 
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Anmerkniig:: 

Die  hier  anf^'effihrUn  Art.  1168,  1164  des  Strarges<'tzlwichB  (5«0CNf 
Sakamno  Bd.  XV  Ausg.  Iöb5j  sind  durch  die  Art  ö»»,  600  (oben  Anm.  1 
sQ  §  390  «ledergegeb«!))  des  nenen  gtrafgesctslnicbs  Tom  22.  3. 1908  enetst; 

die  Strafbestimmang  des  Art  1168  für  die  Verweigerang  des  Indossemcnts 
seitens  der  Erben  des  Qcmeinscbaldnors  ist  indessen  in  das  neue  Straf- 
gesetzbuch, das  aber  noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  nicht  über- 
gegangen. Insofern  diese  Weigern eine  Verheimlichung  oder  Beseite^ 
schaffmi«^  von  VermöirensHlücken  darstellt,  wird  sie  j(»  nadl  den  ümatindtfl 
als  betriij^liclier  luiiikrott  oder  Beihilfe  <iazu  be.straft. 

§  48Ö.  „Em  s  uiii  Zaiiluiigäuiiiaiugcu  über  zehn  Tage  vor  EruQuuug  des 
Kwkiines  bedingungslos  gekwifler  Weclisel,  fflr  den  Yalata  noch  nicht  ge> 
tftUt  ist,  gehfift  nicht  tu  seinem  Vermögensbestände  und  wird  nach  gehSrigem 
Niiphweis  dem  Eigentümer  zurflckgegeben,  wenn  der  Wechsel  .sich  noch  in 

der  Masse  befindet.  Die  Zahlung  ans  Wechseln  oder  ans  anderen  Papieren, 
für  welche  bis  7nm  Ta^e  der  KrofTnnntr  des  Konkurses  die  Fälligki  it  noch 
nicht  einjjetreten  ist.  die  (it  r  Zaliliins^sunfähitre  wiilirend  der  letzten  zehn  Tage 
geleiäUit  hat,  wird  als  ungesetzlich  betrachtet  und  der  Betrag  wird  zugunsten 
der  Hssse  inrttckgef ordert."  (51) 

§  486.  .Wechsel,  die  dem  ZahlnngsanlShigai  sur  Aki^tienuig  oder  sv 
^em  anderen  bestimmten  Zweck  In  er  nicht  mehr  erfüllen  kann^  tbttsnndt 
worden  sind,  werden,  falls  sie  iu  der  Masse  noch  nicht  begeben  vorpefnnden 
werden,  den  Übersendern  zurückgegeben,  falls  diese  oder  diejenigen,  für  deren 
Rechnung  diese  Wechsel  gezogen  sind,  nicht  Schuldner  des  Zahlungsun- 
fähigen sind.'' 

Dritter  Ahiehnltt*). 

Brmlttelang  der  Schniden. 
I  487.  «Alle  innerhalb  der  bestimmten  Frist  nngemeldeten  Fordernngen 
gegen  den  ZahlungsnnfShigen  werden  von  der  KonkoraTerwaltnng  in  drei 
Arten  eingeteiltw" 

Anmerkung: 

Über  die  Anmeldungsfrist  cf.  §  41G  und  die  Anmerkungen  dazu. 

ISM.    .Zu  der  ersten  Art  Fordernngen  werden  unstreiti^'e.  auf 

offenbare  und  unwiderlegliche  Dokuuiente  sich  gründende  Forderungen  gezählt. 
Hierher  gehören: 

1.  Wechsel,  die  gemäß  der  Wechselordnung  protestiert  sind,  oder  für 
die  die  Protestfrist  nodi  nicht  eingetreten  ist.  wenn  bei  ihrer  Veriileicbung 
mit  den  Büchern  und  Schriften  sich  ergibt,  daß  sie  tatsächlich  für  i:ekaufte 
und  etupfangene  Waren  und  Yermögensgegenstiindo,  oder  ffSr  friilure  iiu 
Qescb&fte  best>andene  und  aus  den  Büchern  ersichtliche  Forderungen  und 
Becbnnngen,  oder  fttr  bare  Gelder,  deren  Eingang  aas  den  Budieni  klar  er^ 
sicbtlich  sind,  erteilt  worden  sind; 


*)  V "  r  Ii  p  III    r  k  u  n    z  n  A  b s c h n  i  t  t  T II  (Ermittelung  di  r  Schuldem : 
1,  Dieser  Abschnitt  enthält  die  Vorschriften  über  die  Klassitizierung 
der  gegen  den  Qemeinscfauldner  geltend  gcmaciiten  Forderungen.  Diese 
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werden,  nachdem  sie  vorher  in  der  beätimuteu  Frist  zum  Kuukuräe  an- 
gemeldet waren,  von  der  Koiikiusverwaltaiig  in  der  im  §  496  ▼orgetdurlebeiiBii 

F  inn  geprüft  Und  klassifiziert  bezw.  festgestellt  oder  zurückgewiesen.  Das 
Ergcbiüs  der  Prttfong  wird  in  einem  Bescblofl  der  Konkursrerwaltaiig 
niedergelegt,  gegen  weldien  MosiclitUch  der  festgestollten  Ait'der  Forderang 

cf.  untt-r  2)  als  einen  «gerichtlichen  Beschluß  die  Kunkursverwaltung  ist, 
wie  oben  g  438  dargelegt,  eine  Behörde  und  bildet  die  unterste  Inatanz 
des  Haadd^feriebts  —  luieh  9  601  das  Rechtsmittel  der  Besehwerde  Uiineii 

7  Ta^'en  nach  Zustellung  einer  Abschrift  des  Beschlusses  und  dann  der 
weiteren  Beschwerde  gegeben  ist.  Von  diesen  im  Rahmen  der  Konkurs- 
Ordnung  geltend  gemachten  Forderungen  aber  sind  diejenigen  zu  unter- 
scheiden, welche  gegen  die  Konkursverwaltung  selbst,  und  nicht  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Vertreterin  der  GUiubifjer  geltend  {gemacht  werden,  sei  es 
aus  Verbindlichkeiten,  welche  die  Konkursvcrwaltung  selbst  eiugegangen 
ist,  sei  es  ans  andttoi  Gründen.  In  allen  diesen  Forderungen  erscheint 
die  Konknrsverwaltung  nicht  als  Behürde.  sondern  als  Partei,  welche 
Vertragserfüllung  verlangt  oder  verweigert,  und  die  Streitigkeiten  darüber 
siad  im  ordnnngsmäStgen  Klagewege,  nicht  im  Betchwer&mfahreD  xnm 
Austrajf  zu  brimren.  Alle  diese  Masseschulden  werden  vorweg  vor  allen 
anderen  Forderungen  befriedigt  {Bardakt  Note  2  zu  Art.  ÖÜO     4^7;.  (52) 

Zu  dm  Forderungen  der  letzteren  Art.  die  also  gegen  die  Konkois- 
masse  und  die  Konkursverwaltung  sich  richten,  sind  auO  r  i!- njrnigcn.  die 
auü  Verträgen  und  Verbindlichkeiten,  welche  die  Konkurävti  waltung  ein- 
gegangen ist,  herrfihceOf  aach  noeh  ^ejenigen  Ansprüche  zn  sShlen,  welche 
auf  I  iiiem  Rechtsgeschäft  beruhen,  das  di<-  gemäß  {i{§  392— KW  eingesetzte 
Aduuuistration  eingegangen  ist.  Dies  gilt  jedoch  nur  für  den  Fall,  daß  die 
Administration  (nach  402)  anmittelbar  in  das  Konknrsverfahren  über- 
geleitet ist  Hier  erscheint  die  Administration  als  eine  vorberritende  Maß» 
naluue  für  das  sich  anschlieikndc  Konkursverfahren,  und  die  von  der  Ad- 
ministration übernommenen  Verbindlichkeiten  gehen  direkt  auf  die  Konkurs- 
verwaltung über,  sie  sind  nicht  Schulden  des  Gcmeinschuldners.  sondern 
Masseschulden.  Ebenso  sind  in  diesem  Falle  die  Ansprüche  der  einzelnen 
Gläubiger  auf  die  von  der  Administration  festgesetzte  Dividende  Masse- 
schulden (Senatsentscheidungen  bei  Grcbner  und  Dobrotcolttki 
No.  520  528  S.  2!K>  ff  V  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  di«-  Administration 
ihren  gesetzlich  vorgesehenen  Zweck  erfüllt,  d.  h  /.lu  .Sann ninii  der  Ver- 
m^igenalage  des  Schuldners  geftthrt  hat.  Hier  gehen  die  \'erl)iiulliclikeiten, 
welche  die  Administration  eingeganiren  war,  unmittelbar  auf  den  Schuldner 
Uber,  und  wenn  er  dann  »päujr  iii  Konkurs  gerät,  so  sind  auch  die  auf  ihn 
ttbergegangenen  Verbindlichkeiten  derAdminialvationalsKonkareforderangen 
anxascben  (a.  a.  0.  No.  02!»  S  298). 

2.  Die  llatur  der  Koukursforderungen  anlangend,  nach  welchen  sie 
sa  klaasUhtteren  sind,  so  mitersclieidet  das  Gesets  drei  Arten  derselben: 
piimn  /aciV  begründete,  d.iher  unstreitige  |5  4SH!,  .streitige  d  h. 
solche,  die  eine  nähere  Prüfung  erfordern  4tiUj  und  rcchtsunwirksumc 
(§  490).  Soweit  der  Gläubiger  mit  der  Binreihung  seii^  Forderung  in 
eine  dieser  Arten  iiiilit  /ufriid.  n  ist,  kann  er  —  wie  oben  unttr  1  an- 
gegeben —  gegen  den  iküuhluii  der  Koukursverwaltuug  Beschwerde  erheben. 

er  keine  Beschwerde  ein,  oder  ist  die  Beschwerde  ohne  Erfolg  geblieben, 
8u  ist  die  als  .siniti^'  fi-^t Liesliditi- Fuideruii::  im  ordentliclun  f'ruZ4'Uw(  L'<- 
einzuklagen  und  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Ist  das  iu  rechtskräftiger 
Form  geschehen,  su  wird  die  frühere  streitige  Forderung  nunmehr  eine 
unstreitige  und  der  erst4>n  Art  488)  beigezählt  499»  488  ZiS.  8, 
Grebuer  nnd  Dobrotooteki  üo,  ödd,  Ö37  S.  äUtif>. 
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2.  Forderungen  für  ein  durth  den  ZahlungKaufähigen  (rworbtnes  Gut, 
wtnn  aus  den  von  ihm  ausgestellten  Obligationen  ersiolitlich  ist,  dali  der 
Preis  des  Gutes  in  Katenzahlungen  begliclien  werden  sollte  und  an  den  Ver* 
kftofer  nodi  nicht  gezahlt  ist; 

8.  Duldumefanldsdieine,  V«rtrige  und  QbligfttioBen,  die  vor  der 
Zahlungsunfahigiceit  in  allen  Punkten  auf  gesetzlicher  Grundlage  micMiirt 
sind,  und  wenn  überdies  ihr  Ge^'ensTand.  d.  h.  die  auf  Grund  derselben  ge- 
/.iililten  oder  empfani^rnrn  Golder,  Anzahlungen.  Qewiii]ibetrtt|{e  oder  Aufgaben, 
ans  den  Büchern  und  Schriften  zu  ersehen  ist; 

4.  Forderungen,  welche  in  die  in  gesetzlicher  Ordnung  geführten 
GeschUtabflcher  dngetrageii  und ; 

6.  K«pita1ien  Mi]idei;}lhiiger,  weldw  d«r  Zabloagmiifthige  mr  Yer- 
Wendung  fflr  seine  Gesch&fte  oder  für  seinen  Geschäftsbetrieb  sufgeBonunen 
hat.  wenn  dies  durch  die  in  dea  Ziff.  1.  3  und  4  beseichneten  Dokumente 
bewiesen  ist ; 

6.  Rückstände  an  staatlichen  Steuern.  Zollen  tiud  Abgaben  aller  Art, 
die  nicht  auf  Verträge  und  Darlehen  sich  gründen; 

7.  Kiichei^lder,  weldw  Ton  dem  ZahlungsnnflUiigen  fttr  dessen  eigene 
BedHrfinisve  verwendet  wurden  und  in  den  Bftchem  als  Fddbetrag  auf  seinen 
Namen  eingetragen  stehen; 

8    Staatliche  und  private  Fnidi-rnnfjen.  über  die  gerichtlich  endgültig 

«ottfchiedeo  ist  and  die  zur  Ikitreibung  zugesprochen  und.'' 

Anmerkungen: 
1  a)  Zu  Ziff.  1.  Die  neue  russisclu  \\  ( <  hselordnung  vom  27.  Miirz  19(13 
hat  die  sogenannte  Vaintaklausel  (der  früheren  W.  0.  vom  Jahre  1893j 
beseitigt ;  darnach  verliert  ein  Wechsel  seine  Wechselkraft  nicht,  wenn  er 
ohne  Gegenwert  (Valuta)  hingegeben  ist  (th  irhwohl  hat  aber  die  Zahlung 
der  Valuta  für  eiivt)  W  i  chsel  irn  Falle  des  Konkurses  des  W  f-rhsplsrhuldne-rs 
ihre  frühere  liedeiiiiiüg  beibilialtt-n.  indem  nach  §  488  ZUL  i  der  IH'U  em 
gebArig  protestierter  Wechsel  nur  dann  der  ersten  Art  beiiuaihlen  ist. 
wenn  dir  Bin  her  oder  Skripturen  des  Gemeinachuldners  ergeben,  daü 
letzterer  für  deu  Wechsel  Valuta  erhalten  hat. 

b)  Vm  als  Forderung  erster  Art  anerkannt  su  werden,  mu£  der 
Wechsel  in  jedem  Fall  ordnungsmäßig  protestiert  sein;  es  isf  al^o  .mch  im 
Konkurse  des  Akzeptanten  ^oder  des  Ausstellers  eines  Solawechsels;  die 
Protestierung  erforderlich. 

c)  Ein  Hangel  in  der  Le<:itimation  des  die  Wechselforderung  an- 
meldenden Gläubigers  beeinträchtigt  nicht  die  Wecbselfordenmg :  au  prüfen 
hat  die  Konkursrerwältung  lediglich  das  yorhandensein  der  in  §  488 
ZifT  1  ausdrücklich  vorgescbriebenen  Erfordernisse,  nicht  aber  die  Legiti- 
mation des  Wechselgläubigers  {Q  rebner  und  Dobrowoleki  Ifo.  äätf, 
640  S.  308). 

2.  Das  Erfordernis  aller  unter  2 — 8  dieses  Paragraphen  aufgdlihlteB 
Konkursforderungen  is^  der  dokumentarische  Machweis  derselben. 

3.  Zu  Ziff.  3.  Über  die  Schuldscheine  usw.,  hinsichtlich  welcher  die 
gesetzlichen  Vorschriften  Aber  Beglaubigung  und  deigl.  nicht  befolgt  lind 
ä.  Anm.  zu  §  510. 

4.  Zu  Ziff.  4.  Zu  den  hier  bezeichneten  Forderungen  gehören  auch 
die  Forderungen  der  Khefrau  des  Schuldners  und  seiner  Verwandten.  Hier 
ist  aber  außer  der  Kintragung  in  die  Bttcher  noch  das  Vorhandensein  der 
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YoraTissetzungen  der  §§  460i  463  eriorderlicb  (Qr ebner  und  Dobro- 

wulaki  No.  541  S.  308). 

5.  Zn  Ziff.  ö.  Über  das  vom  Oemeiiiicliiddiier  yernntnate  Hfindel- 
Tennögen  vgV  Note  2  zu  §  466. 

6.  Zu  Ziff.  6.  a)  Den  staatlichen  Abgaben  sind  ancb  diejenigen  der 
Laadicbaftsverbände  zuzurechnen  [Bardski  Note  1  zn  dieser  Ziffer). 

b)  Die  Al^aben  fUr  die  Zeit  während  des  Konkurses  sind  ftberbaupt 
keine  Konkurs-  sondern  Masseforderungen  (a.  a.  0.  Note  2). 

7.  Zq  TAft.  7.  Unt«  r  den  Kirchengeldern  im  Sinne  der  Zitt.  7  sind 
nnr  solche  rn  verstehen,  die  dem  Gemeinschuldner  anvertraut  waren,  von 
ihui  aber  verbraucht  siud.  Hierher  gehören  also  nicht  von  der  Kirche  aus- 
geliehene Gelder;  fQr  diese  ist  die  Eintragung  in  den  Kirchenbüchern  nicht 
maßgebend,  sie  haben  keinen  Vorzug  vor  anderf'n  privaten  Forderungen 
(a.  a.  Ü.  Note  1  und  2  zu  dieser  Ziffer,  G  rebner  und  Dobro- 
woleki  No.  ö72i 

8.  Zu  Ziff.  H.  Die  Kestimmnng  der  Ziff.  8.  daB  Forderungen,  ffir 
welche  ein  vollstreckbaror  .Sihuldtitel  beigebracht  ist.  zu  der  ersten  Art  zu 
reebnen  sind,  bat  nur  formelle  Bedeutung,  d.  h.  sie  findet  Anwendung, 
wenn  von  keiner  Seite  die  Fordorunti;  bestritten  wird,  sie  schließt  aber  die 
Anfechtbarkeit  der  FordtruDg  nicht  aus,  wenn  materielle  Bedenken  gegen 
sie  vorliegen,  z.  B.  wenn  der  vollstreckbare  Schuldtitel  ein  Versänmnisar* 
teil  ist,  auf  Grund  eines  Anorkcnntnisses  des  Schuldners  oder  eine»  gericht- 
lichen Vergleiches  ergangen  ist,  die  Bücher  den  Schuldnerä  aber  keinen 
ÄnflMbluß  über  die  Entstehung  der  Fordernng  geben.  In  all  diesen  Fällen 
kann  die  Fordernng  trotz  des  Vorbringens  eines  vollstrerkluiren  Schuldtitels 
den  streitigen  (.der  zweiten  Art;  zugewiesen  werden,  und  es  inuü  dann  der 
Gläubiger  das  Bestehen  der  Forderung  im  Wege  der  Klage  dartun 
{Bri  rdsk  i  Note  4,  5  und  8  sa  dieser  Ziffer,  Grebner  und  Dobrotoalaki 
No.  547,  Ö45<,  ööl  n.  ai. 

§  489  .Zu  (ier  zweiten  Art  von  Forderungen  werden  diejenigen 
gez^ihlt,  deren  Dokumente  eine  nähere  Prüfung  erfordern.    Hieriier  gehören: 

1.  Wechiel,  die  nicht  gemiß  der  Wedisderdnviig  proteitiert  sind; 

%  Weched,  die  gemlB  der  Weebeelordimng  proteetieft  sind,  odw  für 
welche  die  Protestfrist  noch  nicht  eingetreten  ist,  wenn  bezaglich  ihrer  in 
den  Bflchem  und  Schriften  keine  klaren  Beweise  dafflr  vorhanden  sind,  daü 
sie  für  Waren,  Vermögensgegenstände.  Barbetiäge  oder  für  frühere  hondeU- 
geschäftliche  Eechnungen  gegeben  siud; 

3.  SdinldedieiiM,  Vertilge  und  Obligationen,  die  iwar  in  geaetslidier 
Pom  ertichtet  sind,  in  demi  GqpentUnd  »ber  oder  Adnlt  ein  begrttndeter 
Verdadit  dafür  dch  bietet,  daß  sie  rar  Belastung  der  Mane  dnrdi  Forderangen 
ohne  Gegenwert  errichtet  lind." 

Anmerkungen : 

1.  Die  Omndregel  des  §48^  ist:  daß  alle  Forderungen,  deren  Be- 
wel^olnraiente  einer  nUteren  Prafung  bedtlrre»,  zn  der  zweiten  Art  zu 
zählen  sind  Die  einzelnen  im  §  489  aufgeführten  Fälle  sind  nur  aJs 
Beispiele  für  dieses  Prinzip  anzasehen  LBardaki  Note  6  zu  Art.  ö82 
(§  489).  So  ist  die  Porflemng  der  staatucben  Depositenbank  deren  Höhe 
nicht  ohne  weiteres  festgestellt  war,  den  streitigen  Fordemngoi  (der 
aweiten  Art)  zugezählt  werden  (a.  a.  0.  Note  5). 

2.  Die  gemäß  g  489  Züf.  1  nnd  2  den  streitigen  Forderungen  znge- 
aiUten  Wedudfofdernngen  (nnd  andi  woU  andere  Fnrdemngen  gonlkft 
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Ziff.  3)  bedürfen  bei  ihrer  GeltendmachonK  im  Klagewejje  ktlnes  aadtixen 
Beweises  für  Ihr  Bestehen  als  der  Vorlegang  der  Urkonden.  und  der  Kon- 
kursverwaltung  liegt  der  Beweis  des  Nii  litbosUluns  dtr  Forderung  ob, 
wenn  sie  solches  behauptet  (a.  a.  0.  Nute  1  zu  Axt,  581.  582  ig§  488, 
489  HPO). 

3  Das  Recht,  die  hier  erwiihuton  .streifiireii  Fordt-ningün  zu  bestreiten 
resp.  aiizukchten,  welches  die  KuakursverwaUun«  im  intcrcsse  der  anderen 
Konkursglüubiger  ausübt,  steht  in  dw  Regel  dem  Uemeinsehuldner  nlelit 
zu.  naTneutlich  bei  solchen  Fonleningen.  die  der  Gemeinschuldner  gegen 
sich  gelten  lasäen  muü,  selbät  weun  2>ie  anfechtbar  sind,  z,  B.  wenn  er 
seine  Unterschrift  auf  einen  Wechsel  oder  einem  anderen  Schulddokument 
nicht  in  Abrede  stellen  kann  in  allen  diesen  Fällen  ist  nach  russischem 
Recht  ein  (Icgenbeweiä  durch  Zeugen  ausgeschlossen,  Art  409  CPO)  und 
deigl.  Fällen.  Wenn  in  diesen  Fällen  daher  die  Konkurrjverwaltung  mit 
ihrer  Anfechtung  durchdringt,  so  kann  das  zur  Fol^^e  haben,  daß  die  davon 
betruffene  Forderung  aus  der  Koukursmasse  keine  Befriedigung  erlaugt; 
dieselbe  Forderung  kaan,  aber  nach  Beendigung  des  Konkurses  gegen  den 
Schuldner  st  lbst  von  nenem  eingeklatri  werden,  und  dieser  ist  nicht  be- 
rechtigt, ihr  die  Einwendungen,  welche  die  Konkursverwaltung  erhoben 
liatte»  oder  den  Einwand  der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  entg^oi- 
ausetzen  {Bardski  a.  a.  0.  Note  7  zu  Art.  582  (g  489  HPO). 

ß  41K).  ,.Zu  der  dritten  Art  vnn  Forderungen  gebdran  soldie, 
die  auf  nngUlttu'e  Dokumente  sich  gründen,    Hierher  gehören: 

1.  alle  Forderungen,  für  deren  Geltendmachung  die  gesetzlich  b^timmte 
Yeijfthnnigasoit  abgelaufen  ist; 

2.  alle  Pordemngen,  deren  0okamente  unter  Yerletning  der  gesetsUch 
gegebenen  Yondiriften  ^richtet  nnd.' 

Anmerkungen: 

1.  Zu  Ziff.  1.  Die  hauptsächlichsten  Verjährungsfristen  sind:  Die 
allg« -meine  Landesverjäbrungsfrist  betrftgt  nach  Art.  1  der  Beil.  zn  §  6M 
Civiikodex  zehn  Jahre ;  Werhselforderuugen  verjähren  in  fünf  Jahren  treten 
den  Akzeptant4»n  eines  gezogenen  oder  den  Aussteller  des  eigenen  Wet  hsels 
in  einem  Jahre  gegen  den  Aussteller  eines  gesogenen  nnd  die  Giranten 
und  in  drei  Jahren  der  (tir:tnt-7i  gpceneinandpr  nnd  den  Rflrjren  73, 
75.  112  W.  ü.;;  im  Eisenbuhnbetrieb  verjähren  die  Forderungen  der  Eisen- 
bahnvt  rwaltungen  gegen  Passagiere  und  andere  Personen,  und  dieser  gegen 
die  Eisenbahnverwaltnngen  in  einem  Jabre  (Art.  135,  137  des  ffiMn- 
bahngesctzes). 

2.  Zn  Ziff.  2.  Im  allgemeinen  gilt  nac  h  der  konstanten  Judikatur 
des  Senats  die  Rcprel :  daß  die  Nu  litbeobachiung  der  iresetzlich  vor- 
geschriebenen Form  dem  davon  betro0enen  Nertrage  oder  Anspruch  die 
Klagbarkeit  nicht  entzieht,  dies  ist  nnr  dann  der  Fall,  wo  das  Gesetz  die  Be- 
übachtunir  einer  gewissen  Form  verlangt,  unter  Androhim«:  der  Rtchts- 
unwir ksamkeit  im  Falle  ihrer  Nichtbeobachtung  (Bo rotct kotcski 
Note  llf.  sa  §  569  C'ivilkodexV  Diese  letztere  Vorschrift  ist  nnr  für 
wcniiTe  Recht sireschäfte  hestimnit,  dies  gilt  iiisb«  sondere  für  alle  Rechts- 
geschäfte, welche  sich  auf  Immobilien  beziehen,  wo  die  not&rielle  Form  de« 
Vertrages  seine  RcchtsgQltigkeit  bedingt  (t|  1417  ff.  Civilkodez).  Die  Be- 
stimmung der  Ziff  2  des  i;  iiiib  sv,  ti  ist  so  zu  verstehen,  daü  die 
Nichtbeobachtnng  der  gesetzlich  vorgeschnebeneu  Form  schlechthin  dem 
Reehtsirrachftft  die  Recht«gUtigkeit  iweniipBtens  im  Konkurse)  entzieht.  Bs 
ist  hicrb.^i  rn  b*  arht>  n.  daß  all  S  hüldverschreibungen.  Darlehnsschuld- 
acbeine.  Ze^äiouen  und  dergl.  schriitiich  sein  müssen  2(131  ff.,  Ci' 
Tilkodez  n.  a.>  ci.  aach  BrUülterangen  sn  §  olO. 
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§  4!»!.  -Alle  Foidenm^en  und  Ansprürhe  fregen  den  ZahlnTiKsunfilhigen. 
zu  welcher  der  drei  oben  bezeichneten  Arten  sie  auch  gehören  mögen,  werden 
bei  ihrer  Anmeldung  bei  der  Konkurarerwaltung  in  ein  mit  Schnur,  Unter- 
achnfl  und  Siegd  der  Knratot»  Tenehenes  Bncfa  eingetragen  nnter  Angabe: 
1.  dea  DdnmMnta»  anf  velcliaa  die  Fordening  ridi  grttodei  wie :  Wednel, 
DarleluuaöliDldschein.  Bücher  (Buchforderung.  D.  f.)  usw.;  2.  des  Zeitpunktes, 
7.n  welchem  die  FoHr^niriL'  «  ntstaiulen  ist ;  3.  des  I>«'traj;t's.  Diese  Anmeldung 
dkiit  nach  Eintragung  in  ilus  Biuii,  tm  eristcii  H('jj;rtlii(liing^  der  Eigenschaft 
und  liuhe  der  i  ordcruug.  Später  werden  zu  einem  bestimmten  Termine  die 
Dokumente  selbst,  auf  wdeh»  die  Forderung  sich  gründet,  bei  der  KonlcurB» 
▼enraltoag  eingereicbt;  eine  BrbSbnng  des  bd  der  ersten  Anmeldung  an- 
gegebenen und  in  das  Bneb  eingetragema  Betngei  dar  Fordening  kann 
später  nicht  andOB  sngdassen  werden,  als  nach  Prüfung  der  Erheblichkeit 
der  (triinck.  aus  denen  eine  soldie  ErbOhnng  der  nrqirflngUcben  Fordening 
erfolgen  konnte." 

Anmcrkuugeu: 

1.  Für  Forderungen,  die  bei  KonlraTBerOffttinig  gerichtlich  anhängig 

sind,  biiiuchcn  l)i'i  ihrer  Anmeldung  zum  Kotikurse  die  Beweisdokumente 
nicht  beigebracht  zu  werden ;  die  Konkursverwaitung  kann  diese  Forderungen 
anerkennen,  oder  in  den  anhänKi$;en  Prozeß  eintreten  {Bardski  Note  1 
«U  Art.  684  i§  4in)  HPO). 

2.  Vhvx  die  Frist  aar  Einreichnng  der  Beweiadoknmente  Tgl. 
Aiim.  2  zu  !^  41ft. 

§  492.  „Wer  nach  Ajiuieldun^  und  Eintragung  der  Forderung  demnächst 
zum  bestimmten  Termin  keinerlei  Dokumente  über  dieselbe  vorlegt,  dessen 
Fordening  wird  ans  dem  Forderangsverzeichnis  geatrichen ;  wenn  aber  hierbei 
Merknude  eines  Betrages  hervortreten,  so  verfKllt  er  der  strafrechtlichen  Ver- 
antwortung in  gesetalinh  bestimmter  Ordnung.' 

Anmerkungen: 
1.  Den  Ausschluß  der  FonlcniTig  ans  dein  \'»'rzeirhnis  nüt  den  in  dem 
^  45*2  bwt immten  Folgen  bat  die  Nichtbeibniijiuiig  der  üukumente  (in  der 
von  der  Konkursvervaltiing  bestimmten  Frist)  nur  dann  zur  Folge,  wenn 
die  Forderung  bereits  angemeldet  ist  (Bardski  Note  1  zn  Art.  585  492) 
HPO).  Auf  Forderungen  aber,  die  zum  Konkurse  überhaupt  nicht  an- 
gemeldet sind,  findet  der  §  492  keine  Anwendung.  (Solche  Forderungen 
können  nacli  B«Mn ülhitil'  des  Kunkursverfahrens  gsgsn  den  Schnldiner 
geltend  gemacht  wt^rden  ^cf.  Aum.  ö  zu  §  416). 

8.  Gegen  den  BesehlnB,  durch  welchen  der  Ausschluß  einer  Forderong 
ans  dem  Verzoichni.s  aus(iespro<?hen  wird  fni^r^  nur  Bescliwrrdf  i^emäß 
§  501  statt,  eine  Klage  dage^^n  auf  Festät«iluug  oder  Anerkennung  der 
Forderung  ist  ausgeschlossen  {Bardaki  a.  a.  0.  llote  8,  Grebner  und 
Dohrotcolski  No  554.  .').">.">  S  318  f.) 

S.  Die  Frist  zur  Beibringung  der  Dokumente,  von  welcher  der  g  492 
spricht,  wird  tob  dar  Kontoifsvewraltnag  umbhloi^  Ton  den  im  §  416 
bezw.  Art.  9  der  Beil.  bestimmten  Fristen  foatgeaetat  (cf.  oben  Aam.  2 
Itt  8  491). 

§  49.S.  .Zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  des  Zahlungsunfähigen  ist 
eine  Übertragung  der  Forderung  nicht  zulässig.  Der  Ql&ubiger  erh&lt  gleich 
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deu  anderen  (Gläubigern.  D.  Ü.)  Zahlung  au»  der  Matibi;  uach  VerlialUuä,  der 
Schuldner  aber  sablt  die  Fordenuig  toU  an  die  Hasse."  (&3( 

Anmerkung: 

Di«  Bestimnnini»  des  §  4M3  b«>sn«rt.  daß  di»  Aufri  chnnnif  einer 
Ford€ruu>{  i?egen  den  Qemeinschuldntr  mit  einer  an  ihn  zu  zahlenden 
Forderung  ausgeschlusaen  ist :  es  kann  also  nicht  ein  Gläubiger  des  Ge- 
meinschuldners  seino  Hefriedignntr  in  der  Wiisc  bowirkpn,  daß  er  zum 
Entgelt  seiner  Funk-ruug  einen  Anspruch  erwirbt,  di-n  tlt  r  Gcmeinschuldner 
gegen  einen  anderen  hat.  Ein  solcher  Austausch  von  Fordorungen  ?.wisdieii 
Gläubigern  und  Schuldnern  des  (lenicinschuldners  ist  nach  Konkurseröffnung 
nicht  zulässig,  vielmehr  muß  der  Gläubiger  seine  Forderung  anmelden, 
während  der  Schuldner  an  die  Konkursmasse  zu  Bahlen  hat.  Die  A.a8- 
nahme  dieser  Regel  statuiert  der  folgende  §  494. 

§  4^4  .Wenn  die  eine  und  dieselbe  Person  Gläubiger  und  Schuldner 
ist,  ist  eine  Aufrechnung  der  Forderung  mit  der  Schuld  in  voller  Hdhe  des 
einen  Betrages  gegen  den  andern  zulässig." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Vonnssetsnngen  fflr  die  dnrcb  den  §  494  sngelassene  Anf- 

fschnung  sind  nach  dor  stfindigin  Judikatur  dos  Senats: 

a)  Vereinigung  von  Forderontf  und  «Schuld  in  einer  und  derselben 
Person,  die  nicht  von  vornherein  vortuuiden  sn  sein  braneht,  vielmehr  kann 
derjenige,  der  dem  Gemeinschuldner  etwas  verschuldet  mit  einer  Forderung 
aufrechnen,  die  er  von  einem  üiiUibiger  des  Qemeinschuldners  erworben 
bat,  nur  mnfi  dieser  Brwerbi  jedenfalls  vor  Konknrs» 
eröffnun^^  sieh  vullzü>ren  haben;  eine  nach  Konkurseröffnung 
enrorliene  Forderung  gegen  den  Gemeinschuldner  ist  zur  Aufrechnung  mit 
einer  Pordemng  desselben  ungeeignet  füradgkiVoto  1  sn  diesem  Paragraph 
und  Note 3 ÄU  Art. 586, 587 (§§498, 494) uro  n  rebner  und  Dohroicol.ski 
Ko.  ÖÖ6.  &57,  S.  32Ü).  Dajß  der  Erwerb  einer  Forderung  zur  Aufrechnung 
selbst  vor  KonkurseHlffniing  unter  gewissen  ümsttoden  anfechtbar  is^ 
z.  B  der  Erwerb  durch  einen  Verwandten  des  Genieinschuldners.  zu  einer 
Zeit,  als  dieser  faktisch  schon  insolvent  war  u.  dergl.,  ist  selbstverständlich. 

b)  Beide  nur  Vemehnnng  stehende  Porderungen  mflssen  gleichartig 
und  fällig  sein;  ist  die  eine  vun  ihnen  zur  Zeit  der  Aufrechnung  noch 
gamicht  fällig,  oder  ist  sie  nicht  gleichartig  mit  der  anderen  (z.  B.  die 
eine  Forderung  ist  auf  die  Zahlung  eines  (Mdbetrages,  die  anderere  auf 
die  Leistung  eines  bestimmten  Gegenstandes  gerichtet)  so  ist  eine  Auf- 
rechnung ausgeschlossen  (Bardski  a.a.O.  Note  3,  Grebner  und 
Dubrowolakf  No.  558). 

c)  Beide  Forderungen  müssen  liquide  sein,  d.  h.  ihrem  Grunde  und 
Betrage  nach  feststehen.  Daß  Uber  die  aufzurechnende  Forderung  ein  Prozeß 
schwebt,  hindert  die  Aufrechnung  nicht:  durch  den  Prozeß  gewinnt  die 
Forderung  nur  die  Eigenschaft  einer  bestrittenen,  sie  büßt  aber  dadurch 
ihre  vorhandene  Liquidität  nicht  ein  (a.  a.  0.).  Dieses  brlnft  die  angeführte 
8enatsentacheidong  bei  Grebner  und  Dohroteolski  No.  558  ziemlich 
müclar  zum  Ausdruck. 

d)  Zur  Aufrechnung  berechtigt  nicht  nur  eine  Konkursforderung  der 
ersten  Art  (§  488),  sondern  auch  jede  andere  Konkursforderung.  Doch 
ist  hier  die  Senatspraxis  schwankend.  Während  die  Entscheidung  bei 
Bardski  a  a  0.  Note  2  dies  annimmt,  betonen  die  Entscheidungen  bei 
Grebner  und  Dobrutoolski  No.  556,  558,  daß  nur  Konkursforderungen 
der  eraten  Art  zur  Aufrechnung  berechtigen,  ein  triftiger  Grund  wird 
indessen  fOr  diese  Ansicht  nicht  angegeben.  Diese  Ansteht  widerspricht 
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aber  den  Ofandiats  der  Anfreehnimg  «iifierhalb  des  KonkarsTerfahrens,  wo 

•Im  die  Forderungen  einer  Klassifizierung  nicht  nntorworfen  werden  (cf.  Anm.  2). 

2.  Sind  die  Bedin£rnnG:pn  für  die  Aufiochnuni^  vorbanden,  so  vollzieht 
sich  dit'iJL'lbtj  außerhalb  des  Konkurses,  d.  h  der  imfrechiu'ndt'  liläubiger 
braucht  seine  Pordemilg  zum  Konkurtse  gar  nicht  an /u  melden, 
hat  er  sie  aber  anjremeldit.  dann  wird  die  Aufrechnung  im  Rahmen  des 
Konkursverfahrens  bewirkt  \Bardski  a.  a  O  Note  3  und  ö.  G rebner 
und  Dobroioolaki  No.  561,  S.  326).  Entst«  )it  Streit  über  die  Zulässigkeit 
der  AufriM^^ntitv'  muß  natürlich  eine  gericlitliche  P^ntscheidung  im  Wege 
der  Klage  hcrijcigeführt  werden  ^Grebner  und  Dobrotcolski  No.  560 
S.  3S4).  Die  gleiche  Norm  der  Aufrechnung  im  Rahmen  dee  Konkurs- 
verfahrens hat  der  Senat  für  die  Aufrechnung  aufg:estellt.  welche  eine 
Kreditanstalt  wegen  ihrer  nicht  durch  Pfand  gesicherten  Forderung  mit 
dem  anamsahleninn  Mitglieds-  oder  QenossenseliaftoanteU  eines  in  Konkurs 
geratenen  Hitglieds  vornimmt  {Bardski  a.  a.  0.  Note  6). 

3.  Hinsichtlich  der  Kredirj'  -^'Hschaften  auf  Qegenseitigkeit  nimmt 
der  Senat  an,  daß  die  (iescllschaft  wugen  ihrer  Forderung  gegen  ein  in 
Konkurs  gerathenes  Mitglied  mit  dessen  MitgHedsbflitmg  oder  dem  ihm 
zustehenden  Geschäftsanteil  nicht  eigenmächtig  vorrechnen  darf,  es  müssen 
vielmehr  Forderung  und  Guthaben  zum  Konkurse  angemeldet  werden,  und  nur 
die  K^mkursrenraJtnng  kann  die  Aufrechnung  bewirken  (a.  a.  0.  Note  1  und  8). 

§  49Ö.  yWenn  aus  einem  von  mehreren  Personen  g&meiuäam  unter- 
ichriebeiien  oder  Indossierten  Wechsel,  welefae  Personen  demnftofast  In  Z8hlnng9> 
mfXhlgkeit  geraten  sind,  ein  und  derselbe  Wechselinhaber,  der  an  den 

verschiedenen  Massen  derselben  beteiligt  ist,  stt  diesen  seine  Forderung 
anmeldet,  m  hut  er  das  Recht,  wenn  er  aus  der  ersten  Masse  einen  gleichen 
Teil  wie  die  übrigen  Gläubiger  erhält,  aus  der  zweiten  und  allen  folgenden 
Berichtigung  bis  zu  seiner  vollen  Befriedigung  auch  in  Höhe  der  Zinsen  bis 
cum  Tage  der  Eröffnung  des  Konlcurses  zu  verlangen.  Zu  diesem  Zwecke 
vermerkt  jede  Konknrsreiwaltnng  die  ihm  geaahlte  Quote  nach  lUflgabe  der 
Zahlung  auf  dem  Wechsel;  nach  ToUstlndiger  Betiohtlgu]^  verbleibt  der 
Wechsel  nebet  Protesturkunde  bei  det;)enigwi  Konkursverwaltmig,  welche  die 
letzte  Zahlung  geleistet  hat." 

§  A\W>.  .Bei  Prüfung  der  Fordeningen,  bei  ihrer  Vergleichung  mit  den 
Büchern  und  S'  Imften  und  bei  ihrer  Einteilung  nach  den  Arten  litüt  die 
Konkursverwaitung  die  Gläubiger  oder  deren  Bevollmächtigte  zur  Teilnahme 
an  der  Sitzung  zu,  hört  ihre  Erklärungen  und  Beweismittel  an  und  trifft 
nach  denselben  Ihre  Entscheidungen  nach  Stirnrnrnimehrheil'* 

Anmerkung: 

Dir  Prüfling  und  Klassifizierung  der  Konkursforderungen  durch  die 
Konkurs  Verwaltung  geschiebt  zwar  nach  ^  496  in  Anwesenheit  der 
Olittblger  —  geladen  aber  werden  sie  hiersn  nicht  fO-rebnitr  vaA 
Dobrotcolski  No.  562  S.  327l  Es  luuß  sich  also  jeder  Gläubiger  nach 
den  Sitznngstagen  der  Konkursverwaltung  und  darnach,  wann  die  Prüfung 
der  Forderungen  stattfindet,  erkundigen. 

§  497.  „Diese  Entscheidungen  \^  4*M>*  werden  in  ikfichiüssen  nieder- 
gel^,  von  welchen  nach  ihrer  Uutcrzexcimuug  beglaubigte  AbschriiLuu  den 
CHIaUgeiii  «ttsllt  wefden.* 
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Anmerknng: 

Dio  liier  linpcordiiet«  Erteilung  einer  Beschlußansfertigung  über  das 
Ergebnis  der  Prüfung  einer  jeden  Forderung  ist  für  die  Beschwerdefrist 
von  wesentlicher  Bedeutung  (§  6011  Es  ist  auch  die  Anm.  1  zu  r>01  zu 
vtTjxlcirhcn  Die  ZustcUunix  •l*-''  Bcschiubsi-s  erfolgt  mit  rechtsverbindlicher 
Wirkung  nach  der  zu  den  Konkursakten  angezeigten  Adiesw  de«  Gl&abigen 
(G  rebner  und  Dobrotcolski  No,  664). 

§  ,FUr  Forderungen  der  ersten  Art,  die  von  der  Konkursverwaltong 
anerkniint  sind,  iet  aaf  die  ürkimden  der  Vennerk  sn  setsen:  anerkannt 
and  sn  dem  Konkurse  N,  N.  anm  Betrage  von  so  and  so 
viel  zugelassen." 

5;  ,Bei  Forderungen  der  zweiten   und  dritttn  Art  werdrn  die 

Dokumente  den  Gläubigem  zurückgegeben,  und  in  düui  Beschluß  (§  4!)7) 
werden  die  Gründe  dargelegt,  ans  denen  die  einen  von  den  Forderungen  als 
sweUelbaffer  ^  anderen  als  nngttitig  angeselwn  werdm,  und  es  wird  Urnen 
anbeimgegeben,  ilire  Rechte  Tor  Gericht  (|  384)  in  der  bestimmten  Ordnung 
zu  beweisen.'' 

§  öOO.  .Wenn  tiiie  Fortlerunp:  zum  Teil  als  niistrpititj  anorkaiuit,  zum 
anderen  Teil  aber  ab  zweifelhaft  oder  ungültig  erklärt  wird,  so  wird  der 
unstreitige  Teil  durch  den  im  §  498  angegebenen  Vermerk  bezeichnet,  und 
das  Dokument  wird  mit  diesem  Vermerk  dem  Gläubiger  zurttckgegeben, 
im  Beschlnsse  ab«r  werden  die  Grflnde  fflr  diesen  ünterscliied  in  der 
Forderung  angeführt.' 

§  501.  „Gp^ph  die  ?)» lihlssf'  der  Konkursverwaltung  können  die 
Glänhi^tT  Beschwerde  au  lias  (Ji  iieht  .S84>  frhebeTi  jedoch  nicht  sp:\t«r 
als  nach  Ablauf  von  sieben  Tagen  von  der  Erteilung  der  Abschritt  des 
BeseblQSBes  an  rie." 

n  m  e  r  k  11  n  g  e  n : 

1.  Trotz  der  Fassung  \,,nicbt  später  als  .  .  .  dieser  Bcstiuuuung, 
weldie  sn  der  Annalnne  Anlaß  gibt,  dafi  die  Beschweide  schon  vor 

ZustcUunir  der  nach  §  497  zu  erteilenden  AuMfertiirunL'  des  Bcschliis.s<s 
eingelegt  werden  kann,  nimmt  doch  der  Senat  —  bei  G rebner  und 
Dohrotoolski  No.  668  S.  337  —  an,  daß  der  Ijanf  der  siebentägigen 
BeS(  liwerdefrist  mit  der  Erteilung  dieser  Bes(hhißausfertigung  und  nicht  mit 
der  Yerkündung  beginnt,  daß  also  die  Beschwerde  vorher  wirkungslos  ist. 

2.  Von  Amts  wegen  darf  das  Gericht,  dem  die  Konkursyerwaltung 
unterstellt  ist,  die  Beschlüsse  derselben  über  ''i  r-itellunt:  und  Klassitizit  rnng 
der  Forderungen  einer  Prüfung  nicht  unterziehen,  das  kann  es  nur,  anf 
Anrufen  heteiugter  Glftabiger  f9ar<l«Ai  Note  1  m  Art.  594     öOl  i  ÜFO). 

Die  hier  bestimmte  siebentäcri^e  BeS(  hwerdefri.st  gilt  nur  für  die 
Beschlüsse  der  Konkorsverwaltan^  im  kaufmännischen  Konkurs- 
Terfahren:  im  nichtkanfm&nniicben  KonirarsTerfahren  findet  die 
Beschwerdefrist  von  vierzehn  Tagen  des  Art.  7^  der  CivilproseBordnong 
Anwendung  (a.  a.  0.  Note  2). 

4.  die  Bntscheidnngen  des  Gerichts  ist  weitere  Beschwerde 
an  den  Appellalionsgericlitslidf  und  geiren  dessen  EnfselieidnnLien.  im  Falle 
einer  Qesetzesverletzung,  au  den  öenat  ^Kassationsdepartement)  in  Uemäliheit 
der  Bestimmungen  der  Artikel  790  ff.  CPO  znlSssig  (a.  a.  0.  Note  3  und  18). 

5.  wahrend  die  Beschwerde  ^^emäß  Art.  7^5  CTO  .dien  .\nm  .3) 
nach  g^tzlicher  Vorschrift  (a.  a.  6.  Art.  784)  bei  derjenigen  Instanz 
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einzureichen  ist,  welche  die  augeiuchtene  Entächeidong  erlassen  hat,  ist 
diese  FomiTorseliilft  im  $  601  nieht  enthalten.    Ans  diesem  Umstand 

folgert  Ii  r  S  i[  tt  in  ciiKr  Entscheidung  vom  r?  Marz  18^)4  No.  'Vy9  —  bei 
Grebner  and  Dobrowolski  No.  ä69  331  f.  —  daß  die  Beschwerde 
ans  §  601  nnnüttetbar  bd  dem  Beschwerdegerieht  efaigerdeht  werden  kann. 
Bardski  a.a.O.  Note  4  tiilt  »iru'  Entscheidung  pro  1877  No.  2()9) 
entgegengesetzten  Inhalts  mit,  wonach  auch  die  Beschwerde  aas  §  601  bei 
der  Ronkarsverwaltung  einzureichen  ist. 

6.  Die  siebent&glge  Frist  de.s  i')i)l  ist  gewahrt,  wenn  die  Beschwerde 
innerhalb    derselben    am    Wohnort    des    Glllnbigers    zur  Post 

Segeben  ist.  Der  Senat  folgert  dies  aus  der  außergewöhnlichen  Kürze 
•r  Frist  und  in  der  Erwägung,  daß  andernfalls  für  üläabigttTf  die  weit 
vom  Orte,  wo  das  Oerifht  sich  befiiulet,  entfernt,  oder  im  Auslände 
wohnen,  die  Frist  garnieht  gewahrt  werden  könnte  {Or ebner  und 
Dobrotcolski  No.  567  S.  831). 

7.  Das  Beschwerderecht  gegen  den  Bischluü  der  Konknrsverwaltung 
bleibt  dem  Gläubiger  auch  dann,  wenn  die  Uläubigerversammlung  den 
Beaehlnfi  der  Ronkarsverwaltung  genehmigt  (a.  a.  0.  Note  10  und  13). 

8.  Die  Beschlösse  der  Konkursvorwaltunp  mit  der  Hesehwerde 
anfechten  kann  nicht  nur  der  durch  den  Beschluß  betroffene  Gläubiger, 
sondern  aseh  jeder  andere  Olftnbiger  nnd  der  Sohnldn«r,  wenn  sie  s.  B. 
mit  der  Festsetzung  einer  I''i)rderun}i  oder  ihrer  Einreihnng  in  die  erste 
Art  nicht  zufrieden  sind.  In  diesem  Falle  beginnt  aber  lilr  die  anderen 
Gläubiger  und  den  Schuldner  dfe  Besc^erdemst  nicht  mit  der  Znstellnng 
des  Beschlusses  an  den  Gläul)ii?er.  dessen  Forderung  f*  tu'  tzt  ist,  sondern 
mit  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  sie  von  der  Festsetzung  Kenntnis  erlangt 
haben,  spätestens  jedoch  mit  dem  Zeitpunkt  der  Schlnßversammlung  der 
Gläubiger,  denn  in  dieser  Versammlung  muß  jeder  Gläubiger  erfahren 
haben,  welche  Forderungen  festgesetzt  sind  (a.a.O.  Note  11,  Grebner 
und  Dobrotoolski  ?»o.  568,  S.  331). 

rierter  Abselialtk 

Die  Absebfttsnng  des  Vermögens  und  die  Anberanmnng 

eines  Verkaalstermins. 

§  602.  ,Die  Konknrsverwaltung  hat  dafür  zu  sorgen,  daB  für  alle  Ver- 
mögensstücke des  Zahlungsunfähigen  eine  Taxe  aufgenommen  wird,  welche 
dem  wahren  Preise,  sn  dem  sie  verkauft  werden  können,  am  nächsten  kommt' 

Anmerkung. 

Den  Stidtiscben  9lfentliehen  Baaken  ist  die  Befugnis  eingerimnt,  die 

bei  ihnen  verpfändettm  Objekte  im  Falle  der  nicht  rcrhtzeitigen  Einlösung 
selbständiK  zu  verkaufen,  ohne  sich  dieserhalb  ans  Gericht  wenden  zn 
mflssen  (KreditgeseU  Abt.  XI.  Art.  III,  128,  144  ff.).  Dieses  Becbt  geht 
auch,  falls  über  das  Vcnnöiren  einer  solchen  Bank  das  Ktinkursverfahren 
erüffinet  ist,  auf  die  Koukursverwaltung  Aber  (Bardski  Note  4  za 
Art.  695     502)  UPO;. 

FttDfter  Abschnitt. 

Die  Anfstellnng  der  Gesamtberechnnng  and  des 
Verteilungsplancs. 

i;  .^03.    „Aus  den  Büchern  und  Schriften  d<  s  Z  ahlungsunfähigen,  aus 
•einen  eidlichen  Aussagen,  aus  der  Vernehmung  seiner  Angestellten  423, 
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484,  426)  kaiiii  die  KoDkotsverwaltinig  yorher  mit  ZvTciliwigkeit  sowohl 
die  Zahl  seiner  Gläubiger  all  avdi  die  Höbe  und  Eigenschaft  seiner  Schnldeii 

ermitteln.  Wenn  sie  dementsprechend  siebt,  daß  der  größere  Teil  der 
Fordemnjjcn  dnrcb  die  vorgelegen  Urlcunden  scbon  klargestellt  ist,  und  \on 
dem  Übrigen  Tuil  derselben  nadi  dtn  eingezogenen  Erkundigungen  zuverlässig, 
vor  der  Meldung  der  Gläubiger,  jede  nach  ihrer  Art  eingestellt  werden  kann 
(g  487),  so  schreitet  sie,  ohne  den  to11«i  Ablanf  dtf  Fristen  absuwarten,  nr 
Anfstellnng  Mner  Gesamtbereehnnng  and  mm  Vorschlag  der  Dedcnngsiiaote.* 

A  n  in  e  r  k  n  n  p : 

Vr'fthrend  die  BesUmmangen  der      487  ff.  die  Konkorsiordernnffen 
im  eigentlichen  81nne  hefflelcnehtigen  nnd  eine  KlandUxieiinig  derselben 

nach  der  Art  ilins  prozessualen  Wertes  (ob  unstreitig,  streitig  oder  rechls- 
nnwirksam)  bezwecken  nnd  nur  eine  Vorbereitung  für  den  demnächst 
anfxnstell^den  Verteilnngsplan  darstellen,  geVen  die  Torschriften  des 
Ä.  Abschnitt!^  503 — oll  —  die  ^omun  für  ilic  Aufstellung  des 
Ycrteilungsplanes  selbst,  der  Bangordnung,  nach  welcher  die  Befriedigung 
der  Gläubiger  erfolgen  soll. 

§  004.    „Die  Gesamtaafstellung  mul>  cuthalten: 

1.  die  Angabe  der  Fordemngen  unter  länteünng  derselben  nach  den  Arten ; 

2.  die  Angahe  der  VermOgensmasie,  wie:  a)  der  baren  Qeldh^aAge; 
b)  des  noch  nicht  verkanften  bewegliche!)  und  unbeweglichen  VermOgena 
unter  Bezeichnung  (Ics  nngcf^hren  Wertes  desselhen;  c)  der  gegen  dritte 
Personen  ausstehenden  Fordern iigfri.'' 

8  ö<)5.  „Bei  Aufstellung  der  Berechnung  der  i-urdcrungen  behufs  ihrer 
Deckung  werden  diejenigen  von  ilinen,  die  nach  ihren  Urkunden  al&  ungültig 
erkiftrt  sind,  in  die  Berechnung  nicht  anfgenommen;  alsdann  werden  alle 
ttbrigen  Forderungen  in  folgäide  vier  Rangklassen  eingeteilt: 

1.  Forderungen,  die  voll  zur  Hebung  kommen  ; 

2  Fordonitigon,  die  mrh  Vprhilltnis  zur  Hebung  kommen; 

3  Streitige  odtr  zweifelhafte  Forderungen,  die  gerichtlicher  £nt> 
Scheidung  unterliegen; 

4.  Forderangen,  welche  im  Falle  des  Yerhldhens  eines  Restes  nach 
Yoller  Befriedigung  der  drei  vorhergehenden  Rangklassen  aar  Hebung  kommen.* 

A  n  m  e  r  k  u  n  g  : 

Bei  der  Einordnung  der  einzelnen  Forderungen  in  die  Rangklassen 
muß  beim  Vorhandensein  ▼ollstreckbarer  Schuldtitel  auf  den  Orund  der 

durch  sie  präsenti(  rteii  Forderungen  zurückgegangen  werden,  da  der  Grund 
der  Forderung  für  ihre  Ötellung  in  der  Rangordnung  des  Verteilungsplanes 
maßgebend  ist  [Bardski  Note  2  zu  Art.  598      50ö>  HPO). 

5(36.  ,Zu  den  Forderungen  der  ersten  Rangklasse  werden  gezählt: 
1.  Kirchengelder,  welche,  wie  in  Ziffer  7  des  §  488  angegeben  ist,  vom 
ZahlnngsunfiUiigen  für  seine  eigenen  Bedürfnisse  verausgabt  sind,  und  in  den 
Kirchenbttdiem  als  Fehlbetrag  fOr  ihn  eingetragen  stehen.    Diese  Gelder 

werden  der  Kirche,  welcher  sie  g»  hören,  zurückgewährt; 

2  T^iirkstände  an  ^t;i;iili(  hen  Steuern.  Zöllen  und  Stantsabgaben  nebst 
den  davon  zustehenden  Zinsen  und  Strafgeldern,  ebenso  auch  die  Forderongen 
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der  Abteilung  der  Staatsbank  von  Odessa,  welche  vor  Publikation  des  Gesetzes 
Yom  3.  Jairaur  1888  entstand^  sind,  wie  auch  die  Forderangen  des  früheren 
Astrachaaer  Comptoin  d«r  Commenbaiik,  bis  an  ihier  endgfllligeD  Bettrahnng; 

8.  Fordenuigen,  die  durch  Pfand  oder  Pfandverschreibung  gesichert 
sind.  Diese  werden  durch  Verkauf  und  Einlösung  des  verpfändeten  Ver- 
mögensgegenstandes, snfcni  er  der  EinUisuug  uiiterlic£rt.  voll  gedeckt; 

4.  Kapitalien  Miniierjähriger,  welche  der  Zablung^uufähige  in  seiner 
Eigenschaft  als  Eltemteil  oder  Vormiuid  in  Verwaltung  gehabt  und  nur 
Verwendung  in  seine  Oeaeh&fte  oder  seinen  Oeiebftftsbetrieb  genommen  hat; 

d.  Gehllter  nnd  LBline,  welche  den  hliiaUchen  Bedienst^en  nnd  Arbeitern 
für  sechs  Monate  anstehen,  wenn  es  sich  ergibt,  daß  sie  keino  Zahlung'  erhielten. 
Im  Ubrif^en  aber  werden  sie  wie  andere  nach  Verhältnis  befriediiit ; 

0.  die  Forderungen  der  Lieferanten  von  Lebensmitteln  für  di-n  Haus- 
bedarf, und  zwar  der  Bäcker,  Fleischer  und  ähnlicher  Lieferanten  —  für  die 
verflosBeMtt  vier  Monate; 

7.  die  Fordeningen  der  Qaatbansbesitier  fttr  Wohnung  nnd  Tlsdi- 
bedürfnisse  —  für  sechs  Monate. 

8.  die  den  Maurern  und  Arbeitern  für  Bauarbeiten  nicht  bezahlten  Beträge; 
*.l  Fraclittrolder  sowohl  auf  dem  Wasserwege  als  auch  auf  den  Landwegen : 
10.  die  Bürtieumaklem  und  -Arbeitern  zustehende  üebfihr  für  das  eine 

letzte  Jahr,  des  Verwalters  und  der  Kuratoren  nnd  überhaupt  die  Auhgaben 
fOr  das  Konkarsverfahren  als:  für  den  Unterhalt  der  Kanäle!,  fOr  die 
KanaleibedOrinisse,  für  Miete  und  Beheiaung  der  Rftume  u.  &.;  ebenso  aneh 
der  Betrag  der.8tempelabgabe  fUr  Klagen,  die  von  den  KonkursTerwaltungen 
oder  gegen  sie  erhoben  sind,  und  die  bestehenden  Postgebfihren  iar  Über- 
sendung der  Korrespondenzen  der  Konkursverwaltungen.''  (54) 

A  n  m  e  r  k  n  n  tr  f  n : 

1.  Die  Gläubiger  einer  dem  Ueuiciuschuldner  angefalleneu  ErbtKrhaft 
nehmen  am  Konkurse  nicht  teil,  yetgt  hierOber  Note  5  sn  §  406. 

•2.  Zu  Ziff«  r  1  Zu  den  Kirrhengeldeni  sin.l  naeh  41H,  984,  985 
Civilkod.  auch  Scheukungeu  und  milde  Gaben  an  die  Kirche,  sofern  sie 
schon  in  das  Eigentnni  der  Kirche  flbergegangen  sind,  su  rechnen  (O rebner 
und  Dobt  owoUki  No.  578  8.  333).  Im  flbrigen  ist  Anm.  7  zn  $  488 
zu  vergleicheu. 

3.  Zu  Ziffer  8.    Auch  Komninnalabgaben  haben  die  Natur  von 

staatlichen  (Gt'cfnwr  nnd  J)>>h i  <> wolaki  No.  574). 

\.  7a\  Ziffer  H.  ai  ( irundabgaben  (staatliche  wi(  landscliaftliche) 
haben  dingliehen  ('harakttr  gleich  einer  durch  Pfand  gesicherten  Forderung 
(G  rebner  und  Dobrowolski  Xo.  532,  533,  Bardski'Noie  3  xU  Art.  680 
i§  487)  HPO,  Note  1  zu  dieser  Ziffer). 

b)  Nach  g§  1667  ff.  Civilkodex  ist  fUr  die  Verpfändung  von  beweg- 
liebem  Vermögen  die  notarielle  oder  schriftliche  Form  vorgeschrieben,  die 
I'fandstUckc  müssen  unter  Zuziehung  von  Zeugen  einzeln  genau  aufgeführt 
und  mit  Siegeln  der  Zeugen  Ubergeben  werden  usw.  Die  Ni(;htbeobachtttQg 
dieser  Formvorscbriften  hat  zwar  nicht  die  Reehtsunwirksamkeit  des 
fi.  schuf ts  zur  Folge,  entzieht  aber  dem  Pfand  den  dinglichen  Charakter 
und  damit  das  vorxugsweis«*  Befriedicnngsreeht  im  Runkurse  (a.  a.  0.  Nute  1 
zu  dieser  Ziffer,  cf.  auch  Anui.  2  zu  §  41K)). 
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c)  Die  Befriedigung  des  Pfandgläubigers  aus  dem  PiaDde  erfolgt 
außerhalb  des  KonkursverfidireDS,  die  durch  Pfand  gesicherte  Forderung 
braucht  zum  Konkurse  nicht  angemeldet  zu  werden  (».  A.  0.  ITote  8). 

ö.  Zu  Ziffer  4,  cf.  Anm.  2  zu  §  466. 

6.  Zu  Ziffer  ö.  Unter  den  Arbeitern  im  Sinne  dieser  Ziffer  sind 
häusliche  Arbeiter  zu  verstehen,  nicht  z.  B.  Schiffsarbeiter  (a.  a.  0.  zu 
dieser  Ziffer).  Hierher  gehören  auch  nicht  im  Geschäfte  des  Gemein- 
schuldners angestellte  Handlungsgehilfen  und  dergl.  Personen  {Gr ebner 
and  Dobroicolski  No.  576). 

7.  Zu  Ziffer  9a).  Die  hier  bezeichneten  Frachtgelder  sind  im  engsten 
Sinne  zu  verstehen;  zu  den  Frachtgeldern  gehören  demgemäß  nicht  z.  B. 
Bngsiergelder,  die  darin  etw»  aiit1»egriffen  sind  {Qrebner  und  Dobr»" 
Ufolski  No.  581). 

b)  iSind  für  die  Frachtgelder  Wechsel  oder  andere  Schuldscheine 
ausgestellt,  so  genießen  diese  als  Forderungen  aus  Wechseln  und  Schuld- 
sch(>inen  kein  vorzngsweises  Befriedignngsrecbl  (a.  a.  0.  No.  ö79  Bardski 
zu  dieser  Ziffer). 

8.  Zu  Ziffer  10.  Der  den  Börsenarbeitem  zustehende  Lohn  für  das 
lotztt  Jahr  i.st  aurh  «lami  voll  zu  zahlen,  wenn  d\o  Börsenarbeiter  nicht 
einzeln,  soinlern  in  der  Artelvereinigung  dio  Arbtiten  verrichtet  haben. 
(Nach  S§  können  sich  nämlich  die  Arbeiter  zu  Börsenartels 
vereinigen  zur  Besorgung  von  aller  Art  .\ib<'iten  und  Geschäften  Die 
persönliche  Dienstleistung  des  Arbeiters,  das  Motiv  der  BesUmmuag  der 
Ziffer  Kl  blcibr  auch  in  der  Artclvereinignng  dM  Entscheidende  {&re$ner 
und  Dobrowolski  No  58:?  S  :VM). 

U.  In  dem  Abs.  2  der  Zificr  10  sind  die  eigentlichen  Hassoschuldca 
snsammengcfaüt. 

10.  Su  inpclgebühren  in  Prozeßsadicn  hat  die  KnnkürsvorwHlttin«?  nur 
dann  zu  zalilen,  wenn  sie  Prozesse  iührt;  im  übrigen  ist  da.^  uanze 
Konkursverfahren  einschließlich  der  (Jesuche.  Antrl^pe  usw.  der  Gläubi^t  r 
gebühren  - nnd  stompelfrei  (Art.  61  des  Abgabeng^tses  —  Swod 
Sakonoto  Band  Y  Ausg.  18i)3). 

%  507.  «Diese  Forderungen  (§  5(X))  werden  aus  den  ersten  in  die  Ver> 
fttgong  der  Konknrsrerwaltnng  gelangenden  Beträgen  gedeckt  Wenn  das 
Yennögra  zor  Tollm  Deckung  der  Fordoningen  dieser  Rangklasae  nicht  aus- 
reicht, so  werden  hicrron  die  Kirciiengelder  voll,  die  anderen  nach  Ver- 
hältniszahlen gedeclct.'' 

Anmerkung: 

Die  Bestimmnng  des  §  507  gibt  bei  nnsornehender  Hasse  den 

Kirchengcldcrn  dcd  X'orziig  vor  allen  anderen  Forderungen  di.s  r)Of>. 
weiche  letztere  nach  Verhältnis  befriedigt  werden.  Forderungen  aber  aus 
Verbindliehkeiten  der  Konknrsverwaltang  selbst,  ebenso  durch  Pfand  ge* 
sicherte  Forderungen  fallen  nicht  unt4?r  diese  B<  stiinmnnt: ;  diese  Forde- 
rungen werden  vorweg  gedeckt  and  zwar  außerhalb  des  Konlcurses 
{Bardski  Note  zu  Ziffer  10,  §  506  und  zu  b^YJ.  cf.  oben  Anm.  4c 
ni  §  506).  (55) 

r>f)8.  .Zu  den  Forderun L'fii  dt-r  zweiten  Rangklassr  weidtii  die 
staatliclieu  und  privaten  Fordi-runiriii.  die  als  uustreitige  aiierkfum!  sind, 
mit  Ausnahme  der  im  §  biHi  bezeichneten  gezählt.  Bei  Festtjetzuug  ihrer 
qnotenm&ßigen  Deckung  werden  zu  denjenigen  Ton  ihnen,  für  welche  im 
Laufe  des  letiten  Jahres  Zinsen  nicht  gezahlt  wurden,  solche  Tom  Tage  der 
Fllligkeit  bis  snr  BrStfnnng  des  Konkones  zugeschlagen.  Zu  dieser  Rang* 
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klaäse  sind  auch  die  uicht  bezählten  Forderungen  der  Handwerker  für  dem 
Zahlungsunfähigen  gelieferte  HMudMdarfsgcgenttftiide  fttr  den  Fall  sa  reebnen, 
dafi  ne  sich  nicht  dasn  Teratdien,  dieee  Oegeattftnde  ala  Bdriedigimg  xutttck« 
SDnehmen.* 

Anmerkungen; 

1.  Die  zw^te  Rangklame  der  FordeinnKen  des  §  508  nmfafit  die 

Konkursforderangen  im  t  i^cntlichcn  Sinne,  es  sind  dies  die  nach  §  488 
als  »unstreitig"  bezeichneten  Forderungen  der  ersten  Art. 

2.  Auch  die  als  Konventionalstrafe  wegen  mangelnder  Vertrags- 
erfüllung vereinbarten  terminlichen  Leistungen  und  Zinsen  kdnnen  —  wie 
Zinsen  Oberhaupt  —  nur  bis  zum  Tacrc  der  KonkurserOSnong  bereclmet 
werden  {Bardski  Note  2  zu  diesem  Paragraphenj. 

§  50tf.   ,Za  den  Forderungen  der  dritten  Rangklasse  werden 

alle  diejenigen  gesftblt,  welche  nach  PrOfong  ihrer  Dokamente  sar  geriefat* 

Uehen  Austragung  überwiesen  sind.   Sie  werden  ans  dem  Yeneiehnis  nicht 

strichen,  ihre  Bericht itriint;  wird  aber  bis  zur  endgflltigen  Entscheidung 

durch  t):is  Oerirht  verschoben.    Wenn  der  Glätibipcr  sich  dem  Beschlüsse 

drr  Kunkursverwaltiiiig.  durch   welchen  die  von  ihm  an^iemeldete  Forderung 

als  der  gerichtlichen  Entscheidung  unterliegend  erklärt  wird,  unterwirft, 

edw  wenn  dieser  BesoUnft  durch  die  höhere  Instanz  hestttigt  wird,  so  muß 

er  sich  mit  seinor  Pcrdemng  an  das  xnstindige  Oeiicht  wmdMi,  nicht  später 

als  drei  Monate  vom  Tage  der  Mitteflnng  des  dicshesttglichen  endgültigen 

Beschlusses  an  ihn;  für  abwesende  Personen  aber  wird  zu  der  dreimonatige 

Frist  noch  eine  solche  nach  Wersten  bestimmte  lünzugerechnet." 

Anmerknngen: 

1.  Die  Rangklasse  umfaßt  die  streitigen  Forderungen  des  §  489. 

2.  Die  als  streitig  bezeichneten  Forderungen  müssen  im  W'egc  der 
Klage  vor  dem  ordentlichen  Gericht  zum  Austrag  gebracht  werden.  Zu- 
ständig für  diese  Klagen  ist  nicht  d  is  Konkursgericht,  sondern  es  bestimmt 
sich  die  örtliche  und  sachliche  Zustiinili^'keit  nach  den  allcomrinen  civil- 
prozessualen  Vorschriften  —  maßgebend  ist  hierbei  die  Höhe  des  btreit- 
werts.  die  Art  der  Forderung,  der  Wohnort  des  Sdmldners  usw.  {Gr ebner 
und  Do  b  f  otoolski  No.  587  S.  H40i.  Der  Klagegrund  jedoch  muß  derselbe 
sein,  wie  der  Anspruch  im  Konkurse  angemeldet  ist  (Bardski  Note  10 
xn  Art  6()2  (if  6()9)  HPO). 

3  Die  dreimonatige  Frist  zur  Erhebung  der  Klage  beginnt  mit  der 
Zustellung  des  Beschlusses,  durch  welchen  die  Forderung  als  streitige 
erklllrt  mrä,  an  den  OlAnbiger  (Sardski  a.  a.  0.  Note  8). 

I  TTat  der  Gläubitrcr  die  dreimonatige  Frist  verstreichen  lassen, 
ohne  Klage  zu  erheben,  so  geht  er  nicht  allein  des  Anspruchs  auf  Be- 
friedigung im  Kottkorse,  sondern  flberhaupt  seiner  ganzen  FOrdemng  ver- 
lustig, nnd  er  kann  sie  soUist  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens 
ancb  gegen  den  Schuldner  nicht  mehr  geltend  machen  (Bardski  a.  a.  0. 
5ote  1). 

f)  Der  Bürge  wird  dadurch.  da(3  der  Gläubiger  die  ilreimoiiatige 
Frist  fruchtlos  hat  verstreichen  lassen,  nur  in  Höhe  der  Konkursquote  von 
seiner  üaftverbindlichkeit  befreit,  im  übrigen  aber  bleibt  er  haften 
{Bardski  a.  a.  0.  Note  4,  Borowikowaki  Note  4  sn  §  1658  CiTÜ- 
kodex). 

§  .")iu.    „Zu  den  Forderungen  der  vierten  Kangklassc  werden 
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1.  Forderungen,  welche  innerhalb  der  durch  die  BekKrinlinachung  der 
Zahlungsunfähigkeit  bestimmten  Frist  nicht  angemeldet  wurden,  falls  hierbei 
nicht  bewiesen  wird,  d^B  dieae  FrifltTeninmnng  infolge  irgend  wdcber  nnfier- 
gewöhnlicher  Umstinde  nnvenneldlich.  war.  In  diceeni  letiteren  Falle  werden 
diese  Forderungen  der  zweiten  oder  dritten  Kategorie  zugezählt,  je  nachdem 
sie  nach  ihren  Dokumenten  als  luT^tnitipe  oder  strpitijre  erklärt  werden: 

2.  Forderungen  aus  Darlehtiüä«. huldscheinen,  welche  nach  ihrer  Aus- 
stellung innerhalb  der  von  den  Civilgesetzen  bestimmten  Fristen  nicht  be- 
glaubigt, and  nach  Ablauf  dieser  Fristen  im  Verlaafe  von  drei  Monaten  nicht 
Bttr  Beltreibnng  geteilt  worden  sind,  oder  wegen  deren  in  derselben  FtiA 
an  der  zust&ndigen  Stelle  keine  Anzeige  der  Nichtzahlung  erfolgt  war: 

;i  Forderungen  ans  \'erträgen.  die  innerhalb  eines  Jahres  nach  Fällige 
keit  ihrer  Erfüllung  zur  Ikitreibung  nicht  gestellt  sind ; 

4.  Forderuugen  aus  privatschriltlichen  Obligationen,  die  unter  Nicht- 
beobaditnng  der  die  Stempelgebflluwi  betreffiaidw  Vorschriften  Mtsgestellt  sind.* 

Anmerknngen: 

1.  Zu  Ziffer  1.  Die  Forderung,  deren  nichtfristgerechte  Anmeldung 
als  PTitsrhuldbar  anerkannt  wird,  muß  aber  wenigstens  vor  der  Schluß- 
ver.'jaiümlung  der  Gläubiger  angemeldet  sein,  da  andernfalls  eine  Be- 
friedigung im  Konkurs«  jedenfalls  aosgeseblossen  Ist  {Bardski  Note  8 
xn  Art.  (m  (i;  hm  HK»). 

2.  Zu  Zifler  2.  Eine  ganze  Reihe  von  Bestimmungen  hinsichtlich 
der  Befriedigung  von  Forderungen  im  Konkurse  enthält  das  IV.  Buch  des 
Civilkodex.    Die  wesentlichsten  sind  nachstehend  aufp  ftihrt: 

a)  Registrierte  i eingetragene)  Vertrage,  welche  »  in  .lahr  nach  Eintritt 
der  Fälligkeit  der  Verbindlichkeiten  aus  denselben,  und  vom  Schuldner 
unterschriebene  Rocluiunpen,  welrhi'  <i  Monate  narh  ihrt-r  Tnlerschrift 
nicht  eingeklagt  wcrclcii.  vorlienu  zwar  dadurch  ilire  Heihtbverbindlichkeit 
nicht,  sie  gehen  aber  des  Hechts  auf  gleiche  Befriedignng  im  Konkurse  des 
Seh  11  Iii  11  t  rs  wie  diejenigen  Verträge  und  Rechnungen  verlustig,  hinsichtlich 
weit  her  ilitisc  Vorschrift  beobachtet  ist.     lööl  Civilkodex. 

b)  Eine  Schuldverschreibung  unter  Verpfftndong  bewegttcben  Eigen- 
tums, welch*'  nirht  in  vorsi  hriff t^mäbiger  Form  zur  Eintragung  gebracht 
(notariell  registriert)  ist.  vtrlicri  im  Konkurse  da«  dingliche  Pfandrecht 
und  gelangt  hinter  allen  n'gistrierten  Forderungen  zur  Btfri«  tlignng 
r?*  ir)74  ;i.  ;i  (V).  Dii  s»  II«  ?•  >i  liulildokumentr  iiiüsssen  innerhalb  3  Monate 
imrh  ihrer  Fälligkeit  zur  Kiiikhis^ung  gebracht  uder  protestiert  werden, 
andernfalls  der  Gläubiger  im  Konkurse  hinsiehtlirh  der  tkfriedigung  den- 
jenigen nachsteht,  welche  diese  Yorschriit  erfttlU  haben  1677  a.  a.  O., 
cf.  auch  Anui  4  b  zu  §  ö<H5). 

c)  Darlebnsscbaldscheine  miiss<  n  liinnen  einer  Woche  nach  ihrer 
Tiitfrzeichnung  (wenn  der  TlarlthiiMn  liint  r  nichf  in  dor  St;nll  wohnt: 
binnen  2  Wochen)  zur  notariullm  Kintrugunj:  l'«  lir;u  lit  wi  nicn,  uiidemfalls 
der  OlliUbiger  im  Konkurse  der  Konventional/in^. n  und  des  gleichen  Be- 
friedigungsrechta  wie  die  anderen  Gläubiger  veclastig  gebt  2iXHi.  2039 
a.  a.  O  ). 

dl  Eine  Rechnung  mufl  innerhalb  6  Honati-  eingiklugt  oder  in  eine 

Sehn  Ith  .r.srhreibung  UTiiirfwanfU'lt  w«>rd»'n.  andernfalls  der  ( ;l;iul)ii:<'r  im 
Kunkurw  des  gleiche«  Ikfricdi^'ungsiechts  mit  denjeiiij^en  veriu&tig  geht, 
welche  dieser  Gesetzesvor^chrift  genügt  haben.  Dem  gleichen  Nachteil  sind 
Ol&ttbiger  unterworfen,  weiche  ihre  Forderung,  soweit  sie  nicht  bezahlt  ist, 
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innerhalb  M  Monate  nach  der  Füllipkcit  nie!it  eingekla^;!  oder  beim  Notar 
aur  Eintrutning  gebracht  (protestit  rt )  hiibcii  i§§  2046.  2047,  2056  a.a.O.). 

( )  Hinsicbtlich  der  Abtretungsurknnden.  welche  nicht  beglaubigt  sind, 
greifen  dio.selbcii  Bestimmangen  platz  wie  hiiisiclitlirh  rfcr  nirhtre|;istrii  rtt  n 
Darlehnbichuldbcheine  (oben  uiitt  r  c,  §  2003  a.  a.  0.).  Zu  a;  bis  c)  be- 
deutet die  nicht  gleiche  Befriedigung  wie  die  asdeien  Glftnbiger  die  Zu» 
Stillung  znr  4.  Rangklasfie  geiiiiili  sj  510  HP() 

f)  2\dch  der  Börstnurdiiung  der  8t.  Pcttrsburger  Üurse  müssen  die 
von  Maklern  ausgestellten  SchluÜscheine  binnen  3  Monaten  nach  ihrer 
Fiilli'/keit  beim  Börserinotar  zum  Protest  gebracht  werden,  andernfalls  sie 
im  l-alle  des  Konkurbos  des  Schuldners  der  vierten  Kaugklasse  gcmüB 
§  510  HPO  zugezählt  werden.  Art.  9Ö  der  Börsenordnung. 

3.  Zu  Ziffer  4.  Trifft  den  Glanbiger  kein  ^■  t  -  hiilden  au  der  Ver- 
letzung der  Stempelvorschnftcn.  unterliegt  i-r  aLuLi  nicht  dem  Nachteil 
aus  Ziffer  4  de.a  §  510,  denn  diese  Bestimmung  ist  fiskalischen  Charakters 
nnd  als  Strafbestimmiuig  »nbafaseeii  {Qreöner  nnd  Dobroieolaki 
No.  Ö98). 

4.  Der  Olftnblger  einer  fristgeredit  angemddeten  aber  der  vierten 

Raiitrklasse  ziigowipRonen  Forderung  kann  diese  nach  Beendigung  des 
Konkursverfahrens  gegen  den  Schuldner  geltend  machen,  wobei  die  An- 
meldung zum  Konkurse  (wie  Klageerhebiing)  die  VerilUurniig  uittflniclit 
<a.  a.  0.  Ho.  ti03  8.  254). 

Sechster  Abachvitl. 
Der  Beeehlnfi  der  Konkiirsverwaltung  über  die  Qrflnde 

der  Zahlungsunfähigkeit. 

"jll  ,Nach  Beendigung  aller  Ermittelungen  des  Vermiigens  und  der 
Forderungen  (ies  Zahlungsunfäbiuen  faür  die  Koakursverwaltung  ihren  Be- 
schlag über  die  Gründe  des  Vermögenbverfalls  und  führt  dieselben  nach  den 
oben  gegebenen  Vottehrilten  entweder  auf  eine  nnglflcklicfae  Z&hlungs- 
nnfiliigkdt^  oder  anf  einm  einfacben,  oder  aber  anf  betrttgUdien  Bankrott 
mrflck.' 

Anmerkungen : 

1.  Ist  eine  Konkursverwaltung  mangelü  einer  genügenden  Anzahl 
von  (iläubigern  nicht  eingesetzt  ({$  443).  so  liegt  die  BeBchlnßfassung  über 
die  Art  der  Zahlungsunfähigkeit  dem  üericbte  selbst  ob  {Barätki  Mote  1 
zu  Art.  ti04  (8  all)  lU'O). 

2.  Liegen  Anseieben  für  betrüglichen  Bankrott  vor,  so  bat  die 
KonkurfiV(>rwaltiing.  nelbst  wenn  der  S(  Imldner  ans  der  Haft  (gemäß  410) 
entlassen  war,  seine  W  iederverhaftung  zu  veranlassen  »u.  a.  Ü.  Note  2). 

3.  Mit  dem  Erlau  des  Beschlusses  gemäfi  §  511  ist  die  Aufgabe  der 
Kiitikiirsvenvaltung  nach  dirser  Richtung  erfüllt,  nnd  sie  kann  bei  dem 
weiteren  l'rozeliverfahren  über  die  Art  der  Zahlungsunfähigkeit  sich  nicht 
meltr  beteiligen  (a.  a.  0.  Note  5>. 

Siebenter  Abschnitt. 
Die  Bestimmung  der  Lage  de&  Zahlungsunfähigen  während 

des  schwebenden  Verfahrens. 

%  Ö12.  gWenn  die  Konkursverwaltung  die  Zahlungsunfähigkeit  als  eine 
anglBckliebe  erachtet,  kann  sie,  ohne  die  allgemeine  Ol&nbigerversammlnng 
abxnwarten,  die  Befreinng  des  Zablnngsnnfobigen  ans  der  Haft,  falls  er  sich 
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darin  betindet,  beschließen  und  dies  mit  Zustimiuuiig  des  zuständigen  GencbU 
(§  dSi)  zur  AasfOhrnng  bringen. * 

Anmerkong: 

Der  Beschluß  der  Konlairsvf  rwaltunjr  über  Entlassung  des  Schuldners 
aus  der  Haft  wird  auch  dem  Geiicht  vor  Einberufung  der  Gläubiger- 
Teraammliuig  sur  Beat&tignng  vorgelegt  (Bardski  so  §  605  (512)  HFO). 

Zehnte«!  Kapitel. 
Von  den  endgültigen  Anurdnungeu  in  der  allgemeinen 
61&iibIgerTersAminlung. 
§  ol3.  „Die  KonkaniTenraltQiig  bat  nach  Krffllliuig  aller  der  ibr  geoüUI 
dem  vorhergehenden  neantoi  Kapitel  auferlegten  Obliegenheiten  einen  Termin 
fttr  die  aUgemdne  GlUnbigerreteainmlung  zu  bestinutten." 

A  n  m  f  r  k  »  n  s; : 

Ob  die  Konkurs  Verwaltung  alk  ihre  Obliegenheiten  vur  Einberufung 
der  ( Uäubigerversanimlnng  erfüllt  hat.  kann  das  Gericht  nacbprftien 
iGrebner  und  Dobroicolski  No.  Hf>!)  S  H60).  Den  Ausgang  der 
Prozesse  Uber  die  streitigen  Forderungen  bat  die  Koukursverwaltung  nicht 
absnwarten  (a.  a.  0.  No.  610,  Bardski  an  9  606  (ölä)  HFO). 

§  614.   «Dieser  Termin  (§  öl3)  wird  nach  Bnneesen  der  etachienencn 

anwesenden  Gllnbiger  bestimmt.  Wenn  die  Zahl  deraelben  dem  Betrage 
nach  mehr  als  zwei  Drittel  aller  im  Konkurse  anerkannten  Forderungen  aus- 
niar  ht.  SO  wird  die  Yersammlang,  ohne  daß  auf  die  anderen  gewartet  wird, 

bestimmt  * 

§  ölö.  ,Die  Hesliiiiuiung  des  Termine  iur  die  Versammlung  muß  mindestens 
eine  Woche  Torhw  dnrch  die  Zeitongen  bekannt  gemacht  werden.* 

Anmerknng: 

Die  L;iiiuiii:  ilunh  die  Zeitungen  ist  hinsii  litlich  der  abwesenden 
Gläubiger  vorgeschrieben,  wäiirend  die  am  Orte  des  Konkarsgerichts  an» 
wesenden  Ql&abiger  dnrch  eine  ihnen  zuzustellende  Mitteünng  des  Termina 
geladen  werden  {ßardshi  an  Art  608  (|  htä)  HPO). 

§  516.   yZur  allgemeLnen  Glänbigerversaaunlnng  werden  nnr  die  tob 

der  KonlcnrsTerwaltang  anerkannten  Gl-itihiger  zagelassen." 

Anmerkungen: 
t.  Als  anerkannte  Ql&ubigcr.  die  an  der  SehlnBveraammlnnff  teil- 

nehmen  können,  sind  auch  diejenigen  anzuselu  n.  hinsichtlich  wt  lfht  r  il«  r 
Beschluß  Ul>er  ihre  Anerkennung  als  Konkursgläubiger  die  Kechtskraft 
noch  nicht  erlangt  bat  {Bardski  Note  B  zu  Art.  m)     51H)  UPO). 

2.  (iläubiger,  deren  Forderung  durch  Pfand  gesichert  ist,  sind  kt  ino 
Konkursgläubiger  (cf.  Anm.  4  c)  zu  §  5()(i)  und  können  daher  auch  an  der 
Gläubigerversannnlun«  nicht  teilnehmen  (a.  a.  O.  Note  4). 

§  Ü17.  ^U\a  (iiüubiger  uähh^ii  aus  ihri^r  Milte  nach  Stimmenmehrheit 
(§  433)  den  Vortitaenden  der  Venammlnng,  der  ancfa  in  alle  Rechte  nnd 
Pflichten,  die  oben  im  §  439  dargelegt  sind,  eintritt" 

§  518.  .Die  Konkarsverwaltung  legt  der  Versammlung  vor:  1.  einen 
genauen  Bericht  üln'r  alle  ihre  Handlungen;  2.  eine  allgemeine  Berechnung 
des  Vorm<igens  un)l  dnr  Schulden  .  H.  einen  Verteüangsplan  i  4.  ihren  Beschlaß 
über  die  GrUnde  des  \  crmögensverfalU.^ 
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MM  ,Nach  Prüfung  dieser  Vorlapon  518)  faßt  die  Versammlung 
narh  Stimmenmehrheit  (§  438)  (iarUUer  ihre  Beschlüsse  im(i  Icut  diese  in 
einer  Entscheidung  nieder,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  alicu  diesir 
EntadieidiiOK  snatiinmendeii  nnd  in  Versammlnng  anweicndeii  Oliubigern 
nntaraehrielMii  wird." 

An  merkungen: 

1    i'her  Ii    I'inteilunf?  der  Forderungen  nach  Arten  mul  Rangklassen 
•iüb—iiH),  boa—blO)  bat  die  Koiikursverwaltung  an  die  ül&obiger- 
Terauninlong  nidit  sn  berichten,  letstere  kann  die  diesbesfigUchen  Be- 
schlüsse der  Konknrsvt  rwaltiinjz  iiirht  abändern  (a.  a.  0.  Note  1  zu  Art  611 
(§  5lö>  UPO,  Qr ebner  und  JJobrawolski  ^o.  616  S.  363). 

2.  Die  Olttubiger^-erBammlnng  kann  dnreh  Hebrbeitabewhliifi  einen 
Ftriit  zwischen  dir  Konkursiuasst'  iiml  einem  Masseschuldner  mit  ver- 
bindlicher K,raft  für  die  Minderheit  auf  gütlichem  Wege  lieiiegen,  der 
Kinderbeit  steht  aber  das  Reeht  der  Beschwerde  an  {Bardaki  a.  a.  O. 
Note  H):  die  (iläubigerversammlung  kann  auch  einen  der  Gläubiger  mit 
der  Führung  eines  Prozesses  betrauen,  den  die  Konkursverwaltung  zu 
führen  ablehnt  (a.  a.  0.  Note  5  zn  Art  612  (§  519)  HPO)  und  einen  Be- 
vollmächtimn«  n  zur  Prozeßführung  wegen  die  Konkursmaaie  betreffender 
Ansprüche  direkt  in  ihrem  Namen  ernennen  (a.  a.  0.). 

Die  (rläubigerversammlung  kann  auch  die  Streichung  einer  Forderung 
ans  dem  Verzeichnis  der  Forderungen  beschließen:  gegen  diesen  Beschluß 
lai  das  Eecht  der  Beschwerde  gegeben  (a.  a.  0.  Note  ö  Art  61&  622) 
HPO). 

3.  Die  Beschlösse  der  Gläubigerversammlung  in  vermögensrechtlichen 
Fragen  nnterliegen  der  NachprfifiTng  durch  das  Gprirht  nnr  narli  der 
formellen,  nicht  aber  nach  der  materiellen  Seite.  Zu  der  formellen  Seite 
gehftrt  aneh  die  Frage,  ob  die  Gl&nbigerversammlnng  die  Grenzen  ihrer 
Kompetenz  überschritten  bat  (a.  a.  0.  Note  1,  Qreäner  nnd  Dobra- 
tcolaki  No.  611). 

4.  Der  BeschlnB  der  OlftnbigenrersainmliiBg  über  die  Natur  der 
Zahlnnrrsnnfähi^'keit  unterliegt  der  Nachprüfung  und  BettKtignng  dnrcb 
das  Gericht  von  Amts  w^eu  (a.  a.  0.  Note  3). 

6.  Die  in  dem  %  619  erforderte  Stimmenmehrheit  ist  diejenige  der  in 
der  Versammlung  anwesenden  («laubiger,  nicht  aber  aller  ( il;iuliii:tr 
Überhaupt  (a.  a.  0.  Note  6).  Da  die  Pfandgläabiger  am  Konkurse  nicht 
teilnehmen  (cf.  Anm.  2  zu  §  ölU),  so  aShkai  auch  ihre  Ansprüche  bei  Be- 
ttimmnng  der  Mehrheit  der  Forderongen  nidit  mit  (a.  a.  O.  Note  7). 

9  öSO.  «Durch  diese  Bntscbeidang  (§  dl9)  liBt  die  Yersammlong  die 
▼on  der  Kontnusrerwaltting  ben^ts  beendigten  Qeachftfte  in  Kraft  bestehen ; 
deren  weitere  HaOnahmen  und  Vorschläge  bestätigt  sie  entweder  nach  ihrem 
Ermessen,  oder  ma<  ?it  nn  ihnen  die  nötigen  Ab&nderongen,  ümlndemngen, 
Verbeeeemngen  und  Ergänzungen/ 

§  521.  .Wenn  die  Versammlung  liei  l'rtifung  der  früheren  Handlungen 
der  Konkursverw  altuüg  irgendweiche  offenbare  Mißbräuche  entdeckt,  so 
berichtet  sie  d&rü^  an  das  Gericht,  welchem  der  Ronlnurs  unterstellt  ist, 
damit  der  Vonritiende  nnd  die  Mitglieder  der  KonJnusverwaitnng  in  ordnnngs- 
vilUge  Strafe  genommen  werden,  und  sacht  gleichseitig  bei  Gericht  die  Er> 
Setzung  des  Vorsitzenden  der  Verwaltung  durch  einen  anderen  nadi,  wfthrend 
sie  die  Mitglieder  selbst  Tom  Amte  enthebt  und  an  deren  Stelle  andere 
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wählt.  Das  Ucricht  kann  der  Versammlang  die  £rsetzaag  des  Vorsitzenden 
durch  einen  andern  nicht  verweigern.'* 

§  Ö2i.  «Nachdem  die  Versammliiiig  anf  diMe  WdM  die  Tltiglnlt  dar 
KoBkuBTerwaltnng  geprüft  und  beuteOt  bfttte,  adiveitat  sie  sn  den  and' 

gültigen  Anordnungen.  Demgemäß:  1.  setst  sie  die  Termine  und  die  Ordnung 
für  den  Verkauf  des  übrigen  iiorli  nirlit  v-rkauften  Vermögens  fest:  2.  faßt 
endglütipi'ii  LV-schluB  über  die  KorderunKeii  und  deren  Deckung.'  (5(>) 

§  ä2H.  .Die  Ausführung  dieser  endgiltigen  Anordnungen  Überträgt  sie 
der  KonkttrtTervaltnng,  entweder  der  frftheraii,  w&at  ale  vom  Amte  nicht 
enthoben  ist,  oder  der  neu  dorcb  sie  eingesetsten.* 

Anmerkungen : 

1  Die  Gläubigervorsaminlunp  kann  anrh  andere  Personen  mit  der 
Prozeßfülirung  oder  mit  der  Beendigung  d«r  Geschäfte  betrauen  ^a.  a.  0. 
Note  1  zu  Art.  616  (§  528)  HPO  cf.  oben  Anm.  2  an  §  519). 

2.  Für  den  Verkauf  des  noch  vorhandenen  Vermögens  kann  die 
Konkursverwaltung  den  Kodus  der  öffentlichen  Versteigerung  oder  der 
irnhUadigen  V«rftnfienug  nach  ihrem  Bmesaen  wihlen  (a.  a.  0.  Note  8). 

§  524.  ,In  QemIDheit  des  in  der  Yersammlnng  lestgeaetiten  Yerteflnnga- 
planes  wird  nnvenfigUeh  die  Berichtigang  TOiyenommen:  annichst  ans  den 
BarbettSgen  des  ZahlnngsonfiUiigen  nnd  dann  naoh  Maßgabe  des  Verkaalea 

seiner  VermSgensstücke  und  der  Einziehung  der  ausstehenden  Forderungen. 
Die  Berichtigung  erfolgt  zuerst  der  Forderangen  der  ersten  Raiigklasse,  wenn 
sie  nicht  vorher  berichtigt  waren,  dann  der  zweiten  nach  Verhältnis  and 
nicht  auf  einmal,  sondern  nach  Maßgabe  des  Einganges  und  der  Ansamuiiung 
Ton  Barbetragen  bis  ra  lehn  Kopeken  auf  jeden  Rnhel  der  GesamtscbnUen- 
masse.  Wenn  jedodi  nacdi  der  Berechnung  jeder  QUlnbiger  im  ganien  wenig» 
als  sdm  Kopeken  anf  den  Rnbel  erhilt»  so  werden  die  VeiteOnngen  ans  der 
gesamten  eriösten  Summe  vorgenommen.' 

A  n  m  e  r  k  u  n  <»•  f  n  ■ 

1.  Die  Voraussetzungen  für  die  Verteiiungtrü  der  ersten  AbschlagBi- 
diridende  sind:  a)  der  Ablanf  aller  durch  §  416  fllr  die  Anmddung  der 

Konkursfordeningen  bestimmten  Fristen;  b)  die  erfolgte  Bnihti  rstattung 
und  Aufstellung  des  Verteilungsplanes  nach  geschehener  Prüfung  der  ange- 
meldeten Fordonngen  (|^  öl8).  Etwas  anderes  ist  fdr  die  Zuläsaigkeit  des 
Beginnes  der  Verteilung  der  Masse  nicht  erforderlich,  namentlich  braucht 
damit  nicht  gewartet  zu  werden,  hin  über  die  Natur  der  Zahlungsunfähig- 
keit Beschluß  gefaßt  \Bt  CGrebner  und  Dobrowolski  No.  617,  S.  363). 

2.  Einem  Gläubiger,  der  bei  der  Dividendenverteilung  irrtttmlich 
übergangen  ist.  ist  .seine  Quote  hei  der  nächsten  Dividcndenverteilunur  nach- 
zuzahlen, selbüt  wenn  er  den  irrium  durch  rechtzeitige  üeöchwerdc  unange- 
fochten ließ  {Bardaki  Note  su  Art.  617  (§  524)  HFO). 

§  612b.  ,Dlo  anf  die  Forderungen  der  dritten  BangMawe.  d.  b.  llr  die 
streitigen  in  gerichtlicher  Prof ong  beßndlidien,  entfallenden  Betrige  weiden 

bei  jeder  Verteilung  als  beeondere  Posten  snrflckgelegt  und  der  Bank  zur  ver- 
zinslichen Vermehrung  zu  gunsten  der  Hasse  übersandt.    Nach  Maßgabe 

der  Beendigung  der  R»'chtsstreitigkeitcn  werden  diese  Summen:  1  ent- 
weder an  die  Uläubiger  auf  Verfügung  des  (iericUtö  ausgezahlt;  oder  "i.  wenn 
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die  Forderangeo  endgültig  als  ungültig  erklärt  ijiud.  zur  iS'acbtragsberichtiguug 
der  Pofdenmgen  der  swdtoi  Rangklasie  verwendet;  oder  3.  wenn  alle  For> 
denmgen  dieeer  RangkUaae  berichtigt  sind,  snr  Beriobtignng  dw  Fordemngaii 
der  Ticrten  Rangklnaae  bestimmt;  oder  endlich  4.  dem  Scbnidner'  ala  Reat 
aeinea  Bigentnma  anrUckgegeben." 

Anmerkung. 

Von  dem  Zeitpunkte,  wo  der  Anspruch  des  Gläubigers  anerkannt  ist, 
laufen  die  Bankzinsen  für  ihn,  er  erhftlt  also  den  hinterUgtcn  Betnkg 
nebst  den  aufgelaufenen  Zinsen  Ton  jenem  Zeitponkte  an  (Q  rebner  and 

Dobrotcolski  Nu  Ol».  S.  3<>5). 

§  öi»;.  ,Wenn  das  ganz«.-  \  f  riii*)ifen  des  Zahlungsunfähigen  verkauft, 
das  üeld  dafür  eingegangen  und  die  hauptsächlichsten  der  guten  ansatehendeu 
Fotderof^ien  eingezogen  nnd  viart^t  abid,  »o  krt;  es  gesuttet,  bdnfa  Yer- 
meidung  einer  unnötigen  Fortdauer  dee  KonkuraverfabrenaT  die  Übrigen  nidit 
eingezogenen  Forderungen  aeitena  der  KonkorsTerwaltttng  einem  BeTollmftch> 
tigten  zu  Übertragen  und  ihm  ein  mit  der  Unterschrift  der  Kuratoren  und 
mit  Schnur  und  Siegel  versehenes  Buch  zu  geben,  damit  er  sie  n-u  li  Ein- 
ziehung unter  allu  Gläubiger  gegen  Quittungsleistung  im  Buche  vc-rteik  und 
nach  Erledigung  das  Buch  da  einreiche,  wo  alle  Konkursakten  aufbewahrt 
werden/ 

Anmerkung. 

Der  mit  der  Beendis^nTi_r  I  i  nhüfte  gemäß  §526  betraute  Bevoll- 
mächtigt« bat  alle  FunktioiaMi  Uur  Konkurs  Verwaltung  und  demgemäß  die 
bitereaaen  der  Qesamtbdt  d«r  Gläubiger  wahmnnehmen;  er  kann  in  dieaer 
seiner  Eigen s('!iaft  nicht  nur  von  der  Konkursverwultuuj^  Tjesronnone  Prozesse 
fortfahren,  sondern  auch  selbständig  aller  Art  Recbtsstreitigkeiten  Uber  die 
Kenkuramaaae  betreffende  Angelegenheiten  intendieren,  inabeaondere  andi 
vor  Gericht  seltistämll^  als  Vertr*  U  r  der  KonlnuamMae  auftreten  {Bardski 
Note  :>  und  H  tm  Arr.  619  (§  Ö26)  ÜPO). 

§  Ö27    .Diir  allgenx  iTv  Versammlung  prüft  df-n  Beschluß  der  Konknrs- 

verwaltung  über  die  (iriinde  des  Vermögensverfalls  und  vergleicht  sie  mit 

den  Tatsachen,  wie:  dem  Beginn  nnd  der  Fortdauer  des  Vermögensverfalis, 

und  der  Lebenaweise  und  der  Gescbäftsgebahrung  des  Zahlungsunfähigen  mit 

der  Ordnung  in  der  Ftttming  aeiner  Oeachlftal)ftdier,  mit  den  Aui|pibett, 

wddie  er  flr  aeinen  Lebenabedarf  an  der  Zeit  machte,  ala  aeine  Geacbftfte 

Bchon  in  Z«rrflttung  gekommen  waren  usw.  und  faßt  dam  «ndgUtigen 

Beachluß  Uber  die  Natur  der  ZahlunKsnnriihTgkeit.* 

Anmerkungen: 
I.  Nach  der  BeaefaluBfaaaung  ttber  die  ZablungannfiÜiigkdt  durch  die 

Gläubigerversammlung  gemäß  ß  527  (cf.  Anm.  3  zu  §  511)  hat  das  Ocricht 
selbständig  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  zu  bestimmen  und  ist  hierbei 
an  irgend  welche  Anträge  auch  nicht  seitens  der  Gläubiger  gebunden,  ea 
kann  daher  betrüglichen  Bankrott  annehmen,  wo  die  Gläubiger  nur  ein* 
fachen  fe8tat«nt<m  und  beantragten  (Ba  rdtik  i  ^oto  i  zu  Art.  620  (§527) 
HPO,  Gre  bncr  und  Dobruteolski  Ku.  b2U,  623.  S.  HBöff.),  ebenso 
t>ei  allen  Mitgliedern  einer  oHenen  Handelsgesellschuft  bet i  ilgiichen  Bankrott 
ff>stHt'  llcn,  ohglei(  h  diea  nur  gegen  einen  der  Oeaellachafter  beantragt  war 
^a.  a.  O.  No.  622 
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2  Ist  liimuil  das  Küiikursv<'rfahr<n  erüffnet,  80  muU  es  gemäß 
§§  527  ff.  (darch  den  Beschluß  über  dii  Natur  der  Zaliliicgsunf&higkeit) 
»einen  Abschluß  findrn :  widi  r  der  Tod  des  Schuldners  norh  drr  Antrag 
aller  Gläubiger  viniii»^  diestn  Verlauf  des  Verfahrens  aufzuhalten  (a.  a.  0. 
No.  621 ;  Bard.^ki  Noti-  1  zu  Art.  619  (§  526)  HPO  cf.  Anm.  7  m  §  386). 
Der  Abschluß  ciiu-s  Vcr^Mcidis  <  Akkorde«)  hebt  nacli  §  6Ä4  dM  ganse  \a- 
fahren  mit  allen  seinen  Folgen  auf. 

8.  Über  den  F«U  des  NichtTorhuideiueioi  einer  Konkarsvenraltiiiig 
cf.  Anm.  1  ni  §  511. 

§  528.  „Die  Folgen  der  nnglllekllcb^  Zablwigsunfühigkeit  sind: 

1  die  Entlassung  des  Zahlungsunfähigen  aus  der  Haft,  falls  er  ux\{ 
Vorstellung^  ^\^.x  Konkmsvorwaltung  oder  infolge  filr  ihn  geleisteter  Bürgschaft 
nicht  schon  früher  entlassen  war; 

S.  di«  Wiedereütietanuig  dcMelben  in  alle  seine  Standesnuiite  imter 
Beaeitigang  aller  Ansprache  hinBlehtlich  der  in  den  Konkurs  getaugten 
Forderungen  g^n  das  Vermögen,  wetdies  er  kfinftig  erwerben  kann ; 

3.  abgesehen  hiervon  kann  die  Versammlung,  je  nach  der  Fflhmng  des 
Zahlungsunfähigen    während   des   Konkursverfahrens,   bei  Verteilung  der 
Zahlungen  für  ihn  und  seine  Familie  einen  Teil  des  Vermögens,  4^  sie  für 
gut  befindet,  freistellen." 
sAnmerknng: 

Im  Jahre  1881  ist  durch  eine  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des 
Staatsrates  in  einem  Spezialfall  erläutert  worden:  daß  die  Gläubiger, 
welche  ihre  Forderung  zum  Konkurse  nicht  angemeldet  haben  nnd  aalter- 
halb  des  Konkursvcrfahrins  geblieben  sind,  des  Recht«  nicht  verlu;^ti;: 
gehen,  künftig  BeitnihtiiiLr  ans  drm  \'(rTnö|rrn  zw  erlangen,  welches  der 
Schuldner  nach  Beendigung  deü  Kuiikiirses  erwerben  kann." 

Anmer  k  ungen: 

1.  Die  Definition  des  ..unglücklichen"  Bankrotts  gibt  §  387 ;  die 
unvorhergesehenen  Zufälle,  welche  die  Annahme  des  unglücklichen  Bankrotts 
rechtfertigen,  zählt  §  988  auf.  Die  Judikatur  des  Senats  gibt  diesem  Pan^ 
frraphon  eine  sehr  enge  Auslegung:  der  Zahlunt?ss(  hwieri^rkcit  sritons  der 
Schuldner  des  Gemeinschuldners,  dem  durch  die  Konkurrenz  verursachten 
Geschäftsrückgang,  der  gewissenlosen  Geschäftsgebabrung  der  Agenten  des 
Gemeins(  Imldners,  seiner  Krankheit  oder  Kränklichkeit,  den  Sr!nv  tnkuncpn 
der  Marktpreise,  der  Mangelhaftigkeit  der  aus  dem  Auslände  bezogenen 
Waren,  dem  VertranensmiBbranch  des  BevoltanSdrtigten,  Havarie  der 
Schiffsladnntr  —  falls  sie  nicht  versichert  war  —  Verlusten  nn  Wann  dTirrh 
Änderung  der  Mode  und  an  Schuldner  —  allen  diesen  Momenten  erkennt 
der  Senat,  wenn  sie  znr  Zahlnngsnnffthigkeit  geführt  haben,  die  Bedentong 
von  unabwendbaren  nielit  vorauszusehenden  Zufällen  im  Sinne  des  §  368 
nicht  zu  (Grebner  und  Dobrowolski  Ko.  625—629  S.  36« ff.). 

2.  Zn  ZUf.  2  nnd  der  Anmerlning.  Ificbt  nnr  die  Olftnbiger,  welche 
ihre  Forderungen  überhaupt  nicht  zum  Kotikiirse  angemeldet,  sondern  3u<'h 
diejenigen,  die  zwar  angemeldet,  aber  die  Beweisdokumente  nicht  recht- 
zeitig beigebracht  haben  (§  492)  und  deshalb  ihr  Recht  auf  Befriedigung 
im  Konkurse  verloren  haben,  können  nach  Beendigung  des  Konkurses  ihre 
Forderunj(en  trcltend  machen  friardski'^oi^H  zn  Art.  621      52R")  HPO). 

3.  Das  „künftig"  erworbene  Vermögen  des  Gemeiuschulduers,  wclcliea 
nach  der  Bestimmung  der  Ziff.  1  des  §  628  WU  Befriedigung  der  ange- 
meldeten Konkursfordemngen  nicht  herangezogen  werden  darf.  i.«r  iihin 
zu  verstehen,  daß  alles  Vermögen,  welches  der  Gemeinschuldner  nacii  der 
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Rechtskraft  der  Entscbeidang,  durch  die  seine  J^aUungsiinfähigkeit  als  eine 
ongltlelcUcbe  erkllit  wird,  erwirbt,  dem  Zugriff  der  Konknrsgläabiger  «nt- 

zogen  ist,  sollte  dieser  Vemiöpenserwerb  selbst  vor  Beendii^ung  des 
Konkursverfahrens  erfolgt  sein  ija.  a.  0.  Kote  2).  Hingegen  haftet 
das  Vermögen,  welches  der  Geineiiisebiildiier  vor  diesem  Zeitpunkt 

erwirbt,  für  die  Kunkiirsforderun^ft'ii.  auch  wenn  dieses  Vermögen  (^rst 
später,  selbst  nach  Beendigung  des  Konkunes  realisierbar  wird,  oder  Ein- 
kaufte bringt  l  a.  a.  0.  Note  6  und  7) 

4.  Nicht  nur  die  Forderiin^'eii  der  Ki>iikurs)?l;iubif!:er.  Kondem  auch 
der  an  ihre  Stelle  tretenden  Bürgen  erlöschen  mit  der  Beendigung  des 
Konkurses,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  der  Bürge  nach  beendigtem 
Ksokiifse  die  Forderung  bezahlt  und  de  erworben  hat  (a.  a.  0.  Note 
Borotrikfitcsh  i  Note  2  zu  §  1561  Civilkod.)- 

Nadi  rusbistliem  Becht  1568  ff.  Civilkod.)  kann  —  bei  einfacher, 
nicht  selbstschuldnerischer  BflrgBchaft  —  der  BQige  in  der  Regel  erst  nach 
beendigtem  Konkursverfahren  in  Anspruch  genommen  werden,  er  geht  aber, 
wie  e^n  dargelegt,  seines  Regresses  gegen  den  ikhnldner  verlustig,  wenn 
die  ZaUnngsiuinägkeit  eine  nngUlcldkhe  war. 

§  529.  ,Die  Folgen  der  fahrlässigen  Zahlungsunfähigkeit  oder  des 
einfaehcii  Bankrotts  sind: 

1.  die  Fortdauer  der  Haft  des  Bankrottenis,  wenn  er  nidit  frflber  ans 

derselben  entlassen  war,  von  acht  Monaten  bis  zu  einem  Jahre  und  vier 
Monaten,  nach  Ermes.ien  der  Gläubiger.  In  diese  Zeitdauer  \vird  auch  die 
Zeit  »  ingerechnct.  welche  er  wiihrend  des  Konkursverfahrens  in  Haft  zugebracht 
hat.  Der  Mehrheit  der  Uläubiger  dem  Betrage  nach  ist  es  im  übrigen 
freigestellt,  bei  dem  Handelsginic^  (§  394)  die  Abkttnang  der  Daner  seiner 
Haft  und  selbst  seine  Töllige  Entlassung  ans  dersdben  in  BerQcksiehtigang 
seiner  Mberen  Oesehiftigebahmng  nnd  der  anderm  dem  Handelsstande  be- 
sonders eigentümlichen  Umstände  nachznsiu  hen ; 

2  der  fahrlässige  Bankrotteur  geht  des  Rechts  verlustig,  Handel  zu 
betreiben:  seinen  Gläubigem  jedoch  nach  der  Mehrheit  ihrer  Forderungen 
ist  es  freigestellt,  unter  Berücksichtigung  der  Umstände,  welche  der  Zahiuags- 
nnllliigkeit  voranlgegangen  waren  and  sie  begldtetoi,  bd  dem  Handelsgericht 
seine  emeate  Znlassnng  zom  Handelsbetrieb  naehsasnehen.* 
.Anmerkung: 

Die  Vorschriften  Ober  die  Kosten  der  Haft  des  Zahlnngsunfibigen  sind 
in  dem  Gesetze  betreffend  die  in  Haft  Befindlichen  enthalten." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Definition  des  einfachen  Bankrotts  cf.  §  ■181*.  Nach  positiver 
Bestimmung  des  §  H8(>  HGB  begründet  die  Tatsache  allein,  daß  der 
Schuldner  die  vorgeschriebenen  kaufmännischen  Bücher  garnicht  oder  nur 
mangelhaft  geführt  hat|  die  Annahme  des  einfachen  Bankrotts. 

2  t  her  dii  Inhaftnahme  des  Schuldners  cf.  g  510  nnd  die  Anmerkongen 
zn  diesem  Paragraphen. 

3.  Das  Recht,  die  Verbaitong  des  Schuldners  zu  beantragen,  steht 
jedem  der  Gläubiger  nicht  nnr  während  des  schwebenden  Konknrsvcr- 
fahrens,  sondern  auch  während  der  ganzen  Verjähmngszeit  von  10  Jahren 
so,  fsUs  die  KoolnirBrerwaltmig  die  Haftentflassnng  nieht  iMschloesen  hat 
(Bardski  Note  2  und  3  zu  Art  622  (§  529)  HPO).  Ist  aber  einmal  der 
Schuldner  gemäß  §  510  ans  der  Haft  entlassen,  so  kann  er  von  neuem 
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nicht  mehr  in  Haft  genommen  werden  (a.  a.  0.  Note  2  zn  Art.  621,  622 
(§§  588,  529)  HPO,  Grebner  und  Dobrowolski  No.  646). 

4  Das  nach  Ziffer  2  den  (Tl:iiihitfem  znst»'hpndo  Recht,  die  erneute 
Zulassung  des  Schuldners  zum  iiaiideUbetrieb  zu  beantragen,  ist  dem 
Schuldner  selbst  nicht  eingeräumt.  Der  Antrag  muB  durch  Darlegung  der 
bezüglichen  TatMohen  be^^flndet  werden  {Qr€bn»r  and  Doirotcolski 

Nn.  ß47^649). 

§  öM.  „Wenn  indessen  später  an  ihn  ö2U)  irgend  weiches  Ycrmugen 
durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  auf  andere  Weise  gelangt,  ao  wird  daaadbe 
in  Tollem  UmlMige  was  Beviditigung  atbuit  irOlwrai  In  den  Konkon  Bekommenen 
Sdndden  vor  allen  neuen  Schnlden,  welehor  Art  dieie  nndi  adn  mOgen, 

verwendet.  Diese  Vorschrift  erstreckt  akh  auch  auf  daa  YennSgen,  welches 
der  fahrlässige  zahlungsunfähigere  Schuldner  durch  einen  neuen  Handebbetrieb, 
falls  ihm  ein  solcher  gestattet  ist,  erworben  hat." 

Anmerkungen: 

1.  Aus  dem  vom  Scbnldner  im  Falle  des  einfachen  Bankrotts,  nach 
beendi^t^m  Konkursverfahren  erworbenen  Vermögen  haben  in  erster  Reihe 
die  Gläubiger,  die  ihre  Forderungen  zum  Konkurse  angemeldet  haben« 
lodann  nach  flirer  Befriedigang  die  Gläubiger  der  alerten  Rangklane  (§  510) 
daa  Befriedigung-srecht  (Bardski.  Note  1  und    m  Art  ^'l'Ä  f^'  .T30)  HPO). 

Der  2linsenlauf  bat  für  alle  diese  Forderungen  jedenfalls  mit  dar 
KonknraoSlfttang  aufgehört,  sodaB  die  Olinbiger  anch  nach  beendigtem 
Konkursverfahren  nur  den  nirl  t  L^  deckten  Teil  der  Forderung  nebst  den 
Zinsen  bis  xnm  Tage  der  Konkurseröffnung  geltend  machen  können 
(Qrebner  nnd  Bohrnwoltki  No.  6ölV 

2.  Die  Verjährung  wird  durch  Anmeldung  der  Forderang  zum  Konkurse 
unterbrochen  und  beginnt  mit  der  Beendigung  des  Konkursverfahren«  von 
neuem  zu  laufen  (Grebner  nnd  Drobrotoolski  No.  651). 

.3.  Nach  beendigtem  Konkursverfahren  geschieht  die  Geltendmachung 
der  nicht  gedeckten  Konkursfordernngren  im  Wepe  der  Klage  im  ordentlichen 
Verfahren.  Die  Feststellung  der  Forderung  im  Konkurse  gibt  nach 
nuMtaebem  Recht  keinen  Scbaldtitel  (a.  a.  0.  No.  668). 

I  581.  «Die  Folgen  dea  betrllgUcheo  Bankrotte  aind: 

1.  die  atrafrecbtUche  Belangung  wegen  Betrngea;  wenn  aber  hierbei 

der  Zahlungsunfähige  auch  nach  seiner  Eidesleistung  vor  Gericht  die  Verheim- 
lichung von  V'ermögenastfickcn  versucht,  so  auch  wegen  Verletzung  des  Eides; 

2.  alle  Teilnehmer  am  Betrüge  werden  ebenfalls  gemäfi  den  Uesetzen 
strafrechtlich  belangt; 

3.  wenn  ant  als  fingiert  anerkannte  Forderangen  ZaUungcn  gdeiatet 
aind,  ao  werdm  dSeae  fon  den  TeUndunem  (am  Betrage,  d.  Ü.)'  beigetrieben 
nnd  dem  Bestände  der  Ma.^sc  zurückgewährt; 

4.  wenn  unt<»r  den  verheimlichten  VeriuögeiisstQcken  bei  Kreditanstalten 
angelegte  Kapitalien  .sich  betinden,  so  gehen  zwar  diese  Kapitalien  nach 
Vernrletluug  des  belrüglicheu  Bankrotteurs  und  Entziehung  seiner  .Standes- 
rechte gemäü  den  besonderen  diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmangcn  aof 
aeine  Erben  (Iber,  die  Brben  aind  aber  Torpfliobtet^  aie  dem  Konlcnrae  snr 
Berichtignng  der  Scbnlden  larflekzttgewlhren,  andemfalla  werden  aie  aeibet 
als  Thcilnehmer  am  Betröge  atmfreehtliob  belangt,  nnd  ihre  Srbichaft  wild 
dem  Konktirae  augefOhrt." 
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.Anmerkung: 

Wenn  bei  BrOSnun^  dt  s  Konknnverfahrens  ttber  einen  sahlsngsan- 

f&higen  Gläubiger,  oder  bei  Anlegung  des  allgemeinen  Arrestes  an  sein 
ganzes  Vermögen  seine  Frau  dmen  ganzes  Vermögen  oder  Teile  davon 
Terheimlicht  oder  an  der  VtiluiiBUelniiig  teilnimmt,  M  tat  sie  n»A  ihrer 
Überführung  hierin,  abgesohen  von  ihrer  Bestrafung  wegen  Betruges  gemäß 
Art.  1164  des  Stra^esetzbuchea,  verptlichtet,  alles  Verheimlichte  zurück- 
nuewihiai  and  toh  den  Werte  denttben  für  die  gune  Zeit  der  Veriwim- 
^naag  dieeer  YeniUigeiiiikacke  die  gesetzlichen  Zinaen  n  entrioktm.* 

Anmerknngen: 

1.  Über  die  Defhiltioii  dee  beferflgUdieii  Beakrette,  die  Merkmale 
dessplhrn  und  die  Strafbcstiminunt^en  rf.  Anm.  1  zu  §  390.  Die  hier 
angegebenen  Merkmale  des  betrUglichen  Bankrotts  der  strafgesetzUchen 
BeStimmnDgen  iIikI  fflr  den  Gfrlmehter  bei  Fettstellaiig  der  Natnr  der 
Zahlunf^sunffthigkeit  nicht  maßgebend.  Das  Civilgericht  kann  den  Charakter 
der  ZaiüangtaiS&higkeit  als  betrttgUch  aas  Umst&nden  entnehmen,  welche 
SV  Bestrarang  des  BaiikroUeitrs  noeb  nicht  ansreichen,  ao  s.  B.  ans  der 
Tatsache;  daß  der  Sduildner  unmittelbar  vor  Konkurseröffnung  flüchtig 
geworden  ist,  daß  seine  fittcber  keine  Aufklärung  Uber  die  GrUnde  seines 
VermOgensfalls  geben,  dafl  der  Schuldner  selbst  entweder  gar  keine  oder 
nur  ausweichende  Erklärungen  abgibt,  daß  er  Wechsel  ohne  Valnta 
hingegeben,  fingierte  Rechtsgeschäfte  abgeschlossen  hat  u.  dergl.  Diese 
Tatumstände  im  einzelnen  oder  in  ihrer  Verbindung  mit  anderen  ver- 
dlcbtigen  Erscheinungen  hat  der  Senat  in  ständiger  Rechtsprechung  fflr 
die  Annahme  des  betrüglichen  Bankrotts  durch  das  Civilgericht  als  aus- 
reichend erklärt.  Der  Strafrichter  allerdings  hat  selbständig  und  unabhängig 
▼om  Civilgericht  das  Vorliegen  der  Merkmale  des  betrüglichen  Bankrotte 
nach  der  kriminellen  Seite  zu  prQfen  und  über  die  Strafbarkeit  m  befinden 
(Grebner  und  Dobrowolaki  No.  034—644.  S.  381—409). 

2.  Die  Aberkennung  der  Standeereebte  hat  naeh  mssiscbem  Reebt 
den  bllrgerlichen  Tod  zur  Folge:  die  von  dieser  Strafe  betroffene  Person 
bat  weder  aktives  noch  passives  Erbrecht  (§g  1019,  1107  Civiikod.), 
sogar  das  frtlher  errlebtete  Testament  Terliert  mit  der  Yemrteilnng  dee 
Testators  zum  Verluste  der  Standesrechte  seine  Gültigkeit  CBorowikowski 
zu  §  1019  a.  a.  0.),  und  es  tritt  damit  die  gesetzliche  Erbfolge  ein 
(§  1283  a.a.O.). 

3.  Das  Zivilgericht  kann  in  .seiner  Entscheidung,  ilurch  welche  die 
Zahlungsunfähigkeit  als  betrügliche  festgestellt  wird,  auch  über  die  Teil- 
nahme dritter  Personen  am  betrUglichen  Bankrott  eich  aussprechen  und 
diese  zur  civilrechtlichen  Verantwortung  beranriehwn  (Bardtki  Note  1 

an  Art.  624  (§  531)  HPO). 

4.  Über  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  bat  das  Gericht  unter 
allen  nrnständen  Entscheidung  zu  treffen,  selbst  wenn  die  GlftnUger. 
welche  den  Antrag  dahin  gestellt  haben,  ihren  Antrag  zurücknehmen,  und 
selbst  wenn  der  Konkurs  durch  einen  Akkord  (gemäß  540  ff.)  zum  Ab- 
•eUuß  gebracht  ist  (Bardski  Note  2,  5  und  lU  zu  Art.  625  (§  532)  HPO). 

.')  In  der  Entscheidung  Uber  den  Charakter  dt  r  Zahlungsunfähigkeit 
hat  das  Gericht  auch  festzustellen,  ob  diese  öine  kaufmännische  oder  nicht- 
kaufm&nnisohe  ist,  da  die  Strafbarkeit  der  einra  oder  der  anderen  Art  Ter- 
schieden  ist  (a.  a.  0.  Note  7  cL  Anm.  1  zu  §  390). 

§  532.  „Alle  Beschlüsse  der  allgemeinen  Giäubigerversanunlung  über  die 
Natnr  der  Zahlungsunfühigkeit  werden  dem  (ii  rirlit  (i?  zur  Prüfung  vor- 
gelegt, nach  Bestätigung  durch  dass«'ll)e  zur  .\u.sfiilirmig  und  zur  allgemeinen 
Kenntnis  durch  die  Zeitungen  beider  Residenzstädte  gebracht." 
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,A.iimerkiiiig: 

Nach  Boendifjuntr  <Us  Konkurevcrfahrens  bewirkt  (lie  zustiiii'lvj'o  Be- 
hörde eine  l^ibUkation  darttber  in  den  SenaUanzeigen  unter  Angabe  der 
Ummaer  la  welcher  die  enrte  Bekanntniftchiing  abgedrackt  war  41S>. 
In  der  Pulilikation  ülicr  die  B(<  iuliijrtiTip  des  Konkursverfiiliri  ti  wird  auBt^r- 
dem  die  Matar  der  Zabluugsunfähigkeit  angegeben;  im  Falle  der  Einstellung 
(Uesee  VerMirens  infolge  gtttlicner  Knigung  (§  544)  wird  dies  in  der 
Publikation  angegeben  Dir^*  Publikationen  irf  f  m  ti  kostenlos.  Die  Ord- 
nung für  den  Abdruck  derselben  wird  vom  Justizminister  festgesetzt.* 

Anmerknnfren: 
:    I  ber   ilif   B«'schlü8se  der  ni;iuliij.'('rv(rsannrilnnkr  Intrcffend  die 
Einteilung  der  Forderungen  nacb  Arten  und  Kangklassen  cf.  Anm.  2 
«n  9  fiOl. 

2.  Stellt  es  sich  heraus,  daß  znr  Dt  (  kutitr  allrr  Fordminfjcn  und  der 
Zinsen  bis  aum  Tage  der  Konkurseröffnung  Vermögen  genug  vorhanden 
Ist,  so  kann  TOn  einer  Zahlttn^seinstellnni;  nieiit  die  Rede  sein,  und  das 
Gericht  hat  dii  Kitistellung  des  Verfahrens  zu  1k  .srhlieüen,  sollten  auch 
TatamsUUido  vorliegen,  welche  die  Annahme  der  Beiseiteschaffung  von 
VermSirenntttteken  und  dergl.  begrAndeii  {Bardski  Note  81  sn  Art.  &lb 
\^  .'»R'ii  Hl'n  Eine  Entscheidmit:  im  <  ti1  rrjiiresetzten  Sinne  vom 
2U.  Januar  lbi>U  ist  a.  a.  0.  Kote  13  zu  Art.  wonach  das  Übersteigen 
«ter  Sefanlden  dnrcli  das  AktirTermOgen  kein  Omnd  snr  Binstellnng  des 
Verfahrens  ist. 

§  ,  Beschwerden  gegen  die  Entscheidungen  des  Handdsgerichts  in 

Sachen  betiefTend  die  Zahlungsunfühipki  it  werden  in  dtrsdlien  Fnnr;  erhoben, 
wir'  über  Heschworden  gegen  dieses  Gericht  überhaupt  in  dem  I.  und  II.  TeU 
dieses  Gtbctzos  l)e.sfiinmt  ist." 

Anmerkung: 

Nach  den  B«'stinninin?en  der  g§  361  ff.  HPO  i?;t  die  l?eschwerde  prircn 
Beschlüsse  des  Handelsgtiii  lits  an  den  Senat  zu  mitten,  sie  ist  beim 
Handelsgericht  binnen  8  l  agen  nach  Mitteilung  des  angefochtenen  Be- 
schlusses eittSQieidien.  Im  übrigen  cf.  $  501  und  die  Anmerlningen  daso. 

%  Ö34.  ,NMh  Beendigung  des  Konkurses  werden  die  Akten  Uber  den 
Zahlungsunfähigen  an  das  üerieht.  welclu  ni  der  Konkurs  unt(^rstellt  ist  (§  384), 
sor  Aufbewahrung  fflr  den  Fall  künftiger  Ermittelungen  abgegeben.' 

ElflM  Enpltel. 

Von  der  Ordnung  fflr  das  Verfahren  in  Konknrssnchen,  wenn 
eine  Entscheidung  der  Konknrsverwaltnng  zugunsten  oder 

zu  Ungunsten  der  Staatsbank  ergeht. 

§  535.  .Tn  allen  denjenigen  Fällen,  wo  eine  Entscheidung  der  Konknrs- 
verwaltuni:  oder  des  Gerichts  zugunsten  der  Sti^itsbaiik  erfolgt,  und  wo  von 
keinem  der  Pnvatgläubiger  gegen  sie  Berufung  eingelegt  ist,  muß  dieee 
Sntsehddnng  mit  Znstimmnng  der  Bank  ohne  Übertragung  (der  SMibe.D.Ü.) 
in  die  höhexe  Instans  nur  AnsfOhmng  gebracht  werden.  Wenn  nber  gegen 
diese  Entscheidung  seitens  privater  Personen  Berufung  oinirclegt  ist,  so  wird 
die  Sache  im  ordnnngsmäfiigen  fienifongsver fahren  behandelt. " 

Anmerkung: 

Die  hier  nnd  in  den  nacblolgenden  Paragraphen  gehranebten  Ans- 
drticke  ..Benifnng'  oder  sBeechwerde'  sind  fflr  j^Reehtsmittel''  Oberhaapt 
gebraucht. 
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§  öBfi.  ,Wenn  eine  Entscheidang  der  Konknrsverwaltang  oder  des 
Gerichts  nicht  zugansten  der  Staatsbank  ergeht,  oder  demlben  Befriedigung 
nicht  in  Toller  Htthe  zugcäproolien  wird,  so  miifi  äS»  B«lMe,  wdcbe  dieM 
BntMheidiiiig  arlißti  aie  der  Bank  in  AMuift  mitteilea  und  die  Anafflliraiig 
ihres  Beschlmaes  einetellMit  eoUte  aach  von  keiner  Seite  der  juriTsten  Glinbiger 
Beschwerde  gegen  dirspn  Beschluß  erlioLen  s*>in.' 

537.  .Wenn  die  Stiiatsbank  die  Entscheidung  für  unrichtifr  hält,  so 
muß  die  äache,  nach  Einreichnng  einer  diesbezüglichen  Erklärung  bei  dem 
soetftiidigeii  Gedcht,  nebet  den  vorgebreehten  Einwendniigeii  an  die  höhere 
Inataaz  genau  in  derselben  Weise  flibertragen  werden,  wie  Sacben  anf  die 
Berufung  der  (mit  der  Entaebeidai^.  D.  Ü.)  ansatriedenen  Partei  aberkragta 
werden." 

538.  ,  Wenn  die  Entscheidung  der  Konknrsverwaltunt^  oder  des  (rerichui, 
durch  welche  der  Bank  etwas  aberkannt  wird,  von  dieser  letzteren  nach  der 
SacUage  od«  nacb  den  gesetalldien  Beitimmnogen  für  zutreffend  erachtet 
wird,  80  kann  die  Bank  ihre  Zutimmang  rar  Aasfflbrang  derselben  den  be- 
zeichneten Stellen  entweder  anmittelbar,  oder  nacb  vergftnglgitt  Nacbsncbnng 
4er  Genehmigung  des  Finanznünisters  mitteilen." 

§  539.  ,Zur  näheren  Prüfunfr  der  ohvn  he7;picbneten  Entscheiduni^en 
haben  die  zuständigen  Gerichte  der  Staatsbank,  wenn  sie  dies  verlangt,  auch 
die  Originalakteo  raznatellen." 

Zwölfte«  Kapitel. 

Von  den  durch  den  Zahl u  n  s  u  nf:i hi  gen  geschlossenen 

gütlichen  Abkuminen. 
§  540.  ,Alle  gütliche  Abkommen,  welche  der  Schuldner  sechs  Monate 
Tor  Eröffnung  des  KonknrsTerbbtens  mit  einem  Teile  seiner  01inbi|^  snm 
Hacbteil  der  ftbrigen  gescblossen  bat,  werden  als  nicbtig  angeseben.'  C&7| 

Anmerkungen; 
1.  Nur  die  Vergleiche,    welche  vom  Schuldner  selbst  unter  den 
Voraussetsnngen  des  ^540  gescblossen  sind,  sind  nicbtig  (anfechtbar),  Ver- 
gleiche dag(/gen,  welche  drir'i    P-rsonen  für  ihn  geschlossen  haben,  Sind 
unanfechtbar  (Cr red M er  und  Dubrowolski  No.  ti58  S.  422). 

8.  Die  überlassang  des  Yennöffens  dorcb  den  Schuldner  an  einen 
seiner  Gläubiger  zur  Abgeltung  der  Forderung  desselben  ist  als  Vergleich 
im  Sinne  des  §  540  anzusehen  und  daher  anlechtbar,  wenn  die  anderen 
Olftnblger  dadoicb  benachteiligt  sind  (a.  a.  O.'No,  657  8.  431). 

I  Ö41.  .Die  nach  dem  gttttidien  Abkommen  gemachten  Scbnlden  kdnnen, 
wenn  wegen  derselb«!  die  ZablnngsonHAigkeit  sich  «rgibt,  kdne  rück- 
wirkende  Kraft  auf  die  gütlichen  Abkommen  beben,  welche  Beiditskraft  er- 
langt baben,  bevor  diese  Schulden  entstanden  waren.* 

Anmerkung: 

Nicht  nnr  für  die  Olftnbiger,  deren  Forderungen  nacb  Abschloß  des 

Akkordes  entstanden  sind,  sondern  auch  für  diejenigen,  die  ihre  Forderungen 
inm  Konkurse  gsmicht  angemeldet  haben,  ist  der  Akkord  nicht  verbindlkh, 
sie  kSnn«!  Youe  Befriedigung  verlangen  (a.  a.  0.  No.  6d4,  Bardaki  sn 
Art.  «36  (§  641)  HPO  Anm.  sn  §  544). 
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§  642.  ,N&cb  Eröffnung  des  KoDkursverlahrens  geschlossene  gtltUcfae  Ab- 
kommen werden  als  gflltig  erachtet: 

1.  warn  sie  in  der  aUgamaineit  YtttMamlnng  dw  GUtaMger  Bach  Ab- 
Iraf  der  gewtilkbeD  Friaten  fOr  daen  HcldiiBg  geaddoiMii  dad; 

S.  wma  mit  einer  Mehrheit  von  dr«i  Tiflrteto  der  uierkiiuiteB 
Forderangen  angenommen  sind:  (58) 

3.  wenn  das  Abkommen  von  dem  üandelsgeiicht  und  wo  ein  lolches 
nicht  besteht,  vom  Bezirksgericht  bestätigt  wird. 

Das  (Bericht  kann  unter  Berücksichügong  der  Vermügensmasse,  der 
BesciielleBluit  der  VeiiiiBfi^eiiBstadn  ond  der  Yerlmte  der  Qlftabiger,  wddM 
mit  der  Wiiitiiiig  und  der  Ferteeteuig  dee  KonkuMe  uiiTermeidlicb  t«i^ 
knflpft  iiiid,  des  gütliche  Abkommen  bestätigen,  wenn  es  nach  der  H9be  dff 
Forderangen  aeke  eii  die  obm  beetimmte  Mehrheit  hertiikomiiit.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmungen  fiTu-r  den  Akkord  §§  542 — 544  finden  in  dem 
Konkurse  von  Kreditanstalten  keine  Anwendung  (Art.  119  des  Kreditge- 
setses  Abt.  X,  Stood  Sakonofe  Bd.  XI  Aug.  1888). 

2.  Über  die  Fristen  zur  Anmeldung  der  Fordemnc:-?n  cf  ^416  ond 
die  Anmerkungen  dazu.  Nicht  nur  diese  Fristen  müssen  verstrichen  seiB, 
sondern  es  mnß  aneb  eine  Prttfong  der  Fordernngen  sehen  etettgefnndcii 
haben,  da  andernfalls  die  Dreiviertolmajoritüt  derselben  nicht  feetgestellt 
werden  kann  {Bardski  Note  1  zu  Art.  Ö36     542j  HPO). 

8.  Die  Pfandgläubiger  nehmen  am  Koninifne  nidit  teil  nnd  Mnaea 
nicht  mitstimmen  (a.  a.  (>  Note  4:  cf.  auch  Anm.  2  zu  §  nlfi)  Die  nicht 
erschienenen  Gläubiger  können  als  zusünunend  nicht  erachtet  werden  (%. 
a.  0.  Note  2). 

4.  Für  die  in  der  Minderheit  verbliebenen  Gläubiger  ist  der  Akkord 
verbindlic  h  (a.  a.  0.  Note  1  zu  Art.  631  ($  643)  HPO,  dagegen  cf.  Anm. 

zu  §  641). 

&.  Diejenigen  (iliiubiger.  welche  die  dreimonatige  Frist  aar  Klage- 
erhebung geniüi^  ')(»9  Irnchtids  haben  verstreichen  lassen,  können  Be- 
friedigung in  (iiuiHijheit  des  Akkordes  nicht  verlangen  (weil  .sie  ihr  For- 
demngsrecht  ganz  verloren  haben),  (a.  a.  0.  Note  14  zu  Art.  630  ( 542»  HPOy. 

6.  £inc  Beschlußfassung  Ober  die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit  kann 
im  Falle  der  Annahme  des  Akkordes  unterbleiben.  Erscheint  aber  die 
Annahme  dee  betragllchen  Bankrotts  gereehtferiigt,  so  hat  das  Gericht  dem 
Akkorde  '^lAw  Zustimmung  zu  versaL^'-n.  Das  Gerirht  ba^  dirsüs  auch  vnn 
Amts  wegen  zu  prüfen,  ebenso  die  (it^tieizmäüigkeit  des  Betjchiusses  der 
GUnbigerreraammlung  Aber  Annahme  dee  Akkordes  (a.  a.  0.  Note  7,  8, 12). 

7.  Nach  der  Rechtskraft  des  Beschlusses  über  die  Natur  der  Zablungs- 
onfähigkeit  ist  ein  Akkord vorachlag  nicht  mehr  zol&ssig  {fir ebner  ond 
Dohrowotski  No.  659  8.  492). 

§  543.  „Diejenigen  der  Gläubiger,  welche  dem  vorgeschlagenen  Vergleich 
nicht  zustimmen,  mflssen  die  Gründe  dieser  ihrer  NichtZustimmung  der  all- 
gemeinen Glftubigenreraammlung  schriftUeh  mitteilen^  welche  hierttber  an  das 
Gericht  (§  542)  bei  Vorlegung  des  Vergleicbee  znr  Beatfttigang  zn  berichten  bat.' 

Anmerkungen: 

1.  Di<'  niäiibii;.  T.  wfMif  Wider  in  der  Glfiubigerversaninilniiir  er- 
schienen waren,  noch  die  UrUndo  ihrer  NichtZustimmung  schriftlich  angezeigt 
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haben,  haben  kein  Recht,  den  Qerichtsbeschloß  Aber  Bestätigung  des  Akkordes 
durch  Bcschwprdp  anzufechten  (Barduki  Note  G  zn  Art.  GH?  (?;  54Ht  HPO). 

2.  Die  Bestimmung  des  §  543  über  die  schriftliche  Angabe  der  Li  runde 
fler  oichtzastimmenden  Ql&nbiger  bezieht  sich  ledigiidi  anf  deren  Prut<>8t 
gegen  den  Akkord  in  materielh>r  Hinsicht;  wenn  dajje^en  in  formeller 
Beziehung  der  Akkord  bemängelt  wird,  z.  B.  wenn  die  Ladung  dir  Gläubiger 
nicht  in  rechtsgültiger  Weise  erfolgt  ist,  bedarf  es  nicht  der  Erfüllnng  der 
hier  pegebenrn  Kormonvorschriften  (der  schriftlichr n  An?abr>  der  Gründe), 
Cb  genügt  der  llmweib  auf  die  gerügte  (lesetzesverk  izung  (;i  a.  0.,  Note  8). 

y  544.   ^Ein  auf  ob«  n  bezeichneter  Grundlage  (s<  042')  geschlossener  Ver- 
gleii  h  beseitigt  den  Konkurs  nnd  alle  seine  Folgen  genau  so,  als  wäre  er 
niemals  erüSnet." 
.Anmerknng: 

Im  Jahre  1881  ist  durch  firn  allerhöchst  besfUtigte  Meinung  des 
Staatsrates  in  einem  sp^iellen  Falle  erläutert  worden:  dafi  der  Yergleioh 
diejcuigen  Forderungen,  die  mm  Ronlrarse  nicht  angemeldet  worden,  nicht 
anfhehtw* 

Anmerkungen : 

1.  So  lange  das  Konknrsrerfahren  auf  ordnungsmäßigem  Wege  — 
durch  gerichtlichen  Beschluß  —  nicht  eingestellt  ist.  dauert  die  Tätigkeit 
der  Konkursvervi  ahnng  trotx  bestätigten  Alckordes  iort  (a.  a.  0.  Note  18 
zu  Art.  638  {§  544 j  HPO). 

2.  Mit  der  Rechtskraft  des  BescUasscs  über  Annahme  des  Akkordes 
t  ri  ringt  der  Sf  hiildnpr  seine  volle  Rechts-  und  Prozeßfähigkeit  wieder  t  a  a.  0. 
N  tc  1).  Die  tilaubiger  können  die  Befriedigung  ihrer  Forderungen  nur 
ua  }i  ^[aBgabe  des  Akkordes  (nieht  im  KonkursverfMireo)  naobsncben  (a.  a.  0. 
2iote  7  und  H), 

3.  Wegen  demjenigen  Teils  der  Forderung,  der  durcii  den  Akkord 
nicht  gedeckt  ist,  kann  der  OlKnbiger,  der  dem  Akkord  nicht  sagestimmt 

kat,  vorn  P.rtrtren  Befriedigung  verlangen  (a.  a  f >  Nnte  10  uiifl  1 1 1. 

4.  Bezüglich  der  nicht  angemeldeten  Forderungen  cf.  Anui.  zu  %  541. 
Den  gamieht  angemeldeten  Fordenmgen  sind  auch  diejenigen  gleichaoaditMi, 
die  zwar  angemeldet,  aber  wegen  Nichtbeibringung  der  Beweisdokumente 
gemäß  g  492  aus  dem  Verzeichnis  der  Forderungen  gestrichen,  oder  gemäß 
§  5U9  aal  den  Proseßwcg  venrieoen  sind:  anch  dtem  Forderangen  werden 
\  i)n  ileni  Akkorde  nicht  ergriffen  und  können  gegi  n  dt  n  Sihul  lner  in  voller 
üöbe  geltend  gemacht  werden  (a.  a.  0.  Note  2  und  3  zur  Aum.). 

o.  Das  einmal  geschlossene  KonknrsveKahren,  sei  es  gemäß  g  583 
(Anni  \  sei  es  gemäß  §  544.  kann  nicht  wieder  aufgenommen  werden,  sollte 
es  iiich  auch  nachträglich  herausgestellt  haben,  daß  YennögensstUcke  über- 
oeben  wurden  und  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  nicht  verwendet  worden 
sind.  Die  dabei  interessierten  Gläubiger  können  nur  diejenigen  Personen 
zur  Schadenersatzleistung  heranziehen,  denen  die  Schuld  an  diesem  Über- 
sehen vuu  Vermögenntstücken  beizumessen  v&iiG  rebner  und  Doörowolski 
No.  6«4  8.  42511.).  (6») 

Dreizehntes  Kapitel. 

Von  der  Belohnung  für  die  Mühewaltung  an  den  vereideten 
Verwalter  und  die  Kuratoren. 

§  545.  jjDer  Verwalter  einer  jeden  Masse  erhält  für  die  Verrichtung 
seines  Amtes  bis  snr  BrSffnung  des  Konlnirses  ein  Prosent  von  der  ganien 
ans  dem  VermSgen  des  ZaklnngsoniUiigen  erlttsten  Snmme,  wenn  sie  weniger 
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als  tK)(K>)  Rubel  beträgt ;  wenn  tie  ftber  mehr  betragt,  von  dera  OlmacJiieAeiideii 

Betrag  ein  halbes  Prozent." 

A  n  m  e  r  k  u  u  g : 

Der  Ajispruch  auf  Honorierung  kann  von  den  Mitgliedern  der  Kon- 
kursverwaltnni;  (Ktiratoron.  KoTikursvorwulter.  Yorsitzendor)  *»rst  nach 
Beendiguug  des  Koakurtiverfahniis  kreltonil  gemacht  werden  {Bardski 
Note  1  XU  Art.  642  ($648)  HPO)  und  nicht  vor  Genebmigung  aemer  SdiloB- 
rechnung  iQreön0r  nnd  J)vbrvwol»ki  2(o«  660). 

§  546.  ,Nach  Einsetzung  der  Konkursverwaltung  wird  ib-in  Verwalter, 
falls  er  Mitglied  derselben  bleibt,  für  st  ine  Bomiilinng  rinf  H»  lohiiung  nach 
gegenseitipor  Vercinharun«;  zwischen  ihm  nnJ  den  Gläubigern  bestimmt. 
Außerdem  utcht  va  dtT  (ilaubigervt^rtiaiumiung  frei,  nach  Beendigung  des 
Konkones  dem  Verwalter,  der  nch  daicb  besoodeNii  Eifer  in  der  Wahning 
der  IntereeieM  der  Huee  «t^peieichiiet  bat,  einen  gewiesen  Betrag  naeh  ibiem 
Bmiesscn  als  Bflohnunf^  zuzubilligen." 

§  547.  „Wt'iiii  für  die  Masse  zwei  Verwalter  bestellt  sind,  so  teilen  sie 
die  oben  bezeichneten  I^ezütre  unter  einander  zu  gleichen  Teilen.* 

g  54ii.  aDen  Kuratoren,  darunter  dem  Vorsitzenden,  wenn  er  aus  der 
Zabi  der  Ol&nblger  iet,  wird  fttr  deren  BemObnng  nacb  Beendigung  dea  Kon- 
Icartes  inigmmt  zwei  Frosent  Ton  der  gansen  ans  dem  Vermögen  des 
Zabliingsiiiittliigen  erittaten  Summe  bewilligt.''  (60) 

A  n  Tn  e  r  k  11  n  g  e  n  : 

1.  Die  zwei  Prozent  der  Masse  gemäß  «5  ä4l^  sind  nur  von  der  tat- 
sächlichen Scbnldenmasse  zu  rechnen;  Vermögensstilcke.  die  dem  Schuldner 
nicht  gehören,  aber  in  der  Masse  sich  befinden  (Depotgelder  und  deigl.) 
werden  hierbei  nicht  mitgerechnet  (a.  a.  0  No.  662  8,  424). 

2.  Im  Falle  der  Beendigung  des  Konknrsverfahrens  durch  Aklcerd 
bat  der  Schuldner  die  zwei  Prozent  [remiiB  ß  .'^48  zu  zahlen,  falls  die 
Gläubiger  diese  2^1ung  nicht  ausdrücklich  übernommen  hdAi^n  {Bardski 
Note  2  an  Art.  648  <§  642)  HFO). 

§  649.  «Den  Kuratoren,  welche  vor  der  bestimmten  Frist  die  ihnen 
flbertragenen  KonknrsgescbAfte  beendigt  baben,  werden  von  der  Glinbiger- 
▼ersammlnng  oder  von  der  GericbtsbebOrde.  welcher  die  Verwaltnng  unter- 
stellt war,  Belobigungszeugnisse  ausgestellt,  denen  zufolge  sie,  auf  ihren 
Wunsch,  vorzugsweise  für  andere  KonJcursverwaltongen  gewählt  werden.'' 
, Anmerkung: 

Die  Anzeigen  von  der  Zahlungsnnfäbigkdt,  Ton  der  Einsetzung  der 
Konknrsvcrwaltung,  der  Einberufuns  der  allgemeinen  Glänbi-zerversaniinliuiir. 
von  der  Natur  der  Zahlungsanfähigkeit,  die  Hlidesnorm  der  Verwalter,  der 
Zablnngsnnfftbigen  nnd  der  Angestellten  derselben,  ebenso  die  Ladung  für  die 
Zusariunenbenifung  der  Gläubiger  erfolgen  nach  den  beigefügten  festgestellten 
Formularen.**  •  - 
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Sössen  zum  russischen  Konkursrechi 

You  Frufciiäur  Dr.  Kletnleller  in  Kiel. 

Die  folgenden  kurzen  Bemerkungen  haben  den  Zweck,  das 
nissische  Recht  durch  Gegenüberstellung  der  entsprechenden 
Grundsätze  des  deutschen  Rechts  zu  beleuchten  und  auf  die 
KoUisionsfragen  in  Verbindung  mit  einer  sununarischen  Losnng 
hinzuweisen.  ^ 

1.  Das  russische  Recht  folgt  mit  der  Unterscheidung  zwischen 
der  kaufmännischen  und  der  nichtkaufmännischen  Zahlung!»- 
unföhigkeit  dem  franzdsischen  System.  Außer  diesem  Grundzug 
treten  im  russischen  Konkursrecht  noch  folgende  wesentliche 
nnd  dem  deutschen  Recht  fremde  Sigentümliclikeiten  benror: 
Es  wird  zwischen  der  gerichtlichen  Erklärung  der  Zahlungs- 
unfähigkeit und  der  ErdSnung  des  Konkursverfahrens  nnter^ 
schieden  (§§  409,  428).  Die  Vorschriften  tragen  vielfach  kasu- 
istischen Charakter  und  binden  das  freie  Ermessen.  Das  Konkurs- 
verfahren hat  zugleich  die  Aulgabe,  dem  sp&teren  Strafprozeß 
durch  eine  formelle  Feststellung  der  schuldhaften  oder  nicht- 
schnldhaften  Verursachung  der  Zahlungsunfähigkeit  vorzuarbeiten 
(§§  387  ff.  bes.  g  391).  Das  Gericht  kann  sich  in  die  Verwaltung 
einmischen  (Anm.  zu  §  432),  es  steht  ihm  aber  nicht  die  Be- 
rufung und  Leitung  der  Gläubigerversammlung  zu  (§  439).  Die 
Masse  beschränkt  sich  nicht  auf  das  zur  Zeit  der  Konkurs- 
eröffnung vorhandene  Vermögen  (§§  478,  530). 

2.  Durch  die  in  Anm.  5  zu  §  384  festgestellte  Praxis  wird 
dem  Konkurseröffnungsbescliluß  eines  nicht  russischen  (Jericlits 
die  universelle  Wirkung  abgesprochen;  folglich  ist  der 

1)  S.  oben  S.  31. 

2)  Die  mit  KO  vt  rbundeneii  g§-Ziffeni  verirdscfi  anf  die  Konknnordnang 
fflr  dM  DenUcbe  Reich. 
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vom  nichtrussischen  Gericht  bestellte  Koukursven^^altf  i  -  lange 
außerstande,  rnssisrhPTi  T^f'liörden  Anträge  zu  steilen  oder 
durch  BevolliiiHchtig^te  in  }\ii[jl;ind  zu  handeln,  als  die  nissische 
VoUstreckbarkeiU'^erklärung:  iiirlit  erfolgt  ist;  nur  m  dem  zur 
Herbeiführung  dieser  Erklärung  bestimmten  Verfahren  muß  der 
Konkursverwalter  auf  Grund  seiner  ausländischen  Legitimation 
handeln  können.  Ob  die  russische  Vollstreckbarkeitserklärung 
des  ausländischen  Eröffnungsbeschlusses  die  Eröffnung  eines 
Konkursverfahrens  in  Rußland  selbst  hindert,  ist  aus  dem 
Gesetzesmaterial  nicht  mit  Sicherheit  zu  beantworten.  Rein 
logisch  urteilend  müßte  man  diese  Frage  bejahen,  weil  die  Voll- 
streckbarkeitserklärung den  fremden  Konkaraverwalter  in  den 
Stand  setzt,  das  in  Rußland  befindliche  Vermögen  des  Ocmein- 
SGhnldners  znr  ausländischen  Konkursmasse  zn  ziehen.  In  Er- 
mangelung einer  besonderen  Vorschrift  ist  anzunehmen,  daß 
nichtmssische  Gläubiger  den  russischen  im  KonkursYerfohren 
gleichstehen  (wie  nach  KO  §  5);  eine  Ausnahme  vgl.  §  416. 

3.  Nach  Aiiin.  üb  und  c  zu  sj  384  wirkt  im  Fall  eines 
nichtkaufnutiiiiischen  Konkurses  der  Eröffnun^siuitra^  stärker 
als  nach  deutschem  Recht  der  Eritlinungsbeschluß,  insofern  ein 
Rocht  der  Vollstreck uiigsgläu biger  auf  vorzugsweise  Befriedigung 
aus  dem  Erlös  offenbar  und  absolut  abgelehnt  wird.  Vgl.  jedoch 
unten  Hera.  16. 

4.  §  886  beweist,  daß  der  Begriff  „Zahlungsunfähig- 
keit" im  Sinne  von  Überschuldung  verstanden  werden  soll, 
während  das  deutsche  Recht  und  die  deutsche  Wissenschaft 
diese  beiden  Begriffe  scharf  trennt,  so  daß  Zahlungsunfähigkeit 
auch  ohne  Vorbandensein  einer  Überschuldung  angenommen 
werden  muß,  wenn  der  Schuldner  dauernd  nicht  imstande  ist^ 
seine  falligen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen.  Vgl.  noch  §  405 
No.  1  und  unten  Bem.  6. 

5.  Die  Anm.  3  zu  §  386  sehreibt  der  Konkiirseroilming 
über  das  Vermögen  der  offenen  Handelsgesellschaft  eine  Folge 
zu,  welche  dem  deutschen  Recht  fremd  ist,  weuii  diese  Anni. 
sagen  will,  daß  die  Konkurseröftnunpr  über  das  Vermögen  der 
offenen  Handelsgesellschait  den  Konkurs  über  das  sonstige  Ver- 
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mögen  der  einzelnen  GeseUBchafter  nach  sich  zieht.  Diese 
Folgerung  müßte  gezogen  werden,  wenn  der  einzelne  Gesell- 
schafter durch  Konkurseröffnung  über  das  GesellschaftsrennÖgen 
nach  russischem  Recht  die  Verfügung  über  sein  ganzes  Ver- 
mögen yerliert.  Würde  nun  eine  im  Deutschen  Reich  wohnende 
Person  mit  einer  in  Rußland  ansässigen  Person  eine  offene 
■Handelsgesellschaft  bilden,  die  ihren  Sitz  in  Rußland  hat  nnd 
wflide  das  mssische  Gericht  Aber  das  GesellschaftsvennOgen 
Eonknra  erOibien,  so  kdnnte  Jene  dem  deutschen  Recht  wider^ 
sprechende  weitgehende  Konsequenz  gegenüber  dem  deutschen 
Gesellschafter  nicht  gezogen  weiden,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
das  deutsche  Eonknrsrecht  die  Umyersalitat  ablehnt. 

6.  Anm.  5  zu  §  386  steht  durch  die  Erklärung,  daß  nur 
das  liquide  Vermöfjcn  ^^emeint  sei.  in  schroffem  Widerspnuh 
mit  dem  Gesetzest^xt,  welcher  vom  ganzen  Vermögen  spricht. 
Aber  die  (iegenüberstelliing  mit  schwer  verwertbaren  Vermögens- 
teilen läßt  erkennen,  daß  auch  hier  nicht  etwa  bloß  die  flüssigen 
Zahlungsmittel  gemeint  sein  können,  daß  also  auch  bei  Be- 
schränkung des  Schlußsatzes  von  §  386  auf  licpudes  Vermögen 
im  Sinne  von  leicht  verwertbaren  Vermögensteilen  der  Begriff 
Zahlungsunfähigkeit  nicht  im  Sinne  des  deutschen  Rechts  ge- 
meint ist.   Vgl.  noch  §  405  No.  1  nnd  §  407. 

7.  Auch  §  405  Xo.  1  stellt  klar,  daß  unter  Zahlungsunfähig- 
keit im  Sinne  des  russisdien  Rechts  die  Vermögensunzulänglich- 
keit oder  Überscliuldung  zu  verstehen  ist.  Die  folgende  Anm. 
des  Übersetzers  bekräftigt  diese  Annahme. 

8.  Die  Ko.  S  und  4  des  §  407  bezeichnen  kasuistisch  ge- 
faßte Anzeichen  der  „Zahlungseinstellung". 

U.  Die  oliligittonsche  Halt  des  nemeinschuldners  als  regel- 
mäßige Folge  der  Zalilungsunfähigkeit  oder  der  T'lx'rsciiuldung 
ist  eine  mittelalterliche  Einrichtung.  Durdi  diese  entfernt  sicli 
das  russische  Recht  am  weitesten  vom  deutscht  ri  K'ccht  (Kü 
tfij  101,  106).  ^  4\\1  nötigt  auf  Art.  17  des  Haag.  r  Abkommens 
zur  Regelung  von  Fragen  des  internationalen  Pri\ atrechts  vom 
14.  11.  96  hinzuweisen,  dem  sich  Rußland  18U7  angeschlossen 
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hat  (RGBl.  1899  S.  292,  294);  hiernach  findet  die  Persoualhaft 
auf  Xichtniss  11.  welche  einem  der  Vertrag:sstaaten  angeliören 
und  in  Kiiiiland  liir  zahlnnpfsnnfähipr  erklHrt  w  t^rden.  unter  den 
nämlichen  Voraussetzungen  und  im  nänilieheu  ('nifancr  Anwendung 
wie  auf  Russen.  Vgl.  diese  YAsch.  XllI  1  ff.  rxiOtt.  Auf  Per- 
sonen, über  deren  Vermögen  in  einem  andern  Staat  das  Konkurs- 
verfahren eröffnet  worden  ist,  findet  §  410  keine  Anwendunjr. 
weil  der  Eroffniingsbeschhiß  weder  formell  dem  nafh  409  zu 
erlassenden  Beschluß  über  die  Zahlungsunfähigkeit  frleichgestellt 
werden  kann  noch  materiell  die  Voraussetzungen  404, 
405,  407)  vor  Erlaß  eines  solchen  Sröffnungsbescblusses  ge- 
prüft sind. 

10.  Neben  §  528  vgl.  noch  §  512.  Die  Ausnahme  für  den 
Fall  der  auf  Unglück  beruhenden  Zahlungsunfähigkeit  l&ßt  er- 
kennen, daß  das  russische  Recht  gegen  den  Zahlungsunfähigen 
eine  Präsumtion  des  Verschuldens  gelten  läßt,  welche  erst  durch 
den  Nachweis  des  ünglttcks  als  Quelle  der  Zahlungsunfähig- 
keit gebrochen  werden  muß  (§  888).  Dagegen  setzt  die 
deutsche  KO  besondere  den  Gemeinschuldner  belastende  Umstände 
Torans,  wenn  ausnahmsweise  die  Haft  verhängt  werden  soll 
(KO  §§  101,  106). 

11.  Das  Verfahren  j^efjen  den  nichtkaufmännischen  Scliuldner 
näliert  sich  hinsiclitlicU  der  Haft  dem  deutscheu  Recht  (KO 
§  101  Abs.  2). 

12.  Vgl.  die  ähnlichen  Bestimmungen  im  §  910  der  deutschen 
CPO  mit  KO  §  372. 

13.  Vgl.  KU  §  65. 

14.  Vgl.  KO  76,  Hl,  wonach  jedoch  einmalige  Ein- 
rü(  kang  genügt.  Wenn  es  sich  auch  im  §  413  nicht  um  die 
Bekanntgabe  des  Eröffnungsbeschlusses  sondern  des  Beschlusses 
über  die  Zahlungsunfähigkeit  handelt,  so  hat  doch  diese  Bekannt- 
machung eine  ähnliche  Bedeutung  wie  diejenige  der  Konkurs- 
eröffnung nach  deutschem  Hecht. 

l.j.  Zu  4<  410  vgl.  KO  §  106  Abs.  1  a.  E.  Das  obliga- 
torische Veräulierungsverbüt  nach  ^  415  bedeutet  einen  Mittel- 
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weg  zwischen  der  nach  ileutiicheni  Recht  (KO  §  6^  als  Folge 
der  Konkurseröffnung  von  Rechts  wegen  eintretenden  Entziehung 
der  Verfügnngs-  und  Ver\val}im^:>befugnis  und  dem  gemäli  KO 
ß  106  als  Vorliiufer  der  Kciikiirseröftnung  nach  richterlichem 
Ermeiiäen  zulässigen  allgemeinen  Veräuikruiigsverbot. 

16.  Die  in  Änm.  la  zu  g  415  bezeichnete  Folge  der  nicht- 
kaufmännischen  Zahlungsunfähigkeit  stimmt  zwar  nicht  formell 
aber  im  Ergebnis  mit  dem  Einfluß  der  Konkurseröffnung  nach 
KO  §  14  überein,  wenn  man  annimmt,  daß  auch  nach  russischem 
Becht  durch  Pfändung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  ein 
Pfandrecht  erworben  wird  (vgl.  Anm.  Ib). 

17.  Zu  §  41Ö  Anm.  2  bleibt  zweifelhaft,  welche  Mitteilung 
gemeint  ist,  aber  die  im  §  415  enthaltene  Ven^Tisung  anf  die 
nach  ^  413,  414  erfolgenden  Anzeigen  nötigt  fast  zu  der  An- 
nahme, daß  das  Veräußerungsverbot  mit  jener  Anzeige  wirksam 
wird,  auf  Grund  deren  es  ergeht.  Welche  civüiechtlichen 
Wirkungen  das  nissische  Recht  an  das  Veräußerungsverbot  knüpft, 
ist  nicht  ersichtlich;  wfirde  eine  im  Gebiet  des  Deutschen  Reichs 
befindliche  zum  Vermögen  des  rassischen  Gemeinschuldners  ge- 
hörige Sache  oder  eine  solche  Forderung,  welche  diesem  gegen 
einen  im  Deutschen  Beich  wohnenden  Schuldner  zusteht,  im 
Deutschen  Beich  veräußert,  so  wDrde  der  böggläubige  wie  der 
gutgläubige  Erwerber  (vgl.  §  135  Abs.  2  des  BGB)  zu  schätzen 
sein,  weil  dem  Veräußerungsverbot  des  russischen  Gerichts 
außerhalb  der  russischen  Grenzen  jede  Verbindlichkeit  mangelt. 

18.  Nach  §  416  tritt  eine  dem  oftenen  Arrest  (KU  HO, 
118)  entsprechende  Wirkung  anf  (ininil  di'S  Beschlusses  über 
tlii'  Zahlungsnnfäliipki'it  von  Rcdits  wcjrcn  ein;  die  Anmeldefrist 
ist  keine  richterliclie  (KO  §  138),  sundern  line  gesetzliche. 

19.  Nach  Anm.  4f  zu  §  416  fehlt  den  Kreditanstalten  so- 
wohl das  dem  kaufmännischen  Zurückbelialtungsrecht  ent- 
sprechende Recht  auf  abgesonderte  Befriedigung  (vgl.  KO  §  49 
Nr.  4)  als  die  Auirechnungsbefugnis. 

20.  Zu  §  416  Anm.  5:  Nach  KO  §  142  hat  die  Nidit- 
einhaltung  der  Anmeldefrist  nicht  wie  nach  russisclieiu  Recht 
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materielle  Naditeile  (§  610  mit  |  605)  im  Gtafoige,  ttbcor  der 
ansländisdie  (rl&ubiger,  welcher  yerspifeet  anmeldet,  muß  sich 
die  ABwenduiff  des  mssischeii  Yerf ahreiu,  folgUcli  die  Zurück- 
stellnng  seiner  Foidemiig  im  Bang  gefallen  lassen;  der  aus- 
ländische Ql&nbiger  ist  jedoch  durch  die  längere  Anmeldnngs- 
frist  einigermaßen  geschätzt.  Anch  nach  deutschem  Recht  kann 
anf  Gmnd  einer  vor  der  KonkoiserQffnnng  entstandenen  Konknis- 
foxdenmg  keine  neue  EonkurserSifnung  beantragt  werden,  so- 
lange das  alte  Konkorsrerfehren  noch  schwebt. 

21  Zu  §  416  Anm.  6  ist  zu  bemerken,  daß  sich  für  das 
deutsche  Kecht  die  Zulässiprkeit  der  Häuluiio:  mehrerer  Forderuugs- 
anineldungen  in  einem  8ctirittstück  aus  ^  260  CFO  mit  §  72 
KO  eigibt 

22.  Nach  §  410  mnfi  obligatorisch  eine  Vorsichtsmafiregel 
hinsichtlich  des  beweglichen  Vermögens  durchgefOhrt  werden, 
welche  nach  §  106  KO  nur  aosnahmsweiBe  und  nur  durch 
besonderen  Gerichtsbeschluß  yerfOgt  wird. 

23.  Der  §  420  verfügt  ähnlich  wie  KO  §§  6  und  79  für 
den  Fall  der  Konkurseröffnung. 

24.  Die  Anm.  2  zu  §  420  zeigt,  daß  die  grüiidsätzliche 
Auffassung  der  Rechtsstellung  des  Konkursverwalters  in 
Rußland  die  nämliche  ist  wie  im  Deutschen  Reich,  wenn  aucli 
der  russisclie  Konkursverwalter  in  weit  größerem  Umf  uige  als 
dies  nach  KO  129,  132  ff.  der  Fall  ist,  eine  Einmischung 
der  Gläubiger  in  die  Verwaltung  zu  dulden  hat. 

25.  §  423  nötigt  das  Gericht,  abweichend  von  KO  §  125, 
den  Offenbarungseid  dem  Gemeinschuldner  von  Amts  wegen 
abzunehmen.  Gemäß  Art.  5  des  Haager  Abkommens  (Bern.  9) 
kann  das  russische  Gericht  das  Gericht  eines  Vertragsstaates, 
in  welchem  sich  der  Schuldner  aufhält,  um  die  Eidesabnahme 
ersuchen.  Ob  der  nach  dem  zweiten  Satz  des  §  423  vor  der 
Eidesleistung  zu  machende  Vorhalt  bei  der  im  Ausland  erfolgenden 
Eidesabnahme  nach  Maßgabe  des  Art.  10  des  Haager  Abkommens 
der  Beeidigung  vorausgeschickt  werden  darf,  mag  als  zweifei- 
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haft  erscheinen. Der  ersuchte  Riclitor  darf  diesen  Vorhalt  nur 
niaclien,  wenn  auch  bei  Aburteilung  iu  dem  Staate  des  ersuchten 
Gerichts  infolge  der  Angabe  vor  der  Eidesleistung  Straflosigkeit 
eintritt  oder  wenn  in  diesem  Staate  die  Verheimlichung  mit 
Beziehuno;  auf  ein  in  liußland  anhangiges  Konkursverfahren  über- 
haupt nicht  strafbar  ist.  Die  Verheimlichung  von  Vermögens- 
stücken wird  nach  russischem  Rti  iit  allerdinps  erst  mit  der 
lieistung  des  Offenbarun^^eides  vollendet,  wt  il  dieser  immer 
ahprenommen  werden  muß,  die  Angabe  vor  der  Kidesleiütung  ent- 
hält also  einen  Rücktritt  vom  Versuch.  Wo  dagegen,  wie  im 
Deutschen  Reich,  die  Abnahme  des  Offenbarungseides  nicht  obli- 
gatorisch, weil  von  einem  Antrag  abhänj^ig,  ist,  wird  die  Ver- 
lieimlichung  schon  dadurch  vollendet,  daß  dem  Verwalter  nicht 
spätestens  bis  zur  Aufnahme  des  Inventars  von  dem  Vorliandensein 
eines  Gegenstandes  Anzeige  gemacht  wird;  denn  auf  ti rund  des 
Inventars  wird  die  Bilanz  erriclitet  und  sind  alle  weiteren 
Verfügungen  über  die  Masse  zu  machen.  Nach  deutsciiem  Recht 
ist  nun  mangels  der  universellen  Wirkung  IrtMudt  r  Erüffnungs- 
beschlüs.se  eine  in  Rußland  begangene  Verheimlichuns:  nur  dann 
strafbar,  wenn  im  Deutschen  Reich  daü  Konkursverfahren 
eröffnet  ist  (Vgl.  diese  Zisch.  XIII  567,  568).  Wollte  man  aber 
in  strafrechtlicher  Beziehung  dem  ausländischen  Beschluß  uni- 
verselle Wirkung  zuschreiben,  so  müßte  doch  die  Frage,  ob 
die  Verheimlicliung  vollendet  sei,  welche  mit  Beziehung  auf 
ein  in  Rußland  anliängiges  Verfahren  beganffen  wurde,  auch 
im  deutscheu  Strafprozeß  nach  russischem  K  kursrecht  beur- 
teilt werden.  Es  ist  dalicr  der  um  die  Abnahme  des  Offen- 
barnii;„'^seides  ersuchte  deutsche  Richter  in  der  Lage,  bis  zur 
Leistung  des  Eides,  wenn  überhaupt  eine  strafbare  Handlung,  nur 
einen  Versuch  der  Verheimlichung  anzunehmen  und  in  der 


5)  Art.  10  des  Haagcr  .Uikorniiiciis  lautet:  ^Die  ein  Krsuchcn  i'rledifjende 
Qericbtsbehtirde  hat  hinsichtlii  Ii  dt  r  zo  beachtenden  Formen  die  Gesetze  ihres 
Landes  in  Anwendung  sa  briugcn.  ' 

„WflnMbt  indeMen  die  ersnchende  Behörde,  d»0  nftcb  einer  beeonderen 
Form  vcrialiren  werde,  so  kann,  auch  wenn  diese  in  der  Oeeetsgebnng  des 
ersuchten  Staates  nicht  vori^csehün  ist.  dem  Antrage  entsprochen  werden,  so- 
fern die  Qeeetatgebang  dieses  Staates  das  gewttnschte  Verjähren  nicht  verhielet." 
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lichtlgen  Angabe  tot  cler  Eidesleistang  einen  Strallosigkeit 
bewirkenden  Rücktritt  vom  Yerstich  zn  sehen  (StGB  §  46);  er 
ist  also  berechtigt,  auf  Ersnchen  des  rassischen  Gerichts  den 
fraglichen  Vorhalt  zn  machen. 

26.  Die  dnrcli  §  425  vorrreseliritbene  Mitwirkung  der 
Gläubiger  und  der  Polizei  bei  der  Aufnahme  des  Vermögens- 
verzeichnisses (vgl.  §  419)  findet  eine  Analogie  in  der 
deutschen  Gesetzgebung  (KO  §  123)  nur  insofern  als  hier  alter- 
nativ die  Zuziehung  einer  obrigkeitlichen  oder  einer 
ürkundsperson  vorgeschrieben  wird;  auch  davon  kann  nach 
§  12S  Abs.  2  KO  das  Gericht  entbinden;  eine  Mitwirkung  der 
Gläubiger  bei  der  Aa£seichnung  findet  nach  deutschem  Becht 
nicht  statt. 

27.  Zu  §  425  Anm.  Ib  vgl.  §  104  KO  wonach  die  Be- 
hauptung des  Gemeinschuldners,  er  sei  zahlungsunfähig,  eine 
weitere  Vorladung  und  Vernehmung  überflüssig  macht. 

28.  Zu  §  430  vgl.  KO  4;§  129,  132. 

29.  Zu  §§  431,  432  Anm.  Id  vgl.  KO  ^ii;  93  und  110. 
wonarli  das  Konkursgericht  die  Terniiiu'  für  die  G laubige r- 
versaniniliing  anberaumt.  Andrerseits  gehen  die  Befugnisse  des 
Konkursgerichts  narh  russischem  Kecht  viel  weiter  als  nach 
KO  ^  83,  84,  92,  99. 

30.  Zu  §  432  Anm.  2  vgl.  KO  §^  III  und  76  besondets 
Abs.  3. 

31.  Zu  §  432  Anm.  5:  Die  KO  f;«;  ÜO,  93 ff.  kennt  i*ine 
Grenze  für  die  Bcscliliiljfiüiigkeit  nur  gcgunüber  dem  Gläubiger- 
ausschuß, nicht  gegenüber  der  Gläubigerversammlung. 

32.  Zu  §  433  vgl.  übereinstimmend  KO  §  94  Abs.  3. 

33.  Zu  §  434  vgl.  übereinstimmend  KO  §  87  Abs.  2. 

34.  Nach  §  435  ist  der  Gläub igerausschuB,  den  die  Kuratoren 
daistellen  —  abweichend  von  KO  §  87  —  in  der  Begel  obli- 
gatorisch. Die  Ausnahme  des  §  443  ist  von  geringer  praktischer 
Bedeutung. 
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35.  Zu  §  439  vgl.  die  abweichende  Bestimmung  in  der  KO 
§  94;  der  Vorsitzende  ist  nach  russischem  Recht  (vgl.  ^  436) 
nicht,  wie  nach  deutschem  Eecht,  der  Konkursrichter. 

36.  Der  §  445  unterwirft  die  dem  deutschen  Glänblger- 
ausschuß  entsprechende  Konkursverwaltung  einer  ähnlichen  Auf- 
sicht wie  den  Konkursverwalter.  Nur  eine  beschränkte  Analogie 

bietet  die  KO  in  den  §§  92  und  135  Abs.  2. 

37.  Auch  §  446  zeigt  erhebliche  Abweichungen  gegenüber 
KO  §§  84,  92  hinsichtlich  des  Verhältnisses  zwischen  dem 
Konkursgericht  und  den  übrigen  Oiganen  des  Konkursverfahrens. 

38.  Abweicliond  von  §  450  läßt  die  KO  §§  129,  132  diis 
freie  Ermessen  des  Gerichts,  des  Gläubigerausschusses  und  der 
Gläubigerversaramlung  entscheiden. 

39.  Der  §  456  entspricht  im  wesentlichen  der  KO  §  131, 
nur  mit  dem  Unterschied,  daß  nach  deutschem  Recht  der  Bericht 
der  Glaubigerversammlung  erstattet  wird. 

40.  Der  Schlufi  des  §  459  bildet  eine  Analogie  zu  den 
74  und  81  der  alten  KO. 

41.  Zu  §  459  Anm.  3  ist  zu  bemerken,  daß  eine  Prozeß- 
fflhrung  durch  die  Gläubigerversammlung  oder  auch  durch  die 
sämtlichen  einzelnen  Gläubiger  im  Falle  der  Weigerung  des 
Konkursverwalters  nach  deutschem  Itecht  deshalb  nicht  möglich 
ist,  weil  der  Gemeinschuldner  hinsichtlich  seines  zur  Masse 
gehörigen  Vermögens  und  der  dieses  Vermögen  betreffenden 
Fltizesse  nur  durch  den  Konkursverwalter  vertreten  wird.  Da 
der  russische  Konkurseröibiungsbeschluß  im  Deutschen  Beich 
keine  Wirkung  äußert,  kann  weder  der  russische  Konkurs- 
verwalter, noch  die  dortige  Konkursverwaltung  oder  die  Gl&ubiger- 
versanunlung  vor  einem  deutschen  Gericht  einen  Civilprozeß 
fahren;  vgl.  diese  ZMk,  Xm  563. 

42.  Die  §§  460—462  vertreten  die  Funktion  des  An- 
f ec h tungsre r h ts.  Vom  deutschen  Anfechtungsrecht  aber 
unterscheidet  sicii  der  russKsche  Rechtszustand  nach  §  462 
wesentlich  dadurch,  daß  die  fraglichen  Rechtshandlungen  hier 

Z«it««liiift  f.  Intwn.  FrivAt-  n.  ÖlTe&Ü.  B«aht.  ZV.  3 
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alü  „nichtig**  bezeiclmet  werden;  durcli  die  Gelteiidinaciiung  der 
Nichtigkeit  werden  auch  die  rechtlichen  Beziehungen  zwischen 
dem  Gemeinscliuldner  und  dem  Erwerber  beseitigl.  während 
diese  nach  KO  ^ij  21)  ff.  unberührt  bieil)en,  weil  nur  den  Konkurs- 
gläubigem  pregeniiber  l  inwirksamkeit  eintritt.  Wenn  die  Hand- 
lung, welche  den  Ansprnch  auf  Rückgewähr  begründet,  nicht 
im  Staatt'  des  Prozeßg-ericlits  vorf^enommen  wurde  oder  wt-itn 
die  am  anzufechtenden  Reciitsgeschäft  beteiligten  Pei'sonen  in  ver- 
schiedenen Staaten  wohnen,  so  ist  das  materielle  Recht  desjenigen 
Staates  anzuwenden,  in  dessen  Gebiet  der  in  Konkurs  geratene 
Scliuldner  Wohnsitz  hat,  denn  der  Anspruch  auf  Rückgewähr, 
welcher  bedingt  durch  die  Rechtshandlung  entstanden  ist,  wird 
durch  die  ungünstige  Vemögenslage  des  Schuldners^  den  for- 
mellen Konkurszustand,  zum  unbedingten;  der  Ort  aber  wo  das 
Vermögen  des  Schuldners  als  Gesamtheit  liegend  gedacht  werden 
mu&,  ist  der  Ort.  an  welchem  der  Schuldner  den  Mittelpunkt 
seines  wirtschaftlichen  Daseins  hat;  nach  dem  Rechte  dieses 
Ortes  muß  ja  auch  sonst  bestimmt  werden,  was  zur  Masse 
gezogen  werden  soU. 

43.  Der  §  463  bestimmt  über  das  Aussonderungsrecht 
der  Ehefrau  und  der  Kinder  in  ähnliciier  —  nur  speziali- 
sierter Weise  —  wie  §  45  KO.  Auch  der  ij  4t):^  nötigt  diu 
Ehefrau  zu  dem  Kachweise,  «laii  sie  nicht  mit  .Mitteln  des  Ge- 
meinsclnildners,  sondern  auf  einvm  der  hier  bezeichneten  Wege 
eruuri».ii  hat;  eine  gleiche  Absicht  verfolgt  der  Abs.  2  hin- 
sichtlich der  Kinder. 

44.  Die  eigenartige  Bestimmung  des  §  465,  welche  das 
Prinzip  des  §  463  durchbricht,  findet  keine  Analogie  in  der 
KO,  welche  den  (irundsat^  des  §  45  sogar  gegenüber  dem 
§  1362  Abs.  2  BGB  rücksichtslos  durchführt 

45.  Abweichend  Ton  §  466  kann  nach  deutschem  Becht 
auch  auf  Grund  eines  obligatorischen  Rechtsverhältnissen  aus- 
gesondert werden,  weil  zur  Begründung  des  Aussonderungs- 
anspruchs der  Nachweis  geni.iü:t,  dali  der  (xe^-enstand  niclit  zur 
Masse  gehört.  (KO  §  43).  Wmii  aber  t^e^enüber  einem  russi- 
schen  Konkursverfahren  und  vor  russischen  Gerichten  ein 
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Aussonderunpsanspnul)  verfolgt  werden  muß,  so  kommt  §  466 
zur  Anwendung,  weil  nur  das  Recht  des  Konkurggtritlits  dar- 
über entscheiden  kann,  welche  im  Staate  des  Konkurtägerichts 
gelegenen  Gegenstände  znr  Masse  zu  ziehen  sind. 

46.  Der  %  467  geht  noch  fiher  das  Prinzip  des  §  466  hin- 
aus, indem  er  Gegenstände,  welche  nicht  Eigentum  des  6e- 
meinschnldners  sind,  zur  Masse  rechnet.  Auch  in  dieser 
Beziehung  haben  die  russischen  Gierichte  nach  dem  in  Bern.  45 
angestellten  Grundsatz  russisches  Recht  anzuwenden. 

47.  Die  §4?  470  ft.  refreln  nicht  bloß  das  Verf  olgu  iigs- 
rec  Ii  t  (droit  de  sttitej  Verkäufers  oder  Einkaufkonimissionärs, 
welcher  Waren  von  au^swärts  an  den  (jeraeinscliuldner  abge- 
sendet hat  iKO  §44),  sondern  auch  den  nmp-pkehrt<'n  Fall,  daß 
der  Gemeinsclmldner  Waren  im  Auftrafr  gekauft  und  verschickt 
hat.  Wie  der  Anm.  zu  §  473  deutlicli  ersichtlich  ist.  leprt 
das  Kussische  wie  das  Dentsr-he  Recht  Gewiclit  auf  die  Erlaiiuninf? 
der  tatsächlichen  Verfüginif^sgewalt;  der  Text  des  472  ialit 
jedoch  insofern  einem  Zweifei  Raum,  als  er  das  Krlanircn  der 
Verfügung  vor  der  Zahlungsunfähigkeit  einerseits  und  nach  d(  r 
KonkurseröfTnung'  and^rrrspits  nnt«'rsfheidet,  während  doch  dirse 
iJeideu  Ereignisse  zeitlich  auseuiandt*rfaüen  (g  409,  428,  vpi. 
oben  Bern  1  *  Der  Zeitpunkt  <h'r  Konkurseröffnung,  auf  den 
sicli  i?  4'2^^  tiezieht,  ist  allerdings  im  (Jesetz  nicht  näher  be- 
zeichnet; ans  dem  Zusammenhang:  darf  man  jedoch  schließen, 
daß  damit  der  Zeitpunkt  der  Kinsetziing  einer  KonkuTSverwaltung 
gemeint  ist,  ^§  431,  435,  438  ü.,  45d,  459. 

48.  Die  Vorschrift  des  §  477  No.  3  eroifnet  der  Konkurs- 
verwaltung fOr  den  Fall,  daß  ein  zweiseitiger  Vertrag  von  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  noch  nicht  erfüllt  i^t,  ebenso  ein 
Wahlrecht  wie  die  KO  §  17  dem  Verwalter.  Das  nämliche 
muß  wohl  gelten,  wenn  ein  zweiseitiger  Vertrag  von  keiner 
Seite  etffiUt  ist. 

4U.  Zu  §  477  Anm.  7  vgl.  KO  §  22. 

ÖO.  Der  §  478  entscheidet  die  durch  KO  g  9  geregelte 
Frage  hinsichtlich  der  vor  der  Konlnirseröffnung  angefallenen 
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Erbsebaiteii  und  YennliclitiiisBe  nicht,  die  Beantwortong  mnB 
also  wie  vor  dem  1.  Januar  1900  im  Deutschen  Reich  dem 
allgemeinen  büigerlichen  Be^t  entnommen  weiden;  man  wird 
übrigens  per  argumentum  t  contraria  annehmen  dfirfen,  daß  die 
vor  der  Konkurseröffnung  nach  Erbrecht  eingetretenen  Anfälle 
dem  zur  Masse  gehörigen  Vermögen  nicht,  wie  nach  KO  §  9, 
entzogen  werden  dürfen  (arg.  §  460).  Wie  in  dieser  Beziehung 
nach  KO  das  Gegenteil  gilt,  so  auch  hinsichtlich  dessen,  was 
nach  der  Konkurseröffnung  dem  Gemeinschuldner  anfällt,  dies 
gehört  gemäß  §  1  KO  nicht  zur  Ma^e. 

51.  Der  §  485  eig&nzt  du  Anfechtungsrecht  (Bern.  42) 
und  regelt  einen  im  Deutschen  Reich  nach  §  30  Ko.  2  KO  zu 
beurteilenden  Fall. 

52.  Zur  Vorbemerkung  1  Abs.  1  a.  £.  zum  Ul.  Abschnitt 
vgl.  KO  §§  Ö7,  59. 

r)3.  Der  §  493  verfolgt  einen  älinlichen  Zweck  wie  die 
A  u  f  r  e  c  h  u  u  n  s  h  e  s  c  h  r  a  ii  k  ii  n  e  n  in  KO  §  öö,  indem  er 
den  Erwerb  (Li  Aiifreclinungsbefiipnis  nach  der  Konkurseröffnung 
ausschließt.  Aber  die  im  Ausland  v(»llzo^i^ene  Aufrechnnnja:  ent- 
zieht sich  der  Wirksamkeit  des  4j  4V).>  und  die  Yeraiiljerung 
einer  Fordernng  an  einen  im  Aü.^lüiid  wohnenden  Schuldner  des 
Gemeinschuldners  hat  keine  den  §§  50,  56  KO  entsprechende 
Folge.  Falls  die  einander  gegenüberstehenden  Furdenmgen 
yerscliiedenen  Rechtsgebieten  angehören,  in  welchen  die  Voraus- 
setzungen für  die  Zuläxssigkeit  der  Aufrechnung  uicht  gleich- 
mäßig geregelt  sind,  .so  ist  grundsätzlich  die  Aufrechnung  aus- 
führbar, wenn  diejenige  der  zwei  Rechtsordnungen  die  Aufrechnung 
ermöglicht,  in  deren  Obiet  der  Aufrechnende  Wohnsitz  hat. 
Der  Aufrechnende  will  sich  von  einer  Schuld  befreien;  ob  der 
Befi'eiungsgrnnd  rpchtliclH»n  Bestand  hat.  muß  beurteilt  werden 
nach  der  RecUtsonlnung,  unter  deren  Herrschaft  diese  Schuld 
steht  d.  i.  der  Rechtsordnung  am  Wohnsitze  des  Aufrechnenden, 
welcher  Schuldner  derjenigen  Verbindlichkeit  ist,  von  der  er 
sich  befreien  will;  von  der  Riclitigkeit  dieser  Auffassung  gelit 
auch  §  50  KO  aus. 
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54.  Zu  §  506:  Der  Rang:  bestimmt  sich  aucli  für  die 
Forderunjren  ausländisclier  dUiubiger  nach  dem  Rechte  am  Orte 
des  Konkursgerichts,  denn  die  Befriedigung  der  Gläubiger  uacb 
einer  bestimmten  Rangordnung  ist  ein  Stück  des  Verfahrens, 
dieses  aber  folgt  immer  dem  Rechte  des  Gerichts,  bei  welchem 
das  Verfahren  an]i;iii;j^ig  ist;  überdies  muß  die  Rangordnung 
eine  einheitliche  für  alle  Gläubiger  sein,  wenn  nirlit  Verwirrung 
entstehen  soll;  anch  darin  erweist  sich  die  Rangordnung  als  ein 
Teil  des  Verfahrens.  Unklar  ist  die  Bestimmung  im  §  506 
Ko.  3  betr.  die  durch  Pfand  gesicherten  Forderungen ;  wenn  die 
Befriedigung  des  Pfandgläubigers  aus  dem  Pfände  in  Überein- 
stimmung mit  dem  deutschen  Recht  außerhalb  des  Konkursver- 
fahrens erfolgt  (Anra.  4c),  so  bedürfen  diese  Forderungen  keines 
Ranges;  vgl.  anch  die  Anm.  von  Klibanski  zu  §  507.  Nach 
§  506  soll  es  keine  Ausfallfordenmgen  geben  f?).  sonst  müßte 
man  annehmen,  daß  die  Ausfallforderung  des  Pfandgl&nbigers 
ohne  Bücksicht  auf  die  sonstige  Natur  der  Forderung  den  ersten 
Bang  genießt,  wäbrend  im  Deutschen  Becbt  der  Rang  der 
Ausfallfoidening  gemäß  KO  §§  61,  64  von  der  Eigenschaft  des 
Gläubigers  und  dem  Schuldgmnd  abhängt. 

55.  Nach  §  507  bestimmt  bei  Unzulänglichkeit  des  Ver- 
mögens die  Summe  aller  übrigen  Forderungen  der  1.  Klasse, 
die  den  Kirchengeldern  nachstehen,  das  Verhältnis,  in  welchem 
jene   übrigen    Forderungen    gleichmäßig    befriedigt  werden. 
Unklar  bleibt,  ob  die  im  §  506  genannten  Forderungen  nach- 
eiiiaiKU-r    nach    Maljgaljt-    der   verfügbaren    Mittel  befriedigt 
werden  oder  jeweils  gleichzeitig  und  verliältnismäßig.  wenn 
Aussicht  auf  volle  Befriedigung  aller  Forderungen  der  1.  Klasse 
vorhanden  ist. 

56.  Der  im  §  522  erwähnte  Termin  entspricht  dem  Schluß- 
er ml  n  nach  KO  §  162. 

57.  Der  %  540  ergänzt  das  Recht  Aber  die  Bückgewähr; 
vgl.  oben  Bem.  42  und  51. 

58.  Im  §  542  wird  ein  dem  „Zwangsvergleich"  (KO 
§i;  173  ff. *  ähnliches  Institut  zu^relassen:  vgl.  §  544.  Da  der 
Be^tätigungsbeschluß  des  russischen  Gerichts  im  Deutschen  Iveiche 
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keine  Autorität  genießt,  kann  das  in  Rußland  abgeschlossene 
Abkommen  im  Ausland  nur  zun  Nachteile  solclier  Gläubiger 
wirken«  welche  für  das  Abkommen  gestimmt  haben. 

59.  Der  in  Anm.  5  zu  §  544  ansgesprocliene  Bechtssatz 
fiber  die  ünznliUuigkeit  der  Wiederaufnahme  mißt  dem 
Zwangsvergleiche  eine  Kraft  hei,  welche  ihm  nach  deutschem 
Becht  fehlt;  EO  §  198. 

60.  Zu  §§  545  fi.  v<t1  die  KO  §§  85,  91.  Eine  Verein- 
barung zwischen  dem  Ivunkursverwalter  und  den  rilHubigera 
über  die  Yeigütuiig    sykö)  ist  nach  deutschem  Hecht  unzulässig. 
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Sind  deutsche  Gerichte  zuständig  für  Scheidungsprozesse 

französischer  Ehegatten? 

Von  Theodor  IVlomoyer« 

In  einem  praktischen  Fall  ist  fraglich  geworden,  ob  das 
dentsche  Landgericht,  vor  welchem  ein  französischer  Staatsbürger 
gegen  seine  —  französische  —  Ehefrau  die  Ehescheidongslclage 
anstellt,  wfthr^d  beide  Ehegatten  zur  Zeit  der  Slageerhebung 
ihren  Wohnsitz  im  Bezirk  dieses  Gerichtes  haben,  znständig  sei. 

Die^e  Frage  ist  aus  folgenden  Gründen  zu  .bejahen : 

T.  Als  gesetzliche  Grundlagen  iür  die  Beantwortung  der 
aufg<^worfeiien  Frage  sind  zu  berücksichtigen: 

a)  §  (306  WO: 

h)  Art.  f)  des  interiiatioiialeii  Al)knmmens  „zur  Kepfeliinfr 
des  Geltungsbereichs  der  Gesetze  und  iler  (rericlitsbarkeit  auf 
dem  Gebiete  der  Ehescheidunj?  und  der  Tremiung:  von  Tiscli 
und  Bett"  vom  12.  6.  02  (ratiiiziert  am  1.  6.  04  und  publiziert 
im  BGBl  vom  1.  7.  04  (No.  27,  S.  221  ^) 

n.  §  606  Abs.  1  CPO  erklärt  das  Landgericht  des  Wohn- 
sitzes des  Ehemanns  regelmäßig  für  zuständig  für  die  Scheidungs- 
klage. Der  4.  Absatz  des  §  606  bestimmt  aber:  „Sind  beide 
Ehegatten  Ausländer,  so  kann  die  Scheidungsklage  im  Inlande 
nur  erhoben  werden,  wenn  das  inländische  Gericht  anch  nach 
den  Gesetzen  des  Staates  zuständig  ist,  dem  der  Ehemann 
angehört". 

III.  Art.  ö  des  AljkouinuTis  vom  12.  6.  02  bestimmt: 
„Die  Klaire  auf  Schei(biiig  oder  auf  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  kann  erhohen  werden: 

1.  vor  der  nach  dem  Gesetz  des  Heiraatstaats  der  Ehe- 
gatten zuständigen  Gerichtsbarkeit; 
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2.  vor  der  zuständigen  Gerichtsbarkeit  des  Orts,  wo  die 

Ehegatten  ihren  Wohnsitz  haben.  Die  (rerichtsbarkeit 

des  Heimatstaats  ist  allein  berufen,  soweit  sie  für  die  Schei- 
dungs-  oder  Trennun^sklage  ausschließlich  zuständig  ist. 

[Der  Schlußsatz  des  Art.  o:  ^Duch  bleibt  die  fninde 
Gericlitsliarkeit  zuständig"  usw.  kommt  für  die  vurlietreiuie 
Fraise  nicht  in  Bctrarlit;  er  bezieht  sicii  auf  eine  für  die  oben 
autgeworfene  Frage  nicht  interessierende  Saclilnce  wie  (Jie 
zutreffende  Ausführung  der  vom  Reichskanzler  dem  Reichstag 
vorgelegten  Denkschrift  (iilige(lrn(  kt  Ztsch.  XTV.  524  ff.)  zu 
Art.  5  a.a.O.  {Ztsch.  a.  a.  ().  WM\).  entsprechend  der  .Ausführnng 
in  „Actes  de  la  froisieme  Conference  de  In  Hat/e  pour  le 
droit  internatfonui  prive".  1900  '  Ld  Hai/e,  Imprinn^ie  nati- 
onate  lUÜÜj  8.  211,  letzter  Absatz  zu  Art.  ö,  darlegt. 

Da  Frankreich  dem  Abkommen  beigetreten  ist  (BGBl  1904 
a.  a.  0.),  so  ist  —  nach  Maßgabe  des  Art.  9  des  Abkommens  — 
Art.  ö  cit.  für  den  vorliegenden  Fall  an  Stelle  des  $  606  CFO 
maßgebend. 

TV.  Die  Fassung  des  Art.  h  cit.  erfordert  ein  kurzes  Ein- 
gehen auf  die  Geschichte  dieser  Vorsclirift.  —  Im  ersten  Entwurf 
(1894)  lautete  die  entsprechende  Bestimmung  auders  ;  sie  eröffnete 
einfach  die  Wahl  zwisclien  dem  forum  domicilii  und  dem  nach 
dem  lleimatrecbt  der  £hegatten  zuständigen  Gericht.  („Actes 
de  la  d^uxieme  conf^^nce  de  la  Haye,  1894",  —  La  Baye, 
Tmprimerie  nationale  1894,  —  Protocole  final  S.  3.)  -  Die 
bei  der  dritten  Haager  Konferenz  (1900)  mit  dem  Scheidungs- 
abkommen befaßte  Kommission  gab  dem  Art.  5  die  jetzige 
Fassung.  („Actes  de  la  troisiefne  Conference  de  la  Haye,  1900*, 
8.  194  ft.,  210,  215.)  Der  Keferent  der  Kommission,  L.  BenauU, 
erklärte  als  Quintessenz  der  nunmehrigen  Fassung  ^La  fwrir 
dicHan  noHomUe  ne  re^oü  Jamais  d'excepHan^,  Die  Denk- 
Schrift  des  Beichskanzlers  zu  Art.  5  (Ztsch,  a.  a.  0.  536)  sagt: 
«Der  Art.  5  geht  in  No.  1  davon  aus,  daß  die  Gerichtsbarkeit  in 
erster  Linie  dem  Heimatstaate  der  Ehegatten  zusteht  und  daß  sor 
insoweit^  als  dessen  Gesetz  eine  ausschließliche  Gerichtsbarkeit 
nicht  in  Anspruch  nimmt,  die  Klage  auch  bei  der  in  No.  2 
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beseicluieten  Gericbtsbarkeit  des  Wolmsitzes  der  Ehegatten 
erhoben  werden  kann*'.  — 

Indessen  ist  sowohl  in  dieser  Bemerkung  als  In  den  vorhin 
angefOhrten  W<Hten  Jtenaults  (wohl  nnter  dem  Bindmck  der 
stattgehabten  Änderung  des  Entwurfes  von  1894)  die  Bedeutung 
der  In  der  definitiven  Fassung  des  Art.  5  ausgesprochenen 
Zulassung  des  forum  domicUü  nicht  ganz  zu  ihrem  Becht 
gekommen.  Denn  Art.  6  stellt  Ja  doch  den  positiven  Grundsatz 
auf,  daß  im  ganzen  Yertragsgebiet  auch  das  fomm  domiciUi 
der  Ehegatten  zustündig  ist  Ans  der  Stellung  und  Ftesung 
des  jener  Grundregel  nachfolgenden  Ausnahmesatzes  ergibt  sich, 
daß  wer  behauptet,  das  im  gegebenen  Fall  maßgebende  Heimat- 
recht der  Ehegatten  beanspruche  ausschließliche  Kompetenz  für 
seine  Gerichte,  dies  beweisen  muß,  wobei  freilich  dsa  Gericht 
im  Sinne  des  §  293  CPO  ex  officio  eigene  Ermittelungen  an- 
stellen kann  und  soll.  In  Ermangelung  eines  Eigebnisses  der 
angestellten  Ermittelungen  hat  es  aber  bei  der  Zuständigkeit 
des  Wohnsitz-Gerichtes  sein  Bewenden.  Darin  liegt  ein  Unter- 
schied gegenüber  der  Bestimmung  des  §  606  Abs.  4  OPO,  nach 
welcher  die  Kompetenz  deutscher  Gerichte  durch  die  positive 
Feststellung  bedingt  ist,  daß  das  ausl&ndische  Heimatrecht  die 
deutschen  Gerichte  fOr  zuständig  erkl&rt 

Art.  6  cit  schaltet  das  fomm  domicUii  ffir  den  Fall 
ans,  daß  „die  Gerichtsbarkeit  des  Heimatstaats  ausschließlich 
zuständig  isf*.  Im  französischen  Text  heißt  es:  „oü  cette 
ßnridiicHon  est  seule  compStente^,  Im  Kommissionsbeiicht 
(„Actes*  1900  S.  210)  ist  gesagt,  es  werde  dem  Heimatrecht 
erlaubt  „d*exdmre  la  juridictüm  du  domicäe*.  Somit  ergibt 
sich,  daß  das  deutsche  forum  domudUi  keineswegs  nur  dann 
gilt,  wenn  es  im  gegebenen  Fall  durch  das  französische  Heimat- 
lecht  podtiv  anerkannt  wird,  daß  vielmehr  das  forum  domieiKi 
stets  in  Geltung  bleibt,  wenn  das  Heimatrecht  Irgend  eine 
ausländische  Instanz,  gleichgültig  unter  welchen  Voraussetzungen, 
ffir  den  gegebenen  Ehescheidungsfall  als  zuständig  anerkennt. 

Dieser  wesentliche  Unterschied  gegenfiber  §  606  Abs.  4  CPO 
fährt  mm  insbesondere  dazu,  daß  das  deutsche  /onim  domicÜU 
begrfindet  ist,  wenn  das  französische  Recht  die  Prorogation 
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eines  anBländischen  Forums  bei  Ehescbeidiingsklagien  franzteischer 
Bfiiger  zuläßt,  gleichgültig  ob  im  gegebenen  Fall  eine 
solche  Prorogation  vorliegt   (8.  unten  Ko.  VI.) 

V.  Es  ist  vielleicht  nicht  übertiiissig,  uui  iolgendes  hin- 
zuweisen : 

Die  Worte  in  Art.  5  No.  2:  ^vor  der  zuständigen  Gericlits- 
barkeit  fd^mnt  Ja  juridietion  cohijieteKtej  des  Ortes,  wo  die 
Ehegatten  iliren  Wohnsitz  haben',  haben  nicht  etwa  den  Sinn, 
daß  die  Staats vertraofliche  Geltung  des  forum  domiclHi  davon 
abhän^iir  sein  soll,  daß  und  wie  weit  die  lejo  domicilii  diesen 
nrimdsatz  anerkenne.  Wäre  dies  der  Sinn  jener  Worte,  so 
würde  §  606  Abs.  4  CFO  diinli  sie  auf  einem  Umweg  doch 
wieder  zu  maßgebliclier  Bedeutung  erhoben.  Aber  das  ist  nicht 
der  Fall.  Jene  Worte  besagen  vielmehr  nur,  daß  die  lex 
dominlil  des  näheren  diejenige  Behörde  bestimmt,  welche 
sachlieh  zuständig  ist.  Tm  Kommtssinnsberirht  \  Actes  1^)00 
S,  211)  heißt  es  darüber:  „Cesf  naturellen}*-)}!  hi  loi  de  ce 
lieu  qui  (lötermi}ie  q  u  et  l  e  Juridlctiofi  est  iompeiente." 

Es  mag  hierbei  daran  erinnen  st m.  im  internationalen 
Verhältnis  z.  B.  auch  Verwaltungsitehordtn  und  kirchliche 
Organe  als  yjuridiction'"  in  diebem  Sinne  in  Betracht  kommen. 

VI.  Die  civilprozessualischen  Zustandigkeitsbestimmungen 
der  französischen  Gesetzgebung  sind  dürftig.  Die  in  Frank- 
reich geltenden  Grundsätze  über  den  Gerichtsstand  sind  in  der 
Hauptsache  durch  Doktrin  und  Praxis  entwickelt  worden. 
Bezüglich  der  Klagen  von  Franzosen  gegen  Franzosen  im  Aus* 
land  knüpft  die  Judikatur  an  Art.  15  des  0.  C.  und  an  ein 
Sdikt  von  1778  an,  welches  den  Franzosen  bei  einer  Strafe  von 
1500  Francs  verbot,  gegen  Franzosen  vor  ausl&ndiscben  Ge- 
richten zu  klagen,  während  Art.  15  des  C.  G.  bestimmt:  „ün 
Fran^ais  pourra  itre  iraduit  äevant  uu  trihunal  de  France, 
p&ur  des  Miffations  par  hU  contractäes  en  paffe  itranger, 
mSme  avec  un  Oranger^ , 

Auch'  nach  dem  Inkrafttreten  des  Code  NapoUon  hat  die 
Judikatur  dem  Edikte  von  1778  teilweise  Anwendbarkeit  bei- 
gemessen und  daran  die  Folgerung  geknüpft,  daß  ausländische 
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Gerichte  ffir  ProMflse  zwischen  Tranzoeen  muuständig  seien. 
Erst  allmfthlig  hat  die  Praxis  sich  dahin  gemildert,  daß  dieser 
Gnuidsatx  nicht  zwingenden  Rechtes  sei  and  daß  dnrch 
aasdr&ckliche  oder  stillschweigende  Tereinbarang  der  fran- 
zösischen Brozeßparteien  ein  ausländisches  Gericht  ziist&ndig 
werden  k9nne. 

ttber  die  Geltung  dieses  Grundsatzes  besteht  lieute  in 
der  französischen  Judikatur  und  Literatur  Einhelligkeit.  S. 
Dalloz.  Nouveau  cod4'  ciml  annot4  et  expliquä  d'apris  la 
jurisprudence  et  la  doctrine  ^Paris  1900),  Bd.  I  S.  199,  Note  75 
zu  Art.  15. 

Diese  liberalere  Praxis  ist  für  Ehescheidungsprozesse  allem 
Anschein  nach  zu  dem  Grundsatz  gesteigert  worden,  daß  die 
Kompetenz  ausländischer  Gerichte  ohne  weiteres  anerkannt 
wild,  wenn  sie  nach  der  betreffenden  ausländischen  lex  fori 
begründet  ist. 

Bei  DalloM  a.  a.  0.  Bd.  I S.  Ö03,  Note  109  zu  Art.  234  C.  G. 
wird  schlechtweg  gesagt: 

„Lea  Fronau  domicüiäs  ä  Vitranger  peuvmt  demander 
le  dioorce  <m  la  siparaHon  de  corps  demnl  les  irünmauap  tht 
pays  oü  Ü8  se  trouvent,  si  les  lois  de  ce  pays  ne  8*ff 
opposent  pas;  ils  n'ont  alors  ä  observer  que  les  regles 
de  procedure  en  usage  datis  le  Jieu  oü  ils  ont  formi  leur 
äcmande."  Als  jüngsteü  Urteil  wird  dazu  zitiert:  Lyon, 
25.  Februar  1887. 

Übereinistiinmoiid:  Vincent  d:  Pänaud,  Dictionnaire  de 
droit  international  prive  iFaris  1888).  S.  791,  Note  44. 

Nach  dem  oben  unter  IV  dargelegten  Gesichtspunkt  bedarf 
es  zur  praktischen  Kntscheidang  der  hier  in  Rede  stehenden 
Znständigkeitsfrage  keiner  Untersuchung,  ob  der  soeben  aus 
Dalloz  referierte  Satz  unangefochten  gilt.  Denn  die  zweifel- 
lose Zolässigkeit  der  Prorogation  des  ausländischen  forum 
domtcUH  nach  französischem  Rechte  reicht  hin,  um  nach  dem 
Haager  Abkommen  die  Kompetenz  der  dentsclien  leäc  domicÜU 
zu  begründen,  und  zwar  auch  ohne  daß  Prorogation  im 
gegebenen  Fall  vor  liegt.  Die  Anerkennung  des  Urteils  in 
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Fnuikreich  ist  dnreb  Art.  7  des  Haager  Scbeidongsabkommens 
staatsvertraglich  gewtiirkistet 

Daß  der  Yorbebalt,  welchen  Art.  5  des  Haager  Abkommens 
för  den  Fall  exklusiver  Inansprochnahme  der  Kompetenx  seitens 
der  Heimatgeschickte  macht,  für  Fhmkreieh  nicht  Anwendnng 
findet,  wird  übrigens  ancb  bestätigt  dnrcb  die  von  L,  Renault, 
dem  französischen  Konferenz-Delegierten,  in  dem 
Kommissionsbericbt  {„Actes"  1900  8.  211)  gemachten  Be- 
merkungen, in  welchen  auf  Ungarn,  Spanien,  Rußland,  Schweden, 
Norwegen,  Dänemark  ahi  auf  L&nder  hingewiesen  wird,  for 
welche  derYorbehalt  praktisch  werde,  nicht  aber  auf  Frankreich. 

Vn.  Das  Ergebiiis  der  vorhergrehenden  Feststelinn p'en  ist, 

a)  daß  selbst  wenn  die  strengere  Vorsciirift  des  §  Abs.  4 
CP()  maßgebend  wäre,  das  deutsche  Wohnsitz^ericht 
für  die  Ehescheidiingrskla^e  z\vis(  hen  Franzosen  als 
zustand ig^  gelten  müßte,  weim  der  Beklagte  sich  auf 
das  Verlahren  einlaßt: 

b)  daß  aber  nach  dem  in  Wahrheit  maßgeblichen  Art.  5 
des  Haager  Abkommens  auch  gegen  den  Willen  des 
französischen  Beklagten  das  Landgericht  des  deutschen 
Domizils  der  Ehegatten  zuständig  ist. 
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Von  t  I>r-  Franz  Haliu. 

Der  am  ö.  Dezember  1904  der  Wissenschaft  entrissene  Verfasser  hat 
im  (lefühl  seines  nahenden  Endes  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß  das 
Manubkript  dieser,  wie  der  Verstorbene  meinte,  an  sich  nicht  druckfäbigeu 
AMt  oaeh  trimm.  Tode  abgetcbfietwii  und  dem  Unteneieliiieken  behafi 
YerSffeiitlichaiig  der  dun  geeigneten  Teile  tbetgeben  werden  mAchte. 

Die  Arbeit,  welche  sich  als  eine  Fortsetzang  der  Abhandlungen  in  Bd.  XII 
S.  Iff.,  201  ff.  385  ff.,  Bd.  Xill  S.  229  ff.  dieser  Ztsch.  darstellt  wird  hier- 
mit im  wesentlichen  unverkürzt  der  Öffentlichkeit  übergeben,  mit  einigen 
notwendigen  Textberichtigungen  und  -Ergänzungen  sowie  mit  einer  Anzahl 
TOD  Textaosfallangen  and  Zitaten  yenehen,  welche  der  Verfasser  selbst  an- 
gedeutet imd  offenbar  der  lotsten  Hand  vorbeibalten  batto.  —  Weitergehende 
ibidernngen  oder  Streichungen  Torznndinien  lag  AalaB  vad  Bmehtigiuig 
MKh  dort  nicht  vor,  wo  der  VerfaBsa  mutmaßlich  mit  der  lotsten  Feile  ein- 
gegriffen haben  wttrde. 

Th.  Niemeyer. 

Materielles  Scheidungsrecht. 

L  Die  herrschenden  Theorien. 

Wenn  wir  von  den  in  der  europäischen  Pnuus  und  Doktrin 
fiberwundenen  Orundsfitzen  sowie  von  Binzelheiten  und  Mittel- 
meinnngen  abseben,  so  sind  es  im  wesentlichen  drei  verschiedene 
Prinzipien,  zwischen  denen  zu  wählen  war. 

1.  Die  bequemste,  bei  nur  innerstaatlicher  Betrachtung 
natfirlichste  Meinung  wendet  einfach  „probibitiv**  die  lex  fori 
an,  nicht  nur  negativ,  sondern  auch  positiv :  die  Ehe  wird  nur 
dann  geschieden,  wenn  die  Scheidung  nach  den  Sachnormen  des 
Gerichtsortes  b€^prflndet  ist;  sie  wird  letzterenfoOs  stets  ge- 
schieden, ohne  jede  Rücksicht  auf  das  Personalstatut  der  Ehe- 

*)  Den  Text  der  Öcheidunge-Konvention  s.  Ztech.  XIV  514  S. 
Z«itMhiift  f.  iBtara.  Privat*  n.  ÖlTentl.  Beoht.  XY.  9 
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galten.^)  Beg;ründet  wird  diese  Entscheidunfj;  in  der  Regel  mit 
dem  Gedanken  des  „ordre  publW :  die  Sclieidiuif^esetze  sind 
zwing-ender  X;itnr  und  deshalb  absolut  anzuwenden:  die  positiv 
unbedingte  Herrschaft  des  InlandreclitP'^  wird  damit  j^ereclit- 
fertigt,  daß  es  der  absoluten  '  Jeltun^x  der  Sittliclikeitsanschauung 
nnscres  (Jesetzg'ebers  aurli  zuwiderläuft,  Eliep:atten,  die  einen 
Sclieidun<,''s<i!:rund  haben,  zur  Fortsetzung  der  Ehe  zu  zwincren.-* 
Die  strikte  Herrschaft  der  le.v  fori  war  bekanntlich  in 
Detifschland  bis  zur  Einfiilirun^  des  B(IB  überwiegend  aner- 
kannt''); sin  ist  heute  noch  lierrschend  namentiicli  in  Österreich*), 
Ritßland'  ),  in  den  a)i(jlo-atnerikariischen  Rechtsgebieten^), 
anscheinend  auch  in  der  SchweUt\  in  der  Türkei.^)  Praktisch 

1)  Vgl.  besonders  Savigny  VIII  B37  f. :  Seh  m  /</  331.;  Aaser-Cuhn 
66  ff. :  Ea  r  I  482  ff.,  501  n.  Attnuat  rr  rh-  F Institut  IX  122  ('aber  ganz  nnklai 
Catcllani  III  296/558  ff. ;   Olici  .^71  ff..  876  ff.  (in  falscher  Sachnorm- 
auslegung); Sutiotts:  J.  XV  431,  öa»  ff.;  Barilliet:  J.  Vii  Abi  ff. 

*)  Bei  d«D  Koiileni»T«rlundliiageft  Ut  diese  Auffassung  in  entechiedenw 
Weise  («nd  swar  in  Verbindmig  mit  dm  Domisilpriiizip)  Tertreten  worden 
von  dem  norwegischen  Delegierten  (Bf/chtnannJ  Actes  1894  S.  73  f. 
reglest  ^tahliefi  datis  les  ilifferents  l^iaf^  quftnt  au  dicurce  äepemhnt 
pi c-ijue  toutes  de  concepfianü  rf  tu  di  e  ntoi  alo.  cnmme  la  commt'suwn 
l'a  du  teste  dijä  indigue  dam  son  rapport  important.  II  seiait  con- 
traire  ä  eotteeptioH»  nan  amUmimtU  «FadmeUre  U  äitorce  si  la 
UgieUtHon  du  paye  oü  la  demande  est  formte  ne  Vadmet  pae,  mais 
auesi  de  refuaer  le  divorce  dane  les  ca»  oA  la  loi  du  pay»  Fadittet. 

 Dans  mon  opinion,  il  ne  faudrait  pas  cutnuler  les  conditions 

comme  Va  proposö  la  comtnission,  mais  fair»  nn  chof.r  Dans  ce  cas 
Je  n'li^site  pas  ä  declarer  que  la  loi  qu'il  faudrait  cJwisir  de  preference 
devrait  itre  celle  da  domieile  des  epcux." 

^  Niemeyer,  PestÜTes  I.  P.  R.  §§  99,  100,  vgl.  aber  auch  |g  134, 
a06.  —  Ztscb.  I  361,  II  43,  473,  IV  504,  V  168,  Tgl.  -aber  aaeb  Ztocb.  X 
279,  468,  Entsch.  RG  XLIV  341,  und  Rcgelsberger,  Pandekten  I  179. 

4^  Österreich:  Unger  I  g  23  Wo.  ö  S.  I93i  Jettel  §  16  p.  46 ff.; 
Zisch.  Xll  483. 

Rußland:  Uandeletam  J.  XXIX  490. 

^  JffiMp/ofMf  nnd  Amerika:  Fitepatr,  364,  Weeilake  S  48  8. 79  ff. 
Wharton  §§  204 ff.,  Story  §  2dOa  S.  213  und  28B.  Dudley-Field 
Art.  679,  Mo  unter  90  ff.,  Ztacb.  XIII  447. 

7)  i?ar<7/<e/,  J.  Vll  351 L  und  Zit.,  Martin,  J.  XXIV  752 ff.  und  die 
Sit.  Bntflcbdd.  (er  selbst  cootra);  Meili,  I  306  und  die  dort  lit  Bntschdd. 
des  Bondesgerichtes  sovie  der  Appdllcaauner  Zflrich. 

«)  T«trk€t:}.JXSinfL 
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wirkt  diese  Anffttssung:  zwar  weniger  schroff  als  es  theoretisch 
scheinen  mag,  weil  sehr  häufig  das  prozessuale  Scheidangsfomm 
identisch  ist  (und  nachweisbar  in  vielen  der  praktischen  Schei- 
dungsf&lle  identisch  war)  mit  dem  materiellen  Fomm,  die 
fed?  fori  gleichzeitig  das  nach  geltender  Eollisionsnorm  anzt> 
wendende  Sachrecht  war.^)  Allein  das  Prinzip  l&ßt  sich  nur 
bei  engnationalistischer  Betrachtung  vertretet,  unmöglich  aber 
aufrecht  erhalten,  wenn  man  einigermaßen  nach  dem  Ziele  alles 
internationalen  Privatrechts,  der  Gesetzeshärmonie,  ausblickt 
Denn  es  ist  gewiß,  wenigstens  nach  der  im  kontinentalen  Europa 
herrschenden  Auffassung^,  daß  kaum  ein  Staat  eine  zwischen 
seinen  Angehörigen  im  Andande  entgegen  dem  heimatrechtlichen 
Verbot  ausgesprochene  Scheidung  anerkennen  wird;  vor  allem 
die  katholischen  Staaten,  in  denen  die  Scheidung  überhaupt 
verboten  ist»  werden  sich  niemals  zu  solcher  Verleugnung  des 
eigenen  Rechtes  bei  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  verstehen. 
Man  provoziert  also  auf  diese  Art  eine  Menge  der  schlimmsten 
und  gefährlichsten  Gesetzeskollisionen  mit  privatinternationalen 
Doppelehen  und  ähnlichen  Rechtsverwirrungen;  und  es  läßt  sich, 
w  [III  man  die  verschiedenen  staatlichen  ^on/res  publks^  gegen 
eiiiHuder  auf  der  überstaatlichen  Wage  abwägt,  schwerlich  ver- 
kennen, daß  das  Interesse  des  Heimat.staates,  welcher  die  Schei- 
dung verbietet,  ein  intensiveres  und  näher  begründetes  ist, 
als  dasjenige  der  fer  fori,  welches  die  Scheidung  gestatten 
will.  Ersterein  kann  man  eine  internationalistische  Konzession 
uiiiiii>glich  zumuten,  letzterem  wohl;  gibt  es  doch  inländische 
Ehefratten  genug,  welche  trotz  gegebenem  Schoidungsgrund  ihre 
Eile  fortsetzen  und  vielleicht  (aus  irgend  welchen  tatsächliclien 
Gründen)  fortsetzen  müssen,  ohne  üaü  der  Staat  es  für  not  ig  4 
tindet,  im  Interesse  der  Sittlichkeit  einzugreifen :  und  er  sollte 
es  sich  durchaus  nicht  gefallen  lassen  können,  daß  ausländi- 
schen Ehegatten  diese  2«iotwendigkeit  rechtlich  durch  ihren 

^)  So  ganz  besonders  auch  nach  dem  engtischen  Rechte;  cf.  Rolin  II 
No.  bU. 

9)  Y^.  dagegen  t.  B.  dte  Oesetigelniiv  tob  I^lmoar^  (bd  Nit^ 
meiferf  VorBeldd0B  umä  JUiUeHalien  mw.  No.  289},  Indtnma  (a.  a.  0.  294), 
Maine  {%,  %,  0.  299),  KaasaehmetU  (a.  a.  O.  300). 

9» 
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Heimatstaat  aiiferlefrt  wird?  Jedt'iifalls  bringen  die  privat- 
internationalen Kontiikte,  welche  liei  al>soluter.  ohne  Rücksicht 
auf  ein  heimatrechtliches  Sclicidunfrsverliot  {geschehender  An- 
wendung der  fe.c  fori  unvermeidlich  entstehen  müssen,  von 
welcliem  Standpunkt  man  auch  die  Sache  betrachtet,  erheblich 
schlimmere  sittliciie  Schäden  und  Verwirrungen  mit  sich,  als 
sie  aus  der  Niditsclieidung  einer  ausländischen  J£he  vor  in- 
ländischen (iericliten  jemals  herv< »raschen  kunuen. 

2.  I^ie  zweite  Auffassung  kumuliert  das  Personalstaiiir 
mit  der  lejc  fori  und  zwar  in  dem  Sinne,  daß  nach  jedem 
der  beiden  Statute  die  Scheidung  positiv  begründet  sein  muli 
(vgl.  die  ähnliche  Gesetzeskumulation  in  Art.  1  der  Ehe- 
schließungskunventiün).  Auf  diesem  Standpunkte  steht,  wie 
bekannt,  insbesondere  das  deutsclie  B(iB  lArt.  17  Abs  4, 
EG  z.  BGB,  ebenso  Xiemcifcr,  Vor^diUige  u.  Material ieti , 
No.  219:  Lehr,  Auuuairc  de  rinstit.  IX,  128  u  li4.; 
ähnlicli  auch  die  süd- amerikanischen  Gesetzgeb un«ren  ( hi/e 
bei  Nieme yer  a.  a.  O.  No.  286,  Erifailnr,  No.  291,  JJond/aas, 
No.  293,  Salvador,  No.  H03,  Urucjuaif,  No.  iiO()i:  sie  gilt 
femer  sn  gut  wie  allgenu'in  (vgl.  jedoch  die  unten  zu  1h- 
sprecliende  neuere  italienisclie  Praxis)  in  den  Ländern,  welche 
die  Scheidung  überhaupt  nicht  kennen.  (Vgl.  ausdrücklich 
Argentiuioif  Alt.  62  des  Ehegesetzes  bei  Niemeyer  a.  a,  0. 
No.  285.) 

Ancli  diese  Kegel  ist  als  überstaatliche  Norm  vei*felilt. 

Vom  innerstaatliciien  Standpunkt  mag  sich  der  oder  jener 
Ciesetzgeber  veranlaßt  seilen,  die  obligatorische  tpruliibitive) 
Beaclitung  seiner  lex  fori  im  bcheidungsrecht  vorzu- 
schrei l)e n.  'i 

Vom  aulierstaatlichen  und  überstaatliciien  Standpunkt 
dagegen  kann  liöchstens  davon  die  Rede  sein,  daü  man  die 

V)  Vs^l.  Prot,  dor  1  Kommission  B(iU  ll'viH  (als  Regnlndnng  zur 
Abänderung  des  Gebhard  Ent  wurfes,  s.  fulgende  Anmerkung)  „so  sei  doch 
gegenüber  der  Heiligkeit  und  sozialen  Bedeutung  der  Ehe  daran  festzuhalten, 
daß  der  inlAndisclie  Rieht»  va.  der  Anflösnng  ein«  Bhe  dann  nidit  die  Hand 
bieten  kOnne,  wenn  die  Vwamsetanngen  Merfttr  nur  nadi  dem  Becbte  des 
ausländischen  Staates,  welchem  die  Ehegatten  angehttien,  nicht  aber  zugleich 
nach  dem  inländischen  Kechte  gegeben  seien." 
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prohibitive  Anwendung  der  lex  fori  neben  dem  Heimatrechte 
gestattet,  niemals  aber,  daß  man  sie  befiehlt. 

3.  Die  dritte  Auffassung  will  lediglich  die  Anwendung 
des  Personalstatuts  fireiinatrecht  des  Ehemannes)  vorschreiben. 
Am  schärfsten  und  striktesten  war  das  durch  §  18  des  Geb- 
/«arcf 'sehen  Entwurfes  geschehen.^) 

Auf  der  Konferenz  fand  die  Anscbannng  in  dieser  absoluten 
Form  keinen  Vertreter  {Ai^  1894,  S.  85).  In  der  Literatur 
ist  sie  mehrfach  vertreten.^) 

Aber  auch  in  der  Literatur  wird  fast  allgemein  von  den- 
jenigen, welche  grundsätzlich  dem  Nationalitätsprinzip  folgen, 
daneben  im  weitesten  Umfang  eine  Sinschränkung  anerkannt: 
diejenige  des  ordre  ptibUc  zu  Gunsten  der  lex  fori.  Die 
Regel  lautet  dann:  Die  Zulässigkeit  der  Scheidung  bestimmt 
sich  nach  dem  Heimatrecht  insoweit  nicht  zwingende 
Gesetze  (der  ordre  public)  der  lex  fori  entgegen- 
stehen. In  dieser  Form  darf  der  Satz  überhaupt  als  die  in 
der  internationalen  Theorie  und  Praxis  herrschende  Lösung 
des  Problems  gelten. 

Ob  diese  Lösung  als  innerstaatliche  Kollisionsnorm  zweck- 
inalji<!:  und  brauchbar  ist,  mag  hier  dahingestellt  bleiben;  vom 
übtistaatlichen  Standpunkt  ist  sie  tatsächlich  nach  Lage 

1)  Er  laitt«t:  »Ffir  die  gckeidung  und  fttr  die  Trennong  von  Tiacb 
und  Bett  sind  die  Onelie  des  Staates  maBgehrad,  wdctiein  der  SheuMim 

snr  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  auf  Scheidung  oder  auf  Trennung  von  Tiioh 
und  Bett  angehört."  Die  BcPTründunM;  IW^  wondet  sich  iiiifidniclclicli  gegen 
die  prohibitive  Anwendung  der  lex  fmi.  .Die  Nunnen  dt-r  lex  fori  sollen 
nach  dieser'  ^^abgelehnten)  , Ansicht,  weil  auf  der  sittlichen  Natur  der  Ehe  be- 
robend,  QDbedingt  zur  Oeltnng  kommen  mitsseii.  Mehr  oder  weniger  beniben  aber 
alle  Vorsehriften  des  Kietechtes  auf  der  sittliclien  Natur  der  Ehe.  Bs  hitte 
daher,  wäre  der  Grund  zutreffend,  die  lex  fori  in  allt  u  eherechtlichen 
Angelegenheiten  zur  Anwendung;  zu  kommen.*  Schon  in  der  ersten  Koin- 
missionsverhandlung  ist  aber,  wie  oben  bemerkt,  der  Gebhar^wAiß  Entwarf 
abgeändert  worden. 

^  Am  bestisualMten  tob  SegeUbfrger  1  119  Text  und  Aam.  7; 
Oierke  I  296,  Text  und  Aun.  91 ;  Stobbe  I  204,  Text  und  Anm.  11 ; 
auch  Both  I  288;  Laurent  V  196,  244,  246,  276,  284;  Fiore  U  663; 
Nabele  J.  XIV  d76  S. 
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der  Sache  die  einzig  empfehlenswerte.*)   Man  muß  sich  aller- 
dings dabei  klar  sein,  daß  die  ordre  public-Formel  als  solche 
wie  immer  nichtssagend  (oder  allessagend)  ist,  und  daß  man  ans 
ihr  die  prohibitive  Herrschaft  der  lex  fori  in  jedem  beliebigen 
Umfang  deduzieren  und  daher  auf  dieser  Basis  ohne  weiteres 
zu  einer  Kollisionsnorm  im  Sinne  der  unter  2.  besprochenen  und 
auch  zu  einer  solchen  wie  die  unter  No.  1  (absolute  Herrschaft 
der  lejc  fort)  gelangen  kann.   Allein  die  Freiheit,  zu  einer 
solchen  innerstaatlichen  Norm  zu  gelangiii,  ist  nicht  identisch 
mit  ihrer  Einführung.    Und  eben  dies  —  die  (lewährung  der 
Freiheit  —  zum  mindestens  negativ  — ,  die  lex  fori  im  Sinne  . 
von  2.  —  prohibitiv  anzuwenden,  ist  den  Staaten  gegenüber,  welche 
die  Scheidung  ganz  verbieten  oder  in  eng  begrenztem  Umfang 
zulassen,  unumgänglich  geboten.    Solche  Staaten  werden  und 
können  im  allgemeinen  sich  nicht   die  internationale  Ver- 
pflichtung auferlegen  lassen,  ihren  Gerichten  vorzusclireiben, 
daß  zwi.schen  Au.sländern   die   nacli  Inlandrecht  unzuiävssige 
Scheidung  entsprechend  dem  ausländischen  Heiniatrechte  aus- 
zusiireclien  sei.     Dagegen  werden  sich  jedenfalls  diejenigen 
Staaten,  welche  ein  freieres  Scheidungsrecht  haben,  unbedenklich 
d'dzn  verstehen  können,  die  Ehescheidung  i^ebenso  wie  die  Khe- 
schließung)  von  Auslandern  ohne  weiteres  nach  dem  Heimat- 
rechte  zu  riciiten.  Es  folgt  daraus  eiuerseit»^.  daß  es.  wie  oben 
ausgeführt,  zweckwidrig   und   deu   internationalen  Interessen 
widerstreitend  ist,  wtiiii  man  die  Heranziehujig  der  lex  fori 
durch  überstaatliche  Regel  obligatorisch  festsetzt;  andererseits, 
daß  es  umiiiigaiiglich  nutig  ist,  deren  Anwendung  luknltativ 
in  negativ-prohibitivem  Sinne  unheschriuikt  frei  zu  geben.  Es 
liegt,  eben  wieder  eine  jener  latenten  (iesetzeskollisionen  vor, 
in  welchen  eine  durchweg  einheitliche  (überstaatliche)  Kollisions- 
norm,   wegen    mangelnder   Homogenität    der  verschiedenen 
Reclitsordnuugen  nicht  möglich  ist  und  man  den  einzelstaatlii  licn 
„ordres  puölics"    denjeuigt  a    Entwicklungsspielraum  lassen 
muß,  dessen  sie  ua^li  dem  Geiste  ihrer  innerstaatlichen  Rechts- 

')  Bei  den  Konferenzen  von  1894  sind  speziell  die  belgischen  Delegierten 
van  den  Bulcke  mi  Beeckman  dafOr  eingetreten.  (Ac/m  1694  S.  94, 
76  u.  76). 
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Ordnung  bedürfen.  Nar  gewisse  Schranken  lassen  sieh  auch 
hier  im  überstaatlichen  Interesse  ziehen,  sowohl  bezüglich  der 
für  den  einzelstaatlichen  ordre  public  zulässigen  Anknüpfung, 

alö  auch  bezüglich  der  Wirkung. 

4.  Neben  den  besprochenen  3  HauptauSassuu«ren,  müssen 
wir  kurz  noch  eine  Mittelmeinung  liervorheben,  eiuinal  wegen 
der  Bedeutung  ihrer  Vertreter  und  sodann,  weil  sie  für  das 
Verständnis  der  Konventionsfassung  von  unmittelbarer  Erheblich- 
keit ist.  Es  ist  diejenige  des  Institut  de  droit  international, 
Sie  f^elit  daliin,  daß  die  Frage,  ob  eine  Scheidung  überhaupt 
zulässig  ist,  ausschließlich  nach  dem  Personalstatut 
( H  1  luatrecht)  zu  beurteilen  sei,  daß  aber  die  Scheidungs- 
<rr linde  ausschließlich  der  lejc  fori  unterstehen.  In  der  zu 
Lausanne  adoptierten  Fassiinj?  lautet  diese  Reg:el  (sie  war  von 
vornherein  bei  den  Verhandlungen  des  Institut  gebilligt  worden): 

Art.  17.  ^La  qaestian  de  savoir  si  un  divorce  est 
J^aiement  admissible  ou  non  cU^fend  de  la  läffisUUum 
^noHonale  des  ^poux". 

Art.  18.  ttSi  le  divorce  est  admis  en  principe  par  la 
gloi  natümale,  ies  causes  gui  le  motkmnt  daivent  Ure 
^Celles  de  la  loi  du  lieu  oit  VacHon  est  intenUe.* 

yjje  diwrce  ainsi  pnmimci  paar  U  tribunai  compäent 
^sera  recannu  vaiable  partout"^) 

Die  Konferenz  von  1894  Imt  sieb  gegen  diese  Lösnng 
entschieden  (ygl.  Actes  1894,  S.  74 — 77,  nnd  ansffibrlicbe  Be- 
grfindnng  dazu  im  Kommission^ericht,  Actes  1894  S.  85 
und  86).  Bei  den  späteren  Verhandlungen  wurde  auf  die  Be- 
schlösse des  Institut  wiederholt  zorftckgegriffen.  Energische 
Vertretung  fanden  sie  namentlich  von  selten  Meili's  —  unter 
dem  durch  dessen  besondere  Vorliebe  ausgezeichneten  Gesichts- 
punkt eines  Kompromisses  zwischen  Nationalitätsprinzip  und 
Domizilprinzip.  Aber  auch  verschiedene  andere  Delegierte 
sprachen  sich  1894  dafür  aus  {Beelaerts  van  Blokland, 
MissiTy  Korismies,  Boguin),  Die  Vorschlagid  wurden 
jedoch  schließlich  abgelehnt  (1901  ä  la  presque  unanimU4\ 

^)  AimuairB  X  780.,  Tgl.  669. 
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Tgl.  Verb.  1894  S.76  f.;  Kommüsiombericht  1894  S.  84,  85,  86; 
lüMtmissioMaberickt  Actes  1900  8. 208). 

IL  Bie  gmndaikilielie  Stellmig  der  KoBTentioii« 

1.  Das  Perflonalstatut  —  Ankn  ü  p  f  u  ng — Rfickrerweisniig. 

Darüber,  daß  auch  für  das  Scheidungrsreclit  das  Personal- 
statut in  erster  Reihe  als  nialj^ebeud  mit  heranzuziehen  sei, 
herrsclite  bei  den  Konferenzverliandlungen  von  vornherein  so 
ziemlich  allgemeines  Einverständnis. 

Klar  war  auch  weiterhin  nach  der  unzweifelhaften  Stellung 
der  großen  Majorität,  daß  als  Anknüpfung  für  da^s  Personal- 
statnt aut  Ii  iiier  die  Staatsangehörigkeit  gewählt  werden  mußte. 

inwieweit  das  Domizil,  als  lex  fori,  daneben  zu  berück- 
sichtigen ist,  bleibt  hiernach  noch  eine  offene  —  alsbald  zu 
erörternde  —  Frage.  Keinesfalls  gilt  es  als  Personalstatut  an 
Stelle  des  Heimatrechts  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  dai> 
Heimatrecht  etwa  seinerseits  auf  das  Domizil  verweist.  Der 
Grundsatz  der  R  ü  c  k  v  e  r  w  e  i  s  u  n  g  ist  von  der 
Scheidungskonvention  verworfen.  Dies  ergibt  sich 
nicht  nur  aus  allgemeinen  (Grundsätzen  und  der  Stellungnahme 
der  dritten  Konferenz  zu  diesen  Grundsätzen,  sondern  folgt 
überdies  aus  dem  Text  der  Konventionen  mit  aller  Klarheit: 
nämlich  e  (onttmio  sowohl  des  Art.  1  der  Ehcscliließunfrs- 
konvention,  als  auch  direkt  aus  Art.  3  der  Scheidun^.skunvention. 
(Vgl.  speziell  auch  die  P>enierkungen  des  österr.  Memorandums 
zu  dem  deutschen  Antrag.) 

Iv'ach  dem  Konventionsrecht  ist  also  z.  B.  von  deutschen 
Gerichten  die  Ehescheidung  von  in  Deutschland  wohnenden 
Österreichern  grundsätzlich  nach  (isterrcichi.schein  Recht  zu  be- 
urteilen, oiine  daß  die  Fra<re  der  Riickvcrweisung  des  ()ster- 
reichischen  auf  das  di'utsche  Reclit  in  Betraclit  kommt').  Da- 
gegen bleibt  es  allerdings  dem  belgischen  Gerichte  freigestellt 
(und  den  deutschen  (Jerichten  im  analogen  Falle  durch 
¥A\  z.  P>(tPi  Art.  27  anbefohlen weiterhin,  wie  bisher,  der 
Kückvenveisung  des  englischen  Rechtes  auf  das  belgische  bei 

Anden  bisher:  Vgl.  z.  B.  OLG  Dresden  10.5.02  Ztacli.  XII 466. 
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Sclieidungsprozessen  von  in  Belgien  wohnenden  Engländern 
stattzufreben :  denn  solche  Fälle  liegen  nach  Art.  9  auüerhalb 
des  Konventionärecbtes. 

2.  Kumulation  des  Personalstatats  mit  der  lex  fori. 
Im  ersten  Entwurf  (KE,  Ades  1894,  8.  87}*)  lauteten  die 
den  jetzigen  Art.  1 — 3  entsprechenden  Bestimmungen  (wenn 
wir  von  der  84paraUon  de  corps  zunächst  absehen): 

Art.  4.  fjjea  ipouce  ne  sont  admia  ä  former  une  de- 
^mande  en  divorce  que  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  du 
Jieu      VacHon  est  ifttenfäe  les  y  autorisewt.^ 

Art.  6.   j,Xe  dinorce  ne  peut  4tre  demandä  que  pour 
„les  causes  admises  ä  la  fois  par  la  loi  nationale  des 
„epoux  et  par  la  loi  du  Ud  oü  VacHm  est  intentäe.^^) 
In  der  Flenardebatte  wurde  auf  Antrag  des  französischen 
und  russischen  Delegierten  (Actes  1894  S.  77)  noch  der  Zusatz 
beschlossen : 

„en  cas  de  cofitradiction  entre  la  loi  nationale  des 
„epoHJC  et  Celle  da  pays  oü  la  demande  ä  etä  jonnee  le 
„divorce  ne  pourra  pas  itre  prononc^" 
ein«  nur  zur  Verdeutlichung  beigefügter  Nachtrag  (lediglich  als 
„conse'qnence  du  principe  posä'^ ;  [Actes  1894  S.  95,  Dü),  der 
auf  der  dritten  Konferenz^)  als  „absoluntent  inutile"  wieder 
gestrichen  worden  ist  (KB,  Actes  1900,  S.  208). 

Die  Koiiterenz  stand  hiernach  nnbedingt  und  l^lar  auf  dem 
Boden  der  oben  unter  2.  eriirterten  Aut^assung". 

Die  Konventionsnorni  jrin'j:  einfacli  dahin:  Keine  Sein  i<i[iiiu''S- 
klage  darf  zugeliks.sen  weiden,  wenn  sie  nicht  sowolii  nach 
dem  Heinuitrecht  als  aucli  nach  der  fe.r  fori  begründet  ist. 
Wanim  man  diesen  einfachen  Satz  nicht  anrli  elx  n  so  einfach 
ausgesprochen  hat  (etwa  nach  Art  von  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4), 

4)  Im  Naehfolgenden  wiid  KE  für  KouiMi<NUNiitw«r,  KB  für  K<nii^ 
miMfomberiebt  gcMtst 

»)  KE,  Actes  1894,  S.  87  ff. 

^)  Vgl.  dazu  die  Beanstandangen  bei  den  Vorverhandlungen  seitvns  der 
holländischen  Rcirifnniiz  im  Projet  de  programnie.  Doc.  VM)().  8  102.  der 
französischen  Koronuüsion,  JJoc.  S.  Idö,  and  des  schwedisclien  Memoire^ 
Actes  1900,  S.  55. 
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anstatt  ihn  in  zwei  Artikel  und  drei  Satzketten  zn  zerlegen, 
das  läßt  sich  nur  genetisch,  ^speziell  mit  Bücksicht  auf  die  er- 
wähnten Beschlüsse  des  Institut  erklären  (von  denen  der 
KB  von  1894  unmittelbsr  ausgeht,  Actes  1894,  S.  84,  85): 
Man  machte  sich  zuerst  schlüssig  über  den  gröbsten  Konflikts- 
fall, zwischen  Rechten  lAmlich,  von  denen  das  eine  die 
Scheidung  Überhaupt  nicht  zuläßt  (Art.  1);  dann  erst 
tritt  man  an  die  Entscheidung  des  feineren  Falles  heran,  daß 
beide  koHidterende  Rechtsordnungen  die  Scheidung  kennen,  aber 
in  den  Gründen  differieren  (Art.  2).  Die.se  Auseinander^ 
haltung  ist  a  priori  wohl  gerechtfertigt  und  muß  natürlich 
auch  a  posteriori  au&echt  erhalten  werden,  wenn  man  —  wie 
es  das  Institut  getan  hat  und  wie  es  in  besonderer  Härte  von 
dem  bt  Igischen  Delegierten  {Actes  1894  S.  75)  vorgesclilagen 
worden  ist  — ,  für  den  ersten  (gröberen)  Fall  zu  einer  anderen 
Entscheidung  gelangt,  als  für  den  letzteren  (feineren). 
Entscheidet  man  aber  —  wie  es  die  Konferenz  getan  hat  — 
beide  Fälle  genau  in  dem  nämlichen  Sinne,  so  ist  ihre 
gesetzestechnische  Trennung  etwas  ganz  und  gar  Unverständ- 
liches, das  den  naiven  Interpreten  notwendig  verwirren  muß. 
Noch  schlimmer  ist  aber  die  Sache  durch  die  Beschlüsse  der 
3.  Konferenz  (1900)  geworden,  welche  die  wenigstens  ohne 
weiteres  verständlichen  Worte  „qiie poiir  les  ca  itses  admises^ 
durch  das  orakelhafte  „que  si  dans  le  cas  dont  il  s' agit 
le  divorce  est  adnüs^  ersetzt  hat.  Ximmehr  erscheint  Art.  2 
lediglich  als  eine  ganz  und  gar  uavei*ständlic}ie  taiitologische 
Paraphrase  des  Art.  1.')  Die  eigentliche  Bedeutung  dieser 
Änderung  ist  erst  durcli  den  iiaehträglich  (durcli  diplomatische 
Verhandlungen  außerhalb  der  Konferenzen!  beigefügten  Zusatz 
„Encorc  que  ce  soit  ponr  des  causes  differeiites''  kenntlich 

^)   Der  KB  yActes    liHKl.   S,   208}    boinerkt   zu   Art.   2:      J)u  a 
„fait  remarquer  qu    ä  ia  rigueur   ie  proJet   aurait  pu  dvbuler 
gpar  cet  orHeU  q»U  Mtppaae  Uen  la  eamordane§  d§  ta  M 
„titmal^  et  dt  la  ^lex  fori"  pour  rexUtene«  du  di»ore§  m  d*  la 

fjparation  de  eorpe.  Cependant,  ce  point  de  vue  um  peu  strict  tt'a  pas 

„prövalu.  n  a  parn  plus  clair  f.";  d'aroir  deu.r  articles  reglant 
^ftucces.ti fernen/  ruthfti.ts-iori  du  dirarcc  (i>n  de  la  «eparatiouj  en  lui 
„mime,  puis  l  admission  des  causes  du  divorce  (ou  de  la  siparation)." 
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gt  iuacht  Wurden.  Wir  werden  darauf  unten  znrückzük<umni'n 
liabcn.  Im  übrigen  sollte  nach  der  Meinung  der  ersten  Koni- 
imssion  von  1900,  welche  diese  Modifikation  beschlossen  hat, 
damit  an  dem  allgemeinen  Sinne  der  beiden  ersten  Artikel 
nichts  geändert  werden;  die  allgemeine  Regel  bleibt  einfach: 
Die  Scheidung  (Trennung)  ist  ausznsprechen,  wenn  sie  sowohl 
nach  Heimatrecht  als  nach  der  lejc  fori  begründet  ist. 

3.  Ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes. 

Die  kamnlative  Anwendung  von  Heimatrecht  und  lex  fori 
bildet  Jedoch  nach  der  von  der  3.  Konferenz  beschlossenen 
Konventionsfassung  nnr  die  allgemeine,  nicht  mehr  die  tinbe- 
dingte Regel.  Vielmehr  soll  nach  dem  Konventionstext  Art.  3 
ausschließlich  das  Heimatrecht  an  gewandt  werden, 
wenn  die  lex  fori   dies  vorschreibt  oder  gestattet^. 

Der  Anstoß  zu  dieser  Modifikation  des  Prinzips  findet 
sich  schon  in  den  Verliandhinfren  von  181)4.  Pieru/iioni,  der 
italienische  Delegierte,  erklärte  sicli  damals  gegen  das  von  der 
Kommission  angenommene  Prinzip  der  Kumulation,  weil  es  der 
Jurisprudenz  die  Freiheit  entziehe,  bei  einer  Scheidungsklage 
zwischen  Ausländern,  entsprechend  einem  berülimten  Uileile  des 
Appellliofs  Genna  (1884),  deren  Heimatreclite  stattzugeben, 
falls  die  lejc  fori  keine  Scheidnne:  kenne:  eine  Freiheit,  von 
welcher  die  italienisrlie  Praxis  \\  i  ilt  rholt  (Jebrauch  gemacht 
hat.\)  RoguiUy  der  srliwi  izerisclie  Delegierte,  beantragte  darauf- 
hin ein  Ziisatzamendement  zn  dem  (dem  jetzigen  Art.  2  ent- 
spreclienden)  Art  4  des  KK;  „^auf  le  cas  oit  la  legislation 
de  ce  dernier  etat,  bien  que  refitsnnf  le  di'vorce  enfre  nntionanx, 
iadtnettrait  eritre  etrangcrs  coiiforwpment  ä  Icur  loi  natio- 
nal {Actes  1894,  S.  74) ;  der  Antrag  wurde  jedoch  auf  die 
Beanstandung  von  JienauU  and  Martens  und  anderen  Dele- 

1)  Meili  [Intern.  Pr.-R.  und  die  StaatenkonferenM  1900  S.  61)  be- 
mcfkC»  wie  es  edieiiit  doch  in  üntenelifttsiiiig  einiger  Konferenmitglieder  (vgl. 
z.  B.  Martens,  Actes  1894,  S.  74  ff.»  n.  KB  1894, 8. 84  nnten)  diese  italienische 
Fcaids  sei  ,sar  grOflten  Überraschung  des  StaateidRnigresses''  frstß:osteUt 
worden.  Vgl.  aber  anrh  Bar-  I.  199;  und  dagegen  meine  Ausführungen 
in  JJierings  Jahrbüchern  XL,  1899,  S.  86,  Aum.  1.  Ks  wiid  onten  genauer 
auf  diese  Fragen  zurückzukommen  sein. 
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gierten,  die  an  den  praktischen  Bestand  jener  italienischen 
Judikatur  nicht  glauben  wollten,  wieder  zurückgezogen.  Bei 
den  Vorverhandlungen  der  3.  Konferenz  hat  Deutschland  auf 
den  Gedanken  zurückgegriffen,  und  den  Vorschlag  eingebracht, 
hinter  den  Art.  1  und  2  einen  neuen  Artikel  dahin  aufzunehmen: 
„Ungeachtet  der  Vorschriften  der  Art.  1,  2  bleibt  das 
^.Gesetz  des  Ortes,  wo  die  Klage  erhoben  wird,  außer  Be- 
«tracht,  wenn  es  selbst  die  Anwendung  eines  anderen  Gesetzes 
^vorsclireibt  oder  gestattet;  in  diesem  Falle  ist  das  nationale 
, Gesetz  allein  entscheidend** 
{Doc.  1900.  S.  107:  Actes  1900,  S.  42). 

Die  niederländische  Repfieninprskomraission  stimmte  dem 
deutschen  Vorschlage  zu,  weil  er  die  Anwendung  des  Heimat- 
rechts  begünstige  (Doc.  lilOO,  iS.  39);  und  die  erste  Kommission  der 
Konferenz  hat  dem  Antrage  stattgegeben.  Im  Plenum  ist  sodann 
der  Antrag  mit  einem  geringfügigen  formellen  Zusatz  ohne 
Debatte  genehmigt  worden  (Actes  1900  8.  19.'3).  Die  Begrün- 
dung des  KB  knüpft  unmittelbar  au  jene  Verhandlungen  des 
Jahres  1894  an  und  betrachtet  als  einzigen  praktischen  An- 
wendungsfall eben  denjenigen  der  italienischen  Praxis  idie  nach 
Pierantonis  Äußei  ung  „jLicee  en  ce  sens^  sei  Man  ist  der 
Meinung,  daß  der  in  Aussicht  ^jenonnnene  Fall  jedenfalls  nicht 
häufig  sein  könne;  aber  weiiu  er  eintrete,  so  würde  die  ^appli- 
cation  pure  et  simple'^  der  Art.  1  und  2  zu  einem  ^absurden 
Resultat"  führen:  zu  dem  Resultat  nämlich,  lau  z.  B.  eine 
in  Italien  entsprechend  dem  deutschen  Heimatrechte  ausge- 
sprochene Ehescheidung  von  Deutschen  in  Deutschland  nicht 
anerkannt  werden  dürfte,  weil  die  Regeln  der  Art.  1  und  2 
verletzt  wären yLa  condition  du  respect  des  deux  lois  na 
pas  ete  observee).  Man  könnte  nach  dieser  Entstehungsgeschichte 
geneigt  sein,  den  Art.  3  lediglich  auf  den  gröberen  Konflikts- 
fall zu  beziehen;  auf  den  Fall,  daß  ein  Staat  {Italien)^  dessen 
Recht  die  Scheidung  nicht  kennt,  sich  gleichwohl  herbeilassen 

,  >)  Eine  Bcbanptoiig  des  KB,  die  wohl  auf  einem  lOfiTerstKiMliiifl 

benihen  dUrftc  und  jedenfalls  nicht  zutreffend  ist. 

->  Ol)  die  hierhel  vorans^esetztr  Ansleganj?  des  Art.  7  der  Konrention 
zutreffend  ist,  mag  dnstweilen  dahingestellt  bleiben. 
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sollte,  bei  den  Scheidongsprozeflsen  von  Ausländern,  deren  Heimat- 
recht  unbeschränkt  anzuwenden.  Allein  diese  Einschränkung 
wäre  offenbar  sinnwidrig  und  wird  überdies  direkt  durch  den 
Wortlaut  des  Art.  3  widerlegt,  der  ausdrücklich  auf  Art.  1  und 
Art.  2  Bezug  nimmt  Art  3  ist  also  auch  bei  Kollisionen  der 
Schfiidnngs gründe  anwendbar.  Wir  werden  sehen,  daB  gerade 
aus  dieser  von  der  Konferenz  auffallenderweise  gar  nicht  in 
Betracht  gezogenen  Mdglichkeit^)  voraussichtlich  die  Hauptan- 
wendnngsfölle  des  Art  3  sich  ergeben  werden  und  daß  diese 
FSlle  keineswegs  so  i^selten*^  und  «unwahrscheinlich**  sind,  wie 
der  KB  yoraussetzt. 

Das  Heimatrecht  soll  allein  angewendet  werden,  wenn 
die  lex  fori  „es  yorschreibt  oder  gestattef*.  Die  Fassung  des 
Satzes  lehnt  sich  genau  an  Art.  1  der  Eheschließungskonvention 
an,  in  derjenigen  Form,  wie  er  bei  der  3.  Konferenz  zur  Be- 
ratung stand,  nämlich  nach  dem  Ab&ndemngsyorschlage  der 
niederländischen  Regierung.  -;  Man  könnte  falemach  glauben, 
daß  wir  es  einfach  wieder  mit  einer  Anerkennung  des  unglück- 
seligen Yerweisungsprinzipes  zu  tun  hätten.  So  hat  tatsächlich 
auch  das  österreichische  Memorandum  den  deutschen  Vorschlag 
aufgefaßt  und  daran  die  wohlbegründete  Bemerkung  geknüpft, 
daß  ^der  Fall  nicht  ganz  klar  liege'*. ^)  In  Wahrheit  wäre 
aber  diese  Vorstellunp,  obschon  sie  anscheinend  dem  Verfasser 
des  deutschen  Antraj^es  vorgeschwebt  hat,  —  durcliaus  verfehlt. 
Von  der  Anwendung  eines  anderen  Rechtes  auf  (irund  der 
„Verweisung"  der  lex  fori  auf  es  —  ist  nicht  die  Rede.  Das 


^}  Mau  hielt  sie  offenbar  fdr  noch  unwahrscheinlicher  und  seltener  als 
die  zo  Art.  1  roratugesetite  (b.  B.  KB  1894,  8. 84,  Tgl.  anch  8.  86,  jedoch 
andereneits  aach  die  adir  mtereasantai  Aneftthningeii  Beeckmana^  Actes 
1894,  S.  75). 

^}  B.  Proj.  de  proffrfrmvte.  Doc.  1  {»()().  S  tlO  'K^):  ..^tiuf  a  appliquer,  soit 
la  loi  dti  diimirih'.  soif  la  loi  du  lieu  de  la  ccUbration,  si  la  loi  nationale 
le  permet  ou  le  requiert". 

^)  ,Und  übrigens  durch  den  Art.  1  des  von  Deutaehlanä  beantragten 
SchlnßabMdmittes''  (welcher  eb»  die  Verweisimg  in  allen  PftUen  anSer 
dem  Art  1  der  Eberecbtdtonvention  ansdrackllch  ablehnt)  eine  auch 
fttr  diesen  Fall  ansrelcbende  Verlttgung  getroffen  zu  sein  —  achdne*.  Aetea 
1900,  ä.  47. 
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einzigfe  andere  Kecht,  das  in  anfreblichen  Venveisniigsf allen  zur 
Anwendung  kommen  soll  (das  Hpimatrecht)  ist  ja  anf  (Jrund 
von  Art.  1  und  2  ohnehin  zuständig  nnd  Ix  rnfen.  Ein  anderes 
Recht,  auf  das  etwa  die  lejr  fori  verweisen  wollte,  z.  B.  die 
nach  Olivecrona^)  durch  das  schwedis(  lu*  Reclit  berufene 
lex  loci  actu,s  oder  der  Wohnsitz  der  Eheg'atten  zur  Zeit  der 
Entscheidung^  des  Gerichtes -1  oder  das  Recht  des  Khesehlieljungs- 
ortes  **)  wird  niemals  heriu  kMcfitijsrt  (auch  nicht  nach  dem  zit. 
urspriniglkhen  deutschen  Vorschlag,  welcher  derartige  ander- 
weitifre  Ver\veisunL'"cn  ausdrücklich  erwähnt);  Folge  der  ver- 
meintliclien  Verweisung  kann  und  dtirf  stets  nur  die  Netrative 
sein,  daß  die  lex  fori  jetzt  nicht  in  Art.  1  und  2 

gewährleistet  —  neben  dem  Heiniatrecht  angewandt  wird. 
Lediglich  um  diese  Negative  handelt  es  sich  aber  überhaupt  ;  ni(  lit 
um  irgend  eine  positive  Rechtsanwendungsvorschrift  der  kjc 
fori,  sondern  einzig  und  allein  um  den  Verzicht  der  lex  fori 
auf  die  ihr  nach  Art.  1  und  2  gewährleistete  Kumulativ- 
Anwendung  der  eigenen  Sachnorm  neben  derjenigen  des  Heimat- 
rechts;  um  die  Erklärung,  daß  von  der  prohibitiven 
Eingriffsbelttgnis  dem  Heimatrecht  gegenüber  kein  Ge- 
branch  gemacht  wird.  Der  Gedanke  —  wie  er  nicht  nnr 
ans  dem  KE  von  1900  erhellt,  sondern  merkwürdigerweise 
schon  in  demjenigen  von  1894  mit  aller  Klarheit  ausgesprochen 
wird^)  ist  einfach  der:  £s  wäre  irrationell.  Ja  absurd,  wenn 

1)  J.  X.  359  ff. 

*)  Vgl.  QeBetzgebang  von  Delaware  bei  Niemeper^  Vor8ckld§e 
und  Maierialien  No.  289;  Kentuckp  a. «.  0.  Nr.  297;  Maine  a.a.O. 

Nr.  299;  Maseachusetfs  a.  a.  0.  No.  800. 

^)  Vgl.  Argentinien  bei  Niemeyc  r  a.  a.  0  No.  285;  Chile,  h 
No.  28*>;   Kiuador  a  a.  0  Nr  25)1;  Honduras  a.a.O.  No.  293;  Salvador 
a.  a.  0.  No.  8U3 ;  Uruguay  a.  a.  0.  No.  3t)2. 

*)  Actes  1894  S.  84  ,0w  ne  peut  imposer  ä  uu  pays  dornt  ie 
iigisiaüon  ne  eomtait  pas  te  divorcef  de  kUaaer  eee  iribunanx  U 
prommeer  nt^me  entre  ätrangere  eonformdmeni  ä  ieur  UgieleUm 
nationale.  En  ce  nens  on  peut  dit  e  quo  In  (li^^posifion  gut  iearU  U 
divorce  est  d'ordrc  public  nhsolu  et  In  jurisjjrudcucc  des  divers  pnvt" 
oü  la  Separation  de  Corps  est  seule  recunnue,  est  fp'n  'ralement  en  ce 
sen^.  Nouit  n  entendons  cependant  pas  dire  qu  un  pays  ne  pourrait 
pas  permettre  ä  ses  tribunaux  de  tenir  cumpte  mime  ici  de  le  Uli 
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man  von  der  U'jc  fori  verlangte,  sie  müsse  ihr  eifrenes 
Scheidiinp-sreclil,  neben  demjenigen  des  Heimatstaates  auch  be- 
nioVsichtigen ;  denn  es  drelit  sieh  dabei  doch  nur  um  eine 
Konzession,  die  mau  der  U\r  fori  glaubte  maciieu  zu  müssen, 
um  eine  Rücksicht,  die  man  allein  ihrem  iniHTstaatlichen  ordre 
public  angedeihen  hissen  will,  keineswegs  um  luteressen  der 
anderen  Staaten  oder  der  Staatenpremeinschaft;  diese  sind  nur 
interessiert  an  der  Anwendung  des  Heimatrechtes.  Es 
eingibt  sich  also  deutlicli.  daß  mit  Kinführung  des  Art.  3  die 
Konferenz  von  der  (verfehlten)  zweiten  allgemeinen  Anf- 
faÄ5nng  i  wie  sie  oben  charakterisiert  wurde  t,  zu  der  (zutreffenden) 
dritten  übergegangen  ist;  und  es  ergibt  sich  ferner,  daß  die 
gleichwohl  daneben  aufrecht  erhaltenen  Kumulativfassungen  der 
Art.  1  und  2  sich  jetzt  als  ein  contradictum  in  adjecto  dar- 
stellen, zu  erklären  lediglich  durch  die  Unklarheit  ülter  die  an 
anderem  Orte  von  mir  dargelegte  Unterscheidung  zwischen 
obligatorischen  fabsoluten)  und  permissiven  (fakulta- 
tivem Kollisionsnormen.  Korrekter  Weise  hätte  sich  die  Fassung 
der  Art.  1  3  der  Scheidungskonvention  enger  an  Art.  1  und  2 
der  Eheschließungskonvention  anlehnen  müssen  (wo  die  in- 
korrekte, hier  beliebte  Kumulativfassung  seiner  Zeit  gleich- 
falls von  einer  Seite  angestrebt  worden  ist!);  das  Verhältnis 
der  beiden  in  Frage  kommenden  Rechte  ist  genau  das  gleiche; 
die  fakultative  Heranziehung  des  zweiten  Rechtes  (dort  der 
lex  loci,  hier  der  leo)  fori)  neben  dem  Heimatrechte  geschieht 


nationale  des  ipoux:  nous  dis&tis  seulement  qu'il  n'est  utiUement 
ohlifjA  de  Ic  faire  et  nous  ajuutons  que  craisembldblement  il  nc  Ic 
fera  pas."^  Wie  mau  darauf  uumittelbar  furtfahren  konnte  „-l^^s  explicationa 
qui  pricideiU  il  rinUte  gue  les  öpoua:  ätablia  dana  un  paya  autre  que 
leur  patrie  ne  peuveni  riguliirement  former  um  demande  en  äivorce 
lä  oA  iU  9ont  domicili^s  gue  si  leur  loi  nationale  et  la  loi  locale  lea 
y  autorisettt"  und  (Icmfremäß  die  strikte  Kumulativanwendung  der  beiden 
Rwhtp  anssprechen  konnte,  da??  läßt  sich  nur  erklüren  durch  die  hcrrschrndp 
Farbenblindheit  für  den  Qegensatz  des  überstaatlichen  und  innerstaatlichen 
Recbtefl. 

Die  einlieitliche  KoäiflkaHtm  dea  iuiemaHonala»  PHvairachia 
durch  Staatsvertrdga  (Leipzig  1904)  SOff.  s.  dort  auch  die  YerweleaBgeii 
«nf  frühere  Uteratitr. 
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genau  aus  dem  gleichen  üesichtspiiiikt  (des  innerstaatlichen 
ordre  public!)  und  in  dem  g"leichen  Sinne  (prokibitive  Eingriös- 
befugnis).  Eine  ausdi  uckliclie  gesetzliche  Erklärung  der  lejc 
fori,  daß  sie  von  der  Eiiigriffsbefugnis  Gebrauch  mache,  oder 
darauf  verzichte  —  wie  in  Art.  1  der  Eherechtskonvention, 
Art.  6  der  Erbrechtskonvention  —  wird  nach  Art.  H  nicht 
verlangt.  Sie  existiert  auch  tatsächlich  bisher  in  keinem 
Konvention.sstaat.  Wir  sind  also  zur  Entscheidung  der  Krage, 
oh  ein  solches  Gebot,  eine  solche  Erlaubnis  vorliegt,  lediglich 
auf  die  innerstaatliche  Gesetzesauslegung,  die  herrschende 
Theorie  und  Praxis,  verwiesen,  anders  ausgedrückt:  auf  die 
Auslegung  des  innerstaatlichen  ordre  public.  Man  muß  die 
Frage  aufwerfen,  ob  es  sich  nicht  wenigstens  empfohlen  hätte, 
diesem  iDnerstaatlichen  ordre  public  gewisse  überstaatliche 
Grenzen  zu  ziehen,  ihn  zu  „spezialisieren" ;  festssasetzen  — 
ähnlich  wie  dies  in  Art.  2  der  EheschließungskonventioD  ge- 
schehen ist  —  unter  welchen  besonderen  Voianssetzungen  die 
leäp  fori  befugt  ist,  ihr  eigenes  Recht  entgegen  dem  prin- 
cipailikr  anwendbaren  Heinmtredit  durchzusetzen.  Ein  der- 
artiges Verfahren  ist  in  der  Tat  im  Laufe  der  Konferenz- 
Verhandlungen  einmal  (von  belgischer  Seite)  in  aUer  Klarheit 
beantragt  worden^)  und  es  wäre  ohne  Zweifel  grundsätzlich 
das  Korrekteste  gewesen.  Jedoch  ist  die  Unterlassung  jeder 
überstaatlichen  Spezialisierung  hier  weniger  bedenklich,  als  in 
anderen  Fällen  (vgl.  ähnlich  ttbrigens  Ztsch.  XII.  249),  aus 
dem  Grande  nämlich,  weil  die  Gefahr  einer  echten  Gesetzes- 
kollision —  widersprechender  Entscheidungen  der  verschiedenen 
Länder  —  hier  nicht  droht.  Denn  was  ist  die  einzige  Folge 
davon,  daß  die  Scheidungsklage  wegen  des  ordre  public  der 
lex  fori,  entgegen  dem  Heimatrecht,  abgewiesen  wird?  Doch 
lediglich  die,  daß  die  Ehe  uberall  unangefochten  weiterbesteht. 


1)  van  der  BulckBf  Aeiea  1894,  8. 76:  „. .  41  apr^otmtsi  au  sein 
de  la  Cammie^iOH  le  reeourg  ä  la  loi  nationale»  sauf  lee  reeMetüm 

de  (hoit  public  da  liea  oA  Vaciion  est  intentee;  il  a  mime  tmht 

spccialifter  en  enumrrmtt  juirvn'  re.»  re.9ff  tcf/rms  le  divorce  par  cm' 
senfeinent  mntui  l  et  jiottr  tut  iimputibiUtc-  d  humeur"  Vers;!  dazu  ^nch 
du-  Erklärungen  Jieeck ma nnn  75 ff.  und  Beelaert  de  Blokiand  Tb. 
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G€fÄhrlich  und  Ixdpnklich  wäre  die  Sache  nur  dann,  wenn 
dem  ordre  public  der  lex  fori  —  was  nacli  Art.  1  und  2  der 
Konvention  ausgeseblossen  Ist  —  eine  positive  (imperative) 
Wirkung  eingeräumt  würde,  sei  es  grundsätzlich  und  allgemein, 
(im  Sinne  der  nnter  1.  erörterten  Auffassung)  sei  es  nur  aus- 
nahmsweise (wie  es  in  Theorie  und  Praxis  Öfters  vertreten 
wird*).  Die  nach  der  lex  fori  entgegen  dem  Heimatrecht  aus- 
gesprochene Scheidung  kann  zur  Schließung  einer  neuen 
Ehe  führen,  deren  Rechtsgiiltigkeit  von  dem  Heimatstaate 
nicht  anerkannt  wird.  Die  negativ -prohibitive  Wirkung  der 
lex  fori  (Verweigerung  der  Scheidung  trotz  heimatrechtlicher 
ZnUssigkeit  derselben)  —  wie  sie  nach  der  Konvention  allein 
in  Frage  kommt  —  kann  eine  derartige  internationale  Rechts- 
verwirrung niemals  im  Gefolge  haben.  Nur  eines  wäre  hier 
mit  Zitelmann  (II.  268  ff.)  im  Interesse  der  „ Internationalen 
Gerechtigkeit''  allerdings  zu  verlangen:  daß  die  Ablehnung  der 
Scheidung  seitens  der  lejc  fori  in  solchem  Falle  nur  als  eine 
»Verweigerung  konstitutiver  Tätigkeit"  des  Gerichtes,  nicht 
als  materielles  Urteil  gelte;  daß  die  Abweisung  nur  ^an- 
gebrachtermaßen'*  erfolge,  nicht  als  eine  internationaler  Rechts- 
kraft fähige  Entscheidung  über  den  Scheidungsanspruch  selbst. 
Wir  werden  hierauf  unten  —  bei  Art.  7  —  zurückzukommen 
haben.-) 

nL  Anwendung  des  Prinzips  im  einzelnen. 

A.  Der  gröbere  Kollisionsfall. 

1.  Zulässigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Scheidung. 

Der  gröbere  (in  Art.  1  allein  vorausgesetzte)  Kollisionsfall 
ist,  wie  oben  dargelegt  wurde,  dann  gegeben,  wenn  nach  einem 
der  beiden  kollidierenden  Rechte  —  dem  Heimatrecht  oder  der 
lex  fori  —  die  Ehescheidung  überhaupt  nicht  zugelassen  wird. 
Er  kann  auf  zweierlei  Art  in  die  Erscheinung  treten;  das 
Recht,  welches  keine  Scheidung  kennt,  kann  entweder  das  Per* 
B on aistat ut  der  Ehegatten  oder  die  lex  fori  sein. 

1)  Vgl.  z.  B.  Trib,  eiü.  Seine  J.  XIII  707. 
*}  ci  Oliitterona,  J.  X  aeo  n.  Zit. 
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Kuhn, 


a.  Dati  Heimatrecht  der  Ehegatten  kenut  die  Scheidung 

nicht. 

Der  Fall  macht  für  das  Konventionsrecht  keine  Schwierig- 
keiten. Er  ist  durch  Art.  1  entschieden  und  dmch  Art.  3 
nicht  modifiziert.  Konventionsangehörige,  nach  deren  Heimat- 
recht  die  Scheidung  unzulässig  ist,  können  nirgends  im  Eon- 
ventionsgebiet  geschieden  werden.  Die  bisher  in  Theorie  und 
Praxis  hier  und  dort  anerkannte  Auffassung,  daß  ein  allgemeines 
Verbot  der  Scheidung  dem  lokalen  ordre  public  der  liberalen 
Zivih^tsordnungen  widerstreite^),  ist  nach  dem  Eonventions- 
rechte  nicht  mehr  zulSssig.  Definitiv  erledigt  sind  hiernach  ^ 
de  lege  lata  wie  de  lege  ferenda  —  für  das  Eonventions- 
recht  die  großen  privatintemationalen  Eontroversen,  welche 
sich  in  Deutschland  an  §  77  KPStG'^)  (vgl.  auch  preuß.  Land- 
recht n,  §  734)  geknüpft  haben:  eine  Ehe  von  Eontentiotts- 
angehörigen,  deren  Heimatrecht  nur  die  Trennung  Ton  Tisch  und 
Bett  gestattet,  kann  in  keinem  anderen  Staate  dem  Bande  nach 
geschieden  werden.  Sollte  man  also  der  Meinung  sein  (vgl. 
dagegen  RQ  Bd.  47,  S.  136,  Bd.  48,  S.  146),  daß  §  77  des  KPStG 
mit  dem  Inkrafttreten  des  BGB  seine  Geltung  noch  nicht  verloren 
hat  (Art.  32  EG  z.  BGB),  so  ist  er  für  das  Konventionsgebiet 
in  dir  vom  RG  gebilligten  privatiiitiiiiationalen  Ausdehnung 
(R(j  ßd.  48,  S.  146}  unter  allen  Uniständen  aufgehoben.  Dem 
Konventionsrechte  widerspreclieiid  wäre  ;nn  h  z.  B.  ein  Urteil 
wie  dasjenige  des  Tribunal  civil  de  hi  Seine  vom  16.  7.  8t» 
.T.  XIII  S.  707  ff.,  welche.^  davon  aii.^fjelit.  daß  die  Bestimmung 
des  österreicliisrhen  Rechtes,  welche  die  Ehe  der  Katholiken 
für  unlösbar  erklärt,  dem  französischen  ^droii  j/^ti/Iir"  und  der 
( ileiclilieit  der  verschiedenen  Keiigionsangehörigen  vor  dem 


Vgl.  z.  B.  Glivec  rona  für  das  schwedische  Recht,  J.  X  36(J; 
jtVAtat  ne  doit  pas  permettre  ä  des  ipoux  nationaux  ou  itrangers^ 
marida  m  SHidt,  if  y  9ivr€  daw  un  dStunim  comNnuellß  qiti  cm»tiiu« 
im  MiMMtolt  j^dtUe.^;  fHmer  die  Zitierton  mu  Theorie  und  PrascU  bei 

Wtiß,  J.  III  599  Anm.  1 

Bar  T  iM  Y^d  Rntsch.  des  RO  III  27  ff..  IX  !W  ff.  Ztsrh  V  Iti^ 
Seufferi  XLII  1 ,  Bahr  in  Iherings  Jahrb.  XXI  .Ht»0 ;  Qierke:  Deutsches 
Frivatrecht,  I  237;  Regelsberger  lild ,  Beauchet  J.  XI  2718. 
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Gesetze  zuwiderlaufe  und  deshalb  „offenbar  unanwendbar  in 
FVcmkreich^  sel^),  eine  AnSaasiing,  die  auch  an  imd  fftr  sich 
um  so  unhaltbarer  ist,  als  man  niemals  Anstand  genommen  hat, 
bei  Portugiesen,  Spamem  etc.  in  BVwikreich  deren  Heimatrecht, 
das  die  Scheidung  verbietet,  anzuwenden,  und  der  Standpunkt 
dieser  Rechte  doch  fraglos,  wie  der  des  österreichischen, 
einfach  auf  dem  katholischen  Dogma  beruht,  und  sich  von  dem- 
jenigen des  österreichischen  Bechtes  nur  dadnich  unterscheidet, 
daß  das  Recht  Sptmiens  und  Porhtgäla  eben  nior  ffir  die 
Katholiken  gemacht  ist«  da  man  dort  ein  besonderes  Becht  ffir  die 
^uantUi  nigUgedbU  der  akatholischen  Personen  eben  nicht 
braucht 

Dieser  Fortschritt  —  allgemeine  Unzulfissigkeit  jeder  nach 
Heimatrecht  nicht  gestatteten  Scheidung  —  geh&rt  praktisch  sn 
den  bedeutendsten  und  wohltätigsten  des  Konventionsrechtes, 
weil  die  internationale  Qesetseshsrmonie  einzig  auf  diesem 
Wege  zu  eneicben  ist  und  es  ohne  Zweifel,  sobald  man  sich 
über  den  eng-nationalistischen  Standpunkt  erh^t,  ein  wichtigeres 
und  höheres  Interesse  ist,  Bigamie  und  verschiedenartige  Beur- 
teilungen einer  abgeschlossenen  Bhe  zu  verhindern,  als  die 
Durchsetzung  der  Scheidung  und  Abschließnng  neuer  Ehen  ent- 
sprechend den  „zwingenden*^  Bechtsaoschauungen  eines  „lokalen*^ 
Gesetzgebers  zu  ermöglichen. 

b.  Die  lex  fori  kennt  die  Scheidung:  nicht. 
Im  entgegengesetzten  Falle  —  wenn  die  Scheidung  nach 
dem  Personalstatut  der  Ehegatten  zulässig,  nach  der  lex  fori 
aber  überhaupt  nicht  anerkannt  ist  —  kann  auf  Grund  von 
Art.  3  allein  das  Heimatrecht  beachtet  (und  demgemäß  die 
Scheidung  ausgesprochen  werden),  falls  die  lex  fori  selbst  es 
, vorschreibt  oder  gestattet^;  richtiger  ausgedrückt:  wenn  die 

Merk\\'iirdi^erweisc  kommt  ilbrigi  ns  jt  rics  Hrtt  il  des  Tribunal  de  la 
Seine  nicht  —  wie  es  nach  der  Begründung  unabweisiicii  gewesen  wäre  —  zum 
Aiufprnch  der  Sobeidnng  auf  Qnind  des  fraiu;5«isolien  Rechtes,  sondern  cur 
InstiiTerweigeioiig  („Ü  eomoietU,  pour  la  digniU  dt  laJuMeet  de  dMiner 
la  wnnaiBsance  tfun  d&at  9Ü  la  demanderwae  en  dicorce,  9§9  grUft 
fuasent'iU  justifies  nu  premier  chef,  ne  saurait  obtenir  les  sattsfac- 
tipm  ^'ellß  räclame  et  que  aa  hi  personell«  lui  refme  expressemenl"), 

10* 
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lex  fori  von  der  ihr  zustehenden  „prohibitiTen  Eingrlffsbefognis'^ 
keinen  Gebrauch  macht .  Tm  Konventionsgebiete  wird  dieser 
Ausnahmefall  —  wie  der  KB  hier  mit  Recht  annimmt  —  nur 
selten,  wenn  ülu  rhaupt,  praktisch  werden.  In  deiyenigen  Rpchts- 
gebieten,  welche  die  Scheidung  überhaupt  nicht  kennen,  (Spanien^ 
JPortugal,  JUtlien,  RHssischrPolen)  wird  sie,  wie  bisher  auch 
so  gut  wie  allgemein,  unter  Ausländem  nicht  ausgesprochen 
werden.  Bine  liberale  Ausnahme  machte,  wie  oben  berQbrt 
wurde,  nur  Raiien,  wo  unter  dem  Einfluß  der  starken  öffent- 
lichen Srdmung,  welche  überhaupt  für  die  Sinfühmng  der 
Scheidung  besteht,  das  internationale  PriTatrecht  gewissermaßen 
als  Vorläufer  des  nationalen  auftrat:  der  Proteus  des  ordre 
public  nahm,  wie  immer,  die  der  Praxis  wohlgefälligste  Gestalt 
an,  begann  dem  Auslande  gegenüber  seine  Unbeugsamkeit  zu 
verlieren,  weil  er  seine  Autorität  auch  im  Inlande  unteigraben 
fühlte.  Das  erste  Urteil  dieser  Art  war  dasjenige  des  Appel- 
hofe Ancona,  22.  3.  84  {v.  Bremen /v.  Bremen)^  abgedruckt 
Monitore  dei  Tribunali  1884  8.  367,  Giurisprudenaa  Baliana 
1884  II  247  (Vgl.  Actes.  1894  S.  84),  welches  der  Scheidungs- 
klage (auf  Grand  böslicher  Yerlassung)  eines  in  Ancona 
wohnenden  Deutschen,  welcher  1870  dort  eine  Italienerin  ge- 
heiratet hatte'),  stattgab,  unter  Ablehnung  der  von  dem  Unter- 
gericht  auf  Art.  12  Prelim.  C.  C.  gegründeten  Prohibitiver- 
wügungen,  in  Anwendung  des  allgemeinen  Art.  (\  (und  102 
und  103).  Die  Grüiich'  lassen  deutlich  erktimeii,  daß  das 
Gericht  grundsiitzlicli  der  Scheidungsfreiheit  zuneigt,  und 
die  Umstände  des  Falles  waren  zudem  besonders  gravierende: 
die  Ehefrau  hatte  schon  1876  den  Mann  verlassen,  hatte  in 
Amerika  ihrerseits  selbst  die  Seheidun«;  bewirkt  und  eine  neue 
Ehe  eingegangen.  Trotz  des  \\  iderspruclt?»  der  Theorie'-)  gegen 

'  '  Dieser  Tatbestand  ist  bcsoiidi  rs  bemerkenswert  ijef^enäber  dem  lllltei 
zu  besprechenden  Urteil  des  Appeiboies  Turin  vom  21.  11.  Uü. 

S)  Sidie  spesidl  dtgitgen:  Fuainato,  quesHoHi  di  (MrUto  intern, 
pHv.  (1884)  Böfr.,  46  f.  u.  \2lb;  Fiore  II  192;  CaUllmni  111894/5571!.; 

Esppr^nn  81  ff  ;  Buzzati,  Le  leggi  e  le  sentettse  sfrntn'erc  di  dt- 
vorzi'i  etc..  Fiitti  itnliatio  liMM  S.  2Hff.i:  dafür:  h'rusa,  Anmutirt'  Ii. 
123  f. ,  uud  gruiulsiitzlich  vor  allen:  i^in  ganz  und  gar  «inä^iligen  und  haltr 
losen  Deduktionen)  Laurent  Y 1961!.,  244 ff.,  284;  gesetsUch:  Argentinien 
bei  Niemeyer  a.  a.  0.  No.  28o. 
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diese  revolutionäre  Kiitscheidiuip:  (die  ,,prrma  causa  tanti  ma/i" 
nach  Bmeali,  8.  iW)  haben  die  italienischen  Gerichte  noch 
einigemale  in  gleichein  Sinne  erkannt:  das  Tribunal  Genua 
schied  am  7.  6.  V>4  die  Ehe  zweier  Engländer*),  das  Tribunal 
Älilano  am  2.  6.  97  und  30.  B  98  diejenige  zwischen  einem 
Schweizer  aus  Tessin,  der  eine  Italienerin  aus  Mailand  ge- 
heiratet hatte*-*)  (auf  gegenseitige  Einwilligung!).  Das  letzt- 
genannte Lirteil  wurde  zwar  vom  Appelliof  Mailand  (24.  11.  i)8j 
bestätifrt  ( Moniton'  d.  trib.  IM).  64  tf.i.  jedoch  vom  Kassations- 
hot Torino  (2.  11.  00 1  aufgelioben  \  Monitore  1900,  981  ff.), 
allerdings  mit  höchst  merkwürdiger  Begründung:  Der  Fremde, 
welcher  i  n  1 1 a  1  i  e  n  e  i  n  e  E  h  e  s  c  h  1  i  e  ß  t ,  u  n  t  e  r  w  e  r f  e  sich 
damit  dem  ital  ieuisclien  Ehetresetz  und  akzeptiere 
die  abs(»lute  Bedingfunj?  des  Art.  148  G.G.  (Auflösbar- 
keit der  Ehe  nur  durch  den  Tod.^) 


1   ^f<>nUore  dei  trib.  1894  S.  784 :  mit  der  kategorischen  Behauptung 

(in  Ermanglung  von  Gründen:  ^inquantoche  e  ritenuiv  datla 

doiirina  (?)  ed  intteffnato  äaUa  piA  reeente  giurispi  uäenMa  ehe  lappli- 
camiem  nei  rapporü  äegli  atranUH  della  hro  legge  naeionate  in  temm 
di  divonionon  off  ende      V  >  r  1  i  ne  pubblieo  ni  il  buon  costume" 

und   ttfm  ptio  dh'si  che  uffoidere  pntrebbe  ni  perturhare  il  settfi- 

mentu  pubblico  it{ilian<t."  (Daü  Urteil  ist  auch  J.  XXV  412  referiert,  in 
der  Not«  irrtümlich  als  das  erste  derartige  aus  der  italienischen  Jurisprudenz 
bezeidmet) 

^  MonUwte  dei  trib,  1807  S.  614  ff. :  ,Ne  va  le  a  dire  che  ü  diwreio 
mon  i  ammeeeo  daikt  legge  italiema,  ehe  in  forea  delV  Ari.  12  diap, 
prelim.  C.  C.  i  magieiraü  italiaui  debbono  rifiutare  a  conoscere  d'una 

que^tfiftttfl  ad  esso  relntirn  .  .  .  perrhP'  .  .  .  si  inpoca  In  legge  naziottnle 
dello  Htraniero  soUauto  per  stabilire  Ja  sua  capacitä  giuridica.^  Das 
Urteil  vom  30.  6.  98  s.  bei  Buzzati  11  ff. 

Und  weiter:  nach  Art.  3  aeien  dem  Fremdeii  die  gleichen  (Civil«) 
Rechte  eittgerittmt  wie  den  Einheimiachen,  aber  nicht  gxKfiwe:  „Di  come' 
guenMa  (0  *>e  non  pud  essere  du6Ho  ehe  i  magiatrati  italiani  nou 
acrebbero  facoltä  colle  leggi  che  si  governano  di  pronumiare  il  dicorzio 
Ira  viftdtlini  italimti,  per  la  etesaa  ed  a  mngffiore  ragione  non  lo 
poasunu  per  lo  straniero  che  in  Italia  abbia  ceiebratn  il  matri- 
menio  (!J^  Es  wird  dal>ei  noch  auf  Art.  9  diap. prelim.  Bezug  genommen, 
der  für  daa Obligationsrecht  die  Itf« loc<  oc/Mreutacbeiden  Ittßt!  Dieae 
Begründung  ist  so  evident  verfehlt,  daß  «ie  in  der  Tat  keiner  Widerlegung 
bedarf.  (Die  Bntacheidong,  auf  die  wir  bei  Art.  7  snittdcsalcommMi  haben«. 
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Kalui, 


In  den  am  Schlüsse  aufp:estellten  Thesen  erklärte  aber  der 
Kassationshof  —  über  den  vorliegenden  Fall  hinausgehend  — 
daß  jede  Ehescheidung  vor  italienischen  Gerichten 
unter  allen  Umständen  nnznl&ssig  sei.^)  Den  nämlichen 
Satz  hat  der  Kassationshof  Florenz  in  den  Gründen  des  Urteils 
vom  6.  12.  02  ausgesprochen  f.T.  XXX  910  ff.;  Monitore  dH 
Mb.  1903  S.  43  ff. ;  Ztsch.  XIII  604  f.)  Vergl.  auch  noch  die 
von  Buaeati  S.  15  und  16,  28 f.  zit,  und  im  J.  a.  a.  0.  ab- 
gedrockten  Urteile. 

Die  auf  die  Mitteilung  yon  PUrantoni  gegründete  An- 
nahme des  KB  von  1900  {An^  S.  209),  daß  die  italienische 
Jurisprudenz  im  Sinne  der  Anconeser  Entscheidung  von  1884 
^ffixiert'*  sei,  ist  hiemach  jedenfalls  heute  nicht  zutreffend,  und 
es  hat  vielmehr  den  Anschein,  als  ob  wir  für  die  Zulomft  auch 
in  Italien  Ehescheidungen  von  Ausländem  kaum  mehr  erwarten 
dürften. 

Die  Frage  ist  einzig,  ob  das  Verbot  der  Scheidung  in 
einem  Bechtsgebiete  derart  festgewurzelt  ist,  daß  der  ordre 
public  die  subsidiiire  Anknüpfung  des  Forams  neben  deijenigeu 
des  Heimatrechtes  fordert,^  eine  Frage,  auf  die  es  eine 


ist  Muffibrlich  und  im  ZaMmmenbange  mit  der  gesamten  italienischen  Praxis 
erörtert  von  BuMäaii,  Foro  italiam  1901.)  —  Vgl.  übrigens  genas  ebenso 
fflr  dM  Bcbwediscbe  Recht:   OUvteronaf  J.  X  860. 

tfL*  auioritä  giudiziaria  italiana  non  pu<)  dar  caso  ytiolto  mem 
ammetterfi  unn  dtmianda  dt  sctof/I/niento  di  inatritnrtttin,  sin  essn 
cvichrnto  in  Italia  o  itlV  estera  perchi  la  nostra  legge  non 
iimmette  assolutamente  stfatta  axione." 

Vgl.  Bu99ati9  scharfe  Erkiftnmg  «.  a.  0.  S.  23:  „Chi pud  negare 
ehe  produea  un  profimda  turbamtnio  al  notiro  ordimeptMUco  Ü  foHe 
ehe  eatadfni  iiaHant,  eui  dai  poUri  pubbUei  noairi  b  negaio  Memprt 
il  modo  di  acittgliere  il  loro  vincolo  coniugnJe,  auche  per  cause  ed  im 
ca,fi  degni  della  plti  profitnihr  pietd,  assistano  in  Ilnlia  allo  sci<>gli- 
mento  dello  atesso  riucalo.  per  dpem  di  utt  magistrato  ituliano,  ancke 
in  casi  e  per  cause  futili,  quaie  il  comune  comenso,  e  assitttano  forse 
ad  UM  mtooo  mairimtmio  im  Italia  dH  divoraiaii,  che  porrebbere  ceti 
in  aUo  un  fatto  cAe,  ecmpiuto  da  un  iialianOt  eatHhiirebbe  un  rtaiof* 
(Die  ganz  und  gar  haltlosen  Soheingrflnde,  die  man  ans  den  italienischen 
C.  C.  für  die  Scheidung  von  Aoaliadem  abgeleitet  bat,  sind  Ton  Buwwati 
8.  25  8.  scharf  kritisiert) 


._^  kj  o^  -o  i.y  Google 
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allgemeine,  zwingrend  logische  und  theoretische  Antwort  nicht 
gibt.  In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  der  Einlluß  der 
kutholischen  Kirche  auf  das  Ehereclit  stark  lebendig-  ist,  wird 
die  Fraire  wohl  durchgängig  bejaht  werden,  wenn  die  Ehe- 
gatten Katlioliken  sind.  Aber  auch  in  solclien  Staaten  könnte 
man  sich  m.  E.  sehr  wohl  zu  der  Konzession  herbeilassen  bei 
akatlinlischen  Ausländern  die  Scheidung  entprecliend  ihrem  Heiniat- 
reclite  zuzulassen.  In  der  Kef^el  wird  aber  die  bisher  (außer- 
halb Italiens)  unangefochten  gebliebene  strengere  Auffassung 
auch  als  dem  einzelstaatlichen  ordre  public  entsprechend  fest- 
zuhalten sein.  Solange  ein  europäischer  Gesetzgeber  überhaupt 
an  der  Verwerfong  der  Scheidung  festhält,  gibt  er  damit  zu 
erkennen,  daß  er  auf  dem  Boden  des  katholischen  Dogmas 
steht,  das  eine  Lösung  der  Ehe  vom  Bande  als  direkt  gegen 
das  g&ttliche  (^ebot  verstoßend,  ansiebt;  dies  fttbrt  zu  der 
Folgerung,  daß  auch  seinen  Organen  strikt  und  ausnahmslos 
verboten  sein  soll,  einen  derartigen  Akt  voizunehmen.  Die 
Sabsidiaranknäpfung  des  inländischen  Forums  rechtfertigt  sich 
in  diesem  Falle  auch  aus  spezifisch-prozessualen  Erwägungen^), 
nicht  nur  dann,  wenn  etwa  die  Ehesachen  direkt  yor  geist- 
liche Gerichte  verwiesen  sind.  Auch  bei  den  staatlichen 
Gerichten  ist  —  für  Ehesachen  —  so  ziemlich  fiberall  ein 
besonderes,  der  eigentumlichen  und  tiefgreifenden  Bedeutung 
des  Aktes  entprechendes  Verfahren  mit  weitgehenden  Kautelen 
eingeffihrt.  Ein  Staat,  welcher  die  Scheidung  überhaupt  nicht 
kennt,  hat  natfirlich  auch  keine  derartigen  Yerfahrensvor- 
Schriften,  und  es  ist  keineswegs  ausgemacht,  daß  die  Vor- 
schriften, welche  er  für  das  Separationsyerfahren  gegeben  hat, 
ihm  auch  ffir  das  Scheid ungsverbihren  —  falls  er  an  die 
Mdglichkeit  eines  solchen  gedacht  hätte  —  genügt  haben 
würden.^  Positiv  entschieden  könnte  die  Frage  nur  durch 
einzelstaatliche  Ausfuhrungsgesetze  werden  —  wie  sie  auch  hier 

^)  D«0  die  VerfahrensTorschriften  aicli  anch  nach  KonTention»- 
recbt  aastehließlich  nach  der  Ux  fori  bestimmen,  ventebt  dch  von  aelhst : 
Tgl.  anch  z  B  Finrc,  Dir.  int.  pr.  No.  666. 

2)  Auch  in  Frankreich  spielten,  solange  «^ie  Scheidung  abgeschafft  war 
(1)516— 1884 j,  ähnliche  Kontxovenen  wie  jetzt  in  Italien;  die  herrschende 
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u.  E.  entschieden  zu  wünschen  wären.  Mangels  solcher  EnU 
Scheidung  bleibt  die  Sache  der  Theorie  nnd  Praxis  fiberlassen, 
die  hier  lediglich  mit  den  bekannten  ordre  jwö^Argnmenten 
operieren  womit  man  beweisen  kann,  was  man  eben  be- 
weisen will. 

Wie  verhält  sich  der  „ordre  puhlüi"  in  denjenigen  Ländern, 
welche  die  Scheidung  der  Katholiken  ausschlieBen,  sie  aber 
bei  akatholischen  Ehegatten  gestatten?  In  Betracht  kommt  in 
erster  Reihe  Österreich.  Ausdrückliche  Entscheidungen  der 
Frage  sind  nicht  bekannt  geworden,  eine  Tatsache,  die  wohl  in 
ungünstigem  Sinne  auszulegen  ist,  d.  Ii.  dahin,  daß  in  Österreich 
auch  zwischen  ausländischen  Katholiken  die  St  iieidung  niemals 
ausgespruclit'ii  wird.  Dieser  ^leinung  ist  grundsätzlich  auch 
Rolin  II  r)<)2  und  für  Brasilien  (wo  die  Sache  ebenso  liegt, 
bezw.  vor  IHÜO  ebenso  lag):  Filho,  J.  Vlll  324.  Für  dun 
bisherigen  üsterreichisclicn  Rt  clit.szustand  ergibt  sich  diese  Lösung 
übrigi'iis  aus  dt'ui  dnuidc.  weil  man  dort  überlianpt,  wie  oben 
hervorgeliol>en.  im  Sclicidunirsri  r  hi  lediglich  die  Mr /öt*  (positiv 
und  llegativ-p^ula^)ll  1 V i  anwendete.  Ol»  die  mit  dem  Konventions- 
reclit  eintretende  Änderung  dieses  ri'inzi])S  eine  liberalere  Praxi.s 
ausländischeu  Katholiken  gegenüber  mit  sich  bringen  wird,  ideibt 
abzuwarten.  Wahrscheinlich  ist  dies  eben  nicht,  da  die  univer- 
selle Tendenz  kirchliciier  Ehedogmeu  in  Österreich  immer  und 
überall  stark  hervorgetreten  ist  und  daher  kaum  anzunehmen 
ist,  daß  man  sich  bemüßigt  sehen  wird,  gerade  in  solclieni 
Falle  die  durch  Art.  1  als  korrekt  und  sachgemäß  anerkannte 
Kumulativanwendung  der  lea>  fori  ohne  Not  und  Veranlassung 
aufzugeben.  Es  zeigt  sich  auch  hier  der  Schaden  der  vei^ 
unglückten  Konventionsfassung:  die  liberalere  und  im  intei^ 
nationalen  Interesse  erwünschte  Kollisionsnorm  hätte  eben 
ausdrücklich  als  Regel,  nicht  als  die  (von  vornherein  als  „selten" 
und  „unwahrscheinlich"  charakterisierte)  Ausnahme  aufgestellt 
werden  müssen. 

Doktrin  nnd  FmdB  mx  aber  itets  fttr  allgemeiiieD  AnsichlnB  der  Scheidnog: 

vtfl.  Weiß  m  597  f.;  Rolin  II  110 ff.  Eine  interessante  Speziahtät  bildet 
dahfi  dio  Frage,  ob  das  ('bergangsjj^esetz  vom  2f>.  Germinal.  XT .  wclchi^s  alle 
Nicbtigkeitäklageo  gegen  früher  aasgesprocheue  8cbeidungen  verbot,  sich  gleich- 
falls  «nch  au!  da«  Ausland  erstreckte:  Ctua.  20.  9. 02.. 
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Ähnlicli  wie  für  Österreich  liegt  die  Sache  noch  in 
Rußland,  wo  Klie  und  Klipscheidnnp:  aller  Nicht-Orthodoxen 
nach  den  Satzun^ren  ihrer  Bekenntnisse  gerichtet  werden.  Die 
daraus  sich  ergfebende  Unlüsharkeit  katholisclier  Ehen  «greift 
notwendijr  auch  ausländischen  Katholiken  gegenüber  Platz,  da 
in  Rußland  die  Scheidung  den  geistlichen  Gerichten  untersteht» 
und  daher  eine  Instanz  für  Scheidung  katholischer  Ehen  über- 
haupt nicht  existiert 

Es  wäre  hier  noch  die  Frage  aufznwerfen,  ob  es  einem 
Verbote  der  Scheidung  gleich  zu  achten  ist,  wenn  das  Heimat- 
recht nur  Scheidung  einer  bestimmten  Art,  wie  sie  nach 
der  lex  fori  nicht  verwirklicht  werden  kann,  zuläßt  und  an- 
erkennt, also  z.  B.  (wie  eben  im  russischen  Recht)  nur  eine 
Scheidung  Ton  geistlichen  Grerichten,  oder  nur  eine  solche 
per  reacriptum  prindpis  oder  dergl.  Die  Frage  kann  jedoch 
hier  dahingestellt  bleiben,  weil  sie  durch  den  Inhalt  des  Art.  5, 
wie  sich  unten  ergeben  wird,  praktisch  gegenstandslos  ge- 
worden ist. 

2.  Zuläiisigkeit  oder  Unzulässigkeit  der  Trennung 

von  Tisch  und  Bett. 

a)  Kollision  der  ständigen  Separation  de  corps 

mit  der  Scheidung. 

Nach  der  Konvention  (abweichend  von  den  ersten  Entwürfen) 
gilt  für  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  überall  das  Nämliche 
wie  für  die  Scheidung  (Art.  1  II,  Art.  2  U).  Die  Separation 
muß  also  nur  dann  zugelassen  werden,  wenn  sie  sowohl  nach 
Heimatrecht,  als  nach  lex  fori  begründet  ist.  Es  genügt,  dafi 
eines  der  beiden  Rechte  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht 
zuläßt,  um  die  Abweisung  der  Klage  zu  rechtfertigen. 

Zu<rela6sen  ist  die  Separation  nicht  nur  in  denjenigen  Staaten, 
welche  die  Scheidung  vom  Bande  verwerten,  an  Stelle  der  Scliei- 
dunjr  {Spanien,  Portugal,  Italien,  Österreich  iüv  Katlioliken, 
Russisch- Polen) .  sondern  außerdem  auch  in  der  großen  Melir- 
zahl  der  Konferenzstaaten  neben  der  Scheidung,  sei  es  aus  den 
nämlichen  Ursachen  wie  die  Sciieidung,  (Frankreich^  Belgien, 
Luxemburg^  Ungarn)  sei  es  aus  —  zum  Teil  —  darüber  hinaus- 


150 


Kahn, 


gehenden  (ii  iindt  n  i  Holland,  Osterrekh,  skuixl inavische  Lf'in- 
der).  (iänzlidi  miliekanut  ist  sie  in  RunKtnien^  sowie  in 
Rußland  (mit  Ausnahme  von  Russisch-J  o/eN  j :  unbekannt 
(bezw.  nur  als  rein  interimistische,  zeitweilige  Trennung:  aus- 
nahmsweise zugelassen  I  in  der  Schtceie;  unbekannt  endlich 
nach  herrsclu  luler  Meinung,  in  Deutschland,  da  man  annimmt, 
dali  die  durch  das  BGB  eingefülirte  ^Aufliebung  der  ehelichen 
Genieinsi  halt"  eine  von  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  durch- 
aus verschiedene  Institution  sei.  Wir  werden  unten  die  Natur 
dieser  deutsch-rechtlichen  Gemeinschaftsaui'liebung,  el)t'ns()  wie 
diejenige  der  zeitweiligen  Separation  und  ihr  Verhältnis  zu 
der  gewöhnlichen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  im  besonderen 
zu  untersuchen  und  die  Folgen  für  das  Konventionsrecht  fest- 
zu  Ti  U  n  haben.  Zunächst  ist  der  Kollisionsfall  ohne  Rücksicht 
auf  dit'se  Spezialitaten')  zu  erörtern  und  zwar  wiederum  in  der 
zwiefachen  Gestalt,  in  welcher  er  in  die  Ersclieinung  treten  kann. 

1.  Das  Ueimatrecht  der  Elio^atteu  kennt  die 

Separation  n  icht. 

In  .solchem  Falle  .steht  fest,  dalj  nnch  im  Auslande  nirgends 
auf  Separation  erkannt  werden  darf,  und  zwar  aucli  dann 
nicht,  wenn  nach  Heimat  recht  die  Scheidung  (vom 
Bande  der  Ehe)  begründet  wäre,  nach  Icjc  fori  aber  nur 
die  Separation  ausges{)rochen  werden  kann.  Daß  diese  harte 
Konsequenz  gezogen  werden  muß,  ist  unzweifelhaft.  Die  sehr 
interessante  Entstehungsgeschichte  der  Art.  1  11  und  2  11  ergibt 
es  klipp  und  klar,  wenn  der  Wortlaut  nicht  genügen  sollte. 
Die  ersten  Entwürfe  hatten  die  Frage  in  entgegengesetztem 
Sinne  entschieden.  Art.  7  des  ersten  KE  (Actes  1894  S.  88) 
(Art.  a  des  definitiven  Entwurfs  von  1894)^)  lautet: 

Im  folgenden  wird  elidier  insbesondere  tob  dem  deutMhen  Rechte 
(anch  vom  EG.  z.  BGB  Art.  17  .\bs.  4'  zunächst  j^rinz  abgischon. 

'fl  Für  die  Gründe  der  Separation  bcstimintt  der  Entwarf  nichts  be- 
sonderes (vgl.  Art.  8  K£).  Der  durch  das  Keüaktiuuslcumitcc  nachträglich 
mit  Bezag  aaf  nnaeren  Fall  eingefugt«  zweite  Satz  („dtma  U  caa  prevu 
par  Vart  3,  2,  oh  »e  refer4ra  autc  eauws  de  diwmm  admise«  par  I« 
loi  natinnaie)  sagt  nor  etwas  Selbstverständliches  in  schiefer  FaiSling.  Vgl. 
die  Erläuterungen  Actes  ]<S!)4  S.  96  und  die  BemerkilDgeD  Roguin  vad 
Benaul t  za  Art.  8  de«  K£  Actes  \m  S.  78. 


^  j  .  -Li  by  Google 
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Separation  de  corps  peiif  etre  demaridee: 

1.  sl  hl  loi  nationale  des  epoiix  et  ta  loi  du  lieu  ou 
VcLction  est  intentee  ladmeitent  egalemetit; 

2.  si  la  loi  nationale  n'admet  que  le  divorce 
et  si  la  loi  du  lieu  ou  l'action  est  inieutde 
n'admet  que  la  Separation  de  corps* 

Der  KB  bemerkt  treffend  zu  dem  herYorgehobenen  Sntzp, 
daß  in  solchem  Falle  die  Separation  das  einzig^  mögliche  Mittel 
sei,  Tun  die  eventaell  notwendige  Aufhebung  einer  unerträglich 
gewordenen  Ehegemeinschaft  herbeizuführen.  Es  sei  allerdings, 
mangels  besonderer  Yereinbanmg,  zweifelhaft,  ob  der  Heimair 
Staat  die  Separation  anerkennen  werde.  Aber  jedenfalls  sei  es 
leichter  für  einen  Staat,  der  nur  die  Scheidung  kenne,  eine 
Separation  anzuerkennen,  als  für  einen  solchen,  der  nur  die 
Separation  habe,  eine  Scheidung  zuzulassen.  In  der  gleichen 
Weise  hst  Benault  —  auf  dessen  persönliche  Initiative  offen- 
bar jene  Bestimmung  zurflckzufOhren  ist  —  in  der  Plenar' 
Verhandlung  den  Standpunkt  der  Kommission  gegen  die  Angriffe 
Boguins  (Sckweüt)t  denen  sich  Schmemann  (BuSland) 
und  jRahusen  (Holland)  anschlössen,  verteidigt  und  ist  damit 
durchgedrungen').  Auf  der  dritten  Konferenz  ist  Jedoch  die 
Bestimmung  gefallen.  Die  holländische  Regierung  beantragte 
schon  im  Probet  de programme  (Doc.  1900  8. 102)  ihre  Streichung, 
weil  der  Satz  keine  Bflcksicht  nehme  (?)  auf  „gewisse  Gesetz- 
gebungen", welche  nur  die  Scheidung  zulassen  und  die  Separation 
ausschließen.  BumätUm,  Schweden  und  Deutschland  (Actes 
1900  S.  154  und  Doc.  1900  S.  107,  170f.)  stimmten  alsbald  dem 
holländischen  Vorschlage  bei,  in  der  Hauptsache  auch  Spanien, 
weil  die  Angelegenheit  für  spanische  Staatsangehörige  ja  ohne 
Interesse  sei  {Dac.  8.  146.)  Dagegen  sprachen  sich  das  österr. 
Memorandum  (Actes  1900  S.  47),  sowie  die  französische  (Doc. 
S.  löoHind  besonders  die  bel^risclie (/^r.  1900 S.  131)Kommission 
aus:  „On  refuserait  ainsi  {ndd\  dem  holländischen  Vorschlage; 

I)  Übereinstimmend  auch  die  Entscheidung  des  finuuSaiiclmi  Kuaationt- 
bofs  1.  7.  78  (die  zwischen  Schweizern  in  Frankreich  die  Separation  de 
Corps  iuiftsprach^  und  Demangeat  dazu  J.  V  452  f.,  ailerdinga  mltgans  im- 
IlUiltbaren  Urllnden.   Dagegen  Lehr  a.a.O.  247 f. 
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moim  pour  accarder  le plus*'.  Die  erste  Kommission  (AiUes  1900 
S.  207  ff.)  hat  sich  jedoch  mit  großer  Majorität  entsprechend  dem 
holländischen  Antrag  fär  die  Streichung  ausgesprochen.  Es  sei 
ein  Irrtum  „resultant  d'une  vue  superfidelW^  zu  glauben,  daß 
die  Scheidung  immer  als  das  wa^w-s  die  Separation  umfasse;  in 
den  Augen  eines  Gesetzgebers  der  nur  tlie  Scliciduiifr  zulasse, 
sei  die  Separation  kuin  Minus,  sondern  ein  Aliud,  das  er  all- 
gemein ausschließe  und  niemals  bei  seine ji  Staatsangehörigen 
anerkenne,  möge  sip  auch  einer  ausländischen  lex  fori  ent- 
sprechen. Warum  also  dem  Doraizilgericht  zu  gestatten,  darauf 
zu  erkennen  V  Ks  lileibe  nur  übrig,  die  Kliefjatten  an  ihren 
hiimatliclien  ( Jerirlitsstand  zu  verweisen  -  was  allerdings, 
wie  man  sich  nicht  verhehlen  könne,  .sowohl  ans 
f  ;i  k  t  1  >(  hen,  als  aus  rechtlichen  (J  riinden  nicht  immtT 
uiugiich  sei.')  Wie  dem  aber  auch  sei,  die  Länder,  in 
welchen  nur  die  Scheidung  bestehe,  seien  selbst  die  besten 
Richter  darüber,  was  ihren  Angehörigen  im  Auslande  zukommt. 
Sobald  sie  den  Willen  aussprechen,  daß  diese  sich  der  Separation 
nicht  unterwerfen  dürfen,  sei  kein  (irund  vorhanden,  für  die- 
jenigen Länder,  in  denen  Scheidung  und  Separation  neben- 
einander bestehen  (der  Bericht  erwähnt  merkwürdigerweise 
nicht  den  krassesten  und  wichtigsten  Fall,  nämlich  diejenigen 
Länder  in  denen  nur  Separation  besteht!)  einen  Gresichtspunkt 
nicht  anzuerkennen,  „qui  est  plus  loffiqm,  plus  canforme  au 
principe  ginäral  de  la  maa^e". 

Diese  BrwSgangen,  welche  ffir  die  Konferenz  entscheidend 
gewesen  sind,  sind  m.  £.  unzutreffend.  Sie  beruhen  auf  irr- 


*)  „II  ne  faut  pas  öc  dii<.simu/v/  qu'en  fait,  ce  ne  leur  sera  p/ift 
tuujours  aussi  aise  pour  divers  motifs:  lea  procds  relatifa  ä  des 
incidetUs  gui  ae  mnU  pwsis  peut'^irB  fort  loin  du  lieu  9ä  sikg§  U 
trihmud^  aont  longs  ei  eo^UeuoPt  ow^'v  que  hs  condiHom  dutte  bo$m 

etdministrtUion  de  la  justice  aont  difficilement  rempHe».  De  plus,  le» 
parties  trourmmt-elles  toujours  une  Jurisdiction  compitente  dans  leftr 
pafrie  ffiic/lcs  duronf  qHiftf'e  liepuis  lougtemps  ?  On  pourrait  hinter 
la  privoyance  du  lejfiaiuteur  allemand  qui  a  determine  avec  precistoH 
la  ßtrisdicdoH  nationale  compötente  pour  le»  Allemands  qui  sont  ä 
r^tranger,"   Vgl.  dasu  scboa  Acte*  1894  S.  86. 
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tüiiiliclicn  Voratif^sTtzimpren.  ^)  Die  Frag'c  ist  zw  ar  darnach  de 
coHcentione  lata  erledigt.  Sie  darf  alM  r  für  uns  nicht  erledigt 
.sein,  mit  Rücksicht  einerseits  auf  das  außerkonventionsmäßige 
internationale  Privatrecht,  andererseits  auf  spätere  Revisious- 
konierenzen,  wenn  die  Gründe,  welche  für  die  Stellungnahme 
der  3.  Konferenz  entscheidend  waren,  einer  genaueren  Prüfung 
nicht  standhalten.  So  liegt  aber  die  Sache  in  der  Tat.  Die 
Entächeidnng  der  Konferenz  ist  nicht  aus  irgend  welchen 
mtemationalen  Billiprkeits  -  Gesichtspunkten  erfolgt,  sondern 
ansschließlich  im  Hinblick  auf  das  Heimatgesetz,  dessen  Inten- 
tionen die  privatintemationale  Norm  auf  das  strikteste  folgen 
will.  Allein  heiBt  es  den  wahren  Intentionen  eines  Ge- 
setzes, welches  die  Lösung  der  Ehe  ffir  begründet  erklärt, 
folgen,  wenn  man  den  Staatsangehörigen  im  Ausland  weder 
Scheidung  noch  Separation  gestattet?  Heißt  das  nicht  das 
Beispiel  des  gehorsamen  Krankenpflegers  nachahmen,  dem  der 
Arzt  befohlen  hatte,  dem  Patienten  nur  kräftige  Nahrung  zu 
geben  und  der,  als  kräftige  Nahrung  einmal  ausgegangen  war, 
den  Kranken  verhungern  ließ?  Man  wendet  ein,  die  Separation 
sei  der  Scheidung  gegenüber  nicht  ein  MinuSy  sondern  ein 
Aliud.  Das  mag  richtig  oder  unrichtig^)  sein,  (es  ist  m.  £. 
beides!);  jedenfalls  beruht  aber  diese  wie  jene  im  Kerne  in  nichts 
anderem  als  in  der  rechtlich  anerkannten  Trennung 
der  Ehegemeinschaft;  und  gewiß  ist,  daß  ein  Gesetz- 
geber, der  die  Scheidung  autorisiert,  eben  dieses  Ziel  ins  Auge 
gefaßt  hat.  Er  hat  allerdings  dieses  Ziel  lediglich  auf  dem 
Wege  der  Scheidung  zu  erreichen  gesucht,  und  hat  die  Separation 
verworfen.  Aber  er  hat  dabei  eben  —  wie  fast  immer  —  nur  für 
den  I\  c^c  1  i  <i  1  i  gesprochen,  daß  das  Rcclitsverhiiltnis 
^anz  im  I ulande  beschlossen  ist;  die  privatinternationale 
Frage  hat  er  sicli  nicht  vorgelegt.  Wie  er  diese  entschieden 
haben  würde,  das  können  wir  nicht  iinlierlich  aus  seinem  Gesetzes- 
wurtlant  entnehmen,  sondern  \Mr  müssen  auf  seine  tieferen 
Absichten  zurückgehen.   Diese  Absichten  lassen  erkennen,  daß 

*)  Trotx  der  Xußerungen  der  Delegierten  «wcier  nächst  betroffener  Vcr- 
tiagsstaatcn  (Deutschland  und  Schiceis)  Ades  liKX)  8.  206  a.  1894  S.  78. 
^)  Vgl.  dazu  anch  a.  a.  RG  XI  414. 
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er  es  für  besser  hAlt,  eine  zerrftttete  Ehe  gleicb  ganz  und  gar 
zu  trennen  und  es  weder  fOr  nOtig  noch  für  erwünscht  erachtet, 
der  Bechtsprechung  neben  dem  großen  Mittel  der  Scheidung 
auch  noch  das  ^Ideine**  der  Separation  frei  zu  geben.  Vor  die 
Wahl  gestellt,  Scheidung  oder  Separation  zu  ndimen,  hat  er 
lediglich  die  Scheidung  gew&blt  Wflide  er  die  Separation  auch 
dann  abgelehnt  haben,  wenn  er  nur  vor  der  Wahl  gestanden 
hätte,  entweder  die  Separation  zu  nehmen  oder  nichts?  Er  hat 
die  Separation  nicht  gewollt,  aber  noch  viel  weniger  hat 
er  die  Fortdauer  der  zerrütteten  Ehe  gewollt.  Letztere 
aber  bedeutet  es,  wenn  man  in  dem  Torausgesetzten  Falle  die 
Separation  versagt  Man  wendet  in  Wahrheit  nicht,  wie  man 
prinzipgem&ß  zu  tun  vermeint,  sowohl  das  Heimatrecht  als 
auch  die  lex  fori  an,  sondern  man  bildet  ein  drittes  Recht,  das 
weder  Heimatrecht  noch  lejc  fori  ist.  Es  mag  allerdings 
für  einen  Staat,  der  die  Separation  innerstaatlich  ausdrücklich 
abgelehnt  hat,  gewisse  Bedenken  haben,  die  im  Auslande  aus-  • 
gesprochene  Separation  seiner  Angehörigen  anzuerkennen  Be- 
denken, denen  dadurch  ausreichend  begegnet  werden  kann  (und 
tatsächlich  meist  begegnet  ist!),  dafi  man  im  Heimatstaate  die 
nachträgliche  Umwandlung  der  ausländischen  Separation  in 
Scheidung  (sei  es  mit,  sei  es  ohne  erneute  Sachverhandlung) 
ermöglicht.  In  jedem  Falle  sind,  theoretisch  und  praktisch, 
die  Bedenken,  welche  die  entgegengesetzte  Auffassung  wachruft, 
erbeblich  schwerer.  Dem  nattirlichen  RechtsgefUhl  muß  es  als 
eine  unbegreifliche  Härte  und  eine  unverständliche  Pedanterie 
ei-scheinen,  daß  z.  ß.  vor  spanischen  Gerichten  ein  Italiener, 
Franzose  etc.  wegen  Ehebruch  seiner  Frau  unbeanstandet  die 
Separation  (nach  spanischem  Gesetz  äiwrcio  genamit)  er- 
wirken kann,  während  ein  Schweizer  etc.  (dessen  Heimatrecht 
ihm  die  Scheidung  gestattet)  überhaupt  kein  Rechtsmittel  haben 
soll,  eine  Trennung  von  seiner  Frau  durchzusetzen ;  daß  ähnlich 
in  Österreich  ein  katholischer  Rumäne  wegen  eines  nach 

1)  Obschon  sich  (ungeachtet  der  Änßernngen  dos  schweizerischen  {Actes 
18;)4  S  7Hi  und  deutschen .  Delegierten  (Actes  1 ;)(»()  8  21  )s  schwerlich  be- 
haupten UlLjt.  daß  »ich  irgendwie  in  dieser  Beziehong  eine  feste  Praxis  ge- 
biliiet  hältt. 
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seinem  Heiraatrecht  bestehenden  absoluten  Scheidungsgrundes 
vor  österreichischen  Gerichten,  nicht  einmal  die  ^zeitliche 
Scheidung**  durchsetzen  kann  —  im  Gegensatz  ebensowohl 
zu  seinem  (österrpichisclicn i  (t laubensgenossen.  als  zu 
seinen  (andersgläubigen»  Lau dsle Uten  —  und  .somit  fester 
an  die  zerrüttete  Ehe  gefesselt  wird,  als  es  irgend  einem 
kirchliclion  Dogma  oder  staatlichen  Gesetze  entspricht?  Das 
Resultat  wird  dadurch  nicht  annehmbarer,  daß  man  den  Ehe- 
mann darauf  verweisen  kann,  die  Klage  vor  seinem  heimat- 
lichen ( iericJitsstande  zu  erheben;  denn  einmal  ändert  diese 
juakiKsche  Ablenkung  die  innere  Unvernunft  des  Spruches  nicht, 
auch  wenn  man  ihm  internationalrechtlich  nur  die  Wirkung 
einer  ^Abweisung  angebrachtermaßen"  beimißt  (s  oben  S.  141); 
sodann  aber  kann  wie  schon  im  KB  1900  benii  rki  (s.  oben  8.  152), 
die  Durchfüiirung  der  Khi<j:e  in  dem  von  di m  Wohnsitz  entfernten 
Heimatlande  häutig  sowohl  aus  praktisciien  als  aus  rechtlichen 
Gründen  unmöglich  sein,  sodaßdie  Rechtsverweigerung  im  Domizil- 
gerichtsfitande  mit  einer  absoluten  und  detinitiven  Rechtsverweige- 
rnns:  srleichbedeutend  ist  (vgl.  Motive  EG  72).  Wenn  man  zu  alledem 
b»'di  iikt,  daß  möglicherweise  durch  die  im  ausländischen  Domizil- 
gi  richtsstande  erfolgende  Separation  für  den  unsclmldigen  Ehe- 
gatten (dem  es  vielleiclit  nur  auf  die  persönlichen  und  vermögens- 
rechtlichen Wirkungen  der  Trennung,  niclit  auf  eine  Wieder- 
verheiratung ankommt!  alles  jrcnau  ebenso  erreicht  werden 
kann,  wie  er  es  durch  die  lu-imatrechtlichc  Schfidung  zu  erreichen 
wünschen  kann  und  erreichen  würde,  so  darf  wohl  als  dargetan 
gelten,  d:i(j  der  Standpunkt  der  zweiten  Konferenz,  im  inter- 
natioiuiien  wie  iiu  nationalen  Interesse,  vor  demjenigen  der 
dritten  den  Vorzug  verdient«'  und  daß  in  der  Tat  privat- 
int er  national  betrachtet,  die  heimatrechtliciie  Zulässigkeit 
der  Scheidung  diejenige  der  Separation  als  ein  minus  in  sich 
schließt,  zum  mindesten  bei  Kollisionen  mit  einer  lex  fori, 
welche  die  Scheidung  nicht  zuläßt  und  an  deren  Stelle  nur  die 
Separation  kennt. 

Man  wird  vielleicht  die  Frage  aufwerlen,  ob  die  vorstellenden 
Erwägungen,  wenn  zutreffend,  nicht  doch  auch  de  conceutiuHc 
lata  anzuerkennen  sind.    Die  Konvention  will  ja,  wie  wir 
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gTSL'hen  haben,  lediglich  der  Absicht  des  Heimatgesetzgebers 
folgt  II ;  sie  geht  davon  ans,  daß  der  Heiraatgesetzgeber  der  beste 
Richter  darüber  sei,  was  seinen  Angehörigen  fromme.  Sind 
unsere  Ausführungen  aber  richtig,  so  würde  ja  aus  der  hL'iuiat- 
gesetzlichen  Sachnorra,  welche  die  Separation  im  1  n  1  a n d e  ver- 
bietet, noch  nicht  das  absolute  Verbot  der  Separation  im  Auslande 
folgen.  Also  läge  in  Wahrheit  ein  heimatgesetzliches  Verbot 
der  Separation  —  soweit  nicht  ausdrückliclie  urc/res  publics  es 
anders  bestimmen  —  im  konkreten  Falle  gar  nicht  vor. 

Diese  Argumentierung  ist  jedoch  trügerisch.  Sie  folgt  dem 
Komnii-ssionshericht  auf  dem  im  internationalen  Privatreclit  so 
gewöhnlichen  und  gefährlichen  Wejie  der  Verwechslung  von 
Kollisionsnorm  und  Sachnurni  Die  Konvention  selbst  hat 
nicht  an  die  Kollisionsnurm  des  HeimatgevSetzgebers,  sondern 
ausschließlich  an  seine  S  ach  norm  angeknüpft.  Sie  liat  an 
die  Voraussetzung,  daß  ein  Staat  die  Separation  niclit  zuläßt, 
die  Folge  geknüpft,  daß  kein  anderer  Vertrairsstaat  zwischen 
Angehörigen  jenes  Staates  die  Separation  aussprechen  darf. 
Sie  hat  das  allerdings  nur  aus  dem  Grunde  verboten,  weil 
sie  den  Willen  des  Heiniatge.setzgebers  so  ausgelegt  hat.  Und 
diese  Auslegung  ist  de  concenfione  lata  für  uns  bindend, 
ist  bindrinl  auch  für  diesen  uaatgesetzgeber  selbst,  der  sie 
ja  mit  der  Sanktion  der  Konventit»n  überdies  als  authentische 
Au.slegung  seines  eigenen  liechtes.  anerkannt  hat.  Er  ist  aucli 
nicht  befugt,  solange  die  Konvention  unverändert  gilt,  hinter- 
her eine  abweichende  Auslegung,  selbst  ausdrücklic  Ii, 
einzutüliren :  denn  jeder  überstaatlich  festgelegten  Kollisions- 
norni  gegenüber  ist  eine  abweichende  einzelstaatliche  KoUisions- 

()  Diese  Verwechslung  tritt  an  der  fcritiachen  Stdle  des  KB  mit  be- 
sonderer Deutlichkeit  zn  Tage:  „Qumquil  en  soit  de  ces  consid^rativns, 
les  pays  qui  n'ont  que  Ic  diriirce  sunt  naturcUevicnt  Jen  meiUcnrs  iiiges 
de  ce  qui  convienl  ä  leurs  nationaux  ü  l'etranger  (Kollisiynsiiürm !). 
Du  moment  oü  ils  exjpriment  la  volonti  gue  ceux'Ci  ne  puisMni  paa 
M  9oumettr0  ä  to  »iparaiUm  de  corpg  (Sadmotm!),  il  fi'y  a  pa»  de 
raison  pour  que  tea  paye  qui  ent  ä  la  foU  le  diwree  et  la  eiparaUtm 
de  Corps  n'admettent  pa^  ce  point  de  cue  qui  est  plus  Infjique.  phis 
conformp  au  principe  g^neral  de  ht  mutiere,"  [^ActSS  190U  S. 
Vgl.  im  übrigen  Iherings  Jahrbücher  XXXIX  16  ff. 
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norm  unzulässig.  Das  Verweislingsprinzip  ist  verworfen. 
Selbstredend  ist  kein  Vertragsgesetzgeber  gehindert,  unter  der 
Konvention  in  seinem  heimatrechtUchen  System,  das  -  bisher 
nur  die  Scheidung  kannte,  nachtr&glich  auch  die  Separation 
allgemein  oder  fOr  besondere  Fälle,  zoznlassen.  Allein  er  kann 
nicht  iQr  das  Inland  weiterhin  die  Separation  yerbieten  nnd 
BOT  im  Auslande  fflr  seine  Staatsangehörigen  gestatten.  Das 
wäre  eben  nichts  weiter  als  die  einseitige  Abänderung  der 
KolUsionsnorm  des  Art.  1,  an!  die  er  sich  einmal  durch  die 
Konvention  festgelegt  hat.  Daß  diese  Kollisionsnorm  in  der 
fraglichen  Beziehung  ausschließlich  in  seinem  eigenen  Interesse 
eingeführt  worden  ist,  ändert  nichts  an  der  Sache:  die  Staaten- 
gemeinschaft  bleibt  an  der  gleichmäßigen  Durchführung  der 
einmal  für  richtig  erachteten  Kollisionsnorm  für  das  ganze 
Konyentionsgebiet  interessiert,  und  der  Einzelstaat  darf  ohne 
ausdrückliche  Konzession  (wie  Art  3  d«r  S^teiärnng^MmveitiHon, 
Art  2  nnd  3  SheschHeSungskmoeuiüm)  nicht  davon  abweichen. 
Er  darf  nicht  die  Auslegungsfrage,  welche  der  überstaatliche 
Gesetzgeber  entschieden  hat,  nochmals  aufrollen  und  ev.  zu 
einer  anderen  Entscheid unof  prelangen.  Andernfalls  müßte  mau 
ja  nicht  niu'  in  dem  vorwüiiigen  Kollisionsfalle,  sondern  tjauz 
allgemein  dem  Heimatstaate  die  Befugnis  geben,  entgegen 
dem  Art.  1  und  2  nach  Belieben  zu  erklären,  daß  für  seine 
Staatsangehöripen  bei  Scheidungen  im  Anslando  das  heimat- 
liche Srheidungsgesetz  nicht  anzuwenden  sei,  sondern  die 
Anwendung  der  /f.r  fori  genüge:  eine  Annahme,  die  zweifellos 
unrichtig  wäre  und  sclion  p  rontrario  des  Art.  3  widerlegt 
wird.  Allerdings :  die  Konsequenz  ist  für  den  vorwiirfigen  Tat- 
bestand eine  bejsonders  verblüffende,  und  sie  belegt  noclimals 
deutlicii  das  Unzureichende  der  kommissionsbericlitlichen  Motive. 
Daraus  folgt  aber  wiederum  nur  das  Kine-  daß  eben  die  von  der 
3.  Konferenz  angenommene  Lösung  unrichtig  ist.  Sie  ist  un- 
richtig selbst  vom  Standpunkt  jener  Motive,  die  äußerstenfalls 
dazu  hätten  führen  können,  dem  Heimatstaate  fakultativ 
eine  Abweichung  von  der  1894  für  die  Separation  be- 
schlossenen KoUisionsnorm  freizugeben.  (Vgl.  ähnlich  zu 
Art.  211  der  Erbrechtskonvention :  Ztsch.  XIII  S.  274  ff.); 
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niemals  aber  zur  allgemeinen  und  obligatorischen  Aofhebmit^ 
dieser  grundsätzlich  richtigen  KoUisionsnorm  selbst. 

Bs  ist  schließlich  noch  kurz  des  Falles  za  gedenken, 
daß  dem  Heimatiecht  die  Separation  an  und  für  sich  nicht  un- 
bekannt ist,  daß  es  aber  unter  gewissen  Voraussetzungen 
nur  die  Scheidung  zul&ßt,  während  nach  lex  fori  (sei  es  fiber- 
haupt,  sei  es  unter  diesen  Yoraossetzungen)  nur  auf  Separation 
erkannt  werden  darf.  Der  Fall  ist  selten  aber  keineswegs 
ausgeschlossen.  So  läßt,  wie  oben  besprochen,  der  ursprüng- 
liche C.  C.  (Belgien,  Luxemburg)  im  allgemeinen  die  Separation^ 
und  zwar  aus  den  gleichen  Gründen,  wie  die  Scheidung  zn, 
aber  nicht  par  coneeniement  mUuel  (Art.  906  und  307). 
Auf  Grund  des  consentement  nutfuel  ist  nur  Scheidung  möglich 
(C.  C.  Art  275  ff.).  Umgekehrt  verbietet  das  holtiUidische  Beoht 
gerade  Konsensual- Scheidung  {Burgerl (Jk  Weibo^  Art.  263), 
läßt  aber  die  Konsensnal-Separation  zu  (a.  a.  0.  Art.  291);  ähnlich 
die  skandinavischen  Rechte  (Lehr,  Droit  clv.  scand.  No.  682  ff., 
674  ff.).  De  conventione  lata  können  also  Holländer  in  Belgien 
auf  gegenseitige  Übereinstimmung  weder  geschieden  nocii 
separiert  werden :  eine  Konsequenz,  die,  obschon  auf  den  ersten 
Blick  von  unbegreiflieher  Härte,  in  diesem  Falle  doch  vieHeit  lit 
wegen  der  Verfahrensbesonderlieiten  der  französisch-rechtlichen 
Konsensualscheidung  im  Ergebnis  gereclitfertigt  erscheint.  i>ie 
von  der  Konvention  angenommene  Begründung  aber  deckt  das 
Ergebnis  nicht. 

2.  Die  lex  fnri  kennt  die  Separation  nicht. 

Wir  gelangen  nuninelir  zur  Krörterung  der  andern  Seite 
der  Kollision:  das  Hciniatrecht  läßt  —  sei  es  allgemein,  sei 
es  in  concreto  —  nur  die  Separation  zu,  die  lex  forri  nur  die 
Scheidung.  Bei  dieser  Sachlage  ist  zunächst  wieder  nach 
Konventionsrecht  kkr,  daß  auf  Scheidung  nicht  erkannt  werden 
darf.  Diese  li^ung  ist  auch  prinzipiell  die  richtige.  Erwägungen, 
wie  die  im  voraufgehenden  Abschnitt  geltend  gemachten,  treffen 
hier  nicht  zu.  Diejenigen  Rechte,  welche  die  Scheidung  ver- 
werfen, werden  die  Scheidung  bei  ihren  Angehörigen  niemals, 
auch  im  Auslande  nicht,  wollen;  auch  dann  nicht,  wenn  jede 
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Treiiimnp:  der  P^helouto  lauch  die  heimatrechtliche  Sep&ratipB) 
dadurch  unmöglich  <reinaclit  wird. 

Die  zweifelhafte  Frage  bleibt  allein  die,  ob  entsprechend 
dem  Heimatrechte  auf  Separation  erkannt  werden  soll  nnd 
kann,  ol »schon  diese  Lösung  den  Sachnormen  des  Forums  nicht 
entspricht.  Die  Konferenzen  stellen  sich  zu  dieser  Zweifel- 
frage gerade  umgekelirt  wie  zu  der  vorbesprochenen:  sie  war 
nach  dem  Entwurf  von  1894  direkt  verneint ;  nach  demjenigen 
von  1900  und  der  geltenden  Konvention  ist  sie  zwar  nicht 
bejaht,  aber,  durcli  den  eingefügten  Art.  3  offen  gelassen.  Die 
lej^  fori  kann  die  ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
vorschreiben  oder  gestatten ;  es  fragt  sich  also,  ob  in  dem  vor- 
ansgresetzten  Falle  anzunehmen  ist,  daß  die  lejc  fori  solches  tut. 
Die  Frage  ist,  in  Ermangelung  ausdrücklicher  gesetzlicher  Ent- 
scheidung ^)  aus  Sinn  und  Geist  des  betreffenden  Rechtes  heraus 
zu  lösen;  wir  haben  zu  prüfen,  ob  ein  Gesetzgeber,  der  nach 
seinen  Sachnormen  nur  die  Scheidung  kennt  und  die  Separation 
verbietet,  dieses  Verbot  bei  allen  vor  seinen  Gerichten  an- 
hängigen Klagen,  einerlei,  ob  sie  seinem  materiellen  Scheidungs- 
forum angehören  oder  nicht,  durchgeführt  wissen  will,  ins- 
besondere auch  bei  ausländischen  Ehegatten,  deren  Heimatrecht 
(nur)  die  Separation  zuläßt,  oder  ob  das  Verbot  bei  Auslands- 
ehen, die  heimatrechtlich  nicht  geschieden  werden  können, 
zensiert.  Anders  und  im  Einklang  mit  der  herrschenden  inter- 
nationalen Doktrin  ausgedrückt:  es  ist  zu  untersuchen,  ob  der 
auf  Grund  ausländischen  Heimatrechtes  vor  inländische  Gerichte 
gebrachte  Ansprach  einer  ständigen  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  dem  ordre  public  einer  solchen  lex  fori  widerstreitet 
oder  nicht. 

Die  Frage  ist  eine  speziell  auf  dem  Boden  des  deutschen 
Rechtes  viel  contro vertierte.  Das  Reichsgericht  hat  sie  neuer- 
dings durch  Plenarbeschluß  vom  12.  10.  08  (Neuer/Neuer,  Ztsch. 
XUl  575  ff.  Entsch.  des  RG  S.  55,  345  ff.)  im  strengeren  Sinne 
entscliieden:   ^Deutsche  Gerichte  dürfen  auch  dann  nicht  auf 

1)  Eine  solche  antärflcklielie  Bntselieldung  gibt  es  nur  iDr  das 
dentache  Recht  (nieh  Hntx  sdchsgeiiditl.  Aosleguig  des  EG  s.  BOB  Art.  17 
Abs.  4). 

11* 


160 


Kahn, 


beständige  Tr(»nnnii«r  von  Tiscii  und  Bett  erkennen,  wenn  mich 
deutschem  Keclite  die  Sclu'idung  der  Ehe  gereclitferticrt.  na«  li 
dem  Kechte  des  Staates  aber,  dem  der  Khemann  zur  Zeit  der 
Erhehnns"  der  Klaffe  anfrehört,  nur  beständige  Trennunp'  von  Tisch 
und  Bett  zulässigr  sein  würde**.  Enl^regrenpresetzt  hatte  der  IV.  C8 
23.  10.  02  (Hoschkara  IJoschkara)  in  ausführlicli  lieprründeter 
Entscheiduntr  erkannt  iZtsrli.  XIII  KiOff. sowie  die  OL(i  Jena 
14./28.  11.  00  (Ztsch.  Xi  6())  und  Dresden  2.  5.  Ol  (Ztsch.  XI  75). 
letzeres  (ebenso  wie  unter  dem  früheren  Recht)  in  schon  konstant 
gewordener Re(  htsprechung(2. 2.01,  Rechtspr.der  OLG  II  418ff.), 
sowie  die  instanzurteile  in  den  Fällen  Hoschkara IHoschkara 
und  Neuer INeuer  (Ztsch.  XI II  161,  171).  Im  Siime  des  Plenar- 
besclilusses  hatten  sich  schon  früher  Ml^iesprochen :  Keidel, 
Zts(  Ii  VII  243  und  VIII  458  ;  Niemeyer,  Intern  Pr.-R.  1531; 
Planck  zu  §  17  Anm.  7;  Fr  ante,  Ztsch,  XI  345  ff.;  dage^fen 
Niedner,  Anm.  zu  Art.  17  £G  %.  BGB  Abs.  2e;  s.  weitere 
Zitate  pro  u.  contra  bei  Frantn  a.  a.  0.  S.  346.  Für  die  deutsche 
Praxis  dürfte  die  Sacbe  mit  der  reiebsgeriebtl.  Plenarentschei- 
dung wohl  erledigt  sein^).  In  der  Tat  erscheinen  die  Gründe 
dieser  Entscheidung,  was  die  Auslegung  des  deutschen 
Binf  flhrungsgesetzes  betrifft^,  durchschlagend:  es  ist  m.  £. 
vom  RG  übereinstimmend  mit  Frant»  a.  a.  0.  unwiderleglich 
dargetan,  dafi  die  Zulassung  einer  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
speziell  durch  die  jetzige  bundesr&tliche  Fassung  des  Art.  17 
Abs.  4  (entgegen  dem  ersten  und  zweiten  Entwurf)  hat  aus- 
geschlossen werden  sollen. 

Allein  ebenso  richtig  und  stichhaltig  wie  diese  Auslegung 
der  lex  lata  erscheint,  ebenso  angreifbar  und  verkehrt  ist 
sie  m.  B.  aus  allgemeinen  Gründen  '^);  sie  ist  deshalb 

^  Gegen  dieselbe  Übrigens  «udrflcklich  KohUr,  Lehrö.  d.öArger' 

liehen  Hechts  I  :y2. 

^)  Über  alles  weitere  vgl.  anten  IBl  ff. 

^  Ansdrfleklidi  tlbereuBtimmend,  nach  guten  and  leilliclien  Snr&gangcn. 
•owoU  die  eiste  als  die  «weite  KominJasiefli  des  BQB:  Mit  §  10  Abs.  6  dei 
Bntw.  Uber  die  rtnml.  Herrschaft  der  Rechtsnormen  (Prot.  VI  9)  u.  2.  Entw. 
g  2249;  dazu  Prüf.  VI  52  ff.,  ebenso  fde  lege  ferenda  und  prinzipiell)  ^V*V- 
tnpfjpr.  Vorst  lihhfc  unrf  Materialien  S.  219,  Bffhr,  Therinffft  Jahrf*. 
XXI  3'JUi  Hegelsbergc r  l  179.    Auf  den  entgegengesetzten  Standpunkt 
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abzuit'hneii  vom  Standpunkte  derjenigen  Rechte,  welche  eine 
besondere  (lesetzesbestimmung  dieser  Art  nicht  enthalten  und  ist 
abzuh'linen  de  lege  ferenda  besonders.  Die  Gründe,  aus  welchen 
wir  ilicsc  Auffassung"  vertreten,  sind  mittelbar  schon  aus  den 
yoraufgehenden  Erörterungen  zu  entnelnnen. 

Daß  praktisch  und  von  internationaler  Warte  betrachtet  das 
Ergebnis  der  bekämpften  Anscbanuiig  in  höchstem  Maße  unbe> 
friedigend  ist,  bedarf  kaum  einer  nSlieren  Ausführung.  £s  ist 
und  bleibt  ein  Widerspruch  wenn  man  im  Inlande  wohnenden 
Ausländern  einen  inländischen  Gerit  ht.sstand  eröffnet  und  dann 
gleichwohl  dem  die  Trennunp:  begehrenden  Ehemann  jedes  Bechts- 
rnittel  versagt  und  seine  Klage  abweist,  obschon  nach  seinem 
Heimatrecht  das  Begehren  der  Trennung  und  nach  der  lex 
fori  sogar  dasjenige  der  Ehescheidung  begründet  ist;  ein  Wider- 
spruch, der  tatsädiUch  in  vielen,  und  gerade  in  den  schlimmsten 
Fällen,  „gleichbedeutend  mit  Rechtlosigkeit  in  Ehesachen  ist" 
(Tgl.  BGB,  Prot  VI  53).  Denn  gerade  dann,  wenn  die  Ehe^ 
gatten  am  dringendsten  auf  die  Rechtshülfe  des  fremden  Domizils, 
in  dem  alle  ihre  Lebensbeziehungen  wurzeln,  angewiesen  sind, 
versagt  vielfach  —  und  zwar  nicht  nur  de  facto,  sondern  sogar 
de  jure  —  auch  die  Möglichkeit  jeder  anderen  Rechtshülfe. 
Italiener,  Spanier,  Portugiesen,  die  in  der  Schweüt,  in  DetUsch- 
lanä,  in  jRumänien  sich  verheiraten  und  dort  ihren  ständigen 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  haben,  steht,  soviel  bekannt,  in  ihrem 
Keimatstaate  Überhaupt  kein  -  Gerichtstand  in  Ehesachen  offen 
(vgl.  z.  B.  prel  C.  C.  Ual.  90,  91)  2).   in  diesen  Tillen  bleibt 

hatte  sich  i^zutulge  der  reicbsgericbti.  Erkeimtmösej  nur  der  1.  G  c /j h  a  /  d  üdm 
Entw.  §  18  III  gestellt:  vgl.  Nachtr.  26  ff.  Siehe  aber  auch  für  das  schwei- 
aeriMhe  Hecht  (mit  nodi  nngenügenderan  Orttnden  ftls  da«  RG)  du  lid 
Jiieiti  l  aoe  (J.  VI  960.)  mitgeteilte  Brkemitiiis  des  sehweiierisolieii  Bnndee- 
gerichtes  vom  18.  10.  78  und  Meilt  selbst  a.  e.  0.  und  Martin,  J.  XXIV  754. 

1)  ZntrcfPend  Entsch.  d.  RG  III  W'l .  .das  aber  die  Abweisung  der 
Klage)  würde  auf  eine  Versaguug  der  Hf  rlit^hilfe  liinauskommen,  sachlich 
einer  Klageabweisung  wegen  ünzustäiidi^kLit  des  (itriehtes  gleichstehen, 
vorliegenden  Falls  die  Klägerin,  welche  —  wie  das  Beiuiungsgericht  hervor- 
hebt —  mit  eüier  Klege  vor  öeteneicliiKilien  Ctenohten  nieht  geMrt  wixd, 
Tellig  fcchtloe  maebNi  ond  dem  Ornndaatee  der  CFO  inwider  sein,  daß  auch 
AnslSllder  vor  deutschen  Gerichton  Rechtsschutz  genießen  sollen." 

*)  £r  wild  ihnen  auch  nicht  dnrch  Art.  ö  der  KLouTention  erölhiet 
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es  also,  nach  der  bekämpften  Ansicht,  dabei,  daß  eine  Ehe- 
frau '),  deren  Gatte  eine  Konkubine  in  der  genieinschaftlicben 
Wohnung  hält,  Sävizien  und  sonstige  Handlungren  gegen  sie 
begeht,  die  nach  allen  Knlturrechten  der  Welt  Khescbeidungs- 
oder  Ehetrenmiiigsgründe  sind,  einfach  vogelfrei  ist.  Sie  findet 
nirgendwo  ein  Gericht,  das  ihr  dazu  verhilft,  von  ihrem  ptiicht- 
and  ehrlosen  Mann  loszuküniinen. 

Die  Rechtsgründe,  welche  uns  zu  derartigen  Konsequenzen 
zwingen,  müßten  besser  sein,  als  die  von  der  gegneriselit  n 
Seite  geltend  gemachten.  In  Walirlieit  kommen  sie  immer 
wieder  iiiitl  einzig  auf  das  Argiuuent  hinaus,  daß  ein  Staat, 
welcher  die  ständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ven^irft, 
dies  aus  ^ethi.schen.  sozialpolitisclieii  und  volkswirtschaftlichen 
Gründen"  getan  hat.  und  daß  folglich  Gerichte  zur  Durchführung 
eines  .solclien  Instituts  nicht  die  Hand  bieten  dürfen.'-*)'') 

Das  mml  jene  bekannten  ordre  y>//Z>//r- .Argumente,  die  alles 
und  nichts  beweisen.  Daß  für  einen  Gesetzgeber,  welcher  der 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Aufnahme  in  sein  Civilrecht 
versagt  hat,  ethische,  sozial])olitische  etc.  Gründe  bestimmend 
gewesen  sein,  wird  niemand  bestreiten ;  aber  eben  so  unbestreit- 

'  Der  Ehemann  könnte  sich  etwa  durch  Wohositiverlegang  helfen; 
hei  der  Frau  versagt  dieses  Mittel. 

*J  Diese  Gründe  sind  am  SchluOe  der  reichsgeriehtlichcn  Pleuareutachei- 
dnng  in  aller  Scliftrfo  nnd  In  aller  UnsnlingUehkeit  araanunengeiaBt:  ,Ee 
ma^  endlich  aach  dacan!  hingewiemi  werden»  daB  es  nicht  im  Sinne  des 
deutschen  Qesetzgcht  rs  li(  gen  kann,  den  Richter  zur  Trennang  aosl&ndiecher 
Ehefj:atten  von  Tisch  und  Bett  zu  crraärhtit^on  und  zu  verpfliehtfn.  Dagegen 
spricht  der  Standpunkt,  den  er  einer  soirlu  n  Trenntinj^  ffpfrenüber  eingenommen 
hat.  Zwar  ist  der  Gedanke  ohne  Weiteres  abzuweisen,  dati  eine  Trennung 
v(HD  Tiieh  nnd  Bett  gegen  die  guten  Sitten  mitofien  wflrde;  auch  mag 
dahingestellt  bldbeo,  ob  eine  solche  etwa  dem  Zweck,  den  das  BOB  mit  seinen 
Vorschriften  Uber  die  Scheidung  der  Ehe  verbunden  hat^  entgegenstehen  wflrde 
(EO  z.  BGB  Art.  :5<>  .  D;is  kann  nicht  btstritton  werden,  daß  der  deutsche 
Oesetzg-eber  den  durch  eine  Trennung  von  Tisoli  und  Bett  herboigefilhrten 
Zustand,  die  Nachteile  und  die  Gefahren,  die  das  Verbot  der  Wiederverheiratuug 
fUr  den  Hausstand,  die  Kahrungsverhäitnisse.  die  Enüehnng  der  Kinder  und 
die  SittUchkdt  mit  sich  bringt,  schon  seit  dem  Personenstandsgeseta  als  mit 
dem  Wesen  der  Ehe  nicht  vereinbar  angesehen,  nnd  daß  er  auch  im  burger- 
li^ien  Gesetzbuch  jenem  Institut  die  Anerkennung  aus  ethisrhen  und  volks- 
wirtschaftlichen Orttnden  versagt  hat.   Dieser  Standpunkt  trifft  auch  den 
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b;ü  ist  (lies  für  das  gesamte  übrij^e  persönliche  Eherecht;  eine 
Erstreckung  des  Verbots  auf  Auslaiuit  deren  Heimatgesetz- 
geber  ebenso  gut  wie  der  unsrigf  von  ethischen,  sozialpoliti- 
schen etc.  Erwägungen  ausgegangen  ist,  folgt  daraus  an  und 
für  sich  niemals.  Er  folgt  erst  dann,  wenn  besondere  Ur- 
sachen gegeben  sind,  welche  neben  den  personalen  die  In- 
anspruchnahme einer  weiteren  Subsidinr-Anknüpiuiüz  —  vor- 
liegendenfalls  des  Forums  —  rechtfertigen.  Solche  besonderen 
Ursachen  sind,  wie  oben  (S.  146*  erwälint,  im  allgemeinen  ge- 
prehen,  wenn  die  lex  fori  die  Scheidung  vom  Bande  verworfen 
hat.  Alle  diese  besonderen  (Jründe  treffen  aber  für  unseren 
Fall  nicht  zu.  Zunächst  nicht  die  prozessualen.  Die  Ver- 
fahrensvorschriften, welche  in  einem  Staate  für  Scheidungs- 
klagen gelten,  sind  im  Sinne  des  Gesetzgebers  für  Ehetrennungs- 
klagen  zum  mindesten  auch  genügend.  Es  ist  ja  denkbar,  daß 
er  sich  (wie  der  französische  Gesetzgeber)  veranlaßt  gesehen 
haben  wttide,  für  Separationsklagen  das  gewöhnliche  Verfahren 
genügen  zu  lassen;  in  den  meisten  Staaten  wird  aber  für  eine 
derartige  Annahme  kein  Anhaltspunkt  gegeben  sein;  umgekehrt 
wird  viellach  mit  Sicherheit  festzustellen  sein  (wie  z.  B.  ffir 

AuBlftndern  gcgenttber  »i*  (Orttnde?},  »nnd  es  wfiide  nicht  der  In  der  deateehea 
Oeaetsgebnng  yerkSiperten  Beehtnnaeliannng  entepredwii,  wenn  «He  eln- 

heimischen  (!  richte  bei  Begründung  eines  Rechtszustandes  mitzuwirken 
hüttcüi.  den  daü  deutsche  Gesetz  für  unzuliissig  erachtet"  ("-").  .Es  wttrde  diet 
auch  eine  durch  nichu»  zu  rüchtferti^'ende  Bevorzn{fung  der  Ausländer  sein: 
der  Gesetzgeber  hat  es  abgelehnt,  dem  Oewissensbedenken  der  deutschen 
Katholiken  Rechnung  zu  tragen;  er  bat  es  besonders  abgelehnt,  daß  die 
Scheidiing  für  die  der  katholieohen  Kirohe  angehArenden  Ehegatten  nur  die 
▲uflSning  der  hflnelichen  und  ehelichen  Gemeiiuchaft  unter  AuMChlafi  des 
Rechtes  snr  Wiedenrerheiratnng  bei  Lebseiton  des  anderen  Ehegatten  be- 
wirken solle  Es  kann  nicht  angennmm<'n  wprden,  daß  er  auf  die  Ausländer 
me  hr  Rürksuht  hat  nehmen  wollen,  als  auf  die  konfessionellen  Bedürfnisse 
der  eigenen  Bevölkerung".    (Ztäch.  XIII  58G.) 

(Im  WesentUcben  flbeieinstinunend,  aber  noch  tdiwleher  dassehweiteritehe 
Bandesgericht,  Meili  a.a.O.)  lUt  tthnlicber  BegrOndnng  kann  man  so 
alemUch  in  allen  Slllen  die  Anwendung  andftndischer  Gesetze  ablehnen. 

^  Bs  sei  nochmals  hervorgehoben,  daß  wir  uns  hier  lediglich  gegen 
diese  all j^e meinen  OHlnde  der  reichsgerichtlicheii  Plenarenf '^'^^leiduiig 
wenden,  nicht  gegen  iiire  auf  die  Entstehungsgeschichte  des  deutäcben  Ein- 
ftthningsgesetzee  begründete  äpezialauslegung  des  Art.  17  Abs.  lY. 
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die  deutsche  (TO  B06  ff.,  689,  früher  592  —  und  wohl  auch 
für  das  schweizerische  Recht),  daß  die  für  Scheidungen  geltenden 
Verfalireu8bestiitiiiiungeu  im  Sinne  des  Gesetzgebers  in  {gleicher 
Weise  auch  für  die  Trennimg  von  Tisch  und  Bett  augeiueäsen 
erecheinen. 

Ebenso  wenig"  zutreffend  sind  hier  die  relif::i* »sr ii  (iniiule. 
Ei?  ist  vielmehr  unzweifelhaft,  daß  Dogmen  sokht^r  Art  hei  der 
Verwerfung  der  Separation  gar  nicht  in  Frage  gekommen  sein 
können  (vgl.  RG  IX  30  ff.). 

Alle  sonstigen  „sozialpolitischen"  Gründe  aber,  welche  den 
Gesetzgeber  zur  Verwerfung  der  Separation  geführt  haben,  er- 
scheinen in  keiner  Weise  ausreicliend,  um  daraus  ein  absolutes, 
an  die  inländischen  Gerichte  gehendes  Verbot  der  Sepai'ations- 
ürteile  abzuleiten;  insbesondere  erscheinen  sie  in  keiner  Weise 
ausreichend,  um  bei  Kollisionen  mit  einem  Auslandsrecht,  das 
nur  die  Separation  zuläßt,  jenes  allem  natürlichen  Rechtsgefühl 
Hohn  sprechende,  oben  dargelegte  Ergebnis,  als  den  Intentionen 
des  Gesetzgebers  entsprechend  anzuerkennen.  Wenn  man  — 
wie  früher  unter  dem  deutschen  Personenstandsgesetz  —  noch 
vor  der  Möglichkeit  steht,  bei  solchen  Ausländerehen  anstatt 
der  heimatlichen  Separation  direkt  auf  die  inländische  Scheidung 
zu  erkennen,  so  mag  die  Lösung  wenigstens  dem  deutsch-natio- 
nalistischen Rechtsempfinden  Geafige  leisten;  ist  aber  —  wie 
nach  der  Konvention  —  die  Möglichkeit,  entgegen  dem  Heimat- 
recht auf  Scheidung  zu  erkennen,  unbedingt  ausgeschlossen,  und 
steht  man  nur  vor  der  Wahl,  entweder  mit  dem  Heimatrecht 
die  Ebetrennung  auszusprechen,  oder  aber  —  entgegen  dem 
Heimatrecht  und  der  lex  fcHt  —  die  Klage  labzuweisen,  so 
ist  m.  B.  nicht  zweifelhaft,  welche  Entscheidung  der  ver- 
nünftigen Absicht  des  Gesetzgebers  entsprechen  muß.^ 

Das  RG  (Ztsch.  XIII  586)  legt  Nachdruck  auf  die  gesetz- 
liche Reprobierung  des  „durch  eine  Trennung  von  Tisch  und 

1)  Vgl.  dasn  andi  BG,  Ztsch.  XIII 8. 583  8.  ond  die  8. 584  siturten  gsgen- 
ttbt  r  RG  III  32  ff.  und  XX  8211.  Vgl.  auch  FroU  der  1.  Komminbii  11527 

and  Flut.  VT  ö:! 

-|  Vgl.  ebenso  Eiil,^t  Ji.  des  RG  XI  H4 :  „Es  kann  nicht  die  Meinansf 
des  Gesetzgebers  gewesen  sein,  ansläudischen  Ehegatten,  welchen  das  in- 
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Bett  hert>eigeftthrteii  Znstandes,  der  Nachteile  und  Gefahren, 

die  das  Verbot  der  Wiederverbeiratung  für  den  Hausstand 
bringf^.  Allein  die  Duldung  eben  dieses  Zustandes  muß  ja 
einmal  bei  Ausländern  hingenommen  werden,  deren  Heimatrecht 
keine  Scheidunp:  gestattet.  Seine  Gesetzniaijigkeit  bei  im  Inlande 
lebenden  Ausländern  muß  anerkannt  werden,  wenn  das  Urteil 
in  irgend  einem  anderen  Staate  gesproclien  worden  ist  oder 
heute  gesprochen  wird;  der  Inlandgesetzgeber  sagt  auch  nicht 
etwa  (und  kann  nicht  sagen):  wenn  Ausländer  im  Auslände 
wohnen,  so  können  sie  sich  von  Tisch  und  Bett  scheiden  lassen 
—  ich  erkenne  dieses  Faktum  dann  an;  sobald  sie  aber  im 
luiande  wohnen,  erkläre  ich  den  Anspruch  auf  Trennung"  von 
Tisch  und  Bett  für  unzulässig.  Er  sagt  vielmehr  nur:  ich 
spreche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht  aus;  aber 
ihr  könnt  ja  an  euer  Heimatgericht  gehen  und  dort  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett  ausspreclien  lassen,  (das  RG,  Ztsch.  XI 11 
585,  salviert  sogar  gerade  auf  diese  Art  seine  Seele),  —  dann 
erkenne  ich  es  an.  Und  das  soll  ein  aus  den  tiefsten  Quellen 
des  inländischen  Bechtes  fließendes  striktestes  Verbot  sein,  zn 
dessen  Umgehung  der  Gesetzgeber  und  Richter  doch  nn- 
mittelbar  selbst  die  Hand  bieten  will? 

Allein  der  einheimische  Richter  soll  nicht  bei  „Begründung" 
eines  Rechtszustandes  mitwirken  dürfen,  welchen  das  inländische 
Gesetz  „für  unzulässig  erachtet"  (RG  a.  a.  0.). 

Auf  die  generelle  Unrichtigkeit  (speziell  die  Verquicknng 
von  KoUisionsnorm  und  Sachnorm)  eines  derartigen  Leitsatzes 
(▼gl.  Iherütgs  Jahrb.  XXXIX)  braucht  hier  nicht  eingegangen 
zn  werden.  £s  genfigt  festzustellen  (vgl.  oben  S.  164 — 65),  daß  vor- 
liegendenfalls  das  von  dem  Inlandrecht  angeblich  Perhoreszierte 
ja  gerade  nicht  in  der  Begründung,  sondern  vielmehr  in  der 
unabänderlichen  Aufrechterhaltung  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  liegt,  und  daß  es  deshalb  ein  handgreiflicher  Wider- 


Vbidische  Gesetz  die  immerwährende  Trennung  Ton  Tisch  nnd  Bett  ver- 
weiirert.  obwohl  sie  solche  nach  IIi'iinatt;osrtz  vrrlangpn  dürften,  uiul  obwohl 
ihnen  das  dentsclu-  EhLschcidungsn-cht  zu  viillitiiT  Aufhebung  dt-r  ehelichen 
Gemeinschaft  verhelfen  würde,  nan  auch  diet>e  Kechtszustandigkeit  abza- 
tpffedicn  und  sie  damit  in  den  Zustand  der  Rechtlosigkeit  zu  versetsen." 
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Spruch  ist,  gerade  nur  frtpen  den  Ausspruch  der  Trennungr 
von  Tisch  und  Bett,  als  mit  der  inländischen  Rechtsanschanun^ 
in  schroffstem  Widerspruch  stehend,  sich  zn  verwahren,  wiilireiid 
man  gegen  dauerndes  Bestehen  des  Ziistandi^s  im  Iiilande  nichts 
einzuwenden  hat.  Außerdem  aber  muß  doch  offenliar  derjenige 
Znstand,  zu  welchem  der  Riclitcr  durch  Abweisung  der 
Trennungs-  und  Scheidungsklage  die  Hand  bietet,  ^aus  ethischen, 
sozialpolitischen  und  volkswirtschaftlichen  Gründen",  nach  der 
Anschauung  des  inländischen  Gesetzgebers  erst  recht  als  mit 
dem  Wesen  der  £he  nicht  vereinbar  ^reiten!  Will  man  ans 
einem  Gesetz,  das  nnr  die  Ehescheidung  zuläßt,  eine  ProhibitiT- 
norm  ableiten,  so  könnte  es  höchstens  die  p  o  s  i  t  i  v  -  zwingende 
Regel  sein,  daß  anstatt  der  dauernden  Separation  stets  anf 
Scheidung  zu  erkennen  sei,  wie  es  auch  das  RG  in  dem 
Erkenntnisse  lU  27  ff.  und  XI  291  ff.  auf  Grund  des  Pt  rsonen- 
standsgesetzes  getan  bat  (noch  unbegrenzter:  Preuß.  LR  II,  I, 
§734);  niemals  aber  die  negative  Regel,  daß,  weil  die  Scheidung 
einmal  aus  internationalen  Grflnden  nicht  ausgesprochen  weiden 
kann  und  darf,  nunmehr  auch  die  Trennung  zu  Terweigem 
sei.  Nicht  die  Zul&ssigkeit  der  Separation  ist  es,  die 
das  Inlandgesetz  als  unvereinbar  mit  seinen  Rechts- 
auffassungen angesehen  hat,  sondern  die  Unzulässig- 
keit  der  Scheidung^).  BntfäUt  die  Möglichkeit,  letztere 
durchzuführen,  so  bleibt  nichts  „Prohibitives*^  mehr  fibrig. 

Es  sei  schließlicli  iiocli  luTvorfrchuben,  daß  gerade  jenes 
eiiizifr  rcprobierbare  lOrgeltnis,  die  Krzwing-nng  einer  ständigen, 
lebenslün^diclicn  Treniiiuij^  von  Tisch  und  Bett,  nicht  nur  von 
denjenigen  Rechten  verworfen  wird,  welche  die  Separati(»n  über- 
haupt nicht  kennen,  soiKbrn  ebenso  und  ganz  aus  den 
näniliclicii  (iründen  auch  von  denjenigen,  welche,  wie  das  fran- 


M  Siehe  Entsch.  des  JiG  XI  31,  Zitat  aus  den  Motiven:  ,Nach  Ein- 
führung der  bürgerlicben  Eheschlicßungsform  können  kirchlidie  Sfttzangen  mI 
diesem  Qebiete  de«  bttrgerliebeit  Bechtee  ehie  Anerkennimg  ron  aeiteD  des 
Staatee  nicht  lenmr  beanspraehen.  Hieravt  folgt  xnoaclist,  daft  dal  lediglich 
in  dem  dogmatische  Lehrsätze  einer  Konfession  benihende  Hindeniia  der 
Srheidunir  der  Rhe  vom  Bande  für  die  weltliche  Gesetzgebung  keinoi  Grund 
abgeben  darf,  die  Möglichkeit  einer  Ehescheidnng  ausznachlieflen." 


._^  kj  o^  -o  i.y  Google 
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zösische,  belgische,  hullandische,  ungarische  etc.  Recht,  nach 
mehrjährigem  Bestehen  der  Separation  dem  Ehegatten  stet.s  die 
Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  freistellen.  Kine 
privatinternational  verschiedene  Behandlnng  der  beiden  Kollisious- 
fälle  erscheint  daher  durchaus  unmotiviert  und  namentlich  unter 
dem  einheitlichen  Konventionsrechte  geradezu  anstößig. 

b.  Die  Besonderheiten  des  deutschen  Rechtes. 
(Aufhebung  der  ehelichen  (lemeinschaf t.) 

Wir  haben  bei  den  vorstellenden  Erörternnpren  das  deutsche 
Rfcht  ausdrücklich,  sowolil  als  Heimatrecht  wie  alü  lex  fori, 
zn  besonderer  Behandluncr  ausgeschaltet.  Es  war  dies  aus 
dnpiieltem  Grunde  n^t  m  Einmal  we^eft  der  ausdrücklichen 
innerst.'iatlichen  Spezialkoliisii.nsnorni  des  KO  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4,  .sodann  wegen  der  für  iJenUvidand  durcli  das  BGB 
eingeführten  Aufhebung  der  ehelichen  (ienieinschaft  (§  1575  fiP.). 

"Was  die  erste  Besonderiieit  andreht,  so  ist,  wie  oben  festge- 
stellt, nach  dem  reir}!ss:ericlitlichen  Plenarerkenntnis  anznnehnien, 
daß  durch  tln-  ili  ut^  lie  EG  in  seiner  bundesrätlichen  Fassung 
eine  Trennung  v  »ii  Tisch  und  Bett  vor  deutschen  Gerichten 
auch  unter  Ausländern  niciit  zugelassen  werden  soll.  Auch  die 
Aufhebung  der  elielichen  (ienieinschait  kann  unter  Ausländern 
nach  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4  jedenfalls  nur  dann  ausge- 
sprochen werden,  wenn  sowohl  nach  dem  deutschen  Recht  als 
auch  nach  dem  ausländischen  Heiraatrecht  die  Scheidung 
(nicht  schon  dann,  wenn  nach  ausländischem  Recht  die 
Trennung  von  Tisch  und  Bett)  begründet  ist.  (Vgl. 
iiibbei>ondere  auch  Frantz  a.  a.  0.) 

Diese  Auslegung:  des  deutschen  EG  bleibt  als  solche  un- 
angefochten. Eine  andere  Frage  ist  es  aber,  ob  sich  EG  z. 
BGB  Art.  17  Abs.  4  hei  dieser  Auslegung  mit  dem  Kon- 
vent i  o  n  s  r  <^  c  h  t  verträgt? 

Für  die  Entscheidung  dieser  wichticrrn  Frage  präjudiziell 
und  überhaupt  für  die  Anwendung  des  Konventionsrechtes  von 
welttr!)  trender  Bedeutung  ist  die  Auffassung  der  zweiten 
deutsch-rechtlichen  Besonderheit:  der  sogenannten  ..Auf- 
hebung der  ehelichen  Gemeinschaft''.  Die  herrschende 
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Meinang  und  insbesondere  auch  daa  Keichsgericht  ^)  geht  davon 
aus,  daß  dieses  Institut  eine  durch  die  besonderen  Ver- 
hältnisse in  Deutschland  ins  Leben  gerufene  neue  Schöpfung 
darstelle,  eine  keinem  anderen  Staate  bekannte  besondere  Art 
der  Scheidung  sei  (BG,  Ztscb.  XIII  168),  die  insbesondere  mit 
der  separaHo  a  toro  9t  mmsa  nichts  zn  tun  habe.  Die  Untere 
schiede  der  beiden  Institute  sind  nach  Franttt,  der  sie  am 
sorgfältigsten  analysiert  hat,  so  ,fondamentaIer  und  in  die 
Augen  springender  Natur  ^,  daß  die  Identifizierung  derselben 
Jeglicher  Begründung  entbehrt'*. 

Dem  gegenüber  muß  es  von  yomherein  zum  mindesten 
sonderbar  erscheinen,  daß  der  Beichstagskonunission,  welche  diese 
angeblich  ganz  eigenartige  deutsch-rechUiche  Aufhebung  erst  in 
das  BGB  eingeführt  hat,  von  alledem  nicht  das  Geringste  zum 
Bewußtsein  gekommen  ist^.  Es  heißt  in  dem  Kommissionsbe- 
richt :  «Hinter  §  1557  (jetzt  1574)  wurde  die  Diskussion  erdtoet 
über  drei  Anträge,  welche  bezwecken  neben  der 
Scheidung  die  dauernde  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  einzuführen.''  Die  Anträge  lauteten:  .  .  .  .  [es  folgen 
bis  auf  redaktionelle  Abweichungen^)  genau  die  jetzigen  §§  1575 


»)  £ntsch.  d.  BG  XLVU  136,  XLVIll  Uö,  LV  358;  Ztsch.  XUl  168; 
ebenso  die  ErklXmng  des  dentadieii  Delegietteii  Aßit  1900  8.  206;  Ni9- 
meyer  S.  loSff,;  Planck  IV  316,  Vorbemerk.  sn  Bd.  IV  Tit  7,  Bd.  VI* 
Bemerk.  7  zum  EO  z.  BOB  Art.  17 ;  Frant»  a.  a.  0.  357  ff. ;  andereneitB 
Barazetti  S.  69  and  die  BHelugerichtaenUch.  8.48,  148  und  Fruntz 
Ö.  31K  Anm.  31  Zit 

-)  Vgl.  die  Verhandlung  über  den  ähnlichen,  damals  ahjrclphnf  i  n  Aiitraij 
der  zweiten  Kommission  {Prot.  IV  3B5  ff.),  der  sich  allerdings  in  den  Kecbu»- 
wirknngen  der  dMnals  Te^eeddi^eiieii  Trainäng  sehr  weseBfUdi  von  den 
jetsigen  Oeeetse  vntencliled. 

')  Unter  diesen  Abweichongen  ist  nur  eine  etwas  interessanter ;  Abs.  2 
des  jetzigen  §  1576  lautete  nämlich:  ,Die  Vorschrüten  der  §§  [1570  u.  1574] 
finden  keine  Anwendnntf :  wird  die  Ehe  geschieden,  so  ist  der  Ehegatte, 
der  i  ui  T  r  e  n  n  u  n  g  s  u  r  t  e  i  1  e  f  (1 1  s  e  Ii  u  1  d  i  g  erklärt  ist,  auch  im 
■Scheidungsarteile  für  schuldig  zu  erklären  .  Es  war  also  hier  auch  in  dtm 
Text  des  Oesetaes  das  Urteil  auf  Anibebnng  ansdraciclicb  einem  .Trennungs- 
urteil*  gidcbgestellt.  Die  Bxsetxung  des  bervor^bobenen  Fhasas  dnidi  .der 
fUr  schuldig  erlclärte  Bbegatte'  ist  offensicbttich  nor  der  Yereinfncbmig  baiber 
(ttbiigens  obne  Debatte)  gescbeben. 
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und  1576,  1586  und  1587  (ma  ohne  den  Satz  2  des  §  1586 
Abs.  1)].  Aach  in  der  Diskussion  ist 'man  allgemein  davon 
ausgegangen,  daß  mit  der  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft*' nichts  anderes  als  die  allgemein  bekannte  separatio  a 
toro  et  metua  gemeint  sei. 

,Ü!wr  £flae  Anträge  word«  lUiiSchst  wieder  eine  OenerBldiskiitalon 
erttinet.  Dl«  Fhragraplmi  wurden  begründet  von  dem  Standpnnkte  dea 

katholischen  Yolksteils  aus.  Nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche 
sei  eine  Scheidunfj  von  dem  Bande  der  Ehe  niemals  zulässif^,  Die  katholische 
Kirche  kenne  nur  eine  separatio  n  foro  et  niensa,  welche  es  den  Ehclcnten 
gestattet,  getrennt  von  einander  zu  leben,  ihnen  aber  nicht  gestattet,  eine 
neue  Ehe  einzugehen.*  .  .  .  ,In  Frmkruoli  keetehe  die  Trennung  von  Tieck 
imd  Bett  nelien  der  Seheidnng  Toin  Bande  der  Ehe,  ebne  daS  die  staatlidien 
Interessen  darunter  litten.  Derselbe  Zustand  hat  in  Dcutsckluid  au!  dem 
linken  Ilheinu^r  im  ganzen  Gebiet  des  französischen  Rechtes  geffolti  n  l)i=! 
zur  Einführung  des  Rpichstjesetzes  vom  2  75,  ohne  zu  Srhwieri^^keiten 
zu  führen.  Es  müsse  als  Mindestmaii  von  Entgegenkoiiiiuen  gegenüber  den 
katholischen  Volkstdlen  betrachtet  werden,  daß  man  in  seinem  Interesse  die 
Ticnnnng  tcmi  Tisch  und  Bett  ralaeae,  wenn  man  im  Interene  do^enigen, 
welche  auf  die  religifleen  Orundaitae  keinen  Wert  legten,  die  Sduddnng  bei- 
behalten und  befestigen  wollte." 

.Der  bayrische  Bundesratsbevollmiichtigte  teilk'  mit,  daß  bei  Beratung 
des  Entwurfs  im  Bundesrate  die  kunigl.  bayrische  Regierung  die  Zulassung 
der  Klage  auf  dauernde  Auf  bebung  der  ehelichen  Gemein* 
schalt  neben  der  Klage  auf  Sokeldnng  in  der  nftmlichen 
Form  beantragt  habe.  ...  Die  bayrlache  Begierang  empfindet  daher 
hohe  Befriedigung  darüber,  daß  diese  Anträge  auch  in  dem  gegenwärtigen 
Stadium  der  Beratung  des  Entwarf»  eingebracht  wordtti  nnd  wünsche  auf 
das  Dringendste  ihre  Annahme." 

.Der  Herr  v'>taaissekretSr  des  Reichsjustizamtes  erklärte,  im  Bundesrat 
hätte  die  Mehrzahl  der  verbündeten  Regierungen  sich  gegen  einen  derartigen 
Antrag,  der,  wie  bereite  der  Herr  fieroUinichtigte  für  Bayern  berTorgehoksn 
liabe,  etf tene  Bajem  gestellt  gewesen  lei,  erklirt.  .  .  .  Der  bsyriadie  Antrag 
sei  abgelehnt  worden,  weil  schon  seit  1875  mit  dem  Erlaß  des  Reichscivil- 
standsgesetzes  in  ganz  Deutscliland  ein  einheitlicher  Rcchtszustand  dahin 
geschaSen  worden  sei.  daü  für  die  staatliche  Gesetzgchnrg  mir  die  Scheidung 
gelte.  .  .  .  Die  Erfahrungen  uüt  den  Grundsätzen  deü  Kdchscivilüiuuds- 
gesetses  hatten  keine  Nötigung  ergeben,  die  Trennung  Ton  Tisch  nnd 
Bett  wieder  einsnifthren.  .  .  .  Br  mmOge  daher  die  gestellten  An- 
trige  nicht  zu  befürworten,  halte  sich  aber  anck  nicht  für  ermlcbtigt.  die- 
selben anf  alle  Fülle  für  unannehmbar  zu  erklären.  Er  erkenne  an,  daß  die 
Form  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  anderen  Konfeesionen  maßvoll  ge- 
wählt sei.  .  . 
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.In  der  Spezialdiskussion  zu  §  1057 a  wurde  seitens  der  Antr« «/stiller 
uuägelülirt,  daß  es,  wenn  b^ide  Ehegatten  katholisch  seien,  für  die  Kathoitken 
nur  zulässig  erscheine,  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mit  Ausschloß 
der  SebtidnDg  nt  gwwlÜireD,  da  man  Jedoch  wine,  daß  die  flbergrofie  llehr- 
sahl  der  Kommiesien  Ton  dem  Standpunkt  augehen  werde,  daS  das  staatUclie 
Recht  auch  bei  Katholiken  solche  Verhältnisse  berÜcksiditjgaD  müsse,  wo 
der  eine  Teil  nicht  mehr  jresonnen  sei,  sich  an  die  Vorschriften  seiner  Kirche 
zu  binden,  sd  habe  man  sich  frezwnngen  gesehen,  von  vornherein  diesen 
Paragraphen  su  zu  getitalleii,  daß  er  auch  vun  dtn  Anliäugern  der  erwiilmt<fu 
Ansohaaang  aogenominen  werdoi  kSnne,  weil  damit  allein  die  Iföglidilceit 
gegeben  weide,  fttr  den  Antrag  eine  Udirheit  an  finden.  Bei  gemiachten 
Ehen  müsse  jener  (lesichtspunkt  in  v>  rstürktem  Maße  zur  Anwendung 
kommen.  Man  h;il)c  (s  als  sicher  betrachten  müssen,  daß  die  Mitglieder 
evangelischer  Konfession  bei  gemischten  Eben  für  den  evangelischen  Eheteil 
unbedingt  das  Recht  beanspruchen  dürfen,  die  Scheidung  zu  verlangen,  wenn 
der  kathoUiche  Teil  mit  einer  Klage  auf  Trennung  von  Tledi  und  Bett  Tor- 
gehe.  Die  Faerang  des  Paragraph^  sei  also  eo  gewühlt,  daß  die  Ktnamission 
sie  akzeptieren  könne,  olmc  irgendwie  die  Interessen  des  evangelischen  Volks- 
t«ils  (jder  die  Interessen  sulciier  Katholiken,  welche  mit  den  Anscbaonogeil 
ihrer  Kirche  gebrochen  hättdi.  zu  beeinträchtigen." 

Die  gleiche  AtiflFa.^^sung  trat  auch  bei  der  lUeiiarsitzung  zu 
Tage,  vgl.  die  Ausführungen  der  Abgeordneten  VieJhabeu  und 
Iskraut  (der  einzigen  Ivedner  zu  der  8ache)  gegen  die 
fraglichen  Bestimmungen   Prot.  3089  ff.). 

Fnzweifelhaft  erscheint  liicrnaeh,  daß  die  Schöpfer  unst  1 1  r 
d<  iitM  li-i  eclitlichen  Gemeinscliaft sauf) icbung nicht  im  entferntesten 
daran  gedacht  haben,  eine  ganz  neue  Schn])fung  ins  Leben  zu 
rufen,  daß  vieiraehr  Biiiide.srat  und  Reichsregurung  seiner  Zeit 
über  die  Identität  derselben  mit  der  separatio  a  toro  ei  memsa 
einig  gewesen  sind 

Diese  .Auffassung  dt-r  gesetzgebenden  Faktoren  würde  nun 
allerdings  nicht  maßgebend  sein  können,  wenn  sie  als  irrtümlich 
und  verkehrt  nacligewiesen  würde.  Ks  ist  also  nötig,  auf  die 
grundlegenden  Verscliiedenheiten,  die  angeblich  zwischen  der 
Gemeinschaftsaufhebung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
beätebeu,  genauer  einzugehen. 

M  Nicht  einmal  die  Bezeichnong  «AnÜiebung  der  ehelichen  Qemein- 

Bchaft"  bedeutet  eine  eigenartiee  Neuerung:  sie  winl  srhnn  in  der  vom  Ab- 
geordneten Vielhaben  a.  a.  U.  herangezogenen  Mutivenstelie  zum  §  7ti  des 
Personenstandsgesetzes  als  Synonym  an  der  Trennung  von  Tisch  nnd  Bett 
gehnuiGht» 


^  j  .  -Li  by  Google 
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Fr  ante  (a.  a.  0.  S.  359)  beginnt  mit  folgender  Cliarakte- 
risiernng:  .Während  die  von  einer  Keihe  von  Staaten  mit 
katholischer  Bevölkenmgr  anerkannte  sc/mratio  pcrprfud  «Ics 
kanonischen  Rechte  in  letzter  Linie  auf  Erwägungen  religiöser 
Natur  zurückzuführen  ist,  und  die  nicht  zugelassene  Scheidung 
di's  Bandes  der  Ehe  ersetzen  soll,  ist  die  Aufhebung:  df  r  ehe- 
lichen Gemeinschaft  wahlweise  neben  der  Scheidung  zugelassen 
und,  wenn  für  ihre  Zulassung  auch  die  Rücksichtnahme  auf 
die  katholische  Bevölkerung  maßgebend  war,  so  hat  sie  doch 
nichts  mit  der  Religion  gemein  und  kann,  wenn  ihre  Voraus- 
setznn<ren  vorliegen,  ohne  Rücksicht  auf  das  Bekenntnis  von 
Katholiken  wie  Akatholiken.  ja  selbst  von  solrlicn.  die 
überhaupt  keiner  Kirche  oder  Religionsgemeiuächait  augehören, 
beantragt  werden''. 

Schon  diese  allgemeinen  Gesichtspunkte  sind  offenliar  unzu- 
treffend. Die  Annahme,  daß  die  deutschreelitliche  Aufhebung 
der  ehelichen  Gemeinschaft  „nichts  mit  der  Religion  gemein 
habe",  widerspricht  direkt  der  eigentlichen  Ansicht  und  Absicht 
des  Gesetzgebers,  welcher  das  Institut  nachgewiesenermaßen 
einzig  mit  Kücksicht  auf  das  religiöse  Gefühl  der  katholischen 
Beviilkening  eingeführt  hat.  Die  Behauptung  lillit  sich  nur  in 
dem  8inne  aulrecht  erhalten,  daß  allerdings  der  Gesetzesinhalt 
selbst  nicht  an  das  religiöse  Bekenntnis  anknüpft,  das  gesetz- 
liche Scheidungs-  und  Trennungsreclit  für  akatliolisehe  wie  für 
katholische  Personen  vielmehr  das  gleiche  ist :  das  gilt  ja  aber 
für  alle  Vertragsrechte  mit  alleiniger  Ausnahme  des  öster- 
reichischen: es  gilt  nicht  nur  für  die  französisch-rechtliche,  bel- 
gische, holländische  etc.  Separation,  sondern  selbst  für  diejenigen 
Rechte,  welche  wie  das  italienische,  spanische,  portugiesische, 
streng  dem  katholischen  Dogma  von  der  ünlösbarkeit  der  Ehe 
folgen.  Ebensowenig  kann  es  dem  internationalen  Begriff  der 
Separation  widersprechen,  daß  sie  nur  „wahlweise  neben  der 
Scheidung  zugelassen"  ist:  denn  auch  das  gilt  ebenso  nicht  nur 
für  die  französificb-rechtliche  etc.  und  die  ungarische  Separation 
allgemein,  sondern  selbst  für  die  österreichische  „Scheidung  von 
Tisch  und  Bett"  (§  103  ff  ),  welche  von  ihrer  Echtheit  sicherlich 
dadurch  nichts  einbüßt,  daß  sie  allen  akatholischen  Peraonea 
wahlweise  neben  der  Scheidang  zusteht. 
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Der  vichtigste  Unteischied  zwischen  der  Separation  und 
der  Gemeinschaftsanfbebung  liegt  nach  Frautß  weiterhin  in 
folgendem:  „Die  separatio  perpetua  des  kanonischen  Rechts 
erfolgt  auf  einseitigen  Antrag  des  verletzten  Teiles.  Dieser 
kann  jederzeit  die  Wiederherstellung  des  ehelichen  Lebens 
fordern,  und  dieseibi^  iiiulj  sogar  vorgeuoinmen  werden,  wenn  er 
sich  nachträglich  selbst  einen  Ehebruch  zu  Schulden  kommen 
läßt.  Der  schuldige  Teil  dagegen  hat  auf  die  Wiedt  i  herstellnng 
des  ehelichen  Lebens  gar  keinen  Einfluß,  ebensowenig  wie  er 
eine  Umwandlung  in  Scheidung:  verhingen  kann.  Ganz  anders 
bei  der  Aulhi  bung  der  elieliclien  (ienieinscliaft  nach  BGB.  Hier 
hat.  wenn  Kläger  die  Aufliebung  l)eantrfj<rf.  der  Beklagte  es 
stets  in  der  Hand,  die-i  II  e  dadui'ch  auszuseliließeu,  daü  er  i)ir 
widerspricht  und  Scheidung  verlancrt  Dann  muß  der  Richter, 
wenn  die  Klage  begründet  ist,  aui  Sclu'idung  «'rkonnen  (§  1575). 
Ebenso  kann  nach  erfolgter  Aufhebung  jeder  Ehegatte  auf  Grund 
des  Urteils  die  Sclieidung  verlangen,  und  der  Richter  nniß  sie 
aussprechen,  selbst  wenn  der  andere  Teil  widerspriclit  157fi  K 
Eine  Wiederherstellung  der  ehelichen  Gemeinschaft  aber  kann 
nicht  etwa  auf  einseitiges  Verlangen  des  Verletzten,  sondern 
nur  in  gegenseitiger  Übereinstimmung  der  Parteien  erfolgen".  ') 

Allein  auch  alle  diese  hervorgehobenen  Begriffsmerkniale 
der  „kanonischen*^  Separation  treffen  für  den  aus  der  Ver- 
gleichung  geltender  G esetzesrechte  sich  ergebenden 
internationalen  Begriff  der  Separation  nicht  durch- 
weg zu.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  Separation  fiberaU,  anf 
„einseitigen  Antrag  des  verletzten  Teiles"  erfolgt:  in  yielen 
Vertragsstaaten  (sogar  in  Österreich  nnd  ßalien  gibt  es  eine 
Separation  auf  gegenseitige  Übereinstimmung)  nicht  richtig, 
daß  der  verletzte  Teil  ttberaü  jederzeit  die  Wiederhei^ 
Stellung  des  ehelichen  Lebens  fordern*  kanni  geschweige,  dafi 
dieselbe  (wie  nach  dem  rein  kanonischen  Rechte)  ,,sogar  vor- 
genommen werden  müßte,  wenn  er  sich  nachträglich  selbst  einen 


•>  Man  pfl.  LTt  um  diesen  (iniiKien  in  dvv  ( ipmcinschaftsaunjL'liunir  nnr 
eine  suspensiv  bedingte  Scheidung  zu  erblicken,  waiuai  aber  nicht  —  mit 
nindefltent  gleichm  Reelite  —  eine  reBolutiv  bedingte  Separation? 
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Elicbruch  zu  Schulden  komuien  liißt":  Vieluielir  kann  nach  ilen 
meisten  anderen  Rechten die  Separation  nur  durch  einen  Kon- 
sensualakt  der  getrennten  Ehegatten  wieder  aufgehoben  werden, 
die  (strikt  katholischen!)  Rechte  Spaniens  und  Portugals  ver- 
langen sogar  eine  ausdrückliche  gerichtliche  Erklärung  der  Re- 
conciliation  {Spanien  74,  Portugal  1218)  ebenso  das  Österreichische 
Gesetzbuch  §  110.  Es  ist  endlich  nicht  richtig,  daß  der  schuldige 
Teil  überall  „auf  die  Wiederherstellung  oder  Nicht  Wiederherstellung 
des  ehelichen  Lebens  gar  keinen  Einfluß  Iiat,  ebenfiovenig  wie 
er  eine  Umwandlung  in  Scheidung  erlangen  kann" :  genau  das 
Gegenteil  ist  vielmehr  ausdrücklich  in  allen  denjenigen  Rechten 
bestinunt,  die  eine  Konversion  der  Separation  in  Scheidung  zu- 
lassen.^ Nachdem  nrsprfinglichen  ihBelgim  vnA' Luxemburg 
in  Kraft  stehenden  Art  310  C.  C.  steht  ansdraclclich  gerade  nur 
dem  schuldigen  Teil  ß*ipoux  qui  est  originairemetU  däfendeur) 
das  Recht  zu,  die  Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  zu 
verlangen;  „falls  der  unschuldige  Teil  nicht  der  Wiederherstel- 
lung des  ehelichen  Lebens  zustimmt".  Wären  also  die  hervorge- 
hobenen Merkmale  derart  dem  Begrüf  der  kanonischen  Separation 
wesentlich,  daß  beim  Nichtvorhandensein  derselben  das  ganze 
Institut  seinen  Charakter  verlöre,  so  würde  daraus  nur  das  Eine 
folgen,  daß  die  echte  kanonische  Separation  überhaupt  nirgends 
im  Konventionsgebiete  existiert  und  daß  folglich  deijenige 
Begriff  der  Separation,  welchen  die  Scbeidungskonvendon  allein 
im  Auge  hat  und  gehabt  haben  kann,  eben  ein  ganz  anderer  ist, 
als  der  von  der  kanonischen  Wissenschaft  konstruierte;  diesem 
Begriff  der  Separation,  welchen  die  Konvention  im  Auge  hat,  und 
auf  den  e.s  allein  ankommt,  widerspricht  aber  die  deutsclireclit- 
liche  Gemeinschaftsaulliehung  in  keiner  wesentlichen  Beziehung. 
Insbpsr>ndere  weicht  die  französisch-reclitliche  (bezw.  uu^arische) 
Separation  de  corpsy  wie  schon  gezeigt,  in  allen  lierv orge- 
lt Vgl.  Österren  h   i\   1).  TIR  §  110.  Ungarn,  Gesetz- Artikel  über  das 
Eherecht  (1894»  ^  KH).  Däitemai  k  und  Nortperjeti   [Lehr,  Droit  civil 
Scand.,  6.  662i,  Italien,  C.  C.  §  157.  Portuytii,  C.  C.  §  1216,  Hpanien, 
C  C.  Artt  74  Q.  1439.  Bbemo  im  fruizösiaclieii  Rechte  nach  herrschender 
Meinung;  vgl.  Zachariä'Crome^  franx.  Civilrecht  III,  §  465  <495)»  kam.  2. 

*)  Belgien  310;  Holland  866;  SkandinavUche  Lander,- Lehr  682; 
Ungarn  107. 

ZMteohrift  f.  Intern.  FiiTmt>  n.  öffentl.  Baoht.  XV.  12 


174 


Kahn, 


hobi'iien  Beziflningen  ganz  ebenso  von  dem  kanonisclien  Modell 
ab,  wie  die  deutschrpchtlichp  Aufhebung  der  Gemeinschaft. 
Das  deutsche  Recht  brin<?t  allerdings  eine  Neuerung:  die  Be- 
fugnis des  Beklagten,  nirht  erst  nach  Ablauf  einif^er  Jahre, 
sondern  sofort  die  Scheidimir  statt  der  Trennung  zu  provozieren. 
Allein  ein  so  „fundamentaler-  und  in  „die  Augen  springender" 
Unterschied,  daß  dadurch  das  Institut  ein  ganz  anderes  würde, 
ist  dieser  eine  Punkt  sicherlich  nicht.  Wenn  zwei  Rechtsinstitote 
zweier  Länder,  mn  als  privatinternational  identisch  zu  gelten, 
sich  in  allen  Punkten  decken  müßten,  so  gäbe  es  überhaupt 
kein  internationales  Privatrectit :  sind  die  Rechte  congruent,  so 
brauchen  wir  keine  Kollisionsnorm.  Dem  Geiste  und  Gehalt 
nach,  stimmt  die  französische  yS^paration  de  corps"  mit  der 
deutschen  „Aufhebung  der  ehelichen  Gremeinschaff  mindestens 
so  genau  liberein,  wie  der  deutsche  „Verkauft  mit  der  franzö- 
sischen ytvente'^i  der  deutsche  „Srbe'^  mit  dem  französischen 
JiMHer^,  die  deutsche  «elterliche  Gewalt**  mit  der  „Meile 
des  pdre  ei  mkre*  des  C.  0.  Art.  369  ff.  (trotz  der  abweichenden 
Bezeichnung)  u.  s.  f.  Auch  historisch  zeigt  sich  dabei  zwiscbeu 
dem  deutschen  und  dem  französischen  Recht  eine  verblfiffende 
Obereinstimmung.  Das  erste  einheitliche  französische  Ehegesetz 
(t.  20.  9. 1792)  hatte  —  genau  wie  das  deutsche  Personenstands- 
gesetz —  die  eepoaraUo  a  ioro  et  menm  ganz  aushoben  and 
sie  durch  die  Ehescheidung  ersetzt;  bei  der  Beratung  des  C.  C. 
wurde  —  genau  wie  bei  derjenigen  des  BOB  —  die  Frage, 
ob  und  in  welchem  Maße  man  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
wiederherstellen  solle,  lange  und  vielfach  erörtert  [Zachariä 
III  §  490)').  Das  Endresultat  war  die  Wiederherstellung  der 
««^raffOMc^cor^  als  wahlweise  neben  der  Ehescheidung 
und  aus  denselben  Ursachen  zugelassenes  Institut.  ,Der 
Hauptgrund  zur  Fassung  dieses  Bescldusses  war  der,  daß  man. 
da  die  katli(jlische  Kirche  Ehescheidungen  für  unzulässig  er- 
klärte, (1(11  Mitf^^litMlcrn  dieser  Kirche  die  Freiheit  gewähren 
wollte,  sich  ohne  iln-  (Ic wissen  zu  veiletzt^i,  von  ilireu  Ehegalten 
zu  trennen"*,  —  wiederum  genau  wie  bei  uns. 

1)  Vgl.  dazu  Recueil  complct  des  dhcrmrt  promoncia  lors  de  Ut 
discusswH  du  C.  C.  iF&ris  1841)  Bd.  U  202  S. 
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Wir  finden  also  nach  den  legislativen  Absichten  ebenso  wie 
nach  dem  Gesetzesinh&lt  zwisclien  der  deutsch-rechtlichen  G^©- 
meinschaftsaufliebung  und  der  französischen  s^ßoraHon  de  corps 
eine  derartige  Wesensgleichheit,  daß  man  vom  rechtsveigleichend- 
privatintemationalen  Standpunkt  sich  nnmfi^lich  dagegen  ver- 
wahien  könnte,  die  deutschriechtliche  Gemeinschaftsanfhebung 
als  einer  franzGdBch-rechtlichen  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
gleichstellend  anzuerkennen,  auch  dann,  wenn  der  deutsche  Oe- 
setzgeber  geglaubt  h&tte,  mit  der  Gemeinschaftsanihebung  ein 
neues,  von  der  Trennung  von  {Tisch  und  Bett  ganz  und  gar 
verschiedenes  Institut  einzuführen,  geschweige,  daß  man  be- 
haupten könnte,  die  Beichsgeset^ber  h&tten  geirrt,  als  sie  mit 
der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  eine  richtige  —  wenn 
auch  mit  besonderen  Eautelen  umgebene  —  9eparaHo  a  toro 
et  mensa,  wie  sie  auch  in  anderen  Staaten  besteht,  zu  gewähren 
glaubten. 

Hieraus  ergibt  sich  mit  zwingender  Kraft:  Da  es  ttber 
jeden  Zweifel  erhaben  ist,  daß  die  Konvention  unter  ihrer 
säparation  de  corps  nicht  ein  von  der  französisch-rechtlichen 

Separation  de  corps  verschiedenes  Institut  verstanden  hat.  so  fällt 
auch  die  deutsche  E  h  ege  mein  schaft  sauf  lieb  uiig  unter 
die  Separation  de  corps  im  Sinne  von  Art.  1  uiul  2 
der  Konvention.  Und  da  weiterhin  zweifellos  ist,  daß  unter 
Art.  1  II  und  2  II  der  Konvention  auch  die  italienische,  spanische, 
österreichische  etc.  Trennung  von  Tisch  und  Bett  !>eg:rift'en  ist, 
80  ist  für  das  Konventionsrecht  jedenfalls  jene  künst- 
lich aufgebaute  Wesensverschiedenheit  der  deutschrechtlirlien 
Gemeinschaftsaufhebung  von  der  separatio  a  toro  et  nn'usa 
ganz  und  gar  hinfällig.  Derjenige  Begriff  der  separatio)!  de 
Corps,  welcher  allein  als  k  o  n  v  e  n  t  i  o  n  s  m  ä  ß  i  g  angesehen 
werden  kann  (der  in  den  modernen  Staaten  geltende)  ist 
mit  demjenigen  der  deutschen  üemeinschaftsauf- 
hebung  identisch. 

Die  nächste  Folge  der  voraufgehenden  Darlegungen  ist  die 
Verneinung  der  zu  Eingang  dieses  Abschnittes  aufgeworfenen 
Frage:  EÖ  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4,  so  wie  die  Bestimmung  un- 
anfechtbar ausgelegt  wird,  ist  mit  dem  Inhalt  der  Kon- 
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vention  nnvertrafrlidi.  Nach  der  Konvention  muß  eine 
im  Konvintionsg-ehiet  erhobene  Kla^e  auf  Separation  als  be- 
gründet anerkannt  werden,  wenn  die  Separation  im  konkret»»!! 
Falle  sowohl  nach  lieimati'echt,  aLs  nach  der  le.r  fori  begi  iindet 
ist;  eine  Verweisung  auf  abweichende  inin  i staatliclie  Kollisions- 
nornien  (der  fori)  ist  nicht  anerkaniit  P]s  ist  iiiernarh. 
da  wir  festirestellt  haben,  daß  die  Aufhebiui^j  iler  ehdieben  (ie- 
nieinschaft  einer  Separation  de  corps  im  Sinne  der  lvun\ «'ntiou 
gleichsteht  —  nicht  zulässig,  diese  Ehetrennnng,  wenn  sie  nach 
den  Sachnormen  B(jB  begründet  ist,  einem  Vertrajrsstaatü- 
Angehörigen  zu  verweigern,  der  nach  seinem  Heimatreclit  zur 
Separation  hefii<^t  ist;  nicht  zulässig,  gemäß  EH  z.  B(;i>  Art.  17 
Abs.  4.  die  Voraussetzung  aufrecht  zu  erlialten.  dali 
außerdem  auch  noch  nacl)  dem  lieimatrecht  die  Schei- 
dung begründet  sein  mtissi. 

Ks  bedarf  nach  den  Darlegungen  des  vorigen  Abschnittes 
kaum  mehr  der  Hervorhebung,  daß  dieses  Ergebnis  praktisch 
ein  durchaus  erwiinsclites  ist.  (Vgl.  übrigens  aucli  Planck  a. 
a.  0.  E(.i  z.  \M\\\  Art,  17  No.  7  gcg.'n  Schluß).  Die  Annalinie, 
daß  ein  Aiislandt  r.  dessen  Ehe  nach  Heimatrecht  zu  separi<*reTi 
und  nach  seinem  Wohnsitzri'chte  zu  scheiden  ist.  in  dem  letzti-n^n 
Gericht^sstandc  sowohl  mit  der  Srheidungs-  als  mit  der  Trennungs- 
klage al)gewiesen  werden  soll,  iiniß  ja  für  das  deutsche  Wohn- 
sit^recht  geradezu  unl)egreiflich  ersclieinen.  p^s  ist  ein  unhalt- 
barer Zustand,  dali  die  ..Anfliebun^»-  der  eheliclien  ( Jemeinschaft"' 
in  Deutsdikuid  denjenigen  An^hlmiel  n.  deren  Heimatrecht  ihnen 
nur  die  Scheidung  gestattet,  unbedenklich  gewährt  werden  soll, 
während  sie  denjenigen  Ausländern,  welche  heimatrechtlich  zur 
Separation  befugt  sind,  nnl»edingt  versagt  wird;  daß  also  z.  B. 
ein  protestantischer  Österreicher  wegen  Eliebi-uchs  in  Deutsch- 
hiud  durch  die  Aufliebnng  der  ehelirhen  ( Jemeiiischai't  eine 
standige  Trennung  von  Tiscli  und  Hett.  oder  auch,  wenn  eres 
vorzielit.  die  Scheidung  ebenso  wie  zn  Hause  soll  erwirken 
können,  während  der  katholisclie  Österreicher  im  glrirhen  Falle 
vor  deutschen  Gerichten  sein  Keclit  aui  Trennung  der  Ehe  nicht 
soll  finden  können.  Allerdings  wird  auf  diese  Art  in  Deutsch- 
land unter  Umständen  bei  Ausländern  die  Separation  in  einer 
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schärferen  Form  anerkannt  als  bei  Inländern:  der  ausländisclie 
Tkklaf^ti'  kann  nicht  sofort  nach  §  1575  II  oder  1576  die 
^cheiduiiij  verlanj2fen,  sondern  erst  nach  Ablauf  von  2  Jahren, 
resp.  wenn  er  Franzose.  Belgier,  Luxemburger,  Holländer  oder 
Ungar  ist,  von  diei  Jahren;  er  kann  es  vielleicht  niemals, 
wenn  er  nämlich  einem  Staate  ansrehört,  welcher  überhaupt 
keine  Scheidung  zuläßt.  Allein  das  ist  einfach  die  notwendijre 
und  im  Interesse  der  internationalen  Rechtsgleicliheit  keineswegs 
zu  beklagende  Folge  des" ane:  k  innten  Konventionsprinzii)es,  daß 
eine  Scheidung  gepcn  da^i  Verbot  des  lieiinatreclites  niemals 
und  nirgends  ausgespi ol iien  werden  darf,  und  daß  jeder  positiv- 
proliüiitive  Eingriff  ^zu  (iunsten  der  Scheidungslieiheit)  der 
leu:  fori  ein  füi*  allemal  nach  Konventionsrecht  ausgeschlossen 
ist.  In  keinem  Falle  läßt  sich  behaupten,  daß  durch  eine  der- 
arti^^e  Behandlung  der  Ausländerehen  irgendwie  dem  deutschen 
„ordre  public''  zu  nahe  getreten  werde.  I  iii^^ekehrt  spnciit 
Sinn  und  („ieist  der  deutschen  Rechtsordnung  mit  aller  Ent- 
schiedenheit dafür,  daß  eine  zerrüttete  Ehe,  wenn  die  Scheidung 
vom  Bande  unmöglich  ist.  mindestens  im  Sinne  von  §  1575  des 
getrennt  werde.  Der  deutsciie  Gesetzgeber  hat  unzwei- 
deutig gerade  in  diesem  Sinne  die  Aufhebung  der  ehelichen 
(ienieinsrhaft  eingeführt.  Er  hat  für  Ehegatten,  die,  weil  ihnen 
das  katholische  Dogina  als  (besetz  gilt,  von  der  Scheidung  nicht 
(iehrauch  machen  können,  ausdrücklich  die  GemeinscliatL^- 
aulliebung  als  Ersatz  bereit  gestellt ;  und  er  sollte  es  anderer- 
seits für  richtig  halten,  aii.slandischen  Eliegatten.  denen  die 
Scheidiiii(j  ilurch  das  Heimatgesetz  genau  in  der  gleiclien  Weise 
unmügiich  gemacht  hat  dieses  Auskunftsmittel  zu  vertagen? 

Es  fragt  sich  s(  |jli»>|jlich,  ob  in  dem  vorausgesetzten  Falle 
das  deutsche  Gericht  formell  (entsprechend  dem  ausländischen 
Heiniatrecht)  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  oder,  wie  ge- 
wöhnlich, die  Aulhebung  der  ehelichen  Genieinscliatt  auszusprechen 
hat.  Das  OLG  Dresden  (Ber/ifspr.  des  OLG  II  418  ff.  und  Ztsch. 
XIII  160  ff.  und  171)  hat  sich  auf  den  erstereii  Standpunkt 
gestellt  und  l)ei  (Österreichern  direkt  dahin  erkannt,  daß  ^.die 

Ktie  der  Parteien  im  Sinne  des  a.  b.  (jB  für  das  Kaisertum 

OsUr reich  von  Tisch  und  Bett  geschieden  werde"  (Ztsch.  XIII 
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171).  Von  dem  liier  vertretenen  Standpunkt  aus,  welcher  die 
Identität  der  beiden  Institute  annimmt,  ist  die  Frage  im  Gnmde 
müßig.  Daß  materiell  das  Urteil  in  manclien  FRllpn  Rechts- 
wirkun^en  hnben  kann,  welche  über  diejenigen  einer  heimat- 
rechtlidit  II  Si'paration  lunansjrehen,  ei^iebt  sich  mittelbar  aas 
Art.  1,  2  und  7  der  öchenlull^^k()nvention  und  unmittelbar  aus 
Art.  1  des  Konventionsentwurtes  über  die  Wirkungen  der  Schei- 
dung und  der  Separation  de  corps.  Formell  aber  dürfte  es 
für  jedes  Gericht  das  korrekte  sein,  sich  der  Diktion  seines 
eigenen  Landesrechtes  zu  bedienen.  Man  wird  in  Frankreich 
sicherlicli  nicht  bei  spanischen  Eheleuten  auf  „divorcio''  im 
8ixme  des  spanischen  Gesetzbuches,  sondern  einfach  auf  s^pa- 
raUm  de  corps  erkennen,  obschon  dem  spanischen  GGB  dieser 
Terminus  überhaupt  unbekannt  ist  und  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  dort  unter  dem  Namen  „divorcio"  (Art.  104  ff.)  ein- 
geführt ist.  Man  wird  in  Deutschland  eine  Ehescheidung 
zwischen  östemichischen  (akatholischen)  Eheleuten  nicht  als 
„Trennung**  aussprechen,  ot>schon  diese  Diktion  dem  öster- 
reichischen Gesetze  (§  116)  entspricht,  das  umgekehrt  die  Be- 
zeichnung „Scheidung**  nur  bei  der  „Scheidung  Ton  Tisch  und 
Bett'*  anwendet;  und  es  dürfte  sich  aus  dem  gleichen  Grunde 
empfehlen,  wenn  nach  auslttndischem  Rechte  die  Trennung 
(Scheidung)  von  Tisch  und  Bett  auszusprechen  w&re,  in  Deutach- 
land  lediglich  auf  „Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft^*  zu 
erkennen.  Auf  diese  Art  entf&Ilt  nebenbei  auch  das  —  Qbrigens 
unberechtigte  ^)  —  Bedenken,  daß  eine  Klage  auf  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  in  Deutschland  unzulitesig  sei,  weil  die  Zivil- 
prozeßordnung keine  Verfabrensvorschriftm  dafür  enthalte. 

Nach  unseren  voraufgehenden  Feststellungen  bietet  auch 
die  Entscheidung  der  vorwürfigen  Kollisionsfrage  vor  außer- 
deutschen Gerichten  keine  Schwierigkeiten.  Ist  die  deutsch- 
rechtliche Gemeinschaf tsaufliebung  als  Separation  de  corps  im 
Sinne  des  Konventionsrechtes  und  als  identisch  mit  der  ge- 
wöhnlichen Trennung  von  Tisch  und  Bett  zu  betrachten,  so  steht 
außer  Zweifel,  daß  im  Auslande  deutsche  Ehen,  bei  denen  nach 


^)  Vgl.  Eniich.  d.  MQ  XXXV  Bd?,  Dresden,  Jiechtspr.  d.  OLG  U  417. 
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§  1575  BGB  die  (Tenieinschaftsaufliebung  zulässig  ist,  allgemein 
separiert  werden  künnen  (Art.  3)  und  separiert  werden  müssen 
(Art,  1  II,  Art.  2  II),  wenn  das  Auslandrecht  in  dem  fraglichen 
Falle  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  zuläßt. 

Daß  diese  Konsequenz-Gewährung  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  für  Deutsche  im  Ausland  das  einzig  rationelle  ist, 
wenn  nur  eine  Kollision  mit  der  französisch-rechtlichen  Sepa- 
ration in  Frage  steht,  leuchtet  ohne  weiteres  ein;  jene  Sepa- 
ration deckt  sich  ja,  wie  dargelegt,  nahezu  in  allen  Punkten 
init  der  deutschen  (jlemeinscliaftsaüiiiebung  und  kann  auch  nach 
dem  Auslandrecht  hinterher  stetü  in  völlige  Scheidung  umge- 
wandelt werden.  Aber  auch  sonst  schwinden  alle  Bedenken, 
wenn  wir  festhalten,  daß  ja  die  Wirkungen  des  ausländischen 
Urteils  sich  in  allen  Fällen  nur  nach  dem  deutschen  Heimat- 
rechte  bestimmen.  Insbesondere  erzeugt  ja  kein  ausländischem 
Separationsurteil  unter  deutschen  Ehegatten  jemals  die  einzige 
vom  deutschen  Gesetz  reprobierte  Rechtswirkung  einer  ständigen 
Separation :  den  deutschen  Ehegatten  muß  de  jure  jederzeit  die 
Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  offenstehen  (in  ihrem 
deutschen  ( lerichtsstande,  CPO  606  II),  auch  wenn  nach  dem  aus- 
ländischen Kechte  eine  solche  Umwandlung  nicht  zulässig  sein 
sollte.  Es  ist  allerdings  auch  hier  zu  berücksichtigen,  daß 
vielleicht  faktische  Schwierigkeiten  den  im  Auslande  wohnenden 
Khegatten  die  Erhebung  der  Klage  in  Dettischland  dauernd 
unmöglich  machen  können  und  daß  deshalb  manchmal 
praktisch  doch  eine  unabänderliche  Separation  resultieren 
kann.  Aber  einmal  kann  (in  besonderen  Fällen)  diese  prak- 
tische Folge  auch  bei  einem  deutschen  Aufhebungsurteil  nach 
§  1575  eintreten  (z.  B.  wenn  die  Ehegatten  nach  dem  Auf- 
hebungsurteil ausgewandert  sind  und  ilinen  Gelegenheit  und 
3Iittel  zur  Anhängigmachung  eiiiti  ITniwandelungsklage  in 
Deutschland  fehleuj,  sodann  aber  ist  auch  hier  jedenfalls  und 
nach  der  ausgesprochenen  Intention  des  deutschen  Gesetzgebers 
eine  Trennung  unter  allen  Umständen  der  erzwungenen  Auf- 
rechterli altu n g  der  ehelichen  (lemeinschaft  vorzuziehen. 
Kann  ein  in  Spanien  lebender  Deutscher  von  seiner  ehe- 
brüchigen Frau  nicht,  wie  in  Deutschland,  vom  Bande  geschieden 
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werden,  so  muß  er  sich  eben  mit  dem  spanischen  diwrcio,  das 
nur  eine  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  bedeutet,  be- 
gnügen. Wir  werden  ihm  aber  nicht  auch  dieses  zweite  (in 
DetttscMand  wie  in  Spanien  zugelassene)  Rechtsmittel  ent- 
ziehen wollen,  weil  das  spanische  Recht  ihm  das  erste  versagt. 

Zweifel  entstehen  fiber  die  Zulässigiceit  der  ausl&ndisehen 
Separation,  wenn  der  beklagte  Ehegatte  vor  dem  ausländischen 
Gerichte  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  unter  Be- 
rufung auf  §  1575  II  widerspricht.  Dann  muß  ja  nach  dem 
deutschen  Recht  auf  Scheidung  erkannt  werden. 

Man  könnte  die  Auffassung  vertreten,  daß  in  solchem  Falle 
nach  deutschem  Heimatrechte  die  Separation  (Gemeinschafts- 
aufhebung) nicht  zulässig  sei.  Allein  diese  Auslegung  ist  m.  £. 
unzutreifend,  zum  mindesten  ffir  den  kritischsten  Fall,  daß  nach 
leo!  fori  die  Scheidung  überhaupt  ausgeschlossen  ist.  Ss  wäre 
ein  Mißbrauch  der  verba  leffis  und  wfirde  dem  Sinne  des 
deutschen  Gesetzes  direkt  zuwiderlaufen,  wenn  man  in  solchem 
Falle  die  Einrede  des  Beklagten  zulassen  wollte.  Die  Einrede 
des  §  1575  n  hat  den  Zuspruch  des  Klagebegehrens  zur  Voraus- 
Setzung  („falls  die  Klage  begründet  ist**)  und  kann  und  darf 
niemals  die  Wirlnmg  haben,  daß  die  Klage  abgewiesen  wird; 
die  eigentQmliche  Bedeutung  des  in  §  1575  II  gewährten  Rechts- 
mittels liegt  darin,  daß  dem  Beklagten  das  Recht  gegeben  wird, 
den  Kläger  zur  Erweiterung  seines  Anspruches  zu  nötigen, 
nicht  aber  den  Anspruch  zu  Fall  zu  bringen.  Der  Beklagte 
liat  es  in  der  Hand  zu  bewirken,  daß  der  Richter  u&ra  petita 
des  Klägers  erkennt,  nicht  aber  das  Recht  des  Klägers  zu  ver- 
eiteln. Mit  a.  W.  Zulässigkeit  der  Scheidung  ist  Über- 
haupt die  Voraussetzung  des  Beklagtenantrags;  entfällt  diese, 
so  entfillt  damit  von  selbst  (eine  Möglichkeit,  die  sich  der  Ge- 
setzgeber allerdings  in  §  1575  nicht  vergegenwärtigt  hat,  da 
er  an  die  privatintemationalen  Fälle  nicht  gedacht  hat)  nicht 
etwa  die  Zulässigkeit  des  Klageanspruchs  auf  Separation,  sondern 
die  Zulässigkeit  der  beklagtischen  y^pravocaHo".  Dieses  Argu- 
ment trifft  allerdings  dann  nicht  zu,  wenn  der  Kläger  auch 
nach  der  lex  fori,  ebenso  wie  nach  deutschem  Rechte,  die  Be- 
fugnis gehabt  hatte,  anstatt  der  Separation  direkt  auf  Scheidung 
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zu  klagen,  während  der  lex  fori  die  Befugnis  des  Beklagten, 
anstatt  der  Separation  die  sofortige  Scheidung  zu  provozieren, 
unbekannt  ist.  (Französisches,  luxemburgisches,  belgisches, 
holländisches,  ungarisches  Recht).  Möglich  wäre  in  diesem 
K(dlisionsfalle  die  einfache  Lösung,  daß  das  ausländische  Recht 
dem  wenn  gehen  nach  lex  fori  nicht  begründeten  Antrag  des 
Beklagten  aus  §  1575  II  doch  stattgäbe,  in  Anwendung  von 
Art.  3  der  Konvention.  Der  ordre  public  des  französischen 
Rechtes  dürfte  gegen  die  Bestimmung  des  §  1576  schwerlich 
revoltieren.  Allein  für  das  französische  und  belgische  Recht 
(nicht  für  das  holländische  vgl.  Art.  289)  stehen  dieser  Jjösung 
andere  Bedenken  gegenüber:  für  Ehescheidungsklagen 
schreibt  der  C.  G.  234  ft,  ein  besonderes  Verfahren  vor,  während 
über  die  siparaHon  de  corps  im  gewöhnlichen  Prozesse  ver- 
handelt wird  (307),  Dadurch  dürfte  ein  Scheidungs urteil  bei 
Separationsklagen  aus  prozessualen  Gründen  ausgeschlossen  sein, 
and  es  müßte  also  der  Scheidungsantrag  des  Beklagten  entweder 
anbeachtet  bleiben,  oder  aber  die  Separationsklage  daraufhin 
abgewiesen  werden.  Letzteres  würde  zwar  hier  keine  derartige 
materielle  Vergewaltigung  des  Klägers  bedeuten  wie  in  den 
oben  erwähnten  Fällen,  da  ihm  die  Erhebung  einer  Scheidungs- 
klage hinterher  freihstebt,  wie  sie  ihm  zuvor  freistand.  Es 
würde  aber  immerhin  zu  dem  Ergebnis  führen,  daß  in  Wider* 
Spruch  mit  dem  Geiste  des  deutschen  Rechtes  auf  die  Provo- 
kation des  Beklagten  der  Anspruch  des  Klägers  abgewiesen, 
and  dieser  für  seine  (von  dem  deutschen  ebenso  wie  von  dem 
französischen  Gesetzgeber  anerkannten)  Gewissensbedenken  zum 
mindesten  mit  Tia^^iing  der  Prozeßkusteu  bestraft  würde;  ganz 
abgesehen  von  den  anderen  Xaehteilen,  welche  die  Hinans- 
schiebung der  KntscluMdnng  und  ilie  Verwerfung  seines  zwt'ifelltis 
berechtigten  Anspruches  auf  Getrenntlel)en  mit  sicli  führen  kann. 
Das  Richtige  scheint  mir  daher  aneli  hier  die  Gewährung  der  Se- 
paration trotz  des  Widrrspruc  lis  des  i:ieklagten  zu  sein.  Das  dem 
letzteren  vom  deutschen  Heiniatgesetzgeber  zugespruchene  Recht, 
die  Umwandlnnjr  der  Separation  in  Silicidung  lierbeizuführen, 
muß  er  eben  ev.  im  besonderen  Verfahren  —  durch  Erhebung 
der  Koüversiousklage  (G.  C.  310;  —  geltend  machen,  ^ach 
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unserer  (unten  näher  zu  begründenden)  Auffassung  ist  ihm  dann 
die  Scheidung  auch  vor  französischen  Gericht<»n  sofort  (nicht 
erst  nach  Ablauf  der  drei  Jahre  des  C.  C.)  zu  gewähren:  in 
jedem  Falle  steht  ihm  die  deltendmachnng  dieses  Hechtes  durch 
Erliebiiii^  oiner  Klage  vor  deutsrhen  (Jerichten  ofFen;  die 
von  dem  deutschen  Recht  verworfene  ständige  Separation  ist 
hier  niemals  zu  befürchten. 

C.  Die  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Hett. 

Der  Gegensatz  zwischen  der  stündigen  und  der  zeit- 
weiligen Separation  ist  der  Doktrin  geläutig;  praktisch  allerdings 
ist  das  Institut  der  zeitweiligen  Separation  im  Konventionsgebiet 
wenig  verbreitet.  Es  besteht  nur  in  der  Schweiz  und  in 
Schwede p  Nach  dem  schweizerischen  B.  G.  Art.  47  kann  in 
dem  Falle,  daß  Iceiner  der  gesetzlich  normierten  Scheidungs- 
gründe vorliegt,  aber  gleichwohl  das  eheliche  Verbältnia  als 
tief  lerrättet  erscheint,  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen 
entweder  „auf  giinzliche  Scheidung  oder  auf  Scheidung  von 
Tisch  nnd  Bett  erkennen.  Die  letztere  darf  nicht  auf 
länger  als  zwei  Jahre  ausgesprochen  werden^  — 
eine  Bestimmung,  der  sich  auch  der  erste  Entwurf  unseres 
BGB  (§  1444)  angeschlossen  hatte.  Ähnlich  kann  nach  schwe- 
dischem Recht  (Lehr,  Droit  civ,  scand,  No.  683;  Lehr, 
Marioffe,  dio.  ei  eep,  d.  c.  §  943  flt.)  hei  dauernder  Uneinig- 
keit unter  den  Ehegatten  nnd  nach  fmchtlofiem  doppelten 
Sfihneversuch  das  Gericht  eine  Separation  für  ein  Jahr 
aussprechen.  In  allen  anderen  Vertragsstaaten  gieht  es  keine 
nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  geltende  Separation. 

Die  Frage  ist:  sind  diese  beiden  Arten  der  Separation  von 
gleicher  Gattung;  genauer:  ist  in  der  s^^aroHon  de  Corps  im 
Sinne  der  Scheidungskonvention  gleichm&ßig  sowohl  die  stan- 
dige, als  auch  die  zeitweilige  Separation  begriffen? 

Ist  die  Frage  zu  bejahen,  so  folgt  zwingend  aus  Art.  1  II 
und  2  II  die  überstaatliclie  ikonventionsmäßige)  Verpflichtung 
zum  Aussprucli  der  Separation  auch  dann,  wenn  nach  Heimat- 
recht  nur  die  zeitweilige,  nach  lejc  fori  aber  nur  die  ständige 
Separation  zulässig  ist,  oder  umgekehrt. 
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Das  würde  aber  geradezu  eine  Verg^ewaltigung  der  einzel- 
staatlichen ordrps  pifblics  in  sich  schließen.  Denn  inner- 
staatlich  bedeutet  die  Zulässigkeit  der  ZLitweilieren  Se  paration 
keine<\\  t  gs  auch  die  Zulässigkeit  der  ständigen  und  umgekehrt, 
wie  durch  die  in  f>age  kommenden  einzelstaatlich^n  Oesetz- 
gebnngen  selbst  ad  oculos  demonstriert  wird.  Vii  liiielu  ist  es 
sogar  sehr  wohl  möglich  (nacli  herrscliender  Anschauung  sogar 
die  Eegel),  daß  ein  Recht,  welches  die  „ ständige Trennung 
zuläßt,  daneben  die  „zeitweilige"  prohibitiv  verwirft  oder 
umgekehrt.  Es  kann  nicht  Absiebt  der  Konferenzen  gewesen 
sein,  in  solchem  Falle  einem  Vertragsstaate,  der  nnr  ständige 
Trennung  kennt,  den  Ansspruch  einer  zeitweiligen  aufzunötigen 
oder  umgekehrt;  noch  weniger  kann  daran  gedacht  sein,  im 
Wl  ierspruch  mit  dem  Heimatrecht  die  Entscheidmig,  ob  stän- 
dige oder  zeitweilige  Separation  aoflgesprochen  werden  soll, 
lediglich  der  lex  fori  anheim  zu  geben.  Bndlich  verbietet 
sowohl  die  Entstehungsgeschichte  der  fraglichen  Bestimmungen 
als  die  genauere  sachliche  Erwägung  auch  die  auf  den  ersten 
Blick  natuigem&fi  erscheinende,  differenzieirende  Lösung:  daß 
gemeint  sei,  die  ständige  Separation  soUe  dann  ausgesprochen 
weiden,  wenn  sie  sowohl  nach  Heimatrecht,  als  nach  lesx>  fori 
zulässig,  ebenso  die  zeitweilige  Separation  dann,  wenn  sie  nach 
beiden  Bechten  begründet  sei. 

Denn  tatsächlich  hat  man  sich  bei  den  Konferenzverhand- 
lungen mit  der  zeitweiligen  Separation  ttberiiaupt  nicht  beschäftigt. 
Nurderdeutsche  Delegierte  hat  beiläufig  —  abernur  zurCharakteri- 
siemng  des  Gegensatzes  zum  deutschen  Recht  —  die  Möglichkeit 
einer  zeitweiligen  Separation  erwähnt  (AicUs  1900,  S.  208). 

Es  spricht  aber  auch  die  Natur  der  Sache  dafür.  In 
Wahrheit  ist  nämlich  jene  zeitweilige  Separation,  wie  sie  im 
Konventionsgebiete  besteht,  nach  Inhalt,  Rechtswirkung  und 
Zweck  ein  von  der  gewöhnlichen  (ständigen)  Separation 
wesentlich  verschiedenes  iüstitut,  das  überhaupt  nicht  dazu 
beöuuint  ist,  den  status  der  Eheleute  zu  tangieren  \).  Die 

^)  Sie  wird  nach  schweizerischem  Recht  auch  gar  nicht  in  die  Standes- 
reglst«r  eingetragen;  Tgl.  die  amtliche  Anleitung  für  die  Ftthrang  der  Re- 
gister No.  216. 
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Wirkiintr  soll  stets  nur  eine  provisuiLsche  sein,  sie  hilUti 
iiieinal>  aueii  nur  „pütentiell"  ein  DeliiiitiviiTTi  Die  Ver- 
füfrnn^r  verliert  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  ohne  writere» 
iiire  Kraft,  und  es  muß  dann  entweder  das  jnrL'ineinsrhattliche 
Elleleben  wieder  uufjrenommcn.  oder  die  Ehescheidung"  iierbei- 
l^etührt  werden  Es  soll  überhaupt  nicht  über  das  eheliche 
Verhältnis  nach  der  einen  oder  der  anderen  Richtung  eine 
Entscheidung  getroffen,  es  soll  nur  in  unklaren  Fällen  ein 
passendes  ^Auskunftsmittel"  gefunden  werden,  einerseits  im 
Interesse  des  ^Klägers,  wenn  dem  letzteren  znr  Zeit  das  Zu- 
sammenleben mit  dem  anderen  Ehegatten  unerträglich  ist,  er 
aber  noch  die  üoffniing  der  Aussöhnung  hegt,  andererseits  im 
öffentlichen  Interesse  fin  tnnlichster  Aufrechterhaltung  der  Ehen". 
( Motive s.  deutschen  BGB  IV  697  - \.  Die  zeitweilige  Separation  ist 
hiemach  eine  Institution,  welche  in  grundsätzlichem  Unterschied 
steht  zu  Ehescheidung  und  Ehetrennung  und  sich  zu  beiden 
im  großen  und  ganzen  so  verhält,  wie  die  einstweilige  Ver^ 
ffignng  zum  Urteil;  eine  Institution,  die  inhaltlich  der  Yor- 
schrift  des  $  627  CPO  und  dem  legislativen  Zweclce  nach 
deijenigen  des  §  620  CPO  sehr  nahe  steht,  wenn  sie  schon 
mit  keiner  von  beiden  Bestimmungen  wesensgleich  ist.  (Vgl 
MoHce  B.  BGB  IV  Ö97,  Prot  IV  417,) 

Die  Tatsache,  daß  die  Konferenzen  bei  Regelung  des  materiell- 
rechtlichen  Scheidungs-  und  Trennungsrechtes  sich  nur  mit  der 
gewöhnlichen  (ständigen)  Separation  (des  französischen,  öster^ 

1)  Deshalb  gehört  die  nach  §  11  ö  des  österr.  a.  b.  (iB  bei  unüberwind- 
licher Abneigung  vorgeschriebene  Seheidnng  von  Tisch  and  Bett,  so  ftlmlidi 
die  Vorschrift  derjenigen  des  schwdseTisclien  Qesetses  lantet  (nBoeh  mvA  in 
dem  letzten  Falle"  —  wenn  beide  Ehegatten  die  Anflttmug  wegen  nnflber* 

windliclier  Abneigung  verlangen  —  „die  Trennuntr  der  Ehe  nicht  sogleidl 
y,  rwilliL't't,  so7)dorn  «'rnt  eine  Scheidung  von  Tisdi  und  Bett,  und  zwar  nach 
livachaRenlk'it  di  r  1 'instiindc  auch  zu  wiederholten  Malen  versuchet  werden"  i, 
nicht  hierher:  denn  sie  bleibt,  wenn  ein  weiteres  Vurfabren  uicbt  provoziert 
wird,  als  gewöhnliche  sttodige  Tzemrang  von  Tiach  tind  Ik^t  mit  den  Wir- 
kungen der  8§  1038.  bestehen. 

<)  Vgl.  Martin,  S.  XXVf  753:  Die  schweizerische  Sepnration  sei  ner 
„un  (Hat  pt  ovisoire,  lequel  e^t  degfinr  a  jit  eparer  la  fixation  df^finitive 
du  mrt  des  rpmuv,  smt  ett  achonin  int  h'U>  rf^cntfCtft'ntiOHf  SOtt  #ff 
aboAtissant  ä  la  dcstruction  döfinitice  du  lien  cunjugal'. 
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reichiscben,  italienischen,  spanischen  etc.  Rechtes)  beschäftigt 
haben,  bat  nichts  Befremdendes;  wir  haben  für  die  Ausle^ng 
zu  folgern,  daß  über  die  zeitweilige  Separation  des  schweize- 
rischen und  schwedi<>r*heQ  Rechtes  ebenso  wie  über  die  in  der 
deutschen  CPO  enthaltenen  analogen  Yonchriften  in  Art.  1 
und  2  ttbefhaupt  keine  Bestimmnng  hat  getroffen  werden  sollen. 

Die  Kollisionsfragen  der  zeitweiligen  Separation 
bleiben  demgemäß  dem  innerstaatlichen  internatio- 
nalen Privatrecht  anheimgegeben.  Das  aber  wird  man 
allerdings  ans  dem  Konventionsrecht  folgern  mfissen:  daß 
eine  zeitweilige  Separation,  wie  sie  nach  schweizerischem  und 
nach  schwedischem  Rechte  besteht,^)  und  die  Oberhaupt  nur 
als  Vorl&nfer  der  Scheidung  Sinn  und  Bedeutung  hat,  die  somit 
ohne  die  Zulfissigkeit  späterer  Scheidung  ohne  weiteres  in  sich 
selbst  zusammenfällt,  bei  YertragsstaatsaogehSrigen  niemals 
ausgesprochen  werden  kann,  wenn  „daHs  le  cos  äont  U  s^agif' 
die  Scheidung  nicht  auch  heimatrechtlich  begründet  ist. 
Das  Gleiche  s^t  auch  für  die  privatintemationale  Anwendung 
der  erwähnten  Bestimmungen  der  deutschen  CPO:  steht  von 
vornherein  fest,  daß  ein  heimatrechtlicher  Scheidungsgrund  nicht 
vorliegt,  so  ist  weder  für  die  Aussetzung  des  §  620,  noch  für 
die  eiiist\veilig:e  Verfügung  des  §  627  Raum.  '-)  Umgekehrt  wird 
überall  dann,  wtiiii  die  Scheidung  ///  concreto  sowohl  nacli 
Heiiuatrecht  als  nach  R(iB  begründet  ist,  die  Anwiiidiing  auf 
Vertrafrsaiisländer  uabedeiiklich  sein,  ohne  daß  gt'iirüft  zu  werden 
liraiiclit.  ob  auch  nach  dem  ausländisclien  Tleimatrecht  eine 
solche  provisorische  Verfügung  zulässig  wnw.  Denn  es  handelt 
sich  hier  lediglicli  um  eine  Vorschrift  di  s  dcutM  ht  n  Scheidnngs- 
\  ('rfahrens,  deren  Anwendung  vor  deutschen  (ierieliten  nicht 
Vüu  dem  Bestehen  gleichartiger  ansländisclier  Hestimnmngen 
abliänpen  kann.  Weiterliin  miilj  vom  Standpunkt  des  deutschen 
Richters  angeuummeu  werden^  daü  der  Kichter  auch  bei  Schwei- 

Anders  aach  z.  B.  die  zcitwcüige  ^^fünfjährige)  Separatiun  des  cliite- 
lUMhen  Rechtea:  Tiih,  eiv.  de  la  Seine,  23.  5.  00,  XX VU  993  <Teiu 
prosessnal  bdiaadelt).  Vgl.  daaii  aneh  Lehr,  Mariaffe  etc,  Mo.  901. 

Vgl.  zn  letzterem  Entseh.  d.  MO  XLIX  360  1!.,  RQ  9.  2.  04; 
Jieckiepr.  d.  OLG  VUI  331. 
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zerischen  oder  schwedischen  Scheidungsansprüchen  niemals  da- 
neben (oder  statt  dessen)  auf  eine  zeitweilige  Separation  im  Sinne 
des  schweizerischen  oder  schwedischen  Rechtes  erkennen  v^  ird; 
nicht  deshalb,  weil  eine  solche  zeitweilige  Separation  mit  unseren 
sittlichen  Anschauungen,  unserem  ^ordre  pitblie"  durchaus 
unvereinbar  wäre  (wir  werden  Anschaimngen,  welche  s.  Zt. 
die  erste  Koinniissiun  des  BUB  in  Anlehnung  an  eine  Reihe  von 
früheren  Partikularrechten  —  Moth^  z.  BGB  IV  378  ff.,  597  ff. 
—  gebillioft  hat,  nicht  als  unmoralisch  kennzeichnen  wollen): 
sondern  einmal  deshalb,  w^eil  es  unvernünftig  wäre,  zwei  im 
wesentlichen,  dem  gleichen  Zwecke  dienende  Vorschriften  des 
Inlandes  und  des  Auslandes  mit  einander  zu  kumulieren,  sodann 
aber,  weil  es  nicht  nur  materiell-rechtliche,  sondern  vor  allem 
auch  prozessuale  Bedenken  gewesen  sind,  welche  den  deutschen 
Gesetzgeber  bestimmt  haben,  die  Eintuiinmg  einer  zeitweiligen 
Separation  mit  nachfolgendem  (zweiten'»  Scheidungsprozeß  und 
zweimaliger  ausführlicher  Erörteruii<if  des  Streitstoffes  abzulehnen 
(vgl.  Prot.  z.  BGB  TY  417j.  Wir  werden  daher  eine  deraitige 
materielle  Doppeh erhandlung wie  sie  sowohl  nacli  seliwei- 
zerisclieni  als  nach  scliwedischem  Rechte  erforderlich  wäre,  als 
direkt  unvereinbar  mit  unserem  Prozeßverfahren  betrachten 
müssen.  -) 

Man  wird  wohl  vom  Standpunkt  alier  anderen  Rechte, 
welche  eine  zeitweilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  nicht 
kennen,  zu  älinlichen  Ergebnissen  n-elanjxen  und  darnach 
scliwerlicli  in  ir<Tend  einem  Falle  außerhalb  der  Schweiz  oder 
Schtcedem  auf  zeitweilige  Separation  gemäß  dem  Rechte  dieser 
Länder  erkennen.  Daß  andererseits  nnd  zwar  konventinns- 
mäßig  —  nicht  auf  ständige  Separation  erkannt  werden  darf, 
wenn  heimat^esetzlich  nur  die  zeitweilipre  zulässig  ist.  erjribt 
sich  ohne  weiteres  aus  der  grundsätzlichen  Stellung  der  Kon- 
vention. 


Im  Falle  der  deutsch-rechtlic  h«  n  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft 
fiiidit  kotne  solche  mritenrllf  Dnppolverhandlung  statt,  da  dM  Scheidmig»* 
urteil  des  §  1576  I  BüB  olinr  •  in.  utc  Sa^hprüfung  t  iinht. 

!ä;  Vgl.  wich  Niemeyer:  Das  L  F.  M  des  BGB,  S.  154. 
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B.  Der  fernere  EollisionsfalL  KoUiaion  der  Trennimgsgrfinde. 
1.  Der  Regelfall  (Gesetzeskumulation  des  Heimat- 
rechtes  und  der  lex  fori). 

Die  Konferenzen  sind  für  den  feineren  KoUisionsfall  zu  der 
nämlichen  Sntscheidnng  gelangt,  wie  fOr  den  grdberen:  Die 
Scheidnng  soU  gninds&tzlich  nnr  gefordert  werden  können,  wenn 
der  betr.  Scheidungsgmnd  sowohl  nach  dem  Heimatrecht  als 
auch  nach  der  lea>  fori  zugelassen  ist;  nnd  zwar  muß  der  Orund 
nicht  nur  in  abstracto  (wie  nach  der  Fassung  von  1894  und 
nach  deren  Begrfindnng  —  S.  86  angenommen  werden  icönnte), 
ein  solcher  sein,  der  auch  in  der  Gesetzgebung  des  Heimatrechts 
enthalten  ist;  sondern  er  muß  —  wie  nach  der  Fassung  und 
Begründung  von  1900  zweifellos  ist  —  in  concreto  nach 
Jedem  der  beiden  Rechte  zum  Ausspruch  der  Scheidung 
genügen.  Dagegen  ist  nach  dem  Beschlüsse  von  1900,  der 
nachtrigUch  auch  ausdrücklich  in  den  Text  des  Alt.  2  anf- 
genommen  worden  ist  („Encore  que  ce  aoU  pour  des  causes 
di/fSrentes'^J,  nicht  erforderlich,  daß  der  die  Scheidung  recht- 
fertigende Grund  in  beiden  Rechten  identisch  ist;  es  genüg:t. 
daß  ^(ians  le  cas  dont  il  s'agit^  die  Scheidung?  übevliaupt, 
sowohl  nach  dem  Hu iiiiiU recht  wie  nach  der  lex  fori  aus- 
zusprechen wäre,  sei  es  auch  aus  verschiedenen  Gründen. 

Zurückzuführen  ist  diese  Neuerung,  wie  der  Komniissions- 
bericht  feststellt,  auf  die  Initiative  der  skamlinavischen  Dele- 
giertf  ii,  ilie  ül)ri*i:ens  rein  persönlirli  nnd  spontan  auf  der  Kon- 
fereuis  selbst  (in  den  Vorverhaudlunf^'-en  war  noch  nicht  davon 
die  Rede)  hervorgetreten  zu  sein  scheint  nnd  keineswegs  etwa 
an  bisher  schon  in  Jenen  Heclitsfi-ebieten  bestellende  An- 
schauung:en  und  Erfahrungen  sich  aulehueu  kann.  Es  soll  durch 
die  Neuerung  eine  Art  von  Kompromiß  angebahnt  wi  rden  ;  es 
sollte  der  ganz  besonders  von  Meili  auch  auf  der  dritten 
Konferenz  entscliieden  anfreclit  erlialtenen  Lösun<3f  des  Institut 
(welche  für  die  Scheidungsgründe  ausschließlich  die  lex  fori 
entscheiden  lassen  will)  eine  „satisfactüm  partielle"  gegeben 
werden.  ^) 

^)  Fir  die  Jf«!//  Kllwt  {Actw  1900,  8.  193)  dankend  quittiert: 
^M.  Meäi  üBHt  ä  €s^rimtr  aux  DiUguds  dt»  Etats  »ttmdinave»  tous 


m 


Theorctistli  trschpint  das  fhmic  Verfahren  in  der  Tat  ein- 
leuchtend. I^eiii  „principe  din/./etfnf-  ist  ja  jreniiprt,  sobald  die 
Scheidung  sowohl  in  dem  Heiiiiat^-eset^,  als  in  der  le.x'  fori 
g:er<*chtfertigt  ist.  Ayf  die  Verschiedenheit  der  rechtlichen  Be- 
gründung kann  es  nicht  ankoniHien  sonst  würde  man  ja  —  so 
scheint  es  —  durch  die  Kumuliition  die  Seht  uliing  in  den 
meisten  Fällen  überhaupt  nnmöf^lich  machen  (vgl.  auch  KB 
Actes  1H94.  8.  80  unten);  das  ist  aber  nicht  die  Absicht. 
Warum  also  nicht  von  der  gesetzlichen  Identität  oder  Analogie 
der  Scheidungsgründe  im  einzelnen  überhaupt  absehen  ? 

Wenn  al.sn  z.  R.  eine  deutsche  Ehetrau  in  Belgien  auf 
iSclieidung  klagt  wegen  eines  (nicht  qualifizierten)  Ehebnic  n> 
des  Mannes,  der  wohl  nach  §  1565  BC^B,  nicht  aber  nach 
Art.  280  C.  C.  (alte  in  Belgien  geltende  Favssimgi  die  Scheidung 
begründet:  so  mub  (iinht  kann  —  Art.  3  — i  die  Klage  in 
Belgien  zugelassen  w  erden,  falls  gleichzeitig  eine  derartige  bös- 
liche Verlassung  seitens  des  Ehemannes  vorliegt,  die  nach 
französisch-rechtlicher  Praxis  als  tnjute  f/raoQ  im  Sinne  von 
Art.  231  C.  C.  zu  betrachten  ist.  wahrend  die  Voraussetzungen 
des  §  1567  BGB  nicht  erfüllt  sind.  AU"  das  erselieint  ja  ^riMid- 
siitzlich  recht  vernünftig.  Hei  näherer  Prüfung  ergeben  sivh 
aber  doch  allerlei  schwere  Bedenken.  Schon  faktisch  wird  die 
Sache  dann  recht  kritisch,  wenn  die  verschiedenartigen  Sclii  i- 
dungsgründe  nicht  licjnide  sind  und  doppelte  Beweiserhebung 
nach  ganz  verschiedenen  Richtungen  erfordern.  Abrr  auch 
rechtlich  wird  die  Anwendung  oft  sehr  schwierig ;  gesetzt  z.  B. 
ein  Däne  verlangt  in  Deutschland  Scheidung  wegen  Ehebruchs 
der  Frau ;  es  liegt  jedoch  Kompensation  vor  und  die  Klage 
wäre  desiialb.  obwohl  nacii  dentschfm  Hechte  zulässig,  auf 
Grund  des  dänisclien  Hechtes  abzuwei.MU  (vgl.  Lehr,  Mariage, 
divorce  etc.  ><o.  335).    Nach  dänischem  Hechte  ist  nun  aber 

«er«  remercitnents  de  ce  qu  ih  ont  reussi  ä  truuver  la  bonnc  formul« 
pour  räeoncilier  Ue  de$ue  principe»  de  la  lex  patriae  et  de  ta  lese 
domicilii.  ZI  profiie  de  FoeeaeioH  pour  dire  que  eeite  eolution  eet  tris 

keureuse,  parte  gu'elle  icarte  une  inßistice  de  Fanciefi  projet,  qui 
(tcmrimhiH  ä  tort  une  covrnrffnttrc  entre  la  loi  Hationafe  et  la  loi  du 
paySf  meme  ptmr  les  causes  de  dicorce  ou  de  Separation," 
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auch  Bhescheidung  auf  gegenseitige  Einwilligoiig  znltalg,  wenn 
die  Ehegatten  yorber  drei  Jaliie  gerichtlich  getrennt  gelebt 
haben  (Lehr,  Dr,  eh.  scand.  No.  682,  Mariage  etc.  No.  337). 
Gesetzt  diese  letztere  Voranssetznng  und  das  gegenseitige  Bin- 
yerstftndnis  der  Parteien  wird  nachgewiesen,  so  ist  also  nach 
Konventionsrecht  die  Scheidung  von  den  deutschen  Gerichten 
auszusprechen.  Aus  welchem  Grunde  erfolgt  sie  aber?  Offen- 
bar aus  dem  des  Ehebruchs,  als  denjenigen  der  in  concreto 
allein  nach  deutschem  Becht  die  Scheidung  rechtfertigen  kann. 
Es  wird  also  im  Urteil  auszusprechen  sein,  daß  .die  Beldagte 
die  Schuld  an  der  Scheidung  trägt  (§  1574 1  BOB) ;  es  wird 
festgestellt  werden  mttssen,  mit  welcher  Person  der  Ehebruch 
begangen  worden  ist  (§  624  CPO),  Feststellungen,  die  nach  dem 
deutschen  Rechte  der  Scheidung  unumgänglich  sind,  die  aber 
in  direktem  Widerspruch  stehen  mit  dem  dänischen  Heimat- 
rrchte,  das  doch  in  erster  Reihe  maßgebend  sein  soll,  und  von 
dem  a  luau  vi  rminfti^erweise  nicht  verlangen  kann  (trotz  Art.  7), 
daß  sie  in  Dänemark  überliaupt  auerkannt  werden.  Es  würde 
sich  in  solchem  Falle  weiterhin  ergeben,  daß  z.  B.  die  ge- 
schiedene Ehefrau  in  einer  Reihe  von  Vertra«rsstaaten  iliren 
Ehebruchsniitsdiuldigen  nicht  heiraten  könnte  (Ztsch.  Xll  231  f.), 
obschon  nach  dem  dänischen  Heimatrecht  ein  die  Scheidung 
recht fertijL''ender  Ehebruch  überhaupt  nicht  vorlaj^'-. 

Besonders  wun<1erlie])  {Gestaltet  sich  diese  Kiunulatiun  ev. 
ganz  iieterogener  Sciieuiun«rs^riinde  gegenüber  der  Konseiisual- 
scheitlnnif  des  französischen  Zivilrechts.  Einer  französischen 
Ehefrau  z.  B.,  die  wegen  einfachen  Ehebruchs  des  Ehemannes 
nach  Art.  2:^0  des  französischen  C.  C.  in  der  Fassung  von  1884 
anf  Sclieidung  zu  klagen  berechtigt  ist,  steht  vor  belgischen 
Geheilten  dieses  Recht  nach  der  überstaatlichen  Norm  des 
Art.  2  ^)  nicht  zu,  weil  der  belgische  C.  C.  den  Ehebruch  des 
Mannes  nur  dann  als  Scheidungsgrund  betrachtet,  wenn  die 
Konkubine  in  der  gemeittschaftliclien  Wohnung  gehalten  wurde; 
stimmt  aber  der  Jfihemann  der  Scheidung  bei  und  werden 
die  Voranssetzungen  der  Art.  275  ff.  des  belgischen  C.  0.  er- 

1)  Ob  es  nadi  Art  3  innentaatllch  gewährt  wird,  ist  eine  andere  Frage, 
die  hier  aielit  in  Betraeht  kommt. 

Zeitielulft  ff.  Intern.  Privat'  n.  OffenU.  neobt.  XV.  13 
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füllt,  so  muß  die  Scheidung  nach  Art.  2  der  Konvention  nnn- 
mi'br  frestattet  weitien,  da  sie  —  wenn  auch  ans  einem  anderen 
n  runde  —  nunmehr  nach  bclg-ischeui  Hechte  zulassitr  ist.  Ahnlich 
müßte  einem  dänischen  Ehepaar  die  heimatrechtlich  ohne  vorauf- 
gegangene drei  Jal»re  andauernde  Separation  nicht  zulässige 
Konsensnalscheidnnßr  in  Iiel^Hen  dann  zu«restanden  werden,  wenn 
etwa  ein  Eliegatte  an  einer  unheilbaren  Krankheit  leidet,  welche 
nach  dänischem,  nicht  aber  nach  beltiisclieni  Rechte,  eiiuii 
Scheidungsgnmd  bildet.  Derartige  Er^^ebnisse  sind  nicht  nur 
irrationell,  weil  sie  die  internationale  ( Jeltenduiacliunp  und 
Durch  füll  run'i'  eines  absf^lutcn  Ehescheidun^-sp-rundes  des  Heiiuat- 
rechts  von  der  Zustniiiminp:  des  schuldigen  EheL'';itteu  abhimirig' 
machen  und  dadurch  den  Charakter  eines  soIcIm  u  Etiescheiduiigs- 
prrundes  f^eradezu  in  sein  Gegenteil  verkehren;  sie  bringen  auch 
praktisch  allerhand  kaum  lösbare  Komplikationen  mit  sii  li; 
einmal  deshalb,  weil  —  wie  oben  gezeigt  —  man  nicht  recht 
w^iß,  wie  die  Folgen  eines  derartigen  Zwittcrurteils.  das  sowohl 
auf  einer  einseititren,  als  auch  auf  einer  zweiseitigen  Scheidungs- 
ursache basiert,  zu  bestimmen  sind;  sndann  aber,  weil  sclion 
die  vorgeschriebenen  Verfahrensformen  für  den  b'all  der  Konsen- 
sualscheidung ganz  anders  geregelt  sind  als  für  denjenigen  viiwr 
Scheidung  pour  causes  (Irterminees  (vgl.  Art.  2H4  260  mit 
275—297),  und  es  die  griU^reu  Schwierigkeiten  nuichen  wird, 
beide  Fornu'u  miteinander  zu  versciiweißen,  oder  überhaupt 
irgendwie  in  dem  für  die  Konsensualscheidung  vorgeschriebenen 
besonderen  Verfahren  '^Art.  27')  ff.)  die  gleichzeitige  Verhand- 
lung und  Beweiserhebung  anderer,  einseitiger  Scheidungsgriinde 
irdendwie  einzuschieben.  Trotz  alledem  wird  nach  Kon- 
ventionsrecht die  Praxis  sich,  so  gut  es  geht,  mit  diesen  miß- 
lichen Konsequenzen  abtinden  müssen.  Eine  Diflerenzierung 
der  Schcidung.^^grüude  läßt  sich  bei  der  gegenwärtigen  Fa.ssung 
in  den  Art.  2  nicht  mehr  liinein  interpretieren :  die  Scheidung 
muß  ausgesprochen  werden,  sobald  sie  ,M(in^  le  cos  dout  il 
sagW  nach  Heimatrecht  und  nach  lex  fori  überhaujit  zu- 
lässig ist,  seien  die  Gründe  der  Zulässigkeit  auch  noch  so  ver- 
schieden. Das  i.st  einmal  Mr  lata.  Allein  es  dürfte  sich  aus 
den  obigen  Daxleguogen  ergeben,  daß  dieser  —  wie  gezeigt. 


Digitized  by  Google 


Die  Haager  Scheidiiiigs-KoiiTentioii. 


191 


auf  der  dritten  Konferenz  erstmals  vertretene  —  Grundsatz  in 
solcher  Allgemeinheit  verfehlt  und  reformbedürftig  ist. 

Ähnliche  unnatfirliche  and  prinzipwidrige  Konsequenzen 
ergeben  sich  ans  dem  angenommenen  Satze,  sobald  die  Scheidungs* 
klage,  wenn  auch  sowohl  nach  Heimatrecht,  als  nach  leof  fori 
begründet,  doch  ihrem  W  es  eir  nach  in  beiden  Rechten 
einen  ganz  und  gar  verschiedenen  Charalcter  hat; 
in  solchem  Falle  die  Scheidung  durch  überstaatliche  Norm  für 
unbedingt  zulässig  zu  erklären,  das  läßt  sich  weder  mit  der 
eigentlichen  Idee  der  Konvention  noch  mit  der  internationalen 
Billigkeit  vereinigen.  Es  wäre  m.  E.  zum  mindesten  nötig  ge- 
wesen, eine  gewisse  Homogenität  der  die  Scheidung  nach 
dem  Heimatrecht  und  nach  der  leoa  fori  motivierenden  Gründe 
zur  Bedingung  zu  machen;  zu  fordern,  daß  es  im  wesent^ 
liehen  der  gleiche  Tatbestand  sein  muß,  welcher  die 
Scheidung  nach  dem  einen  und  dem  anderen  Rechte  motiviert, 
mag  dieser  Tatbestand  auch  in  diesem  ( besetze  eine  etwas, 
andere  rechtliche  Prägung  erhalten  haben,  als  in  jenem,  z.  B. 
hier  als  Ehebruch,  dort  als  ,yinjure  grave",  hier  als  bösliche 
Verlassung,  dort  nur  unter  dem  Gesichtspunkt  des  §  1568  die 
Scheidung  begründen.  Das  sind  allerdings  Begriffe  von  einer 
^wissen  Vagheit^  welche  dem  richterlichen  Ermessen  einen 
weiten  Spielraum  geben  und  eine  schwierige  AnfgaVe  stellen. 
Aber  ohne  derartige  Freiheiten  und  spezielle  Rechtsveigleichungen 
ist  eben  im  internationalen  Privatrecht  ein  vernünftiges  und 
billiges  Eigebnis  überhaupt  nicht  zu  erreichen.^) 

2.  Die  Ausnahmen  (ausschlirßlirhe  Anwendung 

des  Heimatrechts). 

a)  Allgemeines. 

Bei  den  Konferenzverhandlungen  hat  man,  die  „unwahr- 
scheinlichen** Ausnahmen  des  Art.  3  für  den  feineren  Kollisions- 

h  Es  bedarf  wohl  nicht  der  nochmalitjcri  Hervorhebung,  daß  ich  die  hier 
vertotdi^^  Anffassang  nur  €le  ctmpentione  ferenda  bezw.  revidendn  vpr- 
treUi,  wahrend  de  concentione  lata  m.  E.  die  hervorgehobenen  uiiUlicticn 
Koiiseq.ii«imii  Mngenomiimi  werden  mUaflen  und  ee  der  Fnuda  flberlMBen 
bleibeD  mnfl,  tkik  eo  gut  es  geht>  damit  absttflnden.  Dagegen  halte  ich  die 
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fall  (denjenigen  der  Seht  idimjrs'rründe)  überhaupt  nicht  erörtert. 
Schuii  der  KomiiiissioiishtTiclit  van  1894,  der.  anprerejSft  durch 
das  Urteil  von  Aiuoiia.  doch  die  Mög-liclikeit  einer  Scheidung 
von  Ausländern  in  Lündeni.  die  iihcrhaiii»t  keine  Scheidung" 
keiiiicii.  hei  Erörternngf  des  gi'öbereii  Kollisionsfalles  ( Art.  l  >in 
Erwägung  zug.  ist  »Miiein  iUmhcheii  (iedaiikeu  bei  der  Kollision 
der  Srheidungsgründe  (Art.  2)  überhaupt  nieht  nahe  «retreten. 
MaFi  stellte  fest,  daß  man  von  dem  Heimatrecht  niclit  die  An- 
erkennung einer  Scheidung  verlangen  kann,  die  aus  anderen, 
als  den  von  ilim  zugelassenen  (Gründen  im  Auslande  erfolgt; 
daß  andei  erseits  die  lex  fori  „ne  peut  lai^ser  prononcer  un 
diiorce pour  des  catises  qu  elle  nadmet  pas".    Also  müs.*;e 
man  eben  beiden  besetzen  Genüge  leisten,  „piii^que  les  exi- 
geances  de  Viine  et  de  l  autre  sont  egalement  irreductibles  - . 
Sbenso  ist  1900  bei  Begründung  des  Art.  S  lediglich  auf  den 
Fall  der  italienischen  Praxis  Bezug  genommen  worden.  Da 
aber  der  Text  des  Art.  8  ausdrücklich  auf  Art.  1  und  2  ver- 
weist,  so  ist  —  ganz  abgesehen  von  den  inneren  Gründen  dafür — 
klar,  daß  die  Zulässigkeit  einer  Scheidung  aas  einem  Grunde, 
der  nur  nach  Heimatrecht,  nicht  aber  nach  der  lex  fori  besteht, 
nicht  hat  angezweifelt  werden  sollen,  falls  die  lex  fori  selbst 
damit  einverstanden  ist;  richtiger  ausgedrückt:  &lls  sie  es  nicht 
für  nötig  ^hält  von  ihrer  prohibitiven  Eingriüsbefugnis  Gebrauch 
zu  machen. 

Die  Konferenz  hat  jedoch  angenommen,  daß  dieser  Fall 
kaum  eintreten  würde.  Sie  hat  offenbar  vorausgesetzt,  der 
ordre  public  der  lex  fori  verlange  (abgesehen  von  der 
italienischen  Absonderlichkeit)  nach  der  in  allen  Yertragsstaaten 
anerkannten  Auffassung  stets,  daß  die  Scheidung  nicht  aus- 
gesprochen werde,  wenn  der  Scheidungsgrund  nicht  auch  nach 
den  Sachnovmen  der  lex  fori  gegeben  ist. 

Diese  Auffassung  findet  jedoch  in  solcher  Allgemeinheit 
weder  in  der  international  herrschenden  Doktrin,  noch  in  rer- 

Auffassung  auf  dem  Boden  des  EG  z.  BOB  Art  17  mit  dem  Texte  nnd  dtr 
Vorgeschichte  für  vereinbar  und  richtig  N  ltI. VI  54  ff. ;  Pr«/.  d.  ersten 
Kommission  ll')2G;  vgl.  auch  die  Andeutung  Niedner«  su  Art.  L7  ie.  a 
und  diejenige  Plancks  (^,gcnau')  Anm.  i5d. 
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nünftig-en  Erwäfriiiifren  eine  ausreichende  Bejrrünclung.  Sie  ist 
natürlicli  und  liereclitigl^  höchstens  vom  Standpunkte  derjenigren 
Rechtsordnungen,  welche  entweder  anf  dem  Ikntliolisclien  Dofrnia 
basieren,  oder  die  Scheidung  aus  ähnlichen  reli^riösen  und  uni- 
versellen Motiven  als  ein  mit  äußerster  Mißgunst  zu  behan- 
delndes, auf  die  allerengsten  Grenzen  zurückzuweisendes  Institut 
betrachten ;  als  eine  für  gewisse  äußerste  Fälle  der  Staatsgewalt 
abgewonnene  Eonzession,  die  aber  keinesfalls  über  jene  genau 
präzisierten,  ganz  vereinzelten  Ausnahmsfälle  erstreckt  werden 
darf.  Wo  die  Sache  so  liegt,  ist  es  begreiflich,  daß  der  ordre 
public  eine  Abweichung  von  der  regelmäßigen  Kollisions- 
norm  verlangt;  daß  er  sich  außer  Stande  siebt,  ausländischen 
Scbeidungsgesetzen  gegenüber,  die  von  einer  ganz  anderen  und 
viel  laxeren  Auffassung  ausgehen,  das  Prinzip  der  „Ausdehnungs- 
gleichheit**  durchzuführen;  daß  er  sein  rigoroses  inländisches 
Scheidungsrecht  nicht  nur  für  alle  seine  eigenen  Staats- 
angehörigen (im  Inlande  und  im  Auslande)  angewandt  wissen 
will,  sondern  für  dasselbe  daneben  noch  die  Subsidiaranknüpfung 
des  Inländischen  Forums  beansprucht;  der  inländische  Richter 
soll  die  ganz  ungewöhnliche  Ermächtigung  zur  Ehelösung  über^ 
haupt  nur  in  den  vereinzelten  Fällen,  die  ihm  vom  inländischen 
Gesetzgeber  freigegeben  sind,  ausüben  dürfen. 

Zu  einem  derart  rigorosen  Verhalten  des  einzelstaatlichen 
ordre  pMie  und  zur  Durchführung  einer  solchen  „strikten 
Ansdehnungsnorm'*  liegt  jedoch  keine  Veranlassung  vor  für  die- 
jenigen Rechte,  welche  sich  von  dem  streng  katholischen  Stand- 
punkt emanzipiert  und  die  Scheidung  nach  staatlichen  (wenn 
auch  von  sittlichen  Anschauungen  beeinflußten,  vgl.  Motive, 
BGB  IV  562)  Grundsätzen  in  freierer  Weise  gereprelt  haben. 
Für  diese  Rechte  liegt  die  Frage  für  du.^  Ehesiht  iduugsrecht 
vielfach  genau  so,  wie  für  das  Eheschließungsrecht:  sie  können 
grundsätzlich  und  im  allgemeinen  hier  ebensoweui^j:  wie 
dort  jrefren  die  naturgemäße  aussclilieiiliche  Anwendun":  des 
Heimatrechtes  eine  Einwendung  liaben ;  sie  könnten  allenfalls 
nur  ebenso  wir  duri  ausnahmsweise  für  einzelne  besonders 
geartete  Fälle  die  prohibitive  (nicht  aber  die  permissive,  wie 
bestimmt  in  Art.  3j  Eingriftsbetugiüs  der  inländischen  le^c 
fori  aui»zuüben  sich  veranlaßt  sehen. 
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Aber  auch  jene  Hechte,  welche  auf  dem  erst  erwähnten 
rigorosen  Standpunkt  stehen,  werden  dnrchans  nicht  In  aUen 
Fällen  es  nötig  hal>en,  von  ihrer  Frohibitionsbefagnis  Gebxanch 
zu  machen.  Sie  werden  es  solchen  Scheidnngagesetsen  gegen- 
über, die  auf  einem  ganz  und  gar  anderen  Boden  stehen, 
vielleicht  allgemein  tun;  nicht  aber  denen  gegenfiber,  welche 
im  wesentlichen  den  gleichen,  die  Scheidung  auf  das  engste 
restringierenden,  Standpunkt  einnehmen,  und  sich  nur  in  relativ 
unwesentlichen  Einzelheiten  von  dem  Rechte  der  lex  fori  unter- 
scheiden. Solchen  nebensachlichen  Modifikationen  des  aus- 
ländischen Heimatrechtes  gegenüber  darf  und  kann  der  ordre 
public  sich  nachgiebig  zeigen,  ohne  der  Würde  der  lex  fori 
irgend  etwas  zu  vergeben. 

Für  das  deutsche  Recht  als  lex  fori  ist  hier  allerdings  Art.  17 
Abs.  4  £6.  z.  BOB  durchschlagend,  falls  man  nicht  etwa  davon 
ausgeht,  daß  mit  Einführung  der  Konventionen  ohne  weiteres  für 
das  Konventionsgebiet  alle  deutschen  KolUsionsnormen,  welche 
die  gleiche  Materie  betreffen,  außer  Kraft  treten,  für  das  Haager 
(überstaatliche)  internationale  Frivatrecht  also  dem  einzelstaat- 
lichen internationalen  Frivatrecht  gegenüber  das  Kodifikations- 
prinzip ähnlich  wie  nach  E6  z.  BGB  Art  55  anzuerkennen 
wäre.  .  U.  E.  ist  dies  Jedoch  —  mangels  ausdrücklicher  inner- 
staatlicher Anordnung  —  nicht  der  Fall,  vielmehr  anzunehmen, 
daß  die  bisherigen  staatlichen  KolUsionsnormen  allgemein,  auch 
den  anderen  Konventionsstaaten  gegenüber,  weiter  gelten,  insoweit 
sie  nicht  mit  den  überstaatlichen  KolUsionsnormen  unvereinbar 
sind.  Damach  würde  der  deutsche  Richter  zu  der  hier 
und  im  folgenden  vertretenen  freieren  Anwendung  des  Art.  3 
der  Konvention  grandsätzUch  nur  dann  befogt  sein,  falls  eine 
ausfühnmgsgesetzUche  Modifikation  des  EG  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4  für  das  Konventionsgebiet  erfolgte. 

Bs  gibt  Jedoch,  wenigstens  für  die  Mehrzahl  der  Falle, 
einen  Ausweg:  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  —  wie  im 
folgenden  näher  ausgeführt  —  nach  der  international  herr^ 
sehenden  Doktrin  der  Ausspruch  der  Scheidung  in  ausschUeß- 
licher  Anwendung  des  Heimatirechtes  angemessen  und  erwünscht 
ist,  kann  man  meistens,  sofern  es  sich  um  eine  auf  Verschul- 
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dnng  dos  einen  Ehegatten  basierende  Scheidungsursache  handelt, 
auf  liruiid  des  §  1568  BGB  zu  dem  Ergebnis  gelangen,  daß 
auch  nach  der  deutschen  lex  fori  die  Scheidung  begründet  ist. 
Wenn  daher  der  deutsche  Richter  von  dem  ihm  nach  dieser 
Gesetzesbestimmung  eingeräumten  Ermessen  einen  dt i artigen 
Gf brauch  macht,  daß  er  die  Scheidung  bei  Ausländern  als  l)e- 
gruiidet  erachtet,  während  er  bei  inlandern  in  gleich  gearteten 
I^'ällen  die  Yoransset^ung  des  §  1568  nicht  als  erfüllt  anseilen 
wiirdr,  s(.  macht  er  sich  keineswegs  etwa  einer  Keclitsbeugung 
sclmldig.    Das  läßt  sich,  wie  allgemein  anerkannt  wird,  nur 
nach  den  „Umständen  de.s  Falles"  beurteilen.    Und  die  Aus- 
länderqualität des  Ehepaares,  sowie  die  Tatsache,  daß  das  au.«?- 
ländische  Heimatrecht  die  Scheidung  für  begründet  erklärt, 
sind  Umstände,  die  in  dieser  Würdi^fong  sehr  wohl  von  wesent- 
licher und  entscheidender  Bedeutung  sein  können  und  dürfen.  ^) 
Was  zunächst  die  Frage  betrifft,  ob  und  in  welcher  Art  ttber^ 
hanpt  „dwrch  die  Ehe  begründete  Pflichten"  vorliegen,  deren 
„schwere  Verletzung*^  den  Scheidungsgnmd  bilden  soll,  so  kann 
und  muß  dies  eben  grondsatzlich  ausschließlich  nach  dem 
auBländischen  Heimatrecht  entschieden  werden  (EG  z.  BGB  Art.  14X 
denn  hier  dreht  es  sich  nicht  nm  eine  rechtliche  Yoranssetzung 
der  Znlasngkeit  der  Scheidung,  sondern  die  Frage  betrüft  die 
Wirknng  der  Ehe  ffir  die  persönlichen  Begehungen  der  Ehe^ 
gatten  und  ist  als  solche  nicht  nach  E6  z.  BGB  Art.  17, 
sondern  nach  EG  z.  BGB  Art.  14  zu  beurteilen.  Daß  sie 
dann  stets  zn  bejahen  ist,  wenn  an  ein  schnldhaltes  Yer* 
halten  eines  Ehegatten  das  Heimatrecht  die  Seheidnngsfolge 
(oder  Trennung)  knflpft,  wird  nicht  zu  bezweifeln  sein.  Aber 
auch  bei  der  Erwägung,  ob  eine  „so  tiefe  Zerrttttnng  des 
ehelichen  Verhältnisses"  vorhanden  ist,  „daß  dem  Ehegatten 


Genau  ebenso  ffir  das  fransttsiselie  Civih«eht  bei  Bnteebeldnng  der 
Fkege,  eb  ein«  »^Jter«  gra9€*  im  SiaDe  von  Art.  231  vorliegt,  RoHn  II  122: 
^De  mäm*  Vabandon  malMeux  (der  nach  dem  C.  C.  nieht  »1a  Scbeidanga- 
gnud  füngiert)  pourraii  Sin  comid*r4  eomme  pouvant  setvir  de  base 
au  divorce  entre  etrangers,  fti  leur  loi  nationale  en  fftspose  ainsi,  cet 
abandon  revStant  par  cette  rircountance  m^me  le  caractire  d'injurt 
grapt."   (Im  iSinne  von  Art.  231.) 
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die  Fortaetsing  der  Ehe  nicht  zugemutet  werden  kann", 
sind  die  in  dem  Heimatstaate  der  Ehegatten  geltenden  Becbt»- 
anscbammgen  offenbar  von  ebenso  wesentlicher  Bedentang,  wie 
es  bei  inländischen  Ehegatten  ihre  soziale  Stellung,  die  An- 
schauungen nnd  Empfilndnngai  ihrer  Standesgenossen,  ihre  be- 
rufliche Umgebung  etc.  sein  mfissen.  (Vgl.  KG  vom  19./V.  1900 
und  OLG  Jena  vom  7./14./I1I.  00,  Rechtspr.  der  OLG  I  255  ff). 
Selbstredend  besteht  für  unseren  Richter  keine  Verpflichtuiifj. 
sich  z.  B.  bei  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  strafljare  Hand- 
lung zur  Ebescheidnng  nach  §  1568  ausreicht,  gerade  an  die 
positive  Entsclieidung  dcü  Heini atgresetzgebers,  welcher  etwa 
eine  Zuchthausstrafe  von  5  Jahren  zum  Scheidungsgrund  stempelt 
(z.  H.  das  ungarische  G.  §  79),  zu  halten,  oder  eine  körpeHichc 
Mißliandlung  gerade  dann  aueh  nach  §  1568  als  Scheidunfrs^mind 
gelten  zu  lassen,  wvnn  das  französische  Heiniatrecht  sie  als 
secice  im  Sinne  di  ^  Art.  2H1  C.  0.  anffasst.  Allein  es  besteht 
aueli  kein  gesetzliches  Hindernis,  daß  er  sich  einer  solchen  fest- 
gelegten ßeurteilHiiir  des  Heimatgesetzgebers,  für  deren  An- 
gemessenheit immerhin  eine  gewisse  Präsumtion  spricht,  an- 
schließe; und  es  ist  zweckmäßig  und  im  Interesse  der  Rechts- 
gleichheit wünschenswert,  daß  er  dieser  Beurteilunfr  des  Heimat- 
rechtes,  welcher  er,  soweit  sie  die  Scheidung  negiert,  ohnehin 
folgen  muß  (nach  Art.  2  der  Konvention,  ebenso  wie  nach  EG  z. 
BGB  Art.  17  Abs.  1),  auch  positiv  aus  freien  Stücken  folge,  in- 
soweit es  innerhalb  der  Grenzen  des  §  1568  möglich  ist,  und  be- 
rechtigte inländische  Interessen  nicht  entgegenstehen.  Hält  man 
diesen  Gesichtspunkt  fest,  so  wird,  wie  bemerkt,  praktisch  auch 
der  deutsche  Richter  in  den  meisten  Fällen  ^ )  l)ei  den  Sjiezial- 
koUisionen  der  Scheidungsgründe  zu  dem  gleichen  Ergebnis  ge- 
langen, wie  es  im  folgenden  für  die  anderen  KonTentionsstaaten 
näher  begründet  wird,  nämlich  in  der  Regel  zur  aas- 
schließlichen  Anwendung  des  Heimatrechtes. 

Betrachtet  man  nach  der  deutschen  lex  UUa  diese  Aus- 
führungen nicht  als  zutreffend,  so  würden  m.  E.  die  folgenden 
umsomehr  für  DeutsMand  an  Kraft  gewinnen  de  lege  ferenda^ 

Nicht  iJlerdings  bei  Kollisionen,  über  die  Bendmang  und  DiMr 
der  FHBten  nacli  %  1&71,  der  Frage  der  VerzeOning  nacb  %  1670  «.  I. 
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d.  i.  die  Notwendigkeit  einer  Abädiderung  des  £G  z.  BGB  Art.  17 
Abs.  4  demonstneren. 

b)  Einzelanwendangen. 

1.  Gruppierung  der  Trennungsgründe. 
Unter  den  strengeren  und  freieren  Scheidungsrechten  springt 
ziijiächst  ein  grundsätzlicher  Gegensatz  in  die  Augen:  derjenige 
zwischen  Rechten,  die  eine  Scheidiiiij^  nur  aus  speziellen 
Gründen  (pour  causes  determinees)  kennen,  und  solclien,  die 
eine  Scheidung  schon  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung 
(par  consentement  mutaelj  zulassen.  Zu  letzteren  gehören 
von  den  Vertragsstaaten  zur  Zeit  Belgien  und  Luxemhnrg 
{Lehr,  Marmge  etc.  No.  259),  Rumänien  {Lehr,  No.  833), 
banemurk  {Lehr  a.  a.  Ü.  Xo.  337),  und  Norwegen  {Lehr^ 
a.  a,  0.  No.  955  nnd  Dr.  civ.  scand.  No.  B74)  In  Dänemark 
und  Xonvegett  muß  jedoch  der  Scheidung  in  diesem  Falle  t  ine 
dreijährige  Trennung  vorausgegangen  sein  und  die  Sr  Ii.  idimg 
geschielit  durch  königliche  Ermächtigung.  In  Belgien  und 
Lujcemburg  ist  diese  Form  noch  mehr  kompliziert:  es  ist  die- 
jenige des  ursprünglichen  C.  C.  Art.  275  ft'.  mit  ihren  lang- 
wierigen und  absichtlich  verschnörkelten  und  erschwerten  Proze- 
duren, deren  Erfüllung  „sous  les  conditiom  et  apres  les 
ipreuvea  qu^elle  dätertnine"  nach  den  Gesetzesworten  selbst 
^^prouvent  suffisamment  qite  la  vie  commune  est  insuppor- 
table'',  und  die  deshalb  als  gesetzliche  Präsumtion  für  das 
Vorhandensein  eines  peremptorischen  Scheidungsgrundes  gelten 
(Art.  233).  Weiter  gehört  hierher  jedoch  auch  das  hollän- 
dische Recht,  welches  zwar  ausdrücklich  die  Ehescheidung 
auf  gegenseitige  Übereinstimmung  verbietet  (Art.  263),  sie  aber 
doch  auf  einem  Umwege  wieder  ermöglicht:  die  Trennung  yon 
Tisch  und  Bett  ist  nämlich  auf  Grund  gegenseitiger  Überein- 
stimmung gestattet  (Art.  291),  und  nach  fünfjährigem  Bestehen 
kann  sie  auf  Verlangen  eines  der  £hegatten  in  Scheidung  um- 
gewandelt werden  (Art.  255).  Auch  die  Rechte  Schwedens  und 
der  Schweiß  sind  hierher  zu  zählen :  Schweden  läßt  die  unheil- 
bare Zwietracht  und  Abneigung  ^)  als  Scheidungsgmnd  zu  (wenn 


1)  Olivecrona,  J.  X  3ö8  und  Lehr,  J}r.  civ.  scond.  üo,  &ib. 


auch  nur  als  einen  der  sekiuid&ren  Scbeidongsgrfuide,  die  nicht 
von  dem  Gericht,  sondern  nur  von  dem  König  geltend  genubcbt 
werden  können);  und  nach  dem  schweizerischen  B6  vom 
24./Xn.  1874  Art.  45,  ist  bei  gegenseitiger  Einwilligung  die 
Scheidung  auszusprechen  ,,sofem  sich  aus  den  Verhältnissen 
ergibt,  daß  ein  ferneres  Zusammenleben  der  Ehegatten  mit  dem 
Wesen  der  Ehe  unverträglich  ist".  Endlich  läBt  §  115  des 
österreicbiscben  OB  bei  akatbolischen  Ehegatten  als  Scbeidungs^ 
grund  die  „unüberwindliche  Abneigung,  welcher  wegen  beide 
Ehegatten  die  Auflösung  der  Ehe  verlangen"  zu;  doch  muß  in 
diesem  Falle  „erst  eine  Scheidung  von  Tisch  und  Bett,  und 
zwar  nach  Beschaffenheit  der  Umstände  auch  zu  wiederholten 
Malen  versuchet  werden".  FOr  Juden  ist  nach  österreichischem 
Recht  direkt  die  Konsensualscheidung  zugelassen  (a.  b.  GB§  133  ff.). 

„Unüberwindlicher  Widerwille"  ist  nach  russischem  Recht 
für  Protestanten  (Ztsch.  X  421)  Scheidungsgrund.  Auch  die 
zuletzt  genannten  Gesetze  sind  von  einer  Dehnbarkeit,  daß  sie 
offenbar  —  ähnlich  wie  die  bekannte  Bestimmung  des  preußischen 
Landrechts  II  1  §  718  a  —  jede  Scheidung  bei  gegenseitigem 
Einverständnis  der  Ehegatten  ermöglichen. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  freieren  stehen  als  strikte  Rechte, 
nach  denen  die  Scheidung  nur  aus  festen  ScheidungsgrOnden 
(pour  causes  diterminiea)  zugelassen  ist  (gewöhnlich  nur  aus 
denen  des  Ehebruchs,  grober  verbaler  oder  realer  Insulten,  ent- 
ehrender Strafen  und  böslicher  Verlassung)  vor  allem  dasjenige 
FrankrHdi&  (G.  C.  229  ff.  nach  dem  Gesetze  vom  27.  7.  1884)» 
Rußlands  (§  45  ff.)  und  im  wesentlichen  auch  das  deutsche  BGB. 

Es  unterliegt  nach  der  überall  herrschenden  Aufiassung 
keinem  Zweifel,  daß  in  den  letztgenannten  strikteren  Rechts- 
gebieten eine  Scheidung  auf  gegenseitige  Einwilligung  auch 
dann  niemals  zugelassen  werden  wird,  wenn  die  Ehegatten 
Ausländer  sind  und  einem  Jener  freieren  Rechtsgebiete  ent- 
stammen. Allgemein  betrachtet  man  in  solchem  Falle  die  An- 
wendung des  Heimatrechtes  als  dem  inländischen  ordre  public 
widerstreitend.  M    Es  ist  nicht  anzunehmen,  bei  dem  grund- 

Laurent  V  286:    „En  effet,  lä  oh  le  mutiage  consideri 
comme  inddasolubls,  tauf  quand  lea  ipoux  eux-mSme*  Tont  rompu  par 
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sätzlichen  Gegensatz  auch  nicht  zu  rechtfertigen,  daß  unter 
dem  Konventionsrecht  eine  andere  Auffassung  Platz  greifen 
wird:  Art.  3  wird  also  hier  keine  Anwendung  finden. 

Die  gleiche  Autfassujig  mag  auch  weiter  prf^lten,  wenn  zwei 
der  freieren  Scheidungsrechte  miteinander  kollidieren,  das 
eiiie  dieser  freieren  Rechte  aber  ein  auf  dem  ursprünglichen 
C.  C.  beruhendes  Gesetz  ist  (Belgien,  Ltucemburgj.  Die  Schei- 
dung auf  pregenseitige  Einwillig unfr  ist  ja  nach  diesem  Rechte 
mit  solchen  ivautelen  umgeben,  daß  sie  einer  Ablehnung  naher 
steht,  als  einer  unbeschränkten  Zulassung,  und  überdies  vom 
(Tesetzgeber  selbst  auf  die  praesumtw  Juris  des  Vorhanden- 
seins einer  der  anderen,  bestimmten  Scheidungsursachen  ge- 
gründet wird  (Art.  2;i;)  .  )  Man  wird  also  wohl  auch  unter 
der  Konvention  in  Belgien  und  Liuicemburg  ebensowenig  wie 
in  Frank reidi  ii  in.ils  eine  Scheidung  ausländisciier  Eliegatten 
wegen  „unüberwuuilicher  Abneigung"  (Österreich  §  llö)  oder 
nach  freiem  Ermessen  des  (Jeiichtes  {Schneid  BG  24.  12.  74 
Art.  45:  ^sofern  sich  aus  den  Verhältnissen  ergibt,  daß 
ein  ferneres  Zusammenleben  der  Ehegatten  mit  dem  Wesen 
der  Ehe  unverträglicli  ist")  zulassen;  mau  konnte  nur 
etwa  —  wie  sonst  auch  —  wenn  solche  heimatrechtlichen 
Scheidungsvoraussetzungen   gegeben   sind,   eine  Konsensual- 

leur  crimen,  ü  est  dif fidle  de  permettre  oux  ^poux  Hraugere  de  di* 

fforcer  pour  de»  cause r  moine  graeee;  ce  aerait  porter  aiieinte  ä  une 

regle  fort dn mentale  de  In  Ugislation  nationale,  dont  le  mainiien  est 
considere,  ä  fort  oh  ä  raison,  cnmme  u}u'  has»-  ih-  Vordre  snciaf  ol  de 
la  moraliti publique:  le  atatut  territorial  duit,  dann  cea  eas,  l  empörter 
eur  le  etatut  pereonnel  de  l'etranger."  Motive  mn  BGB  IV  563:  „Der 
StMt  liat  du  dxingendeg  IntereHae  dann,  danuif  himniwirken,  daB  di«  She 
als  die  Orandlage  der  Gesittung  nnd  der  Bildimg  so  sei,  wie  sie  sein  toll, 
und  deshall)  das  Bewußtsein  des  sittlichen  Ernstes  der  Ehe  und  die  Auffassung 
der«5p1h<>n  als  einer  von  dem  Willen  der  Ehegatten  unabhängigen  sittlichen 
Ordnung  itu  Volke  zu  fürdem.  Dies  geschieht  durch  Erschwerung  der  Ehe- 
ücbeidang."   S.  auch  Jiolin  U  124  ff..  Weiß  III  601  ff. 

')  ^Le  ce$$eentemeni  mutuet  ei  perettterant  dee  ipenue  exprimd 
de  la  moniere  preeeriie  par  la  loi,  eous  Ue  eeudUime  et  aprie  lee 
dpreuves  qu'elle  determine,  proutera  suffisament  que  la  vie  commune 
leur  fisf  hr<iuppor table,  et  qu'il  emete,  par  rapport  ä  euse,  une  cause 
pe^remptoire  de  divorce." 
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scliei(lun<r  in  den  Formen  des  Art.  275  ff.  einlcitt-n.  Nach 
herrsicheiiiler  Meinung  soll  älmlich  auch  z.  B.  in  Belgien  die 
Konversioneines  holländischeu  SeparationsurtJ'ils,  das  anf  gepn- 
seitij^er  Einwilligung  basiert  iBttrrjerlljk  Wt  ibovk  gt;  2r>3.  291, 
255)  uulu'dinet  abzulehnen  sein  ^}  —  eine  Frage,  auf  die  wir 
unten  zui  uckkoinineu  werden.  Dagegen  hält  Laurent  V  290  ff. 
im  umpekehrt^n  Falle  (wenn  ein  belgisches  Ehepaar  in  Holland 
auf  Grand  von  Art.  275  ft'.  C.  C.  konsensual  geschieden  werden 
will)  die  Scheidung  für  zulässig.    Seine  Begründung,  daß  die 
(Tprirhte  der  Scheidung  sich  in  solchem  Falle  nicht  entgegen- 
setzen können,  weil  ja  eben  nach  der  (unanfechtbaren)  Fiktion 
des  Code  NapoUon  Art.  238  „üne  cause  peremptoire  de  divorce** 
voiiiejre  —  es  sich  also  garnicht  um  Scheidung  auf  (irund 
gegenseitiger  Einwiiiigung,  sondern  um  eine  solche  pour  cause 
de't£rminäe  handle,  ist  aber  ni.  E.  nicht  haltbar.    Denn  der 
holländische  Richter  kann  an  die  offenkundige  Fiktion 
des  französischen  Gesetzgebers  unmöglich  gibuiidon  sein, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  zu  entschdden,  ob  und  in  welchen 
Fällen  Art.  263  des  holländischen  Gesetzbuches  pn  t  i!  itiv  an- 
zuwenden ist:  wir  möchten  annehmen,  daß  der  liullandische 
Gesetzgeber,  dessen  bürgerliches  Recht  sich  sonst  in  der  Haupt- 
sache gerade  an  den  C.  C.  ansrl  ließt,  bei  seiner  ausdrücklichen 
Ablehnung  der  Ehescheidung  aiit  gegenseitige  Übereinstimmung 
gerade  die  französisch-rechtliche  Vorm  dieses  Institutes  im  Auge 
geliabt  hat.    Ist  man  also  dt-r  Meinung,  daß  dem  Verbot  des 
hollandischen    Art.   26.*^    überhaupt   eine  privatinternational- 
prohibitive  Wirkung  ziikoniiiit,   so  muß  diese  Wirkung  sich 
auch  der  französisch-rechtlichen  Konsensualscheidung  gegenüber 
äutiem.''*) 

Weniger  rigoros  wird  die  analoge  Frage  bei  der  Separation 
behandelt:  Rolin  II  125  wiü  hier  mit  Laurent  (vom  iStand- 


*)  Vgl.  Laurent  V  293:  „Je  n'atlmets  pan  le  Statut  perst>nnel 
guand  il  est  en  oppoaUUm  awc  Vessenee  du  mariage;  or,  il  n  y  ä  plus 
de  mariage  guamd  U»  iptmae  peuvetU  le  rompre  ä  Uur  gri.  Fartamt 
no8  tribunaux  ne  pourront  Jarno is  admettre  HU  ditmree  volottiaire, 

eons^queitce  cTutte  Separation  rolo/ttti/)  e." 
-)  Vgl.  übereinstimmend  Molin  11  1241. 
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pnnkt  des  -fraozösiBchen  C.  G.)  aUgemein  die  Tiennung  par 
cimsentemetU  mutnel  in  ansschliefilicher  Anwendung  des  (z.  B. 
boUftndisclieD)  Heimatrechtes  zulassen.  Man  streite  sich  darttber, 
aus  welchen  (und  ob  überhaupt  aus  haltbaren)  Grfinden  der 
französische  C.  C.  die  Separation  p.  c.  m.  ausgeschlossen  habe"*. 
„On  ne  peut  guSre  affirmer  m  priwHce  de  ces  incertUades 
qu*une  loi  itrangere,  autorisant  la  Separation  de  corps  par 
consentement  tnutuel,  serait  contraire  a  notre  ordre  pi4bli€". 
Für  die  Länder  des  ursprünglichen  C.  C.  {Belgien ,  Liu  em/jin-ff. 
Rumänien)  dürfte  dieser  liberale  Standpunkt  gerechtfenigt 
sein.  Ob  aucli  für  Frankreich,  ist  mehr  als  zweifelhaft.  Auf 
dem  Boden  von  rresetzfrebungen,  wie  z.  B.  die  deutsche,  würde 
man  wohl  —  pniz  ahfi:esehen  vom  E(  i  z.  B(iB  Art.  17  Abs.  4 
und  den  unten  zu  erörternden  besonderen  Hindernissen  — 
immer  anzunehmen  haben,  daß  jeder  rein  kousensualen  Trennung 
oder  Scheidung  die  inländische  ( lerichtshülfe  zu  vers%^en  sei, 
weil  schon  die  ganze  prozessuale  Organisation  der  Ehe^sachen 
nach  deutschem  liechte  auf  den  Ausschluß  der  Parteiautonomie 
zugeschnitten  ist  {WO  ß07  ff.>.  und  man  nicht  lediglicli  für 
ausländische  Kecht,sverhältnisse  ein  besonderes  Verfahren  im 
Inlande  bereitisteilen  kann. 

Dagegen  wäre  es  u.  E.  durchaus  unmotiviert,  wenn  man 
auch  bei  SpezialkoUisionen  der  freieren  Scheidungs-  und 
Trennungsrechte  untereinander  die  lex  fori  durchweg 
kumulativ  und  proliibitiv  zur  Anwendung  bringen  wollte.  Die 
Annahme,  daß  unbeugsame  Anforderungen  des  ordre  public 
der  Anwendung  des  an  sich  zuständigen  Auslandsrechtes  ent- 
gegenständen, daß  es  für  die  öffentliche  Meinung  revoltierend 
sei,  wenn  die  lex  fori  die  Hand  dazu  bieten  würde,  eine  nach 
dem  Heimatrecht  der  Parteien  gerechtfertigte  Scheidung  aus- 
zusprechen, die  nicht  auch  nach  Inlandrecht  begründet  wäre, 
l&ßt  sich  in  solchen  Fällen  unmöglich  grundsätzlich  aufrecht 
erhalten.  Wohl  wäre  bei  solcher  Sachlage  die  Anschauung 
Yerständlich  und  vielleicht  in  erster  Reihe  zu  billigen,  wonach 
die  Frage,  ob  eine  derartige  Scheidung  begründet  ist,  prinzipiell 
nur  nach  der  lex  fori  zu  beurteilen  wäre,  etwa  aus  prozessualen 
Erwägungen  (z.  B.  für  die  slcandinavischen  Rechte)  oder  aus 
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den  von  der  (für  das  Prinzip  des  Institut  ein  tretenden^  Kom- 
missionsminderheit 1894  o^eltend  gemachten  Zwecknuujigrkeits- 
rücksichten.  Tatsächlich  war  in  der  I^axis  der  hier  in  Betracht 
kommenden  Vertragsstaaten  meistens  das  Prinzip  der  aus- 
schließlichen Anwendung  der  lex  fori  herrschend  (in  Öster- 
reich,  Schweis,  Schweden ,  Norwegen  und  Dänemark,  s.  oben 
S.  126).  Allein  dieses  Prinzip  Jwmmt  de  convenfione  lata 
überhaupt  nicht  mehr  in  Frage.  Es  steht  nach  Art.  2  und  3 
fest,  daß  die  Scheidung  unbedingt  zunächst  nacli  dem  Heimat- 
recht positiv  begründet  sein  muß;  und  die  !Frage  ist  allein, 
ob  neben  dem  Heimatrecht  die  lex  fori  ihre  etwaige  pro- 
hibitive  (scheidungsablehnende)  Eingrifisbefognis  geltend 
machen  soll  und  will.  Znr  Ansfibnnp  dieser  Befugnis  liegt 
aber  stets  dann  keine  Yeranlassting  vor,  wenn  die  in  concreto 
kollidierenden  Scheidongsgesetze  im  wesentlichen  auf  dem 
gleichen  Boden  stehen  nnd  nur  in  untergeordneten  Dingen  von 
einander  abweichen.  Ist  eine  Scheidung  auf  gegenseitige  Ein« 
willigimg  am  Gerichtsorte  überhaupt  zugelassen,  so  kann  die 
Öifentliche  Moral  unmöglich  dadurch  in  ihren  Grundfesten  er- 
schüttert werden,  daß  bei  Ausländerscheidungen  die  Modalitäten 
und  Einschränkungen  dieser  gegenseitigen  Einwilligung  ledig- 
lich nach  dem  fremden  Heimatrechte  taxiert  werden,  mag  nun 
dieses  Ansiandrecht  die  gesetzlichen  Schranken  dafür  ein  klein 
wenig  weiter  oder  enger  gezogen  haben,  als  das  inländische. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  bei  derartiger  Sachlage  der 
inländische  Richter  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  und  Be- 
dingungen des  Scheidungskonsenses  nicht  ebensogut  ausschließ- 
lich nach  dem  ausländischen  Heimatrrciit  soll  beurteilen  können, 
wie  der  inländische  Standesbeanitf^  im  analogen  Falle  über  die 
Voraussetzung  des  Ehesclilieljungskonsenses  ausschließlich  das 
ausländische  Heimatrecht  zu  befragen  hat. 

Wird  z.  B.  —  die  Kompetenzfrage  dahingestellt  —  in  der 
Schweiz  eine  vScheidungsklage  zwischen  protestantischen  Östir- 
r<M<  lieni  wehren  .unültcrwindlichor  Abneigung"  anhängig  gemacht, 
sn  \\  ml  in;in  srliwf'rlicii  behaupten  können,  daß  der  schweizerische 
ordre  i/nülic  diukitTt  wird,  wenn  der  schweizerische  Richter 
die  Frage,  ob  die  Scheidung  begründet  ist,  ausschlieüiicii  nach 
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§115  des  österreichisclirn  a.  b.  (JB  beurteilt,  ohne  zu  iint<^r- 
suchen,  ob  die  Entsclicidiing-  frlcichzritig'  auch  nach  Art.  45  des 
schweizerisclien  Gesetzes  vom  24.  1:^.  74  zutrifft  (s.  oben  S.  199); 
und  umgekehrt:  machen  protestantische  Schweizer  in  Öster- 
reich eine  Scheidungsklage  auf  Grund  von  Art.  45  anhängig, 
so  wird  es  sicherlich  in  Österreich  keinen  öffentlichen  Anstoß 
erropren,  wenn  der  Richter  nur  prüft,  ob  eine  tiefe  Zerrüttung 
im  Sinne  des  Art.  45  a.  a.  0.  vorliegt,  ohne  daß  eine  un- 
überwindliche Abneigung  im  Sinne  von  §  115  des  Österr.  a.  b. 
GB  festgestellt  werden  kann,  und  auch  ohne,  daß  —  wie  es 
nach  §  115  österr.  a.  b.  GB  obligatorisch,  nach  Art.  47  Schweiz. 
Gesetzes  nur  fakultativ  ist  —  vorher  eine  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  ausges])rochpn  wird.    Ebenso  wird  nicht  behauptet 
u  erden  können,  daii  lier  schweizerische  ordre  ptiblic  ilaiunter 
leidet,  wenn  in  der  Schweiz  eine  Scheidung  von  Holländern 
gemäij  dem  holländischen  Rechte  nach  fünfjähriger  Separation 
ausgespruelien  wird,  mag  auch  die  Separation  seinerzeit  auf 
fCeRenseitige  Übereinstimmung  ergangen  sein  und  mögen  auch 
die  Voraussetzungen  des  Art.  45  des  schweizerischen  BG  nicht 
nachgewiesen  sein  [yg\.  allgeiuein  in  ähnlichem  iSiune  für  das 
Schweiz.  Recht:  Martin,  J.  XXIV  752  ff.). 

Zweifelhaft  liegt  die  Sache  für  die  skandinavischen 
Rechtsgebiete,    Ob  hier  in  analogen  Fällen  das  grundsätzlich 
richtige  und  empfelilenswerte  Zurücktreten  der  lex  fori  (aus- 
scbließliche  Anwendung  des  Heiuiatrechts,  gemäß  Art.  B  der 
Konvention)  praktisch  zur  Geltung  gelangen  kann,  müssen  wii' 
dahingestellt  sein  lassen.    Gegen  dieses  Zurücktreten  wirkt 
vielleicht  nicht  nur  die  bisherige  Tradition  in  jenen  Ländt  rn, 
die  auch  in  der  Praxis  zumeist  anerkannte  allgemein  exklusive 
Herrschaft  der  lex  fori  in  Scheidnngssachen,  sondern  auch  die 
Besonderheit  jener  Rechte,   wunach.   wie  oben  bemerkt,  die 
freieren  Scheidungsgi'ünde  niclit  in  regelmäßigem  l'ruzesse 
vor  den  (iericliten,  sondern  nur  in  einem  Spezialverfahren  vor 
dem  König  geltend  geniacitt  werden  können.    Nicht  als  ol>  der 
landesherrliche  Scheidungsrichter  aus  dem  Rahmen  (U^r  Kc»nvention 
herausfiele;  das  (iegenteil  ist  im  Text  der  Konvention  und  bei 
den  Verhandlungen  auf  das  Bestimmteste  zum  Ausdruck  gelangt 
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(vffl.  spL'ziüll  die  (Uinischen.  schwedischen  und  norweg:ischen 
Eikliiriuifren,  Documents  1900,  S.  139  und  180);  allein  es  mag 
immerliin  nahe  liepren,  eine  solche  Scheidung-  vor  dem  König 
mit  der  Gewährung  besonderer  Privilegien  zu  assimilieren 
die  eine  Staatsgewalt  überhaupt  nicht  unter  anderen  Voraus- 
setzungen als  den  vom  eigenen  Gesetze  normierten  erteilt,  ohne 
deshalb  im  Ablehnungstalle  ausspreclien  zu  wolk-n,  daß  das 
Scheidungsrecht  niclit  eventiudl  von  liner  auslandischen  Staats- 
gewalt verfolgt  und  geltend  gemacht  werden  könne.  Es  würde 
sich  dann,  wenn  man  Ausländern  die  nach  ihrem  Heimatrechte 
begründete  Konsensualscheidung  versagt,  höchstens  um  eine  Art 
von  Abweisung  angebrachtermaßen  handeln  (vgl.  auch 
die  von  OJivecrona  a.  a.  0.  S.  HtK)  ff.  iiiiigeteilte  königl. 
Entscheidung  vom  16.  12.  81  mit  der  Begi'ündung  des  obersten 
schwedischen  Gerichtshofes  vom  1.  10.  81 ).  1  ur  das  Konventions- 
recht ist,  wenn  wir  weiterhin  berücksichtigen,  daß  die  Zulässig- 
keit  der  Sclieidung  von  Ausländern  vor  dem  König  auf  (iruiid 
der  K  o  m  p  e  te  n  z  v  o  rs  (•  h  r  i  f  t  des  Art.  ö  (speziell  ZiÜ.  J  Abs.  2) 
in  den  meisten  Fällen  fraglich  ist.  die  mit  liezug  auf  die  skandi- 
navische Rechtsprechung  aufgeworfene  Fra^^e  praktisch  jedenfalls 
von  sehr  geringer  liedeutung. 

Das  Gesagte  gilt  aber  nur  für  die  l>t  iiaudliuig  jener  freiereu 
Scheidungsgründe,  wenn  die  lex  fori  eine  skandinavische  ist, 
nicht  im  umgekehrten  Falle,  wenn  aus  einem  solchen  nach 
skandinavischem  Heimatrecht  begründeten  freieren  Scheidungs- 
grunde im  Ausland  geklagt  wird.  Die  vorausgehenden  Be- 
merkungen dürfen  nämlic  h  nicht  .so  verstanden  w  erden,  als  ob 
die  nur  vor  dem  König  geltend  zu  machenden  sekundären 
Scheidung-sgi'ünde  der  skandinavischen  Rechte  materiell  einen 
anderen  Charakter  hätten  und  privatinteriuitional  anders  zu 
betrachten  und  zu  behandeln  seien,  als  die  sonstigen  Scheidungs- 
gründe.   Es  handelt  sich  dabei  keineswegs  um  wirkliche  Privi- 

1)  Wie  z.  B.  in  England,  wo  vor  1858  die  Scheidniig  nnr  durch  Parla- 
mentsakt möglich  war:  ihinsi,  w  ii  is  scheint,  heat<^  noch  in  Quebec  (Neu- 
bauer, Zisch,  f.  vergleichende  Hechtswis.senschaft  IX  172)  —  vi^l  (ili.  r 
Am  fvhnl.  Institut  des  landesherrlichen  Scheidoogsrecbtes  nach  dem  früheren 
deutschen  Rechte  Motive  zum  BUB  IV  577  f. 
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'legten  oder  Dispense  von  der  geltenden  Bechtsordnnng,  die  der 
König  gewährt,  sondern  nm  gesetzlich  geordnete  Scheidongs- 
gründe  (vgl.  Lehr*8  Darlegung  Dr.  dv.  scanä,  a.  a.  0., 
Olivecrona  a.  a.  0.  357  ff.  und  besonders  die  dänischen  und 
nonv'egischen  Erklärungen,  Documents  1900,  S.  139  und  180). 
Es  kann  auch  nicht  angenommen  werden,  daß  die  königliche 
Antorlsation  (ähnlich  etwa  einem  heimatrechtlich  yoigeschriebenen 
besonderen  Dispens  bei  Ehehindemlssen,  vgl.  oben)  im  Sinne 
der  skandinaTischen  Bechte  als  eine  materielle  Existenz- 
bedingung jener  ScheidungsgrOnde  anzusehen  sei,  derart^  daß 
ohne  dessen  Vorhandensein  der  Sclieidungsgrund  auch  im  Aus- 
lande nicht  geltend  gemacht  werden  könnte.    Vielmehr  steht 
uöi'nbar  lediglich  eiüc  besuiKltre  Verfahrensart  in  Frag"e,  eine 
rein  prozeßrechtliche  Bestimmung,  und  uucli  nicht  linuial  i'ine 
solche,  die  etwa  einen  aussch  ließliclien  Gericlitsstand  des 
Heimatrechtes  im  Sinne  vun  Art.  5,2  Abs.  2  der  ivonvention 
begründete.  M    Ks  ist  also  z.  B.  gemäß  Art.  2  der  Kdnvi  ntioii 
vor  holländischen  Gerichten  die  Konsi  nsualscijeidimg  eines  in 
Holla  ml  wohnenden  dänisclun  Kliciiaans,  das  vor  fünf  Jahren 
separiert  worden  ist,  zulässig,  weil  sowohl  nach  dänischem  als 
nacli  holländischem  Ueelite  begründet:  auch  in  Belgien  würde 
sie  lund  zwar  schon  nach  dn  iiiUiriger  Separation)  zuzulassen 
sein,   wenn  auljerdem  aucli  die  Formen  und  Voranssetzuntren 
der  Art.  275 ft".  C.  C,  erfüllt  werden.    Wir  würden  abei-  weiterhin 
nach  den  obigen  Ausführungen  der  Meinun*.!:  sein,  daß  z.  \).  auch 
in  der  Schweiz  liein  Grund  vorliegt,  eine  derartige  nach  dem 
dänischen  Heimatrecht  materiell  begründete  Scheidung  abzulelmen, 
wenn    die    speziellen    Voraussetzungen    des  schweizerischen 
Bcheidungsrechtes  nicht  daneben  noch  gegeben  sind  usw. 

In  der  gleichen  Weise  wäre  in  einem  der  Länder,  welche 
ein  freieres  Scheidungsrecht  (wenn  auch  nicht  Sei)arati()nsrecljt) 
haben«  die  freiere  Separation  (par  consentement  tmUuel)  nach 
dem  ausländischen  Heimatrechte  auszusprechen,  vorausgesetzt, 
daß  nicht  nach  lex  fori  besondere  Gründe  gegen  die  Separation 
als  solche  entgegenstehen. 

^)  Dies  e^bt  sich  s.  B.  dentlidi  ans  den  Aiuftthrnngen  Oliveerona* 
s.  s.  0. 8. 361. 

2{«ltMlirift  f.  Intan.  PiiTat*  d.  öffnü.  Raeht.  ZV.  14 


306  Kfthn, 

2.  Spezialdi8kussio|n  der  strikten  Scheidungs- 
nnd  Separatioiis-G ründe. 
Audi  bei  denjenigen  (engeren)  Scheidungsgrunden,  welche 

gleichmäßijr  und  in  den  meisten  Scheidiini^sg'esptzen  zugelassen 
sind,  bestehen  allerlei  speziellere  Verschiedenheiten.  So  genügt 
der  Ehebruch  des  Mannes  nach  verschiedenen  Rechten 
nicht  ohne  weiteres  als  Scheidungs-  (oder  Treonungs-)  Grund, 
sondern  nur  dann,  wenn  er  in  besonderer  Weise  qualifiziert  ist : 
dem  SSbebmch  sind  in  manchen  Ländern  andere  Sittlichkeits- 
vergelien  (verschieden  bestimmter  Art)  gleichgestellt,  in  anderen 
nicht.  Die  böslidie  Yerlassung  bildet  nach  einigen  Ki  cliten 
nur  dann  i^i«  n  Sr  Ih  idungsgmnd,  wenn  ihr  eine  Klage  auf  Her- 
stellung des  ehelichen  Lebens  vorausgegangen  ist,  nach  anderen 
anch  ohne  diese  Voranssetzong;  die  Länge  der  Zeit,  während 
welcher  die  Verlassung  bestanden  haben  muß,  ist  in  den  ver- 
schiedenen Rechten  verschieden  bestimmt,  oder  auch  ganz  dem 
richterlichen  Ermessen  anheimgegeben.  Entehrende  strafbare 
Handlungen  bilden  einen  Scheidungsgrund  hier  nur,  wenn  eine 
Verurteilung  von  wiederum  verscliieden  bestimmter  Art  und 
Zeitdauer  erfolgt  ist,  dort  auch  ohne  solche  äußere  Folge. 
Lebensnaclistellungen,  schwere  kör})erliche  Mißhandlungen  be- 
rechtigen hier  unter  allen  Umständen  zur  Scluulung,  dort  nur 
nach  einem  verschieden  geregelten  und  sulistanzierten  — 
richterlichen  Ermessen.  Wo  (ieisteskrankheit  als  Scheidungsgrund 
anerkannt  ist,  sind  dennoch  die  Voianssetzungen  verschieden 
bestimmt');  in  Schweden  ist  z.  B.  dabei  als  besoiKkrc  Bedingung 
aufgestellt,  daü  der  andere  Ehegatte  nicht  durcii  sein  Verhalten 
die  Krankheit  verursacht  oder  beschleunigt  hat  {Olivecrona 
a.  a.  0.  358;  Lehr,  Dr,  civ,  scand,  No.  670).^) 

1)  Die  Zeit,  wdelie  die  Knakheit  gedattert  haben  mnß,  iat  üi  den  in  Be> 
tnkdit  kommendeD  KoDTentionBstaaten  —  J)eutaehkmdf  Sekwetm,  JS^htoedeH  — 

allerdings  die  L'leiche  -  3  Jahre  —  anders  z.  B.  nach  preuC,  T.K  II  1  (>i*8: 
ein  Jahr,  iü  Jii€Uto  (6  Jahre)  cL  Jahrb.  d.  Vereinig,  f.  vergl.  Mechietcie». 
V  U72. 

^  Besonders  mannigfaitige  und  aUgemein  instruktive  Beispiele  derartiger 
nnt^eordneter  SpesiaUtiten  bei  Gleichbeit  des  Scbetdungsgrandes  ab  eolcben 
bieten  die  nordamerikanisdiai  Sdieidnogsiechte;  Neubaunr,  Ztteh.  f.  ter- 
gleichende  Eeehttteieeenseh,  VIII  280. 
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Aucb  bei  diesen  Kollisionen  l&ßt  sich  m.  E.  die  strikte 
Durcfaffihmng  der  Gesetzesknmulation  nicht  rechtfertigen.  In 
manchen  Fällen  erscheint  sie  geradezu  sinnwidrig.  W^nn  z.  B. 
eine  in  DeuUcMoftd  wohnende  Holländerin  gegen  ihren  Ehe- 
mann, der  sie  vor  zwei  Jahren  bISsUch  verlassen  hat  und  gegen 
den  seit  Jahresfoist  die  Voraussetzungen  für  die  öffentliche  Zu- 
stellung bestehen,  entsprechend  dem  deutschen  BGB  §  1567  Abs.  2 
Jetzt  auf  Scheidung  klagen  wollte,  so  muß  die  Klage  nach  Art.  2 
der  Konvention  abgewiesen  werden,  weil  ihr  holländisches 
Heimatrecht  (Art  266;  ebenso  auch  das  russische  OB  §  64) 
die  Scheidungsklage  wegen  böslicher  Verlassung  erst  nach  Ab- 
lauf von  5  Jahren  gestattet.  Klagt  sie  aber  entsprechend  dem 
holländischen  Becht  nach  6  Jahren,  so  wäre  sie  wiederum  ab» 
zuweisen,  wenn  die  für  die  deutsche  Scheidungsklage  festgesetzte 
sechsmonatliche  Präklusivfrist  (§  1571)  abgelaufen,  die  Scheidung 
also  nunmehr  „dans  le  cos  dmt  ü  8*agit^  nach  den  Sachnormen 
der  leoß  fori  unzulässig  ist. 

Aber  auch  sonst  hat  die  7e.r  fort  keine  Veranlassung,  bei 
Scheidung  von  Ausländern  jedt  ,>nial  ihr  eigenes  Recht  noch  auf 
das  in  erster  Reihe  beiuteni'  ausländische  Heiinatreclit  auf- 
zupfropfen, wenn  dieses  berufene  Auslandrecht  grundsätzlich 
auf  dem  prleichen  Boden  steht  und  nur  in  untergeordneten  Einzel- 
heiten abweicht.  Die  berechtigten  Interessen  der  Icjc  fori 
können  unter  solcher  Voraussetzung  nicht  verletzt  werden  durch 
eine  ausschließliche  Anwendung  des  berufenen  Heimat- 
rechtes;  und  diese  ausschlieliliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
empfiehlt  sich  deshalb  als  das  Natürliche,  Normale,  dem  Inter- 
esse des  Rechtsuclieiiden  Entsprechende;  es  empfiehlt  sich  auch 
im  Interesse  der  lex  fori  selbst,  welche  die  einfache,  natürliche 
Aiiwiiidung  eines  Scheidungsrechtes  den  schwerfälligen,  oft 
nur  mit  schlimmen  Haarspaltereien  ü])erhaupt  lösbaren  Ver- 
wickelungen ein(*r  üesetzeskumulation  unl)edingt  vorziehen  muß 
und  sich  ohne  Not  auf  solche  Justizverwirrungen  nicht  einlassen 
sollte.  Es  entspricht  endlich  der  lierrschenden  internationalen 
1>|  ktiin,  welche  die  Kumuhitivanwendung  der  lejc  fori  nur 
daun  verlangt,  wenn  durcii  die  Anwendung  des  Heiraatrechtes 
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der  hk<\\t  ordre  public  verletzt  wird.  \)  Wir  sind  deshalb  der 
Meinniifr,  daß  im  Konventionsprehiot  —  sowi-it  iiiclit  ansdriick- 
liclic  Gesetze  entge^renstclicn  —  U-'i  Kdlli.sioiit'ii  g-leicha rt  ifrt-r 
Scheidungsgründe  iiacli  VerFiuiift  und  Hecht  das  Verhältnis 
der  Art.  2  «nd  3  .«:irh  in  der  Praxis  umkehren  wird  und  soll: 
grundsätzlich  ist  nur  das  HeiinatrecltT  anzuwenden;  die 
lejT  fori  ist  nur  a  u  s  n  a  h  ni  s  w  e  i  s e  zur  Abwendung  einzelner 
Konseciuenzen  lieranzuziclirn  (vgl.  oben  S.  129>. 

Was  hier  (und  im  fol^^endcm  für  die  lütllision  der  Srlieidungs- 
gründe  gesagt  wird,  ^ilt  flienso,  und  zwar  <i  fNdjon',  iil)erali 
für  die  anal(*}ien  Fälle  dei-  Trennung  von  Tisch  und  Bett. -i 

Was  den  Sclieidungsgrund  (h's  Kliehruclis  l»etriiTt,  so  kommt 
für  das  Konventionsgebirt  /unädist  die  Drsonderiieit  des  C.  C. 
Art.  280  in  der  ui*sprünglichen  FHssun«^  (anders  nach  dem 
französ'isrhen  (Jesetz  von  IH84)  in  Betracht,  nach  welcher  der 
Ehebruch  des  Mannes  nur  dann  einen  Scheidungsgrund  bildet, 
wenn  er  seine  Koukultine  in  der  gemeinschaftlichen  W^ohnung 
gehalten  liat.-^j  Hier  lüJit  sich  nur  feststellen,  daß  gerade  dort, 
wo  diese  Besonderheit  lechtens  istinänili(h  in  liclifieN:  außer- 
dem gilt  sie  vcn  den  Kfinventionsstiiaten  nur  nocli  in  Lu.rem- 
burg)^  für  sie  die  Kunnilativatiwendung  der  lex  fori  niclit 
beanspruclit  wird  Laureut  (V  258)  sowohl  wie  liolin 
(III  1211  siireclien  sicli  mit  Entschiedenheit  thihin  aus,  daß  die 
Scheidung  von  .Ausliindern  unter  Anwendung  von  deren  Heimat- 
recht  auf  Grund  einfachen  Ehebrucli^  des  Mannen  in  Belgien 


*)  Vgl.  Rolin  II  llHf.  luiil  Zit  :  „Cest  1e  pn'ne/pe  admis  en  Btl- 
gique,  et  i  <>n  n'en  exccptf  que  le  cm  uü  l um-  oft  l dutrc  cnusc  de  dtmice 
admi»€  par  la  loi  etrangere  se  iieurtet  ait,  dan^  notre  jmys,  contre 
une  lai  «Toräre  publie*  f  S.  119:  ,0»  peui  donc  comHdinr  ee  poini 
eomm^  ammt  giniralemtnt  admU  par  VieoU  franfaUe  et  tieoU  ita- 
lienne" ;  cf.  Weiß  III  594  und  6(12;  Laurent  pass.  und  oben  Zit. 

Vgl.  all{(emoin  Olt'ri,  R.  XXXIT  a  a,  n  :  .Ptdsqtte  .«/  plusicurs 
legi.^/iif/on.s  f)unf  d  (ucoiii  sur  la  iiature  indts  so  l  u  öl  c  du  imiriage, 
tüuies  les  varti'tea  qu  elle  peuvctit  prösenter  pottr  len  causes  de  la 
eiparaiioH,  sa  d$$rie  est  ees  6ffeis  nesont  gue  le  reflet  uaturel  de 
Viliment  national  du  droit  et  du  beewin  de  dmmer  eatiefaetüm  4 
eet  Clement^,  d.  Finrc  S  C")  Seine  2a  5.  00,  J.  XXVII  993. 

3)  Über  England  vgL  JNeubauer  ».  a.  0.  Vli  m 
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ziilässipr  sei:  dvr  belgisclif  ordre  public  hat  nichts  dagegen 
einzuwenden:  serait  absurde  et  presque  ridicule  de 
prt'frtidre  (pte  les  maris  e'/raf/(jers  doivent  avorr  le  droit 
d  (iditUerer,  et  que  Vejristence  de  la  societe  serait  comprontise 
si  la  femme  etrangh'e  obtenait  le  divorce  pour  adultere  simple, 
en  vertu  de  son  atatut  persouneV  [Laurent  V  2()8).  Ebenso 
hat  das  Trib.  civ.  BriLssel  30.7.87^)  .1.  XVII F  273  ff.)  und 
anscheinend  auch  da«  Trib.  Anvers  19.  1.  99  i.I.  XXVI  860) 
erkannt,  bei  der  Scheidunfrsklaere  einer  Holländerin  auf  Grund 
einfachen  Ehebruclis  des  Mannes,  nacl»  lioUändischera  (jB  2<>4 
Abs.  1.  ' 

Hier  dürfen  wir  also  nach  Doktrin  und  Praxis  annehmen, 
(latj  der  Fall  des  Art.  3  der  Konveutioti  gegeben  ist:  die  lex 
fori  läßt  die  luisschiielilu  he  Anwendung  des  Heimatrechtes  zu. 

Wir  werden  das  Nämliche  für  die  analoge  Kollision  Ix  i 
der  Trennung  von  Tiseli  und  Iktt  annehmen  dürfen^):  Italie)i, 
Spanien  und  Portugal  lassen  die  Separation  wegen  Ehebruch 
des  Mannes  nur  unter  iilinlichen  Qualifikationen  zu.  ') 

Man  darf  hoffen,  daß  auch  in  diesen  Staaten  eine  nach 
dem  Heimatrechte  der  ausländischen  Ehegatten  wegen  einfachen 
Ehebrnehs  des  Mannes  zulässige  Separation  uulK'denklich  aus- 
gesprochen werden  wird;  der  italienische  etc.  ordre  public 
kann  dadurch  ebensowenig  verletzt  werden,  wie  der  belgische. 
Es  sei  nebenbei  bemerkt,  duij  dieses  der  überstaatlichen  Be- 
trachtungsweise ohne  Frage  entsprechende  Ergebnis  sich  auch 
aus  innerstaatlichen  Gesichtspunkten  —  Auslegung  der  heimischen 
Sachnorm  selbst  —  rechtfertigen  läßt;  ganz  ähnlich  wie  bei 
dem  für  die  Anwendung  fremder  Persoualstatute  kia^ssischen 

1)  Allezdmgi  mit  bedenklidier,  Ton  Rolin  approbierte  Begründung. 

2j  Vgl.  auch  Oliri  3(17/77. 

3)  Span  ien  C.  (  '  Art  lC>ö  Abs.  1:  „Cuando  resulte  esvändalo  juilif/ro 
n  menosprecio  do  la  mujer'^ .  Italien  C.  C.  Art.  1.50  Abs.  2:  „A^o«  i 
ammessa  l'aziom  di  aeparagione  per  Vadulterio  del  marito,  se  non 
^pumdo  €9U  mautmga  la  eoMCU^na  in  easa  o  notoriam^Hte  in  tUtro 
hioffOf  €fpnr9  eoneorrano  circostamt»  tali  che  il  fafto  coHituiaea  una 
ittgiuria  grate  aila  moglie".  Portugal  C.  C.  Art.  1204  Abs.  1:  ^Com 
esvnndalo  publica  ou  rompleto  desamparo  da  mulher,  OH  com  COncH' 
btna  teüda  e  tnantettda  tio  domicilio  conjugal*. 
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Beispiele  der  Verschiedenheit  des  Temiiiies  der  Yolljähzigkelt 
nach  den  verschiedenen  Bechten^)  läßt  sich  aach  hier  hehanpten, 
dafi  die  fraglichen  Speziaüt&ten  auf  d»  Sngste  mit  nationalen 
nnd  mit  romanischen  und  sadlftndischen  BasseeigentflmUchkelten 
zusammenhängen;  daß  die  Vorschriften,  wie  sie  der  spanische, 
portugiesische,  italienische  Gesetzgeber  dem  nicht  qualifizierten 
Ehebruch  des  Hannes  gegenttber  fOr  angemessen  erachtet  hat, 
für  die  AngehSrigen  anderer  Nationen  nach  ihren  ererbten  und 
anerzogenen  Eigenschaften  und  Anschauungen  keineswegs  in 
gleicher  Art  passend  sind,  und  daß  deshalb  ein  Gesetzgeber, 
der  für  Spanier  diese  Entscheidung  getroffen  hat,  darum  noch 
lange  nicht  auch  ffir  Deutsche  nnd  SlLandinavier  das  Gleiche 
hat  aussprechen  wollen,  yielmehr  für  diese  Auslander  die  Ent- 
scheidung ihres  Heimatgesetzgebers  nicht  nur  als  die  privat- 
international  nächstberechtigte,  sondern  auch  als  die  sachlich 
zutreffendere  betrachten  iLann. 

Wir  sind  der  Meinung,  daß  die  Sachlage  auch  bei  allen 
übrigen  Differenzen,  wie  sie  innerhalb  des  Konventionsgebietes 
bezüglich  des  Ehebmchs-Scheidungs-  (bezw.  Trennungs-)  Grundes 
bestehen,  keine  andere  ist.  Dies  wflrde  insbesondere  auch  (hier 
wie  bei  allen  anderen  Scheidnngsgrflnden)  fCür  die  Entscheidung 
der  Frage  gelten,  ob  bei  beiderseitigem  Ehebruch  eine  Kom- 
pensation dntritt  oder  nicht  (ausdrücklich  b^aht  in  den  skan- 
dinavischen Bechten,  ausdrücklich  verneint  von  üngam  §  81 
Abs.  2);  ob  daa  Scheidungsrecht  nur  ausgeschlosaen  wird  durch 
die  strafrechtliche  Teihnahme  oder  Provokation  des  anderen 
Ehegatten  oder  auch  schon  durch  seine  Zustomung  (vgl.  Lehr, 
Dr.  dv.  scoMd.  No.  668  ffir  die  skand.  Rechte,  andererseits 
BGB  8  1565  Abs,  2,  Ungarn  Ehe-Gesetz  §  81  Abs.  1);  ob  und 
unter  welchen  Voraussetzungen  das  Scheidungsrecht  verwirkende 
Veijährung  anzunehmen  ist  (vgl.  HaU,  Burgerlijk  We^oek 
§  271  Abs.  2) ;  ob  ein  Strafurteil  gegen  den  Ehebrecher  voraus- 
gesetzt wird  (BlflL  Burgerlijk  W^oek  §  265);  ob  und  nach 
welchem  Fristablauf  (hier  wie  bei  allen  anderen  Scheidnngs- 
grttnden)  das  Klagerecht  verwirkt  wird  etc.  Zweckmäßig  und 


1)  Vgl.  Jkering9  Jakrb.  XL  6611. 
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einfach  möchte  es  wohl  sein,  wenn  der  inländische  Richter  in 
solchen  Fällen  nur  sein  eigenes  Recht  anwenden  könnte;  da 
ihm  dies  aber  unter  allen  Umständen  überstaatlich  versagt  ist, 
unter  allen  Umständen  das  Heimatrecht  zunächst  geprfift  werden 
muß,  so  kann  die  Rechtsprechung  eines  Landes  wahrlich  nichts 
dabei  gewinnen,  wenn  bei  untergeordneten,  dem  subjektivsten 
legislativen  Ermessen  unterstehenden  Fragen,  wie  es  z.  B.  die 
Bert'clmung-  einer  Frist  ist,  an  den  Tatbestand,  nach  dem  aus- 
ländischen üesetzesmaßstab,  Iiinterlier  auch  noch  der  inländische 
darüber  gelegt  wird.  Aber  auch  bei  aUen  anderen,  oben  hervor- 
gehobenen, weniger  formalistischen  Gründekollisionen  handelt 
es  sich  immer  um  Speziallragen,  bezüglich  deren  jedermann  es 
begreift,  daß  nicht  alle  Gesetzgeber  zu  den  gleichen  Ent- 
scheidungen g-elangen  werden,  auch  wenn  sie  in  iliren  (Jrund- 
auffassnngen  ganz  und  gar  harnionierteu,  bezüglicli  deren  die 
legislativen  Abweichungen  innerhalb  der  gebotenen  (Jrenzen 
als  etwas  Natürliches  und  Bei-echtigtes  erscheinen  und  deshalb 
die  ausschließliclie  Anwendung  des  Heimatrechtes 
in  keinem  Konventionsstaate  als  etwas  Chokierendes  und  das 
inländische  Pefhtshewuijtsein  Verletzendes  euipfunden  werden 
kann.  Dies  gilt  u.  E.  auch  für  den  weiteren  Kollisionsfall, 
wenn  nach  dem  ausländischen  Heiinatrecht«  andere  Sittlichkeits- 
vergehen auch  ohne  kriminelles  Strafurteü  dem  Ehebruch  ohne 
weiteres  gleichstehen  (vgl.  z.  B.  §  1565  BGB,  Ungarn  §  76, 
Schweden:  Lehr,  Dr.  civ.  scand.  No.  668,  67d),  während  sie 
nach  der  lejc  fori  nur  etwa  unter  dem  Gesichtspunkte  der  in- 
jure  grave  oder  wenn  sie  zu  einer  entehrenden  Strafe  geführt 
haben,  als  Scheidungs-  resp.  Trennungsgrund  anerkannt  sind. 

Anlangend  den  Scheidungsgmnd  der  böslichen  Ver- 
lassung finden  wir  einen  klassischen  Beleg  für  unsere  Auf- 
fsssung  wiederum  in  Belgien.  Obschon  der  C.  C.  diesen 
Scheidungsgrund  nicht  kennt,  treten  wiederum  sowohl  Laurent 
(V  287  S.)  wie  Eolin  (U  122)  mit  aller  Entschiedenheit  dafttr 
ein,  daß  eine  nach  ausländischem  Heimatrechte  aus  diesem 
Grunde  zugelassene  Scheidung  vor  belgischen  Gerichten  ohne 
weiteres  auszusprechen  sei.  Die  sowohl  von  Laurent  wie 
von  Bolin  gegebene  Begründung  mag  vom  Standpunkte  der 
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jurtstischeii  Logik  noch  so  angreifbar  sein;  ffir  das  Eine, 
worauf  es  ankommt,  ist  sie  beweiskräftig:  daß  von  einem  bel- 
gischen oder  überhaupt  französisch-rechtlichen  ordre  piäAk, 
der  den  Ausspruch  einer  solchen  Scheidung  als  Skandal 
enipfindet,  sicherlich  nicht  geredet  werden  kann  ^) ;  wie  ja  auch 
die  iranzösich- rechtliche  Praxis  selbst  contra  verba  legis  es 
versucht,  den  Scheiduugsgrund  der  böslichen  Verlassung  in  das 
Inlandrecht  hinein  zu  interpretieren.   Damach  liegt  sicher 
keine  Veranlassung  vor,  dem  Auslandrecht  gegenüber  in  solchem 
Falle  von  der  prohibitiven  BingrÜfsbefugnis  der  lex  fori  Ge- 
brauch zu  machen.  Man  wird  also  mit  Fug  und  Recht  in  den 
Gebieten  des  C.  C.  die  Gesetze  der  Konventionsstaaten,  welche 
die  Scheidung  auf  Grund  böslicher  Verlassung  zulassen  und 
normieren,  gem&ß  Art.  3  der  Konvention  unbeschränkt  anwenden, 
ohne  zu  prüfen,  ob  daneben  auch  in  concreto  die  Scheidung 
nach  C.  C.  als  begründet  anzusehen  w&re.  Ebenso  sollte  man 
in  denjenigen  Gebieten,  welche  selbst  den  gesetzlichen  Seheidungs- 
grund  der  böslichen  Verlassung  kennen,  unbedenklich  bei  Ans- 
lindeischeidungen  aus  solchem  Grunde  ein  etwa  in  Einzelheiten 
abweichendes  Heimatrecht  durchführen,  auch  dann,  wenn  die 
gesetzliche  Zeit,  nach  deren  Umlauf  die  Scheidung  zulSssig  ist, 
nach  dem  Heimatrechte  kürzer  bestimmt  ist,  als  nach  der  Ux 
fori.   Sicherlidi  hat  der  holländische  Geseta^ber,  der  eine 
fünfjährige  Dauer  der  Abwesenheit,  der  d&nische  und  noi^ 
wegische,  der  eine  solche  von  drei  Jahren  fordert,  diese  Voraus- 
setzungen aufgestellt,  weil  jeder  von  ihnen  eine  kürzere  Zeit- 
dauer als  ungenügend  ansah:  allein  ähnliche  Motive  liegen  so 
ziemlich  allen  Gesetzen  zu  Grunde,  und  daß  daraus  für  die 
])riYatintemationale  Wirkung  eines  Gesetzes  absolut  nichts  ge- 
folgert werden  kann,  haben  wir  ausführlich  dargetan  (Iherings 


>i  Laurent  a.  a.  0.:  Die  Aasländer,  deren  Personalstatnt  es  gestattet, 
ktonen  In  Belgioi  „intoquer  rabandon  malicieuxt  iHaigu§  notre  eod* 
eMl  i0Mor€  eatU  ettUM  de  dfvoree  oü  de  aiparaUen.  Vordre  mor^t 

loitt  de  s'y  opposer  Vexige:  la  mciettl  //'«  aucune  raison  d'impufter  sa 
loi  ft^t  r/'ffu  iait'  />  J't'frnnfjcr  Vappliratii'V  de  hi  loi  t'trangere  riurn.  an 
cantraire,  ce  bii  )i,  qui-  l  ntteiiiinti  du  hgisluteur  nera  appek-e  sur  une 
lacunc  que  preaenie  la  loi  nationale* . 
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Jahrb.  XXXIX  9  ff.).  Die  Vnge  ist,  ob  die  Intensität  oder 
die  spezielle  örtliche  Ansdehnnngstendenz  des  Gesetzes  eine 
solche  ist,  daB  sie  einem  anders  gearteten  Aaslandsrecht  gegen- 
über, dessen  grundsätzliche  Näherberechtigung  anerkannt  ist, 
die  nneingeschränkte  Herrschaft  nicht  überlassen  kann,  eine 
knmnlatiye  Snbsidiaranknüpfung  für  sich  selber  fordern  muß, 
weil  die  Anwendung  des  entsprechenden  Anslandiechtes  einem 
dringenden  inländischen  Interesse  zuwiderläuft  oder  als  Skandal 
empfunden  wttrde.  Bei  vernünftiger  Erwägung  kann  man  diese 
Frage  im  voraiisgesetzten  Falle  u.  &.  nicht  bejahen.  Die 
Differenzen,  wie  wir  sie  unter  den  Rechten  der  Konventions- 
Staaten  in  diesem  Punkte  finden,  sind  technische  Einzelheiten 
in  der  Ausgestaltung  des  Instituts  die  dessen  Kern  und  Grund- 
gedanken nicht  berühren.  Es  wäre  einfach  sinnlos  zu  behaupten, 
das  Institut  als  solches  werde  durch  solche  Abweichungen  ein 
anderes  und  es  könne  Öffentlichen  Anstoß  erregen,  wenn  bei 
einem  dem  Ansland  grundsätzlich  angehörenden  Rechtsverhältnis 
ein  derartiges  Auslandrecht  vor  inländischen  Gerichten  zur 
strikten  Anwendung  gelange.  Eine  derartige  Auffassung  könnte 
einem  solchen  Gesetze  gegenüber  gerechtfertigt  sein,  welches 
etwa  in  ganz  haltloser  und  leichtfertiger  Weise  die  Scheidung 
wegen  der  böslichen  Verlassung  an  einen  ganz  und  gar  un- 
genügenden  äußeren  und  kurzfristigen  Tatbestand  knüpfte,  wie 
er  mit  der  Tradition  aller  Knlturstaaten  in  flagrantem  Wlder^ 
Spruch  stünde;  nicht  aber  bei  den  hier  allein  in  Frage  kommen- 
den Scheidungsgesetzen,  deren  Verschiedenheiten  sich  lediglich 
innerhalb  der  Schranken  und  Schwankungen  bewegen,  wie  sie 
in  den  Knlturstaaten  hergebracht  und  in  der  nicht  mathematisch 
abzuzirkelnden  Natur  des  Gegenstandes  begründet  sind. 

In  einzelnen  Ausnahmefällen  mag  vielleicht  Grund  zur 
Ausübung  der  Prohibitiv-Befugnis  vorzuliegen  scheinen :  so  z.  B. 
wenn  nach  schwedischem  Recht  die  bösliche  Verlassung  nur 
dann  als  Scheidungsgrund  anericannt  wird,  wenn  sie  mit  Land- 
flüclitigkeit  verbmiden  ist,  während  sie  ohne  solche  Qualifikation 
nur  als  ein  G  rund  zur  Separation  gilt.  Hier  kann  der  schwedische 

')  Man  v(?1  7.  R  ^  löfi?  Büß  mit  §  77  des  ungarischen  Gesetzes  und 
die  Lmzclheiten  der  äktkudinarischen  Rechte,  Lehr,  Dr.  ci».  «cafMlM.  No.  609. 
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Richter  vielleicbt  sich  veranlaßt  sehen,  die  Yoranssetzong 
der  Landflüchtigkeit  probibiti?  bei  allen  in  Schweden  aussn- 
sprechenden  Scheldongen  anzuwenden,  mit  der  BegrOndiing,  dafi 
andernfalls  die  BeTonnignng  eines  Ausländers,  —  der  die 
Scheidung  da  schon  erlangen  kann,  wo  der  Inltoder  auf  die 
Separation  bescbr&nkt  ist  —  allzu  peinlich  empfanden  wfirde. 
Derartige  —  theoretisch  ganz  und  gar  imponderable  —  Er- 
wägungen mfissen,  da  eine  überstaatliche  Bindung  nicht  besteht, 
dem  einzelstaatlichen  Gesetzgeber  und  mchter  anheimgestelU 
bleiben.  Nur  das  läßt  sich  sagen,  daß  derartige  Aigumente 
mit  äußerster  Vorsicht  gehandhsbt  und  auf  den  engstmlSglichen 
Kreis  zu  beschränken  sind.  Sie  nagen  an  der  Wurzel  des 
internationalen  Frivatrechts  und  mit  ihrer  Hfllfe  läßt  sich  — 
wie  immer  wieder  gesagt  werden  muß  —  die  Anwendung  so 
ziemlich  jeden  abweichenden  Auslandrechtes  —  das  ja  immer 
einer  der  Parteien  zum  Vorteil  gereichen  wird  —  ablehnen. 

Ein  genaueres  Eingehen  auf  die  weiteren  Spezialkollisioneti 
der  strikten  Scheidungs-  (und  Trennungs-)  Grfinde  unter  einander 
können  wir  uns  hier  versagen.  Die  Analogie  zu  dem  im  vor- 
stehenden erörterten  Bechtsverhältnissen  liegt  meist  auf  der 
Hand  und  wurde  gelegentlich  schon  berührt. 

3.  Besondere  der  lex  fori  unbekannte  Trennungs- 
gründe  (Gesetzeskn miilation  in  abstracto). 
Anch  diejenigen,  welche  grundsätzlich  die  ausschließliche 
Geltunf?  des  Heimatrechtes  vertreten,  soweit  nicht  der  ordre 
jmhlic  ent^p*renstehe,  wollen  vielfacli  eine  solche  Ausnahme  zu 
gunsten  dw/ci-fori  immer  dann  anerkennen,  wenn  der  Seheidnngs- 
grund  als  solcher  (objektiv)  dem  Hechte  der  lex  fori  unbekannt 
ist. ')  Dieses  Prinzip  läßt  sich  gegenüber  der  in  Art.  2  der 
Konvention  ^und  EG  z.  BGB  Art.  17  Abs.  4)  zur  Reg:el  erhobenen 
(Jesetzeskumulation  in  concreto  („dam  Ic  cas  dont  il  s'ayit  j 
als  dasjenige  einer  Gesetzeskuraulation  in  ahstracto  bezeiclinen. 
Letztere  geht  der  Idee  nach  wie  in  der  praktisclien  Anwendung 
bedeutend  weniger  weit  wie  erstere.   Die  im  Yoraufgehenden 

1)  Vgl.  Chavegrin,  ITote,  J.  XU  154;  Brttasel,  J.  XVI 718;  Pillei, 
ordre  public  71  f. 
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erörterten  Ergebnisse  sind  mit  dem  Prinzip  der  Gesetzes- 
knnralfttion  4n  abatracto  durchweg  vereinbar,  entsprechen  seinen 
Intentionen:  denn  dieses  Prinzip  verlangt  nnr,  daß  die  objektiv 
gesetzliche  Cansa  (Ehebrach,  bösliche  Verlassnng,  enteltrende 
Strafe)  als  solche  in  beiden  Rechten  existiert;  die  untergeord- 
neten Einzeldülerenzen  der  Rechte  sollen  nicht  kumuliert  werden; 
sie  bestimmen  sich  ohne  weiteres  nur  nach  Heimatrecht. 

Das  Prinzip  der  Gresetzeskumulation  in  ahstrocto  war  auch 
dasjenige  des  Entwurfes  von  1894,  wie  nicht  nur  der  Text 
des  damaligen  Art.  2  dihorce  ne  pmt  itre  äemand4  que 
qowr  lea  cawes  aämisea  ä  la  fois  par  la  lai  naUonale  äea 
ipoux  ^  par  la  loi  du  Heu  ou  VacHon  est  inteutie.  Su  cos 
de  amtradkUon  enire  la  loi  noMonale  des  ipoux  et  eeUe  du 
pays  m  la  demaude  a  iti  formie  le  divorce  ne  pourrapa» 
itre  prxmoncS"),  sondern  auch  die  KommissionsbegrOndung^}  mit 
aller  Deutlichkeit  erkennen  läßt.  Es  ist  erstaniüich,  daß  man 
1900  an  Stelle  der  abstrakten  GrOndekumnlation  die  konkrete 
gesetzt  hat,  ohne  sich,  wie  es  scheint,  die  viel  größere  Trag- 
weite des  letzteren  Omndsatzes  überhaupt  zu  vergegenwärtigen. 
Man  wollte  das  Prinzip  abschwächen,  und  hat  dies  auch  in 
der  gewollten  Richtung  getan;  man  hat  aber,  soweit  ans  den 


1)  Actes  1894  8.  86:        d$8  Frtmsaia  w  trmvant  tn  Beigigm 

demandent  le  divorce  pour  consentetnent  mutucl,  on  ne  peut  dh  e  que, 
darifi  fespice,  !c  divorce  snit  admis  par  fcs  deu.r  leyishitions.  Sur  ce 
point,  il  y  a  plus  que  des  nuances  entre  deux  legislations  donl  l  une 
admH  Hm  U  (t§vore§,  mai»  aeidemmU  pour  d»  eaa  peu  nombr9H»  *t 
riffourtmaemeni  äHtrmiudBf  UmdU  gue  Vauire  tedmH  tTune  mtmUr« 
tris  larg9,  M-il  ä  gupptmr  qua  U  paga  dout  la  UgiüaHon 
riffoureitfte  recontinttra  Ic  divorce  de  ses  nafionaux  proHOfU'd  pour  de9 
cnuff's  qti'eJJf  nUdmet  pas  et  pennett rd  ainsi  n  ses  tuttionaux  de 
s  affranchir  de  regles  ginantes par  un  simple  changement  de  domteile? 

 La  M  natUmeU  ne  peut  m  taisaar  aiuH  Umrmr.  On  txagir§ 

quaud  on  «Ut  quo  lo  äiooree  9§ra  ronäu  ä  pou  prit  impotHUe  paree 
qu'un  no  trouvera  pas  498  eauies  identiquoa  pr4ouo»  dam  loa  deute 
legislations.  Les  causes  särieuses  de  divorce  se  r et r out ent  partout; 
c'est  pour  Celles  qui  sont  tres  discutables  en  elles-meme  que  la  direr- 
gence  existe  et  c'est  pour  de  pareilles  causes  que  la  loi  nationale  ne 
peut  abdiquer.  Za  lex  fori,  Sautre  part,  ne  peut  laisser  prononcer 
un  dnoree  pour  dee  eauaea  qu^eUe  n'ad$uet  paa:* 
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Materialien  ersichtlich,  ixuv  nicht  bemerkt,  daß  man  durch  die 
neue  Fassung  gleichzeitig  in  anderer  Richtung  eine  erhebliche 
Verschärfung  des  Grundsatzes  sanktioniert  liat. 

Gleichwohl  ist  dir  (Jesetzeskumulation  /;i  abstracto  mit 
Rprlit  aufgegeben  worden.  Einmal  läßt  sich  der  Gedanke  über- 
haupt in  vielen  Fällen  nicht  klar  durchführen,  einfach  deshalb, 
weil  oftmals  die  Grenzen  der  verschiedenen  legislativ  fixierten 
Scheidungsgründe  derart  verwischt  sind,  daß  kaum  mehr  irgend 
ein  Maßstab  zu  finden  ist,  nach  welchem  man  entscheiden 
könnte,  ob  die  Causa  des  einen  Rechtes  noch  als  die  nämliche 
anzusehen  ist,  wie  die  des  anderen  (vgl.  dazu  auch  Ihcrings 
Jahrb.  XL  83  !¥.).  Völlig  undurchführbar  wird  die  objektive 
Kausakumulierung  gegenüber  den  relativen  Scheidungsgründen 
(wie  §  1568  BGB,  Art.  47  des  Schweiz.  BG,  auch  die  Jnjnres 
graves"  des  C.  C.  231),  in  welchen  jede  beliebige  spezieller 
formulierte  schuldhafte  Scheidungsursache  eines  anderen  Rechtes 
enthalten  und  doch  auch  wieder  niclit  enthalten  sein  kann. 

Auch  abgesehen  von  solchen  Anwendungsscliwierigkeiten 
und  auch  da,  wo  sie  nicht  bestehen,  geht  u.  E.  das  Prinzip  der 
abstrakten  Kausakumulation,  obschon  erheblich  milder  als  das- 
jenige der  konkreten,  doch  noch  viel  zu  weit.  Es  läßt  sich 
keines weprs'  behaupten,  daß  die  Zulassung  einer  heimatgesetz- 
lichen Scheidungsursache  immer  dann  schon  den  ordre  public 
der  lew  fori  revoltieren  müsse,  wenn  diese  Ursache  keine  der 
in  dem  Civilgesetzbuch  des  Fonnns  enthaltenen  ist.  (Überein- 
stimmend und  treffend  Rolin  II  120  fi.  und  126,  Humbtet, 
J.  XV  463).  Berechtigt  und  begründet  wäre  eine  derartige  Re- 
probierung  stets  dann,  wenn  die  heimatrechtliche  Kausa  als 
völkerrechtswidrig  anzusehen  wäre,  oder  als  eine  solche,  die 
ganz  und  gar  außerhalb  des  Rahmens  des  am  Gerichtsorte  an- 
erkannten Scheidnngsrechtes  steht,  oder  den  bestimmten  Rechts- 
grundsätzen der  fejc  fori,  die  eine  —  zwar  niemals  absolute, 
aber  doch  —  besonders  ausgedehnte  örtliche  Herrschaft  bean- 
spruchen, widerstreitet  (vgl.  Ztschr.  XIII  330  ff.  und  die  in 
den  Noten  angeführten  Stellen).  Letzteres  dürfte  als  wenigstens 
nach  der  in  verschiedenen  Konventionsstaaten  (Belgien,  Frank- 
reich) allgemein  anerkannten  Tradition  gegenüber  solchen 


Digitized  by  Google 


Die  Haager  Sehddiiiiga-KoBTeiitioii. 


217 


ScheiduogsgTfioden  gelten,  die  als  ein  Eingriff  in  die  in  der  leap 
fori  garantierte  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  angesehen 

werden  könnten,  wie  der  Scheidungsgnmd  der  Apostasie  —  ein 
Fall,  der  allerdings  in  den  Konventionsrechten  zur  Zeit  nicht 
pralctisch  wird^j;  ersteres  würde  z.  B.  Gesetzen  gegenüber 
gelten,  die  —  wie  z.  B.  da«  türkische  Recht  (cf.  GlassonAdO) 
—  dem  Manne  ein  beliebiges,  einseitiges  Scheidungsrecht 
(event.  gegen  Abfindung  der  Frau)  geben  and  am  £nde  noch 
der  Frau  dagegen  überhaupt  jedes  Scheidungsrecht  yensagen') 
oder  es  ihr  nur  gewähren,  wenn  es  bei  der  Eheschließung  aus- 
bedungen  wurde*);  Gesetzen  gegenüber,  welche  die  Unfrucht- 
barkeit^) oder  gar  schon  die  Sohnlosigkeit  oder  sonstige  lägen- 
Schäften  der  Krau  („Geschwätzigkeit",  „diebische  Neigungen", 
„Lüsternheit",  „Eifersucht",  „Gebrechlichkeit als  Scbeidangs- 
gründe  anerkennen,  wie  es  sich  nur  bei  einer  ganz  und  gar 
inferioren  Stellung  der  Frauen  verstehen  läßt  und  deren  staat- 
liche Anerkennung  und  gerichtliche  Durchführung  bei  uns 
geradezu  als  ein  Hohn  auf  die  Zivilisation  empfunden  würde. 
Für  das  Konventionsgebiet  werden  derartige  Fälle  da  sich 
dsis,  Abkommen  nur  auf  die  europäischen  Territorien  der  Ver- 

^)  V|f!.  aber  t.  B.  daa  lerbiBCshe  Recht,  Glaason  B.  426,  nnd  aneb  dM 
pienfilsdie  Landrecht  II  1,  715;  nach  islamitischem  Hecht  wird  durch  den 
Abfall  vom  Islain  die  Ehe  iptio  iure  aufgelöst  (vgl.  Friedrichs,  Zh<Ji. 
für  vergleicht  H(1e  Rechtswissenschaft  VII  262  f.).  Nach  spanischt  ui  Ri  clit 
ist  ein  Grund  zur  Separation:  „La  ciolenciu  ejercidu  por  el  maridu  sobre 
ta  mujer  para  obiigarla  d  eambiar  de  rellgiön", 

*)  Ziaek,  f.  vergl.  BeehUwissentehaft  V  138 ff.;  s.  Ztsch. XIV 6Sö ff . 

^  Vgl.  für  das  Himluredit  Snc.  of  ecmp.  leyislatUm  III  271:  für 
Korea  :  J.  XXX  121;  Türkei.  Turnrtutc.  Ztschr.  f.  vergl.  SechUnoiss, 
V  137  ff . ;  vgl.  im  allgemeinen  Post,  Haustet/if  L  135 

*)  Soc.  de  comp,  uf  legislation  III  271;  J.  XXX  (Mandelstu  mJ 
AU'Tunia:  J.  XXU  1079. 

Cbinettsciies  Recht:  cf.  Po9i,  Bausteine  I  136;  Kohler,  Ztttch. 
f.  cgi.  Rechtstciss.  VI  375 ;  vgl.  die  Birniancn  i^durch  einseitigen  Akt  jedes 
Ehegatten  [gegen  Verm^crrnsnachuilc]  :  Knhler  S.  672  ff.;  Manu-(ie8.: 
Glasson  S.  162  f  In  JJeA/i(tn  wi  un  der  Mann  die  Kaste  verliert  'JCohler, 
Zisch,  f.  tergl.  BechUwiss.  VIII  117). 

*)  Poeif  Grundriß  der  eihnologieehen  Jurieprudene  (1895j  II  114  ff. 
(vgl.  ancfa  Mmienegro:  «wcnii  di«  Frau  den  Kann  dreimal  heatiditt'',  Ztsch. 
XU  362). 
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tragsstaaten  besiebt  (Art.  10)  ^  kaum  praktiscb  weiden.  ^)  Die 
Gesichtspunkte  aber,  welche  hei  solchen  exotischen  Gesetzen 
berechtigt  erscheinen,  treffen  bei  den  besonderen  Scheidongs- 
nisachen,  die  im  EonTcntionsgebiet,  wenn  auch  nur  vereinzelt, 
zugelassen  sind,  keineswegs  zn.  Sie  sind  nicht  derart,  daß  ihre 
gerichtliche  Anerkennung  und  Durchführung  in  einem  der 
anderen  Konventionastaaten,  falls  in  ihm  nur  fiberfaanpt  die 
Scheidung  besteht,  revoltierend  und  skandalisierend  auf  das  all- 
gemeine Rechtsbewußtsein  wirken  könnte.  Jedenfalls  gilt  dies 
zun&chst  für  alle  diejenigen  Scheidungsuisachm,  weldie  auf  ein 
Verschulden  des  einen  Ehegatten  gegründet  sind.  Sie  kSnnen 
ohnehin  wenn  sie  auch  als  absolute  Scheidungsgrflnde  nach  lex 
fori  nicht  anerkannt  sind,  doch  in  der  Begel  unter  die  fast 
(iberall  daneben  bestehenden  relativen  Gründe  (if^fitrt  grave 
etc.)  subsumiert  werden.  Aber  auch  wo  dies  nicht  der  Fall 
ist,  (wie  nach  dem  holländischen  Gesetzbuch  204  ff.)  kann 
schwerlich  behauptet  werden,  daß  der  inländische  &räre  public 
durch  die  Anwendung  ausländischer  Scheidungsgesetze  chokiert 
werde;  dies  z.  B.  ohne  Frage  für  §  1566  BGB  (wenn  ein  Ehe- 
gatte dem  anderen  nach  dem  Leben  trachtet)  sowie  für  g  78 
des  ungarischen  Ehegesetzes  „nach  dem  Leben  trachtete  oder 
in  einer  die  körperliche  Unversehrtheit  oder  die  Gesundheit  ge- 
fährdenden Weise  absichtlich  schwer  mißhandelt  hat",  mag  auch 
die  lejp  fori  eine  Spezialbestimmung  ähnlicher  Art  nicht  ent- 
halten. Ähnliches  darf  angenommen  werden  für  Sätze  nach 
Art  von  §  80  des  ungarischen  Ehegesetzes  („wenn  der  andere 
Ehegenosse  einen  unmoralischen  Lebenswandel  verstockter 
Weise  fortsetzt");  ebenso  aber  auch  für  die  Spezialgrttnde  der 
Trunksucht^),  Verschwendung  (Schtceiieu:   Olivecrona  J. 

^)  Vgl.  jedoch  das  Urteil  Ztsch.  XIV  d85  ff.  tind  dasjenige  des  Appell- 
hofg  BrOMd  Tom  8. 6. 1889;  J.  XXVI  869,  welches  unter  der  Peststellnng, 
daß  für  misbcbie  Joden  gnmdiatslich  das  mosauclie  Scheidniigsrecht  antu« 

wenden  ist,  entsprechend  dem  rassischen  Heimat  rechte,  die  Geltnng  dieses 
Rechtes  ablehnt  „romwe  rnntraire  ä  Vordre  puhlic  et  nux  Ixmnen  nutenrs; 
en  effei,  cette  loi  n  admct  que  la  r^pudtation,  cest-a-äire  le  divorce 
au  pro  fit  de  l  komme  seuV*. 

Ale  Sdieidnii^gmiid  beaciidets  Terbreitel  in  den  amerikaniechen 
Rechten,  gewöhnlich  mit  der  Beichrttnknng,  da6  die  Tmnksaeht  ^e  beetinunte 
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X  368).  Mag  immerhin  der  Gesetzgeber  des  Oeriditsortes  der- 
artige Yoraussetzimgen  für  zu  leicht  befunden  haben,  um  ab- 
solute Scheidungsursachen  nach  seinem  Rechte  daraus  zu 
schmieden:  er  kann  es  nicht  ffir  unverständlich  und  anstößig 
halten  wenn  ein  anderer  Yertragsgesetzgeber  zu  einem  anderen 
Ergebnis  gelangt  ist;  und  es  Icann  nicht  als  skandalös  empfunden 
werden,  wenn  eine  Scheidung  von  AusÜndem  vor  inländischen 
Gerichten  nach  diesem  ihrem  heimatlichen  Gesetze  ausgesprochen 
wird,  die  von  den  lokalen  Gesetzen  zwar  abweichen,  aber  doch 
nicht  auf  einer  ganz  und  gar  anders  gestalteten  Grundlage 
beruhen. 

Das  ffir  die  Scheidnngsgründe  Gesagte  gilt  a  majori  auch 
für  die  Gründe  der  Separation :  Eis  wird  z.  B.  nicht  behauptet 
werden  können,  daß  der  italienische  ordre  pMic  (der  sich  ja 
sogar  schon  mit  der  Ehescheidung  von  Ausländem  ent^ 
sprechend  ihrem  Heimatrechte  abgefunden  hat!)  darunter  leidet  ^), 
wenn  der  italienische  Richter  die  Separation  spanischer  Ehe* 
leute  aus  den  SpeziaJgrOnden  des  spanischen  GB,  Art.  105}  3°, 
4®,  5®  (fjM  ttMencia  ßfercida  por  el  marido  sobre  la  rnnjer 
para  oldigarla  ä  camMar  de  Beligidn.  —  La  propuesta  del 
marido  para  prosHhtir  d  su  mmjer.  —  M  conato  del  marido 
ö  dela  mnnjer  para  corromper  d  stta  h^a  6  prosHtuir  d  aus 
hijaa,  y  la  connivenda  en  m  corrupciön  ö  prosütudön^) 
ausspricht^,  ohne  weiter  zu  untersuchen,  ob  in  den  betreffenden 
Akten  etwa  auch  ^minaccie  e  ingiurie  gravi^  im  Sinne  von 
Art.  160  des  italienischen  GB  zn  erblicken  wären. 

Elbenso  dürfte  es  schwerlich  in  einem  Konventionsstaate 
Anstoß  erregen  können,  wenn  der  Domizilrichter  (vorausgesetzt, 
daß  die  lex  fori  überhaupt  eine  ständige  IVennung  von  Tisch 
und  Bett  zuläßt)  einer  Italienerin  die  Separation  gegen  ihren 

Zdt  hindurch  (1,  2,  8  Jahre)  bestanden  haben  mnfi.  Vgl.  Ntuhauar  a.  a.  0. 
Vm  280«. 

1)  Vgl.  oben  S.  144.  Pit>  italiciiischeii  Fr&I.  Art.  enthalten  eine  beson<k-t  < 
Schoi'inriL's-  (bezw,  Tronnungs-i  Kollisionsnomi  nicht.  Art.  (i  unterwirft  die 
rapyinrti  di  fttmiglin  dem  Heimatrecht«  il<  r  Personen.  Der  vieigeuannte 
Art.  12  enthält  die  gewüliuliche  ordre  ^w6/<r -Vorbehaltsklausel. 

*)  Dahiogestelk  bleibt  die  Frage  der  pros  est  aalen  Zuständigkeit 
nach  Art  6.  ■ 
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Ehemann  ans  dem  heimatlichen  Spezialgrand  der  Yagabondag;e 
(Art.  152  C.  C.  Ital. j  ^)  gewährt,  der  sonst  ttberall  nnbekaimt  ist.  ^ 
Bedenklicher  wird  die  ausschließliche  Zulassung  des  Heimat^ 
rechtes  vielfach  dann,  wenn  es  sich  nm  Scheidungsgründe  han- 
delt, die  nicht  auf  einem  Verschulden  beruhen.  Für  diejenigen 
Bechtsgebiete,  welche  die  Scheidung  nur  auf  die  alleniuBersten 
Fälle  schwerster  Verfehlungen  eines  Ehegatten  beschr&nict  halten 
(wie  Holland  und  Drankreidt)  mag  man  vielleicht  darauf  be- 
steben, solchen  auf  ganz  anderem  Boden  beruhenden  Scheidungs- 
gesetzen gegenüber  von  der  negativen  Funktion  des  ordre  public 
Gebrauch  zu  machen,  sie  als  für  die  Öffentlichkeit  chokierend 
vom  Gerichtsorte  fernhalten;  positiv  ausgedrückt  (cf.  Ztsch.  XIII 
S.  330 ff.):  man  mag  für  den  inländischen  Bechtssatz,  daß  eine 
Scheidung  nur  auf  Grund  Verschuldens  ausgesprochen 
werden  kann,  die  prohibitive  Subsidiaranknüpfung  des  Forums 
beanspruchen.  Die  Sache  liegt  hier  offenbar  ähnlich  wie  gegen- 
über der  Scheidung  auf  gegenseitige  Einwilligung  and  sie  läßt 
sich  ähnlich  wie  dort  rechtfertigen. 

Sie  wird  sich  aber  vernünftigerweise  nur  da  aufrecht  er- 
halten lassen,  wo  man  andere,  als  die  allerstriktesten  Scheidungs- 
ursachen im  Inlandgesetze  nicht  kennt.  Sobald  der  Inlanda- 
gesetzgeber  in  dieser  Hinsicht  einer  etwas  freieren  Richtung 
Konzessionen  gemacht  hat,  wird  er  auch  derartigen  weiter- 
gehenden Freiheiten  eines  ausländischen  Heimatgesetzgebers 
nicht  mehr  in  solcher  Schärfe  zu  begegnen  brauchen.  Dies  gilt 
namentlich  gegenüber  dem  Scheidungsgrunde  der  Geistes- 
krankheit (zugelassen  in  Deutschland  BGB  §  1569,  in  der 
Schweig,  Ehegesetz  §  46,  in  Sk^wedeHy  Lehr,  Dr.  cio.  soand, 
No.  673,  in  Dänemark  und  Norwegen  mit  königlicher  Geneh- 
migung (ebenda),  in  Rußland  für  Protestanten  (Ztsch.  X  421), 
oder  auch  wegen  anderer  unheilbarer  und  ansteckender  Krank- 
heiten {Schweden  nach  Neuhauer  VI  103  ff.  und  Lehr, 
Mariage  etc.  S.  396;  Dänemark  nach  Neuhauer  V  443  f.  und 

M  „Quando  if  it/anfn.  settza  ulcun  f/iu.\fii  motirn,  nnn  fissi  una 
residema,  od  avendone  i  meMMi^  rifiuvi  di  ftssurlu  in  modo  convenieni« 
alla  ma  condUione  ', 

i)  ÜbeKiii8tiiiini«nd  BoUn  II  123;  contv»:  Laurent  Y  a88L 
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Norwegen,  Neubauer  V  106,  in  Österreich  als  Trennungs- 
grund §  109). 

Mit  den  üblichen  ordre  jyw6//V  -  Arsrumenten  \)  läßt  sich 
natürlich  die  allgemeine  Prohibitivanwenduiifi:  einer  lex  fori 
in  solclien  Fällen  wiederum  nicht  begründen :  es  liej?t  auf  der 
Hand,  daß  ein  Gesetz,  das  —  wie  die  Mehrzahl  der  Konven- 
tionsrechte —  di'  Scheidnnir  aus  solchen  Ursachen  versagt,  dies 
aus  Rücksichten  der  Moral  tut  oder  zu  tun  glaubt.  Allein  eben 
so  sicher  ist,  daß  der  Heimatgesetzgeber,  der  die  Scheidung  in  . 
golchen  Fällen  zuläßt,  dies  ebenfalls  aus  Gründen  einer  (nach 
seiner  Auffassung  höheren)  Moral  tat;  daß  Moralitäts-  und 
Sittlichkeitserwägungen  sich  für  die  eine  wie  für  die  andere 
Iidsnng  geltend  machen  lassen,  nnd  es  sich  nur  fragt,  welche 
man  als  die  schwerer  wiegenden  ansieht^);  daß  das  pro  nnd 
contra  im  Rechtsbewußtsein  der  Kulturstaaten  nichts  weniger 
als  klar  entschieden  ist,  sich  vielmehr  so  ziemlich  die  Wage 
hält,  wie  bezüglich  des  Ehescheidungsgrundes  der  Geisteskrank- 
heit am  besten  durch  die  Entstehungsgeschichte  unseres  BOB 
illnstriert  wird.')  Unter  diesen  Umständen  dflrfte  man  m.  E. 
in  allen  Eonyentionsstaaten,  deren  Scheldnngsrecht  nicht  ganz 
und  gar  rigorosester  Art  ist^),  dem  zuständigen  Heimatgesetz- 
geber die  Entscheidung  der  zweifelhaften  Frage  überlassen, 
ohne  daß  der  ordre  public  der  lex  fori  dadurch  irgendwie 
beeinträchtigt  werden  könnte.  Wir  würden  das  Gleiche^)  auch 

1)  Cf.  Weiß  III  602.  Jioiin  II  122,  Laurent  V  239  ff..  288  ff . 

2)  Vgl.  dazu  Motive  IV  Ö70  ff.,  Prot.  IV  423  ff.,  Kommissionsbericht 
Über  den  Bntw.  Hne»  BQB  (Reichatag  1895/96)  zu  §  1652  8.  Sl  f.  and 
SeicketagtverkoMdluttffeH  1896,  116.  Sitsniig,  B.  2946  ff. 

Wir  zitieren  nur  den  Satz  Plancks  zu  §  156!>  Anin  1  :  „Im  B.  1, 
in  der  ReichstaL^skoTin  lission  und  lu-i  ihn-  zwcifi  ii  Lisuiif?  im  Reichstage  wurde 
die  Zuläasigkftii  vurncmt,  bti  der  dritten  Lesung  v-in  !  dir  Bundesratsvorlage 
wieder  hergeütellt*'.  Vgl.  Uber  die  ähnlichen  Schwan kuugeu  der  preuliischen 
Scheidungsentwürfe  1854-1860:  Motive  z.  BGB  IV  570. 

*)  Sicherlich  alao  «ich  z,  B.  in  denjenigen  Staaten,  welche  nach  dem 
Becbte  dea  nn^rOnglicIien  G.  C.  eine  wenn  auch  noch  ao  Terkh^aBiiUerte 
Scheidung  auf  gegenseitige  Einwilligung  zulassen. 

Contra  Lduri'tif  V  28il  ff. :  ,.Cesi  une  martrnisp  loi  que  celle 
qui  Ugitimerait  loubli  de  la  fui  Jun'c.  et  qui  aboutirait  a  conffttcrer 
ia  bigamie  de  sott  nuturite,  dans  le  cds  <,h  Vabsent  reviendrait  et 

ZeiUchrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Offentl.  Recht.   XV.  15 


222 


einem  Heimatge^etzgeber  gegenüber  annehmen,  welcher  die  lange 
Jahre  andauernde  Abwesenheit,  auch  wenn  sie  keine  bösliche 
VerlasRTing-  entbiHt,  als  Scheidungrsprnnd  gelten  laßt,  wie  z.  B. 
das  nissi^rbe  h'i  rht  (d.  Ztsch.  X  421,  422). 

Der  inameutlK  Ii  in  der  französisch-rechtlichen  T.iteratur) 
herrschenden  Ansii  I  t  entspricht,  wie  nochmals  festzustellen  ist, 
die  voraufgehende  Auffassung  nicht.  Es  ist  aber  zu  hoffen, 
daß  sie  sich  unter  dem  Konventionsrecht  nach  und  nach  Tiabn 
brechen  wird,  mit  der  Erkenntnis  von  der  Verfebltbeit  jener 
ordre  public- Argumente,  auf  denen  die  lierrscliende  Meinung 
])erul»t,  und  mit  dem  durch  die  engere  civilrechtliche  VerbindiirtL'" 
der  Konveutionsstaaten  von  selbst  wachsenden  Verständnis  für 
ihre  Kecbtsordnungen  untereinander. 

Von  der  herrschenden  Meinung  prohibitiv  abgelehnt,  wenn 
der  lejc  fori  selbst  unbekannt,  wird  in  ähnlicher  Weise  auch 
der  hie  und  da \)  anerkannte  Kliescheidungsprund  der  Impotenz. 
Hier  ist  zuzugeben,  daß  sirli  (iründe  besonderer  Art  für  die 
prohibitiveSubsidiaranknüptung  des  ( Jerichtsortes  freltend  machen 
lassen,  insofern  man  ein  berechti^-tes  Interesse  der  lej::  fori 
behnnpten  kann,  dahingehend,  sich  gegen  die  mit  einem  solclicn 
Scheidungsgrnnd  notwendig  verbundenen  Skandalverliandlungen 
zu  verwahren-)  —  ein  Gesichtspunkt,  der  ganz  ebenso  die 
(einzig  richtige)  Begründung  für  die  Prohibitivanwendung  des 
Art.  340  C.  C  ( „/m  recherche  de  la  paterniie  est  interdiie'") 
büdet.   (Vgl.  Iherings  Jahrb.  XLllI  409  fE.  und  Zit.) 


troitrcrait  son  conjoint  engage  dans  de  nouveaux  Hefts.  Une  cottse- 
(/ncnci-  (tmsi  intmorale  suffit  pmtr  qtie  V^ti  inuier  ne  puisse  paa  se 
prevaioir  de  son  atalut  personml ' .    Mol  in  Ii  122. 

^)  So  In  Rußland  und  in  dm  ricMid.  Bediten;  fest  aUgemetn  Mfierdem 
in  d»  nmdimxikiiiisohen  Staaten:  Neubauer  VIII  280 ff.;  IX  160 ff. 
Die  Not.  135  kannte  eine  Scheidimg  „doMa  graüa  pnpter  impotenünm** 
and  „ex  voto  castitatis" . 

^  V^l.  Rnlin  II  122:  ..Pour  V impuissatnc .  rfln  ttotts  parnit  ver- 
tdin,  ä  cuuae  den  investigationti  scandaleuses  aujrc^uelicn  cela  pvurtait 
dtmner  litu,  du  rwuUat  tauwtU  iucertain  de  cea  iuteaHffatiöni".  .  .  . 
Nicht  biMcbbar  ist  dieser  Getiehtqiimkt  natttrlioh  fOr  Rechte»  wdche  (wie 
der  Svterreichieche  §  60)  die  Eheanfeehtnngeklage  wegen  Impotenz  in- 
Hesen  und  nnr  die  Scheidongeklage  ans  dicson  Qmnde  aUehnen. 


Digitized  by  Google 


Die  Haager  Sdieidiiiiga-KonTttition. 


223 


In  versfliiedeiiL'ii  Ri(  I  tunfreii  bedenklich  bleibt  die  y)roliibi- 
tive  Ablehnung  des  llt  i  mar  rechtes  g-leichwohl  aneli  liier  (ebenso 
wie  hei  dem  vorerwähnten  Scheidungsgrund  der  unheilbaren 
Krankiieit),  «msomehr  als  meistens  bep'iindete  Zweifel  bestehen, 
oh  dieser  8  c  h  e  i  d  n  n  ^sgr  u n  d  überhaupt  die  rechte  Etiquette 
tragt  und  nirlit  vielmehr  bei  korrekter  Auslegun«,'-  als  l-ihe- 
a n f  e  f  h  t  u  n  »j:  s grund  aufzufassen  ist ' V  in  welchem  Kalle  ja, 
wie  Iruher  dargelegt,  eine  prohibiri^(  I-jngrifFsbefugnis  der  Jear 
fori  nach  Konventionsrecht  überhaujit  ausgeseiilossen  wäre. 
(Ztsch.  XU  221. j  -Mag  man  nun  auch  jene  Etiquette  als  richtig 
und  als  für  jeden  anderen  Gesetzgeber  maßgebend  erachten,  so 
hat  docii  jedenfalls  nach  diesem  Stande  des  Konventionsrechtes 
jener  Pruhibitivstandpunkt  der /(»^  fori  überhaupt  seine  Existenz- 
berechtigung verloren.  I)ie  nach  f österreichischem,  holländi- 
schem, spanischem)  Heimatrecht  (vgl.  österr.  GH  ijij  60,  100  ff., 
italienischer  C.  C.  107.  spanischer  C.  C.  101,  I  verbunden  mit 
83  lllj  begründete  Eheanfechtungsklage  wegen  ImpntDjz 
muß  nach  der  Ehescliließungskonvention  in  jedem  Vertrag.s- 
staate  zugelassen  werden  :  und  die  nach  dem  (russischen,  scliw c- 
discheni  Heimatrechte  begi'ündete  lund  möglicherweise  gnnz  und 
gar  damit  identische)  Scheidungsklage  sollte  man  zurück- 
weisen ? 

Kaum  einer  Hervorhebung  bedarf  es  mehr,  daß  es  u.  E. 
ganz  und  gar  sinnlos  erscheinen  müßte,  wenn  gar  einer  der- 
jenigen Staaten  i  Österreich  etc.),  welcher  seinerseits  wegen  Im- 
potenz die  Eheanfechtungsklage  zuläßt,  eine  nach  an.«?ländischem 
HeimatP  rht  wegen  Impotenz  begründete  Ehescheidungs-  {bezw. 
-trennungs-j  Klage,  weil  nach  iejc  fori  unzulässig,  abwei.«;en 
wollte.  In  derartigem  Falle  erscheint  die  ausschließliche  An- 
wendung des  üeimatrechtes  nahezu  selbstverständlich  —  vor> 

^)  Nach  niss.  GB  §  49  kann  die  Srluidungsklage  auf  Impotenz  niir 
dann  gestützt  werden.  ..wenn  nicht  die  Unfühiizkcit  eines  der  Ehegatt^-n  ein« 
angeborene  ist  uder  erst  nach  der  Eheschließung  ihren  Anfang  ^^enommen  hat'*. 
Vgl.  ähnUch  Schtceden,  Norwegen  und  JJäneniark,  Neubauer  V  44Ü  H., 
VI  108  If.,  106;  Lehr^  Mariage  9te.  8. 896  No.  968.  Anden  aiudrflckUcli 
daa  FniiA.  Laodrecht  U,  1 696 :  „Ein  auch  wälicend  der  Ehe  ent  entetandenes, 
gänzliches  nnd  unheilbares  UnvennOgen  wca  Leittmig  der  ebelichoi  Pfliebt 
begrttndet  ebeoiaUa  die  flcbeidnng*'. 

lö» 
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behaltlich  natürlich  der  etwaigen  Froliibitivwirkung  der  lejc 
fori^  insoweit  nach  ihr  ein  die  Scheidung  (oder  die  lebensläng- 
liche Separation)  aassprechendes  Urteil  überhaupt  unzulässig  ist. 

4.  „Konversion". 

Nach  veischiedenen  Recliten  kann  die  Trennung  von  Tisch 
und  Bett,  wenn  sie  eine  bestimmte  Zeit  hindurch  bestanden  hat. 
in  Scheidung  umgewandelt  werden  —  sei  es  auf  Ansuchen  jedes 
£hegatten,  sei  es  nur  auf  dasjenige  des  schuldigen  Teils  ;  sei 
es,  daß  nach  dem  betreffenden  Rechte  von  vornherein  auch  die 
Scheidung  anstatt  der  Separation  hätte  gefordert  werden  können, 
sei  es  auch  ohne  diese  Voraussetsung.  Vgl.  Art.  310  des  ur- 
sprünglichen C.  C,  Art.  310  des  französischen  G.  C.  nach  dem 
Gesetz  vom  27.  7. 1884;  Art.  266  holl.  6B:  §  10,  7  des  Ehe- 
gesetzes  für  Ungarn^  für  die  deanä4$umacheH  Lä$ider:  Lehr, 
Dr,  civ,  scand.  No.  682  und  683;  vgl.  auch  Art.  46  SchweU 
und  §  1676  BGB. 

Auch  hier  nimmt  die  romanische  Jurisprudenz  —  in  welcher 
diese  Fragen  bisher  allein  praktisch  geworden  sind  —  an,  daß 
dem  Auslandrechte  seitens  der  Ux  fori  ordre'pubHo-'Hiskdti- 
nisse  nur  in  besonderen  Ausnahmefällen  entgegenstehen,  als 
Regel  also  die  ausschließliche  Anwendung  des  Heimatrechtes 
anerkannt  werden  darf:  Dies  erscheint,  zunächst  für  den  Fall 
einer  Kollision  jener  eng  verwandten  Rechte  untereinander,  aus 
den  wiederholt  erörterten  Gründen  ohne  weiteres  einlenchtend. 
Wi'im  z.  ß.  ein  l'r;uizose  (Däne,  Norweger:  Lehr,  Dr.  cir. 
scafid.  No.  682,  in  Schweden  ein  Jalo';  Lehr,  No.  683)  vor 
drei  Jaliren  eine  Separation  i^egen  seine  Frau  urwirkt  liat. 
so  wird  ur  auf  (iruud  von  Art.  310  des  fraiizusischen  ('.  C  in 
der  Fassung  von  18S4  i^chcnso  Ungarn  ^  107)  auch  in  Holland 
die  Umwandlung  der  Separation  in  Eheselieidung  beantragen 
können,  obsclion  das  holländische  Hecht  (Art.  2ö.j)  eine  derartige 
AuHösunpr  der  Ehe  erst  nach  fünfjährifrer  Dauer  der  Separation 
zuläßt.  Eine  (lerarti<^e  untergeordnete  Abweichung  des  Heiniat- 
rechtes  von  der  Ic.v  fori  l)ei  ganz  und  gar  gleicliartic'^^r  (Iruiid- 
lage,  eine  Abweiclning  in  i'ineni  Punkte,  der  notwendig  n;^i  !i 
einem  etwas  williiüi'Ucheü  legislativen  Ermessen  entschieden 
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werden  muß,  kann  bei  unbefangener  Erwägung  unmöglich  Ver- 
anlassung bieten,  der  Anwendung  eines  derartigen  Heiniati  iites 
proliihitive  Behandlung  zu  geben.  Das  Gleiche  wäre  zu  sagen, 
wenn  unser  separierter  Franzose  etc.  in  Belgien  die  Konversion 
beantragt,  obscli< n  Art.  310  (\  C.  nach  seiner  nrsy)rini<j^licheü,  in 
Belgien  geltenden  Fassung,  dieses  Reclit  nnr  deinjeiugen  Ehe- 
gatten gewährt,  gegen  den  die  Separation  ans^^esj)roelien  worden 
istM:  Die  maßgebende  belgische  Praxis  (und  Theorie)  erkennt 
dieses  Ergebnis  ausdrücklich  an  (vgl.  RoHn  II  121  f.  und  die 
8.  122  Note  1  zit.  Rechtssprüche,  auch  daü  Urteil  des  Tribunal 
Liege,  J.  XIV  491;  Humblet,  J.  XV  468).  Ebenso  wird  aiu  li 
der  französische  Scheidungsbeklagte  vor  belgischen  Geritlilen 
die  Konversion  nicht  (gemäß  der  belgischen  ursprünglichen 
Fassung  des  Art.  310,  vgl.  Holländ.  GB  Art.  25ß,  auch  i;  1556 
BGB)  dadurch  abwenden  kimnen,  daß  er  sicli  bereit  erklärt,  die 
Separation  sofort  aufzuliebcn ;  es  bleibt  ilini  das  ahsolnte  Recht 
auf  Scheidung  gemäß  Art.  310  französische  Fassung  (uberein- 
stimmend wiederum  Humblet  a.  a.  0.).  Ungerechtfertigt  ist 
es  n  E  auch,  etwas  anderes  gelten  zu  lassen  für  die  Vorschrift 
des  belgischen  Art.  .'HO,  welche  der  wegen  Ehebruchs  separierten 
Frau  das  Recht  entzieht,  die  Konversion  zu  verlangen.  Humblet 
will  diesen  Satz  auch  Franzosen  ^tiiul  er  prohibitiv  anwenden, 
weil  das  eine  „ejccepfiot/  /ormelle"  sei,  aufgestellt,  ^our  un 
motif  de  haute  moraJite  et  par  respcrt  cfiuers  la  dignit4  du 
mariage".  Was  es  mit  solclien  Argumenten  auf  sich  hat,  wissen 
wir  nachgerade.  Der  französische  Gesetzgeber  hat  eben  in 
di^M  in  Falle  eine  andt-re,  —  nebenbei  gesagt,:  offenliar  die 
IimIk  :  »  1111(1  Hiuderne  —  Auffassung  von  dvr  „df'jyßN'tc  du  mariuge" 
gehabt,  und  die  Ansicht,  daß  jeue  französische  Auffassung  iu 

*)  Belgischer  C.  C.  %  810:  „Lorsque  la  Separation  da  eorps,  pro- 
noMcee  pour  ioute  autre  cause  que  Vadultire  de  la  femme,  aura  duree 
trois  ans,  VSpoux  gut  est  oriffinairement  difendeur  ponrra  demander 
i€  divorce  au  tribunal,  qui  l'admettra,  si  le  demandeur  originaire, 
pri99tUt  ^  40m«nt  appeU^  m  emBent  pa«  immMtatement  ä  fair§ 
e998er  la  s^paroHoH";  liMisftsiBeber  C.  C.  nach  Gesetz  von  1884  §  aiO: 
^Lorsffie  ta  aiparoHcn  de  Corps  aura  durde  3  aHs,  le  jugement  pourra 
itre  conterti  e»  Ju^ment  de  divoree  eur  la  demande  formie  par  Vun 
des  ipaax". 
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den  Augen  des  belgischen  Publikums  etwas  so  hoiribles  sei,  daß 
man  ihrer  Durchführung  vor  belgischen  (i(  richten  auch  bei 
französischen  Ehegatten  prohibitiv  be^epien  müsse,  beruht  ein- 
fach auf  jener  konstanten  Verwuchselun};  von  Inhalt  dt'V  Norm 
(Sachnomi)  und  privatiiiternationaler  Herrsclrnftsrichtunpr  der- 
selben (Kollisionsnorm)  und  ist  eine  jener  Überspannunpfcn  des 
ordre  pub//r'(jedmktm,  die  dadnich  nicht  richtiger  wfnh  n. 
daß  sie  uns  in  der  romanischen  Doktrin  auf  Schritt  und  Tritt 
begegnen. M  Die  Auffassung  J/im/biets  harmoniert  übrigens 
auch  schlecht  mit  der  oben  dargelegt^^n  Stellung  der  belgischen 
Doktrin  und  Praxis  bei  der  KuUision  zwischen  dem  belgischen 
(ursprünglichen)  und  dem  französischen  Art.  2H0  (\C.:  denn 
offensichtlich  handelt  es  sich  hier  (bei  Art.  810  nach  der  fran- 
zösischen Fassung  von  1884)  um  eine  .Moditikation  des  ui"sprüng- 
lichen  C.  (\.  die  mit  jener  (bei  Art.  230j  in  unmittell»arem 
(ledankenzusammenhiiii^e  steht:  das  französische  (besetz  von 
1884  will  mit  der  dem  ursprünglichen  C.C.  eigenen  privile- 
gierten Steil  II  im-  des  Minines  beim  10hel»rncli  aufräume  n.-t 

Nach  Ii  r  S(  lieidungskuHveHtioii  kann  also  die  wehren  Elie- 
bruchs  separierte  l>elgische  Ehefrau  auch  in  Frankreich  niemals 
die  Konversion  der  Separation  in  Scheidung  erwirken. 


^)  Dio  Annahme,  daß  der  Gesotz^phi  r  in  \rt  310  der  cholnxcherischen 
Frau  die  Konversion  versage,  um  ihr  nicht  die  Befugnis  zü  geben  ^de  rec"*t- 
quirir  sa  liberti  pour  s'unir  ä  son  cumplice"  {Humblet  a.  a.  O.) 
ist  nicht  intnlltiid,  d&  Uir  ja  dieae  Befogni«  aohon  doreli  dui  EhdrindenÜB 
dei  Art  898  —  dw  oSwibar  »ch  in  difisem  Falle  Fiats  gidlsn  mOßte  — 
entlegen  iBt. 

^  Die  Privilegierung  des  Mannes  tritt  in  der  Klanael  des  -  iirsprflng- 
lichen  —  Art.  310  noch  scliürfi  r  zu  Tage,  als  in  dem  iirsprüii^dichen  — 
Art.  280:  so  scharf,  da6  es  nahe  liegt,  die  umgekehrte  Frage  »ufzuwerfen: 
ob  nicht  die  Anwendung  des  belgläcticn  Clesetzes,  welches,  jene  Beatimmung 
beibehaltend,  der  Frau  ein  Scheid  uugbrcciit  enteieht,  das  es  dem  Manne  in 
glttcbem  lUle  nnbesehittnkt  IftBt,  dem  fransösisehen  oräre  puMie  nnd  dem* 
jenigen  der  übrigen  Vertragsstaaten  widerstreitet.  Die  temaniscfae  Doktrin 
würde  diese  Frage  an  sich  sicherlich  bejahen;  nach  Konventionsr«  bt  ist 
jedoch  die  Bejahung  ausgeschlos.Sf'n,  weil  die  Konventiun  lino  prclnlntive 
Eingriffsbefugnis  der  lex  /ort  dem  Ueimatrecht  gegenüber  entzieht  i^siebe 
oben  S.  142). 
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Zweif elbaft  wird  die  Bntacheidiuig,  wenn  wir  uns  die  Frage 
vorlegen,  ob  die  lex  fori  ein  nach  Heimatrecht  rite  eigaogenes 
und  konversibles  Sepivationsiirteil  einem  inländischen  kon- 
versiblen  Urteil  dieser  Art  gleichstellen  liann.  Man  kannte 
zunächst  geneigt  sein,  die  Konversion  eines  in  einem  anderen 
(dem  ausländischen  Heimat-)  Staate  ergangenen  Separations- 
lirteils überhaupt  in  allen  Fällen  für  unzulässig  halten.  Für 
eine  derartige  Auffassung  scheint  beim  ersten  Anblick  die  In- 
tention jener  heimatrechtlichen  Gesetzgebung  selbst  zu  sprechen, 
welche  für  die  Konversion  ihres  Separationsurteils  oft  besondere 
prozessnsle  Formen  angeordnet  hat,  (vgl.  besonders  holländ.  GB 
Art.  255  ff.,  belgischer  und  franzasischer  0.  C.  Art  307,  310, 
auch  §  115  fisterr.  a.  b.  GB  und  Art.  46  des  schweizer.  Bhe- 
Gesetzes),  die  vielfach  noch  derart  mit  den  materiell-rechtlichen 
Vorscbrilten  verquickt  sind,  daß  die  Ausscheidung  der  einen 
von  den  andern  schon  technisch  großen  Schwiengkeiton  be- 
gegnet. Außerdem  stehen  aber  solche  Verfohrenskomplikationen, 
wie  sie  z.  B.  der  holländische  Gesetzgeber  in  den  zit.  Artikeln 
(ähnlich  wie,  in  höherem  Maße,  der  französische  bei  der  Kon- 
sensaalscheidung Art  275  ff.)  au&tellte,  auch  innerlich  in  legis- 
lativem Zusammenhange  mit  der  betroffenen  Materie  selbst, 
sind  als  notwendige  Kautelen  der  freigegebenen  Befugnis  ge- 
dacht. Allein  derartige,  vom  rein  innerstaatlichen  Standpunkt 
wohl  begrfindete  Erwägungen,  sind  eben  für  das  I.  F.  B.,  dessen 
Zwecke  nicht  lediglich  in  den  Tendenzen  der  Sachnormen  sich 
erschöpfen,  irreleitend.  Sie  treffen  mehr  oder  minder  bei  allen 
Formvorschriften,  auch  den  clvilrechtUchen  zu,  ohne  daß  man 
sich  dadurch  abhalten  lassen  darf,  f är  die  Zwecke  des  I.  P.  B. 
die  Form  vom  Inhalte  zu  lösen  und  sich  bei  Kollisionsfallen 
mit  denjenigen  Kautelen  zufrieden  zu  geben,  wie  sie  die  lese 
loci,  nicht  die  lex  causae,  anordnet  In  erhöhtem  Maße  gilt 
dies  fiir  die  rein  prozessualen  Formen,  deren  Befolgung  vor 
einem  fremden  Forum  in  der  Begel  ganz  ausgeschlossen  er- 
scheint« sodaß  wir  nur  vor  die  Wahl  gestellt  sind,  uns  entweder 
mit  den  fremden  Verfahrensvorschriften  zu  begnügen '),  oder 

^)  Umgekehrt  werden  DfttiirUoh  aach  bei  Anwenduug  ausl&ndiBchen 
Scbeldiiiigtrechtes  doch  stet«  die  er.  scbweicien  Yerf>hrwwkomplik»tipiiw 
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das  fremde  Forum  fiberhaopt  auszuschließen.  Letzteres  könnte 
natttrlich  durch  besondere  Anordnung  des  Heimatrechtes  ge- 
schehen (vgl,  Art  5  der  Sdieidungs-Konvention).  Positiv  ist 
es  aber  von  den  hier  in  Rede  stehenden  Gesetzgebungen  nicht 
geschehen,  und  es  dürfte  auch  nicht  deren  stillschweigendem 
Willen  oder  ihren  Interessen  entsprechen.  Die  Auffassung, 
weldie  allgemein  die  Konversion  fremder  Separationsurteile 
ausschließt,  würde  fiberdies  manchmal  zu  einleuchtend  verkehrten 
Ergebnissen  führen;  so  z.  B.  dann,  wenn  nach  dem  Separations^ 
urteil  ein  Staatsangehörigkeits-  und  Domizilwechsel  statt- 
gefunden hat,  infolgedessen  ein  Grerichtsstand  in  dem  Staate 
des  Separationsforums  überhaupt  nicht  mehr  besteht:  in  solchem 
Falle  könnte  nach  jener  rigorosen  Auslegung  eine  Eonversion 
des  Separationsurteils  überhaupt  nicht  erwirkt  werden,  selbst 
dann  nicht,  wenn  sie  sowohl  nach  dem  neuen  als  auch  nach 
dem  alten  Heimatrechte  zul&ssig  wSre:  ein  Bigebnis,  das  offenbar 
als  unrichtig,  weil  den  Intentionen  beider  Gesetzgebungen  zu- 
widerlaufend, gelten  müßte.  In  Wirklichkeit  findet  auch  jene 
rigorose  Auffassung  in  Theorie  und  Praxis,  soweit  bekannt, 
bisher  keine  Vertretung:  wohl  aber  soll  nach  herrschender 
Ansicht  ev.  geprüft  werden,  aus  welchen  Gründen  das  Separations- 
urteil  ergangen  ist,  und  die  Konversion  nur  dann  zugelassen 
werden,  wenn  es  aus  einem  solchen  Grunde  ergangen  ist,  der 
auch  nach  der  ^eo?  fori  zur  Konversion  führen  kann  (vgl. 
Trib.  Seine  und  Paris,  J.  XXIX  841  ff.,  auch  Weiß  HI  600). 
So  verwahrt  man  sich  in  Belgien  und  Fratikreich  gegen 
die,  wenn  auch  formell  sowohl  nach  Art.  310  C.  C.  wie  nach 
Art.  255  hoUänd.  GB  begründete  Konversion  eines  Sepa^ 
rationsurteils,  wenn  dasselbe  auf  Grund  gegenseitiger  Ober- 
einstimmung (Art.  291  holl&nd.  GB)  ergangen  ist  {Laurent 
Y  293:        principe  est  incompatibU  avec  notre  drwt;  et 

 avec  ma  fhiorie  sur  les  camee  du  divarce.  Je 

n'adnteta  pas  le  Statut  personnel  quand  U  est  en  cppasition 
avec  Vessence  du  mariage;  or,  ü  n*ff  a  phfs  de  mariage 

des  Forums  in  Anwendung  gebracht  werden,  also  auch  bei  der  Konversion 
diniflcher  S^arattommteile  vor  hollftndiachen  Qeriebten  die  V«nclirlftMi  der 
Art.  2$6fl.  des  bollUidiecliei»  GB. 
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ijuiuiil  Ifs  epoux  peutent  Je  romprc  a  lenr  qre.  Partanty 
ftos  f rihunan.r  iif  j)ONrrai>  nt  jciniais  admrtirt'  im  divorce 
voloiihiirt-,  <  <>)i bequeme  d  uae  Separation  voloutaire*' ;  Nobel e, 
J.  XIV  .)7fs.  a88.)  Denn  auf  diese  Art  würdü  im  Ergebnis  eine 
freie  Konsensualscheidung  zugelassen  und  das  widerstreitet  dem 
bel«xis(hen  (fransösisclipr»)  ordre  public  Ebenso  haben  daü 
Trib.  Seine  nnd  C.  Paris  in  den  oben  zitierten  Entscheidunpren 
die  Konversion  eines  Separationsurteils  des  Gerichtes  von  Santia^ro 
abgelehnt,  weil  das  Urteil  in  beiderseitigem  Einverständnis  an- 
scheinend nur  wegen  Charakterunverträglichkeit  ergangen  war, 
and  weil  nach  französischem Bechte  die  „incampabütte  d'humeur^ 
als  Scheidungsgnind  verworfen  und  ebenso  eine  Konsensual- 
scheidung nicht  zugelassen  sei.  M.  E.  sind  jedoch  auch  diese 
Differenziemxigen  weder  nach  allgemeinen  Erwä|^ngen,  noch 
insbesondere  nach  dem  Standpunkt  des  Kouventionsrechtes  zu- 
treffend :  so  einleuchtend  es  auch  beim  ersten  Anblick  erscheinen 
mag,  daß  nicht  indirekt  auf  dem  Umwege  der  Konversion  eine 
Scheidung  soll  erwirkt  werden  köimen,  deren  direkter  Ausspruch 
als  dem  ordre  public  der  lex  fori  widerstreitend  angesehen 
wird,  bei  n&herem  Zusehen  hält  diese  Auffassung  nicht  stand. 
Dies  zeigt  sich  gerade  in  dem  Falle  des  holländischen  Rechtes 
am  allerdeutlichsten.  Der  holländische  Gesetzgeber  hat  sich  der 
Ehescheidung  gegenüber  rigoroser  verhalten  als  irgend  ein 
anderer  (abgesehen  von  denen,  welche  die  Scheidung  ganz  und 
gar  verworfen  haben);  er  hat  sogar  von  den  franzQsisch-recht- 
liehen  Grfinden  des  0.  C.  Art.  231  die  „i^fures  graues*'  gestrichen, 
und  läßt  nur  schwere  Verwundungen  oder  lebensgefährliche 
Mißhandlung  (Art.  264  Abs.  4)  als  Scheidungsgründe  zu;  er 
hat  sich  gegenüber  den  noch  so  verklausulierten  Art.  275  ff.  C.  C. 
von  seinem  Vorbilde  emanzipiert  und  entgegen  dem  Art.  233  C.  C. 
in  aller  Schärfe  ausdrücklich  jede  Konsensualscheidung  ver- 
worfen (Art.  263  hoUänd.  (JB).  Wenn  er  trotzdem  unmittelbar 
vorher  (Art.  255)  die  Auflösung  der  Ehe  nach  fünfjähriger 
Separation,  mag  diese  auch  auf  «regenseitige  Übereinstimiuiiug 
(nach  Art.  291)  erfolgt  sein'),  ausdrücklich  für  zuliissig  erklärt, 

'  i  Tpsf.v.vt'tna  verba:  „Jlet  zij  uit  hoofth'  ran  eene  der  redenen  Hj 
artikel  28H  vermeld,  het  eij  op  beider  eorzock". 


so  ist  damit  doch  der  bündigste  Beweis  geliefert,  daß  diese  Art 
der  Elitatiflösniifi  für  drii  holländischen  Cipsetzgeber  nicht 
identiscli  ist  mit  einer  einfachen  Konsensualscheidung;  daß  aus 
der  Verwerfung  der  letzteren  keineswegs  auch  die  VerweHung 
der  ersteren  folgt.  Das  ergibt  sieli  auch  aus  iniiereii  (iründen 
und  muß  auch  in  privatinternationaler  Richtung»:  irelten:  ein 
(iesetzgeher  kann  der  Ansicht  sein,  daß  eine  nur  von  dem  Be- 
liehen (l»'r  Eheleute  abhäniriü'e  Scheidung  etwas  Verwerfliches 
sei  und  von  seinen  Berichten  —  privat international-prohibitiv  — 
überhaupt  niclit  ausgesprochen  werden  dürfe;  er  kann  aber 
daneben  nicht  nur  annehmen,  daß  eine  gerichtliche  Separation 
bei  gegenseitiger  Unverträglichkeit  zu  gestatten  sei,  sondeni 
insbesondere  auch,  daß,  wenn  eine  solche  Separation  jahrelang 
fortbestanden  hat,  nunmehr  eine  Lösung  der  Ehe  genügend  snti- 
stanziert  sei,  und  zugelassen  werden  müsse;  er  sieht  eben  dann 
den  Sciieidungsgrund  nicht  mehr  in  der  gegenseitigen  Überein- 
stimmung, die  s.  Z.  zur  Separation  geführt  hat,  sondern  in  der 
jalirelangen  Dauer  des  Getrenntlebens.  Ähnlich  dürfte 
aber  in  den  meisten  Fällen  der  Standpunkt  der  (iesetzgeber  sein, 
welche  eine  Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung  nach 
Ablauf  einer  längeren  Zeit  gestatten;  es  ist  bezeichnend,  daß 
z.  B.  in  Dänemark  und  Norwegen  die  als  Voraussetzung  der 
Konversion  festgesetzte  Dauer  des  Getrenntlebens  genau  die 
gleiche  ist,  wie  bei  dem  Scheidungsgrund  der  böslichen  Ver- 
lassung (drei  Jahre:  vgl.  Lehr,  Dr.  n'r.  Scand.  No.  682  mit 
No.  (i69).  Wo  diese  Auffassung  zutrifft,  fällt  aber  die  Grund- 
lage der  oben  besprochenen  Urteile  und  Meinungen  in  sich  selbst 
zusammen.  Man  wird  dann  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß 
zunächst  nur  das  Faktum  der  Separation  und  ihre  zeitliche 
Dauer  die  ürteilsgrundlagen  der  Konversion  bilden,  und  die 
Begründung  und  Veranlassung  des  Separationsurteils  selbst  den 
ordre  public  des  Konversionsforums  nicht  mehr  und  nicht  weniger 
berühren  kann,  als  in  irgend  einem  anderen  Falle,  in  welchem 
es  sich  um  die  Anerkennung  eines  ausländischen  Trennungs- 
oder Scheidungsurteils  handelt.  Man  wird  mit  anderen  Worten 
sich  auf  den  Standpunkt  zu  stellen  haben,  daß  die  Gründe 
der  Separation  als  solche  mit  deiyenigen  der  Konversion  ftber- 
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haapt  nichts  zn  tun  haben ;  und  daß  jene  Gifbide  des  ausländischen 
Separationsnrteils  auch  hier  nur  aus  dem  Gesichtspunkte  und 
nach  den  Voraussetzungen  des  Art.  7  zu  prüfen  sind.  Damit 
soll  nicht  gesagt  sein,  daß  diese  Auffassung  durch  Art.  7  für 
die  Konventionsstaaten  obligatorisch  gemacht  ist;  ein  Yer- 
tragsstaat  kann  auf  Grund  von  Art.  2  die  Zulässigkeit  der 
Konversion  vor  seinem  Forum  auf  eine  bestimmte  Art  und 
Gattung  von  Separationsurteilen  beschränken.  Es  soll  nur  ge- 
sagt sein,  daß  die  vertretene  Auffassung  regelmäßig  als  die 
vernünftige  und  sachgemäße,  und  deshalb,  mangels  ausdrücklicher 
Gesetzeserklärung  oder  ganz  besonderer  (legengrüiidt.',  als  die 
dem  geltenden  Rechte  der  l  iiizelnen  Vertrag:sstaaten  entsprechende 
üiizuerkenuLii  ist.  Brsonciere  Gegengründe  liegen  in  dem  be- 
sprochenen Beispielsfiillc  am  allerwenigsten  für  das  belgische 
Recht  gegenüber  dem  holländischen  vor :  nach  belgischem  Recht 
ist  ja  die  unmittelbare  Konsensualscheidung  gestattet,  wenn 
auch  »inter  den  Erschwernneren  der  Art.  21h  fF. :  demgegenüber 
könnte  die  hollandische  KoiiviTsion  einer  seit  fünf  Jahren  be- 
stehenden Reparation,  wenn  als  mittelbare  Konsensualscheidung 
aufsrefaßt,  höchstens  als  eine  solche  betrachtet  werden,  deren  — 
sich  in  der  Tat  verschiedentlich  an  diejenigen  des  C.  C.  lehnende 
—  Voraussetzungen  iz.  B.  vgl.  hoUänd.  GB  Art.  291  Abs.  2  mit 
C.  C.  Art.  276;  holläud.  <iB  Art.  292  mit  C.  C.  279,  280  n.  a.  ni.i 
denen  des  C.  C.  gegenüber  noch  besonders  erschwert  und  zeitlicii 
ausgedehnt  sind.  Aber  auch  z.  B.  vom  Standpunkt  eines  Hechtes 
wie  das  ungarische  (als  lejo  fori)  liegt  keinerlei  Handhabe  vor, 
holländischen  Ehegatten  nach  fünfjähriger  Separation  die  Um- 
wandlung des  Trennungsurteils  in  ein  Scheidungsurteil  zu  ver- 
weigern, mag  auch  das  Trennungsurteil  (in  Holland)  s.  Z.  auf 
r;rund  gegenseitiger  Einwilligung  ergangen  sein.  In  diesem 
Falle  ist  de  lege  lata  sogar  zu  sagen,  daß  die  Scheidung  auf 
Grund  von  Art.  2  der  Konvention  ausgesprochen  werden  muß, 
weil  sie  sowohl  nach  holländischem  als  nach  ungarischem 
Rechte  begründet  ist:  nach  §  107  des  ungarischen  Ehegesetzes 
(1894  6A  XXXI)  kann  nach  Umlauf  von  zwei  Jahren  seit 
Rechtskraft  des  Trennungsurteils  Jeder  der  Ehegenossen  verlangen, 
»daß  der  Richter  das  Urteil  betreffend  die  Trennung  von  Tisch 


vmd  Bett  in  ein  die  Losung  der  Ehe  aussprechendes  Urteil  um- 
ändere/ 

Eine  Veranlassung,  diese  Gesetzesbestimmung  etwa  strikt 
auf  im  Inlande  (Ungarn)  ergangene  Trennungsurteile  einzu- 
schränken, liegt  nicht  vor,  im  Gegenteil  yerhietet  sich  diese 
Restriktion  hier  wie  sonst  aus  schwerwiegenden  Gründen  des 
internationalen  Bechtsverkehrs;  sobald  man  aber  das  anerkennt, 
läßt  es  sich  auf  keine  Weise  rechtfertigen,  eine  Unteracheidung 
in  das  Gesetz  hineinzutragen,  je  nach  den  GrOnden,  aus  welches 
das  ausländische  Trennungsurteil  ergangen  ist:  vielmehr  kann 
es  sich  dann  lediglich  darum  handeln,  ob  überhaupt  ein  privat- 
international  aiizuerkeunendes  Trennunfjsurtcil  v(trlie<rt  odernicht. 

ÄlmlicUes  wie  für  Ungarn  dürfte  auch  für  die  Schweus 
als  lex  fori  gelten  (gemäß  Art.  4ti  des  Ehegesetzes).  Ob  auch 
in  Deutschland  (als  lex  fori:  B(tB  §  1570}  ist  zweifelhaft.  Die 
Entüclu'idung  der  Frage  hängt  davuii  ab,  ob  wii-  in  dem  „Urteil 
auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft"  eine  Trennung  von 
Tisch  und  Bett  wieder  zu  erkriiiien  haben.  Verneint  man  mit 
dem  ileichsgericht  diese  Frage  M.  so  miitj  man  de  lege  lata  i  EG 
z.  BGB  Art.  17  Abs.  4)  zu  dem  Rrp-fbiiis  hingen,  daß  die  (wenn 
auch  hf'imatrechtlich  begründete/  Konversion  ausländischer 
Trennungsurteile  vor  deutschen  Gericliten  grundsätzlicli  aus- 
geschlossen ist.  Die  Scheidung  könnte  nur  etwa  auf  dem  Weire 
erreicht  wfTdon,  daß  die  Tatsachen,  welche  s.  Z.  zum  Separations- 
urteil getuiirt  liaben,  heute  als  unmittelbare  (nach  §  1571  Abs.  2 
BGB  nicht  präkludierte)  Scheidungsgründe  des  deutsciien  Rechtes 
geltend  gemacht  würden  2)  —  ein  Ausweg,  der  praktisch  schon 
ans  dem  Grunde  in  der  Regel  ebenso  umständlich  als  unzu- 
reichend wäre,  weil  das  damals  parate  und  zugängliche  Beweis- 
material heute  vielleicht  üperhaupt  nicht  mehr  zuverlässig  sn 

8.  oben  S.  168. 

2)  Nach  (holländischem,  belgischem  etc.)  Heimatrechte  stünde  zwar  einer 
derartigen  Scheidungsklage  wohl  allgemein  eine  prozeßhindcmde  Einrede 
gegenüber  (vgl.  z  B.  e  contrario  Trib.  BruxeUcs  BO.  5.  188.^.  .T.  XIY  (nifT.i: 
allein  das  würde  die  Zalä3sigkeit  der  Klage  vor  dorn  dmit scheu  Forum  weder 
nach  EU  z.  BUB  Art.  17  Abs.  4  uuch  nach  Koiivcutiun  Art.  2  beeinträchtigeo, 
da  der  Scbeidungsanspruch  ak  solcher  ja  heimatrecbtlich  noaDgefocbten  Int^ 
steht  („Bneare  que  ce  9ait  pmr  des  eausea  äiffirmUe»*'). 
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bescliaffen  ist.  In  jedem  Falle  bildet  das  Ergebnis  wieder  einen 
deutlichen  Beleg  für  die  Keformbedürftigrkeit  des  FAi  z.  BGB 
Art.  17  Abs.  4  und  für  die  Erwüiisclitlieit  des  Auschlusses  Deutsch- 
lands an  das  romanische  Kollisionsrecht.  Denn  dies  Kri^cbnis 
widerspricht  nicht  nur  der  Billigkeit  und  dem  internationalen 
Bedürfnis,  es  widerspricht  auch  direkt  dem  einzijren  Gesichts- 
punkte, aus  welchem  es  sich  grundsätzlich  rechtfertifren  ließe, 
nämlirli  dem  deutschen  ordre  public.  Ist  doch  nach 
deutsclieni  Scheidunprsrecht  die  beständi^re  Trennunfr  von 
Tiscli  und  Bett  mit  größter  Entschiedenheit  verworfen  worden; 
schon  das  Pei*sonenstandsgesetz  hatte  ja  in  dem  vielventilierten 
§  77  vorgeschrieben,  daß  fortan  die  Auflösung  des  Bandes 
der  Ehe  auszusprechen  ist,  wenn  nach  dem  betr.  Rechte  aut 
beständige  Trennung  der  Khe^atten  von  Tisch  und  Bett  zu  er- 
kennen sein  würde,  und  hatte  diesen  Satz  durch  §  77  Abs.  2  aus- 
drücklich noch  intertemporal  mit  prohibitiver  Wirkung  begleitet. 
Und  gerade  das  Gegenteil  dieser  von  dem  deutschen  Gesetz- 
geber seit  einem  Menschenalter  mit  solcher  Entschiedenheit  ver- 
tretenen Tendenzen  wird,  nach  dem  oben  Ausgeführte]!,  für 
Deutschland  privatinternational  durclifresetzt :  es  wird  den  aus- 
ländischen Ehegatten  entgegen  i  Ii  rem  eigenen  Heiniat- 
recht  eine  beständige  Trennung  von  Tisrii  und  I'ftt  auferlegt. 

Am  s<'liliiumsten  und  geradezu  revoltierend  für  das  Rechts- 
gefühl wirkt  dieses  Krjxebnis  wiederum  dann,  wenn  ein  (Jericlits- 
stand  in  dem  ausländischen  Heiuratstaate  ^Mr  nicht  mehr  exi- 
stiert fz.  B,  wenn  die  in  I)eutschln)id  wohnenden  H(dläuder 
nach  dem  Separationsurteil  die  holländische  .Staatsangehörigkeit 
verloren  haben).  Aber  auch  sonst  liegt  das  Sinnwidrige  des 
Ergebnisses  offen  zu  Tage  und  zwar  insbesondere  auch  für  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  die  Separation  aus  (^ründen  erfolgt 
ist,  welche  wohl  nacli  Heimatrecht,  aber  niclit  auch  nach 
deutschem  Reclite  ausreichend  waren;  denn  die  zwangsweise 
Aufrecliterhaltung  einer  beständigen  Trennung  von  Tisch  und 
Bett  widerspricht  nach  der  klaren  Intention  des  deutsclien 
Gesetzgebers  jedenfnlls  unserem  ordre  public  e  r  h  e !)  1  i  c  Ii  m  e  h  y 
als  die  Umwandlung  der  Separation  in  Scheidung.  Es  ist  in 
allen  Fällen  zweifellos,  daß  der  deutsche  ordre  public  nur  dabei 
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gewinnen  kann,  wenn  in  Deutschland  wohnende  ausländische 
Ehegatten«  zwischen  denen  eine  piivatintemational  unanfecht- 
bare (Art.  7  des  Scheidungskommentars)  Separation  besteht, 
entsprechend  ihrem  Heimatrecht  endgiltig  geschieden  weiden. 

Die  letzteren  Erwägungen  treffen  auch  für  alle  anderen 
Rechte  zu,  welche  die  bestandige  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
verwerfen  (HumänieUf  Bußland,  auch  Sdiweie)  und  sie  müssen 
deshalb  u.  £.  dazu  führen,  in  diesen  Rechtsgebieten  die  heimat- 
rechtlich zulässige  Konversion  eines  ausländischen  Separations- 
urteils grundsätzlich  zu  gestatten,  mag  auch  in  den  Sachnormen 
der  lex  fwi  eine  ähnliche  Umwandlung  von  Separation  in 
Scheidung  Qberhaupt  nicht  vorgesehen  sein  (etwa  deshalb,  weil 
es  eine  Separation  im  Inlandrechte  gar  nicht  gibt).  Es  ist  ja 
klar,  daß  gerade  auch  für  das  deutsche  Recht  Jenen  Grfinden 
genau  die  nämliche  Kraft  innewohnen  wflrde,  wenn  das  BGB 
in  der  ursprünglichen  Gestalt  Gesetz  geworden,  und  nicht  durch 
die  Reichstagskommission  die  ,.Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft" 1Ö75)  eingeführt  worden  wäre;  im  Gegenteil  —  der 
Gedanke  der  prohibitiven  Verw  erfiiiip  einer  stand i<ri'n  Trennuiijz 
von  Tisch  und  Bett  würde  in  sjulcht'in  Falle  ja  nur  umso 
schärfer  {ähnlich  wie  im  Personenstandsgesetz)  zum  Ausdruck 
p'laiigt  st'in\);  es  würde  nur  um  so  klarer  sein,  daß  die  Uni- 
Wandlung  einer  stiuuli«reri  Separütitm  in  völlige  Scheidung,  weit 
entfernt  dem  inläiulisclien  ordre  public  zu  widerstreiten,  viel- 
mehr einer  dringenden  AntOi dri  nni:  desselben  entge^enkoinint. 
Wenn  das  Heimatreciit  eine  -  Iri  Umwandlung  nicht  ge- 
stattet, so  nuili  die  ausländisehe  ständige  Separation  aus  Rück- 
sichten aut"  die  internationale  Rechtsgleichheit  und  nach  den  in 
Art.  2  und  7  anerkannten  Regeln  anerkannt  und  hmgeuommen 
werden,  mag  sie  auch  noch  so  sehr  den  inländischen  Rechts- 
anschauungen zuwiderlaufen;  gestattet  oder  gebietet  aber  das 
ausländische  Heimatrecht  selbst  diese  Umwandlung,  so  wäre  es 
eine  unbegreifliche  Verleugnung  der  eigenen  Bechtsanschauungen. 
wenn  eine  lex  fori  der  bezeichneten  Art  einem  solchen  Ver- 
langen Hindemisse  in  den  Weg  legen  wärde. 

Siehe  Bericht  von  Dr.  Bachem ,  Druekaachen  des  JieiehHo$9 
No.  440h,  IV.  Senioii  1895/96  S.  85  ff. 


._^  kj  o^  -o  i.y  Google 


Di«  Haagor  Scheidangf-KoiiTentioii. 


235 


Aber  auch  in  (Irnjenigen  Landern,  welche  die  ständige 
Trennung  von  Tiscli  und  Bett  nicht  prohibitiv  verworffn  haben, 
(z.  B.  Osler rcivitj  wird  man  in  der  Regel  zu  einer  ähnlichen 
Entscheidung'  ^--clanp'en  können.    Znniichst  darf  man  behaupten, 
daß  es  geradezu  sinnlos  wäre,  der  heimatrechtlich  zulässigen  (ob- 
gleich der  le.r  fori  sonst  unbekannten!  Konversion  einer  solchen 
Separation  in  Scheidung  dann  irgend  weklie  Hindernisse  in 
den  Weg  zu  legen,  wenn  aus  den  Gründen,  welche  s.  Z.  zur 
Separation  geführt  haben,  nach  drr  Sachnorm  der  lex  fori  von 
vorn  herein  die  Scheidung  zuiässijr  peweson  wäre.    Nicht  als 
ob  bei  dieser  Sachlage  die  Scheidung  auf  Grund  von  Art.  2 
stets  ausgesprochen  werden  müßte  —  es  ist  ja  sehr  wohl  möpflich, 
daß  die  Scheidung,  mag  sie  auch  damals  aus  den  Separations- 
gründen möglich  gewesen  sein,  doch  heute  nach  der  lex  fori 
wegen  tatsächlicher  oder  rechtlicher  Hindernisse  nicht  mehr 
durchführbar  wäre.    Allein  offenbar  läßt  sich  in  solchem  Falle 
nicht  behaupten,  daß  die  Durchfühning  der  heimatrechtlich  zu- 
gelassenen Konversion  irjrend  einen  Anstoß  bei  der  lex  fori 
erregen,  skandalisierend  auf  ihren  ordre  public  wirken  könne. 
Man  wird  aber  wohl  noch  weitergehen  und  behaupten  dürfen, 
daß  durch  die  (heimatrechtlich  zulässige)  Konversion  eines 
Separationsurteils  niemals  und  nirgends  der  ordre  public  verletzt 
werden  kann,  mag  auch  die  Separation  aus  Gründen  erfolgt 
sein,  die  nach  lex  fori  nicht  zu  einer  Scheidung  führen  könnten, 
vorausgesetzt  natürlich  nur,  daß  der  (Jeri(  htsstaat  nicht  das 
jranze  Scheidungsinstitut  prohibitiv  verworfen  hat.  V)    Denn  was 
oben  für  den  engeren  Kollisionsfall  gesagt  wurde,  gilt  tat- 
sächlich auch  für  den  weiteren:  läßt  luan  die  Konversion  aus- 
ländischer Separationsurteile  einmal  zu  —  und  man  muß  es 
vernünftigerweise  tun  —  so  ist  der  natürliche  und  richtige 
Standpunkt  der,    nach    den   (iründen  des  Separationsurteils 
überhaupt  nicht  zu  fragen,  insoweit  es  nur  ein  solches  ist,  das 
nach  Art.  7  international  anzuerkennen  ist.    Die  tatsächlichen 
Grundlagen  jenes  Urteils  gehören  ohnehin  dem  Auslande  und 
der  Vergangenheit  an,  spielen  sich  vor  unseren  Gerichten  nicht 


1)  Übeninstimmend  allgemein  Rolin  II  130  f. 
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mehr  ab;  sie  berühren  anseien  ordre  public  nicht  mehr  als 
diejenigen  irgend  eines  anderen  rechtskräftigen  Urteils.  Können 
und  müssen  wir  uns  aber  damit  abfinden,  daß  das  ausländische 
Separationsurteil  als  solches  zu  Reclit  besteht  und  auch  für  das 
Inland  gilt,  so  kann  der  ordre  ptiblic  auch  durch  dessen  formelle 
Umwandlung  in  ein  definitives  Scheidungsurteil  nicht  weiter 
tangiert  werden.  Umgekehrt  wird  auch  hier  allgemein  behauptet 
werden  dfirfeni  daß  ein  Staat,  welcher  überhaupt  die  Scheidung 
kennt,  mag  er  anch  daneben  eine  standige  Separation  zolassen, 
doch  gronds&tzlich  vom  staatlichen  Standpunkt  aus  die  ersten 
der  letzteren  vorzieht,  und  daher  ein  Ansiandrecht,  das  diesem 
Grundsätze  entgegenkommt,  nicht  als  seinem  ordre  pUhIk 
widerstrebend,  ansehen  wird.  Anders  kann  die  Sache  aUerdings 
dann  liegen,  wenn  in  einem  Staate  ständige  Separation  und 
Scheidung  zwar  neben  einander  bestehen,  aber  nicht.  —  wie  es 
meist  der  Fall  ist  —  für  die  n&mlichen  Tatbestände,  senden 
die  erstere  (und  zwar  ohne  die  M^lichkeit  einer  EonTenioo 
in  Scheidung)  für  gewisse  Tatbestände  oder  Personen  ans- 
schließlich  zugelassen  ist.  Bei  solcher  Sachlage  kann  die 
Scheidung  als  für  den  letzteren  Fall  speziell  reprobiert  erscheineOt 
und  zwar  derart,  daß  auch  die  Konversion  eines  ausländis^cben 
Separationsurteils  den  ordre  public  des  Forums  verletzen  würde. 
So  wird  niuii  in  Österreich  zwar  ki-iii  gt'rL'chtfertij^tt\s  Bedenken 
traixt'ii  dürfen,  (iic  litiiiiatrechtlich  begründete  Konversion  eines 
zwischen  j>rute.stantischen  liulländern  (Franzosen,  l'el^ri^'rni  er- 
gangenen Separationsuiteiles  zuzulassen,  anch  dann  nicht,  weuu 
z.  Ii  das  iiulländische  Separationsurteil  nur  auf  gegenseitiger 
Einwillitrung  basierte:  läßt  doch  ^  11")  des  (»sterr.  a.  b.  GB  bei 
akatliulischen  Personen  die  unüberwindliche  Aliiieigung''  al* 
8cheidungs;rrund  zu,  in  weichein  Falle  die  Scheidung  ,,ni*-iit 
sogleich  verwilliget,  sondern  erst  eiiu  Scheidung  von  Tisch  tuid 
Bett  ....  versuchet  werden"  uiuIj.  ein  gesetzgeberischer  Stand- 
punkt, der  dem  holländischen  so  naiie  verwandt  ist,  daß  der  öster- 
reichisrlu'  ordre  public  gewiß  nicht  durcii  die  ausschließliciie 
Anwendung  des  holländischen  Ueimatrechts  chokiert  werden  kaoa.^/ 

1)  Nebenbei  gesagt  ein  ßeispielsfall.  in  welchein  die  strikte  DnrelifUwiSl 
der  GesetBeskamulatioii  besonders  irrationeU  und  onmoüfiert  cncUeie. 
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AVohl  aber  dürfte  letzteres  mit  Grund  behauptet  werden, 
wenn  die  Eheleute  Katholiken  sind,  in  welchem  Falle  das  öster- 
reichische Recht  bekanntlich  niemals  eine  Scheidunp,  sondern 
ausschließlich  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  (diese  aber 
unter  teilweise  laxeren  Voraussetzungen,  vgl.  108  und  109 
gegenüber  §  115  a.  b.  GH)  zuläßt:  man  wird  in  Österreich  die 
Konversion  der  holländischen,  belgischen  Separation  den  Katho- 
liken verweigem,  auch  wenn  sie  Ausländer  sind.  Hier  liandelt 
es  sicli  eben  nicht,  wie  in  den  vorerwähnten  Fällen  um  eine 
Kollision,  die  sich  auf  die  (in  der  Vergangenheit  und  im  Aus- 
lande abgeschlossene)  Separation  bezieht,  sondern  um  eine 
der  jetzt  sich  abspielenden  Konversions-  (Scheidungs-) 
Zulässigkeit,  und  zwar  eine  solche,  bei  welcher  intransigente 
religiöse  Dogmen  hereinspielen,  deren  universelle  Richtung,  wie 
wir  wissen,  zu  einer  nach  Möglichkeit  erweiterten  Herrschaft 
des  Inlandrechtes  drängt. 

Abgesehen  von  diesem  Falle  dürfte  im  Konveiitionsgebiete 
der  Ausspruch  einer  lieimatrechtlich  gestatti'ten  Uiiiw  andlivng 
der  Sei)Mratiun  in  Scheidunjr  kaum  jemals  dem  (irdrc  public 
einer  anderen  lejo  fori  zuwiderlaiift  n  (vorausgesetzt  natürlich, 
daß  wir  es  nicht  mit  einer  le.r  fori  zu  tun  haben,  welche  die 
Scheidung  überhaupt  ni(  lit  kennt).  Wir  kommen  daher  zu  dem 
( iesamtergt'bnis,  daß  im  allgemeinen  für  diese  Konversion  ^bei 
Deutschland  allerdings  mit  der  erwähnten,  dureli  die  Je.r  lata 
gebotene  Ke.^tiiktioni  die  ausscliließliclie  Anwendung  des  Heimat- 
rechtes  gemäß  Art.  '6  unbedingt  am  Platte  iüt. 


Das  holländische  6eparationsarteil  isl  vur  fünf  Jahren  ergangen,  die  Eheleute 
hAbeii  heute  ttim  Wohnsltsgeriebtsstand  in  Ötterreicb  nnd  be^idureii  mminehr 
Tor  astemlebischeii  Gericbten  die  Umvandluiig  der  Separation  In  Scbeidang. 

Soll  das  österreichische  Gericht  neuerdings  nachprüfen,  ob  auch  ..unäber%vind- 
Urhp  Abneii?iinfr''  im  Sinne  des  österreichischen  Rechtos  vorliegt  foder  vorlag) 
and  dann  erst  lin  neues  Separationsnrteil  erlassen,  iln-  i  s  die  Srheidunp  aus- 
spricht? Entspricht  nicht  hier  offenbar  die  einfache  Anwendung  des  hoUäu- 
diachen  Heimatrecbtea  wdt  mehr  dem  JbtereNe  der  Reebtsnchenden  wie  der 
Staatengemeinidiaft,  und  würde  dabei  dw  Gaterrekliiedie  ordre  puhlie  im 
geringsten  geflÜirdet? 

Seitschrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Offentl.  Becht.  XV.  16 


Digitized  by  Google 


238 


Kahn, 


IV.  Kollisionen  bei  St aatsangehörigkeits- Wechsel. 

A.  Allgemeines. 

Entstehnngsgeschichte  der  Artt.  4  und  B. 

Wenn  im  Sclieidungsrerhte  schlechthin  von  dem  Heimat- 
rechte  {Im  nationale)  der  Ehegatten  die  Rede  ist,  so  ist  damit 

—  im  Sinne  der  Konvention  wie  der  herrschenden  internationalen 
Doktrin  —  regelmäßig  das  zur  Zeit  der  Klageerhebung 
bestehende  Heimatrecht  gemeint.^)  Es  sind  jedoch  Kompli- 
kationen möglich,  bei  deren  Vorliegen  die  (alleinige)  Anwen- 
dung dieses  Ueimatrechtes  bedenklich  erscheint 

Die  Konvention  behandelt  diese  Fälle  an  zwei  Stellen,  in 
Art.  4  und  Art.  8.  Durch  Art.  4  wird  —  im  wesentlichen 
fibereinstinmiend  mit  Art.  17  Abs.  4  EG  z.  BGB  —  festgestellt« 
daß  das  im  vorstehenden  Artikel  bezieichnete  (besser:  still- 
schweigend gemeinte)  Heimatgesetz  (d.  i.  das  zur  Zeit  der 
Klageerhehung  bestehende)  nicht  angerufen  werden  kann,  ,,um 
einer  Tatsache,  die  sich  ereignet  hat,  während  die  Ehegatten 
oder  einer  von  ihnen  einem  anderen  Staate  angehörten,  die 
Wirkung  eines  Scheidunps-  oder  Trenming-sgrundes  zu  verleihen'". 
Nach  Art.  8  soll,  wenn  die  Ehep-atten  nicht  diesolhe  Staats- 
angehörigkeit besitzen  .Jcnr  iJernih  e  Uffhlatimt  cvhnuuHe''  als 
Heimatrecht  im  iSinne  der  Konvcntiun  anzusehen  sein.  Der 
äußere  Grund,  warum  in  (ier  Konvention  diese  offenbar  zusammen- 
gehörigen liestiniuiungt  n  getrennt  und  durch  die  (pr()zeJi;ü:erieht- 
lichen)  Vorschriften  der  Art.  5—7  von  einander  «re.^ichieden  ei- 
scheinen,  ist  einfach  darin  zu  finden,  daß  die  er.stere  (Art.  4» 

—  wie  sich  ihrem  Inhalte  nach  von  selbst  er^'^iltt  —  aus- 
schließlich auf  das  materielle  Scheidungsrecht  (Art.  1 — 3i  An- 
wendung findet,  während  die  letztere  (Art.  8)  —  wie  in  den 
Kommissionsverhandlungen  der  dritten  Konferenz  noch  besondei's 
festgestellt  worden  ist  (vgl.  Actes  1900,  213  ff.)  —  ausdrücklich 
auch  für  den  Gerichtsstand  gilt.  Das  erklärt  die  Auseinander* 


1)  Es  iit  ein  »uffaUaider  lUngel,  daß  die  obeostdiende  Begel  im  T«xle 
der  KonveDtion  nii^nds  anegasprochen  wird.  Vgl.  dafegen  EO  s.  BGB 
Art.  17  Abs.  1. 
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reißung,  rechtfertigt  sie  aber  nicht  niiMsoweniger  als  der 
Schwerpunkt  auch  des  Art.  8  doch  immer  auf  materiell-recht- 
lichem  Gebiete  liegt  —  für  das  er  ursprünglich  allein  bestimmt 
var^  ~  und  beide  Vorschriften  inhaltlich  aufs  Engste  ver^ 
wandt  sind. Beiden  liegt  der  Fall  eines  Staatsangehörlgkeits- 
Wechsels  zu  Grund,  auch  dem  Art.  8,  da  Ja  nach  allen  Vertrags- 


^)  Vgl.  den  hruuiOfiacliMi  Antrag  rar  Mtten  Konleveni  (üoe.  1900 
S  156),  den  Alt.  6  (jetzt  8)  unmittt  lbar  den  materiell-rechtlichen  Vorschriften 
folj^en  zu  lassen,  ..pui.squ'il  s'agit  (Tune  ri(/Ie  qiii  touche  au  fond"^  and 
dag^en  die  Bemerkung  der  Commissüm  royale  iieerlandaiac,  Doc.  a  a  O.  R  9. 

^)  Im  ersten  Entwurf  (K£  von  1894  S.  87  ff.)  schloü  sich  der  dem 
jetzigen  Art  8  entsprechende  Artikel  (ö)  unnüttdlMur  nn  den  ereten  von 
der  Scheidnng  handelndoi  Artikel  va  und  war  damaeh  nur  für  dai  materielle 
Scheidangsrecht  und  zwar  ansscbließlich  für  den  gröberen  Kollision^f  11  u 
dacht  vgl.  die  Erl;Lut«n:ntr"Ti  i^  s  KB.  Actes  1894  S.  85 1.  Allein  schon  ilie 
Redaktionskommission  \  Actes  1094,  9ö,  9H  i  nahm  die  Urasteilang  des  Artikels 
iror,  und  zwar  ohne  eine  nähere  Begründung  and  ohne  daß  —  soweit  aus 
ta  ProtokoUen  «liöbtlidi  —  eine  Debatte  iUMnr  den  Artikel  stattgefunden 
lAtte,  abgeaelien  ven  ein«  nebens&chllchen,  rein  redaktienellen  BrSrtemng 
(cf.  Actes  1894  8.  7o).  Ober  die  Debatte  an!  der  dritten  Konferens  vgl. 
unten  S.  241. 

^1  Man  vergleiche  zum  schlagenden  Beleg  die  Begründung  unseres 
Art.  8  im  KB  von  181i4  mit  derjenigen  der  unmittelbaren  Quelle  des  Art.  4 
(•iehe  unten  S.  243),  nämlich  dea  &0  z.  BOB  Art  17  Abe.  4  in  Gebhards 
JtQHm.  An  entexer  Stelle  beifit  et  {AcUa  1894  8.  86):  „Za  aiiuation 
petU  Stre  plus  compliquie;  les  ipoux  n'ont  pas  nSesssairsment 
In  m^mc  nationnlif^.  Ponr  prendrc  rhr/pothese  la  plus  prn- 
tique.  Ic  utari  sest  fait  naturaliser  et  la  fetnme  a  conmrr^e  Vau- 
cienne  nationalitä  qui  etait  commune.  II  y  a  eUors  deux  lots  nationales 
tUstiMetes,  eeUs  du  mari  ei  celle  de  la  fsmms;  Vune  peut  admettre  et 
Vautre  rsjeter  le  divoree.  Yen  aura-Uil  uue  qui  priiwmdra?  dane  ee 
cos  laquetle  sera-ce  ?  La  eommission  est  d'a'Sis  ^adopter  ici  une  rigle 
analngue  a  celle  qu^elle  n  pmpnai'c  plus  haut  pour  le  riglemeut  des 
ropjiofts  des  epoux.  C'est  la  derniere  hii  coinniune  des  öprrn.r  qui 
doit  decider  ai  le  mariage  est  ou  non  suscepttöle  d  ette  diaauun  par 
U  diwree.  H  u'est  pas  raisomuMe  que  la  sUuation  que  cette  loi 
faisaU  aux  ipoux  puisse  itre  rodieatement  ekangde  par  le  fait  de  Fun 
d^euse.  II  in^ßorie  de  remarquer  que  Fapplication  de  teite  rigle  aura 
pour  consöqitence  tantnt  trcmpSchcr  tautflt  de  permettre  le  divorce, 
Supposons,  par  e.retuplc,  deux  tipoux  italiens;  le  mari  se  fait  na  turn' 
liiter  frangaia  oü  beige  et  la  femme  reste  italienne ;  la  loi  nouvelle  du 
mari  admet  le  dieeree  et  la  lei  nationale  de  la  femme  ne  l  admet 

16* 
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rechten  (vgrl.  2.  B.  Weiß  I  605  ff. die  Ehefrau  mit  der  Ver- 
heiratung die  nämliche  Staatsang^ehörigkeit  wie  der  Ehemann 
erwirbt.^)  Beide  behandeln  das  schwierige  allgemeine  Problem 
einer,  innerhalb  der  örtlichen  verlaufenden,  zeitlichen  Kollision 
(vgl.  dazu  Iherinffs  Jahrbud^  XLEH  329  Anm.  1  und  Zit  ); 
beide  ergänzen  einander  notwendig,  zum  Teil  decken  sie  einander 
sogar  inhaltlich,  z.  B.  gerade  mit  Bezug  auf  einen  praktisch 
besonders  wichtigen  und  meist  ventilierten  Teil  dieses  Inhalts: 
der  „lraadnl5se"  Staatsangehöriglceitawechsel  eines  Ehegatten 
eigens  zu  dem  Zwecke  der  firmöglichung  der  Scheidung  i^Pall 
BauffremoHt)  wird  ebensowohl  von  Art.  4  als  von  Art.  8  ge- 
troüen.  Die  völlig  getrennte  und  abgesonderte  Abbandlang  der 
beiden  Artikel  wäre  daher  für  uns  überhaupt  undurchführbar 
und  es  erübrigt  nur  (^was  auch  gesetzestechnisch  da.s  richtige 
gewesen  wäre)  an  diesem  Orte  zunächst  die  materiell-rechtliche 


pas;  Müus  disons  que  mSme  un  tribunal  fian^ais  ou  beige  ne  deti  ait 
pas  profutncer  le  divoree.  SupposouSf  aueontrairef  des  ipouae  fi  (fti^ai* 
ou  beiges:  ta  naturalisation  du  mari  m  Bepagne  ou  eu  Hälfe  ne 
deriait  pas  etnpScher  la  femnte  de  dematider  le  divorce  detaut  uti 
tribittial  fran^als  ou  beige*'  und  hv'x  Grhliard  zu  5*  18  sub  Wh.  ..die 
Anwendung  des  Rechtes  des  Staates,  dtm  der  KluiiKnin  zur  Zeit  der  Erbebung 
der  Ebeschcidoiigsklage  angebürt,  hat  zur  Fulge,  dali  Tatüacbeu,  welche  vou 
diesem  Redite  als  Scheidiugsgrfljide  ftnerkannt  aind,  selbst  dann  Ijeracksicbtigt 
werden  rnttssen,  warn  sie  sich  sn  einer  Zeit  ereignet  haben,  in  welcher  der 
Ehemann  einem  anderen  Staat«  angehört  hat,  dessen  Recht  den  betr.  Tat- 
sachen die  Bedeutung  von  ScheicfuiigsmfSnden  nicht  heilet.  Dies  ist  be- 
denklich Der  Entwurf  zieht  die  Konspqnenz  .  ,  .  .  nicht.    Es  wird 

damit  auch  verhütet,  daß  derEhemanudurch  eine u  lediglich 
sn  diesem  Zweck  vorgenommenen  Wechsel  der  Staatsange- 
hörigkeit einen  sonst  nicht  vorhandenen  Scheidnngsgrnnd 
an  erlangen  vermag.  Die  französische  und  belgische  Recht- 
sprechung zeigt,  daß  Manipulationen  dieserAit  nichtselten 
Tork  o  m  nie  n.*' 

Auch  Rumänien  ?  [Weiß  I  607)  und  Dänemark  ?  \  \Veiß  I  671). 
Ausdrücklich  anch  bei  den  Konferensverimadlnngen  voransgesctzt 
Die  belgische  Kommission  hatte  mr  dritten  Konterena  einen  Znsata  beantragt : 

defaut  de  ta  Icgislation  commune  on  appliquern  la  lui  natihi/alr 
du  m(i>  ,  -  f),H\  UM¥)  s  1  Der  Zusatz  wurde  ans  dem  erwähntrn  Gninde 
als  übtTtliibsiu  und  gegciibtuudslos  abgelehnt,  bizw.  zurückgezogen  (.vgl. 
Comm.  royale  neeiL:  Doc.  lUüü  S.  49,  KB:  Actes  liKX)  S.  214). 
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Wirkung  der  beiden  Regeln  gemeinsam  zu  erörtern  und  auf  die 
besondere  prozessuale  Bedeutung  des  Art.  8  weiter  unten 
zurückzukommen. 

Der  enge  Zusammenhang  der  beiden  Vorschriften  zeigt  sich 
auch  iu  ihrer  Entstehungsgeschichte.  In  dem  Entwurf  von  1894 
hatte  die  Vorschrift  des  Art.  4  noch  keine  St(lle  gefundpu. 
Diejenige  des  Art.  8  dagegen  war  in  flf  m  damaligen  Schluß- 
entwurf schon  genau  in  der  jetzigen  Fassung:  und  Bedeutung 
enthalten  (Art.  6).  Auf  der  dritte  ii  Konferenz  ist  die  Bestimmung, 
allerdings  erst  nach  lebhaften  Kämpfen,  unverändeit  aufrecht 
erhalten  worden  (cf.  KB:  Actes  1900  S.  218).  Allein  diese 
Kämpfe,  auf  welche  deshalb  hier  nicht  einzugehen  ist,  drehten 
sich  lediglich  um  die  proze.ssuale  Anwendung  der  Bestimmung; 
inateriellrechtlich  waren  bei  den  Verhandlungen  zu  Art.  8  (da^ 
nials  6)  —  abgesehen  von  dem  oben  erwähnten  bedeutungslosen 
belgischen  Antrag  —  zwei  wichtigere  Amendements  eingebracht 
\vorden,  das  eine  von  Seiten  Ungarns,  das  zweite  von  selten 
Dänemarks  und  Noncegeus:  beide  Anträge  haben  aber  be- 
zeichnenderweise auf  den  Konferenzv(  1  liandlungen  ihre  Erledigung 
nicht  bei  unserem  Art.  8,  sondern  bei  dem  neuen  Art.  4  ge- 
funden,  welcher  einem  allseits  günstig  aufgenommenen  Antrage 
J)eHtschlands  seine  Entstehung  verdankt*)  (vgl.  C.  R.  n.  Doc. 
11)00  S.  39;  J/eVwo/re  des  schwedischen  Deh  jriertcn :  ylr/^',s' 1900 
H  .');■)  :  Bericht  der  ersten  Kommission :  Actes  1900  S.  209;  Ver- 
\mMmg&[i  Schuhmacher- Renault:  Actes  1900  S.  194);  der 
erwähnte  ungarische  Autrag  lautete  (Dor.  1900  S.  116):  „Ä* 
Zes  epotijc  n'ont  pas  la  mime  natwnalit^,  mais  tun  d'eiix 
est  ressortissant  du  pays,  dont  le  tribumU  est  saisi  de  1a 
demande  en  divorce  <m  en  Separation  de  corps,  ces  tribu- 
naux  n'auront  pas  a  tenir  compte  de  la  loi  nationale  de 
V4pou  r  efranger,  sauf  si  la  loi  du  tribunal  Vexige"^ . 

Anscheinend  hat  dieser  Vorschlag  mit  dem  deutschen  An- 
tra ire  und  dem  jetzigen  Art.  4  garnichts  zu  tun.  Der  Wider- 

1)  Er  war  nrsprttngUch  gleichlautend  mit  BD  x.  BOB  Art.  17  Abs.  2 
(cf.  Z)öc.  liJiX)  S.  107) :  ..Kinc  Tatsache  die  sich  ertMirnrt  hat,  während  der 
3Iann  einem  anderen  titaate  angehörte,  kann  als  Scbeidungs-  oder  Trenuiuigs- 
grund  nnr  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Tatsache  aach  nach  den  Ge- 
Mtsen  dies«  Staates  ein  Schadnngs«  oder  ehi  Trenniragtipniiid  ist". 
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sprach  löst  sich  aber  zum  Teil,  wenn  wir  hören  (Doc.  IdOO 
8. 116),  dafi  es  der  ungarischen  Begiening  hei  diesem  generali- 
sierenden Vorschlage  speziell  um  die  Anfrechterhaltnng  der  fär 
die  nngarische  lex  fori  (,^Mmf  H  la  1(4  du  tHbumU  fexifft") 
bestehenden  Kollisionsnorm  des  Efaegesetzes  vom  18.  12.  1894 
ZQ  tun  war,  dessen  g  115  Abs.  1  in  vollem  Einklang  mit  dem 
deutschen  z.  BGB  und  dem  Art.  4  der  Konvention  steht.  ^) 
Allerdings  nur  zum  Teil,  denn  andere  Spezialkollisionsnormen 
des  ungarischen  Gesetzes  (§  115  Abs.  2  und  117  Abs.  2,  darQber 
unten)  sind  durch  Art.  4  glttcklicherweise  nicht  aufrecht  erhalten, 
ebenso  wie  das  flberstaatliohe  aJlgemeine  Prinzip  des  ungari- 
schen Antrages,  welches  notwendig  zu  Konflikten  schlimmster 
Art  hätte  führen  müssen,  mit  Recht  keine  Zustimmung  gefunden 
hat  und,  wie  es  scheint,  auf  der  Konferenz  selbst  überhaupt  nicht 
mehr  vertreten  worden  ist  (vgl.  östenreichisches  Mimaire,  Actes 
1900     47  f.;  Ctmm,  ro^.  nierl  8.  49). 

Ausdrücklich  verworfen  wurde  bei  den  Kommissions^ 
beratnngen  über  Art.  4  der  erw&hnte  dänisch-norwegische  Zu- 
satzantrag. Er  wollte  zu  Art.  8  feststellen,  daß  ein  ohne 
Zustimmung  der  Ehefrau  erfolgter  Staatsangehörigkeits- 
wechsel ohne  Einfluß  sein  solle  auf  das  Recht,  die  Scheidung 
oder  Trennung  auf  eine  frühere  Tatsache  zu  gründen.^  Die 

^)  Aai  Qrand  solcher  vor  £rl&nguug  dtr  angariscben  StaaU- 
bfligendUklt  siutande  gekommeinii  Tatiaclien,  weldie  nach  d«n  früheren 
Rechte  der  Ehegenosscn  einen  Grund  zur  LSaimg  der  Ehe  oder  zur 

Trennnnp  von  Tisch  und  Hott  Viildrn  k-inn  rias  luifr^risrhe  Gericht  die  Ehe 
des  die  ungarische  äta&tsbtirgerschaft  erlungteu  Ehcgeuus^en  auflösen,  wvnn 
dieee  Tataadieii  anch  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetse  als  Grand  nr  LSsuug 
der  Ehe  dienen'*  (XXXI,  XXXH,  XXXm  Gei.-Art  J.  1884.  Amtlielie  Ana- 
gahe.   Budapest  181)5i. 

-]  Vf?l.  Doc.  iy(M)  S.  140:  ,.Tautefois  un  changcwent  de  nationaliti, 
uyutii  eu  Heu  natui  le  cowsentemeHt  de  i'epoux,  n'uura  uucune  infiuence 
eur  le  droit  de  demander  I0  diwtrce  tm  la  siparaHo»  de  eorpe  pmr 
une  cause  intcrcenue  avant  ce  changemeiil  ' .  nacli  dein  in  der  Kommission 
später  (Actes  10(X)  S.  2r)^)i  formulierten  Antrag  einfach:  „Un  chaiifi'^tmnt 
de  natiunulite  ayant  eu  Heu  sau«  le  consentement  de  ia  femmc  iis 
peut  iire  imeoqui  eonire  elW*  (Tgl.  schon  Vnge  I  B  2e  des  ersten  hoI> 
ländischen  Programms  Actes  1893  I  10:  „^m«  faut  il  däcider:  .  .  si  le 
mari  s'est  fait  natttraliser  dnns  un  auf/r  pnys  'uu  y  a  pn's  dotn teile) 
et  si,  par  ce  fait  du  mari,  la  femme  a  eyalement  vhanye  de  nationaliti 
(eu  de  domMteJ  r) 
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Analogie  dieses  Antniges  mit  dem  deutschen  (dem  jetsigen  Art  4) 
ebenso  wie  mit  Art.  8  liegt  za  Tage.  Er  geht  auf  der  «inen 
Seite  weiter  als  Art.  4,  indem  er  —  wie  Art.  8  —  das  frühere 
Heimatrecht  nicht  nnr  negativ,  sondern  auch  positiv  iür  die 
Beorteilung  der  aal  die  damalige  Zeit  zurückgehenden  Scheidongs^ 
gründe  entscheidend  sein  l&ßt;  auf  der  anderen  Seite  will  er 
neben  Art  8  die  Mafigeblichkeit  des  früheren  Heimatrechtes 
nur  noch  für  den  nngewdhnlichen,  aber  um  so  krasseren  Fall 
begründen,  daß  der  nach  dem  scheidnngsbegründenden  Ereignis 
eingetretene  Staatsangehörigkeitswechsel  ein  für  beide  Ehegatten 
crem  einsamer  war,  aber  ohne  Zustimmung  der  Ehefrau 
erfolgte.  Diese  Erweitemng  des  Art.  8  entspräche  offenbar  der 
ratio  dieser  Bestimmung  (vgl.  die  oben  zit  Stelle  des  St^part, 
Actes  1894  8.  85),  sie  hat  auch  bei  den  Vorverhandlungen  An- 
klang gefunden  (Ckm.  B,  Doc.  49 ;  üsterr.  Memoire  Actes  1900 
8.  48  und  Actes  1900  S.  210),  ist  aber  von  der  Kommission 
schließlich  aus  mehr  praktischen  Bedenken  abgelehnt  worden.^) 
Man  war  der  Ansicht,  daß  in  der  Hauptsache  den  ,ß4gttimes 
priocupatUmn^'  des  d&nischen  Amendements  durch  die  Bestim- 
nmng  des  Art.  4  genügt  sei. 

Der  ursprüngliche  deutsche  Antrag  sprach  nur  von  „einer 
Tatsache,  die  sich  ereignet,  während  der  Mann  einem  anderen 
Staate  angehörte/  Das  war  die  für  das  deutsche  EG  z.  BGB, 
nicht  aber  für  das  Konventionsrecht  korrekte  Fassung:  denn 
nach  Art  1  und  2  der  Konvention  ist  Ja  nicht,  wie  nach  EG 
2.  BGB  Art.  17  Abs.  1,  lediglich  das  Heimatrecht  des  Ehe- 
mannes, sondern  dai^enige  der  läiegatten  (la  l&i  naHanale 
des  ipoux)  grundsätzlich  maßgebend.  Ganz  folgerichtig  schlug 
deshalb  das  schwedische  Memorandum  eine  „leichte  Modifikation'' 
des  deutschen  Antrags  dahin  vor:  „ün  faU  qui  ä  eu  Heu 

^)  Actes  1900  S.  210:  „Oh  ne  peut  cunteater  que  cel  amcftdement, 
aecueüii  av§c  fwfeur  par  kt  majorUi  da  la  CommUHoH,  röponde  • 
ime  pemie  «T^uOi.  MaiSt  ä  la  rifieeUon^  «le«  d^ftaUHa  otU  mrgi, 
Soueent  il  wera  tri»  ä^fieiU  de  aacoir  si  Ic  changemmt  de  nationaliti 

a  >'u  h'pi/  avec  oti  sans  Ip  consefttentent  de  la  femme.  sur/out  si  In 
questioii  du  divorcc  ne  se  presoite  qu'fin.sez  hrngtemps  nprea.  En  outi  e, 
le  mnsentement  de  la  femme  a  pu  eire  oötenu  alora  qu'elle  ignorait 
qu  il  se  fut  pradttU  un  faU  de  nature  a  donuer  lieu  au  diverce,** 
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pendant  que  Us  epotf.r  appartenaieni  ä  un  autre  Etat  etc.'' 
Die  sonst  so  vollständige  Zusammenstellung  Doc.  1900  S.  3  ff. 
erwähnt  dieses  schwedische  Amendement  nicht.  Die  Kommission 
stimmte  dem  (Iciitsclien  Antrag  ohne  Einweiidiuifr  zu  [Doc.  1900 
8.  30).  Auch  der  Kommissionsbericbt  schweigt  darüber. 
gab  aber  —  ohne  weitere  Erläuterung  —  dem  Art.  4  die  jetzige, 
sowohl  dem  deutschen  aUdem  schwedischen  Antrage  gegenüber 
erweiterte  Fassung:  „Alors  que  les  epoux  ou  fun  d'eitjc 
ätaient  d'nne  autre  nationalite".  Mit  dieser  Fassung  dfirfte 
man  offenbar  die  korrekte  und  erschöpfende  Anpassung  des 
deutschen  Recht,sgedankens  an  das  Konventionsrecht  gefunden 
habt  II  Der  Zusatz  „aii  Fun  d  euje-"  sollte  offenbar  den  (für 
das  Konventionsrecht  relevanten)  Fall  einbeziehen,  wenn  die 
Kliegatten  zur  Zelt  der  „kritischen  Tatsache"  verschiedener 
Staatsangehörigkeit  waren.  Es  wäre  aber  falscli,  den  Artikel  nun- 
mehr so  zu  verstehen,  als  ob  in  jedem  Falle  die  Scheidung 
nach  dem  damaligen  Heimatrechte  eines  jeden  Ehegatten  be- 
gründet sein  müsse.  Das  damals  bestehende  Heimatrecht 
„beides  oder  eines  der  Ehefratten**  kommt  ja  nur  insoweit  in 
P>age,  als  es  das  für  die  Scheidung  maßgebende  gewesen  i.st. 
Es  darf  nur  durch  einen  nachträglichen  Staatsangehürigkeits- 
wechsel  eines  der  beiden  Ehegatten  nicht  einer  vorher  einge- 
tretenen Tatsache  der  Charakter  eines  Scheidungsgrundes  ver- 
liehen werden,  den  sie  damals  nicht  hatt«.')  Daraus  erhellt 
also  ein  weiterer  wesentlicher  Unterschied  der  Konventions- 
vorschrift von  ihrem  deutschen  Vorbild :  nach  diesem  ist  ja  das 
damals  bestehende  Heimatrecht  des  Shemannes  stets  auch  maß- 
gebendes Scheidungsstatut  gewesen  (daher  die  einfache  Fassung 
„während  der  Mann  einem  anderen  Staate  angehörte  .  .  .  nach 
den  Gesetzen  dieses  Staates**):  nach  Konventiousrecht 
dagegen  braucht  das  maßgebende  Scheidungsstatut  nicht  identisch 
zu  sein  mit  dem  augenblicklich  bestehenden  Heimatrechte  irgend 
eines  der  Ehegatten,  geschweige  beider :  haben  sie  keine  gemein- 

i  i  Acten  r.KHj  S  194:  ..Ce  que  noiis  loulvHs  pricisement  empScher, 
i  'est  que,  pai  un  chaugcment  de  tuitionalite,  on  puisse  faire  ritroaffir 
la  loi  nouvette  de  ntanUre  ä  dofuter  am  fait  anterieur  un  earacHre 
gH'il  H'avaii  pa»  «h  mememt  eü  tV  a  (ti  eommis.** 
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same  Staatsang€h5rigkeii,  so  gilt  ja  stets  ihre  letzte  gemein- 
same Staatsangehörigkeit  nach  Art.  8  als  maßgebende  loi 
noHtmale;  das  kann  möglicherweise  —  je  nachdem  der  Mann 
oder  die  Frau  oder  etwa  beide  jene  gemeinsame  Staatsange- 
hörigkeit vorher  aufgegeben  hatten  —  entweder  die  augenblick- 
liche Staatsangehörigkeit  der  Fran  oder  des  Mannes  oder  anch 
keines  von  beiden  sein:  in  keinem  Falle  —  bei  Staatsangehörip:- 
keitsrerschiedenheit  —  das  Heimatrecht  Beider.  „Kumulieil;^ 
werden  also  nach  Art.  4  das  jetzt  als  persönliches  Scheidiiiifrs- 
statut  malj<^ebentie  und  das  damals  (zur  Zeit  der  krilLsclien 
Tatsaclie)  maßgebend  gewesene:  niemals  auch  noch  die  zwei 
tl.iinals  etwa  veiNchiedenen  Heimatrechte  der  Ehegatten.  Der 
hiernach  für  das  Konventionsrecht  recht  komplizierte  Grundsatz 
läßt  sirh  am  besten  in  folgender.  d»'?i  Artt.  1  und  2  analoger 
Zusanimenlassuug  begreifen  und  ;i nv.  i  iidt-n ;  die  Scheidung  ist 
nur  dann  zulässig,  wenn  sie  begründet  ist  sowohl  nach  dem  zur 
Zeit  der  Klageerhebnng,  als  auch  nach  dem  zur  Zeit  der 
.seh ( i d u ngsbegründenden  Tatsache  m  a  ß g  e  b  e  n  d  e  n  H  e  i  in  a  t  r e  c  h  t  e 
(  Art.  4).  Maßgebendes  Heimatrecht  ist  in  jedem  Zeitpunkte, 
falls  die  Ehegatten  verschiedener  Staatsangehörigkeit  sind,  ihr 
letztes  gemeinsames  Recht  (Art.  8). 

B)  Anwendung  der  Grundsätze. 
1.  Staatsangehörigkeitswechsel  nnr  eines  Ehe- 
gatten. 

Wenn  nnr  einer  der  Ehegatten  seine  Staats- 
angehörigkeit gewechselt  hat,  so  ist  der  Staats- 
angehdrigkeitswechsel  für  die  Frage  des  anzu- 
wendenden Rechtes  überhaupt  irrevelant.  Dieser 
praktisch  überaus  wichtige,  auch  der  herrschenden  Jurisprudenz 
entsprechende  Satz  —  welcher  angesichts  des  nicht  leicht  ver- 
ständlichen Art.  4  einen  deutlichen  Ausdruck  in  der  Konvention 
verdient  hätte  —  folgt  unmittelbar  aus  Art.  8.  Das  frühere 
(gemeinschaftliche)  Heimatrecht  ist  in  solchem  Falle  das  grund- 
sätzlich maßgebende,  das  neue,  nur  in  der  Person  des  einen 
Ehegatten  bestehende,  kummt  ültci-haupt  niclit  in  Betracht.  Ks 
bedarf  liier  also  nicht  der  Heranziehung  des  Ai*t.  4,  und  die 
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Kegel  geht  über  den  Inhalt  jenes  Artikels  (und  des  EG  z.  BGB 
Art.  17  Abs.  2)  weit  hinaus;  eine  nacli  dem  liishengen  Heiniat- 
reohte  nnzuliissige  Sclieidung:  kann  durch  deu  nur  einseiticron 
StaaUsangehörijrkeitswechsel  eines  Ehegatten  niemals  zulässig: 
werden,  selbst  dann  nicht,  wenn  das  m  heiduugsbegründende 
Ereignis  erst  nach  dem  Staatsaugehörigkeitsweclisel  eingetreten 
wäre;  eine  nach  dem  bisherigen  Heimatrechte  zulässige 
Scheidnng  bleibt  auch  nacii  dem  Staatsaiigeh(»rigkeitswechsel 
zulässig,  mag  sie  auch  nach  dem  neuen  HeiniHtrechte  dta  Ehe- 
gatten —  sei  es  überliaupt,  sei  es  in  co?irr<'/f)  —  nicht  be- 
gründet sein.  Besonders  wichtig  und  bedeutsam  ist  hierbei, 
daß  auch  die  Gericlite  des  neuen  Heiiuaistaates  selbst  nicht 
mehr  bk  iugt  sind  —  wie  es  Insher  in  der  Praxis  wohl  meistens 
geschaii '  I  — -  das  inländisclie  Scheidungsreclit  zur  Anwendung 
zu  bringen  (vorbehaltlich  natürlich  derjenigen  prohibitiven 
Ein^rifFsbefugnisfie,  welche  der  lex  fori  nach  Art.  1  und  2 

ZUSlt  lltMl). 

Sf  lir  einfach  würde  sich  hiernach  unter  dem  Kouventions- 
iN  ( litc  s.  Z.  ein  Fall  erledigen,  der  eine  Menge  Staub  auf- 
gewirbelt, eine  ganze  T.iteratur  in's  Leben  gerufen  und  wider- 
sprechende Entsclieidungen  dreier  Staaten  provozieit  hat:  Der 
Fall  Bauffremorit  -  Bibesco.  Die  Fürstin  Baaffremout, 
durch  Verheiratung  Französin  geworden,  hatte  1874  ge^'^en 
ilii.  11  Kliemann  eine  säparaUoft  de  corps  erwirkt.  Vm  lUe 
Scheidung  vom  Bande  —  die  danuils  in  Frankreich  verboten 
war  —  zu  erwirken,  wanderte  sie  nach  Deutschland  aus,  wurde 
am  3.  o.  75  in  Sachsen-Alten/^ury  naturalisiert  (vor  Inkrafttreten 
des  Persuneustandsgesetzes)  und  vereiielichte  sich  sodann  am 

1)  BIwfr  mit  äet  B«]idMg«nd«i  MotiTierang:  daß  bei  Yendiiadeiilieit 
der  PersonalstatDtai  des  Hannes  and  derFmo  dMinl indische  Jedenfalls 

den  Vorztt^  verdiene. 

■i)  Vgl.  Bar  I  212 ff.:  §  »ifi  fi7:  Laurent  I  16  ff.,  III  flf .  V  172  ff.; 
J)uraHd  S.  268  ff.  u.  364  ff . ;  Catellani  III  317  ff.;  Labbe,  J.  II  4(/aff. 
n.  IV  öff.;  Holtnendorff,  J.  UI  5ff.;  Stölzel  S.  260  8.;  Lehr,  J.  IV 
114 ff.}  Renault,  J.  Vn  176 ff.;  Bluniaehli,  Dentsehe  NatnnlisntioD 
einer  aepftrierten  FnnsDsin  etc.;  TeichmanH,  EiHdn  mr  Va/faire  d» 
Bauffrpmont;  Trib.  Seine,  J.  III  350  f.;  C.  de  Paris,  J.  ITT  3.^2:  Ckarteroi, 
J.  VII  215;  Bnucelles,  J.  VII  Ö08il.;  Ca».  BnixeUea»  J.  IX  364&. 
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24. 10.  75  vor  dem  Standesbeamten  in  Berlin  (wo  Art.  77  des 
Personenstandsgesetzes  seit  dem  1.  3.  75  in  Kraft  stand)  mit 
dem  Pürsten  Bibesco  (Runiiuiier).  Xacli  Konventionsrecbt  liegt 
die  Beurteilung  des  Falles  klar:  alle  die  vielerörterten  präjudi- 
ziellen Rechtsfragen  könnten  dal) ingestellt  bleiben:  dahingestellt 
die  Frage,  ob  eine  separierte  £hefraa  nach  französischem  Civil- 
recht  der  Antorisation  ihres  Ehemannes  zur  Naturalisation  be- 
darf; ob  eine  ohne  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  gleichwohl 
erfolgtö  Naturalisation  anfechtbar  ist;  ob  nach  Altenbiirgischem 
Recht  ein  Separationsnrteü  (wie  nach  Prenß.  A.L.R.  II,  1,  734) 
^pso  iure  die  Wirkung  einer  Scheidung  vom  Bande  hat  (be- 
hauptet von  Bluntachli  und  Holtnendorff  a.  a.  0.,  wider- 
legt von  Stöleel  9k,  0.  S.  65£f.)  usw.:  auch  hei  Bejahung 
aller  dieser  und  anderer  Zweifeisfragen  (z.  B.  auch  betr.  fraus 
legis)  zu  Gunsten  der  Fürstin  Bauffremont  würde  nach  dem 
Prinzip  der  Konvention  die  zweite  Ehe  ungfiltig  bleiben,  weil 
durch  keine  —  gültige  oder  ungültige  —  Naturalisation  des 
einen  Ehegatten  die  Ehe  Baitffremmt  mit  Bezug  auf  die 
Frage  der  Zulässigkeit  oder  Unzulassigkeit  der  Scheidung  der 
Herrschalt  des  französischen  Rechtes,  unter  der  sie  einmal 
stand,  entzogen  werden  konnte.  Es  dürfte  schwerlich  zu  be- 
streiten sein,  daß  diese  Entscheidung  in  der  Tat  daa  Richtige 
trifft;  sicherlich  ist  es  die  einzig  mögliche,  wenn  man  die  inter- 
national-gleichmäßige Beurteilung  des  Rechtsrerh&ltnisses  er- 
reichen will. 

Gegentiber  den  bisher  herrschenden  bezw.  sonst  vertretenen  An- 
schauungen ist  für  das  Konventionsrecht  namentlich  festzuhalten, 
daß  die  einseitige  Naturalisation  des  Ehemannes  für  das  zur 
Anwendung  kommende  Scheidungsrecht  ebenso  irrelevant  ist, 
wie  di^enige  der  Frau.  Das  war  anders  nach  der  bisher 
herrschenden  und  z.  B.  in  EG  z.  BGB  Art.  17  ausdrücklich 
kodifizierten  Auffassung,  welche  grundsätzlich  auf  das  Recht 
des  Ehemannes  sah.  Der  Ehemann  hatte  es  demzufolge  viel- 
fach in  der  Hand,  dnrch  seine  Naturalisation  im  Auslajide  die 
Scheidung  einer  bisher  unlösbaren  (z.  B.  italienischen)  Ehe  zu 
emSglichen,  zum  mindesten  dann,  wenn  er  daa  Bestehen  eines 
nach  der  Naturalisation  fortdauernden  Scheidungsgrundes  nach- 
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weiseil  konnte  (während  der  Frau  im  analofren  Falle  ein  drv- 
artiger  Ausweg  stets  verschlossen  wiiri;  er  liatte  es  umsfekehrt 
ev.  in  der  Hand,  durch  Staatsuii^a'hiirigkeitswechsel  eine  bisher 
mögliclie  Sclieidung  uuniu^^iicli  zu  machen,  und  zwar  sell>st  dann, 
wenn  der  (gegen  den  Ehemann  bestehende!)  Scheiduniis^ninid 
vor  der  Naturalisation  einj^etreteii  war  (die  Ausnahme  fhs  VA} 
z.  B(iH  Art.  17  Abs.  2  gilt  ja  nur  negativ,  niclit  auch  ptisitiv 
—  zu  Ungunsten  der  Scheidunprsmt)trlichkeir  —  i.  In  beiden 
Rücksichten  ist  der  Standpunkt  der  Konvention  offenbar  der 
rationellere  und  billigere. 

Schwieriger  wird  die  Entscheidung  in  dem  Falle,  wenn 
die  (einseitig  begehrte)  Naturalisation  des  Ehemannes  ipso  iure 
auch  diejenige  der  Eiiefrau  nach  sich  zieht,  wie  ja  nach  deutschem 
(St.  A.  G.  4j  11),  schweizerischem  {Weißl  653  und  Anm.  3  Zit.), 
österreichischem  {Weiß  \  Zii),  angarischem  {Weißl  ()29). 
norwegischem  {Weiß  I  650)  Rechte.  In  solchem  Falle  muß 
zunächst  nachgeprüft  werden,  ob  mit  dem  —  ipso  iure  er- 
folgten —  Erwerb  der  neuen  Staatsangehörigkeit  gleichzeitig 
die  frühere  Staatsangehörigkeit  der  Ein  hau  verloren  ge- 
gangen ist:  eine  Frage,  die  (nach  staatsrechtlicher  Kollisions- 
norm) sich  nach  dem  Gesetze  der  früheren  Heimat  beurteilt.  ^) 
Ist  die  Frage  zu  bejahen,  wie  z.  B.  bei  der  Eiiefrau  eines  in 
Detdsdiland  (Österreich- Ungarn,  Schweis)  naturalisierten  Nor- 
wegers (Dänen,  vgl.  Weiß  I  650),  so  maclit  die  Entscheidung 
nach  Konventionsrecht  keine  Schwierigkeit.  Wir  befinden  uns 
dann  einfach  auf  dem  Boden  der  (unten  zu  besprechenden) 
zweiten  Alternative,  Iis  gemeinschaftlichen  Staats- 
angehr.rirrkeitswechsels  beider  Ehegatten,  und  es  gilt  das  neue 
Heimatrecht  (lediglich  mit  der  durch  Art.  4  bedingten  Modi- 
fikation).'-) Die  vorerwähnten  Unbilligkeiten  des  bisherigen 
Kechtszustandes  bleiben  bestehen.  Der  dänische  Antrag,  welcher 
speziell  auf  den  in  Rede  stehenden  Fall  gemünzt  war,  ist  ja 
ausdrücklich  abgelehnt  worden. 


Vgl.  IheHngs  Jahrb.  XXX  68  and  Zit ;  ferner  Weiß  I  43fö  Anm.  t. 
^1  Vgl.  die  Aiisdnandenetxang  Sthumaeher'Renaultt  Ades  1900 
S.  194. 
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Komplizierter  wird  die  Sache,  wenn  durch  die  mittelbare 
NntiiraHsation  der  Ehefrau  ihre  alte  Staatsangehüripfkeit  nach 
dem  Gesetze  des  frülieren  Heimat.staates  nicht  verloren  geht. 
Dies  gilt  für  die  meisten  Konventioiisreehte :  nicht  nur  für  die- 
jenigen, welclie  üheriianpt  an  den  Erwt  i  h  einer  neuen  Staats- 
angehörigkeit nielit  üline  w^'iteres  den  Verlust  der  (»rif^inären 
knüpfen,  sondern  eine  ausdrüekliehe  Entlassung  aus  dem  Staats- 
verbande,  Yerzichtserkläning  oder  dergl.  fordern  ( Dmtachland 
^  KS,  6'diue^\7  Weiß  1  (vA  Anm.  1  Zit.,  Ungartt :  Weiß  1 
621»  ff.) ;  es  gilt  meist  auch  für  diejenigen  Rechte,  welche  (dem 
C.C.  folgend)  sonst  ausdrücklich  die  Naturalisation  in  einem 
fremden  Staate  direkt  als  Yerlostgnuid  für  die  heimische  Staats- 
angehörigkeit gelten  lassen:  man  erkennt  diese  Folge  im  vor- 
würtigen  Falle,  —  dem  einer  nicht  persönlich  nachgesnchten 
Naturalisation  —  in  der  Regel  nicht  an.^)  Nehmen  wir  z.  B. . 
den  Fall  eines  in  DeutscMand  während  Bestehens  der  Ehe 
naturalisierten  Portugiesen.  Die  Ehefrau  ist,  obschon  sie  nach 
§  11  St.  A.  6.  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erworben  hat, 
Portugiesin  geblieben,  falls  sie  nicht  auch  persönlich  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  nachgesucht  hat  ^)  Kann  die  Ehe  —  wegen 
einer  der  Naturalisation  nachfolgenden,  dem  deutschen  BGB 
genügenden  Ursache  —  in  Deutschiand  vom  Bande  geschieden 
werden?  Wir  haben  es  hier  mit  der  schlimmen  Anomalie  einer 
doppelten  Staatsangehörigkeit  zu  tun,  für  welche  die  Konvention 
—  bisher  wenigstens  —  eine  Lösung  nicht  enthält.  Anhalts^ 
punkte  dafür,  daß  etwa  durch  Art.  8  eine  Spezialentscheidnng 
hat  getroffen  werden  sollen,  liegen  nicht  vor  ;  aus  dem  Texte 
der  Konvention  laßt  sich  sowohl  die  dem  deutsehen  als  dif  dem 
portugiesischen  Ixechte  billig  erscheinende  KonstM^uenz  ableiten: 
Die  Eheleute  iiabeu  ebensowohl  eine  gemeinsame  (deutsche) 


-  V<;1.  für  da«;  frunzüaiscbe  Civilrecbt  die  AusfUhmngeD  und  Zitate  bei 
Weiß  I  462  ff..  '^^A  ff. 

•)  Das  portugiesische  GB  Art.  22,  4,  §  1  bestimmt  ausdrücklich:  „La 
naturalisaiUm  ä  IHranger  eTun  Portugal  marU  ä  une  Foriugaite 
fCentraine  peu  la  perte  de  ia  qualiti  de  citoffen  portngata  pour  la 
ftmm«y  ä  moina  qu'elle  ne  diclare  gu'elle  enteud  «uivre  la 
nativnaliti  de  son  marP\ 
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Staatsangehörigkeit  —  also  Anwendung  des  dentachen  Rechtes 
—  als  eine  verschiedene  Staatsangehörigkeit  —  also  An* 
Wendung  ihres  portugiesischen  —  froheren  gemeinsamen  Heimat* 
rechtes.  Auch  läßt  sich  nicht  etwa  ans  der  Ablehnung  des 
dänischen  Antrages  folgern,  daß  damit  nun  das  Gegenteil  (die 
unbedingte  und  alleinige  Wirksamkeit  der  neuen  gemeinsamen 
Staatsangehörigkeit)  sanktioniert  sei;  denn  es  ergibt  sich  ans 
dem  Konferenzbericht  mit  aller  Klarheit,  daß  man  jeder  Ent- 
scheidung dieser  Rechtsfrage  als  solcher  geflissentlich  aus  dem 
Wege  gegangen  ist.  („Certaim  peuveni  regreäer  gue  la 
femme  ne  irauve,  dam  quelques  pays,  naturaUsie  de  plein 
droit  par  la  naturalisaHoH  de  sou  marif  mai»  ü  ne  peut 
Hre  question  ici  de  rien  proposer  dans  cet  ordre 
d'idies**)?)  Es  bleibt  also  nur  die  Feststellung,  daß  eine  über- 
staatliche  Bindung  für  die  Beurteilung  derartiger  KonfliktsläUe 
weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  gegeben  ist;  es  bleibt 
dahingestellt,  ob  die  neue  Staatsangehörigkeit  der  Ehefrau, 
oder  die  alte  (oder  keine  von  beiden?)  den  Ausschlag  gibt,  ob 
also  im  Sinne  von  Art.  1  und  8  der  Konvention  eine  gemein- 
same oder  eine  verschiedene  Staatsangehörigkeit  der  Eheleote 
vorliegt.  Es  wird  auch  nicht  möglich  sein,  so  lange  die  ver- 
schiedenen Staatsangehörigkeitsgesetze  in  dieser  Art  unvermittelt 
neben  einander  bestehen,  auf  dem  Wege  einer  ergänzenden 
Auslegung  oder  sonst  irgendwie  zu  einer  international-gleich- 
mäßigen Lösung  der  Frage  zu  gelangen.  Auch  den  Ausweg, 
(vgl.  Iheringa  Jahrb,  XXX  69),  zu  konstatieren,  daß  der 
Anknüpfongsbegriff  der  Staatsangehörigkeit  in  unbrauchbarer 
Doppelgestalt  vorliegt«  und  deshalb  allgemein  den  Substitotions- 
begriff  des  Domizils  an  die  Stelle  zu  setzen  ^  halte  ich  nicht 
mehr  für  gangbar  (vgl.  auch  Niemeyer,  Das  LP,R.  des  BGB, 
S.  66).  Es  wäre  z.  B.  offenbar  prinzipwidrig  und  irrationell, 
auch  in  dem  Falle  auf  das  Domizil  zurückzogreifen,  wenn 

1)  Actes  1900  S.  210;  ebenso  Actes  1894  ö.  85:  „Des  diffietUtfy 
peupetit  s'elerer  au  sujet  de  la  naturalisutiun  et  des  circtinfffnnre»  datm 
leaquelien  eile  a  ete  acquise ;  cette  naturalisation  puuira  ne  pim  eire 
reconnue  dam  le  pays  d'origine.  Cela  tauche  ä  utt  ordre  d'idees  tont- 
ihfaii  diff4rmt  äana  legm^  nous  n^awmg  nuUement  ä  etUrer**, 
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dasselbe  in  einem  dritten  Staate  begründet  ist.  Aber  anch 
dann,  wenn  das  Domizil  in  einem  der  beiden  Heimatstaaten 
liegt,  kann  dem  Richter  dieser  Heimatstaaten  in  keinem  Falle 
ZQgemntet  werden,  deshalb  von  der  im  eigenen  Lande  begrtin- 
deten  Staatsangehörigkeit  abzusehen  und  deijenigen  des  anderen 
Staates  den  Vorzug  zu  geben.  Denn  der  Fall  liegt  vom  Stand- 
punkt dieses  Heimatrechtes  jedenfalls  nicht  so,  daß  beide  Staats- 
angehörigkeiten als  gleichwertig  und  gleichermaßen  im  Reclite 
begründet  angesehen  werden  könnten.  Wir  stehen  vielmehr  vor 
einem  (iesetzesvakuum,  das,  wenn  auch  äußerlich  durchaus  ver- 
schieden von  einer  (privatinternationalen)  Gesetzeskollision, 
doch  im  Kerne  auf  einen  ähnlichen  Gesetzgebuiigskonflikt  hinaiis- 
kuiimit:  die  beiden  Gesetzgebungen  befinden  sich,  so  wie  sie 
bestehen,  in  unloslicliera  Widers])ruch  mit  einander.  Vom  portu- 
giesischen Rechte  wird  ja  I  i ]i  nur  aus  dem  Grunde  das  Fort- 
bestehen der  portugiesisclien  Staatsangehörigkeit  behauptet, 
weil  man  die  deutsche  Naturalisation  niclit  als 
begründet  anerkennt;  und  vom  deutschen  »Standpunkte 
kann  man  unmöglich  diese  portugiesische  Staatsangehörigkeit 
gelten  lassen,  welche  lediglich  auf  einer  Reprobierung  des 
deutschen  Eechtes  beruht.  Mehr  oder  weniger  dürfte  diese  Be- 
trachtungsweise bei  allen  Fällen  doppelter  Staatsangehörigkeit 
berechnet  sein,  und  man  wird  deshalb  vom  Standpunkte  der 
beiden  n&chstbeteiligten  Staaten  aus,  gar  nicht  zugeben  können, 
daß  llberhaupt  eine  Doppelstaat8angeh(>rigkeit  vorliegt;  Jeder 
der  beiden  Staaten  erkennt  nur  die  im  eigenen  Lande  begrändete 
Staatsangehörigkeit  als  berechtigt  an')  (vgl.  Iherings  Jakrb. 
XXX  68,  Niemeyer  a.  a.  0.  64,  Zitelmann  1.  P.  B.  I  S.  175; 
Japan  Art.  16).  Man  wird  demgemäß  in  unserem  Beispiels- 
ialle  vor  den  deutschen  Gerichten  sich  an  die  gemeinsame 
deutsche  Staatsangehörigkeit  der  Eheleute  halten  und  die  Ehe 
scheiden ;  man  wird  aber  in  Portugal  diese  Ehescheidung  niemals 
anerkennen^  (und  auch  nicht  auf  Grund  von  Art.  7  anzuerkennen 

^}  Eine  ganz  andere  Frage  ist,  ob  dieser  iitandpunkt  allgemein  be- 
rechtigt ist. 

Dafi  die  portagiesiscfaen  Q«ri<Ate  die  Scheidang  nicht  selbst  aus- 
sprechen werden,  bedarf  keiner  Herrorliebaiig ;  sie  würden  es  ja  auch  liei 
Ansl&nderelien  nicht  tun  (vgl.  oben). 
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genötigt  sein),  weil  die  Scheidung  der  Ehefrau  als  porta- 
gie.sischer  Staat>j  an  gehörigen  nicht  znliissip:  war.  Soweit  er- 
scheint diese,  offenbar  von  dem  Kommissionsbericht  anch  er- 
wartete  Lösung,  wenn  auch  unerfreulich,  so  doch  plausibel. 

Wie  iihvv  sollen  unbeteiligte  dritte  Staaten  flieh  zur  ICnt- 
scheiduiiir  der  Frage  stellen? 

Ein  allgemeines  Prinzip  für  die  Bevorzugung  der  einen 
Staatsangehörigkeit  vor  der  anderen,  ist  hier  unmöglich.  Es 
mag  einzelne,  exzeptionelle  l^iille,  geben,  in  denen  sich  sagen 
läßt,  daß  „nach  der  ratio  des  Personalstatus  einer  der  mehreren 
Staatsangehörigkeiten  konkret  die  vorl  iegende  Bedeutung  zu- 
kommt-* [Nie meiner  a.  a.  O.  S.  50),  speziell  dann,  wenn  die  eine 
der  beiden  Staatsangehörigkeiten  ihiem  Wesen  nach  einen  s.  Z. 
mehr  subsidiären  Charakter  hatte:  normalerweise  werden  An- 
tmltspunkte  dieser  Art  von  einheitlicher,  international-gleich- 
mäßiger Berechtigung  völlig  unerfindlich  sein  (vgl.  Iherings 
Jahrb.  a.  a.  O.),  auch  dann,  wenn  beide  Staatsangehörigkeiten 
nicht  gleichzeitig  erworben  sind,  (jrundsätzlich  der  zuletzt 
erworbenen  Staatsangehörigkeit  den  Vorzug  zu  geben,  «weil 
dies  dem  Erfordernisse  der  Dauerbeziehung  am  vollkommensten 
entsjjricht^  (vgl.  Japan  Art.  16,  Niemeyer  S.  64  und  die  dort 
1111(1  in  Iherings  Jahrb.  XXX  64  ff.  Zit.),  mag  vorliegenden 
Falles  vom  Standpunkt  der  deutsclien  und  skandinavischen  Ret  lite 
natürlich  sein;  der  romanischen  Rechtsauffassung  wird  hier 
sicher  das  Gegenteil  richtig  erscheinen  nach  dem  Prinzip,  daß 
es  keine  ipso  iure  erfolgende  (mittelbare)  Naturalisation  geben 
solle  (Vgl.  Art.  17  Al.s  \  (\  C.  Fassung  v.  26.  6.  89  vi 
„Sifr  sa  deinande'^ ;  Weiß  a.  a.  0.).  M.  Iv  ist  das  eine  so 
willkilrlicli  wie  das  andere;  eine  prinzipiell  und  international- 
einheitliche Entscheidung  der  Frage  gibt  es  nicht,  und  wenn 
man  die  Yerbältnisjse  darauf  prüfen  will,  welche  der  beiden 
Recbtsbeziehungen  die  tatsächlich  stärkere  ist"^  (Zitelmann 
a>  a.  0.),  oder  welcher  der  mehreren  Staatsangehörigkeiten  «nach 
der  ratio  des  Personalstatuts  konkret  die  vorwiegende  Beden- 
tiing  zukomme"  (Niemeyer)^  so  wird  man  stets  bewußt  oder 

1)  Ifach  Zitelmann  I  176  ist  sogar  grundafttslich  und  «ItgemeiB  der 
ältere n  Staatsangehörigkeit  der  Vonag  zu  geben. 
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tiTihowiilit  (falls  man  nicht  die  eigene  reclitlicli  ganz  und  gar 
iintiindierte  ratio  über  diejenige  des  Gesetzes  stellt)  von  der 
ratio  einer  bestimmten  positiven  Rechtsordnung  ausgehen  und 
demgemäß  den  Konflikt  zu  Gun5?ten  derjenigen  ausländischen 
Rechtsordnungen  lösen,  welche  mit  der  inländischen  näher  ver- 
wandt ist.  Eine  einheitliche,  intmiatiiuial  ^richtige''  Entschei- 
dung ist  und  bleibt  von  diesem  Standpunkte  aus  ein  Phantom. 
Man  würde  in  unserem  Beispielsfalle  etwa  dazu  kommen,  daß 
die  auf  dem  Bodr-n  df»s  französischen  Civilrecht.s  .stehenden 
romanischen  Gesetzgebungen  mit  dem  portugiesischen  Richter 
die  portugiesische  Staatsangehörigkeit  als  die  besser  begi-ündete. 
die  österreichischen,  schweizerischen,  skandinavischen  Gesetz- 
gebungen dagegen  mit  dem  deutschen  Richter  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  als  in  rrsrcr  Reilie  maßgebend  anerkennen. 
Das  ist  ein  Ausweg,  wie  wir  ihn  in  ähnlicher  Weise  auch  sonst 
bei  latenten  Gesetzeskollisionen  als  unvermeidlich  und  richtig 
anerkennen  mußten,  und  der  auch  vorliegendenfalles  der  natur- 
gemäße und  praktisch  empfehlenswerte  sein  dürfte,  solange  die 
gewünschte  einheitliche  Normierung  der  privatinternationaleii 
Anknüpfungsbeghffe  nicht  erfolgt  ist. 

2.  Staatsangehörigkeitsw  echsel  beider  Ehegatten. 

Wenn  beide  Ehegatten  die  Staatsangehörigkeit  gewechselt 
haben,  der  Staatsangehörigkeitswechsel  aber  kein  gemeinschaft- 
licher war,  jeder  von  ihnen  vielmehr  ein  neues  Heimatrecht 
erworben  bat,  so  gilt  das  nämliche  wie  das  im  vorigen  Abschnitte 
Ausgeführte:  der  Staatsangehia-igkcitswechsel  ist  für  die  Rechts- 
anwendung irrevelant.  Persönliches  Scheidungsstatut  bleibt  für 
beide  Ehegatten  b'diglich  ihr  früheres  gemeinschaftliches 
Heimatrecht.  Erst  dann,  wenn  beide  die  nämliche  Staatsange- 
hörigkeit en^'erben  sei  es  gleichzeitig,  sei  es  sukzessive  — 
ändert  sich  die  Sachlage :  I  )as  neue  g  e  m  e  i  n  s  c  Ii  a f  1 1  i  c  h  e 
Heimatrecht  w  ird  jetzt  ihr  persönliches  Scheidnngsstatut,  und 
die  Einscliränkung  des  Art.  4  tritt  in  Wirksamkeit,  wenn 
Schcidungstat-sachen  in  Frage  stehen,  welche  sich  vor  diesem 
Zeitpunkte  ereignet  hal)en :  die  Scheidung  muß  dann  sowohl 
nach  dem  neuen,  als  nacli  dem  alten  Heimatrechte  begründet  sein. 

Zelcidiitfl  f.  Intem.  Frirat*  a.  Öffentl.  Itocht.  ZT.  17 
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7a\  bemerken  ist: 

1.  Unter  dem  „alten'*  Heimntrechte  ist  das  zur  Zeit  des 
sc  he  id  n  n  jirs  begrü  n  den  d  e  n  Kreiguiss(  s .  unter  dem  ^neuen" 
das  zur  Zeit  der  Klageerhel»un^''  _mnJj«:el)ende"  Heimatrecht 
zu  verstehen,  welches,  wie  olien  darir^deat,  hei  Staatsangehörig- 
keitswechsel  der  F.iieijatten  nicht  identisch  ist  mit  dem  zur 
kritisrlien  Zeit  bestehenden  Heimntrechte  eines  der  beiden 
Ehegatten.  Xelimen  wir  zur  lUustrierunj^  der  Verschiedi  nheit 
des  Konventionsrechtes  gegenüber  dem  bisherigen  (deutschen) 
Rechte  einipe  P>eisi)iele: 

a)  Ein  italienischer  Ehemann  erwirbt  durch  Naturalisation 
die  franziisisclie  Staatsangehöri«rkeit :  die  Eliefran  bleibt  in 
Italien  wohnen  und  behalt  daher  narb  italienischem  i  vpl.  Art.  11 
III  Abs.  2)  wie  nach  französischem  Keclite  ihre  italienische 
Staatsangehörigkeit.  Der  Mann  (oder  die  Frau»  befreht  (nach 
dem  Staatsangehörijfkeitswechsel)  einen  Ehebruch.  Nach  bis- 
lierigeui  Rechte  (EG  z.  BGB  Art  17  A!)s  2)  war  die  Ehe  aaßer- 
halb  Italiens  zu  scheiden;  nac  h  ivonvetitionsrecht  ist  die  Klnjre 
nach  dem  weiter  maßgebenden  italieiiisrlM n  Rechte  abzuweisen; 
dagegen  wäre  die  Scheidunpr  auszusprechen,  wenn  auch  die  Ehe- 
frau, sei  es  auch  erst  nach  dem  Kiiemanne  (jreuiäß  Art.  12  Abs.  2 
C.  C.  in  der  Fissung  von  18Wi.  aber  vor  dem  scheidnnirshe- 
gründenden  Ehebruch,  Franzr>sin  f;e\vorden  wäre;  nicht  aber, 
wenn  sie  etwa  sicli  in  r)eutse]ila  nd  liiitte  naturalisitren 
lassen;  obschun  docli  in  solchem  Falle  die  Scheidung  sowohl 
nach  dem  Personalrechte  des  Ehemannes  als  auch  nach  ddii- 
jenigen  der  Ehefrau  begründet  ist.  Ob  diese  letztere  Konse(|iu  fit: 
billig  und  vernünftig  ist,  kann  füglich  bezweifelt  werden.  M:in 
sollte  meinen,  daß  allen  denkbaren  personalen  Rücksichten  geniiirt 
sei,  wenn  das  l'rteil  gegen  das  Rcclit  keines  der  Staaten,  welclit  ii 
die  Khegatten  angehören,  verstößt.  Aliein  de  coiircntione  hito 
ist  das  Ergebnis  unausweichlich  Solange  nicht  ein  gemein- 
sames neues  Heimatrecht  begTündet  ist,  bleibt  nach  Art  S 
lediglich  das  letzte  gemeinsame  maßgebend.  Und  es  {relit 
nicht  an,  den  Inhalt  des  Art.  R  in  freier  Auslegung  etwa  dahin 
umzudeuten,  daß  ein  dem  materiellen  Inhalt  nach  übereinstim- 
mendes Personalrecht  der  Ehegatten  auch  als  eine  j^legislation 
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commune'^  aufzufa^n  sei:  zweifellos  ist  vielmehr  unter  der 
„demUre  Ugislation  commune'^  nur  ein  der  Quelle  nach 
gemeinsames  und  gleiches  Gesetz  der  Ehegatten,  eine  gemeinsame 
Staatsangehörigkeit^)  verstanden;  de  conventione  ferenda  dürfte 
aber  zu  erwägen  sein,  ob  sich  nicht  eine  Umgestaltung  des 
Art.  8  in  der  beregten  Richtung  empfiehlt. 

b)  Ein  französischer  Ehemann  wird  durch  Naturalisation 
Italiener  und  verliert  damit  seine  französische  St-aatsangehÖrigkeit 
(Art.  17  Züf.  1);  die  in  JF)rankreich  zurückbleibende  Ehefrau 
beh&It  ihre  französische  Staatsangehörigkeit  (cf.  C.  C.  ital.  10 
Abs.  4  und  oben  S.  254).  Die  Ehefrau  klagt  auf  Scheidung. 
Nach  bisherigem  Rechte  (wenigstüßns  soweit  das  Prinzip  des 
E6  z.  BGB  Art.  17  Abs.  1  befolgt  wurde),  war  die  Klage  überall 
unter  Anwendung  des  italienischen  Rechtes  abzuweisen, 
mag  die  scheidungsbegründende  Tatsache  sich  vor  oder  nach 
dem  Staatsangehörigkeitswechsel  ereignet  haben.  Naeh  Kon- 
ventionsrecht ist  die  Scheidunpr,  falls  nacli  f ranzösisckeiii 
Rechte  begi'ündet,  überall  zuzulassen,  vorbelialtlic  Ii  der  Prohi- 
bitiv-Befugnisse  der  lea;  fori.  Die  Klage  wuidc  dagegen  aucli 
nach  Konventionbrecht  überall  abzuweisen  sein,  wenn  auch  die 
Ehefrau  die  italienische  Staatsangehörigkeit  erworben  liätte. 
und  zwar  ohne  Unterschied  ob  die  scheidunprsbesnimdende  Tat- 
sache vor  oder  nach  dem  Staatsangeliörijrkeii.swechsel  sicli 
ereignet  hat,  und  ob  die  Naturalisation  der  Ehefrau  p:leicli- 
zeitig  mit  derjeni<ren  des  Khemannes  oder  erst  später  erfolgt 
ist.  Die  Ehe  würde  nunmehr  nach  Konventionsn-cht  auch  dann 
unlösbar  bleiben,  wenn  etwa  der  Ehemann  liinterher  wieder 
<lip  r(^integration  als  Franzose  erwirkt  hätte  (Art.  18  G.  C.  von 
1889j,  ohne  daß  jedocli  die  Frau  gleichzeitig  auch  darum  nach- 
gesucht hätte :  die  £he  bliebe  dem  italienischen  Rechte  als  der 
letzten  gemeinsamen  Gesetzgebunpr,  unterstellt.  Nach  bisherigem 
Rechte  würde  in  solchem  Falle  nicht  nur  nach  £G  z.  BGB 
Art.  17,  sondern  auch  nach  herrschender  französischer  Praxis 

..Ta'Ui-  (ferniire  Ini  nat  htnale  commune",  wie  es  z.  B.  in  dtiii 
Bntwurf  Uber  die  Effets  du  mariaye  etc.  Art.  3  (der  inhaltlich  durchaus 
gldcbbedentend  mit  unserem  Art.  8  itt:  vgl.  KB  1884  8.  86  und  83)  aas> 
drficklicli  beiflt. 

11* 
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die  Ehe  wohl  uhnv  alle  Bedenken  unter  Aiiweuduiig  französischen 
Rechtes  fresrhieden  worden  sein. 

2.  Die  Anwendunof  des  Art.  4  kann  unter  Umständen  er- 
hebliche Schwierigkeiten  bereiten,  wenn  das  scheidung^s- 
begründende  Ereignis  (..Uh  fait  qui  a'est  pass^  nlnrs  qiie''  etc., 
Art.  4)  sich  zum  Teil  vor,  zum  il  nach  dem  Staats- 
angrehi>ri<rkeits\vt  I  lisel  vollzoj^en  hat.  Die  Schwierigkeiten  sind 
völlig"  analog:  (ienjenijren  des  hitrrtemporalen  Scheidungsrechtes 
(cf.  EG  z.  BGH  .Art.  201  Al)s.  2.  Habicht  S.  HOOft".),  mir  mit  der 
Komplikation,  daß  al.-  .ilti  s  und  neues  Recht  nicht  die  iusetze 
des  uiiinlichen  Staates,  soiuiern  zwei  (oder  selbst  nielirere)  be- 
liebige Konventionsrechte  zeitlich  kollidieren  können. 

Keine  nach  .\rt.  4  unznlässipre  Anwendung  des  neuen 
Heimatrechtes  lieg-t  selbstverstäodlich  dann  vor,  wenn  etwa  ein 
die  Scheidunfr  nachdem  neuen  ili  imatreclite  begründendes  Ver- 
halten, das  unter  dem  alten  HeinvUiM'chto  l  i  i^onnen  wurde,  auch 
unter  dem  neuen  Heiniatrechte  in  l  im  r  Weise  fortgesetzt  worden 
ist,  daß  anch  die  unter  dem  neuen  Heiniatrechte  vollzogene  Tatsadie 
allrin  zur  Scheidung  genügen  würde.  Sehwierifrer  wird  «lie  Ent- 
sclieiduufT.  wenn  nach  den  Sachnormen  tk's  m ncn  Heimatrechtes 
die  unter  dem  neuen  Heiniatreelite  eingetrt  renen  Tatsachen  nur 
in  Verbindung  mit  dem  unter  den»  früheren  Heimatrechte 
eingetretenen  die  Scheidung^  begründen.  Es  wäre  einerseits  un- 
richtig, in  sülcliem  Falle  den  Art.  4  strikt  dahin  zu  inter- 
pretieren, daß  die  vor  dem  Staatsangehörigkeits Wechsel  einge- 
tretenen Tatsachen  iilu  rall  dann  als  irrevelant  zu  gelten  liiitten, 
wenn  sie  nicht  schon  unter  dem  alten  Heimatrechte  einen  ]>er- 
fektcii  Sr heidung.^g:rund  gebildet  haben:  denn  das  würde  zu  der 
offenbar  ungewollten  Konsequenz  führen,  daß  ein  toitgesetzter 
Tatbestand,  der  sowohl  nach  dem  früheren,  als  nach  dem 
jetzigen  Heiniatrechte  zur  Scheidung  genügt,  gleichwohl  für  un- 
genügend zu  erklären  wäre,  wenn  seine  Ven^'irklichnng  sich 
von  dem  einen  in  das  andere  Recht  hinüber  gezogen  hat. 
gellt  andererseits  nicht  an,  den  unter  dem  neuen  Heimatredit 
vollendeten  fortgesetzten)  Tatbestand  nunmehr  in  seinem 
glänzen  Verlauf  ausschließlieh  naeli  dem  neuen  Heimatrechte 
zu  beurteilen;  denn  es  würde  nicht  nur  dem  Texte,  b'ondern 
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auch  dem  Geiste  des  Art.  4  (ebenso  wie  dem  des  EG  z.  BGB 
Art.  201  Abs.  2)  zuwiderlaufen,  wenn  jemals  einer  Tatsache, 
Ton  welcher  die  Ehegatten  nach  dem  sie  s.  Z.  beherrschenden 
Scheidnngsrechte  weder  wußten  noch  wissen  konnten,  daß  er 
„überhaupt  den  Bestand  der  Ehe  in  Frage  zu  stellen  geeignet 
sei*'  {MoHve  SO  288),  hinterher,  durch  Staatsangehdrigkeits- 
wechsel,  der  Stempel  eines  scheidungsbegründenden  Ereignisses 
rückwirkend  ao^iedrückt  werden  könnte.  Das  richtige,  mit 
Geist  nnd  Wortlaut  des  Art.  4  harmonierende  Prinzip  dürfte 
hiernach  etwa  dahin  zu  formulieren  sein:  ein  nach  dem  neuen 
Heimatrechte  scheidungsbegründendes  Verhalten  muß  in  jedem 
Falle  mit  Bezug  auf  denjenigen  Teil  des  Tatbestandes,  welcher 
unter  dem  alten  Heimatrechte  abgelaufen  ist,  den  Charakter 
eines  im  weiteren  Verlaufe  scheidungsbegründenden 
K\v  ijLi  nisses  auch  nach  dem  alten  Heimatrechte  gehabt  liaben. 
Hiermit  iüt  der  Rücksicht  auf  das  alte  Heimatrecht  genügt. 
Weder  braucht  also  der  Sclieidiuig-sjrriind  schon  unter  dem  alten 
Heimatrechte  peilekt  luid  khif^bar  ffewordeii  zu  sein;  noch 
hrauclit  der  erst  nach  ih'in  8taatsan^eh»»n»4keitswüchsel  perfekt 
gewordene  Scheiduniu^s«>:rund  aLs  solcher  auch  dem  alten  Heimat- 
rechte zu  genüfren :  der  unter  dem  neuen  Heimatrechte  abg^e- 
hinfene  Teil  dei>  neuen  Tatbestandes  hat  in  jedem  Falk'  mit 
dem  früheren  Heimatrechte  nichts  mehr  zu  tun,  und  die  Frage, 
ob  der  abgeschlossene  Sachverbalt  zur  Scheidung  genügt,  ist 
daher  —  sobald  jene  Voraussetzung  für  die  unter  dem  alten 
Heimatrechte  abgelaufene  Zeit  gegeben  ist  —  ausschließlich 
nach  dem  neuen  Heimatrechte  zu  beurteilen. 

Gesetzt  z.  B.  ein  norwegisches  Ehepaar  erwirbt  durch 
Naturalisation  die  holländische  Staatsangehörigkeit  (und  verliert 
damit  ipso  iure  die  norwegische:  cf.  Weiß  1 660).  Zwei  Jahre 
vor  dem  Staatsangehörigkeitswecfasel  hat  der  Ehemann  die  Frau 
böslich  verlassen;  die  bösliche  Yerlassung  dauert  nach  dem 
Staatsangehdrigkeitswechsel  weitere  drei  Jahre  an.  Nach  nor- 
wegischem wie  nach  holländischem  Bechte  ist  bdsliche  Ver- 
lassung Scheidungsgmnd;  nach  ersterem  aber  nur,  wenn  sie 
drei  Jahre,  nach  letzterem,  wenn  sie  fünf  Jahre  angedauert 
hat  {LehTy  Dr,  civ,  ecand,  No.  669;  Burg.  Wetb.  264,  266). 
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Dil'  Scheidung  ist  zulässi<jr,  obschoii  zur  Zeit  des  Staatsaii^a^horifi- 
kcitswechseLs  noch  keine  Tatsaclie  vorlas",  welche  nach  nor- 
wegischem Rechte  als  Scheidunjrsfjnimi  {leniitrt  liätte.  un*l  der 
seit  dein  JStaatsangehörigkeitswechsel  ah<j:elaufene  Zeitraum  für 
sich  allein  nicht  genüq'on  würde,  um  nach  holländischem  Rechte 
die  Scheidung  zu  reclittertigen. 

Wären  die  Ehegatten  aber  Schweden,  nicht  Non\eper 
gewesen,  so  müßte  außerdem  fQr  die  beiden  Jahre,  als  die  £he> 
gatton  noch  schwedische  Staatsangehörige  waren  (aber  nur  für 
diese  Zeit),  nachgewiesen  sein,  daß  der  Ehemann  aufier  Landes 
sich  aufgehalten  habe  (eine  Qualifikation,  die  nach  schwediscbem 
Rechte  erfordert  wird,  um  die  Scheidung  wegen  böslicher  Yer- 
lassung  zu  begründen,  cf.  Olivecrona,  J.  X  357).  Ohne  diesen 
Nachweis  könnte  die  Scheidung  in  diesem  Falle  erst  dann  ge- 
fordert werden,  wenn  volle  fünf  Jahre  seit  der  holländischen 
Naturalisation  umlaufen  wären. 

Ganz  ähnliche  Beispiele  lassen  sich  für  den  Stebeldungsfall 
bei  Geisteskrankheit  konstruieren.  Ähnlich  aber  yor  allem  auch 
für  den  Fall  der  „Konversion'',  sobald  man  es  —  wie  oben  als 
regelmäßig  zutreflPend  dargelegt  —  vom  Standpunkt  des  neuen 
Heimatrechtes  für  richtig  anerkennt,  daß  auch  ein  ausländisches 
Separationsurteil  zur  Konversion**  vor  inlamlisclu  n  Gerichten 
gebraucht  werden  darf.  Und  zwar  wird  man  in  diesem  Fall'' 
regelmäßig  zu  dem  Erprebnisse  kommen,  da  Ii  das  unter  dem 
früheren  Heimatreclite  ergangene  Separationsurteil  grundsatzlicii 
auch  dann  zu  einer  nach  dem  jetzifren  Heiuiatrechte  zulässigen 
Konversion  ficbraucht  werden "  kann,  wenn  eine  solche  Um- 
wandlung nach  dem  früheren  Heimatrechte,  unter  welclieni  das 
Separationsurteil  erj-angen  ist,  nicht  zulässig  gewesen  wäre; 
<lies  aber  nur  dann,  wenn  man  sich  zu  der  oben  dai^elegten 
Auffassung  bekennt,  daß  nicht  die  Ursache  des  Separations- 
urteils, sondern  das  (eine  gewisse  Zeit  hindurch  fortgesetzte) 
Bestehen  der  Separation  den  gesetzlichen  Konversions- 
(Scheidungs-)  Grund  bildet ;  eine  Frage,  die  lediglich  Sache  der 
Anslegungsfrage  des  neuen  üei matrechtes  ist,  u.  B.  aber,  wie 
oben  dargelegt,  in  der  Regel  in  letzterem  Sinne  zu  beant\\  orten 
sein  wird.  Wenn  das  neue  Heimatrecht  die  Scheidung  zuläfit 
*  so  ist  die  Ehe  vom  Bande  lösbar. 
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3.  Gleichgiltig  ist  dabei,  ob  das  Heimatrecht,  unter  welchem 
die  Ehe  geschlossen  war  (der  Staat,  welchem  die  Ehegatten 
zur  Zeit  der  Eheschließung  angeliörten,  in  welchem  sie  sich 
verehelicht  haben),  die  Scheidung  verwirft.  Unhaltbar  wäre 
nach  Konventionsrecht  ein  Standpunkt,  wie  ihn  z.  B.  der  Kass.- 
Hof  Torino  (vgl.  dagegen  Modena  12.  4.  98,  Monitore  d.  Trib. 
1898  S.  348)  in  dem  oben  zitiiTten  Urteile  vom  21.  11.  00 
einnimmt,  daß  eine  in  Italien  „col  vincolo  deUa  indissoluhiJit(Y' 
geschlossene  Ehe  auf  keine  Weise  dieser  Unlösbarkeit  entzogen 
werden  könne;  oder  wie  ihn  die  englischen  Gerichte  früher, 
als  es  auch  in  England  noch  keine  gerichtliche  Scheidung  gab 
(.vor  1857),  vertraten,  Vp:l.  z.  B.  Lofleys  Case  1812,  Rüssel 
&  My.  S.  237  ft.;  Mac  Carthy  v.  Decaix  1831, 
Bii.  c(-  My.  S.  Olöft..  dalj  ..no  seiitenct'  or  avf  of  any  foreign 
vonfifry  or  statc  coitld  difisolve  an  englisli  maniage 
(Lotte yj  .,a  maniage  celehrated  hi  England"  ( Dera i.r).^) 

Ist  es  aber  von  Eintluli  auf  die  RfchtsanwiMiduiif;.  wenn 
tlie  Naturalisation  der  Eheleute  ///  fraudem  legis  erfuljut  ist, 
d.  i.,  wenn  sie  eben  nur  zu  dem  Zwecke  die  neue  Staatsanjje- 
hörigkeit  erworben  haben,  um  die  Möglichkeit  einer  Sclieiduno- 
zu  erlangen?  Die  früher  in  Theorie  und  Praxis  lebiuiit  um- 
strittene Frag'e  ist  von  großer  Uedeutun^r;  Fälle  der  Art  sind 
liautig-,  wie  nanu'ntlich  die  italienische  und  iisterreichische  Praxis 
beweijjt,  ja  sie  bilden  vielleicht  das  liauptkontingent  der  in 
diesem  Zusammenhange  auttauchenden-);  sie  werden  vielleicht 


Später  allerdings  hat  ma.ii  diese  Entscheidungen  —  zweifellos  gegen 
ihren  Inhalt  —  (vgl.  naausntlicb  den  Tiitb«etand  Deeaia>)  dahin  nmgedentet, 
daß  anter  „n$gti9h  marriaffe"  nur  eine  solche  Ehe  sn  Tentehen  sei,  bei 

welcher  ,.the  partiea  are  domiciled  in  England  at  thc  time  of  the  äitoree**. 

2)  Verworfen  \\nirde  die  Einrede  der  fraadulösen  Natuialisation  VO» 
Trib.  Modena  12.  4,  i«,  M^mit.  Trih.  1«HH  S  'US  Italiener,  die  in 
Italien  geheiratet,  waren  nach  Deutschland  ausgewandert  und  hatten  sich 
in  Mflnchen  scheiden  lassen:  das  Scbeiduiigsurt^l  wird  in  Mtie»  Mwkannt) ; 
ebenso  Trib.  Brescia  am  16.  4. 98,  Mmit.  1886  S.  486  (für  Italiener,  die 
nach  der  Schtceiz  ausgewandert  waren  und  sich  dort  hatten  scheiden  lassen ) ; 
beide  wurden  aufgehobt  ri  von  Cass.  Torino :  Monit.  dei  Trih.  \%^\  S.  981  ff. 
und  dabei  ansdrticklic  h  imter  den  sonstigen  (bedenklichen*  ( iriiiidcii  tt  stirpsteUt: 
^CvHcone  la  finde  alle  nustre  leggi  etl  e  yisaputiß  che  nun  pofs^ono 
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in  Zukunft  nocli  haiitig'er  nnd  bedeutsamer  werden,  weil  es  unter 
dem  Küiiventionsreclite  mehr,  wie  vielfach  bisher,  möglich  sein 
wird,  durch  bloße  Wohnsitzverlep-iinfr  der  Anwendung  des 
heimatlichen  Sclieidun^sreclites  zu  entgi'lien. 

Die  aufgeworfene  Frage  ist  nach  Konventionsrecht  unbe- 
dingt zu  verneinen,  wie  sie  nach  richtiger  Auffassung  auch 
bisher  schon  überall  zu  verneinen  war.M  Ausdrücklich  steht 
das  zwar  nicht  in  der  Konvention,  nnd  mit  Gründen  wie  den 
sonst  für  die  Einrede  der  fraus  legis  angeführten,  könnte  man 
am  £nde  auch  versuchen  wollen,  diesen  Begriff  in  das  Konvea- 
tionsrecht  hineinznmanipuUeren ;  z.  B.  zu  behaupten,  daß  eine  zur 
Umgehung  des  Personalstatnts  voigenommene  Naturalisation 
flberhaupt  nur  „fiktiv"  sei  (cf.  Laurent  a.a.O.,  speziell 'm  d31). 
Allein  es  ergibt  sich  klar  aus  dem  Inhalte  der  Art.  4  und  8, 
daß  bei  einem  gemeinschaftliehen  Staatsangehörigkeitswechsel 
der  Eheleute  nicht  das  frühere,  sondern  das  letzte  (zur  Zeit 
der  Klageerhebung  bestehende)  Heimatrecht  maßgebend  sein  soll, 
lediglich  mit  der  aus  Art.  4  sich  ergebenden  Modifikation ;  und 
es  würde  geradezu  einer  resermUo  mentaUe  gleichkommen, 
wenn  diesen  Grundsätzen  gegenfiber  etwa  der  frühere  Hehnat- 
staat  sich  stillschweigend  das  Recht  vorbehalten  wollte,  emen 
Staatsangehörigkeitswechsel,  dessen  öffentlich-rechtliche  Gül- 
tigkeit unanfechtbar  ist.  in  iluen  c  i  v il- rechtlichen  Wirk« ng^en 
beanstaiitlen  zu  wollen.  Der  frühere  Heimatstaat  ist  zwar  — 
^\  ie  oben  dargelegt  wurde  —  keiiieswegfs  behindert,  die  Be- 
dingiingen,  unter  denen  seine  Staatsangehörigkeit  verloren  wird 


ritenersi  ralidi  atti  eaeguiti  in  ft  ode  allu  icyge  patria,  ai  pnm  tpt  di 
ordint  e  diriito  pubblico  da  essa  stabiliti  etc."  ;  vgl.  ferner  Bosvi^J. 
XXX  SB7  ff.  mit  den  Zit.  —  Fflr  Öttterreieh  wiid  die  Fnge  bewnders  praktiMb 
bei  den  KlanaenbiiigNr  (Siebenbfliger)  Eben. 

'i  B(ir  I  2231!..  Jiolin  II  108.  Jiossi\  J.  XXX  268  ff..  Trib.  Moden» 
12.  4.  !ts  Zit.  und  Brosda  10.  1.98:  bei  liusxati  t>.  24  ff..  3(iff.  zit 
Hai.  Urteile;  Laurent  II  öHd  ff.  u.  Zit..  III  2K.S  ff .  291,  öauff.,  V  379  ff. 
VIII  186  ff. ;  Weiß  I  460  ff .  zit.  franz.  Praxis  (selbst  pro):  Nobele.  J. 
XIV  578;  Teichmann  S.  14;  Wharton  %  6%;  Trib.  Genua  15.  6.  t>6, 
J.  XXV  960;  Cum.  Toxino  {Manit.  dm  Trib.  1900  S.  961  ff.).  Vgl.  aecb  die 
amerikaniaehen  Statute  von  Delaware  und  Maine:  Niemeyer  a.  a.  Q. 
No.  289  n.  299. 
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oder  auireeht  crlialteu  bleibt,  beliebie:  zu  normieren;  »*r  knnn 
sowohl  —  wie  in  Deutschland  und  anderen  Staaten  —  allgemein 
festsetzen,  daß  lediglich  durch  eine  Naturalisation  in  fremden 
Landen  die  eigene  Staatsangehörigkeit  nicht  verloren  gehe,  als 
auch  unter  besonderen  Voraussetzungen  (vgl.  die  oben  zitierten 
Bf'stiinmungen  beziif^^lich  der  Ehefrau)  trotz  der  neuen  Staats- 
angehörigkeit die  alte  aufrecht  erhalten.  Allein  er  kann  nicht 
ohne  Konventionsbruch  einer  nach  dem  Rechte  des  fremden 
Staates  rite  erfolgti>n  Naturalisation  die  Hechtswirkung  einer 
solchen  gerade  nur  für  das  Scheidungsrecht  absprechen ; 
er  kann  sich  nicht  auf  den  Standpunkt  stellen,  der  Naturalisation 
gerade  deshalb  und  nur  deshalb  die  konventionsmäßijje  Wirkung 
zu  versagen,  weil  sie  zu  dem  Zwecke  vor^-eiiommen  worden  ist, 
diese  konventionsmäßig  garantierte  Wirkung  lierbeizufiihren. 
Dieser  Standpunkt  selbst  wäre,  wie  bereits  bemerkt  wurde, 
nicht:»  anderes  als  eine  frau^  legis  im  überstaatlichen  Sinne, 
6'c.  conventionis  ( üliereinstimraend  Niemet/cr,  Deutsche  Ju- 
risten- Zeitung  IX  516),  umsomehr  als  die  Tatirage,  ob  wirklich 
di»'  Naturalisation  nur  zu  dem  Zwecke  der  Scheidungsmögligkeit 
ei  tulgte,  in  den  meisten  P'illlen  überaus  zweifelhaft  sein  wird 
und  ihre  Zulassung  schon  deshalb  der  Umgehung  der  Konvention 
Tür  und  Tor  öffnen  würde. 

Daß  die  Einrede  der  fraus  legis  für  das  ScbeidTnigsrecht 
als  verworfen  anzusehen  ist,  ergibt  sich  überdies  auch  aus  der 
Entstehungsgeschichte  der  Koriyrrition :  der  erste  liolländisclie 
Konferenzprogrammentwurf  von  I^^IK^  stellte  für  das  Scheidungs- 
recht  folgende  Fragen  (Actes  1893,  1  S.  10): 

1.  „Est-ce  la  loi  du  jtige  oii  la  loi  pprsoN/n-fh  (loi 
nationale  ort  loi  de  dominle)  des  cponjc  qui  decide  s'il  est 
possdde  de  proceder  ä  la  Separation  de  corps  oit  au  divorce^ 
et  qui  deterinii'p  les  e/fe(s  de  l  utie  et  de  l  autre  )' 

2.  En  adntettant  que  c  esi  la  loi  personnelle  des  ^pouXf 
que  faut-il  decider  ? 

a)  St  la  loi  pf'ysotnfelle  des  epouu^  n'est  pas  la  meme  (ce 
qui  petft  arrner,  enlre  autres,  lorsqu'il  s'agit  d'un  proces  de 
dicorce  etdre  epoiur  sepnres  de  corps  sous  le  regime  d'une 
loi  qui  accorde  a  la  femme  s4paree  un  damicHe  distmct  de 
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celui  du  mari  ou  qui  Im  permet  de  changer  de  neUionalit^ 
Sans  le  eoncours  du  nmri,  ou  si  le  muri  s'est  fait  tiuturnli^er 
dans  un  pays  ou  ceUe  naturalisation  n'eniraine  pas  teile 
de  la  femme)? 

b)  *S'f  les  dewr  ^poux  ont  change  de  natumalite  (ou  de 
domk-ile)  dans  le  hut  manifeste  de  se  soustraire  aujc  lots  de 
leur  patrie  ou  de  Imr  domicile  anterieur,  et  d'obtenir  le 
dimrce  ou  la  Separation  de  corps  sous  le  rigime  d'une 
autre  loi? 

c)  Si  le  fnari  s'est  fait  naturaliser  dans  un  autre  pays 
(ou  ii  a  pris  domicile)  et  si,  par  ce  fait  du  nmri,  la  femme 
a  egalement  change'  de  nationalite  (ou  de  domicile)'/' 

Die  Fragen  1,  2  a  und  c  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  alle 
von  den  Konferenzen  ausdrücklich  behandelt  und  entschieden 
worden.  Die  Frage  2  b  wurde  völlig  mit  Stillschweigen  über- 
gangen ^) ;  und  wenn  irgend  wo,  so  dürfte  hier  das  Stillschweigen 
ein  tiualilicitrtes  sein;  die  Antwort  ist  eben  durch  Art.  8  und 
4  mitgegeben.  Es  fribt  keine  scheidungsbegründende  Rück- 
wirkung des  neuen  Hi  iniatrtchtes.  Es  ist  niemals  möglich, 
eine  Tatsuche,  dit'  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Heimat- 
rechtes gestaiuk'u  hat,  zum  scluMdungsbegründenden  Ereignis  zu 
stempeln.  Damit  ist  einer  ,.fraudul()st'n"  .\usbeutunj^  der  Natu- 
rali.sation.  insuwiit  man  dies  für  riclitip  und  notwendig  gehalten 
hat,  be^^'g-net.'-O  Ein  „überstaatlicliei-  Anspruch  des  früheren 
Heimatrechtes,  auch  spätere  unter  der  Herrschaft  des  neuen 
Hi  imatrechtes  sich  ereignende  TatsuLlien  mit  seiner  Scheidungs- 
norm zu  ergreifen,  i.st  nicht  anerkannt  worden  und  kann 
rationell  nicht  anerkannt  werden.  Eine  Ehe  von  Spaniern, 
Italienern  etc.  ist,  ihrem  Heimatrechte  gemäß,  unlösbar.  Aber 
diese  Unlösbarkeit  bildet  so  wenig  wie  die  Staatsangehörigkeit 
auf  der  sie  bendit.  einen  Charakter  indelebilis.  Steht  einmal 
fe.st,  daß  die  Eheleute  an  Stelle  ihrer  uisprünglichen  Staats- 

1)  Es  findet  «ich  weder  in  den  Protokollen  noeh  in  den  Vorverlumdlmigeii 

der  Konferenzen  eine  darauf  bezügliche  BemeiknnL^ 

-)  Konferenxberirht  19(10  S.  2rH):  „Ceftc  regle  i-varfc  cci  tantes  f raudcs 
aii.rquelles  pfun  i  iiif  donucr  h'ru  un  changenient  de  tuitioitaliti" ;  cf.  die 
üben  i_i>.        zit.  ötellc  aus  Gebhards  Motiven. 
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angehörigkeit  eine  andere  erwarben  können,  und  steht  weiterhin 
fest,  daß  mit  dem  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  auch  das 
Scbeidungsstatut  wechselt,  so  wäre  es  geradezu  paradox,  diese 
normale  Folge  des  StaatsangehÖrigkeitswechsels  —  den  Statnten- 
wechsel  —  gerade  dann  und  nur  dann  nicht  eintreten  zu 
Ussen,  -  wenn  die  Absicht  der  Parteien  just  daranf  gerichtet 
war,  diese  Rechtsfolge  herbeizufflhren. 

4.  Auch  hier  gilt  durchweg  das  N&mliche  iOr  den  „gröberen*" 
Fall,  wie  fftr  denjenigen  der  Scheidungsgr  iinde;  und  auch  hier 
Icommt  es  (speziell  für  die  Anwendung  des  Art.  4)  nicht  darauf 
an,  ob  der  geltend  gemachte  Scheidungsgrond  in  abstracto 
nach  beiden  Gesetzgebungen  (dem  fr&heren  und  dem  jetzigen 
Heimatrechte)  zugelassen  ist,  sondern  ob  in  concreto  nach  diesem 
wie  nach  jenem  Rechte  die  Scheidun«^  auszusprechen  wäre. 
Dies  ist  auf  si)ezielU'ii  Aiitiag  des  üsteireichischen  Delegierten 
«mit  Bezug  auf  den  Fall  der  „siebenbürgischen  Ehen")  aus- 
drücklich vou  Renault  als  die  einstimmijrc  AufPassung  der 
Kounnissionsmitglicdcr  erklärt  und  von  dem  Konterenzpräsidenteii 
bestätiprt  worden  {Actes  1900  S.  104). 

').  Die  durch  Art.  4  vorgescliriebeiie  Üesetzeskumulation 
der  I)eiden  in  Betracht  kommenden  Ileiniatrechte  ist  eine  obli- 
gat o  r  i  s  c  h  e ,  durch  überstaatliche  Norm  festgelegte  Regel,  die 
weder  auf  dem  Wege  des  —  liier  wie  überall  (abgesehen  von 
Art.  1  der  Eheschließungskonvention)  —  verworfenen  Ver- 
weisunprsprinzips  noch  auf  anderweitige  Art  durch  eine 
abweichende  innerstaatliche  Kollisionsnorm  modifiziert  werden 
kann.  Es  ist  alfio  hier  auch  nicht  etwa  —  wie  nach  Art.  8 
der  Konvention  —  dem  neuen  Ueimatstaate  freigestellt,  selbst 
das  frfihere  (zur  Zeit  des  scheidungsbegründenden  Aktes  be- 
stehende) Heimatrecht  ausschließlich  für  maßgebend  zu  er- 
klären; ebensowenig  wie  umgekehrt  der  frühere  Heimatstaat 
auf  die  Anwendung  seines  Rechtes  verzichten  und  dem 
sp&teren  Heimatstaat  die  ausschließliche  Sachkompetenz  zu- 
sprechen kann.  Die  Kumulation  beider  Scheidungssachnormen 
(in  negativ-prohibitivem  Sinne)  ist  überstaatlich  als  das  Korrekte 
und  Billige  anerkannt  worden,  und  ein  innerstaatlicher  Verzicht 
kann  und  darf  an  dieser  —  nicht  nur  im  Interesse  der  Staaten, 
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sondern  anch  in  demjenigen  der  re(  litsiichendeu  Parteien  — 
aufgestellten  RpctpI  nichts  ändern.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn 
die  Selieidun^sklage  vor  den  (Berichten  des  neuen  Heimatstaates 
anhängig  ist,  das  neue  Heimatrecht  also  gleichzeitig  die  lex 
fori  ist.  Gesetzt  z.  B.  die  italienische  Praxis  wollte  (in  rezi- 
proker Ausdehnung  der  UrteiLsgründe  des  Kass.-Hofs  Torinu, 
rf.  S.  i4i))  sich  auf  den  Standpunkt  stellen,  daß  im  Ansland 
geschlossene  Ehen  auch  nach  erfolgter  italienischer  Naturalisation 
der  Eheleute,  gemäß  dem  früheren  ausländischen  Heimatrechte, 
unter  welclu  ii  der  Scheidungsgi-und  sich  ereignet  hat,  auch  jetzt 
noch  geschieden  werden  können,  so  würde  eine  solche  Scheidun? 
konventionswidrig  sein:  mit  dem  Erwerb  der  italienischen 
btaatsangeliörigkeit  hat  jeder  der  Ehegatten  das  Recht  erworben, 
in  Italien  nach  ihrem  neuen  italienischen  Heimatgeset^e  e^e- 
richtet  y.w  werden,  gleich  andern  Italienern,  nnd  demgemiilj  die 
ünl(t^barkeit  der  Ehen  gemäß  Art.  1  und  8  anerkannt  zu  sehen. 
Art.  3  findet  hier  keine  Anwendung:  die  lex  fori  kann  wohl 
als  lejc  fori  auf  die  Anwendung  des  eigenen  Rechtes  zu  (luustfü 
des  ausländischen  Heimatrechtes  verzichten;  nicht  aber  dano, 
wenn  sie  selbst  gleichzeitig  Heimatrecht  ist. 
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VoD  Dr.  Isidor  HclftWArtB«  RegiennigBlconBipist  in  Sanjero. 

In  dein  IVlO-i  erschienenen  zweiten  Teile  des  internationalen 
Civilproze ('»rechtes  von  Meili  wild  p.  364 — 365  in  Ansehung 
des  voll  (1(11  üsterreichisch-un^arischen  Konsulalgerichten  an- 
zuwendenden Rechtes  Folprendes  gelehrt: 

^ÖsteTTeich-Un'jarii  liat  in  einer  Verordnung  vom  Jahre  1855 
(die  ursi)rüng^lich  nur  für  die  Konsulate  in  der  Türkei  galt, 
dann  aber  auf  alle  Konsulate  in  nichtchristlichen  Landern  aus- 
gedehnt wurde)  bestimmt,  daß  das  (Ksterreicliisclie  Recht  an- 
zuwenden sei,  soweit  nicht  ein  Itesonderes  allfjeuiein  anerkanntes 
Gewohnheitsrecht  oder  kundgemachte  besondere  Anordnungen 
etwas  anderes  festsetzen  oder  es  in  dem  üericht«!bezirk  des 
Konsulargerichts  an  denjenifi'en  Ermäch timuif^en  odertatsilcliliclien 
Verhältnissen  fehlt,  welche  die  Anwendung  des  österreichischen 
Gesetzes  voraussetzt/ 

In  du'sem  Abschnitte  sind  zwei  Irrtümer  unterlaufen 

1.  1855  hat  Österreich-Ungarn  nicht  existiert,  das  König- 
reich Ungarn  samt  Nebenländern  war  1849—1867  de  facto  ein 
integrierender  Bestandteil  des  Kaisertums  Österreich,  eine 
österreichische  Pmvinz.  Ein  Blick  in  die  von  Meili  allegierte 
Kaiserliche  Verordnung  vom  Jahre  1855  1.  1855  Nr.  23 
des  RGB  für  das  Kaisertum  Osterreich),  welche  in  der  von  ihm 
benutzten  ersten  Auflage  des  Werkes  von  Malfatti  di  Monte 
Treito,  Handbach  des  österrelrhlsch-uvgarischoi  Konsular- 
wesens, Wien  1879,  8.  366  :{H9,  vollinhaltlich  al>gedruckt  ist, 
hätte  ihn  )>eh'hrt,  daß  die  zitierte  Verordnung  tiur  von  ^öster- 
reichischen L'nterUinen  und  Sehntztjenassen"  spricht,  lui  Jahre 
1855  gab  es  de  facto  nur  ein  Kaiseitum  Österreich,  die  von 
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Meili  zitierte  Verordnung  vom  Jalire  1855,  welche  eigeiitlich 
flesrtz  ist,  woil  in  der  danialipfen  ahsolnten  Epoche  kein  T'nter- 
schii'd  zwisclien  (besetz  und  VeronliuHiL'"  lipstand.  koiinre  also 
nicht  von  *  )sierrei(  li-üngarn  erlassen  werden,  nachdem  üsterreicli- 
Ung^arn  erst  seit  dem  Jahre  1867  bestellt. 

2.  Meili  selieiiit  alier  auch  übersehen  zu  haben,  daß  die 
zitierte  kaiserliche  Verordnung  vom  Jahre  18;").")  in  ihren  wesent- 
lichen Bestandteilen  durch  das  im  .fahre  1891  geschaffene 
ü.sterreieliische  beziehungsweise  ungarisclie  Gesetz  betreffend  die 
Errichtung  eines  iisterreicliisch-ungarischen  Kosularobergerietites 
in  Konstantinopel  litstcrreieliisches  Gesetz  vom  HO.  August  1H91 
Xr.  VMS  K(JB  lind  ungarischer  GA  XXXI  1891)  längst  außer 
Wirksamkeit  gesetzt  ist.  Mit  dieser  seiner  Unwissenheit  steht 
aber  .Vi>///  nicht  allein.  In  dem  1898  zu  T.ei])zig  ersrhienenen 
Werke  von  Karl  Lipp  mann:  „Die  Kof/sH/arJurisf/fAi/oN 
im  f)rif'/ff"  lesen  wir.  daß  die  Gerichtsbarkeit  über  die  öster- 
reichisch-ungansclien  KonsnlMr^-ericlite  in  der  Türkei  und  in 
Ägypten  in  zweiter  histnn/  i- m  01)erlandesgerichte  in  Triest, 
in  dritter  Instanz  dem  ubersten  Gerichtshofe  in  Wien  zusteht. 
Das  obzitiertc  österreichische  Gesetz  vom  'SO.  August  1891 
Nr.  RGB  beziehungsweise  der  ungarische  GA  XXXT  1891 
ist  für  Lippnuffni  ebenso  terra  incoynHa  wie  für  Mfifi 
Deshalb  weiß  auch  Lippmav  n  von  dei*  Einscliriinkiing  der 
Konsulargerichtsbarkeit  in  Ägypten  nichts  (vgl.  §  lü  de«  zitierten 
österr.  und  ungar,  Gesetzes). 

l"^m  der  Weiterv»  rbreitnng  solcher  unrichtiger  Darstellungen 
vorziilu'iigen,  wird  es  keine  verschwendete  Mühe  sein,  das 
österreichische  Gesetz  vom  30.  August  1891  Nr.  13ß  R(iB  be- 
ziehungsweise den  ungarisclien  GA  XXXT  1891.  welche  die 
Grundlage  der  lieiitigen  i>sterreichiscli  -  imgarisclien  Konsular- 
gerichtsbarkeit bilden,  in  dieser  Zeitschrift  kurz  zw  besprechen. 
Hervorgehoben  muß  werden,  daß  die  erwähnten  beiden  Gesetze 
mit  einander  übereinstimmen,  was  sich  sf  lmü  daraus  ergibt, 
daß  sie  eine  zwischen  Österreich  und  T'ngarn  gemeinsame  An- 
gelegenheit, d.  h.  ein  und  dieselbe  Materie  regeln.  Deshalb 
sind  auch  beide  Gesetze  zu  gleicher  Zeit  in  Wirksamkeit  getreten 
21  des  öst.  und  ung.  Ges.),  deshalb  bleiben  sie  auch,  sofern 
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keine  Verlängernng  erfolgen  sollte,  dieselbe  Zeitlang  in  Geltuug^ 
(durch  zehn  Jahre  von  dem  Tage  angerechnet,  an  welchem  sip 
in  Kraft  getreten  sind,  d.  h.  vom  1.  Janoar  1898  bis  1.  Januar  1908) 
nnd  deshalb  wird  auch  übereinstimmend  (§  20  des  öst.  und  des 
nng.  Ges.)  verfügt,  daß  während  der  erwähnten  Zeit  das  ;>stpr- 
reichische  oder  ungarische  Gesetz  nur  dann  aufgehoben  (»der 
insofern  abgeändert  werden  kann,  als  das  eine  Gesetz  aufgehoben 
oder  in  gleichartiger  Weise  abgeändert  wird.  ^)  Eine  vollständig 
erschöpfende  Darstellung  der  österreichisch-ungarischen  Konsular- 
gerichtsbarkeit ist  aber  attfierhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit 
gelegen,  weil  dieselbe  ein  ganzes  Buch  erfordern  würde.  Wir 
besitzen  zwei  ausgezeichnete  Werke  über  unseren  Gegenstand 
aus  der  jüngsten  Zeit,  aus  welchen  der  Leser,  welcher  sich  für 
diese  Materie  interessiert,  alle  Details  zu  schr)pfen  in  der  T.age 
ist.  Diese  Werke  sind :  Handbuch  d^s  österreickisch-nngarischen 
Konsularwesens  von  Josef  Freiherr  von  Malfatti  di 
Monte  TreffOf  Sektinnschef  des  k.  und  k.  Ministeriums  des 
k.  und  k.  Hauses  nnd  des  Äußern,  2.  Aiifhige,  Wien  1904 
(I.  Band:  Konsularwesen,  II.  Band:  Konsulamorm alten:  die 
von  Meili  benutzte  erste  Auflage  von  1879  ist  infolge  der 
vielfachen  Änderungen  der  Gesetzgebung  gänzlich  veraltet)  und 
eine  ausgezeichnete  Studie  des  Sektionsrates  im  k.  ung.  Handels- 
ministerium Dr.  Wilhelm  Lers,  welche  aber  leider  nur  in 
ungarischer  Sprache,  Budapest  1904,  erschienen  ist  (unter  dem 
Titel  „A  komuli  birdskodds  intezm^nge"  —  „Die  Institution 
der  Konsulargerichtsbarkeit)  und  wegen  ihrer  vortrefflich 
historisch-dogmatischen  Darstellung  einer  deutsclien  Übersetzung 
würdig  wäre.  Auch  der  Artikel  „Omsulibirdskodds''  fKonsular' 
gerichtsbarkeit)  von  einem  ungenannten  Autor  in  dem  von 
Dr.  Desider  Markus  herausgegebenen  Magyar  jogl 
Lexikon""  {Ungarisches  RechtsUxihony  IV. Band.  Budapest  1899, 
S.  652 — 661)  enthält  eine  gute,  knappe  Darstellung  der  bezfig- 
liclien  Materie. 

1)  Die  Abweiclnuigen  in  beiden  Qmelaai  berühren  das  Weten  der  SMhe 

nicht,  sondern  sind  nur  Folgen  der  verschiedenen   konstitutionellen  und 
jnstiziellen  Verhältnisse  in  den  beiden  Staaten,  vgl.  z.  B.  die  in  deni  üsT 
Gesetz  nicht  enthaltenen  Bestimmungen  der  %%  6,  13  letzter  Absatz  und 
18  fetiter  Abaats  de«  nnfwr.  Gesetsei. 
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Bevor  wir  aber  die  BeBprechiing'  der  erwähnten  zwei 
Gesetze  beginnen,  müssen  wir  mit  einigen  Worten  jene  staats- 
rechtlichen Bestrebungen  skizzieren,  welche  die  beiden  Gesetze 
veranlaßt  haben. 

Als  der  sogenannte  staatsrechtliche  Ausgleich  vom  Jahre 
1867  ans  dem  Kaisertum  Österreich  die  zwei  unabhängigen 
Staaten  Österreich  und  Ungarn  schuf,  blieb  diese  staatsrechtliche 
Evolution  in  bezug  auf  die  österreichisch-ungarische  Konsular- 
gerichtsbarkeit ohne  jeden  Einfluß.  Im  Sturm  und  Drang  der 
Ereignisse  nach  der  Katastrophe  auf  den  Schlachtfeldern  von 
Sadowa  hatte  man  keine  Zeit  sich  mit  dieser  Angelegenheit  zu 
beschäftigen.  Die  ungarischen  Staatsmänner  waren  mit  dem 
Ausbau  des  selbständigen  ungarischen  Staates  zu  stark  beschäftigt, 
als  daß  sie  Zeit  gefunden  hätten,  sich  mit  dieser  Frage  zu 
befassen.  Infolgedessen  blieb  bei  den  fisterreichisch-ungarischen 
Konsulargerichten  der  staius  quo  erhalten,  wie  er  im  Jahre  1867 
bestanden  hatte.  Die  Konsulargerichte  wendeten  auch  in  bezog 
auf  die  ungarischen  Staatsangehörigen  das  österreichische  Recht 
an  und  der  Kechtszug  gegen  ihre  Entscheidungen  ging  in  zweiter 
Instanz  an  die  österreichischen  Oberlandesgerichte  (Wien,  Lem- 
berg, Triest,  Zara)  und  in  letzter  Instanz  an  den  k.  k.  öster- 
reichischen obersten  Gerichtshof  in  Wien.  EjS  hieße  Eulen  nach 
Athen  tragen,  wenn  man  noch  hervorheben  wollte,  daß  dieser 
Zustand  der  Dinge  mit  der  Souveränität  des  ungarischen  Staates 
unvereinbar  war,  obzwar  es  an  einem  Präzedens  nicht  fehlt, 
daß  die  ungarische  Gesetzgebung  selbst  ungarische  Staats- 
angehörige der  Judikatur  der  österreichischen  Gerichte  unter- 
worfen hat.') 

'i  Durch  GAXVII  1792  wurde  die  Judikatur  übf  i  haiidels-  und  wtdisfl* 
rechtliclu  l''onipnjntr«'n  dt^n  österreichischen  Gerichten  übertragen.  (Ein  gleiches 
Gesetz  auch  in  Siebenbürgen  GA  1792  II).  Die  L'ugewöhDlicbkeit  dieses 
Vorganges  haben  anQh  die  ongariBchen  Sttnde  betont,  als  sie  am  1&  Jnni  179S 
dem  König  den  Vonchlag  machten,  daß  das  Gesets  nur  insolange  in  Geltung 
b1>  ihr.  bis  der  Entwurf  eines  neuen  Handels-  und  Wechselgesetses  ieitiggestellt 
sein  wird.  Sie  sagen :  Insolitiim  enim  esset,  ut  Natio,  qunc  n  snerulis 
Riiiff  gubernari  nsrpr<it  legibus  et  ronsvehtdinilmf^.  spnnie  nr  ifchfjernte 
c  teiae  jurisdictioni  scniet  subjiciat  et  tutic  etintn,  dum  donii  sune 
jusiitiam  paH  cum  eeleritate  et  aecuritate,  imo  minori  aäkuc  temj}ori$ 
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Um  die  Konsnlaigerichte  mit  der  staatsrechtlichen  Struktur 
der  dsterreichischr^ungarischen  Monarchie  in  Einklang  zn  bringen, 
worden  die  beiden  obenerwähnten  Gesetze  (das  öst.  Ges.  vom 
90.  August  1891  Nr.  136  BGB  und  der  nng.  GA  XXXI  1891) 
geschaffen,  welche  Vorschriften  in  Ansehung  des  bei  den  Konsular< 
gerichten  anzuwendenden  Rechtes  enthalten  und  ein  Konsular- 
Obergericht  in  Konstantinopel  schufen,  welches  die  auf  die  ESr- 
kenntnisse  und  Yerfögungen  der  Konsularämter  bezughabende 
Konsulargerichtsbarkeit  in  zweiter  und  letzter  Instanz  ausübt 
8  des  öst.  und  ung.  Gesetzes).  Die  Konsulargerichtsbarkeit 
über  die  österreichischen  und  über  die  ungarischen  Staats- 
angehörigen, sowie  über  die  östprr<  irliischen  oder  ungarischen 
Scliutzgenossen  im  Auslände,  wo  Konsulargericht^luu  keit  aus- 
geübt wird,  sulit  in  erster  Instanz  den  Künsularänitern  als 
Kdiisulargerichten  zu  (§  1  und  Abs.  1  des  §  2  des  üst.  und 
ung.  Gesetzes).  Sowohl  ilie  Konsulargerichte  »Tster  Instanz,  als 
auch  das  Konsularobergerleht  urteilen  im  Namen  Sr.  Majestät 
des  Kaisers  von  Üsterreicli  und  des  Königs  von  Ungarn  (ij  8 
des  öst.  und  §  9  des  ung.  Ges.).  Die  österreichischen  oder 
ungarischen  (ierichte*)  einerseits  und  die  Konsulargerichte  ander- 
seits haben  sich  gegenseitig  in  gleicher  Weise  wie  die  Gerichte 
desselben  Staatsgebietes  untereinander  Rechtshilfe  zu  leisten 
(ij  19  des  öst.  und  des  ung.  (ies.).  Kompetenzkonflikte  zwischen 
einem  Konsulargerichte  und  einem  Gerichte  oder  einer  Behörde 
des  einen  oder  des  anderen  Staatsgebietes  werden  von  den 
Regierungen  der  beiden  Staatsgebiete  einverst&ndüch  nach  Ein- 
vernehmung des  gemeinsamen  Ministers  des  Äußern  entschieden. 
Auch  kann  in  derselben  Weise  die  Delegierung  eines  Gerichtes, 
beziehungsweise  einer  anderen  Behörde  bestimmt  werden  (§  13 
des  öst.  und  des  ung.  Ges.).  Mit  Rüclcsicht  auf  die  besondere  Justiz- 
organisation Kroatiens-Slavoniens  verfügt  Überdies  das  ungarische 
Gesetz  (§  13  letzter  Absatz):  Sollte  sich  ein  Kompetenziconflikt 

et  mmitmm  tUapendio  conaequt  poteBt^  ßuUeitim  ceterorum  farorum 

rttipere  teneatur.*  Das  Gesetz  wurde  aber  nichtsdestoweniger  erst  ditrcll 
OA  XV  1840  (also  nach  einem  baUxm  Jahrhundert)  außer  Kraft  gesetzt. 

1)  Beziehungsweiso  dl?  Gf rit  htr  Kroatiens-Slavoniens.  weil  das  ungar. 
Gesetz  für  das  ganze  (itbiot  ilt  r  ungarischen  Krone  in  Geltung  steht. 

Zettocbrift  f.  Int«m.  Privat-  u.  offentl.  Beoht.  XV.  18 
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oder  die  Fra^Jfe  der  Dclefricrung  eines  (ierichtes  zwischen  eineio 
Konsularji'ei-iclite  niul  einem  (Jerirlire  oder  einer  KehOrde  in 
Kroatien-Slav(inien  ergeben,  so  geht  das  zur  Verfüjning'  berufene 
k.  nn^\  Ministerium  «reuialj  der  mit  dem  Banus  von  Kroatien- 
Slavonien-Dalniatien  zustandekommenden  Vereinlianin^^en  v(»r. 

Die  Hegitrung'en  der  beiden  Staatsgrebicte  können  ein- 
verständlich und  nacl»  Einvernehmung-  des  gemeinsamen  Ministers 
dfs  Auljern  die  Kün.suhir<rerichti»barkeit  in  jenen  fremden  Staaten, 
in  welclieii  «ie  neu  ei n^''e führt  wird,  im  iSinne  dvr  beiden  ob- 
zitierten  (iesetze  im  Wege  der  Verordnung  regeln  li;  1;")  des 
öst.  und  des  un^r.  Ties.).  Die  Ausübung  der  Konsidargeri(  lits- 
barkeit  in  einem  fremden  Stant»'  kann  vum  gemein.samen  Minister 
des  Äutjern  im  Einverstiindrii.sse  mit  den  Regierungen  der  beiden 
8tuatengebiete  einer  befreundeten  Macht  übeitiagen  weiden 
(4j  16  des  <)st.  und  des  ung.  Ges.).  Über  Ernjäditigung  Sr.  k. 
und  k.  Aposttdischen  Majestät  kann  der  gemeinsame  Minister 
des  Äußern  im  Kinverstiindnisse  iiiit  den  KVgieningen  der  lt«'i»b*u 
Staatsgebiete  die  Ausübung  der  K(tnsulargericlitsbarkeit  in  t  in* m 
freuub'n  Staate  im  Wege  der  Verordnung  besciiränken.  i>rovisori.s<  h 
einstellen  oder  definitiv  aufheben  (4;  17  des  iist.  und  des  ung.  Ges.). 
Die  auf  (irund  der  beiden  Gesetze  erlassenen  Verordnungen 
verlautbart  in  (>sterreich  der  österrei«  liisclie.  in  Ungar«  der 
ungari.srhe  Justizniinister  bezieliungsweise  in  Kroatien-Slavonien 
der  Hanns  (Chef  der  autonomen  [Landesregierung  Kroatiens- 
Slavuniens)  und  bei  den  Konsulargeii(  hten  der  gemeinsame 
Minister  des  Auljern  18  des  öst.  und  des  ung.  Ges.).  Überdies 
verlangt  das  ungarische  (besetz  18  Absatz  2),  daß  die  von 
dem  k.  ung.  Ministerium  erlassenen  Verorduiuigeu  dem  Reichs- 
tage zur  Anzeige  zu  bringen  sind. 

Organisation  des  K  u  n  s  u  ia  ro  b  e  rgerichtes.  Das 
Künsnlar(diergericht  besteht  aus  einem  Präsidenten,  der  (■Erforder- 
lichen Anzahl  von  Oberrichtern  und  dem  nötigen  Hilfspersouale.  ^) 

1)  Gegenwärtig  bestellt  das  Gerieht  mb  einem  Ftiodenten,  2  Ofaer- 
riehtOTi  and  einem  Sekretär,  welcher  noch  den  Österreicliiflelien  odtt  tagacieeken 

Oberrichter  vertreten  kann,  je  nachdem  fr  die  österreichische  oder  ungariaehe 
Rirhtfrb*  fälii^nuif?  besitzt  (§  7  und  i;  AI»*,.  3  der  Uescbäitunlaang,  erlaaaea 
mit  Vdg.  des  Ministen  des  Äußern  am  30.  7.  dl). 


Digitized  by  Google 


Österreicbiscb-uugarücbe  KoiuttUugehchtsbMkeit. 


271 


Die  Präsidentenstelle  wird  mit  einem  (»sterreichisclien  oder  einem 
uiigariiscljen  Staatsangehörig'en  derart  liesetzt,  daß  einem  öster- 
reichischen Staatsangehörigen  ein  uii^.n  iseher  Staatsaiifrehiirifrer 
und  umgekehrt  folgt.  Die  Oberrichti  rstellen  sind  in  ^ileiclier 
Anzahl  mit  österreichischen  nnd  unpirischen  .Staat^sangehörigen 
zu  l>esetzen  (t?  4  des  Ost.  und  des  ung.  (ies.).  Die  Stellen  des 
ObtTgrrirhts-Priisiilenten  nnd  der  Oberrichter  besetzt  Se.  Majestät 
der  Kaiser  von  Osterreich  und  apostolischer  Künig  vun  rngarn. 
Der  Vorschlag  und  die  Gegenzeichnung  für  die  PräsidentensTelle 
erfolgt  von  jener  Regierung,  deren  Staatsangehöriger  an  die 
Reihe  kommt,  im  Einverständnis  mit  der  Regierung  des  anderen 
Staatsgebietes  und  dem  gemeinsamen  Miiiisreriuin  des  Äußern; 
der  Vorschlag  und  die  Gegenzeichnung  für  die  Oberrichterstellen 
aber  findet  von  der  Regierung  desjenigen  Staatsgebietes,  dessen 
Angehöriger  vorzuschlagen  ist,  im  Kinverständnis  mit  dem  ge- 
irieinsamen  Minister  des  Äuliern  statt.  Die  Stellen  des  Präsidenten 
und  der  Oberrichter  sind  mittels  Zuteilung  von  österreichischen 
(►der  ungarischen  Staatsbeamten  odei-  von  Beamten  des  gemein- 
samen Ministeriums  des  Äußern  und  der  demselben  unterstellenden 
Ämter  zu  besetzen.  Die  Präsidenten-  und  Oberrichterstellen 
können  nur  mit  solchen  Personen  besetzt  werden,  welclie  öster- 
reichische  beziehungsweise  ungarische  Staatsangehörige  sind  und 
entweder  bereits  die  Xonsulargerichtsbai keit  zehn  Jahre  lang 
ausgeübt  haben,  oder,  wenn  sie  österreichische  Staatsangehörige 
sind,  nach  den  für  die  im  Reichsrato  vertretenen  Königrei(  he 
nnd  Länder  geltenden  Bestimmungen.  \st  t  u  sie  ungarische  .Staats- 
angehörige sind,  nach  den  in  den  Landern  der  ungarischen 
Krone  geltenden  Bestimmungen  zur  Ausübung  des  Richter- 
amtes befähigt  sind,  l'as  übrige  Personal  wird  vom  gemein- 
samen Minister  des  Äußern  bestellt.  5  des  öst.  und  des 
ung.  (ies.) 

Die  organisatorischen  Bestimmungen,  insofern  die  beiden 
Ciesetze  hierüber  keine  Verfügung  enthalten,  und  die  (Geschäfts- 
ordnung für  di«'  Konsulargerichte  wird  der  genieinsame  Minister 
des  Äubern  im  Einverständnisse  nüt  den  Regierungen  der  beiden 
Staatsgebiete  itn  Wege  der  Verordnung  regeln.  Hierbei  kann 
auch  die  Mitwirkung  von  Beisitzern,  die  dem  richterlichen  Status 

18* 
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nicht  angehören,  zu  den  Elntscheidungen  der  Gerichte  angeordnet 
werden  (§  6  des  58t.  und  §  7  des  ung.  Ges.)- 

Die  Disziplinargewalt  über  die  Konsularperichte  erster 
Instanz,  sowie  über  dsA  Hilfs-  nnd  Manipulationspersonal  der 
Konsnlarobeigerichte  wird  vom  gemeinsamen  Minister  des  Änßem 
im  eigenen  Wirtcungslcreise  und  durch  die  ihm  unterstellenden 
Organe  ausgeübt  Sr  erläßt  die  entsprechenden  Vorschriften. 
Der  Präsident  nnd  die  Oberrichter  des  Konsularobergerichtes 
können,  den  Fall  einer  Veränderung  in  der  Organisation  des 
Obergerichtes  ausgenommen,  vom  Dienste  gegen  ihren  Willen 
nur  auf  Grund  eines  Disziplinarverfahrens  enthoben  werden. 
Zur  Wirksamkeit  des  Enthebungsbeschlusses  ist  die  Genehmigung 
Sr.  Majestät  notwendig,  welche  auf  Grund  der  übereinstimmenden 
Vorträge  des  g(?raein8amen  Ministers  des  Äußern  und  jener 
Regierung  erteilt  werden  kann,  über  deren  Vortrag  die  Zuteilung 
des  betreffenden  Präsidenten  oder  Oberricliters  erfolgt  ist.  Im 
Falle  einer  Enthebung  vom  Dienste  im  Disziplinarwege  bestimmt 
die  gesetzliche  heimische  Disziplinarbehörde  des  enthobenen 
Präsidenten  oder  Oberrichters  die  weiteren  Rechtsfolgen  der 
Enthebung  (§  7  des  öst.  und  §  8  des  ung.  (Jes.). 

Aus  der  mit  Verordnung  des  k.  und  k.  Ministers  des  Äußern 
vom  30.  7.  97  erlassenen  Geschäftsordnung  sei  henor- 
gehoben,  daß  das  Konsularobergericht  den  Titel  führt:  „Kaiserlich 
königliclies  österreicliisclies  und  königlich  ungarisches  Konsular- 
obergericht" (§  5).  Die  zugeteilten  Personen  behalten  iliren  bis- 
herigen Titel,  Rang  und  Charakter  bei ;  doch  hat  für  die  Dauer 
der  Zuteilung  der  Präsident  den  Titel:  Präsident  des  k.  k. 
österreicliischen  und  k.  ungarischen  Konsularobergerichtes,  der 
österreichische  Öberrichter  den  Titel:  k.  k.  österreichischer 
Konsularoberricliter  und  der  ungarische  Oberrichter  den  Titel: 
k.  ungarischer  Konsularoberrichter  zu  führen.  Die  Besetzung 
der  Stellen  der  Oberricliterstellvertreter  geschieht  auf  dieselbe 
Weise  und  nach  denselben  Regeln,  welche  hinsichtlich  der  Be- 
setzung der  Oberrichtei'stellen  maßgebend  sind  (§  7). 

Der  Präsident,  die  Konsularoberrichter  und  der  Sekretär, 
sowie  das  Kanzlei-  und  Dienerpersonal  haben  für  die  Zeit  ihrer 
Zuteilung  zum  Konsularobergerichte  ilu'en  dauernden  Aufenthalt 
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in  Konstaotiuopel  zu  nehmen.  Die  Obemcbterstellvertreter 
yerbleiben  in  der  dienstlichen  Verwendung,  ans  welclier  sie 
entnominen  \\airden,  und  haben  nnr  zur  Snpplierung  de r  Konsular- 
oberrichter  über  Einberufung  durch  den  Präsidenten  auf  die 
Dauer  ihrer  Verwendung  als  Ersatzrichter  Aufenthalt  in  Kon- 
stantinopel zu  nehm^.  In  Verhinderungsfalle  des  österreichischen 
Oberrichters  kann  nur  ein  österreichisciier  Oberrichterstellver- 
treter, nnd  im  Verhinderungsfalle  des  ungarischen  Oberrichters 
nnr  ein  unfrarischer  Oberrichterstellvertreter  einberufen  werden. 
Der  Präsident,  die  Konsnlaroberrichter»  «owie  die  Ersatzrichter 
werden  für  die  Zeit  ihrer  Amtsführung  der  k.  und  k.  öster- 
reichisch-nnfrarisrlicn  Botschaft  in  Konstantinopel  attachiert, 
ohne  dadurch  zu  der  letzteren  dienstlich  in  ein  AMiünfriyfkeits- 
Terhältnis  za  treten,  und  werden  als  der  Ic.  und  k.  Botschaft 
zugehörig  nach  außenhin  geführt  (i;  8). 

Das  Konsularobergericht  entscheidet  auch:  1.  Streitigkeiten 
zwischen  den  ihm  untergeordneten  Konsulargerichten  über  die 
(jrerichtszAständigkeit,  und  2.  auf  Anzeige  eines  Konsulargerichtes, 
das  seine  Gerichtsbarkeit  auszuüben  gehindert  ist,  oder  auf 
Ansuchen  der  einen  oder  der  anderen  Partei  über  die  Delegierung 
eines  Konsulargerichtes  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsular- 
gerichtes; auch  außer  dem  Falle  einer  Anzeige  oder  eines  An- 
suchens ist  es  dem  Konsularohergerichte  überlassen,  aus  Gründen 
der  Zweclnnäßigkeit  anstatt  des  sonst  zuständigen  Konsular- 
gerichtes ein  anderes  zu  delegieren  13). 

Die  Geschältssprache  des  Konsularobergerichtes  ist  in 
Übereinstimmung  mit  der  Geschäftssprache  des  gemeinsamen 
Ministeriums  des  Äußern  die  deutsche  Sprache.  Bei  im  Instanzen- 
znge  an  das  Konsularobergericht  gelangenden  Angelegenheiten 
ist  die  Erledigung  in  der  Sprache  auszufertigen,  in  welcher  die 
Angelegenheit  in  erster  Instanz  erledigt  wurde ;  für  Angehörige 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  ist  auf  deren  ausdrückliches 
Verlangen  die  Erledigung  auch  in  der  dortigen  Staats-  beziehungs^ 
weise  Amtssprache  hinauszugehen.  Über  dem  Konsularober- 
gerichte  niiinittelbar  zukorniiiende  Eingaben  von  Angehörigen 
der  Länder  der  ungarischen  Krone  hat  die  Ausfertifrnng  der 
für  die  Partei  bestimmten  Erledigung,  wenn  die  Eingabe  in 
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der  Staats-  beziehungrswcise  Amtssprache  der  Länder  der  un- 
garischen Krone  abgefaßt  ist,  in  der  gleichen  Sprache  zu  erfolgen. 
In  der  Korrespondenz  mit  den  Ländern  der  ungarischen  Krooe 
hat  sich  das  Konsularobergericht  der  dortigen  Staa-ts-  beziebuogs- 
weise  Amtssprache  zu  bedienen  (§  18j. 

Das  bei  den  Konsulargerichten  anzuwendende 
Recht.  Der  von  Melli  a.  a.  0.  zitiert«  8  der  Kaiserliche» 
Verordnung  vom  29.  1.  55  Nr.  2B  des  RGB  für  das  Kaisertum 
Österreich  hat  infolge  des  obenangeführten  österreichischen  und 
ungarischen  Gesetzes  eine  wesentliche  Abänderung  erlitten.  Die 
10—12  des  österreichischen  Gesetzes  bestimmen: 

10.  Die  Regierung  bestimmt,  welche  von  den  im 
Geltnngsgebiete  dieses  Gesetzes  in  Zukunft  erlassonen  und 
sonstijren  Vorscbriften  in  betreff  der  Rechte-  und  Handlungs- 
fähigkeit der  österreichischen  Staatsangehörigen,  ihrer  Familien- 
rechte —  einschließlich  der  väterlichen  Grewalt,  der  Vormundschaft, 
der  Kuratel  und  Pflegschaft  und  der  ehelichen  Gdterrechte 
ferner  des  Erbrechtes,  der  Yerlassenschaften  and  der  Strafsachen 
solcher  Staatsangehörigen  bei  den  Konsulargerichten  einzuführen 
sind. 

Die  Regiemng  wird  hierbei  die  Jeweiligen  internationalen 
und  eigenartigen  lokalen  Verhältnisse,  über  welche  Aufklirangen 
vom  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  einzuholen  sind,  be- 
rücksichtigen. 

Welche  neue  Gesetze  und  sonstige  Vorschriften  in  betreff 
der  im  ersten  Absätze  nicht  angeführten  Rechtssachen  bei  den 
Konsulargerichten  einzuführen  sind,  wird  von  den  Begiemngen 
der  beiden  Staatsgebiete  einverstandlich  mit  dem  gemeinsamen 
Minister  des  Äußern  bestimmt. 

§  11.  In  gleicher  Weise  (§  10)  können  die  dermalen 
geltenden  oder  in  Zulninft  erlassenen  Gesetze  und  sonstigen 
Vorschriften  für  die  Konsulargerichte  abgeändert,  eigänzt  oder 
außer  Wirksamkeit  gesetzt  werden. 

§  12.  Die  Schutzgenossen  werden  gleich  den  österreichi- 
schen Staatsangehörigen  bebandelt 

Wenn  Schutzgenossen  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Schutz- 
genossenschaft  beim  Konsulate  die  Eridäruug  abgeben,  daß  sie 
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sich  den  Rechtsnormen  unterw  erfen,  welche  für  die  ungarischen 
Staatsantrehürifren  verbindlich  sind,  so  kommen  für  jjiii'  die 
Be8tiniiinui^en  des  (resetzes  in  Anwendunfr.  wtdrho  für  die  nach 
Budapest  zustäudigeu  ungarischen  Staatsangehörigen  gelten.'' 

Die  korrespondierenden  ^  10—12  des  ungarischen 
Gesetzes  lauten: 

„§  10.  Zahl  1.  Bei  den  Konsulargerichten  sind  dieBechts- 
vnd  HandlnngsMigkeit  der  ungarischen  Staatsangehörigen  und 
ihre  Familienrechte,  einschließlich  der  väterlichen  Gewalt,  der 
Vormundschaft,  der  Kuratel  und  Pflegschaft  und  der  ehelichen 
Güterrechte,  femer  das  Erbrecht  nach  einem  verstorbenen  un- 
garischen Staatsangehörigen  einschließlich  der  Yeriassenschafts- 
abhandlung,  endlich  die  Strafsachen  ungarischer  Staatsangeliörigen: 
nach  jenen  Gesetzen  und  Voi-schriften  zu  beurteilen,  welche  in 
jjMU'in  Teile  des  Staates  in  Wirksamkeit  sind,  in  welchem  der 
betiefiende  ungarische  Staatsangehörige  die  Gemeindezuständig- 
keit besitzt  oder  besessen  hat. 

2.  Das  k.  iingaiist  he  Ministerium  wird  bevollmächtigt 
mit  Berücksichtigung  der  obwaltenden  internationalen  und  eigen- 
artigen lokalen  Verhältnisse  festzustellen,  welche  von  den  dies- 
seitigen Gesetzen  und  Vorscliriiten  und  mit  welchen  Abänderungen 
beim  Tnslebentreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  welche 
spöter  in  Wirlcsamkeit  zu  treten  haben. 

3.  Bis  dahin  bleiben  jedoch  in  bezog  auf  die  ungarischen 
Angehörigen  jene  von  den  Konsulargerichten  gegenwärtig  in 
Anwendung  zu  bringenden  Gesetze  und  Vorschriften  in  Wirk- 
samkeit, welche  die  im  ersten  Absätze  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  aufgezählten  Rechtsverhältnisse  behandeln. 

4.  Das  k.  un*raris('he  Miiiisterinm  wird  ferner  bevoHinachrijL^t 
mit  Berürksichtipiing  der  obwaltenden  internationalen  und  ei^i'U- 
artigen  lokalen  Verhältnisse  festzustellen,  zu  welcher  Zeit  und 
mit  welchen  Abänderungen  die  in  der  Zukunft  zu  schaffenden 
Gesetze  und  Vorschriften,  welche  die  in  dem  ersten  Absätze 
des  <regenw}irti«ren  Paragraphen  aufgezählten  Rechtsverhältnisse 
behandeln,  bei  den  Konsulargerichten  in  bezug  auf  die  ungarischen 
Angehörigen  in  Wirksamkeit  zu  treten  haben. 
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5.  Das  k.  ungarisclie  Ministeriain  kann  mit  BerOcksichtigung 
der  obwaltenden  internationalen  und  eigenartigen  lokalen  Yer- 
hlltnisse  dem  Erfordeniisse  gemäß  wann  immer  beschließen,  daß 
die  Gesetze  und  Vorschriften,  welche  die  im  ersten  Absätze  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  aufgezählten  Rechtsverhältnisse  be- 
handeln, ergänzt,  abgeändert  oder  außer  Wirksamkeit  gesetzt 
werden. 

6.  In  betreff  des  Inslebeiitretens,  der  Abiimlenmj?  oder 
Außerkrtiftsctzimg  jener  Gesetze,  welche  in  Ixziig  aut  ihe  in 
Kroatien-yiavonien  die  Geraeindezuständigkeit  besitzenden  un- 
garischen Staatsungehörigen  anzuwenden  sind,  verfügt  das  k. 
ungarische  Ministerium  im  Einverständnisse  mit  dem  Bauus 
von  Kroatien -Slavonien - 1 )almatien. 

7.  Bevor  das  k.  ungarische  Ministerium  von  der  in  dem 
gegenwärtigen  Paragraphen  erhalte  nen  Kruiarhtigung  Gebrauch 
machen  und  Beschlüsse  fassen  sollte,  wird  es  beliufs  Aufklärung 
über  die  obwaltenden  internationalen  und  eigenartig:en  li)kalen 
Verhältnisse  mit  dem  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  sich 
ins  Einvernehmen  setzen. 

§  11.  Die  Scliutzgeuossen  werden  nicht  als  ungarische 
Staatsb  i i  r ge  r  h  e  t  r a  c  1 1 1  e  t . 

Wenn  Scliiitzgenossen  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Schutz- 
genn.N>eHS(  hait  beim  Konsulate  die  Erklärung  abgeben,  daß  sie 
sicli  den  Heclitsnormen  unterwerfen,  welche  für  die  ungariselien 
Staatsangehörigen  verbindlich  sind,  so  kommen  für  sie  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  in  Anwendung,  welche  für  die  nach 
Budapest  zuständigen  ungarischen  Staatsangehörigen  gelten 

§  12.  Von  den  bei  den  Konsulargerichten  jregenwartig 
in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  bleiben 
jene,  welche  nicht  die  in  dem  >;  10  aufgezählten  Rechtsverhältnisse 
betreffen,  in  Ansehung  der  ungarischen  Staatsaugehörigkeit  in 
Wirksamkeit. 

Außerdem  kann  das  k.  ungarische  Ministerium  im  Ein- 
verständnisse mit  dem  Ministerium  des  anderen  Staatsgebietes 
and  nach  gepflogener  Verhandlung  mit  dem  gemeinsamen 
Ministerium  des  Äußern  rins  Inslebentreten  von  neuen  Gesetzen 
nnd  Vorschriften  bei  den  Konsolargerichten,  welche  auf  die  in 
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§  10  nicht  auigezählten  Rechtsverhältnisse  bezug  haben,  sowie 
di«  P  I  ^xäiizung,  Abändening  und  Außerkraftsetzung  dieser  Gesetze 
und  Vorschriften  verfiipfen." 

Auf  Grund  der  zitierten  geseizlicUeu  Bestiramungeii  sind 
schon  eint'  Reihe  von  Verordnuufrcn  crhisscTi.  welche  auch  in 
Anseliung  des  bei  den  österreirhisrh  iiiiuMrischen  Konsularf^crichten 
anzuwendenden  materiellen  und  lormellen  Hechtes  Verfügungen 
enthalten.  Auf  dieselben  näher  einzugehen  ist  außerhalb  des 
Rahmens  dieser  knappen  Darstellung  gelegen.  Aus  derselben 
dürfte  aber  jedenfalls  zur  Evidenz  hervorgehen,  daß  es  nicht 
angeht,  wenn  Schriftsteller,  welche  professo  internationales 
Recht  behandeln,  längst  abgeänderte  Gesetze  als  geltendes  Recht 
darstellen.  Wer  ein  ilim  fremdes  Kechtsgebiet  zum  Gegenstande 
seiner  Darstellung  wählt,  von  dem  kann  man  füglich  erwarten, 
daß  er  sich  zumindest  über  die  Quellen  und  Materialien  des 
iremden  Rechtes  genCigend  informiert. 
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Von  Dr.  jnr.  Ernst  liOllslnK  in  Wien. 

Während  dus  St<.ii  für  das  Deutsche  Rindi  die  Landes- 
A'erweismi£r  strafprericlitlich  venirteilter  Ausländer  auf  einige 
wenige  Delikte  ein^-eseliränkt  und  liiiisichtlicli  dieser  nur  fakul- 
tativ, niemals  nl)li«rat(jrisch  ausgesprochen  hat  'j,  i-^t  das  ösr«  i- 
reichisclie  Straffresetz  aus  dein  Jahre  1852,  welelic.s  ti.az  der 
vielen  Stratgesetzentwürfe  seit  dem  Jalu*e  18(i7  noch  iumier  in 
Wirksamkeit  ist,  nicht  viel  von  seinem  Vorgänger  aus  dem 
Jahre  1803  ahge wichen  und  die  Bestimmungen  über  die  Aus- 
weisung verurteilter  Ausländer  atmen  noch  immer  den  Geist 
des  vormärzlichen  Polizeistaats. 

Der  Zustand  de  lege  I/ifa  ist  am  besten  überblickt,  wenn 
wir  einerseits  unterscheiden,  ob  der  Ausländer  im  Inland  oder 
im  Ausland  delinciuiert  hat,  andererseits  den  1.  (von  Verbrechen 
handelnden)  vom  II.  (sich  mit  Vergehen  nnd  Übertretungen  be- 
fassenden) Teil  des  5steir.  StG  auseinanderhalten. 

Der  im  Inland  delinquierende  Ausländer  unterliegt  gnind- 
sätzUch  dem  Österr.  StG,  mag  sich  seine  Handlung  als  YerbrecbeB 
($  39)  oder  als  Vergehen,  bezw.  Übertretung  (§  234  Abs.  1) 
darstellen.  Hat  ein  Ausländer  hingegen  im  Ausland  eine  nach 
osterr.  Recht  als  Vergehen  oder  Übertretung  verpönte  Handlang 
begangen,  so  bleibt  er  in  Österreich  straflos  und  kann  andi 
nicht  ausgeliefert  werden  234  Abs.  2).  Begeht  ein  Ausländer 
im  Ausland  das  Verbrechen  des  Hochverrats  gegen  den  öste^ 
reichischen  Staat  oder  das  Verbrechen  der  Verfälschung  «Ister- 
reichisclier  öft'entliclier  Kreditpapiere  oder  Münzen,  so  wird  er 
gleich  einem  Inländer  nach  österr.  Recht  gestraft  während, 

1)  RStGB  §  39  Z.  2.  §  284,  §  962  Abs.  4. 
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wenn  es  sich  um  ein  anderes  Verbrechen  handelt,  er  im  Inland 
nur  dann  unter  Anklage  gfestellt  wird,  wenn  der  Staat,  in  welctiem 
er  delinquierte,  seine  Übernahme  verweigert,  wobei  das  allen- 
falls mildere  Recht  des  Begehnngsorts  dem  AuslSnder  zustatten 
kommt  (§  40),  daher  dieser  in  Österreich  freigesprochen  werden 
müßte,  wenn  nach  jenem  Becht  die  Handlung  straflos  ist  oder 
Schuld-  und  StrafausschließungsgrOnde  gelten,  die  nach  öster- 
reichischem Recht  ihm  nicht  zugebilligt  werden  könnten.^)  Wird 
er  jedoch  welchen  solch  eines  im  Ausland  begangenen  Ver- 
brechens, wegen  dessen  gegen  ihn  in  Österreich  nur  aus  dem 
Grund  die  Anklage  erhoben  wurde,  weil  der  Staat,  in  dem  er 
delinquierte,  seine  Übernahme  verweigerte,  schuldig  erkannt,  so 
in  11  ß  (§  40)  dem  Strafurteil  noch  die  Verweisung  nach  vollendeter 
Strafzeit  angehängt  werden. 

In  anderen  Fällen  kann  (i?  19 t  i  die  Ausweisung  des  Aus- 
länders als  Verschärfung  der  Kerkerstrat'e  ausjresprochen  werden. 

Hinsichtlich  gewisser  D*  iikte  des  II.  Teils  des  österr.  StG 
ist  die  Abschaffung  ancredroht.  Sie  ist  an  sich  gewiß  von  der 
Ausweisung  zu  mit  Inheiden,  kommt  ihr  jedoch  in  bezug  auf 
Ausländer  insüferii  gleich,  als  die  Abschaffung  aus  sämtlichen 
Kronländern  nur  gegen  Ausländer  ausgesprochen  werden  kann 
i>j  249  Abs.  2),  ja  in  gewissen  Fällen  ausgesprochen  werden 
muß.  Allerdings  ist  sie  im  11.  Teil  des  StG  (nicht  wie  im 
1.  als  8trafverschärfung,  sondern)  als  Strafe  erwähnt  (§  240); 
trotzdem  ist  sie  ihrem  Wesen  nach  keine  Strafe  im  engem  Sinn, 
da  sie  weder  im  StG  noch  in  de«  strafrechtlichen  Nebengesetzen 
als  selbständige  Strafe  angedroht  ist  und  daher  nur  in  Verbin- 
dung mit  einer  Hauptstrafe  ausgesprochen  werden  kann.  Das 
StG  kennt  in  seinem  II.  Teil  gewisse  Delikte,  bei  welchen  der 
Freibeits-  bezw.  Geldstrafe  die  Abschaflhing  aus  sämtlichen 
Kronländem  Österreichs  „angehängt**  werden  muß,  wenn  der 
TSrter  ein  Ausländer  ist.  Diese  Delikte  sind:  Das  Vergehen 
der  Geheimbündelei  nach  §  293  sowie  folgende  Übertretungen: 
Unbefugte  gewerbsmäßige  ärztliche  Praxis  (§  343),  unberechtigter 
Heilmittelverkauf  (§  854),  Anfertigung  verdächtiger  Schlttssel  usw. 

»)  Herbst,  Hamlh.  d.  allg.  öaterr.  StU.  l.  Bd.,  7.  Aufl.  (Wien  1882), 
•4  §  40. 
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duich  Angrestellte  (t?  470\  Ankauf  abgelehnter  Sailit  i»  durch 
TriKUer  bei  TTnmümlifjrii  (j;  471j,  wiederholte  Kuppelei  514) 
und  verboti^nes  Spiel  (jj  522). 

Ein  Paradoxon,  das  die  lex  lata  bietet,  gelit  aus  diestr 
Darstellung  klar  bervor:  Der  Ausländer,  der  im  Inland  die 
s^lnversten  Verbrcclien  bcj^clit,  kann  ausgewiesen  werden; 
fallen  ihm  jedoch  gewisse  Verfzeben  oder  Übertretu ngren 
zur  Tiast,  so  muß  er  auspfcwii'siMi  werden,  eine  Tat5;arbe,  die 
de  lege  ferenda  gewiß  zum  Nachdenken  stimmen  kaiiu. 

In  der  Praxis  ist  nun  vor  einifrer  Zeit  (li(»  Frage  rege  ge- 
worden, ob  die  Tat,saclie.  jeniand  sei  Ausländer,  ihm  insofern 
nachteilig  sein  könne,  als  sie  eine  längere  Verjährungszeit  be- 
dinge. A  (  Ausbinder)  und  Ii  i  Inländerl  waren  wegen  einer 
Übertretunjr  w  r  t  iJ  welcher  der  sciiuldige  Ausländer  ausgewiesen 
werden  niulj,  verurteilt  worden;  die  Berufungsinstanz  sprach 
den  B  frei,  da  seine  Tat  verjährt  wäre;  betreffs  des  A  ward 
jedorh  die  Verurteilung  bestätigt,  da  gegen  ihn  als  Ausländer 
mit  Kücksicht  auf  die  obligatorisch  angedrohte  Ausweisung  die 
längste  Verjährungszeit  für  Vergehen  und  Übertretungen  (1  Jaliri 
in  Anwendung  komme  und  norli  nielit  abgelaufen  sei:  dies  mit 
Rücksicht  auf  §  532  St(J,  welcher  sagt:  „Die  Zeit  der  Ver- 
jährung ist,  insoweit  nicht  in  dem  Gesetze  bei  einzelnen  Fällen 
eine  kürzere  Frist  für  die  Geltendmachung  des  Klagerechtes 
insbesondere  festgesetzt  ist,  bei  Vergehen  und  Übertretungen, 
worauf  im  Gesetze  als  höchste  Strafe  Arrest  des  ersten  Grades 
ohne  Verschärfung  oder  eine '  Geldstrafe  bis  fünfzig  Gulden 
festgesetzt  ist,  drei  Monate,  wo  Arrest  des  ersten  Grades  mit 
Verschärfung  oder  eine  Geldstrafe  bis  zweihundert  Golden  be- 
stimmt ist,  sechs  Monate ;  bei  den  sämtlichen  schwerer  verpönten 
Vergehen  und  Übertretungen,  wie  auch,  wo  Verlust  von  Rechten 
and  Befugnissen  als  Strafe  gesetzt  ist,  ein  volles  .Talnv'  Auf 
den  ersten  Blick  mag  man,  so  sehr  es  dem  Begriff  von  Recht 
and  Billigkeit  widersytrit  ht,  daß  im  20.  Jahrhundert  der  Mangel 
der  Staatsbürgerschaft  bei  der  Entsciieidung  einer  Strafsache 
lerart  den  Aasschlag  geben  soll,  dafi  der  Angeklagte,  wenn  er 
Inländer  wäre,  freigesprochen  werden  müßte,  während  er,  da 
er  Ausländer  ist,  verurteilt  wird,  diesem  Bichterspruch  eine 
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gewisse  Brrecl)ti|[riinir  nicht  aberkennen;  denn,  wie  sich  aus  der 
einleitenden  Erörterung  ergibt,  bezeieluiet  daü  österr.  8t(J  die 
Abschaffung  als  Strafe  und  daß  die  Summe  von  Arrest  und 
Absciiaäung  „strenger"  ist  als  lediglich  Arrest,  wird  ja  niemand 
in  Abrede  stellen  können. 

Allein  gewisse  Erw;'<n'ngen  sprechen  dafür,  dal]  durch  die 
Androhunfr  der  Abschaftun^'-  ein  Delikt  nicht  als  .schwerer 
verpönt"*  im  Sinn  des     532  StG  ange<eli*'ii  werden  kann. 

Trotzdem  ^  240  StG  die  Abschaffung  als  „Strafe-  erwähnt, 
kann  sie  weder  als  Strafe  noch  als  Strafscluirfu  ng  in  Betmcht 
kommen;  sie  ist  vielmehr  lediglich  eine  Straffolge.  Daß  sie 
keine  selbständige  Strafe  ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  sie  nirgends 
als  Strafe,  d.  i.  als  Folgeübel  des  Delikts,  sondern  nur  als  Folge 
der  Verurteilung  wegen  gewisser  Delikte  angedroht,  somit 
Straffolge  ist.')  Der  Umstand,  daß  die  Abschaffung  nicht  ipso 
jure  eintritt,  sondern  auf  sie  expressiv  verbis  erkannt  werden 
muß,  steht  dieser  Auffassung  nicht  entgegen.  Denn  eine  ipao 
jure  eintretende  Landesverweisung  ist  praktisch  schwer  denkbar; 
im  Wesen  dieser  Straff* »Ige  liegt  es,  daß  sie  ausdrücklich  ins 
Urteil  aufzunehmen  dem  Richter  zur  Pflicht  gemacht  ist.  Aus 
dem  Wortlaut  des  §  294  StG  ergibt  sich  überdies  in  einer  jeden 
Zweifel  ausschließenden  Weise,  daß  die  Landesverweisung  der 
Ausländer  lediglich  eine  Straffolge  ist.  Der  Tatbestand  des 
Delücts  der  Geheimbündelei,  begangen  von  Ausländem,  ist  ein 
anderer  als  der  des  entsprechenden  Delikts,  als  dessen  Täter 
Inl&nder  in  Betracht  kommen  können.  Ans  diesem  Grund  ist 
die  Geheimbündelei  durch  Ausländer  unter  eine  selbständige 
Strafsanktion  gestellt^  und  zwar  durch  §  294  StG:  «Die  Strafe 
eines  Ausländers  ist  in  allen  im  $  293  bezeichneten  Fällen 
Arrest  von  einem  bis  sechs  Monaten,  bei  erschwerenden  Um- 
ständen strenger  Arrest  von  sechs  Monaten  bis  zu  einem  Jahre. 
Nach  vollendeter  Strafzeit  ist  ein  solcher  Ausländer  aus  sämt- 
lichen Kronländem  abzuschaffen.*^  Hier  ist  lediglich  dem  ersten 
Satz  zu  entnehmen,  welches  die  Strafe  ist  und  in  diesem  Zu- 
sammenhang kommt  die  Abschaifong  nicht  vor;  daß  sie  lediglich 
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Straffolge  ist,  ergibt  sich  aus  den  Worten  .narh  vollendeter 
Ötrafzeif*,  die  übrigens  auch  in  ij  :^44  StG  wiederkehren,  wo  i 
es  außerdem  heißt:  ^Ist  der  Straff  ällige  ein  Ausländer.  . | 
Damit  ist  deutlich  gesagt,  daß  der  Umstand,  der  Täter  sei 
Ausländer,  lediglich  als  subaequens  in  Betracht  kommen  kann,  , 
jedoch  nicht  als  antecedens^  ob  er  mit  Rücksicht  auf  sein  Aus- 
ländeitum  zn  verurteilen  sei,  da  gegen  ihn  die  Verjährung,  die 
dem  Inländer  gegenüber  gar  nicht  angezweifelt  würde,  noch 
nicht  eingetreten  sei.  Dentlich  spricht  auch  §  522  Abs.  2  StG: 
«Ausländer,  welche  wegen  dieser  Ohertretang  in  Strafe  ver- 
fallen, sind  aus  dem  Reiche  abzuschaffen    was  keinen  Zweifel 
darüber  zuläßt,  daß  die  Abschaffung  nicht  Strafe,  sondern  Stnf- 
folge  ist  Wäre  die  Ausweisung  eine  Strafe,  so  müßte  sie  aneb 
im  I.  Teil  des  StG  als  solche  erwähnt  sein;  hier  kommt  sie 
jedoch  mir  als  Strafschärfnngsmittel  vor  (ij  19 f.  8t(i). 

l'nterliegt  es  somit  keinem  Zweifel  daß  die  Ausweisung 
nicht  Strafi'  ist,  so  bleibt  noch  zu  erörtern,  daß  sie  für  den 
II,  Teil  des  St(J  auch  nicht  als  Strafschärfung  in  Betracht 
kommen  kann.  Nach  ij  250  8t(l  ist  eine  Strais(  liüifnng  nor 
bei  jenen  8trafart('ii.  für  wtlciie  sie  im  Gesetz  bestiimiit  ist. 
ziiläs.>iig-;  diese  Strafarten  sind  lediplirh  Arrest  (§  253  St<; 
sowie  ..Versclilit'ljiing  an  ciiiriii  ahfresoiKh-rten  Vprwahninjrs«'ile'  , 
als  Strafe  sui  i/oipris;  für  die  Übertretuii<j:<'n  <ler  riunündigen 
(§  270  St(i(.  rnznl;issi<r  ist  daher  eine  Versrliiirfiin«^  (Ut  Geld- 
.strafe.  Wenn  nun  nach  522  StU,  in  welchem  auf  verbotenes 
Spiel  ledjfrlirh  (leidstrafe  gesetzt  ist,  gegen  deshalb  verurteilte 
Ausländer  die  Al)schaffung  obligatorisch  ausgesprochen  ist.  ^ 
ist  dies  ein  deutlicher  Beleg  dafür,  daß  die  Ausweisung  keine  , 
Strafschärfung,  sondern  eine  Straffolge  ist  (ganz  abjre.sehen 
davon,  daß,  wie  wir  bereits  gezeigt  haben,  auch  der  WortUot 
des  §  522  StG  eine  andere  Auffassung  nicht  zuläßt). 

Ist  die  Ausweisung  Jedoch  weder  Strafe  noch  Strsfver- 
schärf  ung,  so  kann  ihre  obligatorische  Androhung  nicht  bewirken, 
daß  das  betreffende  Delikt  deshalb  als  im  Sinne  des  §  532  StG 
„strenger  verpönt**  erscheint.  Das  „strenger**  kann  sich  zofol^t 
des  Wortlauts  dieser  Bestimmung  nur  auf  Geld-,  bez.  Arrest- 
Strafen  beziehen;  außer  diesen  Strafen  kommt  nur  der  Verlost 
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von  Rechten  und  Befugnissen  als  Strafe  in  Betracht.  Die  Aus- 
weisung lüßt  sich  jedoch  nicht  unter  den  Begriff  des  Verlostes 
Ton  Rechten  nnd  Befugnissen  subsnmieren,  dies  schon  ans  dem 
Grande  nicht,  weil  die  Ausweisung  in  §  240  h  St6.  neben  dem 
Verlust  von  Rechten  nnd  Befugnissen  (§  240  c  StG)  nnd  nicht 
als  eine  besondere  Art  des  Verlustes  von  Rechten  und  Befug- 
nissen erscheint.^) 

Die  Ausweisung  der  Ausländer  ist  vielmehr  (gleich  der 
Abschaffung  der  Inl&nder  aus  bestimmten  Staatsgebieten)  lediglich 
eine  Polizeimaßregel,  mag  sie  auch  durch  Richterspruch  erfolgen. 
Kur  mit  Zuhilfenahme  der  Rechtsgeschichte  ist  es  zu  erklären, 
wieso  in  Österreich  der  Richter  dazu  kommt,  hier  polizeiliche 
Funktionen  auszuüben.  Das  österr.  StG  stanimt  aus  einer  Zeit, 
in  wt-kiiiT  (He  Rechtspflege  von  der  Verwaltnnfr  in  dun  uiitcru 
Instanzen  noch  nicht  fretrennt  war  und  die  Übertretungen  des 
Std  Hehn  lange  Zeit  liindnrch  in  die  Kompetenz  der  sog. 
politisclien  und  Polizeibeliiirik'n, -)  ein  Znstand,  der  trotz  Art.  VITT 

i.  StPO  ancli  hente  nocli  niebt  <r!uiz  beseiti^zt  \<X.^\  Nur  so 
ist  es  zn  begreifen,  daß  reine  polizeiliche  Funktionen  durch 
Richterspruch  erioljren.  Aber  die  Air  tler  kompetenten  FVhörde 
vcrmnfr  an  dem  ^icritorischen  s<delier  X'erfii^ningeii  nichts  zu 
iiiKhin.  Tritt  zn  Geld-,  bez.  Freiheitsstrafe  die  Ausweisung 
hinzu,  so  wird  gewiß  der  Verurteilte  strenger  behandelt,  als 
wenn  die  Ausweisung  nicht  erfolgen  würde.  Aber  ,i$trenger 
verpönt^  ist  die  Handlung  des  Ausländers  nicht;  denn  die 
Ausweisung:  !st  eben  keine  „poena"  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  ledifrlich  eine  Verwaltungsmaßregel,  die  sich  als  Straf- 
folge oder  Nebenstrafe  darstellt.  Muß  daher  der  Ausländer 
gegebenenfalls  auch  ausgewiesen  werden,  so  ist  seine  Handlung 
wegen  der  obligatorischen  Ausweisung  nicht  strenger  verpönt 
und  es  widerspricht  daher  nicht  nur  dem  Grundsatz  der  Billigkeit, 
sondern  auch  der  Tendenz  des  österreichischen  Rechts,  wenn 

Vgl.  auch  Finger,  a.  a.  0..  Seite  281. 

^1  Vf?l.  anstatt  All«  r  Herbst,  Einleitung  in  das  österr.  Straf' 
Prozeßrecht  (Wien  lbr.o  ,  S  r>.H  'AnmerkunsrV 

^)  Volkar,  Über  d.  kioikurr.  Straf konipcUm  d.  Gcriihts-  u.  Ver^ 
fcaltungsbehörden  (Prag  1899;. 
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Loluing, 


gepfen  einen  Ang-eklapten  der  Umstand,  er  sei  Ausländer,  eine 
länp^ere  Zeit  der  Verjälirung  bedingen,  wenn  m.  a.  W.  in  concreto 
einzig  und  allein  die  Tatsache,  daß  jemand  Ausländer  ist  in 
der  Schuldfrage  den  Ausschlag  zum  Nachteil  des  AngeklagteD 
geben  sollte,  während  der  Inländer  ceteris  paribus  freige- 
sprochen werden  mttfite. 
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Deutsd^-^chißeitsenscher  Auslieferungsvertrag  12, 1,  74. 

RQ  22.  a,  04  (II  722.  04;  Jur.  Woekensehrift  1004  S.  873). 

Der  Art.  4  Abs.  3  des  Yertnges  Tom  24.  1.  74  ermQglidit  kttlne 
andoe  Anslegnv,  »Is  daß  der  Aasgelieferte  wseso.  eines  im  Yertnge  nicht 

vorgesehenen  Delikts  erst  dann  zur  Untevsachiing  gezogen  werden  darf,  wenn 
zunächst  Bestrafung  oder  Freisprechung  wegen  des  den  Anlaß  zur  Aiisliefemnjr 
bildenden  Verbrechens  erfol|jrt  ist  und  wenn  er  darauf  binnen  8  Monaten  das 
Land  nicht  verläßt  oder  aufs  neue  dorthin  kommt.  Eine  Verurteilung  mit 
der  Maßgabe,  daß  die  Strafe  erst  vollstreckt  wejrden  dürfe,  wenn  der  An- 
geklagte vefsbune,  binnen  8  Honatm  das  Deutsche  Reich  in  verlassen  oder 
wenn  er  aofs  nene  dahin  komme,  ist  nicht  inllasig.  Der  wegen  Meineids 
ansgelieferte,  aber  von  den  Geschworenen  nur  eines  fahrlässigen  Falscheides 
schuldig  befundene  Angekla^e  war  deshalb  freizusprechen,  ohne  daß  es  einer 
Zurückverweisung  der  Sache  zu  anderweitiger  Verhandlung  bedurfte  Do(  h 
steht  die  FreispreeJinng  einer  späteren  Verurteilung  wegen  fahrlässigen 
Falbcheides  dicIil  im  Wege,  da  ein  Verbrauch  der  Strafklage  bei  der  nicht 
vwlianden  geweaenen  Befagnia  des  Gerichtes  snr  Abnrteilnng  nidit  ein- 
getreten  ist. 

JtedU  des  BrßUmgsortes.    B&rseugesetg  §S  6S,  69:  An- 
wendung auf  BürsetUermingeschäfte  mit  einem  nickt  in  das 
Börsenregister  eingetragenen  Ausländer. 

MG  4.7.04  (1 142.  04;  BatUMiisehe  QerüthtßMeitung  1904  Baupi- 

btatt  1904  S.  203), 

Ans  den  Bntscheidnngsgrttnden. 

Nach  deutschem   internationalem  Privatrechte   ist  für  vertragliche 
Verpflichtungen  das  Recht  des  £rfüllangsortes  maßgebend  (Entach.  Bd.  68  S.  140, 

Z«itocihilfl  f.  lalbm.  Privat-  tt.  OffnntL  Bsoht.  XV.  19 
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Bd.  54  S.  Hl6i.  'i  Der  KliiiZ»  !'  sii  h  il:tlii  i  durch  Aimahiix  iltT  ftchluBnolo 
vom  2.  7.  U2,  welche  die  Klausel.  KEi)ülluiig8urt  für  Uiile  KüDtrabeut«u 
Hamburg*  entliftU,  stitlsehweigend  dem  d^tachen  Bechie  nnterwoifen.  Danach 
ist  der  von  der  Revision  angeregte  Zwdfd,  ob  die  durch  die  SehlvAnoie 
heiirfhideten  Vcrpflirhtungen  des  Klägers  nicht  nach  schwediechem  Rechte, 
als  dem  Ri  rhtc  sruws  Wolmoi  f  i  s.  hätten  beurteilt  werden  müssen,  unhf  iirflndet. 

Das  in  der  Schlubnolc  Itt  urkundetf  Ultimo^eschüft  betrifft  Anteile  der 
Berliner  Handelsgiisellschaft,  für  welche  an  deutschen  Büri»en  notorisch  sowohl 
Karnap  wie  auch  Terminprdse  b&rwnamtUdi  notiert  werden.  Es  ist  daher 
an  vermuten,  daB  es  unter  Zugrundelegung  von  BOisenBotiemngen  abgeachloswn 
ist.  Die  SebluOoote  iiinnnt  Bezug  auf  Art.  :i')7  des  HOB.  die  Liefemng 
hatte  somit  genau  zu  der  b<'sTitiimt«*n  Zeit,  M  '  C  f>2.  zu  erfolgen.  Danach 
ist  das  Geschäft  unbedenklich  tmtz  des  in  der  Sclilußnote  vereinbarten  Ans 
schlu.sses  «der  allgemeinen  Usancen  für  den  Effektenhandel"  nach  der  lest- 
stehcndeu  Rechtsprechung  des  RO  als  ein  Bürseutcrniingeschäft  im  Sinne 
der  §§  48, 66  des  Börsengesetzes  sn  behaaddn.  Dasselbe  gilt  von  den  nach* 
folgenden  Prolongationen  und  dem  auf  Ende  Oktober  1902  abgesdilonencn 
Abwickelungsgesch&fte.  Hieraus  folgt  aber,  daß  auf  alle  diese  (ieschäfte  auch 
der  5^  des  Börsenifsetzcs  anznwenden  ist.  Allerdings  hat  der  S,  iiit  in 
einem  alteren  Urteile  der  Ansicht  Ausdruck  gegeben,  daß  der  !J  ♦if  nur  aut 
solche  Geschäfte  Anwendung  finde,  bei  denen  die  nach  dem  Wortlaute  des 
§  48  des  BOrsengesetaeB  fttr  dm  Begriff  „BOrsentermingesch&ftes*  erforderten 
Voranssetxangen  gegeben  seien  (Entseh.  Bd.  42  S.  49).  Diese  Aaslegung  des 
Gesetzes,  wonach  das  Wort  in  einer  verschiedenen  Bedeutung  einerseits  ia 
dem  j?  <»<>.  andererseits  in  den  48  und  G9  gebraucht  sein  würde,  ist  aber 
berHt'?  in  dem  späteren  Urt-eile  lEntsch.  Bd.  44  S  1 !!?  IIH'  anfg'Piiebcn  worden. 
Dort  wird  ausgeführt,  dati  §  6*>  die  PÜicht  zur  Eintragung  an  den  im  S  4H 
definierten  Tatbestand  knüpfte  und  daß  diese  Definition  nur  dem  Wortlaute 
nach  deshalb  so  eng  ausgefollen  sei,  wdl  man  den  bestebendai,  auf  Art.  357 
des  HOB  beruhenden  Geschiftsgebrauch  dabei  in*s  Auge  gefaBt  habe.  In 
der  Tat  ist  der  Zusammenhang  der  §^  48,  66,  68  and  69  des  B^raengesetze;« 
ein  HO  en^er.  liiO  ilcv  P-LMiff  .P.nrsontprminiresrhSft'*  in  allen  diesen  Be- 
stimmungen nur  in  rm  uiiii  dersclliin  Ucilriitiiiitr  verstanden  werden  kann. 
Wenn  es  im  §  t>8  Abs.  2  heiUt;  .in  Ansehung  der  Personen,  welche  im  In- 
lande  weder  einen  Wohnsits  noch  eine  gewwbliche  Niederlassung  haben,  iit 
die  Eintragnng  in  das  BOrsenr^ster  lor  Wirksamkeit  des  Geschlfts  ni^t 
erforderlich,"  so  muß  dies  zweifellos  auf  alle  diejenigen  Geschäfte  belogen 
werden,  welche  nach  5<  fld  in  Ermangelung  tii  r  Eintragung  nnirültii^  sein 
würden  innl  kann  nicht  auf  solche  Geschäfte  iu  si  liränkt  werden,  bei  denen 
die  nach  dem  W^ortlaute  des  §  48  erforderten  \  uraussei/.ungen  gegeben  sind. 
Andererseits  aber  wiederholt  nidit  nur  der  Eingang  des  §  69  wdrtliiA  alle 


Vgl.  Ztsch.  XII  l  lö,  117,  119,  495,  XIH  422,  423,  424,  d96,  XIV  79. 
80,  89,  408,  478,  485.  —  Red. 
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Bot^i  iffsiiurkmale  des  >J  Hß,  sondern  es  nimmt  auch  tUr  zweite  Teil  den  gesamten 
Tat  liest  and  des  68  Abs.  2  in  sich  auf,  indem  er  von  demjenigen  redet, 
„deäüt'u  Eintragung  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  iiS  Abs.  2)  zur 
Wirksamkeit  des  Geschäfts  nicht  erforderlich  war".  Danach  maß  für  alle 
diejenigen  Geschftfte,  weldie  nach  §  66  in  Snnaiigeliug  der  Zäntragiing 
migiUtig  aein  wttrdent  nadi  §69  der  DilerenseiBwaad  «Is  Msgeichlonen 
gelten,  wenn  dem  Erfordernisse  der  Eintragung  gWiOgt  oder  Ton  diesem  Er- 
fordernisse gemflß  >?  ß8  Abs  2  abzusehen  ist.  Dies  entspricht  auch  allein  dt  ni 
Zwecke  des  Oesetzes,  für  (Jescliäftc  dieser  Art  nach  Iwiden  Richtungen  klare 
und  sichere  Rechtsverhältnisse  zu  schaffen  i  vsirl.  Eiitsch.  ßd.  44  S.  IIH).  Der 
Gedanke,  bei  derartigen  Geschäften  den  Diflerenzeinwand  uui  deswillen  aus- 
anuchlieAen,  weil  bei  Anmfame  der  Ten  dem  Böraeovoxskande  testgeaetiteii 
Bedingungen  eine  gewisse  Garantie  fdr  ihre  Ungeffthrlidbkeit  gegeben  sei, 
hat  dem  Gesetzgeber  jedenfalls  fem  gelegen.  Im  Gegenteil  hat  er  sie  wegen 
des  typischen  Charakters,  der  ihnen  durch  die  Festsetzung  und  Beobachtung 
allgemeiner  Bedingungen  anfgedrflckt  wurde,  für  besonders  zum  Börsenspiele 
geeignet  angesehen  und  bat  sie  weireii  der  bierans  entspringenden  wirt- 
schiaftlicben  Gefährlichkeit  den  Beschränkungen  des  ^  ii^  unterwerfen  zu 
mllssen  geglanht.  Dagegen  hat  er  sidi  bei  solehen  Personen,  die  rieh  frei- 
willig in  das  BSrsenr^lstw  eintragen  lassen  würden,  sowie  dea  diesen  nach 
§  68  Abs.  2  Gleichgestellten,  nidit  nur  einer  besonderen  gesetalichen  Fürsorge 
für  enthoben  erachtet,  sondern  hat  ihnen  auch  zur  Erleichterung  ihres  einem 
mutmaßlichen  Interesse  dienenden  Terminhandels  tien  Ausschluß  des  in  diesem 
Gewerbebetriebe  nicht  selten  störend  eingreifenden  Differenzeinwandes  zuge- 
8t4inden.  Daß  hierbei  zwischen  Böraentermingeiychafteii  der  einen  oder  anderen 
Art  irgendwie  hätte  unterschieden  werden  sollen,  ergibt  sich  weder  aus  dem 
0«8et«e  selbst,  nodi  ans  den  Torarbeiten  an  letaterem. 

Feststellung  der  unehelichen  Vaterschaß,   Altes  und  neues 
Becht.  Kollisimsncrmen  Badens  und  des  Beidies. 

RG  8.  7.  m  (II  24.  04;  Boettcher/ScJieuer). 
Tatbestand. 

Die  am  20. 8. 97  geborene  Kttgerin  ist  die  nneheliehe  Tochter  der  seit 
Bnde  1900  mit  dem  Chemiker  Dr.  Sch.  in  Mannheim  Terheiratetmi  L.  G, 
Mu  Dttim  b^  Ftonlielm.  Der  Beklagte,  welcher  mit  der  Mottet  des  Kindes 

snr  Zeit  der  Empfängnis  gesdilechtlichen  Verkehr  unterhielt  und  v()r  wie 
Tiarh  der  Niederkunft  für  sie  sorgte,  hat  seinen  Wohnsitz  in  Bruchsal,  ist 
aber  Prenße :  er  ist  im  Jahre  1H64  in  (  irabensteiu  im  H^-irieruntrsbezirk  Kassel 
gebore»  und  hatte  innerhalb  Preußens  seinen  letzten  Wohnsitz  in  Ueinfeld 
bei  f^nlda.  Mit  der  erhobenen  Klage  wurde  beantragt,  den  Beklagten  zu  ver- 
urteilen, ansnerkennen,  daß  «r  der  Vater  der  am  20. 8. 97  geborenen  L,  &,  ist. 

Die  im  Deaember  1902  bei  dem  Landg^cht  Karlsrnhe  erhobene  Klage 
wurde  anf  Landrechtssatt  840  a  gestützt  mit  der  Behaoptang,  daB  der  Beklagte 

19» 
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ttich  nicht  nur  trüber  wie  der  Vater  des  Kindes  benommen,  sondern  auch 
mttndlitli  antdrttcklidie  ErklAmngeii  abgegehen  habe,  die  ein  freiwillige«  Qt- 
Btttndnis  der  Vatmcbaft  im  Sinne  des  Oeeeties  enthielten.  HierfVr  müde 

Zeogenbcweis  erboten,  welcher  erhoben  wurde,  auch  legte  die  Klägerin  eine 
von  dem  Bi^kiapfi  n  unterzeichnete  Urkunde  d.  d.  Bruchsal,  den  18.  1.  00  vor. 
lautend  :  »Fräulein  L.  G.  gebe  ich  hiermit  das  Versprechrn.  mich  für  unser  Kind 
L.  G.  als  Vater,  sobald  es  meine  Verhältnisse  erlauben,  in  Durlach  einzuschreiben.' 

Der  Beklagt«  gab  zwar  zu,  daß  er  der  matmaßUcbe  Erzeuger  des  Kiudes 
sei,  bestritt  aber,  ein  freiwilliges  Oestftndnis  der  Vaterschaft  im  Sinne  des 
Gesetzes  abgelegt  zu  haben  and  behauptete,  daft  ihm  die  voigelegte  üriconde 
von  der  Mutter  des  Kindes  durch  auf  seinem  Bureau  in  Bruchsal  gegen  ihn 
angewendete  Drohnntrpn  abgepreßt  worden  sei.  wt-shall)  vi  KIai:<  abweisung 
be.'tntrafrtc.  Zur  rnterstützung  der  letzteren  von  der  Klägerin  bestrittenen 
Bfhaupiung  legt«  der  Beklagte  zwei  Briefe  der  L.  G.  vom  12.  8.  Ol  und 
90.  6.  08  TOT,  da  er  hierin  ebenfalls  unter  Drohungen  an  die  ihm  gegen 
das  Kind  obliegenden  Pflichten  etinnert  werde. 

Das  Landgericht  Karlsruhe  erkatnit*  mit  Urteil  vom  2.4.0$ 
anf  kosti  rifrillige  Abweisung  der  Kla<rr  Die  Gründe  führen  aus;  nacli  Art 
208  des  Eli  z  BGB  seien  für  die  Erforschung  der  Vatersclmft  eines  vor  VMM 
geborenen  unehelichen  Kindes  die  bisherigen  Gesetze  mabgebtnd.  demnach 
auch  die  Kcdlisio&sawmen  des  badischen  liandrechts  und  nach  Landrecbtmtz  3 
Abs.  d  gelte  fttr  Statusfragen  das  Staatsangdtdrigkeitsprinsip;  es  handle  sidi 
hier  um  das  tamilienxechtlidie  YerhlUtnis  zwischen  ICind  and  Vater  und 
darnach  sei  das  Personalstatut  des  Vaters  als  des  Hauptes  der  Familie  maß- 
gebend, dies  sei  das  im  Repierungsbczirk  Kassel,  der  engeren  Heimat  des 
Beklagten  zur  Zeit  di  r  (ieburi  (h  s;  Kindes  in  (jeituiig  gewesene  ^eni«  iite 
Recht  und  dieses  gewahre  dem  unehelichen  Kinde  nur  einen  Anspruch  hu! 
Unterhalt,  wihrend  es  eine  Klage  auf  Anerkennung  der  Vatersdiaft  wie  die 
erhobene  nicht  anlasse. 

Der  klägerische  Vormund  legte  Berufung  ein,  mit  welcher  er  den  Antrsg 
der  Klage  ^vie^Ierholte.  ih  r  Reklat^to  beaiitrairto.  die  Berufung  zurückzuweisen 
Auf  klägerisclieii  Aniraj;  wurde  zufolge  Beweisbeschlusses  des  Bcnifungs- 
gerichts  vom  OH  ülK>r  die  bestrittene  Behauptung,  daß  der  Beklagte 

die  Uikonde  vom  18. 1. 00  awat  auf  Zureden  der  Mutter  der  Klägerin,  aber 
ohne  sich  in  dner  Zwangslage  zu  befinden,  ansgestdlt  und  daß  er  sidi  anch 
äonst  nielirfach  als  Vater  des  Kindes  bekannt  habe,  die  Bhefrau  die 
Mutt*  r  (K  r  am  2<l  S.  \r,  i/eliorenen  L.  (?.,  als  Zeugin  vernommen  und  zwar 
erfolgte  ihre  Vernehmung  zunächst  durch  einen  beanftrairten  Richter  unter 
Auöäei;&uiig  der  Beeidigung,  später  nochmals  vor  dem  Frozeligerichte  unter 
nachträglicher  Beeidigung. 

Das  Urteil  des  Oberlandesgeriehts  zu  Karlsruhe  erging 
am  18. 11. 03  unter  Anihebung  des  landgerichüichen  Urteils  dahin,  daft  der 
Beklagte  verurteilt  wurde,  anzuerkennen,  daß  er  der  Vater  der  am  20. 8. 97 
geborenen  L,  Q.  sei  und  die  Kosten  beider  InstanMn  zu  tragm. 
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Op^en  d!es*»s  Urteil,  auf  dessen  Gründe  Bezug  zu  nahmen.  li;it  der  Be- 
klagte Kevision  oingfleert  mit  dem  Antrage,  das  Urteil  aufzuheben  und  nach 
seinem  in  der  Berufungsinstanz  gestellten  Antrage  zu  erkennen.  Von  seilen 
der  Gegenpartei  wurde  IcMtenfälUge  ZurQckweisung  der  Revision  beantragt. 

En  tsebeidnngs  gründe. 

Die  an!  VerartnUnng  dee  Beklagten  nur  Anerkennnng,  daB  er  der  Vater 
der  am  2*}.  8.  97  unehelich  geborenen  L.  G.  sei,  gerichtete  Klage  ist  aaf 
ciiit  II  til  i-  Ausnahnn'fällo  gestützt,  in  welchen  iiacli  Landrr (htssatz  340  a  die 
nach  Landrechtssatz  H4()  .\hs  1  verbotene  Nachfrage,  wer  dt  r  Vator  eines 
Kindes  sei,  zugelassen  ist.  und  wurde  von  dem  Benifun^sirfiic  litc  in  An- 
wendung des  Landrechtssatzes  340  a  zugesprochen.  Da»  badisclie  Landrecht 
wird  fflr  maßgebend  enuditet,  weil  die  Klage  nach  den  Geaetaen  des  Steatee 
WM  bearteilen  aei,  dem  die  Matter  snr  Zeit  der  nneheliclien  Oebnrt  dee  Kindes 
»ngeliSrte.  Hiergegen  riditete  sieli  der  Angriff  der  Revision,  an  denen  Be- 
kundung ausgeführt  wurde,  es  hätte  auf  Grund  des  Land  rech  t^isatzes  3  Abs.  8 
die  Staatsanfjehfiriffkeit  des  TU'klHL'Nn  dazu  fülir*-?!  TiifW«*-!!,  nach  dem  Hpimat- 
rc'cht«-  lies  Keklaf^ten  d.  i.  nach  ,L'»  iin  äiiein  Hechte  Uber  dir  Klage  zu  entschfidt  n. 
Dieser  Rüge  konnte  j(Mlocb  keine  Folge  gegeben  werden,  da  die  Entscheidung 
des  Bmifangsgeriohts  revisible  Redttsnermen  nidtt  gerietst,  Insbesondere  die 
Aftslegnng  des  in  Anwendung  gekommenen  Art  2  des  nicht  revisiblen  badischen 
Avsfahnmgsgesetsee  zum  BGB  vom  17.  6.  99  geml8  §  649  der  CPO  nicht 
BJkchzuprüfen  ist. 

Nach  Art.  •2<IH  Je.s  EG  z  lUiI5  be.'^timint  sich  die  rechtliche  Stellung 
oin'  S  vor  deui  Inkrafttreten  des  ]{(rli  t/churenen  unehelichen  Kitules  v'»ii  dem 
Inkrafttreten  des  BGB  an  nach  dessen  Vorschriften,  allein  für  die  Erforschung 
der  Vaterschaft  sollen  die  bisherigen  Gesetze  maßgebend  bleil>en.  Nach  Art. 
218  a.  a.  0,  konnten  die  btemaeh  mafigebend  bleibenden  Insherigen  Landes- 
besetze  nach  dm  Inkrafttreten  des  BGB  darch  Landei^tesetie  getaiM»  wordm 
und  der  erwähnte  Art.  2  des  badischen  Ansführungsgesetzes  zum  BGB  bestimmt, 
daC  die  Art  7—30  des  EG  z.  BGB  auf  })adische  Landesgesetze  privatrecht- 
lit  hell  Inhalts  entsprechende  Anwendun^f  linden.  Diese  Vorschrift  wird  von 
dem  Hemfnnffsgerichte  in  l  heieinstimmung  mit  dem  Kommentar  von  Dorner 
zum  badibchen  Ausführungsgebetz  S.  13  ff.  (bes.  Ziff.  7  S.  23)  dahin  ausgelegt, 
daB  die  Art.  7—90  des  BG  z.  BGB  anch  anf  Tatbestftnde  anzuwenden  seien, 
welche  nach  bisherigem  Rechte  nnd  damit  an  sich  anch  nach  den  Kollisione- 
normen des  bisherigen  Rechts  zu  beurteilen  wären.  Das  Bemfitngsgericht 
Ist  zwar  der  Ansicht,  daß  es  nicht  zulässig  sei,  diese  Beatimmnng  auf  Rechts- 
Terhältnisse  anzuwenden,  welche  schon  beim  Inkrafttret^en  des  neuen  Rpchtes 
Tollständii;  der  Vergangenheit  angehört  haben,  nimmt  aber  einen  .s(d(  lieii  Fall 
nicht  als  vorliegend  an.  Die  zwisclten  einem  unehelichen  ICinde  und  seinem 
Vater  bestehenden  Bechtobeziehungen  seien  nicht  schon  durch  die  Geburt  znm 
AbsddoB  gelangt,  stellten  sich  Tielmdir  als  ein  Danerznstand  dar,  der  immer 
wieder  nene  Rechte  nnd  Verpflichtnngen  erzenge,  was  auch  durch  die  Ein* 
gnngsworte  des  Art.  208  des  BQ  z.  BGB  zum  Ansdnack  gebracht  werde, 
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indem  diese  verordnen,  daß  die  rechtliche  Stellung  finea  vor  dem  bi  kraft  treten 
des  Gesetzbuchs  geborenen  unehelichen  Kindes  von  dem  Inkralttrett-n  «its 
Gesetzbuchs  au  nach  dessen  Vorachriften  sich  bestimme.  Auch  hierdorck 
könnte  nur  die  nicbt  revitible  Recbtawm  des  Art.  8  des  badiadien  Ab«> 
ftUuraog^esetses  verletst  seiOt  die  «if  Art.  808  des  EG  s.  BOB  gegtHiiiieteB 
Bmügttngen  ersrhrincn  als  zutreffend,  da  nach  diesem  die  Becbtsbt^ziebungen 
der  anehelichen  Kinder  dem  Vatt  r  jri  f^enüber  keineswegs  als  von  der  Geburt 
an  feststehende  airfjjpfaßt  sind,  selbst  die  Rechte  der  nach  badisrhem  Refht« 
bereits  frfihei  andkaiiuten  unehelichen  Kinder  den  VorschrilLtn  dtü  liGß 
unterwürfen  werden.  Sollen  aber  nach  Art.  <2  des  badiächen  Ausführungä- 
geseties  die  Kollisionnionnen  der  Art  7—90  des  EG  s.  BGB  sentapredieiid«" 
Anwendung  linden,  so  bemht  es  wieder  auf  Anwendung  vnd  Auslegung  dieser 
nicht  revisiblen  Gesetzesvorschrift,  wenn  das  Benifungsgwiebt  annimmt,  daß 
hiemach  Art.  21  des  EG  z.  BGB,  welcher  das  Personalstatut  der  nnehelirkn 
Mutter  fiir  die  Bi  urteilnntr  der  Verpflichtungen  des  nnehelichen  Vat(  rs  cpgen- 
über  d<  ni  Kinde  die  auf  der  Vaterschaft  beruhen,  niailgebend  t  i  klin  t.  ais  die 
für  den  vorliegenden  Fall  einer  Kollision  verschiedener  deutscher  Landesgesetxe 
ansuwendende  GesetmeTorsebiift  anansdien  sei. 

War  aber  das  Verhiltnia  des  Beklagten  an  don  nnehdicben  Kinde  nidi 
Landrechtssats  840  a  an  beurteilen,  so  «ntbllt  das  angefioditene  Urteil  die 
Feststellung  aller  wesentlichen  Erfordernisse  einer  hierauf  gegründeten  Valvr- 
8chaftskla<;e  ohne  daß  irgend  ein  Rechtsverstoß  ersii  litlich  ist.  Auch  woxii« 
in  dieser  Richtung  von  der  Revision  cino  Rtitre  nirht  geltend  gemacht. 

Hiernach  inuUte  die  Revision  mit  Kostenfolge  (§  97  Abs.  1  der  CPO) 
zurückgewiesen  werden. 

Steuerbefreiung  eines  argmtiniscften  Konsuls  in  Deutschland, 
welcher  die  deutsche  und  die  argentinische  Staatsangehörigkeit 

besitet. 

HG  HO.  y.  04  (VII  III.  04;  H.  A.  Clausen;  d.  öfemi$cften  Staatj. 

TatbeslHud. 

Nach  $  3b,  e  des  Bremischen  Einkommenstenergeaetaea  vom  87. 7.  (JO 
(Bremisches  Qesetsblatt  S.  237)  sind  von  der  Einkommenstcner,  der  die  in 

Bremischen  .Staate  wohnenden  Personen  unterliegen  (§  1),  befreit  diejenigen, 
welche  durch  Reichsgesetze  oder  »Staatsvertröge  befreit  sind,  und  Konsulats- 
beamtc  nichtdentsrlu  r  Staaten,  welche  Angehörige  des  Staates  sind,  der  sie 
ernannt  hat.  I)er  Kläger  ist  vdu  der  Ar<r«nitinjHrhen  Republik  zum  Konsul 
in  Bremen  bestellt  und  besitzt  die  Staatsai'gehörigkeit  dieser  Republik,  ti 
ist  aber  auch  bremischer  Staatabttrger.  FQr  das  Jahr  m&  mit  8602,05 
aur  Einkommenstener  berangesogen,  beanspmdite  Kläger  unter  Beruf  rag  snf 
§  Sc  a.  a.  0.  sowie  auf  Art.  11  des  »wischen  dem  Zollverein  und  der  Argen- 
tinischen Republik  geschlossenen  Freundscbafts-,  Handels-  und  Schiffahrt^- 
Vertrages  vom  19.  9.  ö7  (PreotUsche  Geaetssammlnng  von  lbö9  S.  4Uöj  die 
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Befaeiong  von  der  fitnier,  saute  sie  am  6.  ä.  03  und  forderte  sie  demniclist 
im  Rcditswcge  mit  Zinsen  seit  diesem  Tage  snrttek.  Br  ist  indessen  vom 
Laadgericlite  mit  seiner  Klage  abgewiesoi,  nnd  das  Oberlandesgericbt  liat 
die  von  ihm  einfreli  Rtc  Berafung^  ziiröckgewiesen.  Nunmehr  hat  er  Revision 
eingelegt  und  Vnantragt,  unter  Aufhebung  des  angefochtenen  L'rteils  naeh 
dem  Klageanträge  zu  erkennen.  Der  Beklagte  hat  um  Zurückweisung  der 
Revision  gebeten. 

Bntscheidnngsgr  linde. 

Daß  der  Kläger  aus  dem  nicht  rcvisiWi  n  Bn mischen  Einkummenstruer- 
gesctz  vom  27.  7.  (X)  einen  ürunJ  für  seine  Befreiung  von  tlt  r  iSit  inisrhen 
Einkoiumen*<te»ier  niclit  herleiten  kann.  )i:it  der  Benifungsrirht( r  daiut  tan  Es 
kann  Sich  für  die  Kevisionsinstanz  nur  darum  handeln,  oh  der  zwischen  den 
Staaten  des  Zollvereins  und   der  Argentinisclien  Konföderation 
unter  dem  19. 9. 57  geschlossene  nnd  demnächst  anch  fttr  dm  Bremiscten 
Staat  bindend  gewordene  Freundschafts-,  Handels-  nnd  SciiilfalurtB-Vertxag 
(Pn  uCist  lii    Gesetzsammlung  von   If^'i't  S.  -lOöi  eine  dem  Kläger  zurseite 
steluMiilf  I»»  fr(  inni;sv<)rsrhiif(  cnfliält     Die  Fra irr  muß  mit  dem  Rfrnfuntrs-richti'r 
verneint  werden.     Der  Art.  11  lirs  X'erirages  lautet  an  ilt  r  niallirclit  iitli  n 
Stelle:  „Die  Konsuln  der  Argentinischen  Konlüderaiion  sollen  in  den  zum 
Zollverein  gehörigen  Staaten  alle  Vorrechte,  Befreinngen  nnd  Abgabenfreibeiten 
genießen«  weiche  den  den  meistbegflnstigten  Nationen  angebörigen  Konsuln 
desselt^n  Ranges  gegenwärtig  zugestanden  sind  oder  künftig  werden  zu- 
gestanden werden  .  .  .*    Hiernach  kommt  es,  wie  der  Bernfttntrsri<  ht(  r  inil  Tlccht 
annimmt,  nicht  darauf  an,  oh  ein  deutscher  Konntil  in  Argentinien,  der  die 
deutsche  und  die  argentinische  Staatsangehörigkeit  besitzt,  Steuerfreiheit 
genießt,  soodem  lediglich  darauf,  ob  das  Deutsche  Rdch  oder  ein  Bundesstaat 
einem  fremden  Konsul  anch  dann  Al^benfreibeit  gewährt,  wran  er  nicht 
bloß  Angehöriger  des  entsendenden  Staates,  sondern  angleich  auch  AngebSriger 
des  Deutschen  Reiches  bezw.  desjenigen  Bundesstaates  ist,  in  welchem  er 
seine  Residenz  hat.     Verträge,  in  denen  dies  aiisdrficklich  aiisL'c'-prochen 
wäre,  sind  nicht  zu  ermitteln.     Es  heißt,  daß  die  Konsulari>eauiten  (nach 
manchen  Verträgen  nur  die  Berufskonsuln),  sofern  sie  Angehörige  desjenigen 
vertragenden  Teils  sind,  welcher  sie  «nannt  hat»  von  Militftrlasten,  direkten 
persönlichen  Leistungen  und  Abgaben  usw.  befreit  sind  (Vertrag  mit  Costa* 
R  i'^a  vom  18.  n.  75.  ROBl  1877  No.  8,  Art.  27:  mit  Nicaragua  vom  4.  2. !«;, 
KtiBl  1897  No.  18  Art.  22;  mit  der  D  o m i n i k a n  i  s r he n  Republik 
vom  MO.  1.  85.  RGBl  1880  No.  2,  Art.  21;    mit  ( i  1 1 c h e  nl  a  n d  vom 
2ti.  11.  81,  RGBl  1882  No.  l(i,  Art.  2;  mit  Guatemala  vom  "20.  9.  87. 
ROBl  1888  No.  38,  Art.  22).    In  manchen  Verträgen  ist  scUeebtbin  von  der 
Beteiung  der  Konsuln  die  Bede  (a.  B.  in  dem  Vertrage  mit  Italien  vom 
7  2.  72  bexw.  21.  12.  68,  ROBl  1872  No.  14,  ROBl.  1869  Nr.  13).  Der  Wortlaut 
der  Verträge  zwingt  nicht  zu  der  vom  Kläger  vertretenen  Auslegung,  da  er 
nicht  den  Fall  (h  r  dnpppltf-n  StaatsangehöritTkeit  ilrrkt.  und  im  Sinne  der 
Verträge  liegt  es  gewiß  nicht,  die  den  fremden  Konsuln  eingeräumten  Ver- 
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gOnstigiuigen  auch  dun  sa  gvwilunii,  wenn  diese  glelchieltig  BOiger  des 

empfangenden  Staates  silid.  Dabei  kann  nicht,  wie  die  Revision  will,  nnt^ 
schieden  wird«-!!  zwi.srhrn  Pflichten,  die  den  pinheimischeii  Staatsbürger  als 
solchen  tit'ffeii.  wie  die  Militiirdienstpflicht,  und  Pflichten,  die  ihm  zugleich 
mit  den  übrigen  B<  wuhneru  deä  Staat«»  auf  Grund  des  Wohnsitzes 
obliegen,  wie  im  gegenwärtigen  Falle  die  Steuerpflicht.  Befreien  ilin  die 
Konsularrertrftge  nldit  Ton  den  enteieD,  obaclMm  er  auch  AageliOriger  dei 
entsendenden  Staates  und  dessen  Konsul  Ist^  so  kann  Uim  ebensowenig  Freibeit 
von  den  letzteren  aus  diesem  Grunde  zugestanden  werden.  Beim  Mangel 
einer  ansdrücklichen  Bestimmung  fehlt  der  Anlaß,  dem  Bürf(er  des  eigenen 
Staates  ein  Steuerprivilegium  nur  mit  Rücksicht  auf  seine  Stellnn^  -dh 
Konsul  und  gleichzeitigen  Angehörigen  eines  fremden  Staates  zu  gewähren. 
Wie  es  sieb  mit  einem  soleben  Privilegiam  varhaltMi  wflrde,  wmn  der  Konsul 
nicht  aneh  Angehöriger  des  eigenen  Staates,  sondern  eines  anderen  fremden 
Staates  wäre,  braucht  nicht  untersucht  zu  werden,  da  Klager  Bremer  Bürger  ist. 
Zu  bemerken  ist  noch,  dafi  in  einigen  Vertrttgen,  a.  B.  mit  doi  Hawaiis  eben 

Inseln  vom  '^-^  79  (RGBl  1S80  No.  13)  nnd  mit  Mexiko  vom  5. 12. 82 

(RGBl  1883  No.  18)  die  negative  Fassung  gewählt  ist  (Konsularbeamte^  welche 
nicht  Angehörige  des  Landes  sind,  wo  sie  bt^lanhigt  sind,  sollen  befreit 
sein  nsw.).  Diese  Fkssnng  läßt  klar  erkennen,  daft  die  Befreiangen  fort- 
fallen, sofern  die  Konsularbeamten  auch  Angehörige  des  empfangenden  Staates 
sind.  Die  anderen  Verträtje  ausdehnend  anszulegen,  erscheint  nicht  zulässig; 
ersichtlich  sollen  dem  Sinne  nach  überall  die  crleichen  Vorrechte  geschaffen 
werden.  ~  Die  ReviüiüH  war  danach  zurückzuweisen. 

§  7  Reichsges.  16.  ö.  94  bt.  die  Ahzahltingsgesdmfte.  —  Fisr- 
trieb  m  das  Ausland  (Bußland,  Österreich-üngamJ. 
BG  6. 10,  04  (D.  76ö.  04;  ¥1113828;  Straf  sacke/ OObHer  und  Gen.). 
Sämtliche  Revisionen  bestreiten  die  Anwendbarkeit  des  §  7  des  Oesetses 

betreffend  die  Abzahlungsgeschäfte  vom  Iii.  5.  94  auf  den  erwiesenen  Sach- 
verhalt, da  hiernach  die  Angeklagten  namens  der  von  ihnen  jedosm.nl  ver- 
tretenen Stuttgarter  Firmen  Veräußerungsgeschäfte  hinsichtlich  sogenannter 
Scrieulosc  der  zwölf  verschiedenen  Staatspränüenanleihen  nur  mit  Personen 
volhiogen  haben,  die  sich  an  Jener  25eit  im  Ausland  (Österrtich- Ungarn  vnd 
Bußland)  anfbidten,  nnd  anf  sdcho  Geschftfte  das  Verbot  des  §  7  a.  a.  0. 
nicht  antreffe. 

Dies  muß  in  Tl)t  reinntimmun»  mit  dem  Trteil  als  rechtsirrig  bezeichnet 
werden  7  bedroht  in  Verbindung  mit  ^  8  drs  Gesetzes  vom  16.  ö.  94  den 
Verkauf  oder  die  sonstwie  betätigte  Veräußerung  von  Losen,  Inbaberpapieren 
mit  Prämien  od«  Boings-  oder  Anteilscheinen  auf  solche  Wertpapiere  gegen 
Teilzahlnnfi^  nur  an  di^nigra  Personen,  weldie  nicht  als  Kaofleote  in  das 
Handelsregister  eingetragen  sind.  Der  von  den  Beschwcrdefahrem 
hieraus  nnd  aus  der  Brwignng  gesogene  Schluß,  daß  mit  dem  Verbot  nur 
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der  Schatz  des  deutschen  Publikums  angestrebt  worden  sei  und  daß.  da 
die  Eiluchrftnkang  aif  dw  Anriaad  sich  ohne  weiteres  nicht  bezichen  lasse, 
Dor die  Verlofienig  «n  dentache  Kicfatkaiillente  als  rerboten  gelten  kOnne» 
lifit  sieh  so  wenig  mit  der  zwischen  In-  und  Ausland  nicht  vnteneheide&den 

Fassung  des  §  7  a.  a  0  und  dessen  Zweck  vereinigen,  den  nnsoliden,  ram 
Spiel  anreizenden  Handil  mit  Losen  usw.  auf  inländischem  Boden  zn  unter- 
binden. Motive  8.  8  (Verii.  des  Reichstages  9'A'94  No  118).  und  vcrst^itit  so 
sehr  gegen  den  in  §  3  des  Strafgesetz bucli»  ausgesprochenen  Grundsatz 
unbedingter  Geltung  aller  dentschen  Strafgesetee  im  Gebiete  des  Dentschon 
Reicbs,  daß  die  gesetsgebenden  Faktoren,  wenn  sie  dae  Ansnahme  von 
diesem  Grundsati  bitten  maclien  wollen,  dies  mit  atter  Deatlicbkeit  aus- 
gesprochen hätten.  .  .  . 

Art.  10  EG  g.  BGB,  —  Die  Recht^persönUdtkeU  ausländi- 
scher Handel^seUschaften  richtet  sich  nach  dem  am  Ort 
ihres  Sitzes  geltenden  Recht})  —  §  2S  des  Warenaekhenr' 

gesetses, 

BG  7.  IQ.  04  (II  13.  04  ;  Vaholine  OÜ  Companp,  N«fO  Yorkh.  Krogh: 

ffanseaf.  Gerichttizeituttf/  W05  Hauptblatt  S.  211 
Die  in  (If'n  Grilnrlen  des  B<>nifun£r?Jnrteils  zugunsten  der  Kläf^rrin  ge- 
machten Ausifühniiim-n.  betreffend  die  Richtt'  und  Part,«ifRhii;keTt  der  Klägerin, 
sowie  ihre  Vertretung  gemäß  g  23  des  Warenzeichcngeäetzes,  »irid  rechtlich 
nicht  zn  lieaastanden.*)  Ebenso  ist  den  OLG  darin  beisutreten,  dafi  die  in 
Abs.  3  dieser  Gesetsesvorscbrift  anm  Ausdruck  gebrachte  akzessorisdie  Natur 
des  durch  das  Warenzcichengesctz  dem  Warenzeichen  von  iüidftndem  ge- 
währten Schutzes  nicht  dir  Folter-  liat.  d;iß  dem  Ausländer  die  Eintmirnntr 
seiner  Auslandsniarke  in  die  Zeirheiirulk'  nun  iiurh  in  Deutschland  Zeichen- 
sehatz nur  in  dem  Umfange  gewähre,  in  welchem  er  ihn  in  dem  Lande  seiner 
Niederlassang  besitzt,  daB  vielmehr  bei  formell  und  materiell  rechtsgültiger 
Eintragung  sdnes  Zeichens  in  die  Zeichenrolle  dasselbe  in  Dentsdüand  den 
ganzen  Schutz  des  Qesetaes  vom  12.  5.  94  genieüt  und  es  hierbei  nidlt  ent- 
scheidend daranf  ankommt,  welchen  Schutz  die  Klägerin  durch  die  Eintragung 
hat  erlangen  wollen,  sondern  darauf,  welchen  Schutz  das  Gesetz  dem  einge- 
tragenen Zeichen  {jowiilut. 

Jn  England  (abgeschlossener  Frachtvertrag.  Maßgeblidikeit 
des  deutschen  Rechtes  tcegen  dei'  Voraussetzung  seiner  Maß' 

geblichkeit  seitens  der  Kontrahenten. 

HG  29. 10,  04:  (I  i'ia.  04  Koppel iCellier). 

Tatbestand. 

Die  russische  Aktiengesellschaft  Artur  Koppel  zu  bt.  Petersburg,  welche 
mit  der  Klägerin  in  engen  Beziehungen  steht,  hatte  an  eine  russisclie  Behörde 

Vgl.  ZtscL  XIV  (U,  ÖU,  163,  476.  —  Red. 
<)  Das  Bemfungsurteil  s.  Ztsch.  XIV  163.  —  Bed. 
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in  Wladiwostock  Bkcbe  zu  liefern,  welchu  aus  England  bezogen  wurden.  Die 
Klägerin,  deren  OeaeUadiafter  Deatectae  sind,  war  mit  der  Benrgiuig  det 
Transportcfl  beauftragt.  Sie  hat  sich  dexa  ihrer  Londener  Filiale  bedieat^ 
der^  geietxlichc  Vertreter  identisch  sind  mit  den  Vertretern  des  Berliim 
.Stanniihanses  Zwischen  den  englischen  Maklern  Cutbill,  Kinß  <t  Co.  dieser 
Filiale  uiiil  dtii  englischen  Maklern  Gosmann  <€•  Smith  ili  s  Beklagten,  der 
ein  iu  llumburg  ansässiger  Deutscher  ist,  kam  im  Februar  i:MJ2  ein  Fracht- 
vertrag zustande,  inhaltlich  deflsen  die  Bleehe  in  twei  Dampfern  aSuthtirtend* 
und  ,Qothland'^  dw  Shederei  Donald^  Currie  d  Co.  nach  liarabarg  gebracht 
und  nach  (Umladung  in  den  von  dem  Beklagten  gediaiterten  inhwediidien 
Dampfer  „Lisa"  nach  Wladiwosf uck  Ix  fr^rdert  werden  sollten.  Für  dif  ije- 
samtf  l^rise  von  London  nach  Wladiwostock  wurden  zwei  Ordrekonnoss-finente 
in  iolt<t  uder  Weise  gezeichnet:  />;/•  unU  by  authviity  nf  Euy.  Cellier 
Gosmann  and  Smith  as  ugents  tmly.  Das  verwendete  Formular  iu  cng- 
liecher  Sprache  ist  das  in  Hamburg  gedracicte,  mit  dem  Yordrack  »Hamburg' 
und  n-Sugi,  Cellier  Steanuikip-Affeni  Hamkurg'^  venehene  übliche  Formular 
des  Beklagten,  welches  dadurch  zum  Durchkonnossement  gemacht  i>t  daß 
oben  ein  voreedriu  kter  und  handschriftlich  ausgefüllter  Streifen  .uiiüt  klebt 
ist,  inhaltüi  h  tles^en  das  «int  von  der  Kliiirerin  lals  Abladerin)  anKeuuiimun 
worden  ist  für  die  bezeich»ett;n  englischeu  Diiuii»fcr  nach  liamburg.  woselbst 
es  umgeladen  werden  solle  in  die  «Lisa^  swecks  Wdterbeförderung  nacli 
Wladiwostock.  Dies  ist  auch  geschehen.  Der  Kapitän  der  «Lisa''  hat  dem 
Beklagte  Konnossemente  fUr  die  Reise  von  Hamburg  nach  Wladiwostock 
gegeben,  welche  den  Durchgangskonnossement<>n  genau  entsprechen.  Die  vom 
Kapitän  der  .Lisa"  gezeichneten  Konnossemente  hat  der  Beklagte  behalten. 
In  Wladiwostock  ist  das  (Jut  den  die  Dtu chkonnossemente  Präwntierendtn 
von  der  .Lisa'  ausgeliefert  worden.  In  Wladiwostock  sollen  die  Bleche  schwer 
beschädigt  angekommen  sein,  and  die  Klägerin  fflhrt  die  Beschädigung  darauf 
sarack,  daO  in  nicht  sachgemäßer  Weise  Dängersali  anf  die  Btecbe  veistant 
war.  Die  Klägerin  fordert (  den  Ersatz  eines  ihr  hierdurch  angegangenen 
iSchaden«^  von  9554,22  Mk.  und  inarliTe  hierfür  den  p.ekiai^fpn  vernnT-wnrtli'-h 
eiuiiiai  auf  (irund  des  mit  ihm  abgeschlossem-n  FraeliivertuAges  und  dann 
deshalb,  weil  die  Klägerin  die  ihr  zedierten  Rechte  der  Akticngesellscliaft 
Artkur  Kf^el  ans  den  Konnossementen  als  Empfängerin  geltend  SMcben 
könne.  Da  der  Beklagte  die  Stauung  der  „Lisa",  welche  er  gechartert  hatte, 
dnrch  von  ihm  angenommene  Stauer,  welche  nicht  sei'vanta  of  the  shipmt^ 
gewesen  seien,  beschafft  habe,  hafte  er  für  deren  Versehen,  das  darin  ue!egett 
habe.  daU  sie  sreiT'Mi  die  llcgel  .Salz  über  verzinktes  Wellblech  vprstautiii 

Der  Beklagte  beantragte  die  Abweisung  der  Klage,  da  alle  Aiisprticht 
aus  dem  Frachtvertrag  durch  Ausstellung  und  Übergabe  der  Konnossexucuie 
an  Arthur  Koppel  fai  London  erledigt,  die  Ansprache  aus  den  Konnosse- 
menten aber  nicht  gegen  ihn,  sondern  gegen  den  Reeder  der  .Lisa'  an  richten 
seien,  in  dessen  Vollmacht  er  -  -  gemiiü  §  64S  des  HOB  —  ans  praktischen 
QrUnden  im  vorliegenden  Falle  die  Konnossemente  dnrch  seine  Vertreter 
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(ti)> tuann  d"  Smith  hahe  zciehncii  lassen.    Fi  rni  r  .s«i  \vi\v  ^rcgen  ihn 

iiuch  §  de8  iiGi>  aut>g<;tichlu88en.  ScbiiiiUiibteH  Faikb  kuniie  er  sich  aber 
•ach  auf  die  Klaoad  der  Konnooieinente  tiernffln,  dnrdi  weldie  auch  die 
HafUiDg  des  Reeden  wegen  des  behaupteten  Scbadoie  «nsgeediloHen  aein 
würde  auf  Grand  der  Freiseielurang: 

„Otcners  tu  be  ewetnpt  and  Not  anstreraöle  für  damnfje 

attfl  loüses  by  cullisit>ns  ....  cvcn  fltnuf/h  the  damage  nr  loss  finm 
these  ttiay  be  uttributable  to  utrme  u  i  iinfjful  act^  fault,  miafetisancef 
negleet  or  error  iu  judgment  of  the  pilot,  «noeler,  mariners  or  o^r 
eerwmta  of  the  tkipowiter;  mr  for  äamage  .  .  ,  vr  from  e^wta  of 
eiimaie  i^r  heat  of  holde  or  eontaei  aoHk  or  eitaporaiüm  from  other 
goods  ..." 

Die  Ware  sei  in  HanibiiiL'  dnrrli  dii'  Stauer  P.  Lnddinti  Sohne  eeätant 
worden,  und  zwar  nach  i  laTcjukuHiuieii  des;  Kekla<iten  mit  tler  ilitdeiei  unter 
Verantwortliciikeit  den  Kapitiiuä  der  „Li&a".  tür  det^seu  NachlUs^igktit  die 
Beederei  >idi  ireigeseicbnet  hätte.  Die  Stiuiung  »ei  nicht  BcUecbt  gewesen ; 
nach  der  «weiten  Kleiuel  wftie  aber  auch  von  den  Folgen  einer  ■cMechten 
Statinng  der  Reeder  und  ganz  gewiß  auch  der  Beklagte  befrdt.  Audi  die 
Höhe  tief  Klageforderang  werde  bestritten. 

Die  Kläjjerin  trat  den  Ausführungen  des  Beklagten  entgegt  n  und  be- 
hauptete, daß  auf  den  iu  Londou  geschlossenen  Vertrag  englischesKecht 
sor  Anwendong  la  kommen  habe  und  hli»niach  der  Beklagte  durch  %  662 
des  HQB  nicht  geechfltnt  sei ;  Muh  auf  die  Klauseln  könne  er  sich  nicht  be- 
rufen. Der  Beklagte  behauptete,  daß  deutsches  Recht  zur  Anwendung 
zu  kommen  habe;  es  sei  übrigens  auch  nach  englischem  Recht  die  Haftbarkeit 
des  Unterfrachtführers  ebenso  beschränkt  wie  nach  detitseljem  Recht. 

Die  8.  Kammer  für  ifandelssachen  des  Laudgt richte»  Hamburg  hat  durch 
Urteil  vom  12.  10,  03  die  Klage  abgewiesen.  Für  den  Frachtvertrag,  der  von 
Deutechen,  weim  auch  dnrch  engüsdio  Vermittler,  abgeschlossen  wurde,  sei 
deutadies  Recht  maßgebend,  ebenso  aber  auch  fttr  die  Rechte  aas  den  Konnosse* 
menten,  da  nicht  anzunehmen  sei,  daU  die  Parteien  sich  dem  russischen  Recht 
dfs  Empfängers  unterwerfen  wollten.  Nach  deutsi  luiii  Recht  stehe  der  Klage 
der  §  tk>2  .\hs.  1  di.??  IKili  iiiti,'e(.M>ii.  Aus  den  Konnosspinenten  könnten 
gemäß  ^§  642  Abs.  4  und  i*>A  des  HUB  Ansprüche  gegen  ihn  nicht  erhoben 
werden. 

Die  Yon  der  KlSgerin  eingelegte  Berufung  ist  durch  Urteil  des  2,  Civll- 
senats  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichta  zu  Hamborg  vom  16.  3.  04  zurück- 
gewiesen worden.  Auch  dieses  Oericht  beurteilte  den  unter  den  Part« :  n 
abgeschlossenen  Seefrachtvertrag  nach  deutschem  Recht  und  pflichtete  lier 
Auffassung  des  Beklagten  bei.  daU  hiernach  der  Klage  der  i'Äi2  Abs.  1  des 
ÜGH  entgegenstehe.  Die  Rechte  des  Empfängers  aus  den  Durchgangs- 
konnossementen  seien  allerdings  nach  russischem  Recht  zu  beurteilen;  allein 
anch  nach  diesem  Recht  stehe,  nachdem  auf  Grand  der  ausdrücklich  von 
den  Agenten  geseichneten  Dnrchgangskonnossemente  das  Gut  an  die  Inhaber 
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der  Kunnossementf  ausgeliefert  worden  sei,  dir  Kl:iK«  riii  e:(niäß  Art  .H*>'4?! 
der  russischen  Handelsordnung  ein  Anspruch  gegen  den  Beklagten  nicht  zu 

Die  Klftgerin  hat  Revision  eingelegt  mit  dem  Antrage,  das  Reichsgericht 
wolle  das  angefochtene  Urteil  anfheben  und  nadi  den  von  der  Kligerin  fai 
der  Berafongiinstaia  geetellteB  AntrAgen  oder  aonitwie  Reehtens  erkennen. 

In  der  BemfnngiiiiitaiM  hatte  die  Kligwis  beantrag  den  BeU^ten 
dein  Khiceantrage  gemäß  zu  verurteilen. 

Dlt  Beklanrte  beantragte,  da«*  Rcirhs;;trirlit  wolle  die  T?f%isi(in  zurück- 
weisen und  der  R?visionskUi£i<*rin  die  Kosten  dor  Rpyifiinnsinstanz  auferlegea. 
Aus  den  E  n  l  s  c  h  e  i  d  u  n  g  »  g  r  ü  n  d  e  n. 

Die  Rüge  der  Reviflion,  dafi  anf  den  in  IVage  «tehenden  Seefrachtrertng 
▼on  den  Vorinstannen  in  Unrecht  dentaches  Redit  nnr  Anwendung  gebrach 
worden  aei,  ist  nicht  begründet.  Die  Parteien,  welche  den  Seefracbtrertiag 
abgeschlosspn  haben,  sind  Deutsche  ;  s'n-  Imbcn  beide  ihre  Handelsniederlassong 
in  Deutsclilaiul.  ihrem  Heimatland,  und  habtii  sich  bcidirstdts  als  Dcntsrh* 
gekannt.  Es  ist  hiernach  di»-  nahL-liegendste  und  dvv  natürlichen  Sathlii- 
entsprechende  Annahme,  daii  die  l'art«ien  Recht  und  Pflicht  aus  dem  Kracbt- 
vertrag  als  anter  dem  ihnen  geläufigen  deutschen  Rechte  stehend  Toransgesetst 
haben.  Daß  keine  besondren  Umstinde  vorli^cn,  welche  na  einer  andem 
Annahme  fahren  könnten,  ist  in  dem  angefochtenen  Urteile  mir  Oenflge  fest- 
gestellt. Der  Ort  des  Vertragsabschlusses  war  allerdings  London  und  die 
Vertreter  der  Parteien  Avarrn  Enirländpr.  Daß  es  aber  der  dcutsclicn  Rtvlit?- 
anschauung  nir  hf  cntsjjricht.  anf  den  Ort  des  Vertrafrsabschlusses  allein  ent- 
scheidendes (iewjclit  zn  legen,  ist  nicht  allein  in  der  Literatur  (vgl.  Boyem, 
Seerevht  1  4b,  öOi  anerkannt,  sundern  darf  auch  aus  dem  Umstände  ge> 
achloBsen  werden,  dafi  der  §  S366  des  II.  revidierten  Entwurfs  des  BGB, 
welcher  das  SchnldTerh&ltois  in  erster  Ltaiie  dem  Oesetse  des  Ortes  antentdlt 
hatte,  an  welchem  das  Rechtsgeschftft  nnm  Abschlnfi  gelangte,  Bedenken  er- 
regte und  bei  der  weiteren  Beratung  wieder  gestrichen  worden  ist  P  t 
Nationalität  der  Vertreter  der  Parteien  hat  auch  das  in  den  Entscheiduivnn 
XIX  33  veröffentlichte  Urteil  des  Senats  vom  h  1.  87  für  sieb  allem  ent- 
scheidende Bedeutung  nicht  beigelegt,  sondern  nur  in  Verbindiuig  mit  ü«ß 
Umstand,  dafi  in  dem  dort  erörterten  Fall  für  die  Chartqwriie  ete  t« 
spesiflsch  englischen  Anschannngen  dun^dmngenes  Formular  benntst  wtf» 
welches  insbesondere  aneh  die  penaii$felauM  entUdt.  An  einem  derartigtn 
Anhaltspunkte  dafür,  daß  der  Vertrag  dem  englischen  Recht  unterstellt  werden 
sollte,  fehlt  es  hier  durdians.  und,  wenn  hier  auch  keine  niart<  r  vnrlietrt  so 
ist  doch  für  die  Erkennt iii.s  dessen,  was  die  I'arteien  heabsiehtiiren  nr\i\  still- 
schweigend voranssetzten.  der  Umstand  nicht  ohne  Belang,  daß  das  von  dem 
Beklagten  benutzte,  bei  ihm  übliche,  in  Hamburg  gedruckte  und  der  B** 
frachterin  ausgeh&ndigte  Konnossementsformular  von  Igrpiseheii  engliadM 
Bedingungen,  welche  etwa  anzeigen  würden,  daS  englische  Recshtsaaschsnang^B 
hier  maßgebend  sein  und  den  Vertrag  beherrschen  sollten,  nichts  entUlt 
Liegen  aber  keine  besonderen  Umstinde  dafür  vor,  dafi  die  Partien,  ebvehi 
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D*»utsohe.  den  Frachtvertrag,  der  zwischen  ihnen  abgeschlossen  war,  einem 
fremden  Rechte  unterstellen  wollten,  dann  rechtfertigt  sich  die  BearteUung 
dmelbra  iimIi  deataehrai  Recht,  und  daran  wird  asch  nichts  dnrch  den 
Unwtand  gelndcit,  dafl  —  wie  daa  Bemfiugagendit  in  Ühereinethninnng  mit 

dei  Entscheidung  XXX lY  78  mit  Recht  annimmt  —  fflr  die  am  Bestimmung», 
ort  tu  erfüllenden  Verpflichtungen  des  Vorfr:ichtf  aus  dem  Frachtvertrag 
und  den  Konnossemeuteo  das  Recht  des  Bestimmungsortes  zur  Anwendung 
zn  kommen  hat. 

Steht  aber  der  al^paeehlMsene  Fraehtvertiag  als  solcher  nnter  dcntediein 
Reeht,  so  ist  der  Beklagte  nadi  Lage  der  Sadie  anch  befugt^  sich  seinem 
Yertragsg^[ner  gegenüber  anf  g  662  Abe.  1  des  HGB  zu  berufen  

Die  Revision  war  dcmnacli  als  nnbcgründot  zurfldnaweisen  und  im 
Kostenpunkt  gemäfi  §  97  Abs.  1  der  CPO  zu  erkennen. 

328,  Ö49  CFO.  —  Im  Kanton  Bern  ist  die  Anerkennung 

deiUsdier  Urteile  nicht  verbürgt.  ^ 

EQ  16, 12.  04  (3tS2,  04,  VIT;  JuriaHache  Woduuachrift  1906  S.  97), 

Es  kommt  darauf  an,  ob  dem  in  Ziffer  5  §  32K  CPO  anft;«. stallten 
Erfordernisse  des  Verbürgtseins  der  Gegenseitigkeit  gentigt  ist-    Insofern  in 
dieser  Beziehung  das  Vorhandensein  von  RfrhtsTinrmen  des  ausliindischcii 
Rechts  in  Frage  steht,  ist  das  angefochLeiie  Urteil  der  Xachpriifung  in  der 
Bcvialonsfaistana  entxogen  (§649  CFO).    Dies  gilt  andi  beattgUch  der  Im 
Kanton  Bern  geltendem  Nonnen,  anf  welche  esbd  der  von  der  Vorinstana 
stntreffend  gemachten  Unterstellni^,  daß  die  Entscheidung^'  des  schweizerischen 
Bnndesgcriclits  sich  als  eine  solche  des  Obersten  (u  rit  htshofes  des  Kantons 
Sem  darstellt,  gleichfalls  ankommt.    Das  BG  hat  min  aber  nicht  flbcrsehen, 
wie  die  Revision  annimmt,  daß  nicht  bloß  (lesetze,  Staatsvertrüge  und 
Deklarationen  bei  dv  sntrdenden  Entadiddnng  von  Bedeatong  sind,  sondern 
anch  eine  konstante  Übung  der  Gerichte.   Eis  ist  aber  in  be- 
denkenfreier  Weise  angenommen,  dafi  eine  solche  Übnng^  die  nur  fflr  den 
Kanton  Bern  in  Frage  kommt,  als  vorliegend  nicht  zu  erachten  sei.  Dieser- 
halb  durfte  dafür  Gehalten  werden,  daß  die  inhaltlich  mittuet  eilte  Erklfirnni? 
des  Brnier  Appellations-  und  Kassationshofes  eint-  (Jarantif  wtL'*'n  der  (je- 
währung  der  Oegenseitigkeit  nicht  enthalte,  und  zwar  debhalb,  weil  durch 
den  Qebranch  des  Ansdmckes  «regeimifilg*  zum  Anadnicke  gebracht  word»i, 
daB  der  Qeridrtshof  sich  Torbehalte,  von  der  Begel  eine  Ansnabme  an  machen. 
Es  kann  danach  dahingestellt  bleiben,  ob  weiter  zutreffend  angenommen, 
daß  die  dann  noch  in  der  Erkläruntr  hinzugefügten  Vnransf^etzun^en  sieh 
suweit  von  den  im  §  M28  anfj/estellteu  Erfordernissen  entfernen.  daC  die 
Gegenseitigkeit  nicht  als  verbürgt  erscheint.    Endlich  muß  der  Revisions- 
ai^f!  fdr  nnbegrfiodet  erachtet  werden,  daß  zu  Unrecht  auf  die  Behauptung 

1)  Vgl.  Ztsch.  XIU  410,  XIV  491.  —  Red. 


Digrtized  by  Google 


298 


Reehtopreehmig :  Deatwhiand. 


nicht  eingegangen  sei ,  wonifccll  in  Fällen  der  vorliegenden  A.rt 
Urteile  der  detttachen  Gerichte  von  dem  Benter  Gericht,  eventuell  von  den 
Gerichten  sämtlicher  Kantone,  fOr  yollatieckbar  erklärt  würden.  Eine  PrOfnngf 
ob  es  nicht  ein  ErfoidemlB  fSr  die  Verbttignng  der  G^nseitigkeit  m.  daß 
die  Anerkennung  sämtlicher  Urteile  der  deutschen  Gerichte  stattfinde, 
braucht  nicht  Platz  zu  (rreifon.  Denn  nach  den  für  den  Kaiitdii  Hrm  tot» 
der  Vorinstanz  gegubencii  Aiisfiihruii^i  n.  auf  welche  oben  näher  eingegangen 
ist.  liegt  schon  soviel  vor.  daü  jedenfalls  in  iletn  erwähnten  Bezirk  es  auch 
in  der  fraglichen  Besiehung  an  einer  konstanten  Übnng,  wdche  die  Geväh  r 
fttr  die  durchgehende  Ano'ksmrang  der  in  gleichartigen  Fällen  er- 
gangenen Erkenntnisse  der  Gerichte  bietet,  fehlt. 

Wettbewerbsgesetz  §  16.  —  Internationales  Abkommen  sfum 
SchutiB  des  gewerblichen  MigentumSf  Art  10  b. 

SG  S.  3.  06  (II  273.  04;  Eagle  Oil  Company  »f  Nno  York/Vaeumn  OH 

Citmpanfi). 

Tatbestand. 

Die  Vaouuni  Oil  Company,  die  r.n  Rorh<«?ter  im  Staat  New  Yc»rk  der 
Vi  it'iiiii^tiin  Staaten  von  Nordamerika  ilircii  Sitz  hat.  heantra!>;ti'  mit  rlor  vor 
üeiJi  Landgericht  zu  Humburg  erhobenen  Klage  die  Beklagte  Kagle  OU 
Company  of  New  York,  dwen  Sits  in  New  York,  Staat  New  York  dw  Yei^ 
einigten  Staaten  Ton  Nordamerika  ist,  nu  Terartdlra,  sidi  fortan  der 
Bezeichnung  ihrer  Waren  als  Yaennm-Öle,  insbesondere  auch  als  Etna  Madlfaiery 
Oil  zu  enthalten,  ihr  auch  zu  untersagen,  in  Ankündigungen  oder  son'^tiirer 
Wpif?e  rlic  Behauptung  aufzustellen,  dali  ihre  (Mc  jTpnan  mit  denen  der 
Klägerin  korrespondieren,  sie  ferner  zu  verurteilen,  der  Klägerin  die  durch 
den  rechtswidrigen  Qebraach  der  vorgenanntei  Beadehnnng  «itstdienden 
Schäden  sa  ersetsen. 

Die  Kammer  I  für  Handelsaachen  des  Landgerichts  za 
Hamburg  hat  durch  Urteil  vom  18.  10.  Ol  die  Beklagte  verurteilt,  ihre 
Ware  fortan  nicht  mit  Etna  Muchinery  Oil  zu  bezeichnen  und  im  flbriinn 
die  Klaire  abgewiesen;  von  den  ProzeÜkosten  hat  ea  der  Klägerin  ^/a,  der 
Beklagten  ^3  auferlegt 

Gegen  dieses  Urtdl  legte  die  Klägerin  Bernfnng  ein,  insoweit  ab 
es  die  Klage  abweist  and  der  Klägerin  Kosten  anlerlegt,  mit  dem  Antrage, 
unter  entqirechriulr  r  .\bänderung  aach  im  übrigen  nach  ihrem  Klageantrag 
au  erkennen.    Die  Beklagte  brantratrte  ZurUckweisnn<r  der  Renifun!?. 

Das  0  b  e  r  I  a  11(1  e  s  »rr  r  i  e  h  t  /u  If  am  bürg  hat  durch  I'rtpil 
vom  4.  H.  04,  auf  dessen  Tatbestand  und  tiründe  Bezug  genommen  wird, 
nater  Zorttckweisang  der  Berufung  im  Qbrigen  das  landgerichtUche  Urteil 
anfgdM)ben,  insoweit  es  den  daran!  gerichteten  Klageantrag.  daS  Beklagte 
Temrteilt  werde,  sich  fortan  der  Bezeifdmong  ihrer  Ware  als  Vacaam<Olc  in 
enthalten,  xarUckweist  nnd  die  Klägerin  mit  mehr  als  Vs  der  Kosten  eitler 
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Insfaiiz  belastet,  and  die  Entecheldoiig  darflbcr  abhängig  gemacht  von  der 
Leistung  oder  Verweiuemncr  fies  fol^enHen  richterlichen  Eides  dos  Präsidenten. 
Vizepräsidenten  und  iStikrctiirs  der  iKklarrten  Korponitioii,  der  Sclnvörende 
yhabc  nach  sorgfältiger  Prüfung  und  Erkundigung  die  i'berzeugung  erlangt, 
daß  die  von  der  Eagle  Oil  Company  of  New  York  als  Vacuom-Öle  beseicbnetcn 
uad  in  den  Handel  gebracbten  Öle  Im  Vacnnm^VerfabrenbergeBtellt  worden  ünd*. 

Mit  der  Revision  der  Belcli^n  Ist  beantragt^  das  angefocbtene 
Urteil  soweit  es  zu  ihren  Ungunsten  erkannt  hat.  auf/uhrben  und  aucb  in 
dii  ^em  Umfange  die  Berufung  zurückzuweisen.  Die  Beklagte  beantragte, 
die  RoTision  zurückznwpisen  und  erhob  in  der  mfindlirben  Verhandlnng 
A  n  s  e  h  1 11  ß re  V  i  si  011  mit  dem  Antrag,  unter  entsprcrlii  iiiliM- .\nfhcbinii:  des 
angefut  litenen  Urteils  als  die  schwurpfliclitigen  IVrsuüen  die  im  Kuhiuni 
genannten  gesetsUcben  Vertreter  der  Beklagten :  PHMdeot  QeorgeF,  Brockicay 
und  Sekret&r  F,W.  HasHngs  Jr.  in  der  Urteilsfonnel  mit  Nam^  sm  beieicbnen, 
evcntaell  In  einer  dem  ▼(»ttehenden  sachlicb  entsprechenden  Weise  die 
Urteilsformel  abzuändern.  Die  Beklagte  beantragte  Zurückweisung  der 
Artsrhliißrevi«»if>n  Letztere  wurde  im  Laufe  der  inOndlirben  Verbandliing 
von  der  Klili,'erin  zurüoktrenommen.  Die  Beklagte  l)e;uitragt<3,  der  Klägerin 
einen  Teil  der  Kosten  der  Kevisiunsinstanz  aufzuerlegen. 

Aus  den  Entscheidungsgründen. 

Die  BevIsion  der  Beklagten  konnte  keinen  Erfolg  haben.  Dnrch  dle- 
nelbe  Ist  der  ProzeBstoS  nur  insoweit  in  die  Revisionsinstans  gebracht,  als 
die  Verurtei]un<r  der  Beklagten  bcEintr:ii/t  war.  sich  fortan  der  Beseichnung 
ihrer  Ware  als  Vacuum-Öle  zu  enthalten,  und  die  Zuerkennung  oder  Ab- 
weisung dieses  .\nfra<rps  von  der  Verweigerung  oder  Leistung  des  im 
B«rufungsurt<'il  normiiru n  Eides  des  Präsidenten,  Vize|)rft^<identen  und 
Sekretärs  der  l)eklagten  „Frivatkorporatiuir  ubhüngig  gemacht  wurde. 

Zo  diesem  Teile  seiner  Entscheidung  erwägt  der  Bemfongsrichter 
snnftehst:  BesflgUch  einer  Tor  dem  1.5.03  stattgehabten  Beseidihnng  der 
Ware  als  Vacuum-('»le  lasse  sich  der  Klageantrag  nicht  anf  das  Gesetz  zur 
Bekämpfung  des  unlauteren  Wettbewerbes  vom  27.  5.  96  stützen;  denn  die 
Klag»  rin  halte  .anerkanntermaßen"  in  Deutschland  keine  Hauptniederlassung. 
Erst  v(tn  drin  lieitritt  Dentsrhlands  zu  dem  internationalen  \\ri)andf  zum 
bchutz  des  gewerblichen  Eigentums  (Unionsvertrage;,  das  ist  seit  dem  l.  ö. 
kBmie  die  Klägerin,  weil  sie  ihren  Sitz  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Kordamerika  habe,  ans  Art.  10  b  des  ünionsYertrages  den  Sehnti  dw  deutschen 
Wettbewerbgesetses  fOr  sich  beansprochen.  Nach  dem  vorliegenden  Tat- 
sachenmateriale  habe  die  Beklagte  aber  auch  nach  dm  1.  5.  ihre  Ware 
als  Vacuum-i)le  in  Zirkularen  Im  z(  i«  hnet 

Die  RevisionsklHijtrin  ltek;un|>ft  die  Annahme  des  Berufungsrichters 
als  rechtsirrig,  dali  die  KÜiL'erin  in  l)e7nfr  auf  das  Verhalten  der  Beklagten 
fttr  die  Zeit  nach  dem  1.  ö.  03  auf  Grund  von  .\rt.  10 b  des  Unionsvertrages 
den  Schati  des  Wettbewerbgesetzes  beanspruchen  kOnne.  Der  Angriff  ist 
»lebt  begründet. 
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^  16  des  Wettbewerbgesetzes  bestimmt:  ,Wer  im  Inlande  eine H«apt* 
niederlasyiiiig  nicht  besitxt,  bat  aaf  dm  8chats  dieses  Geaetses  nni  inaowdt 
Ansprach«  als  in  dem  Staate,  in  wddwm  seine  HanptniederlassnnK  sich 

bc-fiiultt,   nach   einer   im  ReidMgesetzblatt   enthaltenen  Bekanntmacbong 
deutsche  Oewerbetreibende  einen  entsprechenden  Schutz  genießen.*  Danach 
genipUt  der  Ausländer,  der  im  Deutschpn  Reiche  eine  Hauptniederlassung  hat. 
den  gleiclien  Schutz  wie  der  Inländer,  dem  Deutschen,  der  seine  Haupt- 
niederlassmig  im  Auslände  und  keine  HanptniedMrhufiung  im  Dentschen 
Reiche  bat,  ist  dagefen  dw  Schnts  des  Qeseties  Tersagt  nnd  ein  Aoslftnder 
endlich,  der  keine  Haaptniederlassung  im  Dcutadien  Reiche  hat,  genießt  den 
Schutz  des  Gesetzes  nur,  wenn  der  Staat,  in  dem  er  seine  Hauptniederlassung 
hat.  nach  eintT  im  Reichsgesetzblatt  enthaltenen  Bekanntniarhnnsj  G*»gen- 
seitigkeit  gewährleistet.    Bisher  ist  keine  Bekanntmachung  im  Sinne  des 
§  16  des  Wettbewerbgesetzes  ergangen,  anch  kein  Staatsrertrag  Terttlmtlicbt» 
der  eine  solche  Bekawntmachang  ersetst  IMe  Bekanatmachnng  vom  9. 4  03 
im  Reicb^eseUblatt  1903  Saite  147,  dafi  DentscUand  auf  1.  ö.  03  dem  Unions- 
vertrag beigetreten  sei,  kann  insbesondere  nicht  als  Bekanntmachung  im 
Sinnf  und  mit  der  Wirkung  von  §  16  des  Wetthcwerhirrsptzcs  beurteilt 
werden,     Dai^e^'eii   bestimmt  der  durch  die  Briisf<t.'ler  Zusatzakle  in  den 
Unionsvertrag  aufgenommene  Art.  lob;  „Die  unter  der  Übereinkunft  stehen- 
den Personen  (Art  2  und  3)  soll»  in  allm  Verbandsstaaten  den  den  Staats- 
angehörigen gegm  d«i  tinlauteren  Wettbewerb  sagesiebwten  Sehuts  genießen* 
[nach  dem  maßgebenden  französischen  Texte:   Les  ressorfissan/s  de  la 
Cotirrntiiin   Art.  2  et  3)  joitiinut  daiis  fons  les  ^tats  de  T Union  de  te 
p)  iitftHnti  uvcordi'v  au.r  tialionau.r  contre  la  ct/ncurrence  deloyttle.]  — 
und  es  handelt  sich  im  gegebenen  Falle  einzig  darum  ob  der  Auslegung 
dieser  Vorschrift  beizutreten  ist,  die  der  Bernfnngsrichter  ilir  gegeben  hat.  — 
Im  Zusammenhange  mit  der  au  Art  6  des  Unionsvertrages  eri^rterten  Frage, 
oh  die  akaessonsche  Nator  des  Zeichenschutaes  noch  ffir  ünionsangehOiige 
gelte,  —  v«-rgl  Pouillet,  Atniales  de  la  pitiprirti'  industrielle  JHUa 
Seito  fi9  Seite  13»),  Ii o se  r  i n  tf,  Journal  de  droit  international  prirt'  lS!fii 
Seite  2*«>  —  hat  si(  h  ein  lebhaftt-r  Mfinnnpsstreit  über  die  Bedeutung  uiui 
Tragweite   des  in  Art.  2  gebrauchten  Aufdruckes  ..nationaujc",  in  dem 
deutschen  Texte  dbaaetst  mit  ,Staat8angeb0rigc^  entsponnen,  der  auch  in 
die  deutsche  Literatur  Uber  den  Uniimsvertrag  ttbergegangm  ist.  Nadi  der 
einen  Ansicht  besteht  die  Tragweite  des  Unionsvertrages  tthedmi^t  darin, 
daß  die  Gebii'te  der  Vcrbandsstaateii  für  dit-  im  t'bcrolnkommen  gercirelten 
Materien  lin  Gebiet  bilden.    Darnach  wäre  „nutiunnu.r"  gleich  „Inländer* 
und  würe  beispielsweise  der  Markenschutz  des  Angehörigen  eines  VerbHiid»- 
staates  nicht  mehr  davon  abhängig,  daß  die  Marke  im  Ursprungslande 
gessbtttzt  ist  Diese  Ansicht  wird  in  Deutsehland  vertxeten  von  09ierrieik' 
Axgter,  Die  inter nationale  Übereinkuirff  uaw.  (1903)  Seite  86/27;  lu  de» 
gleichen  Ergebnisse  gelangt,  allerdings  mit  anderer  Begründung,  Hugo 
Alexandef'KatZt  Getcerblich«r  RecktaachuU  IWJB  Seite  249  fi.,  vergl* 
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«aeh  öaiMrrieih  ebttidA  190A  Siito  63  ff.  Nack  eiaer  «wdt«  Imidit 
aitspricht  d«r  Anadmek  »noIAm«««''  dem  in  d«r  dentsdiaii  ÜbenetKong 
gebÄvobten  Worte  .Staatsangelifiiiger''  und  wlld  durch  Art.  2  dem  Nidlt- 
8taat«angeb(ingen,  der  aber  Untertan  oder  Bttrger  eines  Verbandsstaates  ist. 
der  gleiche  Schutz  eingeriinmt  den  der  StaatsanjL'ohörige  des  Verbandsstaates 
hat,  in  dem  der  Rechtsschutz  beansprucht  wird.  Diese  —  namentlich  für 
das  Zeichenrecht  wegen  §  23  des  Gesetzes  zum  Schutz  der  Warenbezeichnungen 
—  aber  «oeb  Im  tbiigen  s.  B.  zu  §  13  des  Gebnncbnnutefecliotitseietses 
pnktiadi  aebr  bedentnngsrolle  Andöbt  Teiixitt  in  der  deutacbeii  Idtttatnr 
insbesondere  Lau  „Der  Anschluß  des  deutschen  Reiches  an  die  ini§r- 
nationah-  üuiott  für  getceibltchen  Rechtsschutz^*  Seite  126,  femer 

in    dtr  Zeitschrift:    Gewerblicher  Rechtsschutz    1902   Seite  201.  19aS 
Seite  (}i>  ü.,  Seite  2t>ä  ff.,  1B04  Seite  113.   Ihr  entspricht  auch  die  Praxis  des 
deatecben  PAtentunto;  sie  ist  ferner  dmrdi  die  fnunsfisisdieii  Oeriubte  fOr  die 
Haterie  des  Masterscbatiet  Tertretni  in  der  beliumten  Stnfsaebe  Oramer» 
^'rty  wider  Daltroff,  in  der  die  Urteile  des  trihunal  corrertiortel  der  Seine 
vom  16.  12.  97,  des  Appellhofs  zu  Paris  vor«  20.  5.  98  und  des  Kassationshofc s 
^ch.  reg.)  vom  5.  2.  04  ergingen  —  yergl.  zu  den  ersten  b«  idm  Urteilen 
J*elletier  et  Vidal-Naguet,  Convention  pour  la  protectiun  de  la 
jpropriite  industrielle  No.  221  und  zur  ganzen  Frage  die  Verhandlungen 
dar  Internationalen  Vereinigung  fttr  gewerbUcben  Beobtsscbats  in  Berlin  (1904) 
mit  den  Ontaditen  fon  Waettrmann  und  TailUfer,  Jahrbuch  (Band  S) 
Seite  1  ff.   Wird  aber  von  der  Auslegung  i<  s  Art.  2  ausgegangan,  welehe 
die  zuletzt  bezeichnete  Ansicht  vertritt,  und  in  Betracht  gezogen,  daß  nach 
§  16  des  Wettbewerbgesetres  Deutsche  ohne  weiteres  den  Schutz  dieses 
(iesetzes  nur  genießen,  wetui  sie  im  Deutschen  Reiche  ihre  Hauptniederlassung 
babeo,  so  si^eint  allerdings  der  Wortlaut  des  Art.  10b  die  Auslegung  nabe- 
ralegen,  da8  aneh  AngehOiige  der  Vwbandsstaaten  den  Sdmts  des  Wett* 
bewerbgesetzes  nur  dann  genieCen,  wenn  sie  im  Deutschen  Reiche  ihre 
Hauptniederlassung  haben.    Mit  Recht  wird  aber  dem  Art.  10  b  die  weitere 
Auslegung  dahin  gegeben,  daß  allen  Angehörigen  der  Verhandsstaatcn  ohne 
weiteres  der  in  den  einzelnen  Staaten  bestehende  Schutz  gegen  unlautereu 
Wettbewerb  zuteil  werden  soll.     Fttr  die  letstere  Aaffassong  kann  die 
YOTgescbicbte  des  Art.  10b  verwertet  werden.  Diese  Yorsdirift  wurde  bei 
den  Bentongen  der  1.  nnd  2.  Brflsseler  Konfnens  angenommen  auf  Anregung 
des  Kingresses  der  Internationalen  Vereinigung  für  gewerblichen  Rechtsschutz 
zn  Wien  vom  Oktober  lRft7.  der  einen  mit  Art.  10  b  übereinstimmenden  Beschluß 
gefaßt  hatte.    Für  den   BeschluLi  zu  Wien  bildete  aber  den  Ausgang  die 
fnmzösiscbe  Theorie  und  I  ruxib,  die  nach  dem  damals  erstatteten  Berichte 
von  Allart  den  Reofatssdmtz  gegen  Coneurrence  deloyale  als  dndt  eitM 
von  der  BtaatsangehOtigkeit  abbinglg  maebte.  Die  TSndena  des  Bescblussea 
ging  dahin,  daß  jeder  UnionsangebBrlge  Bcbleobthin  den  Schutz  de« 
einzelnen  Verbandsstaates  genießen  solle;  lediglich   nm   der  bezeichneten 
iranaösischen  Praxis  entgegenzutreten,  wurde  bei  Fassung  des  Beschlusses 
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der  Au^ruck  „nationauu-"  aufgenommen.  Auf  der  Brüsseler  Konferenz 
wurde  diese  Vonchrift  aoeb  aUgemehi  so  aafcpebflt,  daß  jeder  Uniont- 
aagebSrlge  aehlecbthin  den  in  den  eiaselBen  Staaten  beetehenden  Scbvts 
gegen  unlauteren  Wettlx-wi  rl)  (genießen  solle.  —  Für  DeatachUuDd  bwunit 
dazu  noch  weiter  in  Betracht,  daß  das  Erfordf-rnis  der  Hauptniederlas.'^iinff 
in  ^  !H  dos  Wrttbewerbfiesetzea  im  wesentlichen  unter  dem  Gesirhtsi)unkt 
d(  r  lieziprozität  aufgebtcllt  und  darnach  sein  Anfrechthalten  mit  dem  Zwecke 
det>  Art.  10  b  unvereinbar  ist.  Für  die  dargelegte  weitere  Auslegung  des 
Art.  10b  baben  sieb  in  der  dentscben  Lltetstmr  anagesprocben:  Lau  in  der 
Zeitscbrilt  OsuerbUeher  R^ehtwckuU  1908  Seite  7a,  270^  Wassermann 
in  seinen  oben  erwähnten  Gutachten  Seite  14,  Pinner,  Unlauterer  Wett- 
Äcir<7/Ä8eite  1^7.  Scf  igsohn,  Gesetz  zum  Schutz  der  Warf  tibezet'chnuttfje^. 
II.  Aufl.,  Reite  ;^>7/H<»8.  In  gleichem  Sinne  liat  bereits  der  Senat  i?i  den» 
Urteile  vom  ö.  7.  04  II  öö2  ()4  erkannt,  nach  wiedcrhulter  Prülung  liat  er 
kfinen  Anlaft,  die  dort  gebilligte  Anffasrang  aufzugeben.  Allerdings  wird 
man  aicft  der  weiteren  Pidgeruig  nicbt  entiieliai  dttrfen,  dafl  nmimebr  ancb 
der  Deutsche,  der  nicht  im  DentKhen  Reiebe»  wohl  aber  in  einem  der  anderen 
Verbandsstailten  seine  HauptniederlasKnnij  hat.  den  Schutz  des  Wettbcworb- 
gesetzcs  beanspruchen  kann.  Darnach  hat  der  Berufun^'sriebter  mit  Üfcht 
aus  \xi  10  b  des  Unionsvcrtrstges  abgeleitet,  daii  die  Klägerin,  eine  Aktien- 
gesellschaft mit  dem  Sitze  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  im 
Dentseben  Reiebe  den  Sobats  des  Wetfebewerbgeeetces  genießt,  ancb  wenn  sie 
im  Dentidien  Reiche  Iceine  Hauptniederlassung  bat. 

Damaoh  war  die  Revision  der  Beklagfeen  als  unbegründet  lurtteksn- 
weisen. 


KoUi.sionsnormen  des  fn'lhcroi  >  In  i )>isch-fra)izösischefi 
Hechten  bt.  Ha ud l n ngsfähiglc i t  fh-i-  Klirli  ttuvn.  —  MtfJJfjeölicßt- 
keit  der  jeucilifH'H  f*'  ^  <lohuc<lu  bei  interlokaler 
liedi  tu  va  'ödi  icdejiheit . 

MO  20.  7.  03  (Pucbelta  Z.  XXXV  öj. 

Ans  den  Orttnden. 

Die  beklagte  Bb^an  war  als  preufiisohe  Staatsangehörige  tii  dem 

Teile  der  preußischen  Rheinprovinz  geboren,  in  dem  bis  1.  1.  00  der  C.  V. 
geltendes  Recht  war;  sie  hatte  auch  dort  nach  ihrer  VerehelichunL'  mit  einem 
preußischen  Staatsanuehüritren  ihren  ersten  ehelichen  Wohnsitz  und  späterhin 
bis  in  den  März  10.4^  den  Wuhnsitz  zu  Leichlingen,  das  gleichfalls  in  jenem 
Reobtegebtote  liegt  Dagegen  hatte  sie,  lur  Zeit  der  am  88. 4. 90  m  Witten 
«riolgtMi  Bargsebaltsflbemabine  den  Wobailti  tu  Witten,  das  glel^falls  lu 
dem  Königreich  Preußen  gdiOrt,  woselbst  aber  das  preußische  Allgemeine 
Landrecht  geltrades  Recht  war.  Der  Torliegende  Rechtsstreit  wurde  endlich 
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bei  cint-m  pi*euiiiscben  Gerichte  im  rheiaisch-franzüsiächen  Kechtsgebicte  an- 
b&ngig  genuudit  WShraod  die  Kllgerin  davon  anigebt,  da0  die  Handlungs- 
fthigkdit  d«r  Beklagten  Bliefran  L,  dmIi  dem  preoMiclien  Allgemein«!  Land* 
nellt  als  dem  Rechte  des  Wobnsitiee  nur  Zeit  des  Vertrap^sscblasses  zu  be- 
nrt^ilen  sei  und  darnach  die  die  Ilandlungsfäbi^'koit  der  Ehefrau  beschränkende 
Vorschrift  des  Art.  217  dea  C.  Ü..  welcher  die  Ermächtigung  des  Ehemannes 
ZQ  den  Rechtsgeschäften  der  Eheirau  verlangt,  im  gegebenen  Falle  Uberhaupt 
nicht  in  BetBMdift  komme,  Tortritt  die  Beklagte  den  Standpnnict,  daß  jene 
Vorschrift  des  C.  C.  im  gegebenen  Falle  ansnwenden  nnd,  weil  die  vorliegende 
BrmAchtigung  des  Ekemannee  die  Yinnolirift  dee  Art  8iB  G.  C.  verletate,  die 
BflrgBchaftsQbemabme  ungültig  sei. 

Darnach  handelt  es  sich  um  eine  Kollision  verschiedener  Rechtf  piius 
und  deasell)<>n  Staatsgebietes,  nicht  nm  die  Kollision  der  Rechte  verschiedener 
Stuten,  also  um  eine  Frage  des  sogenannten  interlukalen,  uicht  des  inter- 
mtieiialnn  Frivatzedite.  In  entepreehender  Anwendung  der  Kolliaionmorme» 
des  C.  0.  über  die  eogenaunten  siattOa  pertMuMa^  die  alt  das  fOr 
das  Berufungsgericht  geltende  Recht  in  erster  Reihe  in  Betracht  in  ziehen 
seien,  entscheidet  es  ^Vw-m'  Kollision  interlokaler  Rechtsverschiedenheiten  dahin, 
daß  die  Handlnngsfähigkeit  der  Ehefrau  nrirh  dem  Rechte  des  jeweili^'cn 
Wohnsitzes  in  dem  Staatsgebiete  zu  beurteilen  sei.  Die  Revisiunsklägerin 
hat  diese  Aiwmlime  bekämpft  und  anagefttlut,  daß,  wenn  anoh  das  in  Art.  3 
Abs.  8  des  C.  C.  anerlcaniite  NalionalitfttqpriBiip  v«nage,  da  es  nur 
eine  Staatsangehörigkeit  für  das  i^aiie  Königreich  Preußen  gebe,  dennoch 
nach  dem  Geiste  der  Kollisionsnormen  des  C.  C.  nur  das  Recht  des  Wohn- 
sitzes zur  Zeit  des  Erwerbes  der  preußischen  Staatsanp^ehöriirkeit  oder 
das  Recht  des  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Eingehiinf;  der  Ehe  —  des  ersten 
ebelicbeu  Wohnsitzes  —  entscheidend  sein  könne  und  darnach  für  die  Hand- 
liinggfKhigkeit  der  BeUagtcn  die  Bcscbrlalciuig  ans  Art.  217  a.  a.  0.  in  Be- 
tracht komme. 

Dieser  Angxill  Ist  nicht  begrOodet  Das  Berufungsgericht  nimmt  zunächst 
an,  da!J  Art.  217  nicht  eine  aus  einem  bestimmten  (rflterrechte  abzuleitende 
Vorschrift  sei  und  weiterhin  eine  allgemeine  Beschränkung  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefrauen  normiere.  Damit  steht  es  im  Einklang  mit  der  in  der 
Litoatnr  dee  rlieinisch-franzSsiflchen  Rechts  einstimmig  anerkannten  nnd  andi 
in  der  Reehtq^redrang  des  Bdebsgerichts  —  EtUte^teidungm  in  CttilBachen 
VI  395  96  —  bereit«  gebiBigten  Ansicht,  von  der  abzugehen  kdn  Anlaß  vor- 
liegt. Die  RevLsionsklägerin  hat  auch  diesen  Teil  der  Urteilsgründe  nicht 
angegriffen  Weiterhin  i«it  «ber  der  Revisiansklägerin  zugegeben,  daß  in  den 
weiteren  Ausfuluuügrn  de.'»  Berufungsurteils  der  Satz;  .Für  die  Frage  der 
üandlungäiahigkeit  einer  Person  ist  .  .  .  nach  allgemein  anerkannter  Rechts- 
■nsehanvng  eiiuig  und  allein  entwhddead,  weldwe  Recht  sor  Zelt  der  Vor« 
Bahme  der  Handlmm;  an  dem  Wohnsltse  der  betnienden  Person  gilt*,  fttr 
das  rheinfsfth'faanzösische  Recbtsgebiet  in  dieser  Allgemeinheit  unrichtig  ist. 
Indessen  bemht  an!  dieser  AnsfObning  die  Entscbeidong  nicht  In  den  nn- 
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mittelbar  anschließtnden  Erwlgnngoi  wird  «ladrlldclidi  ausgeffllirt,  dftit  Art.  3 
Ab«.  3  des  G.  C,  dar  andi  die  HaodlmigBftliigkeit  dner  Person  nailMse,  tm 
den  Nationalititspfiiisip  nugeibe.  Daran  anknUpfend  wird  dargelegt}  da0 

dieses  Nationalitätsprinzip  nur  Platz  greife  gegenüber  dem  Auslände  and  datf 
im  übrigen  für  J  e  n  Fall,  wenn  es  sich  um  die  Statattnlcollision  versrhiederifr 
Rechtsgebiete  dtssolben  J^taatcs  mit  einheitlicher  Staatsangehörigkeit  handle, 
diese  Vorschrift  des  Art.  3  Abä.  3  nicht  Platz  zu  greifen  besUuimt  äci  uud 
auch  nicht  Platz  greifen  künne,  daß  vielmehr  in  einem  Fall  dieser  Art,  bei 
dem  Fdüen  einet  positiTen  Begelvng,  der  WobnsitB  in  einem  der  TerschiedeBCB 
'BechtsgeUete  eines  and  desselben  Staates  entscheidend  sei.  DIess  Ldsnng 
der  liier  gegebenen  Kollision  interlokaler  Rechtsverschiedenheiten  beruht  in 
erster  Reihe  auf  der  zutreffenden  Annahme,  daß  der  Wohnsitz  dasjenige 
dauernde  Band  bilde,  welches  abgesehen  von  der  Staatsangehörigkeit  allgeimin 
als  d&h  bedeutungsvollste  für  die  rechtliche  Verknüpfung  von  Person  und 
Rechtsgebiet  angesehen  wird,  und  daß  deshalb  überall  Uann,  weun  das  Natio- 
nalitätsprinzip  versage,  aber  die  Berfllkmng  innerbalb  des  ganaen  Stasts- 
gebietes  TftUige  Freiheit  der  fiew^iong  nnd  der  Niederlassung  geniefie,  der 
jeweilige  Wohnsits  fOr  die  Anwendung  des  dort  geltenden  ans  den  versdiiedeDcn 
Rechten  eines  und  desselben  Staatsgebietes  als  maßgebend  ansondunen  sei 
Darin  liegt  zugleich  die  Rechtfertigung  der  weiteren  Annahme,  es  sei  das 
Recht  des  j  e  w  e i  1  i g e n  Wohnsitzes,  nicht  dasjenige  des  ersten  ehelichen 
Wohnsitzes  auch  Ualiir  maligebeiid,  oh  die  Handlnngsfähigkeit  der  Ehefrao 
infolge  der  Ehe,  nicht  infolge  eines  ü Uterstandes  beschränkt  sei.  Die  Qründe, 
welche  fOr  die  Unwandelbarkeit  des  gesetzlichen  Ottterrechts  des  ersten  ehe- 
lichen Wohnsitzes  entscheidend  sind,  greifen  fflr  die  F&lle  einer  Beschrtolreiig 
der  Uandlungsf&higkt  it  der  Ehefrau  infolge  der  Ehe  nicht  Platz.  Uier  fordert 
die  Sicherheit  des  Verkehrs  weit  mehr,  daß  das  Recht  des  jeweiligen  Wohn- 
sitzes maßgebend  sei.    In  diesem  Sinne  i^Tirde  die  hier  streitige  Frage  in 
Anwendung  auf  die  Beschriinkung  der  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrau  infolge 
der  Ehe  in  der  älteren  Lit<.'ratur  der  niederländisch-tiandnschen  Rechtslehre  — 
Bodenher y,  Burgundua,  Voet,  vgl.  auch  Meri  —  und,  was  hier 
insbesondere  in  Betracht  kommt,  in  der  lUteven  IrsnittsisdMn  Literatur  bd 
Losung  der  durch  die  Coutumes  gegebenen  interlokalen  RecbtSYersddedenIieiteo 
—  vgl.  insbesondere  d'Argtntre ,  Potkier,  Boullenois  —  entachiedes. 
Zwar  wurde  die  Ansicht ;  es  sei  die  Frage  einer  Beschränkung  der  Handlungs- 
fähigkeit der  Ehefran  infolge  der  Ehe  ausschließlich  nach  dem  Rechte  de< 
ersten  ehelichen  Wohnsitzes  zu  beurteilen,  in  der  älteren  französis*  lien  Liiträtur 
von  F  rolund,  Bouhiet  und  Met  litt,  der  jedoch  diese  Ansicht  später  aufgab, 
lebhaft  yertreten  und  der  französische  Kassationdiot  hatte  sieb  in  einon  ürteQ 
Tom  19. 1. 1807  bei  Entscheidung  eines  nach  den  alten  Bechteo  su  beurteilendes 
Falles  dieser  Ansicht  angeschlossen;  dieselbe  vermochte  indeesen  auch  ia 
Frankreich  nicht  durchzudringen.   Die  von  dem  Berufungsgericht  vertretene 
Anschauung  ist  überdies  in  der  neueren,  insbesondere  deutschen  Lttetatsr 
nahezu  allgemein  anerkannt. 
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KoimossemeHt,  Maßgeblichkeit  des  Hechtes  des  ErfiUlunffs- 

ortes. 

BG  2.  2.  04  (1848.  US;  Fromm  i Sloman ;  Hanseat.  QeriehiSMeUung  1904, 

Hauptbl.  S.  106). 
Es  hatulolte  sich  um  die  Frage,  ob  die  Rhederei,  welche  dem  Konnosse- 
mentsinliab^r  ZitroDen  anstatt  der  nach  dem  Konnossement  zu  empfangenden 
Apfdainen  anbietet,  renuitwortllcli  ist,  wenn  das  Konaoaiemeat  die  Klamd 
trttgt:  eontmU  mtütupwn  aud  Mid  to  nMrked  os  per  margin;  it  U 
specialhj  sf/pulateä,  theU  no  daitn  is  lo  he  made  ^  ike  skipptr  or 
receirer  for  any  loM  atiaing  from  differenee  in  marke,  numbere  or 
content a  ? 

Die  Klage  wurde  in  allen  Instanzen  abgewiesen. 

DasBOftthrte  ilA.  aas:  »Da  der  Krf  ttllungsort  fttr  dieVerpOieb- 
tQDgen  aus  dem  Konnossenient  Hambotg  war,  ao  iat  daa  dentache  Reebt 
mAfigebend  (vgl.  Enteeh.  des  JSQ  in  Ctvileaehen  XXXXVI  4}.* 

Übernahme  einer  englischen  Firma  mit  Aktivis  und  Passivis. 
Maßg^lichkeU  des  englischen  Bechtes,   Art,  30  EG  ».  BGB 

unanwendbar. 
Se  24.  L*.  or,  rUHHi.  04;  Seyfartk/Lee). 
Aus  den  Gründen. 
Daa  Oberlandesgericht  bat  angenommen,  daß  an  sich  für  die  Entscheidung 
der  Frage,  ob  die  Kligeitn  durcb  den  OeachiftsflbenialiaBeTertrag  mit  der 
frflberen  Firma  W.  d  B.  K.  Lm  (—  deren  Sita  in  Ifanobeater  war  —  Red.) 
deren  GläuLi^cm  gegenüber  direkt  verpflichtet  ist,  das  «Migüsche  Recht 
maßgebend  sei.  und  nach  diesem  Rechte  einr-  sr^Vho  Verpflichtung'  nicht 
b«'st<'he.    Erstcres  ist  nach  den  anerkannten  (rrundsätzen  des  internationalen 
I'nvatrechts  richtig  und  letzeres,  weil  ausländisches  Recht  feststellend, 
in  der  Revisionsinstanz  nicht  angreifbar.  Das  Oberlandesgericht  bat  zwar 
aeine  Bntadieidnng  in  Betrdf  dea  engliaeben  Recbta  nicht  elgeimn  Wiaaen 
entnommen,  aondem  dem  Gntacliten  dea  Reditakonanlenten  des  Dentsdien 
Genemlk  m  nl-it?  in  London,  und  seitens  des  Beklagten  wird  behauptet,  dieses 
Gutachten  sei  nicht  zutreffend,  besonders  sei  darin  nur  der  §  3  des  zwischen 
den  beiden  englische  Firmen,  enthaltend  die  I'bernahine  der  Passiven,  nicht 
aber  der  übrige  Inhalt  des  Vt-riiages  und  der  üaibtand  der  Fortführung  des 
GeaeblUla  unter  der  frttlieren  Firma  beachtet,  nnd  wird  deshalb  ein  nenea 
Ontadtten  begebrt.  Allein  daa  Oberlandeigeridit  hat  daa  engUaehe  Recht  in 
der  in  Betracht  kommenden  Frage  festgestellt  nnd  eeiner  Entscheidung  za 
Grund  gelegt,  und  ist  damit  dieser  Punkt  für  die  Revisionsinstanz  endgültig 
entschieden,  sollte  sich  auch  d»  r  l^  rnfungsrichter  in  der  Bedeutung  des 
englischen  Rechts  geirrt  haben;  wühtr  er  seine  Kenntnis  erlangt  hat,  ist 
nnerbeblicb.    Der  in  dieser  Beziehnng  erhobene  RevMonaangrilt  entbehrt 
daher  der  BegrOndong. 
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Das  Oborlandesgericht  hat  ferner  die  Anwendbarkeit  des  Art.  3U  des 
Ein! ührungsgeäetzes  zum  Bürgerlichen  (iisitzbuch.  nämlich 
daß  die  Aüwendang  des  englischen  Rechts  gegen  den  Zweck  deü  §  2ö  des 
Dentsohen  Handelagesetsbnchs  ventoBe,  und  folgeweiae  diese 
tetstere  Oea^Msvonclirifl  entacheideiid  «ei,  unter  BUligaiig  der  betreSendeii 
Ausführung  des  Landgerichts  verneint.  In  den  GrUnden  des  landgericht- 
lichfii  Urteils  ist  gesagt,  der  5?  2.')  Abs.  1  des  H<JB  enthalte  keine  zwint^ende 
Vorschrift,  was  sich  scliun  daraus  ergebe,  daß  nach  Abs.  2  die  Huftuiikj  des 
Geschäftserwerbers  darch  Vereinbarung  der  Kontrabenten  unter  Beobachtung 
der  daselbst  TorgeaebeiMB  HfLSnabmeii  MMgenblesaeii  wetdra  kSene,  man 
könne  daher  nicbt  aagen,  daa  analftudiaebe  Geaets,  welches  das  Frinslp  der 
direkten  Haftung  des  Oeschäftserwerbers  nicht  iingeiionmien  habe,  befinde  aich 
in  solcher  KoUisiun  mit  dem  deutsclu  n  Hechte,  daß  seine  Anwendung  zur 
Sicherung  des  inländisrhrü  T?4  (  ht.«?verkehrs  ansijeschlossen  sei .  ant  h  könne 
man  nicht  bagcii,  daß  der  Beklagte  bei  Anwendung  de»  engiischtrii  Hechts 
beeinträchtigt  werde  in  seinem  wohlerworbenen  Rechte.  Wenn  nun  auch  die 
Verwertung  des  Abs.  2  des  b^Mgenen  §  26  xnr  Begröndnng  der  Annahme 
eines  exklnalT^  Cbaraktera  des  Abs.  1  bedenklieb  ist,  da  bdde  Bestimmongen 
die  Sieherstellung  des  geschäftlichen  Verkehrs  bexweoken,  und  der  Abs.  2 
jreuenilher  dein  Abs.  1  nicht  eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzipe  darstellt, 
sondtin  nur  eine  anderweite  Wahrung  desselben  vorsieht,  so  ist  doch  dem 
Endergebnis  der  beiden  Vorinstan/tn.  §  H(i  sei  im  vorliegenden  Falle  nicbt 
anwendbar,  beisntreten.  Ihrmn  Wortlante  mdh  ist  diese  Yonchfift»  insefem 
sie  in  der  Anwendnng  des  ansittndischen  Gesetzes  einen  VentoB  gegen  den 
Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  verlangt,  unbestimmt  und  mehrdeutig,  denn 
jedes  Gesetz  hat  einen  Zweck,  und  man  könnte  bei  alleinifjer  Berücksichtigung 
des  Wortlautes  dahin  kommen,  da6  im  Kollisionsfalle  überhaupt  nnsländisches 
Recht  nicht  angewendet  werden  dürfe,  wenn  seine  Anwendung  mit  einem 
deutschen  Gesetze  im  Widerspruche  st&nde.  Dieses  kann  aber  das  Gesetz 
nicht  wollen,  soldies  wttrde  eine  so  erhebliche  Dnrchbrechnng  der  bisher 
anerkannten  Bechtsansdiaanngen  des  internationalen  Privatredits  bedeaten* 
dafi  hieran  für  den  Q^etageber  eine  besondere  Veranlassung  vorgelegen,  und 
er  dann  seinen  Willen  unzweideutig  zum  Ausdrucke  ^'chracht  haben  mtißte. 
.4 her  weder  die  Fassung  des  |J  HO  noch  seim-  Entstehung  weisen  auf  eine 
derartige  Absicht  des  Gesetzgebers  hin.  6chon  in  den  Motiven  zu  den  Geö- 
Aanf sehen  Vorlagen,  die  bei  der  Ablassnng  des  g 30  verwertet  worden 
sind,  ist  bemerkt,  daß  im  einseinen  Falle  nntersndit  werden  mflsse.  ob  die 
einem  inländische  Rechtssatze  innewohnenden  sittlichen,  wirtsc h a  f t ~ 
liehen  oder  politischen  Motive  dessen  Exklusivität  gegenüber 
dem  damit  im  Widerspruch  stehenden,  an  sich  nach  den  Regeln  des  inter- 
natiunaleu  Rechts  anzuwendenden  fremden  Recht  bedingen  (Jahrbuch  des 
dtiitsdien  Jiechta  I,  2,  S.  384).  In  der  zweiten  Kommission  (Mugdan , 
MaterktUen  /,  äOä  ff.)  bestand  Einverstindnis  darflber,  daß  Ton  den 
einheimischen  Anschannngen  nnd  Rechtss&tsen  vieles  von  so  grandlegender 
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Natur  sei,  dall  widerstreiteodes  ausländisches  Recht  im  Inlande  nicht  anerkannt 
imd  inr  Gdtnng  gebracht  «erden  könne.  Man  war  nur  Uber  die  dieebeslig- 
Uche  Fassung  der  Yondiiift  im  nnldaren.  Man  wollte  sie  weit  genng  wfthlen, 
nm  alle  tU' Betracht  kommenden  Fftlle  zn  umspannen,  und  andererseits  nidtt 

so  weit,  um  damit  die  Sätze  der  vorhergehenden  Artikel  in  Frage  zu  stellen. 
Man  strich  die  in  der  zweiten  GehkarrTschm  Vorlage  enthaltonon  Worte: 
.gegen  die  öffentliche  Ordnung"  als  zu  unbestimmt,  zu  unbegrenzt  und 
irreführend,  und  setzte  an  deren  Stelle,  entsprechend  dem  2.  Entwürfe,  die 
Worte:  .gegen  d<m  Zweck  ^es  dentsolien  Oesetaes",  und  Itob  dabd  hervor, 
die  fiestimmnng  solle  den  Sinn  haben,  daß  die  Anwendung  eines  anitindischen 
(resctzes  unterbleiben  solle,  wenn  dessen  Ausschließung  im  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes  lif'«?e  .  .  Ob  ein  einheimischer  Rechtasatz  ausschließliche 
Gfltung  beanspruche,  könne  der  Gesetzgeber  nicht  im  voraus  hei  aUen 
einzelnen  Vorschriften  bestimmen.  Der  Richter  müsse  sich  im  gegebenen 
Falle  der  Prafnng  mtecsiehen,  und  hierbei  biete  ihm  die  Hinweisung  anf 
den  Zweck  des  Gesetaes  dnen  verlUlichen  Anhalt.  Besng  wwde  genommen 
anf  die  Urteile  des  Reichsoberhandelsgerichte  in  Bd.  2ö  8.  63  nnd  des  RG  in 
Bd  21  S  l.'5(!  der  Tn  ffcnden  Entscheiduni^en  In  dem  ersten  Urteile  ht 
der  .Satz  aufgestellt,  dali,  wenn  an  sich  ein  Rechtsverhältnis  nach  den 
Nonnen  eines  ausländischen  Rechts  zu  beurteilen  sei,  dieses  dann  uicht  der 
Fall  sein,  sondern  das  inländische  Recht  entscheiden  solle,  wenn  nach  Geist 
und  Zweck  der  iniftndisdien  Rechtsnorm  die  Anwmdnng  dee  betreffenden 
auslftndischen  Reehta  an  einem  ErgebnisBe  fahre,  welches  abseint  gebietenden 
oder  verbietenden  Normen  des  inländischen  Rechts  wiederstreite,  und  in  dem 
reichsgerichtlichen  Erkenntnisse  ist  ansirefdhrt.  daß  bei  einer  unter  deutscher 
Territorialhoheit  erfolgten  SchiffskoUisiun  dan  (resetz  angesichts  der  sich  bei 
der  gegenteiligen  Annahme  ergebenden  Unzntraglichkciten  nur  gewollt  haben 
kOnne,  daß  ohne  jede  Rflcksicht  anf  die  NationaUt&t  der  Schüfe  stets  nach 
den  QmndsKtaen  entschieden  werde,  weldie  das  dentsche  Recht  über  die 
sivilrechtlichen  Folgen  des  ZusammensteAes  von  Schiffen  fttr  deren  Reeder 
und  Ladungsintcrnssen  aufgestellt  habe 

Hiernach  nuiü  aber  die  Vorschrift  des  30  in  dem  Sinne  verstanden 
wtrden.  dali,  abgesehen  von  dem  nicht  in  Frage  stehenden  Fall  eines  Ver- 
stoßes gegen  die  guten  Sitten,  die  Anwendung  des  nach  dem  internationalen 
Frivatrecht  an  rieh  mallgebenden  ansiindischen  Rechts  verboten  ist,  wenn 
der  Untersdiied  awischen  den  staatspolitischen  od«  sodalen  Anschanungen, 
anf  welchen  dieses  Recht  und  anf  welchen  das  konkurrierende  deutsche  Recht 
bernht,  so  erheblich  ist,  daß  die  Anwendung  des  ansländischen  Rechts 
direkt  die  Grundlagen  des  deutschen  staatliciicn  itder  wirt.sdiaftlirhen 
Lebens  angreifen  würde.  In  einem  derartigen  Falle  kann  das  auülündiäche 
Recht  nicht  tngelaMen,  mnB  vielmehr  das  tnittndisdie  Qeseli  angewendet 
'  weiden.  Vgl.  Planck,  S^rgerUdl«»  OmetB  VI  97,  MehbeiH,  Bürger- 
liehest  Gesetzbuch  I  IdS,  Köhler,  Ijehrbuch  des  Bü/  f/c/  liehen  Recht» 
8.40,  Zitelmann,  IktcimaiümaUs  PrimUrccht  1  m^ÜlifL,  medner, 
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SinführuMgaffMei»  Mum  Bürgerüdkm  €h8§t9hieh  Art.  80,  Niemeptr, 

Inte  nationales  Privatrecht  S.  97  ff.,  Kahn  in  den  JtAfMkekem  für 
Logmatik  XXXIX,  Ztsch.  XIII  87  ff. 

Einp  solche  exklnsivo  Trap^'cite  kann  jr^dnoh  dom  ij  25  Abs  1  dti 
Hüb  nicht  zuerkannt  wcrdt-n.    Wie  die  Donkschrift  zum  t-ririlit.  hat 

nuuD  in  Abweichung  von  dem  früheren  UGB  diese  Vorschi iit  uiifgeiioiumen, 
weil  im  Verkehr  vielfach  die  Firm«  ohne  Räcksicbt  aal  die  Person  ihm 
Inhabern  ata  Eigentamarln  des  Haadliuigmrniögeiu,  ata  Trigetin  der  doxek 
den  Handelebettieb  begründeten  Seehte  uid  Füicbten,  angesehen  werde,  weil 
der  Erwerber  eines  Geschäfts,  der  die  Firma,  wenngleich  mit  einem  Znsatie, 
fortführe,  diidurdi  scint-  Alisicht  trkljiit',  in  die  Gesch&ftsbeziehungen  des 
früheren  Gtachäftainluihers  so  wt  it  als  inü^flirh  einzutreten.  Es  handelt  sich 
also  nur  uiu  eine  Z  w  ec  km  Ä  6  i  t;  k  e  i  t  s  v  o  r  s c  h  r  i  f  t ,  die  der  in  Deutsch- 
hind  herrschenden  Yerkehrsanächauuug  augeyalit  ist,  der  aber  ituzialpoUtisch 
nidit  eine  soldie  Srlieblidikelt  beigelegt  werden  kann,  dafl  man  annebnwn 
mOfite,  es  soUe  daduoh  Ittr  die  in  Bngland  geechdiene  Gesdliftsabertragnig 
die  Anwendung  des  englischen  Recht«,  das  nach  der  Feststellung  des  OLG 
eine  direkte  Haftung  des  Geschäftserwerbers  nicht  könnt,  ausgeschlossen  sein. 
Daher  mottte  anch  dem  sweiten  Berisionaangriff  der  Erfolg  versagt  werden. 

S^etjersicherung  bei  englischen  Gesellachaflen. 

RO  1, 8.  06  (i486.  04;  Äddix  d  Sgettor ff/ Standard  Marine  Insurance 
Co,  nnd  Indtmnitg  Muhuti  Marine  Inmranee  Co, 

Ans  dem  Tatbestand. 

Auf  Grund  von  Konnossementen  hatte  die  KlUyerin  Banmwollo  ans  dem 
Dampfer  „ Castle ventry"  zu  empfan^jen.  (?pr  am  1.  ö.  03  in  Bremerhaven 
angekommen  war.  Sie  Utii  die  Giitor  durch  den  Spediteur  Gewecfu  in 
Bremerhaven  in  Empfang  nehmen,  der  sie  nach  der  erforderlichen  Reinigung 
nnd  weiterm  Behandfaing  in  sdn  dort  bdegeoes  Lagerbans  ftbemebmen  sollte. 
Die  EnÜösebang  aus  dem  Dampfer  war  am  6.  Hai  beendigt  Es  folgte  dnxasf 
an  d«r  Kaie  die  Bearbeitung  der  Ballen.  Am  28.  Mai,  als  erst  ein  Teil  der 
Baumwolle  in  das  Lagerhaus  verbracht  war  und  noch  B18  Ballen  auf  der  Kair 
lagerten,  brach  hier  ein  Feuer  aus.  wodurch  :^H4  Hallen  erheblich  beschädigt 
wurden.    Der  angerichtete  Schaden  betritjjt  unstreitig  12  50ä,*i2  Mk. 

Nach  den  gleichfalls  in  den  iiandeii  der  Klägerin  behndlicben  Polices 
(eorüfimtaa)  stand  die  Baumwolle  nnter  Seeverdcberang  v<m  Idtlle  Rodt 
(Arkansas),  beaw.  Savannah  nadi  Bremen.  Und  swar  waren  Ton  den  fener' 
beschidigten  Ballen  184  StQck  nadi  den  von  St.  Lonls,  Mo.  datierten  Polices 
as«L>;t.  38820,  :i87«>n,  38801  und  38821  (abschriftlich  in  act.  2  bis  bei  der 
Beklagten  1  zu  75 "  o  und  br  i  der  Beklagten  3  zu  25  "'o  versichert  mit  der 
Klausel :  „including  thc  rink  to  Warehousv  or  J{.  Ii.  Station  at  port  of 
dischurye"  und  100  Stück  nach  Police  4-11 7ö,  datiert  Korfolk,  Va.,  bei  der 
Beklagten  1  allein  mit  der  Klausel :  „this  iiuurance  Covers  also  CouHtrf 
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datnaqe  and  all  risks  at  and  from  the  porf  of  deatinution  t>>  thv  point 
of  (ieatination  in  the  inferior."  Es  ist  unbestritten,  dat^  hierrmcb  der 
Anteil  an  dem  Schaden  betr^en  würde  für  die  Beklagte  1  =  10551,83  Mk., 
für  die  Beklagte  2  =  1964,69  Hk.  Auf  je  diesen  Betrag  samt  ö<Vo  Zinsen 
seit  dem  83.  5.  OB  iiat  die  Kligerin  gegen  die  Beklagten  Klage  erholten. 
Die  Beklagten  haben  Klageabweisnng  beantratrt. 

Die  Klägerin  vprtritt  die  Ansicht,  daß  der  Brand  vom  23.  Mai  gemäß 
den  Klauseln  noch  unter  die  von  den  Versicherern  übernonnn(!ne  (iefahr  falle. 
Dies  bestreiten  die  Beklagten,  weil  die  Ware  schuUihafterweise  zu  lansre  an 
der  Kaie  belasüeu  worden  sei  und  die  Policeklaui>eln  sich  auf  eine  so  aus- 
gedehnte Lagerong  nicht  mtiedtten.  Sie  gelten  swar  tu,  daB  bia  snm  16.  Mai, 
an  welchem  Tage  die  an  der  Kaie  TononefamendMi  Arbeiten  mit  Abschlofi 
des  aogenannten  Pickens  beendigt  gewesen  seien,  eine  Verzögerung  noch  nicht 
stattgefunden  habe.  Dann  aber,  meinen  sie,  hätte  die  Ware  sofort  nach  dem 
Lagerhause  abgeführt  werden  «ollen  Darüber,  welche  Arbeiten  ordnungsmäßig 
an  der  Kaie  vorzunehmen  waren  und  ob  auf  die  Abfuhr  nach  dem  Lafrerhaiise 
mit  Kückäicht  auf  die  Menge  und  Beachaftenheit  der  Ware,  die  zur  Verfügung 
Btehende  Ortlichkeit  und  die  benntabaren  Abfnlirwege  mit  tnnlidier  Beechleoni- 
gnng  hingewirlct  oder  aber  die  Arbeit  nngebflhrlich  voachlentt  worden  a^ 
babm  die  Parteien  ins  dnadne  gdiende  Behanptnngui  aalgestellt.  Dafttr 
wird  auf  die  Tatbestlnde  der  Instauorteile  Bezug  genommen. 

Die  erste  Instmz  —  1.  Kammer  fär  Handelssachen  des  Landgerichts 
Bremen  —  hat  narh  Beweiserhebung  durch  Frteil  vom  15.  2.  04  nach  dem 
Klageantrage  erkannt  unter  Belastung  der  Beklagten  1  mit  tr».  der  Be- 
klagten 2  mit  V2>  der  Kosten.  Begründet  ist  die  Entscheidung  damit,  daß 
eine  Ton  der  BUigerin  Terschnldete  nngebtthrüche  Verzögerung  der  Arbeiten 
an  der  Kaie  nioht  nachgewiesen  sei. 

Die  Bernlnng  der  Beklagten  ist  durch  ürteil  des  Hsnseatischen  Ober- 
landesgerichts vom  4.  7.  04  zurückgewiesen  worden  unter  Belastung  der 
Beklagten  1  mit     r..  der  Beklagten  2  mit  V25  der  Kosten  des  "Rechtsmittels. 

Die  Beklagten  haben  llevision  eingelegt  mit  dem  Antrage,  unter  Auf- 
bebung des  angelocbtenen  Urteils  nach  ihrer  —  aui  klagabweisung  gerichteten 
—  Bemhugsbitte  oder  somtwie  Rechtens  n  erkeumi.  Von  der  Kllgerin 
ist  am  ZorttekweiBUig  ißt  Re?iBion  gebeten  wordm. 

Ans  den  Bntscheidangsgrflnden. 

Das  ßerufungsurteil  .  .  .  gelangt  zur  Zurückweisung  der  Berufung,  aus 
dem  Grunde,  weil  narh  dr  ni  anznwendenden  deutschen  Rechte  nur  der  Klägerin 
eiyiTK'S  oder  v^rt  ihr  /u  v«  rtretendes  Verschulden  die  Beklagten  befreit  haben 
wurde  und  ein  solches  Verhalten  nicht  dargelegt  sei. 

Et)  steht  vor  allem  die  Frage,  ob  die  Anwendung  des  deutschen  Rechts 
la  billigen  sei.  Die  schriftliche  .Revisionsb^rttndnng  hat  die  Anwendbarkeit 
nicht  beanstandet,  in  der  mündlichen  Verhandlnng  hat  aber  der  Vertreter  der 
BCTistonsklägerinnen  sie  ausdrücklich  bestritten  und  geltend  gemacht^  dafi 
»ng]o-«merikanis(te  Recht  h&tte  an  Grande  gelegt  werden  mttasen,  wonach 
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der  Kläger  für  das  Verschalden  stiucs  IlilfspfruonaU  einzustehen  habe.  Herror-  • 
gehuben  wird,  daß  die  vorgelegten  certificate  lUMih  IbfigalM  der  (Mgtaial» 
Policen  Aber  die  an  Oziinde  Uegraden  QeneralvenicherangeB  anigeatdlt  leiei; 
ee  bitte  der  Inhalt  dieeer  Pelieen  lestgeeteUt  werden  rnttnen.  Der  Angilff 
ist  nicht  begründet.  Das  Bcrnfung^geriebt  stützt  seine  Ansicht  anf  folgende 
Erwägungen:  versichert  si'i  der  Transport  von  Gütorn  nach  einem  deutsrh'n 
Hafen,  PS  sei  daher  von  Anfang  an  luit  größter  Wahrscheinlichkeit  anznnehmtn 
gewesen,  daß  etwaipje  Ansprüclie  aus  der  Versichernntr  \nn  dem  deut«clien 
Empfänger  der  Ware  in  DeuU>ehIand  geltend  gemacht  würden,  daß  die  Fest> 
Stellung  der  Scbftden  anter  der  Herreclmlt  des  deatiehen  Bedito  itettnialai 
haben  wttrde,  Iran,  daB  die  gesamte  VerpAiohtiing  der  Voalcfaaer,  w«in  ddi 
eine  solche  ergeben  würde,  unter  deutschem  Recht  zu  erfüllen  soin  werde. 
Deshalb  sei  Deutschland  als  der  Sitz  ihrer  Verbindlichkeit  anzusehen.  Dabei 
wird  noch  betont,  daß  sich  die  Reklamen  seihst  nicht  «jewei^crt  hätt*  n.  wegen 
der  Ansprüche  der  KIiii;erin  in  Bremen  Recht  zu  nclitnen  und  dai^  ?.ie  dif 
Anwendung  eines  anderen  Rechts  als  des  deutscheu  nicht  gefordert  hätten. 
Ob  Ifir  SeeTersieheciingen  im  allgemeinen  dem  Beehte  des  Erfallnngaortcs 
entscheld^de  Bedeatnng  eingerftnut  wi^en  dflrite,  brandit  hier  nicht  nnte^ 
sucht  an  werdoi.  Nach  der  besondena  Gestaltnng  des  Falles  ist  jedenfdla 
das  Ergebnis,  daß  deutsches  Recht  zur  Anwendung  zu  brin^ren  sei,  vorliegend 
nicht  als  rechtsirrtümlich  anzuseilen  Es  ist  zu  berücksichtigen  einerseits, 
dalj  der  Vot>ran^.  um  den  es  sich  handelt,  ausschließlich  im  Herrschaftsgebiete 
des  deut.s<lien  Rechts  sich  abgespielt  hat,  an  dem  Orte,  wo  zuirl^ich  auch  der 
versicherte  Transpurl  zu  Ende  gegangen  ist.  Auf  das  Verhältnis  der  Klägerin 
an  dem  Spediteur  (TetoecA»,  dosen  sie  sich  für  die  leiste  Txaasportstteeke 
Tom  Hafen  in  das  Lagerhaus  bedient  hat,  findet  an  sieb  das  deutsche  Becht 
.\n\venduiu|.  Nach  diesem  ist  zu  beurteilen,  inwieleiD  die  Kllgerin  für  ein 
Verschulden  des  Getcecke  hei  diesem  Transport  selbst  verantwortlich  ist. 
Andererseits  kommt  in  Betracht:  es  ist  in  deu  Instanzen  nienids  auf  dif 
Ori^inalpolicen  Bezug  genommen  worden,  am  wenitrsten  in  d  in  Siniu-.  daä 
»ich  daraus  eine  vertragliche  F^täotzung  Uber  das  uuzunehmende  Recht  er> 
gebe.  Auch  triHt  es  dutchans  an,  was  das  Berufungagerieht  geltend  macht, 
daß  die  Belrlagten  selbst  niemals  die  Anwendui^F  ^nes  ftemden  Rechts  Ter* 
langt  haben.  Sie  haben  auch  niemals  behauptet,  daft  das  ansuwendende  hemde 
Recht  zu  einem  anderen  Ergebnisse  führen  würde,  als  das  deutsche.  In  boidrn 
Richtungen  haheri  sie  jeden  Einwand  utiterhissen,  oh^rleich  di'  Kliigerin  schiiu 
in  dem  erstinstanzlichen  Schrift  salze  vom  2.  2.  U4  (act.  ihre  Haftunt:  dir 
ein  Verschulden  des  Getcecke  bestritten  hatte  und  in  dem  landkjerichtlicben 
Trteile  der  §  814  des  deutschen  HOB  der  Entecheidung  zu  Grunde  geletirt 
war.  Danach  sind  die  Beklagten  selbst  in  den  Instaasen  daven  ausgegangen, 
daß  die  Bedeutung  des  streitigen  Vorganges  fttr  ihre  Verpflichtung  ans  da 
Versii  !h Dingen  nach  deutschem  Rechte  EU  beurteilen  sei.  Wenn  bei  dieser 
Sachlage  das  Berufungsgericht,  von  dem  ein  abweichender  Inhidt  des  ans- 
l&ndiachen  Rechts  gar  nicht  behauptet  war,  sein  eigenes  Recht  sur  Anwendan^ 
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gebracht  hat,  so  kann  ihm  nicht  der  \'<'rv;nrf  einer  Rorhtsvrrlotrnnjr  Roinacht 
werden  (vgl.  hierzu  Entscheidungen  bei  Bolze ^  Frojcüs  Bd.  I  Jio.  29,  ßd.  III 
^0.  15 ;  ürttil  I  i 4 1/00  vom  28.  5.  02). 

WeU^  Eecht  kommt  mir  Anwendung  auf  die  Verpflü^tung 

des  Käufers.  9ur  Untersuchung  der  Ware  und  Mängelanseige 

bezüglick  einer  Ware,  die  ein  schottischer  Verkäufer  an  einen 

in  Deutschland  wohnhaften  Käufer  verkaufte  ? 

OLG  Hamburg  H.  2, 04  (Bow,  Higgin  d  CoJde  Jtmgei  BIcMMOt,  Qeriekia- 

weihtHff  ig04  ffauptbl.  S.  208). 

Es  war  zu  prflfen,  ob  die  Ton  der  Kligerin  mit  der  „JOiiii*  gelieferte 

Kohle  den  Vertragsbedingungen  nicht  entsprochen  hat  und  ob  der  angebliche 
MaiiL'el  der  Kohle  rechtzcitiir  (jerflirt  woivien  iKt  Die  Kllijjprin  möchte  für 
iftastere  Frage  da«»  englische  Keoht  an^owciitiet  sehen  und  behauptet,  düli  nach 
englischem  Recht  die  Kohlen,  die  von  dem  schottischen  Werk  an  den  in  Brake 
wohnenden  Beklagten  /o5  Crangemautk/Bomm  or  Leiih  Tcrkaaft  waren, 
unbedingt  im  AbladehiJta  bfttten  nntertadit  werden  mftaeen. 
Zunächst  ist  letzteres  nicht  zutreffend. 

Die  Sale  of  r/oods  act.  (öfi  und  hl  Vitt.  Cfi.  7!)  bestimmt  in  dieser 
Beziehimtr  ansdnirlclich  nichts.  Tm  allgemeinen  ain-r  ist  sie  in  diesem  Pnnkt 
weniger  streng  als  das  Deutsche  HGB.  Sie  stellt  alles  ab  auf  reumnable 
cpportumtp  and  reoMnoAle  iim§.  Vgl.  Seet,  84  1  und  2,  36  dasdbet. 
Wae  dainnter  za  verstehen  sei,  bSngt  von  allgemeinen  Reebtssttnen  nnd  Ton 
der  Verkehreanschaniing  ab  nnd  da6  auch  die  englische  Praxis  hier  nieht  sa 
rigoroser  Auslegung  neigt,  spricht  der  von  der  Klägerin  selbst  beigebrachte 
Brief  ihres  Anwalts  aus.  in  dessen  weiterem  F'orttntnt'  freilich  unch  gesagt 
wird,  daß  das  Aufschiehen  der  Ware  am  Bcstimmuiiifsurt  statt  am  Abladeplatz 
nach  Auffassang  des  Schreibers  nicht  „reasunable"  gewesen  sei. 

St  kommt  aber  das  engUache  Recht  in  dieser  Beaiehung  hiw  ttberhanpi 
nicht  in  Anwendung.  Wie  da«  RQ  in  nenerer  Zeit  wiederliolt  ansgesprochen 
hat.  regeln  die  Vorschriften  Ober  Untersachimg  der  N^'are  und  Mängelanzeigc 
den  rnifanti;  der  Verpflichtungen  des  K  än  f  ers  nnd  müssen  daher  dem  Rechte 
entnunnnen  werden,  nach  welchein  ^^ich  überhaupt  die  Verpllichtungen  des 
Käufers  bestimmen,  also  im  vorliegenden  Falle  dem  deutschen  Recht.  iVgl. 
Jur,  Wodtemehr.  1809  S.  751  No.  27,  Entaeh.  des  RQ  in  CMU.  Bd.  46 
No.  ÖO.) 

L'ud  daü  diese  Regel  auch  dann  gilt»  wenn  nicht  die  Zahlangspflicht 
des  Käufers,  sondern  seine  aus  der  Wandlung  sich  etwa  ergebenden  Ansprüche 
zur  Entscheidung  stehen,  folgt  schon  darnns  wie  der  II  .Senat  dieses  (Jerichts 
bereits  entschieden  hat  {Hanse<it.  GenLhtsseiiuHf/  ilauptbl.  liH)2  No.  öO. 
Seuffert's  Archit  Bd.  58  No.  217 1,  daß  dieses  ganze  Rechtsverhältnis  nur 
in  einem  einheitlichen  Sinne  entschieden  nnd  snr  DurcbfOhning  gebradit 
werden  kann. 
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Übrigens  würde  im  vorliegenden  Falle  aoch  deahalb  deutsches  Recht  zur 
Anwendung  kommen  müssen,  weil,  wie  gleich  zu  erörtern  ist,  der  Ort  der 
AbUel«ninK  Bremen  geweeen  ist 

Das  letstere  bestreitet  die  Kimerin.  indem  aie  darauf  Irinveist,  dafi 
yerkanft  sei  fob  Granffemouäk  und  dafi  die  »lOmi*  nicht  tqh  der  Kttgerin, 
sondern  vom  Bokl.igrton  pochartcrt  war 

Das  erscheint  nicht  zutreffend.  Es  handelt  sich  um  einen  Abschluß 
zwischen  dem  engliseiien  Kohlenwerk  und  ilem  deutschen  Importeur.  L'ber 
die  Art  und  den  Ort  der  Ablielerong  der  Kohlen  war  ausdrücklich  nichts 
bedungen.  Verstdit  man  unter  AbUefumng  (mit  Siaubf  KommetUar  mm 
MOB  %  877  Note  16)  den  Akt,  dnreh  welchen  der  Yerkftnler  die  Ware  ras 
seiner  Verfügungsgewalt  entlftfit  und  sie  in  die  Verfflgungsgewalt  des  Käufers 
oder  seines  Bevollmiichtitrten  gelangt;  oder  mit  dem  JRG  (Hanseat.  Gerichts- 
Zeitung  Hauptbl.  19U0  No.  3)  den  Akt.  dnrch  den  der  Verkänfer  die  Ware 
aus  seiner  Verfütmnfrsj^ewalt  entläßt,  nm  den  Käufer  in  die  Lage  zu  .si  tzen, 
nunmehr  seinerseits  darüber  verfügen  zu  können  und  durch  den  der  KÄuier 
selbst  oder  durch  einen  Beauftragten  die  Ware  ttbeniimmt,  so  ist  es  Idar, 
daO  an  ond  fttr  sieb  and  abgesehen  Ton  der  /^^Klansei,  die  Ablielemiig  im 
Torliegendoi  Falle  erst  in  Bremen  sn  erfolgen  hatte,  nachdem  die  Kllgerin 
anf  Anweisung  des  Beklagten  die  Kohlen  nach  dort  anf  den  Weg  ge1»aebt  hatte. 

Daran  ändert  nun  aber  znnSichst  nichts  die  Vertraffsbestimmar?  f(fb 
GranyetfiDHtJt  etc.  Denn  damit  wurde  nur  zum  Ausdruck  j^ehracht,  daß 
der  vereinbarte  Preis  der  Kohlen  sich  verstehen  solltv  als  Nettopreis  ohne 
Einrechnung  der  Transpurtkosten  einschließlich  Versicherung. 

Aber  auch  der  fernere  Umstand,  dafi  der  Kiufer  es  gewesen  ist,  der 
die  .Mimi'  gechartert  ond  damit  die  TransportgelegMihelt  seinerseits  besebalt 
hat,  kann  für  sich  allein  sn  einer  anderen  Benrtei Um k  nicht  fOliren.  Zweifel- 
haft könnte  das  nur  erscheinen,  wenn  es  gerechtfertigt  wäre,  in  solchem 
Falle  den  Schiffer  als  den  Beauftragten  des  KSnfers  zu  betrarhti^n.  der  am 
Abladeplatz  die  gekauften  Waren  für  winen  Befrachter  entgegennin.i  tT  Ihi? 
BQ  hat  in  neueren  Entscheidungen  wiederholt  den  Spediteur  des  Kuuier::  als 
dessen  Beanftragten  und  SteUro^ter  hi  Betlehnng  anf  die  Realisierung  des 
Kaufgeschhites  beaeidmet,  so  dafi  mit  der  Übergabe  der  Waren  an  ihn  die 
Ablieferung  snstande  kommt.  (HametU,  OeriehimieUiin^  BlanptU.  1899 
No.  m).  1900  No.  3,  vgl.  auch  19f>2  No.  86.    Femer  Das  Recht  1903  S.  9.» 

0!)  man  nnter  fmsttlnden  auch  den  Schiffer  auf  ^'leiche  Stufe  xrird 
stallen  müssen,  kann  hier  unenirtert  hleihen,  Denn  jedenfalls  wäre  daä  nur 
unter  der  Voraussetzung  gerechtfertigt,  daß  der  8ehiRer  nicht  nur  in  Erfüllung 
des  mit  dem  iCäufer  abgeschlossenen  Frachtvertrages  handelt,  sondern  gerade 
auch  bei  Übernahme  der  Gttter  in  das  Schill  als  der  Beauftragte  und  SleU- 
Tertreter  des  Befrachters  auftritt.  Der  Fall  kann  so  liegen,  wemi  der 
Ablader  mit  der  Abladung  sich  sdner  Verfügungsgewalt  Aber  die  Ware 
gänzlich  entschlägt  und  infolgedessen  auch  das  etwa  zu  zeichnende  Kon- 
nossement nicht  mehr  za  beanspruchen  hat.  Wenn  aber^  wie  im  vorUegendea 
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Falle,  wo  die  Kohlen  verkauft  waren  cmh  on  receipt  af  docuoienti*,  der 
Ablader  das  Konnossement  empfängt,  darüber  nach  Belieben  verfügen  und 
damit  den  Sdiilfer  in  die  Lage  venetaco  leann,  trots  leliiea  FraehtYexttagea 
mit  dem  Xiafer  die  Wate  am  BeatumunngqplAtae  nieht  dleaein,  Bändern  dem 

legitimierten  Konnossementsinhaber  analiefam  an  mflssen,  in  diesem  FaUe 
kann  in  der  Abladung  keine  Ablieferang  an  den  Bpatiftragten  zu  dieser 
Funkt inri  Rtauftragten)  des  Käufers  liegen.  Es  sind  di(  eigenartigen 
Kechtsverliai misse  aus  dem  Konnossement,  die  hier  zu  einem  klaren  Ergebnis 
und  an  einer  aieberai  BntadiMdiuig  fUliren.  (Vgl.  aach  AitecA.  des  in 
CMl9,  Bd.  6  No.  16.) 

Wenn  Klägerin  dagegen  aatfflhrt,  es  könne  nicht  in  dem  Belieben  dea 
Käufers  gestanden  haben,  den  Ort  der  Ablieferung  narli  jedem  noch  so  ent- 
fernten Platz  zu  verlegen,  so  ist  das  zweifellos  richtig,  trifft  aber  obige 
äcblu^fulgerung  nicht.  Verlud  allerdings  der  Verkäufer  die  Kohlen  nacb 
einem  solchen  Platze  und  nahm  er  ein  darauf  lautendes  Konnossement  entgegen, 
•o  war  die  AUielening  naeb  dort  verlegt.  Ob  er  nber  Terp fliehtet  war, 
das  zu  ton  nnd  ob  er  nieht  vielmehr,  wenn  ihm  denrtigeB  aagemntet  worde^ 
durch  seine  Wc%anng  erreichen  konnte,  daß  man  sich  Torarat  dahin  einigte, 
daß  die  Abliefpning  vor  dem  Versand  erfolgte,  wäre  aus  dem  Inhalt  nnd 
den  Umständen  des  ganzen  Kaofvertrages  zu  entnehmen  gewesen. 

^ud  einer  GMroUe  durch  den  Steward  in  der  Kabine  eines 

dentechen  Dampfers,  welcher  dten  den  New  Yorker  Hafen  ver^ 

läßt.  —  Das  BeM  New  Yorks,  als  des  ßUndortes,  entscheidet 

Uber  BesWh  und  Eigentumsencerb. 

OLG  Stumbttrg  14,  6.  04  (TroatfJMMbßMrä«  i.  Mambmrg;  Manaeoi. 
G^HektsweUung  1904  Beibl.  S.202), 

Tntbeatand. 

Kläger  war  im  Jahre  189ö  Steward  auf  dem  Dampfer  „Nonnannin* 
der  Hamburg  -  Amerika  Linie.  Als  das  iSchiff  am  8.  1.  t)ö  im  Begriff  war. 
von  New  York  ans  die  Rückreise  nach  Europa  anzutreten  und  sich  im  Hafen 
von  New  York  gerade  in  Bewegung  gesetzt  hatte,  fand  der  Kläger  in 
einem  der  Satena  eine  Bolle  mit  90  Dollan  in  Papier.  In  Befolgung  einer 
allgemein  für  die  Schiffe  der  Hamhn^ Amerika  Linie  getroffenen  Anordnung 
lieferte  Kllg^  den  Fund  dem  Obersteward  aus.  Trotz  AnscUaga  worde  der 
Eigentümer  auf  dem  Schiffe  nicht  ermittelt,  es  wird  daher  vermutet,  daß 
eine  der  Personen  dir  i  is  jjchiff,  ehe  CS  sich  in  Bewegung  setzte,  in  New  York 
verließen,  das  üeld  verloren  hat. 

Bei  Ankunft  der  gNormannia"  in  Qenua  lieferte  der  Kapitän  das  Geld 
an  den  dortig  Austen  der  Hamborg-Amerilia  Linie  ab.  Bleaer  aandte  e» 
an  die  Bhedeiei  in  Hamburg  und  letitere  acfaidcte  d»  Beirag  von  UK967,91, 
ala  dim  Wert  der  90  Dotlara,  an  die  jetaige  Beklagte  mit  Schrdben  vom 
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22.  o.  Itö  ,zur  weiUTeu  Veranlassung".  Der  Verlierer  oder  ein  sonstiger 
Empfangsberechtigter  ist  nicht  ermittelt  worden. 

Ein  Gesuch  det  KUgen  Tom  9. 12. 02,  d«8  Geld  an  Um  lienHiaiiigebcB, 
wmde  TMi  der  Beklagten  snillekgewieeen,  weü  ibm  kein  RechfeamipfaA 
anstdie.  Seine  Klage  ist  vom  LG  Hamburg  CK  II  am  8. 6. 03  abgevietoi 
worden.  Dagegen  hat  daa  OLG  III  am  14.  ö.M  der  Klage  entsprochen: 

Gründe. 

Nach  den  ürundsiitzcn  des  internationalen  Priv.itrechts  wird  lUi  Er- 
werb von  Besitz  und  Eigentum  an  beweglichen  Sachen 
durch  das  Recht  der  belegenen  6*che  bestimmt;  es  ist 
insbesondere  anoh  anerkannt,  daß  das  Redit  des  Fundortes  darflber  entsdieidet, 
ob  und  ontw  welchen  Vöiaoasetsimgen  eine  Terlorene  &Mdie  Bigentnm  dsi 
Finders  werde  (1r.  Bar,  hitctuationales  Pritatrecht  2  Aofl.  Bd.  1  §  2H3 
Not€  8;  Mein,  Internationa h  s  r/r/J-  und  Handelsrecht  Bd.  1  (lÄG] 
S.  394.  Neuvid  tni,  Internationales  Pi  ivatreeht  [lÖiMij  8.  79  f.).  Nan 
hatte  iu  dem  Moment,  als  Kläger  das  Geld  land,  die  ^Normannia'^  sich  im 
Hafen  von  New  York  gerade  zum  Antritt  der  ReiBC  in  Bewegung  gesetzt, 
der  Fundort  lag  daher  in  diesem  Halen,  und  iwar  entweder  im  Gdtangi- 
gebiete  des  Piivatreehts  des  Staates  New  Jersey  oder  in  dem  des  StaatM 
New  York.  Der  Lan  lungsplats  der  Hambnrg-Amerikanischt-n  Padntfsblt- 
Aktien-Gesellschaft  liegt  nämlich  am  westlichen  Ufer  des  Hudson,  also  in 
Now  Jii  'i»  y  und  es  wird  die  Grenze  beider  Staaten  durch  die  Mitte  dei 
Flutilaiiie.'^  g«'l)!ldet. 

Es  ist  die  Frage  aufgeworfen,  ob  etwa  der  Dampier  als  deutsche» 
Privatrecbtsgebiet  anunsehen  sei.  Sie  ist  aber  tu  verneinen.  Kiiegi* 
aehille  sind  allerdings  auch  in  fremden  HUen  exterritorial,  dagegen  gelua 
AindelsBchlffe  als  „wandelnde  Gebietsteile  ihres  Heimatstaates"  nur  auf  hober 
See  (v.  Bar  a.  a.  0.  Bd.  2,  §§  302.  5()5,  S.  6()9,  (il4  :  Hvffter,  Vrdkerrecht 
8.  Ausg.  [1888]  §  78  Note  2.  879  V;  Gar  eis.  Institutionen  des  njker- 
rechts  S.  64  Nr.  fi:  neilbor n,  Systew  des  Vnlkerrechts  \  n 

Der  Hafen  von  r^tw  York  aber  liegt  nicht  an  der  Meeresküste,  ,4m  Küsten- 
meer",  sondern  ist  ein  Binnenhafen. 

Die  durch  Vermitlelnng  des  Kaiseil.  Generalkonsulats  in  New  York  foa 
den  Roehtsanwftlten  D.  und  R.  daselbst  erteOte  Auskunft  über  das  Beeht  der 
Staaten  New  Jersey  und  New  York  Uber  gefundene  Sachen  gebt  di^iis:  El 
gelte  insoweit  in  beiden  Stauten  gleiches  Recht.  In  keinem  der  beiden  Staaten 
gebe  OS  ein  geschriebenes  Gesetz  über  die  Hechte  des  Finders  an  der  verlorenei) 
iSache  (ileicbwohl  habe  sich  in  beiden  Staaten  durch  die  Rechtsprechuna  der 
Gericlile  aul  der  Grundlage  dcä  englischen  Rechts  der  feststehend«;  Ht-chtssati 
gebildet,  dafi  der  Finder  gegen  Jedermann  mit  elnaiger  Aai* 
nähme  des  JBigentflmers  einen  Rechtsnnspruch  nuf  des 
Besitz  des  Fundes  habe.  Dieser  Rechtsgrundsats  sei  in  saUreichMi 
Fällen  zur  Anw  endung  gekommen,  z.  B.  auch  wo  es  sich  um  Wertsachen 
gehandelt  habe,  die  in  £isenbahnsttgen,  in  den  Empfangsrlkumen  eines  Hoteii 
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oder  in  Vcrkutitälädiu  gefunden  seien.  Weder  nach  den  geschriebenen  Gesetzen 
noch  nach  dem  ungeaduiebanen  Rechte  der  beiden  Staaten  sei  der  Finder 
▼erpfiiohtet,  Anieige  Ton  im.  Funde  in  nuMhen  oder  ihn  an  eine  Behörde 
oder  an  einen  anderen  Ort  absnUefem.  Ahnliche  Vonohrlftai,  wie  sie  in  den 

§^  965  bis  i)Si  des  Deatschen  BGB  enthalten  seien,  gebe  es  in  jenen  Staaten 
nirht  •  ll>  Americrtn  and  Enfflish  Encyclopaedin  uf  f,an\  r>79,  öS4,  Sfcotid 
Edition).  Dem  Eitrcniümer  werde  durch  das  \  ei  iun  ii  stiii  Ei^^entuinsn  rlit 
nicht  genommen  and  es  emerbe  daher  der  Finder  ihm  gugcuUbct:  ktin 
Eigentomaieeht;  aber  allen  ander»  Personen  gegenflber  werde  der  Finder 
snm  BigentOmer  der  gehmdenen  Sache  and  kttnne  sein  Bigentom  im  Proiefi 
geltend  machen  (a.  a.  0.  680;  N,  Y.  d:  Harlem  R.  R.  Co.  v.  Hau>B,  56  New 
York  Reports  175;  Keron  v.  Casfintann,  33  Atlaiüic  Reporter  lofiö: 
Ifetc  Jersey  Court  of  Cknncerij)  Das  Klagerecht  des  Eijiontünieis  gegen 
den  Finder  verjähre  in  6  Jahren  von  der  Zeit  des  Verlierens  an  gerechnet, 
wreon  der  Verlierer  zu  jener  Zeit  gewußt  habe,  wer  der  Finder  sei;  sonst  in 
Mcha  Jahren  tw  der  Zeit  an  gerechnet,  wo  er  dies  erfahren;  anch  komme 
die  Zeit,  wihrend  wddiMr  der  Finder  nach  Bntstehnng  des  Klagereohts 
dauernd  von  dem  Staate  abwesend  sei,  vun  der  Verjährungsfrist  in  Abzog, 
t^brigens  sei  das  Recht  des  Finders  r.mw  Besitze  der  Sarhe  allen  Personen 
außer  dem  Eitrentiim(?r  yeyenübfr  nieht  von  der  Verjährungsfrist  abhan^rig. 

Danach  standen  dem  Kläger,  als  er  das  Geld  im  Hafen  von  ^'ew  York 
fand  —  einerlei  ob  das  Schiff  damals  sich  im  Gebiete  das  Staates  New  Jersey 
oder  in  dem  des  Staates  New  York  befand  —  an  dem  Oelde  gegenflber 
allen  Dritten  mit  Ausnahme  des  Eigentümers  die  Rechteeines 
Eigentümers  zn.  Diese  Rechte  K'nK^'n  ihm  auch  nicht  dadurch  verloren,  daß 
er  entsprechend  der  von  dir  ihm  vorfjcsetztcn  Direktion  im  Interesse  des 
Verlierers  erlassenen  Instruktion  das  Geld  an  den  Obersteward  ablieferte. 
Ein  Aufgeben  seiner  Finderansprüche  entsprach  weder  seinem  Willen,  noch 
dem  der  Direktion,  deren  üutroktion  nor  bestimmt  war,  das  Rtcfcfocdemngs- 
recht  des  TerUerras  an  sichem.  Nur  diesem  Zwecke  diente  anch,  daß  die 
Direktion  den  Betrag  des  mittlerweile  in  deutsches  Geld  umgewechselten 
FiindtH  an  flie  Beklagte  .tw  weiterer  N'eranlrmsnnL'-  übersandte.  Anrh  dies 
hatte  nur  die  Bedeutung,  daß  die  weitere  Eiiiuiu  iuüg  des  Empfangsberechtigten 
nunmehr  der  Polizei-Behörde  überlassen  werde.  Auch  damit  aber  sollten  und 
konnten  besondere  Beohte  an  dem  Oelde  an!  die  Bekb^^  ron  der  Direktion 
nicht  flbertragsn  werden,  da  diese  solche  Rechte  gar  nicht  besaB  nnd  anch. 
wie  äie  aasdiflcklich  srklirt,  gar  nidit  in  Anspruch  nahm.  Ob  die  Beklagte 
Erniittelun{?en  angestellt  hat  und  wie  sie  sonst  mit  dem  CJ-  Wi»'  nach  den  für 
sie  geltenden  reglemen tarischen  BestimmunKcn  verfahren  ist.  kommt  hier 
nicht  in  Betracht.  Ein  Recht,  das  Geld  in  ihrem  Gewahrsam  zu  behalten, 
bestand  Jedenfalls  nur  so  lange,  bis  eine  zum  Besitz  des  Oeldes  berechtigte 
Person  —  dar  Verlierer  oder  Eägentamer  der  90  Dollars  oder  ein  Fnnd> 
berechtigter  —  sich  bei  ihr  meldete  nnd  legitimierte,  fiäne  solche  Person  abw 
tat  nadi  dem  hier  malSgebendoi  Redite  des  Fnndortca  der  KlBger.  Da  diesem 
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nicht  etwa  blos  in  Vertretung  des  Verlierers,  f^ondtrn 
kraft  eigenen  Rechts  ein  Anspruch  auf  den  Besitz  zusteht,  su  iat  die 
Beklagte  zn  Herauagabe  an  ihn  Teipdichtet  und  nicht  berechtigt,  ihm  den 
Begiti  ttm  deswillen  Torza^thalten,  wäl  der  Kliger  in  die  Lage  kommen 
kann,  das  Qeld  an  den  Verlierer  oder  den  ehemaligen  SlgentBmer  des  Fundes 
als  den  hesser  Berechtigten  h^nsgebra  ni  mflaaen. 

Testamentsform,  Testierfähigkeit, 

OLG  Hamburg  h  3,  04  (Lerehe/ Lerche;  Bans9at,  Oeriekinethmg  1904 

Beiblatt  S.  141). 

Tatbestand. 

Am  15  6  92  verstarb  zu  Diesdorf  die  damals  %'on  ihrem  in  Hamburg 
wohnenden  Manne  getrennt  lebende  Frau  Marie  Lerche,  ^'cb  MilJler.  Mutter 
des  Klägers  und  Großmutter  des  mitbeklagten  J.  ü.  Faul  Lerche.  iSie  hatte 
sehon  1867  mit  ihrem  Hanne  Qflttftnnnmig  Terdnbart.  Sie  hinterli^  ein 
in  Diesdorf  am  4.  2. 98  vor  der  »ein  für  allemal  ernannten'  Gerlchtskommiadon 
errichtetes  and  am  IB.  8.  92  pabUsiertes  Testament.  Sie  enterbt  darin  ihren 
Mann  nnd  ihrm  Sohn  «i"n  Klüger,  und  ernennt  zn  ihren  alleinigen  Erben  die 
beiden  Sdhno  des  Klägers,  Max  Lerclie  und  den  mitbeklagten  Paul  Lerche 
und  verfügt: 

Ich  snbstitttiexe  dleie  beiden  Beben  sieb  wedisdeeitig,  fsUs  einer  tob 
QuiMi  Tor  mir  vereterben  sollte.  Sollte  auch  der  LKngstlebende  von  ihnea 

Tor  mir,  oder  audi  nach  mir,  aber  vor  erreichter  Großjährigkeit  verst^ben, 
so  substituiere  ich  demselben  meinen  Sohn  (den  Klttgtf)  und  meine  Sdiwester 
(die  Frau  des  mitbeklagten  Müller^. 

Zu  ihrem  Testamentsvollstrecker  ernennt  sie  ihren  Fihuager  Wilhelm 
Müller  und  weist  ihn  an,  ihren  gesamten  Nachlai»  bis  zur  QroßjiLhrigkeit 
ihrer  beiden  Enkel  nnd  Erben  Max  und  Faul  Lerche  nach  frdem  Ermessen, 
ohne  Jede  EinBcbrSoknng  und  ohne  lOtwirkung  des  Geridits  an  Terwslten. 

Der  Testamentsvollstrecker  Müller  nahm  den  Xadilaß  für  die  beiden 
minderjährigen  Tt  stamentsorhen  in  Verwaltung.  Der  Ehemann  Lerche  starb, 
ohne  irgend  welche  »Schritte  gegen  die  Testamentserben  oder  den  TtstaTuent«»- 
ToUst recker  unternommen  zu  haben.  Der  jetzige  Kläger  dagegen  erhob  im 
Jnli  1898  eine  Klage  auf  Anfechtong  des  Testaments  gQgen  die  beiden  Ttesta- 
mentserben  und  doi  Testamentsvollstreck^,  sog  dieselbe  Jedocb  tot  dem  Jahre 
1S94  snrflek. 

Der  ältere  Sohn  des  Klägers,  Maj:  Lerche,  starb  im  Laufe  des  Jahres 
1894,  seitdem  vem^altet  der  Testamentsvollstrecker  Müller  den  Nachlaß  ifir 
den  noch  minderjährigen  Paul  Lerche. 

Am  24.  i.  03  erhob  der  Kläger  gegen  Paul  Lerche  und  den  Testameais- 
Tollstreeker  Jftflfor  von  neuem  Klage  Tor  dem  LG  Ounburg.  Er  beantngt: 

Das  Testamoit  fttr  ungflltig  an  erklären  und  dem  Kliger  als  dem 
alldnigen  Erben  seiner  Mutter  deren  Nachlaß  »uuspreelien,  eventnell  das 
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Tei>tamt;»t  insoweit  für  unwirk^m  zu  crklärea,  alg  es  den  Pfticbtteil  des 
Klügers  verletzt  und  festzustellen,  daß  Kläger  den  dritten  Teil  des  JKacUasäes 
ab  Pflicbttdl  so  beanspincben  hat. 

Diese  Klag«  iat  vom  LG  Hamborg  CK  V  am  19.  9. 03  aligewieseD,  daa 
OLG  Itat  die  Berofong  des  KUgeni  Terworlm. 

Gründe. 

I.  Das  angefochtene  Testament  ist  gültig  errichtet.  Nach  der  im  Jahre 
1892  wie  noch  jetzt  geltenden  Rechtsrcgel  „Iwua  regit  actum'*  genügte  zur 
Walirang  der  PormTonebiiften  die  Beolwclitaiig  der  Geeetae,  die  damals 
am  Orte  der  Bixiehtang  des  Testaments  galten. 

Am  4. 8. 92  galt  in  dem  aom  Beiirlce  des  Amtsgeriebts  Saliwedel  ge- 
hSienden  Orte  JSUmM  daa  Allgemeine  PreoBiscIie  Lsndxecht  Naeh  den 
9§  379,  431  Teil  II  Tit.  2  dieses  Gesetzes  mflSBen  alle  letztwilligen  Ver- 
fügungen, wodurch  den  Kindern  ihr  Pflichtteil  genommen  werden  soll,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  in  der  Form  eines  .wirkUcben"  Testaments  abgefaßt 
sein.    Diese  Form  ist  hier  gewahrt. 

Das  Testament  ist  ?.u  gerichtlichem  Protokoll  von  der  Testatrix  selbst 
erklärt.  Das  Gericht  war  urduungämäüig  besetzt,  die  üerichtskomnüssion 
war  eine  «ein  für  allemal  ernannte* ;  aBe  Y<uc8chrÜlen,  die  das  Geseta  für 
ein  «mflndlich  aofgenonunenes  Testament*  Torsdhreibt,  sind  beobachtet,  ins- 
benondere  aoch  die  in  den  ^  66  Tlt  18  Teil  I  67,  88^66,  87^«  104,  106, 
142.  143,  145,  146  enthaltenen  Vorschriften  (cf.  Gruchut,  PreußiwAM 
Erbrecht  in  Glossen  mmm  AUgemeinen  Landrechi  X.  Bd.,  insbesondere  so 
§§  87—89  S.  459). 

TT.  Nur  für  die  P'orm  gilt  die  Rechtsrogel  locus  regit  actum,  die 
Wirksamkeit  des  Inhalts  ieULwilliger  Dispositionen  ist  abhängig  von  dem 
Gesetze,  welches  für  die  Erbfolge  überhaupt  entscheidet. 

Die  Erblasserin  ist  ,vor  dem  Inkrafttreten  des  BOB  gestorben'',  fUr 
die  erbtoehtUeben  Verhftltniise  blelbeii  daher  ^die  Udlerigen  Gesetae  maft- 
gebend*  (BG  s.  BGB  Art.  818). 

Nach  dem  Allgemeinen  Preußischen  Landreoht  wie  anch  nach  gemeinem 
nnd  dem  bis  aom  81. 12.  99  in  Hamborg  gdtenden  Recht  bildet  die  Grand« 
läge  des  Erbrechts  der  Eintritt  der  Erben  in  das  Vermögen  des  Verstorbenen 

als  gedachte  Einheit  —  das  generelle  System  ist  in  Deutschland  durchj^e- 
drungen,  die  spezielle  Erbfolge  hat  sich  nur  für  gewisse  geschlossene  Güter- 
inbegriffe erhalten  —  und  der  Sitz  des  Vermögens  in  diesem  6inne  ist,  wo 
auch  die  einzelnen  Bestandteile  sich  belindeu  mögen,  der  W  u  h  u  s  i  i  z  der 
Person.  Daher  «ird  Jemand  beerbt,  sowohl  ans  letrtem  Willen  als  ohne 
lotsten  Willoi,  nadi  dem  Hechte  seines  Wohurfties;  nicht  das  Recht  d«r 
Staatsangehörigkeit,  sondern  des  lotsten  Wohnsitses  des  Erblassers  ist  für 
die  Erbfolge  maßgebend.  Nach  diesem  Hechte  enteclieidet  sich  das  Intestat- 
erbrecht, das  Noterbenrecht  —  das  der  freien  Verfflgong  des  Erblassers  ent> 

Zeltsohrfit  f.  latttiL  Privat.  it.öflM.Baebt.  XY.  81 
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rückto  ifost  tzlirhf  Erbrecht  --  nnrt  das  Tost :inuTit serbrecht,  nicht  minder  aVr 
auch  die  Flihi^kcit,  ein  'J'f.stMiiu  nt  zu  crrichton.  iti'^^i  sondoro  hrantwortct  sich 
nach  diest.ui  Hecht  auch  die  vom  Kläger  aufgcworft  iie  Frage ;  Beduiitt  die 
Erblasserin  zur  Errichtung  eines  rechtsgültigen  Testamentes  des  Konsens« 
ibres  EhemAimes?  Denn  die  Form  eines  Rechtegeeehlllee  Ist  allee,  aber  udi 
nur  dasjenige,  was  der  Handelnde  TonmnehnMn  liat,  nm  seinem  WiHa 
'  den  vom  G(  s(  tzi  gfofordcrten  AuBdruck  zu  geben,  wihrend  der  naeli  dMD 
Oesetze  erforderlic lie  W  ille  eines  Dritten  ebenso  als  Materie  zu  betrachtfn 
ist.  wie  die  Willftisrirhtung  des  Handelnden  {Wt'nd.tckerff.  Lehrbuch  ffc.< 
Pandektc Ut  echts  I.  Hd.  Hö  Z.  h  VII  Aufl.  S.  84.  K' c n cl sbc  r ;ic  i .  I'^ni- 
dekten  §  46  S.  181,  183,  g  4Ü  II  S.  Uki,  167,  Dernburg,  Fandekie» 
Bd.  M  46  Tl.  Anll.  S.  107,  Suiteh.  dee  »Q  YUI  146,  XIV  184,  XX  3o3. 
9.  Bar,  Tktorie  und  Praxis  des  intBrnahamatm  Privatrechts  Bl  II 
§  368,  S.  317,  318,  I  349,  n  B29,  331,  334.  Böhm,  Handbuch  der  inter- 
nationalen Nfu  hlaßhehandhintf  (1881)  S.  23,  27,  Meili,  Bat  intemotf»- 
naie  Zivil-  und  Handelsrecht  U  149. 

III.  Als  das  Recht  des  Wohnsitzes  kann  im  vorliegenden  Falle  nur  du 
in  Hamburg  bis  zum  Inkrafttreten  des  BGB  maßgebende  Recht,  oder  das 
bis  dahin  für  Diesdorf  geltende  Recht,  also  das  Allgemeine  Prenßi«''h'' 
Landrecht,  in  ßoiraclit  kommen,  je  nachdem  anzunehmen  ist.  dali  die  Ein  fi m 
Lerche  zur  Zeit  der  Tcätamentserrichiuiig  und  ihres  Todes  das  Domizil 
ihres  Mannes  geteilt  hat,  oder  daß  sie  von  ihrem  Manne  getramt 
lebend,  ein  eigenes  Domisil  in  Diesdorf  begrflndet  hat  Ehi 
drittes  Recht  würde  flbrigens  aneh  dann  nicht  in  Frage  Irommen,  wenn  man 
annehmen  wollte,  dali  das  Personalstatut  der  Ehefrau  Lerche  dttTob  ihre 
gt;uitsantrehöri»rkeit  bestimmt  sei.  Denn  entweder  ist  ihr  Ehemann  und  ist 
sie  preußische  Staatsangehörige  geblieben,  dann  wurde  nach  diesem  Prinzi]) 
das  in  Wilmersen.  Diesdorf  und  Lockstedt  bis  zum  31.  12.  geltende 
Preußische  Allgemeine  Laudrecbt  anzuwenden  sein,  oder  ilur  Mann  und  sie 
sind  Hamborg  Bürger  geworden,  in  welchem  Falle  das  Hamburger  Redit 
Odtnng  haben  wttrde. 

\,  Weder  nach  Hamburger  Recht  noch  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht 
bednrfte  die  Ehefrau  Lerche  aar  Errichtung  eines  recbtt- 
gültigen  Testaments  des  Konsenses  ihres  Ehemannes^ 

Der  ans  den  Hamburger  Statuten  Part.  HI  Tit.  I  Art.  14  sich  ergebende 
Sats:  Die  Ehefrau  testiert  mit  Vollwort  des  Ehemannes  kraft  seiner  dtelicks 

Vormundschaft,  gilt  nur  für  das  b  ;imburgische  G  es  <•>  m  t  ir n  t .  zu  einft 
letztwilligen  Verfrtiinncr  ülier  ihr  Öondergut  bedurf  die  Ehefntu  nicht  des 
Konsenses  ihres  Ehemannes.  Daß  aber  die  Eheleute  Lerche  infolgt  de»  I  m 
Standes,  daß  der  Ehemann  seinen  Wohnsitz  nach  Hamburg  verlegte,  dem 
bambnrgisehen  ehemaligen  Qflterreoht  unterworfra  gewesen  wAren,  ist  DKh 
Hsmburger  Recht  deshalb  aufgeschlossen,  weil  sie  in  rechtsgültiger  Weitr 
yertragsmäßig  Oatertrennu ng  vereinbart  hatten.    Nur  Übet 
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ßondergut  hat  die  Ehefrau  T,crrhe  tetztwillig  verfügt  {cf.  Baumeister, 
Dof!  Pnrntrecht  der  freien  und  Hansestadt  Hanümrg  Bd.  II  1<>R  fll 
S.  2Ö4.  Niemeyer,  Hamburyiaches  Privatrecht  S.  13,  416  löö;,  824, 
602.  SanMüi.  OeriehttMeitung  1897  No.  34  8. 67,  1886  No.  162  8. 874). 

Ebenuwenig  bedurfte  die  mwfrM  Lerche  meli  den  VonehflfteD  det 
PreoAiscben  Rechte  einnr  oolcbMi  Oendunigiuig  (cf.  Oruehoi  ».  a.  0. 1 330). 

8.  Sowohl  nach  Ounburger  Recht  ah  nach  dem  PreoBiaeheii  AUgemeinen 
Laadieeht  war  der  Anspruch  des  Klägers  gegen  die  Tcstamenteerben  niid  den 
Testamontsvollstrecker  bereits  am  31, 18.  99  verj&hrt. 

Ein  formgUltig  errichtetes  Testament  liegt  vor.  nicht  aber  eine  nach 
Hamburger  Recht  gültige  exheredatiu  bona  menfc,  da  Lei  » iner  jeden  Ent- 
erbung die  sie  rechtfertigenden  Gründe  in  dem  Ti  stjum  nte  nanihaft  K'  iiif»<'ht 
werden  müssen.  Da  dies  im  vorliegenden  Falle  unterblieben  iüt,  so  konnte 
der  KlSger  aal  Omnd  des  Art.  86  der  Statuten  dae  Tntament  aeiner  Mutter 
mit  der  querela  inoffieioei  testamenti  anfechten.  Diese  Klage 
T^jährte  nach  Uarnbtirger  Recht  in  fünf  Jahren,  von  dem  Zeitpunkte  an 
gereehnrt.  wo  der  Klil^'t  r  von  dem  Inhalte  des  Testaments  Kenntnis  erhielt, 
also  dem  13.  8.  92.  ist  nun  auch  diese  Verjährung  durch  die  im  Jahre  1893 
erfolgt!}  Klaganstellong  unterbrochen,  so  begann  sie  doch  mit  der  im  Jahre 
1894  erfolgten  Zurttcknabme  der  Klage  von  senem  au  laufen  und  war  trots 
der  Unterbrechung  spätestens  am  31.  18.  99  ToUendet  (cf.  Saumeieter 
a.  a.  0.  11376,  884.  285.  Niemeyer  a.  a.  0.  S.  f>30.  614  und  683,  Mandat, 
Gerichteeeitung  1888  No.  157  8.  257,  1897  No.  155  .S.  308). 

Aber  auch  nach  dem  Preußischen  Allgemeinen  Landrecht  ist  die  Befugnis 
des  Klägers,  mit  einer  personlichen  Klage  gegen  die  eingesetzten  Erben  sein 
Ptliehttt  il  von  diesen  zu  furdern  —  §  440,  441.  432—4:14  Teil  II  Tit.  2 
dt6  Allgemeinen  Landrechts  —  längst  verjährt,  da  der  Kläger  diese  Klage 
nicht  innerhalb  der  Frist  von  swelJahzen  nach  erlangter  Komtnis  ron  dem 
Inhalte  des  Testaniente  erhoben  hat.  Er  kann  sich  nicht  daiaaf  bemfen,  daft 
er  im  Jafaie  1893  eine  Klage  erhoben  habe,  da  er  diese  Klage  im  Jahre  1894 
zurückgenommen  hat  (cf.  Qruehot  a.  a.  0.  ä.  236,  238,  Kocht  Freußiechee 
JLandreckt  S  471.  47n\. 

Sollte  jedoch  aus  irgend  eine?n  (Jriinde  der  Anspruch  des  Klägers  gegen 
die  Beklagten  nach  Preußischem  Laudrecht,  nach  Hamburger  Recht  oder  nach 
i^end  dnem  aadeMn  etira  tat  Anwendung  komm«iden  Bedit  lüdit  verjfthft 
sein,  so  wflrde  dodi  sein  Ansj^mdi  auf  den  Pflichtteil  und  damit  seine 
Sämtüchea  in  diesem  Prozesse  geltend  gemachten  Forderungen  gero&6  Art  169 
des  EG  zum  %  8338  BOB  mit  dem  Ablaufe  des  Jahree  1908  veijfthrt  ge- 
wesen sein. 

Unter  diesen  Umständen  braucht  nicht  erörtert  zu  werden,  ob  die  Ehe- 
frau Lerclie  zur  Zeit  ihres  Todes  den  Wohnsite  ihres  Mannes  in  Hamburg 
als  ihr  domtettiuim  neeeeearium  teilte,  oder  ob  sie  damals  in  Diesdorf  ein 
selbstftndigee  Domizil  begrOndet  hatte. 

21* 
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Art.  10  EG  z.  BGB.  —  Die  Rechisjahifilrit  ai^shindischer 
Handelsgesellschaften  richtet  sich  tna  h  dem  am  Ort  ihres 

Sitjses  geltenden  Hecht, 

OLG  Mamöurg  22.  11.  04  (Pensacola  Lumber  Co.'Ilatetnafm;  Sameat. 
QtricktaaeUung  imö  BauptbL  S,  II), 

Die  Beklagte  hat  darch  ihren  Prozeßbevollmächtigten  erklären  lauen 
daß  weder  die  Partei fäbigkeit  der  klagendeu  Gesollschaft,  noch  die  Legitimation 
der  als  ilirc  s^esetzlicheii  Vertreter  bezeichneten  Personen  beanstandet  werden 
solle  unil  diese  Erkläruug  ist  in  zweiter  Instanz  wiederholt.  Dadurch  wird 
aber  das  Gericht  der  Verpflichtung,  nach  Maßgabe  der  Vori»chnft  im  §  5^ 
ZPO  die  Faurldfähigkeit  der  als  Kligerin  anftzetenden  Oeeellicliaft  imd 
Legltimatioii  dar  geeeteliclieD  Vertreter  zu  prttfen,  nicbt  aiierholieB.  Dwbh 
die  beigebrachte  Inkorporationaakte  vom  11.9.97  wird  emiesen,  daB  die 
Pensacola  Lumber  Co..  welche  ihren  Sitz  in  dem  Staate  Florida  hat,  eine 
zum  Zwecke  <]vs  Betriehes  vnn  Tlandelsgeschüften  gegründete  Gesellschaft  ist 
und  nach  den  Uesetzcu  des  Staates  Florida  Rechtsfähigkeit  besitzt.  Es  bleibt 
aber  die  Frage,  ob  solches  genügt,  am  der  Gesellschaft  Rechtsfähigkeit  auch 
im  Gebiete  des  Deateehen  fieicliei  »i  verieihen,  oder  ob  der  nach  den  Oeaetsen 
dei  Amlaiidea  rechtefftbigeii  GeeeUacbaft  BecbtafUiiglceit  im  Intaade  nnr 
zugestanden  weiden  lidnnte,  wenn  nachgewiesen  wSre,  dafi  die  Ton  ibr  ge- 
wählte Gesellschaftsfonn  den  Formiai  einer  der  Handelsgesellschaften  des 
deutschen  Rechts  entspreche,  oder  wenn  nach  Maßfzabe  des  Art.  10  des  EG  z. 
BGB  die  Rechtsfähigkeit  der  Ueseilschaft  durch  Beschluß  des  LG  anerkannt  wSre. 

Der  in  der  vorliegenden  Sache  zur  Entscheidung  berufene  II  Zivils^^nat 
des  OLG  hat  —  allerdings  in  anderer  Besetzung  —  in  dem  in  Sacheu  Union 
Bank  und  Trost  Company  in  NathTÜle,  Tennessee  gegen  Carl  Gärtner  sm 
*  23.6. 03  erlassenen  Ürteile*)  ansgesprodien,  dafi  der  angefBbrte  Art  10  des 
EG  a.  BOB  auch  auf  ansllndiscbe  Handelsgesellschaften  anwendber  sei  nnd 
es  daher  nicht  genüge,  um  ihnen  Rechtsfähigkeit  im  Inlande  zuzugestehen, 
daß  sie  nach  den  Gesetzen  des  Änslandes.  dem  sie  an<rehören.  als  rechtsfähige? 
anerkannt  sind.  Dagegen  wird  in  einem  Urteile  des  III  Senats  des  UL<i 
vom  7. 11.  03,  des  V.  Senats  vom  20.  11.  03  und  det»  I.  Senau  vom  23.  3.  04-; 
der  Standpnnlct  vertreten,  daB  Art  10  des  SO  s.  BGB  auf  HaodelsgeseU- 
scbaften  flberall  nicht  anwendbar  sei.  Das  erlcennende  Gericht  glaubt  sieb 
dieser  Ansicht  anschliefien  nnd  demnacii  den  in  dem  Mbsrai  ürteüe  mt' 
treti-neii  Standpunkt  nicht  aufrecht  erhalten  zu  sollen.  In  dem  angeführten 
Urteile  liat  schon  das  Berufungsgericht  seihst  darauf  hingewiesen,  daß  die 
von  ihm  vertretene  Auffasbung  zu  bedenklichen  und  unen\-ünschten  Konse- 
quenzen führen  könne  Unttr  diesen  Umständen  ist  es  gerechtfertigt,  wenn 
bezüglich  der  Tragweite  der  Vorschrift  des  §  10  des  £G  z.  BGB  auch  nur 


1)  s  Ztscb.  ZIV  64.  —  Red. 

^  =  Ztscb.  XIY  69,  163,  476.  -  Red. 
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nidit  gaos  ubegrandete  Zwdiel  erhoben  werden  können,  der  OeeetiesrorschriH 
«ine  solche  Aulegang  n  gdien,  weldhe  den  Erfwdemtsaen  des  Vwkelirs 

gwecht  wird 

Das  Bfrufiinfibgfricht  erachtet  daher  die  Parteifähi^keit  der  klagenden 
(it^elUchaft  für  dargetan.  Ebeiiba  wird  durch  die  beigebrachten  Urkunden 
die  Legitimation  der  gesetzlichen  Vertreter  der  Gesellschaft  Brent,  Meade 
und  Knowlee  nachgewiesen. 

Art,  14  EG  M,  BGB,    —   UfUerhalUtpflicht  ausländischer 

EhegaUm  in  Deutst^land.^) 

OLG  Hamöuiff  28.  10.  04  (Fischer/ Fischer ,  IluHseat.  G^richtszeitung 

1904  BMatt  S.  308). 
Dem  LO  ist  duin  beimtreten,  daß  fttr  die  Bntacheidnng  de»  Rechte- 
streite das  deatsehe  Recht  mnBgebend  ist.  In  der  Literator  wird 
allerdJngs  —  s.  B.  Ton  Fianek,  Xommentar  m  Art,  14  XO  nnd  von 
Niemet/er,  Tntematioales  Privaireeki  8. 142  —  die  Ansicht  vertreten,  daß 
die  UnU'fhaltspMi'^hr  der  Ehegatten  gegeneinander  sich  nach  ansliitidischem 
Recht  richte,  sobald  beide  Ehegatten  —  wie  es  nach  der  Behauptung  des 
Beklagten  hier  der  Fall  ist  —  Aualänder  sind.  Dieser  Ansicht  kann  jedoch 
nicht  bdgetreten  werden.  Das  EG  z.  BGB  enth&lt  im  Art.  14  lediglich 
Vorschriften  für  den  Fall,  daft  dentsdie  Rhegntten  im  Aoslsnde  wohnen  and 
fOr  den  Fall,  daft  ein  dentsdier  Ehemann  AnsUnder  geworden,  seine  Fran 
aber  Deutsche  geblieben  ist.  Pttr  den  Fall,  daß  aosllndisdu;  Ehegatten  in 
Deutschland  wohnen,  enthält  das  EG  keine  Bestimmung.  Der  §  2371  des 
dem  Bundesrat  von  der  zweiten  Kommi'äsidn  vorgelegten  Entwurfs  ist  nicht 
Gesetz  geworden.  Bei  der  vollstÄndigen  UmgestaltunL»'  welche  das  ganze 
6.  Bach  jenes  Entwurfs  durch  die  Ikschlüsse  des  buntitäiais  erfahren  hat, 
kann  er  anch  niidit  tnr  Anslegnng  des  Gesetses  lieraugezogen  werden.  In 
Ermangdong  dner  geselslichai  Toisehrift  aber  liegt  nicht  d«r  nündeste 
Anlaß  Tor,  von  dner  Anwendung  des  dwitsehen  Rechts  sbmsehen.  Vielmehr 
erscheint  es  nur  natürlich,  daB  die  Unterhaltspflicht  der  in  Deutschland 
wohnenden  Ehegatten  gegeneinander  sich  nach  den  in  Deutschland  geltenden 
(ieseUen  richtet,  einerl"!  welcher  Nationalität  die  Ehegatten  angehören. 

Nach  den  hiernach  maßgebenden  Vorschriften  des  BUB  haben  die  Be- 
dürfnisse der  Kinder  der  Parteien  bei  der  Beurteilung  der  klägerischen 
Ansprfiche  nnberücksichtlgt  sn  bleiben.  Die  Kllgerin  ist  an  sich  berechtigt, 
von  dem  Beklagten  die  Gewikhrang  ihres  Unterhalts  sn  Terlangen.  Die 
Gewähmng  der  fUr  den  Unterhalt  der  Kinder  erforderlichen  Mittel  kann  die 
Kläi/erin  für  sich  nicht  beanspruchen.  Dieselben  könnten  nur  im  Namen 
der  Kinder  selbst  gefordert  werden.  Zu  deren  Vertretung  ist  die 
Klägerin  nicht  befugt. 


*)  Vgl.  Uersn  die  —  franxdsiacfaen — Entscheidungen :  unten  8. 959. —Red. 
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Konnossement.    Maßffcf'i l<  lih  fit  des  i(m  Besiimmnnyaott 
geltenden  Rechtes. — Formgultigkeii  genuiß  Art.  11  EG  e.  BGB. 

OLG  Hamburg  2  t.  10.  04  f  Wasa- Aktie-Bank/ Angfartygs  Aktie  Bolayet 
FoseidoH  u.  Gen.:  Hanseat,  Gericktaweitung  ld04  Haupibl.  S.  30ifJ. 

Die  Klägerin  hat  ein  von  ihr  als  Konnossement  angesehenes  Schriftstlldc 
vorgelegt,  demzufolge  der  Kapitän  dos  der  beklagten  Rhederei  geh''risrpn 
Dampfschiffes  .Poj^eidon-  zu  Abu  in  Finnland  Kolli  Kalbfelle  zum  Trans- 
port nach  Lü1k  <  k  cnipfanj^eii  habe  und  wi  lc  hes  mit  oinem  Blankoindossament 
der  Ablader  auf  der  Hücks^ite  versehen  ibU  Die  Urkunde  enthalt  keine 
Untenclirlit,  wohl  aber  ^iien  8teiiipelMifdni«k  in  schwediMlier  Sprache, 
welcber  mit  den  falraiBiiliMrCra  Namen  det  KapitUw  anterselclmet  ist  uaA  in 
der  Übenetsnng  laatet:  „Inhalt.  Maß  und  Gewicht  anbekannt.  Für  Be- 
schädigung von  Gütern,  schlechte  Emballage  und  für  gelöschte  Ladung  wird 
keine  Verantwortlichkeit  ü1)emommen'*.  Mit  der  erhobenen  Klage  nimmt  die 
Kliihgcrin  aU  durch  den  Bcäitz  des  K  onnossementes  legitimierte  Empfängerin, 
weil  die  in  LübecLc  angekommene  Ware  nach  der  Entlöschung  durch  Dis- 
positionen der  die  Rhederei  vertretenden  mithetdagten  SchÜtsmakler,  JMw. 
Surmetter  dt  S^kn,  nnbefngt  einem  nicht  lei^timisrten  Dritten  Überlaasen  ond 
nach  TerBchiedffliai  Manipulationen  abseiten  desselben  nidit  mehr  intakt  tot- 
banden  sei,  sowohl  die  Rhederei  wie  die  genannten  Makler  auf  Wertersatz 
zur  Höhe  von  24  7(X)Mk.  in  Anspruch.  Das  LG  Lübeck  wies  die  Klage  ab. 
Vom  OLG  wurde  dies  Urteil  aufgelioben  und  die  Sache  an  das  LG  zurUckgewieseiL 

Grflnde: 

Die  Attsstellnng  eines  Konnossementes  ist  ein  Rechtsgeschäft,  desses 
formelle  Erfordernisse  nach  Art.  11  des  EG  z  nr;B  zu  beurteilen  sind.  Dieaet 
Vorschrift  zufolge  richtet  sich  im  vorliegenden  Falle  die  Entscheiilun;;  d.irüber. 
ob  die  von  der  Klä^?»»rin  vorgelegte  Urkunde  nach  ihrer  Form  als  Konnosse- 
ment geltt'Q  kann,  nueh  deutschem  Rechte,  wril  die.ses  für  den  Bestimmungsort 
Lübeck  maßgebend  ist,  an  welchem  dai»  Kunnussemeui  im  Falle  »einer 
Gültigkeit  m  erfQUen  wäre.  Bs  genügt  jedoch  sor  Wahrung  der  Ponn  die 
Beobachtung  der  etwa  in  Finnland,  d«n  Lande  der  Ausstellnng,  gdtendcn 
Formvorschriften. 

Nach  deutschem  Rechte  <vgl.  Entsch.  des  HG  XX  57)  ist  die  Gältig- 
keit  des  Konnossements  nicht  dunh  Beobachtung  bestimnittr  Formen  be- 
dintJt.  sondern  ist  dem  Inhalte  der  bttreffenden  ['rkrinde  zu  entnrbmcn.  <>h 
sie  als  solches  gewollt  ist.  Durch  §  t)43  lIüB  wird  nur  dem  auf  Jjitktuu^ 
eines  Konnosaements  Berechtigten  die  Befugnis  verliehen,  die  Beobachtung 
der  dort  erlaasenen  Vorschriften  la  verlangen.  Und  §  126  BGB  ist  siebt 
anwendbar,  weil  das  durch  Konnoasemaitausstdlung  sich  ToIIsiehende  Rechta> 
geschäft  nicht  zu  denjenigen  gehört,  fUr  welche  sdiriltliche  Form  darrh 
Gesetz  vorgeschriebe  ist,  wem)  anch  es  seiner  Natur  nach  nur  scbnftUdi 
möglich  sein  wird. 
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Nach  dem  hieruaclx  in  eraWr  Liuie  anzuwendenden  deatschen  Rechte 
ist  also  nur  m.  prSlen,  ob  dne  Urkunde  Torliegt,  die  ntcli  ibram  gesamten 
Iiibalte  ein  KonBoBaement  bilden  soll,  wa«  die  Beklagti»!  einxig  deshalb 

bestreiten,  weil  die  Namensunterschrift  di  s  Sdiiffers  ft  lilt  und  statt  dess^ 
der  im  Tatbestundp  anj?ogf»bcm'  Stcinpc  laiihlnick  sich  vorfindet.  Die  Beklagten 
habt  II  ahn-  hierin  Unrecht.  Die  Rechtsauskunft  des  vom  deutscbcn  Konsul 
zu  Wasa  mit  derselben  beauftragten  dortigen  Bürgermeisters  und  Vursiitzendcn 
des  Ratbaiugericbtes  ergibt,  da6  in  Finnland  gebräuchlicher  Weise,  insbesondere 
Stückgflter  betreffend,  die  KonnoMeniMite  In  d«r  Weise  ansgesteUt  werden, 
daß  sie  nicht  eigenhändig  vom  Schiffer  unterseichnett  sondern  dadurch  von 
ihm  bestätigt  werden,  daß  sein  Namensstempel,  oft  unter  HinzufUgung 
bestmderer  Klauseln,  unter  den  Tc.vt  uder  seitlich  von  demselben  odt  r  mitten 
Hul  den  Text  gesetzt  wird.  Das  (zlciche  bcstiitt^'t  der  deutsche  Kuusul  mit 
dem  Hervorheben,  dali  nach  seiner  eigenen  Kenntnis  der  Verhältnisse  im 
Stflckgtttverkefar  Finnlands  mit  der  Unterschrift  des  Schiffers  versehwM 
Konnossemente  eine  Ansnahme  bUden,  und  ebenso  katet  die  Ton  der  Kligerin 
vorgelegte  Bescheinigung  von  E.  A.  Lindblom,  des  Chefo  der  Speditionsfinna 
A,  A  B.  Bdi  es  Expedition  zu  Abo. 

N:i<  h  diesen  Zeugnissen  ist  nicht  zn  bezweifeln,  daß  der  auf  der  vur- 
iiegeuduu  ürkoude  und  zwar  mitten  auf  deren  Vorderseite,  befindliche  Slempel- 
anfdrack,  weldwr  Ub«r  der  fakdmiliert^  Namensunterschrift  des  Kapitäns 
die  dessen  Haftung  einschränkende  Klausel  enthält^  nach  allgemeinem  Ver^ 
kebrsgebranebe  in  Finnland  die  Bedeutung  einer  ficstitignug  des  Textes  der 
Urkunde  unter  Hinzufügung  der  gestempelten  Klausel  hat  und  beansprucht, 
daC  s<dche  Abstf'iny>eliinfi  im  Sttickijiitsverkehr  die  übliche  Furrn  der 
Koiino.ssementsausj>telluni{  bildet.  Hierfür  sprechen  weiter  die  vun  der  Klägerin 
in  größerer  Anzahl  vorgelegten  Konnossemente  über  andere  Abladungen  aus 
Finnland  und  dagegen  sprechen  in  käner  Weise  die  von  den  Beklagten 
beigebraehtMi  drei  Kimnossemente  anderer  Bbedecwen,  Ton  denen  nadi  der 
Grüße  der  dort  in  Rede  stehenden  Abladung  nur  eins  mit  Sicherheit  auf 
Stückgüter  zu  b«  y.iehen  ist  und  die  im  übrif^en  nur  ergeben  würden,  was  ja 
in  allen  oben  erwähnten  Befsrhcinignni^en  sicii  liei  vorgehoben  hndet.  dali 
nämlich  die  Abstempelung  nicht  ausnahmslos  an  Stelle  der  Unterschrift 
angewendel  xu  weiden  pflegt. 

DaB  der  Kapitän  des  Dampfncs  ^Poseidon*  in  der  Torliegenden  Form 
ein  Konnossement  hat  ausstellen  wollen,  ist  hiernach  gewiß. 

Dann  aber  unterliegt  die  von  der  Klägerin  zu  ilirer  Legitimation  als 
Konnossementsempfängerin  beigebrachte  Urkunde  in  Rücksicht  der  fehlenden 
Namensunterschrift  des  Kapitäns  nach  deutschem  Rechte  keiutni  Bt  denken, 
Da  dieses  keine  besondere  Form  der  Ausstellung  von  Konnossementen  kennt, 
so  konnte  die  Ealtbarkeit  des  Kapitäns  gemäft  dem  eine  konnossementinaäßige 
Verpflichtung  unbestritten  ergebenden  Texte  in  Jedtf  genttgend  deutUcben 
Weise  zum  Ausdrucke  gebracht  werden  und  das  ist,  wie  ansgettthrt,  durch 
den  Stempelanfdruck  geschetum. 
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Das  LO  hat  also  mit  ünrerht  die  Klage  deshalb  abgf'wiescD.  wt  il  i\\t 
Klägerin,  welche  als  Koiinusäeiuentüempf&ngerin  klagt,  kein  gültiges  Koonosse- 
ment  vorgelegt  habe. 

Und  nicht  anders  wfltde  daa  Ergebnis  lanten  bei  Zngnuidelegang  des 
von  der  ersten  Instanz  für  ausschließlich  anwendbar  erachteten  tinnis  ben 
Rprhtps  Der  S  B7  des  in  Finnland  geltenden  Seefj:csetze8  vom  9,  G.  7H  lautet 
in  der  beiirehrachten  Übersetzung:  „Wenn  Einladung  geschieht,  rauii  der 
Kapitän  oder  Steuermann  Ober  das  Abgeliefert«  einen  Beweis  ausstellen,  falls 
aokhes  YMlangt  wird.  Diese  Beweise  müssen  nachher  gegen  gehörige 
Konnoflsemente  ausgetauscht  werdoi,  welche  in  soTiden  Exemplaren  ausgestellt 
werden,  als  erforderlich  vtt  und  mttssen  alle  Tom  Kapitln  anerkannt  nsd 
nnterschrieben  sein". 

Nach  ihrer  Wortfassnng  bestimmt  diese  Vorschrift ,  darin  panz  dpn 
842,  648  des  deutschen  HOB  ents|)rechend,  was  der  .\blader  vom  bcliifier 
an  Ausweisen  über  die  Abladung  zu  verlangen  berechtigt  ist,  also  —  soweit 
hier  in  Betracht  kommend  Tom  Kapitttn  unterschriebaie  Konnossemente. 
Von  der  formellett  Ollltigkett  des  Konnossementes  handelt  die  Bestimmung 
nicht.  In  diesem  Sinne  wird  sie  auch  in  Pinnland  offenl>ar  ganz  allgemein 
verstanden,  wie  der  dartcele<rt<»  Brauch  de.s  dt)rtig^rn  R»»<»verkehrs  zeiirt  und 
wie  auch  das  beigebrachte  ilechts^utachten  bestiitiyt :  denn  wenn  es  «lori 
heißt,  daß  nach  dem  in  Finnland  geltenden  Rechte  eine  vertragsmäßige 
Übeffelaknnft  der  Kontrahenten  im  BinzeUalle  die  formellen  Vorschriften  des 
Geseties  anflieben  Mnne  etc.,  m  Unit  diese  AnsfOhrang  daianf  hinaus,  dsft 
es  nicht  die  Absicht  des  Gesetaes  ist,  in  der  fraglichen  Bestimmung  eine  die 
Gültigkeit  des  Konnossements  bedingende  PormTorschrift  aufzustellen,  sondern 
li  'ljL'li^h  zu  fixieren,  was  in  formeller  Beziehung  betreffs  der  AnssteUnog  von 
Kuniu/j>.seinenten  verhinßt  werden  kann. 

Da«  vuu  der  iviagerin  vorgelegte,  an  Ordre  lautende,  mit  Blanko- 
indossament der  Ablader  Torsdiene  Konnossement  legitimiert  sie  Uemach  all 
Bmpf&ngerin  dea  darin  beaeidmeten  Outes,  so  dafi  das  LG  mit  Unreoht  die 
Klage  aus  dem  Grunde  abgewicseil  hat,  weil  das  Konnossement  als  I^>rmaisfct 
nicht  gOitig  sei. 

^'  8'J8  ZPO.  —  Die  Gegenseitigkeit  in  AnerkentiUHg  von 
Urteilen  ist  für  den  Kant  off  VnfericcUden  nid  detn  Wald 

nicht  ve/i' (()■(//. 

OLG  Köln  12.  11.  fi4  („Dom  Hecht''  1904,  S.605). 
Die  (ietrenseitigkeit  ist  als  verbürgt  anzusehen,  wenn  l'rteilc-  der 
deutschen  (ierichte  in  dem  auslündischen  Staate  ohne  Nachpriilung  ihrer 
Gesetzlichkeit  unter  nicht  wesentlich  anderen  Vorbehalten  als  sie  der  §  328 
Abs.  1  No.  1  bis  4  enthftlt,  anerkannt  werden.  Ob  dies  in  dem  genannten 
Kanton  der  Fall  ist»  wird  in  der  Rechtslehre  (Tgl.  Seufftrt,  KcmmtiUoT 
&ur  ZFOt  8.  AttiL  $  SSS,  7.  c.  Z.)  als  aweifelhaft  behandelt.  Ifin  die  Gegen- 
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soitijfkeit  verbflrgender  Staatsvertra^  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
dem  genannten  Kanton  besteht  nicht.  Daß  eine  die  Gegenseitigkeit  ver- 
bfiigende  Übung  der  Gerichte  des  genannten  K&ntons  gegenüber  den  Urteilen 
^ntBchw  Gwiehte  bcBtehe^  mii0  »Mb  der  Anskunfl  des  kaiinrl.  Qenenl- 
konsulats  in  Zflrioh  vom  29.  5.  02  fQr  die  Zeit  bis  za  diesem  Tage  als  kds- 
geschlossen  gelten,  fUr  die  spätere  Zeit  hat  der  Klftg^  keinerlei  Tatsachen 
behauptet  h?!s  donfn  «i'-h  auf  die  Bildung  cinpr  solrhpn  übnng  schließen  lipßp. 
Aach  durch  die  üesftzuehunjj;  des  Kantons  T'nterwalden  niil  dem  Wald  kann 
die  Gegenseitigkeit  nicht  als  verbürgt  erachtet  werden.  Die  iu  Betracht 
kommmde  OeaetMOlelle  des  $  178  Abs.  2  des  Qeseties  des  KtntoM  lUmr 
das  ZiTiliecktsvertaliren  vom  9.4.90  kann  nicht  daliin  ausgelegt  werden. 
Aber  selbst  wenn  das  der  Fall  wäre,  so  könnte  dennoch  nicht  fttr  dm  Kanten 
das  GeppTirPcht  als  im  Deutschon  Reich  gehalten  gelten.  Denn  wenn  mantrels 
des  Bestehens  eines  in  erster  Linie  entscheidenden  Staatsvertrapfcs  lediglich 
darauf  zu  sehen  wäre,  ob  kantonale  Urteile  im  Deutschen  Reich  vollstreckt 
werden,  so  ist  dnrch  die  Anskiuift  des  ^nfiiselien  JnsfeinBi&istscs  bewiesen, 
daß  in  dieser  BeiicliiHig  im  Dentsdien  Beleb  kdne  Übung  besteht  nnd  daß 
nicht  einmal  der  Anfang  einer  solchen  gemacht  ist.  Es  wflrde  deshalb  der 
kantonale  Richter  die  Vollstreckung  aus  dem  Urteil  eines  deutschen  Gericht« 
auch  nach  hr  dem  ß  !73  des  Kanton^'csetzcs  von  dem  Vorderrichter  ge- 
sehenen Auslegung  nicht  zulassen  dürfen.  Es  fehlt  demnach  nach  allen 
Gesichtspunkten  an  der  Verbttrgung  der  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  328  ZPO. 


Beliffiöae  BriMmng  der  Kinder,  MaßgeblichkeU  des  (öeter- 
reiMechen)  Heimatrechtes,  —  Art  19  £G  »,  BGB, 


Unter  Anfliehnng  des  BssdUnssss  der  fUnflen  Zilükammer  des  LO  sa 
llagdebnrg  yom  8.  6.  04  und  des  Beschlusses  des  AG  sn  lü^idelNirg-Buckaa 

Tom  15.  4.  04  wird  die  Sache  -mr  anderweitigen  Erfirternng  und  Entscheidunig: 
nach  Mafigabe  der  folgondeu  Gründe  an  das  vorgenannte  AG  sorttckverwiesen. 


Der  i^chifiskapitän  Anton  Peterle,  weicher  katholischen  Glaubens  war, 
ist  ani  6.  6. 99  In  Spandau  verstorben.  Er  war  bis  zu  seinem  Tode  ver- 
beifatet  mit  HeUne  Feierle  geborsnot  Miedei^  der  Besdiwerdeftthrerin, 
weiche  eyangeliseben  Olanbens  ist  nnd  welche  demn&cbst  ihren  jetzigen  Ehe- 
mann, den  Montagemeister  Hermann  Damaschke  (der  katholischen  Glaubens 
isti.  ireheiratet  hat  Ans  der  Pptprle''%c\\en  Ehe  stammt  der  am  26.7.92 
geborene  Anlan  Otto  Fi  auz  Fetei  le;  m  seiner  Vormünderin  ist  nach  der 
Verheiratung  seiner  Mutt«r  die  letztere  bestellt;  die  Vormundschaft  wird, 
da  die  üamaseiMie'schen  Bhelente  sowie  Anton  Otto  Frone  Feterle  in 
Hagdebnig-Bnckan  wohnen,  bei  dem  AO  in  Magdehnfg  gefühlt  Anion  Otto 
Frone  Feierle  ist  erangeliseh  getanft  nnd  sein  Vater  soll  sich  damit  ein- 


Gründe. 
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verstÄnikii  erklärt  habtn.  daß  er  in  der  evangelischen  Rcligiou  erzogen  and 
unternclittit  werde;  er  hat  auch  einige  Muimte  (^nicht  aber  ein  voUeä  Jahr; 
vor  dem  Tode  seines  Vftten  eTangeliscben  Scholimterriobt  erhalten. 

Oucb  di«  Matter  und  YoraOnderin  Mwie  dmeh  die  Btftdti»che  Sdntl> 
deyutation  in  Uagdabiirg  tat  es  snr  Kenntnis  des  Vormnndaclmftageiicliti 
gekommen,  daß  die  Matter  und  Vormünderin  ihren  genannten  Sohn  in  der 
evangelischen  Religion  aufzieht  and  unterrichten  läßt.  Es  hat  deshalb  am 
Ii).  4.  04  eine  Verhandlung  mit  der  Mutter  und  Vormünderin  stattgehaltt. 
und  es  ibt  ilir  darin  seitens  des  AO  Magdeburg- Buckau  vorumndachailä- 
gericlitlicb  eröffnet  wurden,  dai>  Anton  Otto  Franz  Feterle  in  der  fieUgioii 
seines  Vaters,  also  in  der  katbolisehen,  an  onterriditeii  an  nnd  daft,  fadls  rie 
dies  femer  htodere,  an  ihrer  Stelle  ein  anderer  Vormund  bestellt  werden  >vtbrde. 

Gegen  diese  Anordnung  hat  die  Vormünderin  Bes(  liwt  rde  eingelegt  und 
dabei  hervorgehoben,  daß  der  Vater  des  Antvu  Otto  Franz  Feterle  bis  I8 
Mineni  Tode  österreichischer  Staatsangehöriger  fjewesen  sei. 

Das  Beschwerdegericbt  hat  diese  Beschwerde  durch  den  B<•^^chlu]^  vom 
Ü.  ti.  04  zurückgewiesen.  In  dem  Ikschlus^e  wird  a.UägefüUn,  daü  utkch  Art.  134 
des  EO  I.  BOB  die  religiöse  Ersiebung  der  Kinder  nach  Landesgesets 
an  regeln  sei  und  daB  im  Torli«genden  Fklle  die  Deklaration  vom  21. 11. 1603 
wegen  des  den  Kindern  ans  Ehen  zwischen  Personen  von  TersckiedeneB 
Glanhensbekcnntnis  zu  erteilenden  Beligionsnnterricht  in  Verbindung  mit 
den  77  ff.  A.  L.  R.  II  2  (sttweit  sie  noch  gelten)  Plat/.  greifen,  danat  h 
aber  Anton  Otto  Franz  Pcterle  bis  zu  seinem  14.  Lebensjahr  iiu  kathf 
liscbcn  Glanben  zu  erziehen  sei,  da  die  Voraussetzungen  des  §  82  A.  L.  R.  11  2 
nicht  vorliegen.  Den  Einwand  der  Beschwerdeführerin,  daß  der  Vater  dei 
Mandels  flsterrdchiseher  Staatsangehöriger  gewesen  sei,  hat  das  LQ  nnter 
Hinweis  anf  Art  19  des  EG  z,  BOB  mit  der  Bogrllndvng  fttr  nnbeaditlicb 
erklärt»  daß  die  Be  sch  w  erdefttbrerin  s e  1  b s t  unbestritten  preußische 
Staatsangehörige  und  gegcnwartiK  mit  lincm  prftißischon  Staats- 
anirchörigen verhol rat/^t  sei.  so  laB  das  Verhältnis  zwischen  ihr  nvA  Anftm 
Otto  Fiftnz  Peterle  nach  deui.-,t;lieni  Hecht  zn  beurteilen,  mitinn  auch  die 
Frage  nach  deutschem  Recht  zu  entscheiden  sei,  in  welcher  Weise  sie  ihrer 
Pflicht  aar  religiösen  Eraiehvng  ihres  Sohnes  so  genügen  habe. 

Gegen  den  Beschluß  vom  8.  6. 04  richtet  sich  die  Torllegende,  «i  Pro- 
tokoll der  Gerichtsacbreiberei  des  AG  Hagdeborg-Bnekan  vom  11.  7.  <M  ein- 
gelegte, weitere  Beschwerde.  In  ilu:  wird  Qesctzeeverletsnng  insofern  gerügt, 
als  irrtümlich  deutsches  Recht  zur  Anwendung  {gebracht  sei:  es  wird  darin 
austreiiihrt.  daü  der  Vater  des  Antun  Otto  Franz  Feterle  bis  jn  int-m 
Tudc  die  deutsche  Heichsangehürigkeit  nicht  erworben  habe  und  dai>  auch 
der  jetzige  Ehemann  der  Beschwerdeftthrerin  toterreifildaGher  Untertan  sei, 
so  daß  fieschwerdefflhrerin  selbst  die  dentsohe  ReiehsangehOilgkeit  suseit 
nicht  besitae. 

Die  weitere  Beschwerde  ist  nacli  den  20.  ö7,  Ziffer  i»,  27  ff.  de« 
Reichsgetetxes  Aber  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  tobi 
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17.  d.  98  in  VerWndang  mit  Art.  67  des  pceoAladiMi  OeMtMS  Ober  die  fiel« 
willige  OericbtalMurkeit  Tom  21. 9. 99  atatthaft,  Mwle  in  gdifirigtf  Form  da- 

gelegt.  Ihr  muß  auch  sachlich  der  aus  dem  «itwdteideadeD  TeOe  dieM  Be- 
schlusses ersichtliche  £rfulK  bi'ixelt'i;t  werden. 

Die  Ausführungen  des  Lö  sind  insoweit  vtillitr  zutnftcnd  und  ent- 
sprechen insbesondere  der  ständigen  Rechtsprechung  des  KG  —  vgl.  nament- 
lich Jokol»  JäMmeh  XXI  A  37  S.,  XXIV  A  29  ff.,  BwhUpreckung 
der  OLG  VI  890  ff.  und  die  in  dem  dort  verdSentlichten  KO-BeidiliiS 
«ngexogeneii  Vorentscheidungen  sowie  daselbst  VIT  116  ff.  und  422  — ,  ale 
bei  Anwendung  des  für  den  Wohnort  des  Anton  Otto  Franz  Peterle 
and  seiner  Matter  maßgeblichen  preußischen  Rechts  nämlich  dor 
Deklaration  vom  21.  11.  18()3  und  dt  r  §S<  77  ff.  A,  L.  R.  II.  2  (soweit  sio  in 
Geltung  äindj  —  erbtertr  bis  zum  zuriickgelegteu  14.  Lebensjahr  in  der 
katholiadien  Bdigion  «eines  ?entorbenen  Vaters  ni  eriiehen  ist. 

Bs  fragt  sich  jedoch,  ob  dieses  pienflisohe  Recht  nach  der  tataftchUehen 
Lage  des  Falles  anwendbar  ist.  Aus  Art.  134  des  EG  z.  BGB  ist  nur  zu 
entnehmen.  daU  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  tibor  die  religiöse  Er- 
ziohuni,'  der  Kinder  von  den  Vorschriften  des  B(tB  tnibcrtthrt  bleiben,  also 
dtn  dort  enthaltenen,  auf  das  Erziebungsrecht  bezüglichen  Bestimmungen 
1631  ff.,  auch  §  1697  BOB)  vorgehiai  —  YgL  «ToAos»  JBntwdMäuMgt» 
XXV  A  21  ff.  — .  Die  Ton  der  Besahwerdeftthmin  1>ereite  dem  LO  unter: 
hreitete  erste  Frage  geht  aber  dahin,  ob  um  deswillen,  weil  der  Vater  des 
Anton  Otto  Franz  Peterle  gar  nicht  preußischer  Staatsangehöriger  gewesen 
sein  soll,  die  Anwendung  der  angezogenen  preußisch-rechtlichen  Beistiiumunucn 
sowie  d(  s  in  dem  Art.  134  a.  a.  0.  enthaltenen  deuUcben  Rechts  überhaupt 
ausgeschlossen  ist.  Weiter  kommt  die  Bemängelung  der  Ansicht  des  LG, 
daß  die  BeaehwefdefDhterin  pcenfilsehe  Staatsangehörige  sei,  in  Betracht 

Die  für  die  BenrteOnng  dieser  Fragen  mafigebeade  Seohtsiiaelle  ist  dar 
Art.  19  des  EG  z.  BGB  in  Verbindung  mit  dem  Gesetz  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  nnd  StaatsanKdiörigkcit  vom  1.  6. 70  sowie 
dessen  in  Art.  41  des  EG  z.  BGB  enthalteneu  Abänderungen. 

3Iach  Art.  Id  a.  a.  0.  ist  das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Eltern  und 
einem  diellchen  Kinde  nach  den  deutschen  Oesetsen  m  beurteilen  ein- 
mal alsdsan,  wenn  der  Vater  und,  falls  der  Vater  gestorben  ist,  die 
Matter  die  Reichsangebörigkeit  besitzt  —  vgl.  Sats  1  a  a.  0. 
—  und  weiter  alsdann,  wenn  die  RciclisangclKirif/ki it  des  Vaters  oder  der 
Mutter  erloschen,  die  Rcichsangehörigkeit  des  Kindes  aber  bestehen 
geblieben  ist  —  vgl.  Satz  2  a.  a.  O.  — . 

Es  folgt  daraus,  daß  deutsches  Recht  —  und  zwar  im  gegenwärtigen 
Falle  das  Recht  der  Deklaration  vom  81. 11. 1306  in  Verbindung  mit  den 
§g  77  ff.  A.  L.  R.  II,  2  —  anauwmiden  ist  sowohl  alsdann,  wenn  die  Be- 
sdlwerdefOhrerin  preußische  Staatsangehörige  and  als  solche  deutsche  Reich s- 
angehöripe  ist.  als  auch  alsdann,  wenn  zwar  dios  nicht  zutrifft,  aber  doch 
der  Anton  Otto  Franz  Feterle  preußischer  Staatsangehöriger  und  als  solcher 


Digrtized  by  Google 


328 


Rechtoprediaiig:  Deatsdiland. 


deutscher  Rt'icbsangehöri^er  ist.  Dagpgen  ist  für  die  Anwendung  dent- 
hchvu  Hechtb.  insbesondere  der  angezogenen  prcaßisch-rechtlicben  Bestinunnngen, 
kein  Baum,  wenn  weder  die  Beachwerdeführerin  noch  Anton  Otto  Fratu 
Beterle  die  j^ienBisclie  StaatMDgdiOiigkeit  besitst  Die  Pnge,  ob  Uber 
letzterca,  bUa  er  die  preafiiscbe  StaatsangeMIrigkeit  und  damit  die  dentache 
Rt  i(  hisangebörigkeit  gar  nicht  beSMSen  hat,  aberhanf  t  h  itiv  ,  i<v-  Vonnond* 
S(li;ift  t'itigcleiti't  werden  diJrfpn  v(jl.  dazn  Art.  23  des  E(r  z.  BOR  hezv.. 
da  der  Vater  dos  Mündels  bereits  im  Juni  18119  gostorben  ist,  i;  fi  Abs  2 
der  pieubiselieii  Vorinundschiiffsordniing  vom  ö.  7  7;")  kann  uuf  sich  bv- 
rulien,  denn  solange,  als  die  eingeleitete  Vuruiundscbaft  nicht  auigeboben  lät 
itt  dAa  Redit  dei  Vornrandachaftsgendita  nir  Ansflbiuig  dar  die  Bnidiiiiig 
und  namentUoh  aaoh  die  religidae  Bnidiang  betreffenden  Aufriebt  nidit  in 
Zweifel  ZQ  ziehen. 

Hiemach  hängt  die  Entscheidung,  ob  die  vorgedachten  prenBisch-recht- 
lidien  Bestimmungen  üb»  r  die  religiöse  Er?:iehnrii:f  des  Anton  Otto  Frau: 
Fe/er/e  für  die  Beschwere! eftlhrerin  maßgebend  sind,  von  der  tatsächlichen 

—  durch  das  Yormondschaftsgericht  nach  Maßgabe  des  angezogenen  Gesetze 
▼om  1. 0.  70  ond  aeinen  Ergänzangen  an  treflfendeii  —  Feetatellong  ab,  ob 
die  Beacbwerdeftthrerin  oder  Anton  Otto  FranM  MerU  die  pmiOiacbe 
Staataaogehöiigkeit  bentieii  odor  ob  letiteie  betdea  mangdt.  Die  laad- 
gerichtliolie  Annabme,  dafi  wenigstens  die  Beschwerdeführerin  preuBiacbe 
Staatsangehörige  sei,  wird,  naclidein  die  Beschwerdeführerin  sie  ala  Btt- 
zutreffend  bezeichnet  hat  auf  ihre  ünterlageii  hin       prüfen  sein. 

Wenn  es  sich  herausstellen  sollte,  daü  entweder  die  Bt'schwerdeführerin 
oder  Anton  Otto  Franz  Peterle  die  preußische  Staatsangehörigkeit  betitit, 
ao  miifi  aieh  die  Bcachwerdefttbiefin  der  ADwendung  der  Omiidafttae'  der 
Deklaration  tou  21. 11. 180S  aowie  der  g§  77  IT.  A.  L.  a  8  (aowei»  aie 
noch  gelten)  unterwerfen ;  nur  wird  in  diesem  Falle  von  den  Amtageriebt  an 
erwägen  sein,  ob  die  Androhung  der  Entlassung  bezw.  diese  Entlasstmg  der 
Beschwerdefflhrcrin  das  geeignete  Mittel  ist.  die  religii'ise  Erziehuiii:  des 
Anton  Otto  Franz  Petcrh-  im  kalluili.s»  hen  (flauben  durchzusetzen,  hier 
wird  namentlich  zu  beachten  sein,  daü  die  liescbwerdeführeriu  durch  die 
Bntlaaanng  als  Yormflnderin  der  Eraiebnngsgewalt,  wekha 
aie  ala  Hntter  gemlS  $§  1631,  1697  Sati  8  BOB  anamttben  betagt  tit, 
gar  nicht  verlnatig  wird. 

Wenn  es  sich  dagegen  heransatellen  sollte,  daß  weder  die  Beschwerde- 
führerin noch  Antiiu  Ottn  Franz  Peterle  die  preußische  Staatsan<r<*h'int:lreit 
besitzt.  SU  wird  an  ih  r  Hand  des  alsdann  inaßgebpnden  ausländi.sehen  (iescties 

—  vgl.  für  (Österreich,  dessen  Staatsangehörigkeit  nach  der  Darstellung  der 
Bescbwerdefflhrerin  in  Betracht  kommen  soll,  die  §§  139  ff.  dei  BOB  fBr  daa 
Kaiaertam  öaterreicb  and  das  interkonfeaaionelle  Oeaets  Tom  86.  5. 68  Mo  49 
des  StOB  —  an  prttfen  sein,  ob  und  in  welchem  Umfange  die  Beacbwenle- 
führerin  die  Binachrllnkung  ihres  Ersiefanngarechts  gegenflber  dem  Awim 
Otto  Fron»  BeUrU  nach  der  religiöaen  Richtong  Un  an  dnlden  bat 
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L  Beckt  der  JusUinäer,  in  Preußen  cutsländische  Adelstitel 

zu  führen. 

2.  Verlust  der  Reiclisnngehörigkeit  durch  Entlassung,  Begriff 

der  WbhnsHaoerkffung, 


im  Grundbuche  von  der  Friedrich- Wilhelmstadt  Bd.  XIU  Bl.  ^o.  2yi> 
stand  aU  Eigentümer  eingetragen:  der  , Herzoglich  Sächsische  Kammerherr 
Qfaf  und  Frellieir  vp»  G.  m  Berlin.*  Auf  Brnusheii  des  Königlichen  Herolde- 
emtea,  die-Worte:  »Girnf  und  Frailieir  von*  ni  slreielien,  ist  dudi  Yerfflgnttg 
dee  AG  Yom  81. 1. 03  eingetragen  weiden :  .Eigenttner  iet  der  Hersoglidi 
Sächsische  Kammerherr  G.  zu  Berlin.  Aal  Qnmd  des  Ersuchens  dei  König- 
lichen Hproldsamts  vom  22.  1.  03  eingetragen  am  3.  2.  03.*  Die  gegen  diese 
Vt'rfüy:ung  eingelegte  Beschwerde  des  Grundstückseigentümers  ist  vom  LG  I 
zu  Berlin  durch  Beschluß  vom  18. 3,  03  zurückgewiesen.  Auf  weitere  Be- 
schwerde hat  das  KO  im  Beschlüsse  vom  6.  7.  03  die  Befugnis  des  Beschwerde* 
fahren  zur  Fflhrang  des  Grafentttele  Temeint,  bexflgUch  des  FreihermtitelB 
aber  ansgefflhrt,  daB  Beeebwerdefttfarer  sich  desselben  zwar  nicht  in  einer 
solchen  Weise  bedienen  dürfe,  als  ob  es  sich  um  einen  preußischen  oder  in 
Preußen  anerkannten  Adelstitel  handele,  zur  Führung  desselben  dagegen  befugt 
und  denn  auch  als  solcher  im  ürundbuche  einzntratjon  sei.  falls  er  zur  Zeit 
der  Verleihung  des  Freiherrntitels  nicht  dem  preußischen  L^ntertanenverbande 
augeburt  habe.  Zur  Pruiung  dieser  Frage  iüt  die  Sache  au  das  AG  zurück- 
▼erwieeen  werden. 

Anf  eine  von  letsterem  Ueranf  an  den  PoliseipriBidenten  sn  Barlin  ge- 
ncbtete  Anfrage  hat  dieeer  die  Auskauft  erteilt,  daß  dem  Beschwerdefttbier 
am  28.  II.  78  die  Entlaesong  ans  der  preußischen  Staatsangehörigkeit  erteilt 
sei,  aber  zweifelhaft  erscheine,  ob  die  Entlassung  wirksam  geworden  sei,  da 
G.  den  von  ihm  verlangten  Naohwi  is  bisher  nicht  erbracht  habe,  daß  er  binnen 
6  Monaten  seinen  W  oIiqüiu  auüerhalb  des  Reichs  verlegt  habe.    Unter  Mit- 
teilung dieier  Anakniilt  hat  daa  AG  den  BesehwerddUlirar  anteinigerteHt» 
gemftB  §  89  GBO  doreh  dientlidie  ürkonden  den  Nacfaweia  m  fuhren»  dafi  die 
Sntlaenuig  ans  der  prenfiiaelien  Staateangehttrigkeit  gnnäft  %  18  Ges.  rtm. 
1. 6.  70  wirksam  geworden  seL    Beechwerdeführer  hat  darauf  eine  Reihe 
von  Tatsachen  vorgetragen,  ans  der  er  die  AnfL'ah*"  sein»'»  Wohnsitzes  im 
Deutschen  Reiche  gefolgert  wissen  will,  und  zum  Nachweise  der  Tatsachen 
teils  Urkunden  vorgelegt,  teilä  sich  auf  Zeugen  berufen.    Durch  Beschluß 
vom  28.  3.  04  hat  aber  das  AG  die  Anträge  des  Beschwerdeführers  znrück- 
gewiesra.  Bs  fflbrt  ans:  Die  BnUaasong  des  BeidiwerdeflUirers  ans  dar 
pieoBiacken  Staatsangehör^k^t  sd  nnwirksam  gewnrdoi,  da  den  Beweis» 
daß  er  innerhalb  6  Monaten  seinen  Wohnsitz  auBerbalb  des  Bnndeigebiets 
Terl^  oder  die  Staataangehörigkeit  in  einem  andern  Bundemtaate  erworben 
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babe,  nidit  gefBbrI  teL  Dueh  die  votgelogUii  ürtnnileii  wi  aUerdings  er« 
iriflsen,  daft  d«r  Antragsteller  Tom  Desember  1878  bis  Hai  1879  in  Paria 
gewohnt  habe.   Hieraus  kOmie  aber  die  Absieht»  dort  seinen  Wohni^ta  ze 

bf'frrfJnden.  nicht  gefolgert  werden,  besonders  wenn  man  in  Betracht  ziehe, 
daß  Antragsteller  nach  Auskunft  des  Polizeipräsidiums  vom  27.  6.  71  bis  in 
die  8<Jcr  Jahre  hinein  mit  Ausnahme  der  Zi  if  vom  1.  S,  bia  15.  ö.  und  vom 
15.  8.  bis  30.  9.  79  in  Berlin  gemeldet  gewesen  s»ei. 

In  dtt  hiergegen  gerichteten  Beeehwerde  wird  gerügt,  daS  es  nach  §  18 
Beiohagea.  vom  1. 6. 70  nnr  darauf  ankomme,  den  Wolmdta  ans  dem  Dentedwu 
Reiche  zu  verlegen,  Sidit  auch  im  Auslan  l  inen  neuen  Wohnsitz  zu  be- 
gründen t^hrigens  sei  auch  iSi  wcis  für  den  hfhanptoton  Wohnsitz  in  Pari? 
angetrrtoii.  die  AusffShriingi-n  des  Beschwerdeführers  seien  abrr  nnvollsiafKÜL' 
und  unrichtig  gewürdigt.  Die  Beschwerde  ist  vom  LG  durch  Beschluß  vorn 
18.  5.  sornckgewlesen.  Abweichend  rom  AG  nimmt  es  an,  da£  es  genüge, 
innerhalb  6  Monaten  nach  der  Bntlassnng  ans  dem  Staatsverbande  den 
Wolinaits  im  Deutschen  Reiche  aafzngeben,  nicht  aach,  im  Auslande 
einen  andern  Wohnsitz  zu  begründen.  Dagegen  sei  der  Nachweis  für 
die  Aufgabe  des  bi^hericjen  Wohnsitzes  nicht  erbracht.  Derselbe  müsse 
nach  29  GBO  durch  öffentliche  oder  öffentlich  beulauliii^te  rrknnden  geliefert 
werden.  BeweisHuiiiahmeii  durch  den  Grondbuchiichter  und  eidesätattliche 
Yersiehornngen  sind  nmraUssig.  Die  beigebrachten  notariellen  VertrSge  Ober 
den  Verkan!  des  Omndstttcks  nnd  dw  Mobilien  des  Antragstellers  seien  nicht 
geeignet,  vollen  Beweis  für  die  Answandenin>:  zu  bringen.  Daß  G.  vom 
27.  »;  7ti  bis  in  die  f^Ot-r  .Tnhro  mit  Ansnahnie  der  Zeit  vom  1.  8.  bis  1.')  .*  7^^ 
niui  vom  1;").  S.  Iiis  Hu.  }t.  7H  in  Berlin  treiiieldet  gewesen,  spreche  nicht  il  ifür. 
daii  er  sich  in  Berlin  nur  besuchshalber  aufgebalten.  DaÜ  er  daneben  einen 
Wohnsita  in  Paris  gehabt,  möge  dtf  Fall  sein,  sei  aber  bei  der  HUgUdilRit 
mehrerer  Wolmsitae  reohtlich  nnerheblieh. 

Hiergegen  ist  weitere  Beschwerde  eingelegt.  Dieselbe  fflhrt  ans.  dal} 
der  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  mit  der  Entlassung  eintrete,  nnd  der 
Reweis  für  die  Wiederanfhehnnsr  dieser  Tatsache  der  ersuchenden  Behörde 
übli(?ge.  Dieser  Beweis  sei  nicht  nur  nicht  erbracht,  sondern  Beschwerdeführer 
habe  seinerseits  nachgewiesen,  daß  er  innerhalb  6  Monaten  seinen  Wohnsit» 
ans  dem  Reichsgebiet  rerlq^  habe. 

Entsprechend  einem  internationalen  Herkommen  («.  Bar,  Intemattif 
nales  Pn'vaf reckt  I  415)  ist  auch,  wie  in  dem  Beschlüsse  des  KG  vom 
6.  7  ÜH  bereits  ausEfoführt  ist  vl'I  ferner  Archiv  für  öffcntl.  Recht 
XVIII  202».:  Beschluß  des  Strafsenats  des  KG  vom  2.  5.  ()4.  Jahrb.  21 
S.  C.  69),  in  I'reuikn  gestattet,  daß  Ausländer  sich  der  ihnen  in  ihrem 
Heimatstaate  ansehenden  Adel^rSdikate  bedienen,  sofeni  der  Qehrandi 
nnr  nicht  in  einer  Weise  erfolgt,  daß  der  Anschein  erweckt  wird,  es  handele 
sich  nm  eine  preußische  Adelsanszeicbnung.  Ob  der  Aaslftnder  auch  dann 
nerh.  wenn  er  nachträglich  das  preußische  Indigenat  erAvirbt.  sich  ohne  Kgl 
Genehmigung  seines  ansl&ndisdien  Adelstitels  bedienen  darf,  kann  hier  nn- 
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erörtert  bleiben,  da  oacb  der  etngeholttn  Auskunft  des  Polizciprääiiieiiten 
za  BerUn  keinerlei  Anhallspuukt  dafür  vorliegt,  daß  BescbwerdefiUirer,  sofern 
er  adne  pieufliaclie  Staateani^etiOrigkelt  anf  Onind  d«r  BntlMnmgBnrlnuide 
Tom  28. 11. 78  endgflltlg  verloren  hat,  dieselbe  dnreh  einen  beeonderen  Vt»- 
gang  nactatcSglidi  wieder  erworben  hat.  Es  kommt  dcshall)  für  dir  Ent- 
scheidiin«;  dos  vorliegenden  Falles  allein  darauf  an,  ob  der  Beschwerdeführer 
zur  Zeit  der  VtrUihnng  des  Frciht-rrntitols  durch  den  Herzog  von  Sachsen- 
Kobiir^  und  Gotha  am  16.  7.  91  noch  seine  frtlhcre  preußische  ötaatäangc- 
buiigkeit  besaß.  Ist  das  der  Fall,  so  dar!  et  eich  mangels  laadedierrUeher 
Qenehmigiing  des  KOnlgs  von  Preußen  des  Freibermtiteb  nicht  liedienen. 
Hean  dadurch,  daB  er  damals  angleich  Kohnrg-Gothaischer  Staatsangehöriger 
war.  wird  die  Anwendung  der  |9  ^  118  II  a  A.  L.  R.  nicht  aus- 
geschlossen. 

Bosrhwt  rdefiilutT  war  bis  zum  28  11.78  preußischer  Unte  rtan  Damals 
ist  ihm  die  Entlassung  aus  der  preiilüsclit  n  »Staatsangehörigkeit  t  rt(  ilt  w  (irden. 
Mit  der  Aushändigung  der  Entlassungsurkundc  trat  der  \  erlust  der  Staats- 
angehörigkeit ohne  weiteres  ein.  Ges.  Tom  1.  6.  70  §  18  Abs.  1.  Nach  Abs.  2 
wird  indessen  die  Entlasaong  unwirksam,  wenn  der  Entlassene  nicht  binnen 
6  Monaten  seinen  WiAraits  außerhalb  des  Reichsgebietes  verlegt  oder  die 
Staatsangehörigkeit  in  einem  anderen  Bundesstaate  er\s'irbt.  Letzteres  trifft 
hier  nicht  zu,  da  der  Beschwerdeführer  erst  am  11.  2.  87  in  den  Koliiirir- 
Gothaischen  Staatsverband  anffrenommen  ist.  daspgen  ist  streitig,  «d»  ii 
innerhalb  ti  Müiiattn  siiiun  Woliiisitz  aiiütrhulb  des  Reichsgebiets  vorlegt  hat. 

In  dieser  Bes^ieliung  wirft  ;ji(  h  zunächst  die  Frage  auf.  ob  hipr<lh<»r  vom 
Richter  zu  entscheiden  ist,  oder  ob  die  Entscheidung  nicht  der  ausschließlichen 
Kognition  des  Heroldsamts  untersteht  

Soweit  das  Heroldsamt  mit  der  Wahrnehmung  von  Majestäts-  und 
Hobeitsrsditen  befaßt  ist,  sind  seine  Entsebeidimgen  der  NacbprAfiing  im 
Bcchtswege  entsogen  (V.  vom  26. 12. 1808  %  86).  In  Prenflen  gehdrt  zu  den 
Staatshobeitsredttco  das  Recht,  den  Adfl  zu  vtrlrilun.  anzuerkennen,  zu  be- 
stätigen oder  zu  empnem  (A.  L.  R.  II  6  §?;  !»  ff  ,  Verf.-Urk.  Art.  50).  Die 
Bearbeitung  dieser  Siaudi  santrclefrenheiten  ist  dem  Hernldsamt  flbfrwiesen 
(Allg.  Verf.  vom  13.  6. ,")."),  JMBl  175).  Daraus  ergibt  sich,  dab  die  öffentlich 
lechtlidie  Frage,  ob  jemandem  der  Adel  Terliehen  sei,  nicht  von  den  Oe« 
lieliten  an  entseheiden  ist,  sondern  der  Beurteilung  des  Hm»ldsamts  unter« 
liegt  (Jahrb.  23  8.  192,  25  8.  90).  Allein  die  Zustindigkeit  d<  s  Herolds- 
amts —  nnd  nur  sowdt  es  zn ständig  ist.  tragen  seine  Entscheidungen 
einen  öffentlichen,  behördlichen  Charakter,  welcher  einp  Entsrheidung  durch 
die  Gerichte  ausschließt  [Gruchot  W  .S.  11B8)  —  bezieht  bich  zunächst  nur 
auf  die  Zugehörigkeit  zum  preußischen  Adel  (A.  L.  R.  II,  ß  g§  9—12). 
Bedient  sich  ein  Anslftnder  eines  ansl&ndiscben  Adetsseichens,  so 
■tdit  fiber  die  Frage  der  Berechtigung  hienn  die  Entscheidung  nicht  dem 
HeroldMmt  an  
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Dm  HefoldMuat  selbit  ninunt  denn  auch  im  vorliegendeii  FUle  die 
EntscheMong  ganiicht  in  Ansprach,  sondern  liat  in  i^ner  gnUchtlichep 

Äußerung  Tom  16.  1.  04  ausdrücklich  die  vom  Beflchweidelflhrer  für  seine 
Answandci-anf?  angotrotoneii  Beweise  durch  das  AG  anheim  gestellt  Letzttrps 
hatt<-  (kmnacb  dem  Ersuchen  des  Ileroldsaüits  um  Beseitigung  des  Freiberrn- 
titeis  des  Orundstückseigentttmers  im  Grundbuche  nicht  schlechthin,  sondern, 
da  es  sich  um  einen  ansttadiselwn  AdelsÜtel  eines  angeblicboi  Auslinders 
liandelte,  nadi  Toiglngiger  Festetellnng,  daß  der  Besdiwecdetthrer  fori- 
daaernd  preußischer  Staatsangehöriger  ist,  stattzugeben. 

Dieser  Prüfung  haben  sich  nach  der  Zurttckverweisnng  durch  den  Ik- 
schluß  des  KG  vom  6.  7.  03  die  Vorinstanzen  unterzogen.  Grundlage  der 
ncnen  Entscheidung  ist  die  Anffassung.  daß  der  Beschwordefüiirer  den  Nach- 
weist für  die  Aufgabe  des  Wuhnüitzeb  im  DeuLscheu  Aeiche  zu  erbringen 
liahe  nnd  daß  dieser  Nadiweis  nach  §  29  GBO  nur  durch  Slfentlidie  oder 
dlientlich  twglanbigte  ürlcnnden  erbracht  werden  kVnne.  Diese  Anffsssnag 
beroht  nach  doppelter  Bichtung  auf  K<  chtsirrtum. 

{En  wird  nunmehr  ausgeführt,  daß  die  Frage  der  \\'"linsitzverlegung 
von  A  ni  t  s  w  e  g  e  n  festzustellen  sei,  und  zwar  ohne  daß  ofientUche  Urkunden 
gemäü  §  2y  üBÜ  erforderlich  seien.  —  Red.) 

Hiemaeh  mnßte  die  Sadu  «nter  Attlhehang  der  Bnlscheidongen  der 
Vorinstanaen  aufs  mme  sarflelnrerwieaen  werden,  um  nnnmdir  Ton  AmtswegMi 
anter  Benutzung  des  vom  Beschwerdeführer  vorgelegten  Materials  festzustellen, 
ob  der  Beschwerdeführer  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  seinen  Wohnsitz 
aus  dem  Rt>i(  hsgehietc  verlegt  hat.  Dabei  wird  folgendes  zu  benirksichtigen 
sein:  Wenn  das  LG  im  Gegensatz  zum  A(i  annimmt,  daß  ,zur  Verlegung 
des  Wohnsitzes  außerhalb  des  Reichsgebiete die  Aufgabe  des  Wohnsltiea 
innerhalb  des  Eeichs  genügt,  nnd  nicht  anfiodem  nodi  die  B^rOndong 
eines  neuen  Wohnsities  im  Aoslonde  Jünsnlcomnien  muß,  so  «itspricbt  daa 
dem  Zwecke  des  §  18  Abs.  2  des  Gesetzes  vom  1.  6.  70  und  steht  mit 
seinem  Wortlaut  nicht  in  Widerspruch  [Entsch.  des  Bundes anfts  für  das 
Heimattceaen  XVTI  161  ff.V  Voraussetzung  ist  tatsächliche  Aulgal)e  des 
Wohnsitzes  verbunden  mit  dem  Wiileu,  in  Zukunft  nicht  mehr  innerhalb  des 
Reichs  den  ICittelpuüct  der  hSoslichen  ond  bOrgerlichen  Wlrlmamlcdt  m  heben. 
Ob  das  der  Fltll,  ist  Tatfrage.  In  Betracht  kommen  itann  hierfOr  die  Aof- 
lösung  des  Hausstandes,  die  Realisierung  der  iMweglichen  und  unbeweglichen 
inländischen  Habe,  der  tatsächliche  Fortzug  aus  dem  Inlande  und  Nieder- 
lassung an  einem  and<iru  Urte  unter  Umständen,  welche  auf  die  Begründung 
eines  neuen  Wuhnsiizes  dort  hinweisen  (Eintritt  in  fremden  diplomatischen 
Dienst  und  Einrichtung  eines  Hausstandes  am  Sitze  der  diplomatischen  Tltig- 
kdt),  Inßernngen  an  dritten  Personen  «ber  die  beabsiehtigte  Verlegoog  des 
WohultMS,  poüxeiliche  Abmeldung.  Eine  Betrachtung  aller  dieser  Momente 
in  ihrem  Zusammenhalt  wird  einen  Schluß  auf  die  Wohnsitzverlegung  gestatten. 
Hat  aber  eine  ernstliche,  nicht  bloß  scheinbare  Wohnsitzverlegung  stattge. 
hinden,  so  kann  eine  spätere  ZurUckverlegung  des  Wohnsitzes  in  das  Reichs» 
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gebiet  die  Wirkung  des  Verlustes  der  Staatsangehörigkeit  nicht  wieder  beseitigen, 
nötigenfalls  wird  in  dieser  Beziehung  zu  entscheiden  sein,  ob  eine  solche 
Ziirückverlegung  schon  vor  Ablaoi  der  6  monatlichen  Frist  zulässig  ist  (vgl. 
Cohn,  Kommentar  «.  Belages,  1.  6. 70  §  18  Note.  7)  oder  erst  nach  deren 
Ablauf  (S^ifdeit  Stiffr,  SiaatarMkt  1 541  bd  Hol.  5).  Zu  erwSgen  ist  ferner, 
ob  die  nigegebaie  tala&ehllche  Rückkehr  in  du  ReieliBgebiet  innariialb  der 
6  Monate  die  Bedeutung  der  Zurtickverlegung  des  \\ Chnsitae»  oder  nur  eines 
Yorübergehrndort  Aufenthaltes  etwa  krankheitshalber  h  it  Zn  prfJfen  ist,  welche 
Bewandnis  <^  damit  hat,  daß  Beschwerdeführer  nur  für  die  Zeit  vom  1.  8. 
bis  15.  4.  und  vom  lö.  8.  bis  Sü.  7.  79  polizeilich  abgemeldet  gewesen,  im 
übrigen  aber  Tom  87.  6.  76  bis  in  die  60  er  Jahre  annntwbrochen  polizeilich 
gemeldet  geweten  ist»  wShxend  der  Beediwerdeftthrw  «qsibti  seit  der  Wohn- 
sttsTerlegnng  nur  m  kiunen  Besnehen  in  Berlin  anwesend  gewesen  m  sdn. 

.Flilr  das  Erfordernis  der  Genehmigung  des  Familienrats  und 
Vormundschaßafferichts  ist  das  (franaösische)  Msimairecht 

ma^ebend. 


Die  von  dem  Grafen  Hatzfeld-Trnchenhcrg  zu  Ss^n  als  General- 
bevoUmächtitjrtfn  der  Herzogin  von  Sagan  in  Paris,  diese  als  Vormünderin 
ihres  Gemahis,  des  Herzogs  Bosau  von  Talleyratid-Ferigord,  Herzogs  von 
Sagan,  gegen  den  Beschloß  der  2.  Civilkammer  des  LG  zn  Glogaa  vom 
17.  6. 04  eingelegte  wdtere  Besehw^e  wird  raradcgewiessn,  die  Kesten  follen 
dem  Besebwerdef  llhrer  sor  Lest. 


Nutzungsberechtigter  Eigentümer  des  Lehnsfürstentnms  Sagan  nnd  als 
solcher  im  Onindhuohc  eingetragen  ist  der  Herzog  Bötzen  von  Talhyrand- 
Pffrigord,  Herzog  von  Sagan.  zu  Paris.  Derselbe  ist  französischer  Staats- 
angehöriger. Er  ist  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  Seinegerichts  vom  3. 8.  99 
entmündigt  Vensand  ist  seine  Gemddin.  Die  Yormiindschaft  ist  in  Paris 
eingeleitet  imd  wird  dort  gettthrt.  Zorn  Lebns?omrande  ist  dem  Bntaiftndigten 
Tom  König  von  Preußen  der  Gebeime  Oberregierungsrat  v.  Kunitz  bestellt. 
Die  Vormttnderin  hat  für  die  Yerv^'altnng  des  Lehne  dem  Oralen  von  ffaiitfeld' 
Traeheftberg  in  Sagan  Generalvollmacht  erteilt. 

Letzterer  hat  am  22.  4.  03  mit  dem  Bauemgutsbesitzer  Schaket  uneu 
BcbniüicheQ  Vertrag  geschlossen,  wodurch  dieser  an  den  Herzog  von  Sagan 
2  nflher  beaeleluMte  PaneUen  für  7464  Mk.  Terkaiift  hat.  Der  Kaufpreis  soH 
nach  §  8  des  Vertrages  ans  Lehns>  nnd  LebnsinTentargeldeni  besahlt  werden, 
wek^  an  diesem  Zwecke  aal  Anweisung  des  ^  gemftB  §  19  des  Familien- 
14  9  47 

tdilnases  vom  ,  ' .  .„  ^  Fsmilienknraton  flOsslg  sn  maehm  sind.  Der 

iD.  1.  4» 
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BescblnB. 


Gründe. 
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Lchnsvormund  ist  dem  Vertrage  beigctret«n.  Am  21.  1.  04  hat  der  Verkäufer 
Tor  d«m  AO  wa  Prielmt,  in  dcsaen  Beiirk  die  PftRellen  liegen»  die  AnlUasang 
erteilt  Letzteiea  hat  nach  AbaeludlNing  d«r  Fuiellen  beglaabigte  Alieidirift 

der  Auflassnngsverhandlung  an  das  AG  zu  Sagan  gesandt  behlllB  Zuscliroibung 
zn  (lern  im  dortigen  Bezirk  belegenen  LehnsfUrstentam  Sagan.  Das  AG  zu 
Saiiaii  hat  diese  abgesehen  von  andern,  zurzeit  nicht  mehr  interessierenden 
GriindeD  —  um  deswillen  abgelehnt,  weil  der  Kaufvertrag  nach  französischem 
Recht  der  Oendynigung  dee  Familienrato  nnd  dee  YcHrmimdidHJtigeriehto 
hedtirfe.  Die  Beiohwerde  des  GeneralbevoUmiehtigten  der  Vormflnderia  iat 
vom  LQ  Ologan  zurttckgewieeen.  £e  nimmt  an,  daß  Lehns-  und  Lehna- 
inventariengelder  LohnsrevenncTi  stien.  über  welche  als  All' ulial vermögen 
nach  dem  zur  Anwendung  kommtnden  Prenß.  Landrecht  (II.  18  §  lUOO)  dem 
onli  ntliehen  Vormunde  die  Verwaltung  zustehe.  Dieser  nnterliege  in  der 
i^'iihrung  seines  Amtes  den  Beschränkungen  des  französischen  Rechts  und  der 
Anfsicht  der  framtOslieben  Behörden.  Das  f ransttsische  Oesets  rom  27.  2. 80 
verlange  aber  für  den  vorliegenden  Fall  die  Genehmigung  des  Pamilioirata 
nnd  YonunndschaftsuiTichts. 

Die  weitere  Beuchwerde  wendet  sich  gegen  die  Annahme  des  Vorder- 
ricbterä.  daß  es  sich  bei  dem  Kaufpreise  um  Allodialvermögen  handele.  Es 
handele  sich  vielmehr  um  Lehnsstammkapitalien,  welche  an  die  Stelle  von 
verftnßertcn  Lehnsgrundstttcken  nnd  von  Lehnsinventar  getreten  seien.  Zv 
deren  Anlegung  iM  liirfe  es  der  Zvstimmong  der  fransAsischen  Behörden  nicht. 
Der  weiteren  Beschwerde  konnte  indessen  nicht  stattgegeben  werden 
Das  L(  Inisfürstentum  Sagan  gehört  zu  den  Thronkhen,  ist  deshalb  durch 
das  Gesetz  vnm  19.  (>.  76.  betr.  die  Auflö>an^  des  Lehnsverbandes  in  dem 
Herzogtum  iSchlesien,  nicht  berührt.  Es  kouuaeii  «kähalb  bezüglich  der  Ver- 
lUgtugen  Uber  das  vorhandene  Vermögen  lehnsreclitliche  Grundsätze  zur 
Anwendung»  und  zwar  diejenige  dee  A.  L.  R.  als  der  le»  rei  sitae  (vgl.  EHiwk. 
d.  HG  XXXXm  177;  Böhm,  JtOHml.  H»rr§eh.  tUr  Rechtsnormen  S.  96). 
Inwieweit  dessen  Vorschriften  Jue  cogens  sind  oder  durch  den  Lchnsvertrag 
abgeändert  werden  krtnnen.  bedarf  keiner  Erörterung,  da  in  dem  zwiselien 
der  Krone  nmi  der  Herzogin  zu  Sagan  als  iler  Belehnten  {resehlossenen  I^bns- 
vertrage  vom  Jahre  1Ö4145  (§  18 1  für  die  rechtlichen  Verhältnisse  des  Lehns 
MMdrieklieh  die  lehnsrechtltchen  Vorschriften  des  A.  L.  R.  {flr  malgebend 
erldirt  sind. 

Dem  Beschwerdeführer  ist  allerdings  darin  beizutreten,  daß  die  Ansicht 
des  LG.  daß  der  Kaufpreis  aus  Allodialgeldern  bezahlt  werden  solle,  mit 
dem  Inhalt  des  Vertrasjes  zweifellos  in  Widerspnich  steht.  Der  Vertrag 
bestimmt  ausdrücklich,  daß  der  Kaufpreis  aus  Lehub-  und  Lehns* 
inventariengcldern  bezahlt  werden  soll.  Lehnsgelder  aber  bilden  den 
Gegensatz  zn  Allodlalgeldem.  Auch  der  Umstand,  daB  der  Familien- 
Knrator  dieselhen  flUssig  machen  soll,  weist  daran!  hin.  daß  es  sich  um 
Lehnsvermögen  handelt,  denn  mit  Allodialvermögen  hat  der  Lehnskurator  nichts 
zu  tun.  Dem  ungeachtet  ist  die  Entscheidung  des  LG  doch  auirecht  zu  erhalten. 
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Nach  §  5  des  l'amiliensch]u8«eä  vom  14.  i).  47  in  der  Fassung  des 
Fanülienschlass^  vom  28.  d.  74  steht  die  Verwendung  der  dem  Lehn  bei 
Verkäufen  rafaUciiden  Kftpitalien  dem  Lduubeaitnr  mit  KomeiiB  det  Famllien- 
knrAtors  zu.  Ist  der  Lehnsberitaer  mindeijSlirigi  ao  iit  ilim  nach  dem  ab 

lebnrechtliche  Vorschrift  weder  durch  die  preußische  Vormnndschaftaordnung 
(vgl  Bonne.  Erg.  m  §  996,  II.  18  A.  L.  R.),  noch  durch  das  BUB  (EG  z.  BOB 
Art  besc'itijjten  TOfi.  IT.  IH  A.  L.  R.  ein  Lehiiskurator  zu  bestellen,  wie 
ja  auch  im  vorUegendeii  i'ulle  eine  solche  Bestellung  durch  den  König  erfolgt 
ist.  Dieter  LeluiBkarator  hat  jedwdi  nur  dasjenige  vn  besorgen,  was  aar  Ans» 
flbnBg  der  Lehnaredtte  und  Leknspfliditen  des  FlIegebelcAlenen  bei  dem  Lehns- 
hofe und  zur  Erhaltung  der  Sabstana  gtHart  (§  998).  Die  gewöhnliche 
Verwaltung  des  Lehns  und  der  davon  entfallenden  Einkünfte  gebührt  dem 
ordentlichen  Vormunde  ItKX)).  Angelegenheiten,  welche  weder  die  Ad- 
ministration allein,  noch  die  Substanz  allein  betreffen,  sondern  aul  beides 
zugleich  Einfloß  liaben,  mflssen  von  dem  Vormund  und  dem  Lehnskurator 
gemeinschaftlich  besorgt  und  betrieben  werden  (§  1001).  Als  solche  gemein'- 
schaftUohe  Angelagenhwten  wnden  In  |  1008-  beaeichnet:  wenn  Holanngen 
in  Äcker,  Teiche  in  Wiesen  oder  umgekehrt  verwandelt  oder  sonst  die  Qestalt 
oder  Hauptbestimmung  einzelne  r  Stür-k"  cler  Zubehftnin«ren  des  Lehns  verändert 
werden.  Letzteres  trifft  hier  /  i  i  r  I\  ipital  sollen  Grundstücke  angeschafft, 
es  soll  also  die  Gestalt  und  iiauptbestimmung  eines  Lehnsbestandteils  geändert 
werden. 

Soweit  hiemaoh  der  Vormund  mitaawirken  hat,  unterliegt  er  dm 
allgemeinen  Tomandschaftlichen  Grandsitaen,  nnd  zwar  nicht  desjenigen 
Landes,  in  welchem  der  Rechtsakt  vorgenommen  wonlLii  soll,  sondern  welchem 
die  Vormundschaft  angehört,  d.  h  wo  dicselbf  rreführt  wird  '^Roth,  Deutsch. 
Privutr.  I  291;  Böhm,  Käuml.  Herrsch,  d.  Kechtsnorm  S.  70  ff.). 
Im  vorliegenden  Falle  also  bestimmt  sich  die  VerfUgungsbcfugnis  der  Vor- 
mflndeiin  nach  den  in  Frankreioh  gdtenden  Bechtsgrondsitaen. 

Unter  der  Henschaft  des  G.  C.  unterlag  der  Vormund  konen  Be- 
schränkungen in  bezug  anf  die  Anlegung  von  Mündelgeldern  (vgl.  die  Zitate 
hei  Sirey,  Seeueil  IWÖ,  II  97  Note  1—3,  RG  VII T  Hierin  hat 

das  Gesetz  vom  27.  2.  ÖU  (Carette  Luis  annotees  IbW  b.  546  ff.)  eine 
Änderung  herbeigeführt.  In  Art.  1  bestimmt  dasselbe,  daß  der  Vormund  zur 
Verftntomng  roa  Immobilien  der  Zustimmung  des  Familienrats  bedarf!  Nach 
Art.  2  ist  bei  einem  Wert  Uber  1600  Ft.  gerichtliche  Best&tigung  erforderlich. 
Art.  3  bestimmt  die  Art  der  Veräußerung,  die  nach  Art.  4  auch  Anwendung 
findet,  wenn  ein  emanzipierter  Minderjähriger  Immobilien  vcrilußcm  will. 
Art.  ö  gestattet  dein  Vormunde  die  selbständige  Umwandlung  von  Inhaln-r- 
papieren  in  Nameupapiere.  Art.  6  endlich  schreibt  in  Abs.  1  vor,  daü  der 
Vormund  die  bei  Einleitung  der  Vormundschaft  vorhandenen  und  die  dem 
Handel  qAter  dnrdi  Bibschaft  odor  auf  andere  Weise  anfallenden  Kapitalien 
innerhalb  eJaer  EVist  von  3  Monate  anlegen  mu6,  sofern  der  FSmiüenrat 
nicht  eine  Iftngere  Frist  bestimm!    Sodann  sagt  Abs.  3:  «Xe«  rigU9 

22« 
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priseriUa  par  les  arHUn  d-deattu  äi  par  TttrHeU  466  du  code  civil, 
fteront  applicables  h  cet  emploi".  Der  Artikel  entstammt  einem  Beachlnsie 
dpr  Senats-Kommission.  Dieselbe  erwo<r  daß  die  in  Art.  455  C  C 
gesprurhfnp  VerpflirhtunK,  Miindeltfeldcr  iniit'rhalb  <i  Muiiatcn  bei  Veriiieiduiik; 
vuu  Strufziuäcti  aiaalcgeil,  tsicii  ihrem  Wortlaut  nach  bluÜ  aul  Revenueu- 
flberschttsBe  besieht  DaxaM  waren  Zweifel  mtstanden,  ob  das  Olekhe 
aaeh  fflrKapitalien  gelte.  Diese  Zweifel  wollte  man  beseitigen  (CaretU 
a  a.  ().  ä.  5d0  Note  1  l  Das  bestimmt  Abs.  1.  Allein  man  hat  sich  hieran! 
nicht  beschränkt,  sondern  .\bs  2  hinzugefügt.  Die  Gesetzesinaterialen  ergeben 
brzüiilirb  des  letzteren  über  die  Absicht  des  Gesetagebers  nichts.  Mau  ist 
dtähalb  lediglich  auf  das  Gesetz  so,  wie  es  vorliegt,  angewiesen.  Nach  seinem 
Inhalt  aber  gibt  es  xn  Zweifeln  keine  Veianlaasttng.  Nachdem  in  Aba.  1 
die  Pflicht  aniq^esprocben  ist,  das  vorhandene  nnd  snkttnffcig  anbllrade  Kapital- 
vermfigen  innerhalb  einer  Frist  von  3  Monaten  anzulegen,  fügt  Abs.  2  binzn: 
1)  nach  bei  dieser  (Kapital-) Anlage  findet  im  Falle  der  Unterlassang  ihrer 
rerhtzeitiijen  Bewirkung  eine  Strafver/insung  wie  im  Falle  der  unterlassenen 
rechtztiti^j:!  !i  Anlage  der  Revcnuenüberüchüssc  des  Art.  455  C.  C.  statt,  2)  aaf 
die  Kapitalsanlage  tinden  ferner  die  Vorschriften  der  vorstehenden  Artikel 
Anwendnng,  ahio  auch  die  der  Art.  1  nnd  2,  wonach  es  anr  Anlage  der  Zn< 
stimmong  des  Familienrats  besw.  anBerdem  des  Qeriehta  bedarf.  Fkeilieh  ist 
dies  dem  Recht  des  C.  C.  gegenüber  ein  neuer,  tief  einschneidender  Omndsata. 
Ob  man  denselben  irewoUt  hat.  oder  nicht  ein  redaktionelles  Versehen  vor- 
liegt, indem  man  nicht  auf  sämtliche  vorhergehende  Artikel,  sondern  nur  auf 
Art.  5  hat  hinweisen  wollen,  wie  von  anderer  Seite  oline  Anhaltsponkt  im 
Qesets  selbst  od«  in  den  Gesetnesmateiialea  angcnoramen  wird«  Ist  nidit  an 
ersehen.  Da  Art.  6  Abs.  2  die  Vorschriften  in  allen  vorstehenden  Para- 
graphen fQr  anwendbar  crkliirt.  so  mnfi  eben  hittan  festgehalten  werden. 
Das  ist,  wie  ein  Urteil  des  Tribunals  von  Montpellier  vom  27.6.01  (Sicey, 
Bccneif  1902,  II  21  v\il.  auch  die  Lileraturangabcn  das  Xote  2i,  bekundet, 
heutzutage  in  Doktrin  und  Rechtsprechung  in  Frankreicii  anerkannt.  Über- 
einstimmend auch  Zachariä-Crome  III  594. 

Was  aber  von  dem  Brforderms  der  Gendunignng  sn  Verfügungen  Uber 
Vwmttgen  gilt,  welches  im  nnbesehrilnkten  Eigentiun  des  Mllndds  steht,  mnß 
anch  gelten,  wenn  dem  Mündel  nur  das  geteilt«^  (Ober-  oder  Unter-)  Eigentum 
ansteht  (J  ohotc,  Jahrbuch  f.  endgü  Jt  EtX.sch.  der  Fieu  ß.  Appel.  -  C?  c ; .  VlI  h9) . 

Wenn  die  Beschwerde  endlich  j^'e^u-n  dip  Anwendunt^  des  fninzü-sischen 
Rechts  noch  geltend  macht,  dab  §  13  de»  Lehn  Vertrages  vom  20.  11.  44 
bestimme,  daß  alle  rechtlichen  VerhlUtnisse  des  Lelms  nach  dem  im  A.  L.  K. 
für  das  Lehnrecbt  enthaltenen  Bestimmungen  und  den  spiter  ergangenen 
allgemeinen  Lehnsgcsetzen  beorteilt  werden  sollten,  nach  den  jetzt  geltenden 
landn  eilt  liehen  Bestimmungen  aber  ru  Verträgen  der  vorHeyen  lt  ti  Art  nur 
die  Mitwirkung  des  Lehnsvormundes  und  des  Vormundes  des  entmündigten 
Lehnsfürsten  erforderlich  sei,  so  ist  dem  aonäcbst  entgegen  zu  iialteu, 
daß  das  Vormundschaftsrecht  dem  ültentHehett  Recht  angehört,  nnd  da»^ 
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Verträge  nicht  recbtswirksam  bestimmt  werden  kann,  daß  ein  Vormund  der 
(renchmigung  <U  s  Familienrats  und  des  Vormnndschaft4»gericht8  nicht  be- 
dürfen soll,  ubwuht  dibüe  nach  dem  Gesetz  des  Ort»  der  Vormundschaft  er- 
forderlich ist.  Außerdem  kommt  in  Betracht,  daß,  wenn  §  lUOl,  II  18  A.  L.  R 
von  der  gemeinschiiftlidien  Bemrgnikg  des  Qeschifts  dordi  den  Vonnund  und 
Lelmslnirator  «pricfat,  damit  der  Vormund  nidit  etwa  tob  denjenigen  Ein- 
schränkungen hat  befreit  werden  sollen,  denen  Vormünder  nach  allgemeinen 
—  durch  das  Qeeeta  de»  VomumdscIiaftBgericbts  bestimmtm  —  Qnmds&tfen 
linterlie<4en. 

Hiernach  muß  es  bei  der  Entscheidung  dtr  Vorinstanzen,  daß  die 
Vonnflnderin  zunächst  die  Genehmigung  des  Familienrats  and  Vormundscb&fts- 
gericbts  beinibrlngen  hat,  sein  Bewenden  behalten.  Für  den  Kostsnpmikt 
war  §  109  Aha.  8  Pr.  QKO  maBgebend. 

ZeitUdies  und  örtliches  Verhältnis  der  Rechtsnormen.  — 
Altere  badiscke  KoUieianaHarmen.  —  ß^tr  aweieeUiße  Vertragt' 

obliffoHonen, 

'  OLG  KarUmhe  10. 11.  08  (EagU  (Hl  CömpanU/Falek;  Badiache 

Beehisfiraxia  1904  S,  39). 

FUr  die  Bearteilung  des  Rechtsstreits  sind  nach  Art.  170  EG  z.  BGB 
die  , bisherigen  Gesotze*  nialij^abond  (vgl.  Jur.  Wochenschr.  1903  8.  185). 
!Narh  diesen  c  n  t  s  c  h  e  i  li  (  f  sich  auch  die  Frage  der  örtlichen 
Kollision     {Jur.  WocltcH.st  i, ,.  ÜHll  S  402.  S.  B7.  Beil.  S  227i. 

AU  maßgebender  Grundsatz  des  badiscben  liecbts  hierüber  iäl  nach  der 
neueren  Entwicklung  der  Bechtaprechong  ananerkennen,  daß  bei  einm  Streite 
Ober  obligatorische  Verpflichtungen  snnlchst  der  Vertrags  willen  in  beang 
aaf  das  anzuwendende  örtliche  Recht  zu  beachten,  und  dalt  mangels  eines 
näheren  Anhalts  im  Zweifel  das  Recht  des  E  r  f  (1 1 1  ti  n  g  s  o  r  t  e  s  als  das  ge- 
wollte anzusehen  sei  *  Ein  einheitlicher  Erfüllungsort  für  beide  Teile  ist 
nun  hier  nicht  gegeht  n  Die  Klägerin  hatte  ab  Hamburg  bezw.  Antwerpen 
zu  lielern,  die  Beklagte  in  Mauulieim  zu  zahlen.  Diese  verschiedenen  selb- 
atftndigen  Hauptverbindlichkeiten  sind  Ja  naeh  dem  Rechte  des  Ortes  sa  be- 
urteilen, wo  sie  in  erfüllen  waren.  *)  üm  die  Zahlongspflicht  der  Beklagten 
handelt  es  sich  hier  allerdings  zunächst'  nicht,  sondern  am  ihre  Abnalune- 
pflicht.  Aber  auch  diese  war,  sofern  man  sie  als  eine  selbständig  za  be- 
urrt  iltnde  Pflicht  der  Beklagten  betrachtet,  in  Mannheim  rn  erfüllen,  wenn 
jiU(  h  dort  nicht  der  Erfüllungsort  für  die  Klägerin  gewesen  ist,  <la  di(-  Ware 
nach  deren  Übergabe  seitens  der  Klägerin  an  einen  Spediteur  oder  Transport- 
antemehmer  nach  Mannheim  in  verbringen  war  nad  dort  erst  inr  Atmslinie 
gelangen  konnte  (Ygl.  J^Hach.  d.  HO  XLIX  75,  LI  218,  XLVI  193).  Die 

»)  S.  unten  S.  347.  —  Red. 

»)  S.  Ztsch.  XV  2H6  Paßnote  und  XV  305.  —  Red. 
Vgl.  Ztech.  XUI  422.  —  Red. 
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streitige  Fra^e,  ob  Beklagte  abzunehmen  bat  oder  nicht,  ist  hiernach  auf 
Grund  des  badischen  Rorhts  zu  iM^Tirtoilcn  Die  Pflicht  der  Bekl;iirt<  n  rnm 
Abnif  ist  nur  eine  nt  lH  nsarhliLho :  dt  i  Abruf  dient  nur  stur  Vorbt  n  irniii: 
und,  tiuwfit  08  sich  uiu  das  Wahlrecht  der  Beklagten  hinsichtlich  der  rurk- 
Btftndigen  15  Brk.  .divenef  Öte'  ImiMt»  lor  EmOglkltiiiig  de«  Angdiott 
ODd  der  AbüAlune. 

Anfechtung  eines  Becktsgesdiäfts  toegen  Benachteiligung  der 
Gläubiger.  Maßgebilichkeil  des  (schweieerischen)  Rechtes  aU 
des  am  Domieil  der  XmUrahenten  und  am  Ort  der  EnrickUmg 

geltenden  Rechtes, 

0L&  Karlsruhe  29,  5,  04  (Kiatling-KüeHtaa/Dmk;  BadUehe  Seekn- 

praxia  1904  S.  SOOJ- 

Da  sowohl  die  Olftabigeiin  als  der  Sdraldner  und  die  Beklagte^  mit 

wt  Icher  das  angefochtene  Rechtagesdi&ft  vorgeiiomnior.  \nirde,  nr  Zeit  dv 
\  «•rnahrae  dieses  letzteren  Schweizer  und  in  Basel  wohnhaft  waren,  dieses 
Rechtsgeschäft,  nämlich  die  Hingabe  der  Ansstfut  r  durch  den  Ehevertrag  vom 
6.  12.  (K).  auch  in  Basel  stattfand,  si»  ist  dii-  Frage,  ob.  uuter  wtldien 
Voraussetzungen  und  in  welchem  ümiaiig  dieses  Rechtsgeschäft  von  der 
Klägerin  angefochten  werden  hanii,  nicht  nach  dentsdiem,  sondern  nach  dem 
in  Basel  geltenden  schweizerischen  Recht,  d.i.  nach  dem  Bondesgeeetz 
vom  11. 4. 89  Uber  Schnldbeitreibting  nnd  Konkors  zu  entscheiden,  weldies 
in  Art.  285— speziell  die  Bestimmungen  Uber  die  Anfechtungsklage 
enthält  Nnn  verlangt  Art.  285  dieses  Bundesgesetzes  als  erf^te  V<iran«?etzunc 
für  die  Erhelnnik'  einer  Anfechtungsklage,  daü  der  anfechtende  iJlaiiliim 
einen  provisorischen  oder  endgültigen  Verlustschein  erhalten  habe.  Als 
Yerlustachein  dient  aber  nach  Art.  116  des  Bondesgesetaes  rem  11',  4.  89. 
falls  kein  pfftndbares  Vermögen  rorhanden  ist  (vgl.  andemhtUs  Art.  149  ebenda) 
die  Pf j&ndnngsnrknnde,  d.h.  die  Beurkundung  des  Oericbtsrolfatidien 
über  fruchtlose  Pfändung.  Eine  solche  liegt  Ider  vor,  und  gewährt  der 
Kliitririn.  deren  Forderung  urteilsmäßig  festgestellt  ift  iis  Anfechtungs- 
recht des  Art.  285  dea  Bnndesgesetzea  (vgl.  auch  Art.  115  Abs.  2  aod 
Art  149  Abs.  2  ebenda). 

Form  der  Recktsgescfuiße. 

üJjG  Braunnchweig  IS.  10.  Ol  (Gronau /Schulte;  ZUch.  f.  BecMspflegt 
i.  Herzoytum  Brauntehweig  1904  S,  124). 
Nach  dem  bei  der  yorliegenden  Statoten-KolUsion  in  Betracht  sa  neho»- 
den  gemeinen  internationalen  PriTatreehte  {Thölf  EiHMtung  in 
Deutsche  FHvatreeht  |§  72,  73  Anm.  1;  Eufeheid.  d.  BG  XXIV  328, 
XXXI  m.  XXXVI  205;  Seuffert's  Archiv  LVI  261)  ist  die  Form- 
gUltigkeit  eines  Rechtsgesch&fts  sa  bestimmen  entwedw  n*<4 
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dem  Rechte  des  Orts,  an  dem  es  errichtet  ist.  oder  nach  dem  Rechte  des 
Ort»,  weleliem  du  dnicfa  das  ReditsgesclAft  besielte  BedrfSTerhftltniB  angeliitrt 
(Windeehäid,  Fand.  Bd.  1  §  85  Zit.  6;  BntBeh,  d.  RO  XVm  46, 
XXVIII  184.  XXXXTTT  158).  In  letzterer  Hfattlclit  tot  bei  einem  Yertragi- 
Terhältnissc  in  erster  Linie  darauf  zu  sehen,  welchem  örtlichen  Rechte  die 
Kontrahenten  dasselbe  inittrwerfen  wollen,  bozw,  welches  Recht  von 

ihnen  als  selbstverständlich  anwendbar  vorausgesetzt  ist;  und  trst  winn  diese 
Unteranchung  zu  keinem  bestimmten  Ergebnisse  fuhrt,  i»t  das  Recht  des 
Ortes  ansagenden,  wo  die  Obligation  sn  erfttUen  ist  (Sntwh.  <f.  SG IV  246, 
IX  237,  XX  635,  XXIV  113,  XXXXIV  301). 

Form  der  Hechtsffeschäfte. 

OLG  BrauMsekwHg  19, 3.  OB  (Bodemiein  u.  QenJOnnther;  a.».0  S.  125). 

Bas  LO  bat  das  Preafi.  Landreebt  als  das  am  Orte  des  Vwtragsschlnsses 
geltende  Recht  seiner  Entscheidung  SU  Gründl  ;.'eh  i;f  .  offenbar  in  Gemäßheit 
des  Grundsatzes,  daß  die  FormgQltigkeit  eines  Rechtsgeschäfts  nach  den 
Gesetzen  des  Orts,  an  welchem  es  vorfrenommen  wird,  zn  beurteilen  ist. 
Allein  «Ur  (irundsatz  des  internationalen  Privatrechts  geht  weiter  und  erklärt 
neben  jmer  Kurui  auch  die  Beobachtung  der  Form  desjenigen  Rechtsgebietes 
für  genügend,  in  welchem  das  Rechtsgeschäft  sn  wirken  bestinunt  ist,  welchem 
das  dnzch  das  Reditsgesdiift  begründete  Rechtsverbtltnis  angehört  (Wind' 
scheid,  Fand.  Bd.  1  §  35  No.  6;  Entgeh,  ä.  RG  XVUI  46,  XXVHI 184; 
vgl.  Art.  11  des  EG  z.  BGB).  Hiemach  aber  (gelangt  man  dahin,  außer  dem 
Preuß.  Landrecht  auch  das  gemeine  Recht,  nach  W(  Irhem  der  BUrgschafta- 
vertrag  der  Form  nicht  bedarf,  für  anwendbar  zu  erklaren.  Denn  in  dem 
gemeinrechtlichen  Gebiete  des  Uerzogtoms  Brannschweig  hatte  der  Bekl. 
seinen  Wobnsits,  nnd  wenn  noch  die  behauptete  Üboeinknnft  an  einem  sa 
«inem  anderai  Rechtsgebi^  gehfolgen  Orte,  wohin  er  anf  Anffordemng  des 
KlAgers  gereist  war,  vorgenommen  ist,  so  ist  doeh  weder  ansdräcklich 
bestimmt,  noch  als  stillschweigend  voeinbart  ansnnehmen,  daß  das  Schuld- 
verhältnis zwischen  den  Parteien  einem  andern,  als  dem  für  die  Erfüllung 
der  fr.  Verpflichtung  maßgebenden  Hechte  hat  unterstellt  werden  sollen. 
Erfüllungsort  war  aber  für  den  Bekl.  mangels  anderer  Bestiuiumugen  dessen 
Wolinsits. 

Mandat  und  Maklervertrag.    MaßgeMichkeit  verschiedener 
Reckte  hei  inoeiseitigen  OHigaHonaverhälUHssen}) 

OLG  Brauntehweig  Ift,  10.  Ol  (GronaufSehuUe;  a.  a,  0.  S.  125). 

Wem  beim  Mandate  angenommen  wird,  daß  dss  Recht  des  Ortes, 
-wo  der  Auftrag  aussuftthren,  wo  also  die  Hanptreipflichtnng  sn  erfüllen  ist, 
far  das  ganse  Rechtsverhlltnis  maßgebend  ist  (Sntsch,  d.  B€t  XII  35; 

^)  Vgl.  die  folgende  Entscheidung.  —  Red. 
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Seufferfs  Aichix  LT  2:^:  Bar,  InUmat.  Prioaireehtf  9.  Aufl.  II  1(H^, 

so  trifft  dies  für  den  Maklervertrag  nicht  zn,  der  sowohl  nach  gemeio- 
rechtlicber  Auffrisstinn:  Zoitsrhr.  XXXY  *>fi  und  die  dortigen  Zit-ate^  wie 
nach  PreuÜ.  Rechte  {Ecaus,  Preuß.  Privai recht  TT  2hl  ff ,  ?7(i  ff.;  Ent>ch. 
d.  HG  XXKI  291)  eiu  gegenseitiger  Vertrag  laL,  uud  daü  bei  einem 
dcmtigen  Tvrtrage  die  VerbindllclikdteD  des  eineii  Kontnlieiiten  nidrt  unter 
demaellwi  Redite  fft^D,  wie  die  des  «ndan,  ist  rechtUdi  mQglidi  und  nkit 
ungewöhnlich  (Bar  a.  a.  0.  S.  lö;  Windsehtidf  Famd.  Bd.  1  §  36  Zffl.  3; 
Swfferfs  Archiv  XXXXIV  386. 

Zweiseitige  0hUgati<)nsver}iältni68eS)  Verjährung. 

OLG  Bi aunschiceii/  10.  7.  OJ  { Alterberg/ Koch;  a.  a.  0.  S.  12ö). 

Da  CS  sich  um  ein  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  handelt  Pferdehandel), 
ist  für  die  Verpflichtung  des  Bekl.  (Käufer^)  aus  dem  Vertrage  auf  Zahlaog 
des  Kaufpreises  in  Ermangelung  anderer  AbmachuDgeu  das  Recht  sdiies 
WolmeitMB  nwfigelmid  und  dieser  WohnsitB  der  Eifttlhmgsort  (Ent^.  i. 
HO  351).  Für  die  Frage,  ob  der  Anspruch  des  KlSgers  anf  die  Leistnag» 
de8  BekL  bereits  verjährt  ist,  kann  also  das  in  GttttJngcn  geltende  JiwM 
(Hannov.  Ges.  v.  22.  9.  öOi  nicht  in  Betracht  kommen,  sondern  lediirlich  das 
in  S.  im  Herzogtum  Braunschweig  (dem  Wohnsitze  des  Bikl.)  in  Geltung 
gewesene  Jieclit  i^Braunschw.  Ges.  v.  3.  7.  Ö3;  Seuffert's  Archiv  2ülXXV 
No.  1;  Böhm,  Räumliclte  Herrschaft  S.  129  ff.). 

OLO  Braumehweig  12. 12.  02  (Lindmer/Limht&r;  a.  a.  O.  S.  129). 

Fflr  die  Frage,  wekbe  Tatsaebsn  ^erliegen  mflsaen,  am  die  Klage  aof 

Etaescheidiing  za  rechtfertigen,  war  nach  frttherem  Recht  das  Beeht  des  Ortes 

mafigebcnd,  woselbst  der  Ehemann  z.  Z.  der  Klageerhebung  seinen  Wohnsitz 
hatte.  Als  solcher  hat  zu  gelten  die  hiesige  Stadt:  denn  d<'r  Iftztt-  aufgcircHen? 
Wohnsitz  lerilt  so  lange  als  fortbestehend,  bis  die  Begründung  eines  iitucn 
bekannt  gewurden  ist.  I^ach  gemeinem  Kedit  gilt  aber  femer  das  Recht  de« 
Wohnsitzes  sehleehthin,  ohne  Rflcksicht  d&ranf,  ob  die  Verfeblnngen  sits 
dw  Herrschaft  deiselbeii  oder  etaies  andwra  Rechts  begai^pen  tfnd  (Diru' 
bürg,  Fand.  Bd.  1  §  46;  Entaek.  d.  SG  IX  198,  X7I  188;  Seug0rf$ 
Archiv  Bd.  47  No.  269). 

Art.  29  EG  z.  BGB.  -  Zu  anyserziehung  von  ZtgeHiterkindern. 
Örtliche  ZifsUindigkeit.    Staatlose  Peraoucn. 
OLG  Karlsruhe  HO.  9.  ii4  (Badische  Rechtspraxis  1904  S.  3H4J. 
Da.s  Berirksamt  Pf  beantragte  beim  AG  daselbst,  dip  ^wangserziehang 
der  beiden  Zigcunerkinder  Luise  und  Ursula  B.  anzuordnen.  Xats&chlicb 

1)  Vgl.  die  Torhergebende  Entscheidung  nnd  Ztsch.  Xm  482,  XV  Sit 
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war  teils  darchs  Amt,  teils  durchs  AG  festgeät^Ut;  Die  beiden  Kinder  sind 
nnelielich  im  Sinn«  des  BOB ;  die  angebliohen  Bitern,  der  Zlgeoner  WiUielm  R. 
und  die  Zigemiefiii  Kaiharina  B.  lebm  in  wilder  Bhe.  Dar  Uum  will  in 

der  wUrttoiubergischen  Gemeinde  Sp.  geboren  and  beheimatet  sein,  die  wUrttem- 
bergischL-n  Beliönieii  haben  aber  seine  Staatsangehörigkeit  nicht  anerkannt. 
Wann  und  wo  die  Frau  Katharina  R.  geboren  und  beheimatest  ist.  ist  nicht 
festzastcllfu  Wohnsitz  (ider  ständigen  Aufenthalt  haben  die  Leute  nicht; 
sie  ziehen  juiiraus,  jahrein  vun  Ort  zu  Ort,  bald  allein,  bald  in  Gesellschaft 
oder  in  Horden  mit  nnderen  Zigeunern.  WÜkälm  R.  hat  nicht  einmal  einen 
Wagen ;  das  Kind  iMise  ist  anf  der  Landatrafie»  die  Ursula  im  Armenlianie, 
lieidc  in  Württemberg,  geboren.  Von  einer  geordneten  Erziehung  der  beiden 
Kinder  kann  keine  Rede  sein ;  sie  werden  kaum  je  zur  Schule  geschickt,  weil 
die  Familie  stets  herumzieht,  wohl  nhfx  zn  allem  Übeln  angehalten,  was  die 
Zij^enner  selbst  treiben:  Bettel,  Laudstreicherei,  Entwendungen  usw.  -  Das 
AG  Pf.  hat  die  Anwendung  der  Zwangserziehung  abgelehnt,  weil  es  örtlich 
nicbt  snatftndig  sei ;  der  Art  136  EO  s.  BOB  weise  die  Entsdieldnng  dem 
Yormnndschafti^eiicbt  vl\  Vonnnndsehaftegericlit  sd  aber  keineslalls  das 
AG  Pf.  —  Auf  eingelegte  Besdiwode  des  Amts  wurde  die  Entscheidung 
des  AO  au%diobai. 

Aus  den  Gründen, 
a)  Im  BGB  und  seinen  Nebengesetzen  wird  die  Bezeichnung  .Vormnnd- 
schaftsgericht"  in  einem  weiteren  und  in  einem  engeren  Sinne  gebraucht :  im 
weiteren  Sinne  ab  Gattungsbegriff  für  diejenigen  Gerichte,  denen  allgemein 
die  Bdiandlnng  nnd  Entscheidung  familienrechtUchw  Angelegenheiten  aufler* 
halb  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  ankommt;  im  engeroa  Sinne  rar  Beaeich* 
nung  desjenigen  einzelnen  AG  (vorbehaltlidi  der  Bestimmung  des  Art.  147 
EO  z.  BGBl,  bei  dem  eine  be.stimtnte  Vormundschaft  (Pflet^schaft)  anhänf^ip: 
ist.  Im  Art.  \'.\b  EG  ist  das  Wort  im  ersteren,  weiteren  Sinne  gebraucht; 
es  ist  damit  nur  die  sachliche  Zuständigkeit  der  Yormuiidschaftsgerichte  für 
die  Anordnung  der  Zwangserziehung,  nicht  aber  die  örtliche  eines  bestimmten 
Gerichts  ausgesprochen  worden.  Welches  Gericht  Ortlich  fttr  die  MaSregel 
der  Zwangsosiehang  zusttndig  sei,  wird  gonU  §  8  Abs.  8  Zwangsenidmngs- 
geaeta  durch  das  FOQ  bestimmt.  Bei  dessen  Anwendung  ist  aber  davon 
auszugehen,  daß  die  Anordnung  der  Zwanj^scrziehunjf  auf  (irund  des  Art.  135 
EG  zu  den  „ V  rrirhtungen"  des  Vürmundscliaftsjjferichts  gehört,  die  .nicht 
eine  N  urmundseliaiL  oder  eine  Pflegschaft  betreffen*.  Darin  sind  alle  Kom- 
mcutare einig.  Daher  ist  iür  die  Bestimmung  der  örtlichen  Zuständigkeit  im 
Falle  der  Zwangsersiehnng  der  §  43  PGG  maßgebend;  eist  dnreh  desien 
Anordnung  im  Abs.  2  wird,  wenn  fttr  die  Person,  in  Ansehung  deren  die 
Zwangserziehung  erforderlich  wird,  eine  Vormundschaft  anhängig  ist,  das 
mit  dieser  befaßte  Gericht  (Vormundschaftsgericht  im  enteren  Sinm  örtlich 
zuständig  auch  für  die  Zwangserziehung.  Ist  aber  k^MTf  solche  Vormund- 
schaft anhängig,  SO  bestimmt  sich  die  örtliche  Zustiiüihukeit  zur  Anordnung 
der  Zwangserziehung  ausscblieblich  nach  dem  Abs.  1  des  ^  43;  d.  h.  abu  bei 
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Zusammenhalt  mit  §  30  FOO:   -Für  die  Anüidnun«:  der  Zwangst rzkhnoft 
ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirke  der  Zögling  zu  dem  Zeitpunkt, 
in  welchem  dM  Qeiieht  mit  ihr  bef»6t  wird,  eeinen  Wolmtitz  oder  ia  S^  ' 
mangelimg  eines  inlftndiachen  Wobneitseft  eeinen  Anluitlialt  hat.*  JUm  iit  [ 
für  die  beiden  Zigeunerkinder  bis  jctrA  hri  keinem  anderen  Gerichte  Hm 
Vormundschaft  (oder  Pflegschaft i  anhängig:  sie  ist  nirgends  angeordnet  | 
wfil  das  Bedürfnis  dafür  nircrends  zutage  trat    Kraft  fie<;otzps  anhängig  wird  ' 
aber  eine  VormnndHchaft  nicht :  •  >^  bedarf  dazu  ih  r  AnorUuung  eines  Gerichts. 
§  1774  BGB.    Wulil  über  hahvn  die  beiden  Zigeunerkinder,  eines  Wolmsitzei 
entbehrend,  im  Bezirice  des  AO  Pf.  sarveity  wo  du  Qetlcbt  mit  der  An- 
ordnung der  Zwangeeniehong  befaBt  wurde»  ihren  Anfentimlt  geliabt.  md 
daher  ist  das  AG  Pf.  fOr  die  Anordnung  örtlich  niBtftndig. 

b^i  Dabei  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Kinder  eine  deutsche  iSt^ats- 
nntrehöriirkf  it  haben  orlor  nicht.  Bis  j<>t/r  ist  eine  deutsche  Staatsangehörig- 
keit derselben  nicht  ermittelt,  die  für  sie  bcanspnichte  württembergische  wird 
ZQständigerseite  bestritten;  aber  auch  für  die  Zugehörigkeit  zu  einem  be- 
•timmten  anflctdentachen  Stnateweaen  idilt  es  an  jeglichem  AiAaHnpnnkt  Die 
Kinder  IcOnnen  daher  nineit  nnr  als  aStaattose'  Personen  behandelt  werdn 
und  sind  deshalb  gemäfi  Art.  29  EG  s.  BGB  (letste  U8gtichkeit)  in  ihm 
perscinlichen  RechtsTerhiltnissen  den  Gesetmn  des  Ortes  ihres  Anfenthsitt 
unterworfen  ;  dio  Zwangserziehung  kann  sonach  n  sii  ohne  wf  it<^rw  nach 
badischem  liechte  angeordnet  werden  Aboi  auch,  wenn  sie  nirhthadisrhe 
Deutsche  sein  sollten,  ist  diese  Matiregel  naeii  §  1  Abs.  2  Zwangserziehnngs- 
gesets  sal&seig,  weil  nach  den  obigen  Ansführungcn  die  Zuständigkeit  einei 
badisehen  Yormandsehaftsgerichts  begründet  ist. 

§  11  BGB.  Datdurch  daß  der  Vater  wohnsiUilas  wird,  verliert 
nicht  auch  das  Kind  seinen  Weihnsit». 

OLO  Stuttgart  6.  2.  OS  (OLG  Bsp.  X  nß). 

Daraus,  daß  Gottfried  S.  seinen  Wohnsitz  in  R.  aufgehoben  hat, 
nicht,  daß  auch  sein  Kind  den  Wohnsiti  in  R.  verlon»  bat  Wohl  teilt  dsi 
eheliche  Kind  nach  §  11,1  den  Wohnsitz  des  Vaters.  Es  yerliert  aiier.  wie 

in  den  Motiven  I  76  mit  aller  Deutli(  likt  it  hervorgehoben  ist.  ohne  liit 
sich  in  der  zweiten  Kommission  oder  im  Reichstag  irgend  ein  Widersprach  » 
hiergegen  orhnbrn  hätte  (vgl   P/'f>t.  I  .  diesen  Wohnsitz  nicht  dadurch, 

daü  der  Vater  wuhnsitzlos  wird,  snwcnitr  es  ilin  dadurch  verliert,  daß  der 
Vater  stirbt.  Vielmehr  behalt  das  Kind  nach  der  ausdrUcklicbt  u  Ikstimuiuuii 
des  §  Ii  Sata  2  diesen  Wohnsits,  bis  es  ihn  rechtsgültig  anfhebt  wai 
solange  das  Kind  geschftftennffthig  oder  In  der  Geschittstlhigkelt  beschrinfct 
ist  nach  |4  8  nur  mit  dem  Willen  seines  gesetslichen  Vertreters  gesdieha 
kann.  Die  Annahme  aber,  daß  Gottfried  S.  als  gesetzlicher  Vertreter  seines 
Kindes  auch  drssrn  Wnhn'sifz  in  R  anfirt  hoben  haben  sollte,  entbehrt  jedes 
Anhaltes.   Im  Gegenteil  spricht  der  Umstand,  daü  er  sich  mit  iüaterlassaag 
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Ton  Weib  und  Kind  ans  R  entfernt  hat.  dafür,  dati  tr.  wenn  Überhaupt,  so 
jedenfalls  nur  ftlr  sieh,  nicht  auch  fUr  sein  Kind,  den  Wohnsitz  in  R.  aaf- 
gehoben  habe. 

Ungültigkeitserklärung  einer  1892  in  Berlin  etcischen  einem 
katholischen  Österreicher  und  einer  protestantischen  Deut- 
schen, iceMte  durch  ein  deutsches  Gericht  von  dnnn  vorigen 
Eltemanne  geschieden  war,  geschlossenen  Ehe,  wegen  iles  im 
österreichischen  Recht  für  Katholiken  besteheftden  Verbotes ^ 
einen  gescJiit  denen  EJiegaffcn  zu  Leitzeiten  des  arideren  ge- 
sciiiedenen  Ehcgatteii  zu  ehelidien. 

OLG  Hamburg  7.  4.  0.5  (IV  4r,0  04} 
Mitgeteilt  von  Herrn  f^enatspräsident  Dr.  Martin  in  Hamburg. 

Tatbestand. 

Ausweise  der  Heiratsurkunde  des  Kgl.  Preuß.  Standesamtes  Berlin  IV  a. 
aasgefertigt  am  34. 8.  Ol  (act.  3  der  anliegenden  Akten  R  Sclieidtuig  der 
Blie  der  Parteien  Aktenseiclien  VII  C  741/01)  sind  der  ant  6. 3. 66  in  Steier^ 

dorf  in  Ungarn  geborene  Beklagte,  welcher  östeneichisrlicr  Tutortan  und 
Katholik  ist.  und  die  am  28.  9.  5t>  in  Ri  rlin  ;,'('])orf>no  und  in  riculicn  stants- 
angehörit"'  Klä^orin.  beide  derzoit  wohnhaft  in  Berlin,  am  2.  1.  Ü2  in  Bt  ilin 
die  Ehe  eingegangen.  Die  l'artfipn  haben  zunächst  in  Berlin  und  später  in 
Hamburg  bis  Ende  Juni  1901  als  Ehegatten  mit  einander  gelebt.  Zer^^Urfnisse, 
welche  angebtidi  schon  sn  Binde  des  Jahn»  1900  hervorgetreten  warett»  hahen 
den  Bbnnann  im  Sommer  1901  anr  Srhebnng  der  Klage  anf  Scbeidang  der 
Ehe  an!  Onmd  BOB  $  1568  veranlaßt  :  diese  Klage,  wie  auch  eine  von  der 
Ehefrau  erhobf<no.  anf  Ehebruch  des  Ehemannes  gestiltzte  Widerklage  sind 
durch  rephtskräftijfi'  Entscheidung  abgewiesen,  und  es  ist  die  Ehefrau  durch 
Urtfil  dieses  Oericht.s  vom  7.  7.  02  verurteilt  wnrdfn,  die  hänslirhe  Gemein- 
de huft  wieder  herzustellen.  Diesem  Urteile  ist  die  Ehefrau  am  1.  11.02  nach- 
gekommen, es  hat  jedoch  die  bftnsUche  Gemeinschaft  der  Parteien  nur  bis 
Anftmg  Janvar  1908  gewKhrt  nnd  bat  die  Klftgeiln  sodann  Klage  anf  Scheidnng 
der  Ehe  wegen  grober  ICfihandlnng  von  selten  des  Beklagten  eriioben.  Der 
Beklagte  hat  die  behaupteten  Mißhandlungen  bestritten,  Vcrzeilnini:  derselben 
brhanptet  nnd  die  Abweisung  der  Kla^c  iH'antrairt.  Im  Laufe  dts  RorhtH- 
strcites  hat  die  Klägerin,  unter  der  Behauptung,  daß  sie  bei  dem  L(i  in 
Wien  eine  Klage  auf  Ungültigkeitserklärung  der  Ehe  der  Parteien  erhoben 
habe,  die  Aassetzung  des  Verfahrens  gemäß  ZPO  §  148  bis  zur  Erledigung 
jaiea  Vetfahreas  beantragt  und  eine  Üttvm  Antrage  entsprechende  Entscheidung 
erlangt.  6ie  hat  sodann  nnter  Vorlegnng  des  Urteiles  des  k.  k.  LO  in  Wien 
vom  22.  9.  03,  welches  die  Ungültigkeit  der  von  den  Parteien  am  2.  1 .  }>2  vor 
dein  Standesamte  zu  Berlin  ces(  hiossenen  Ehe  festgestellt,  eines  Urteils  des  k.  k. 
OLO  zu  Wien  vom  20.  11.  03,  durch  welches  auf  die  Berufung  des  Eheband- 
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Verteidigers  das  vorerwJUinte  Urteil  mit  der  Ergänzung  bestttigt  wird,  daB  an 
der  üngflltigkeit  der.  zwischen  den  Streitttülcn  am  2.  1.  92  ges<"hlo?spnfii  Ehe 
ki  itit  r  von  beiden  Teilen  Schuld  trägt,  und  des  l'rtoilis  des  k.  k  OGH  in  Wi^n 
vom  ^.  2.  04,  welches  die  Revision  des  £hebaudävert€idigträ  verwirft,  jedoch 
dem  angefoditeneii  Urteile  beifügt,  dafi  die  Ungültigkeit  der  Kbe 
fflr  den  Bereich  der,  im  Reicberate  vertretenen  Königreiche 
nnd  Länder  ausgesprochen  werde,  den  Antrag  gestellt,  die  Ebe  der 
Parteien  fflr  iin|rültig,  resp.  nichtig  zu  erklären,  nnd  diesen  Antrag  darauf 
gegründet,  daü  der  Beklagte  als  österreichischer  rntertan  und  Katholik  nach 
dem,  für  ihn  maUgebenden  österreichischen  Eherechte  die  Ehe  mit  di  r  Kisigerin 
nicht  habe  am  2.  1.  92  eingeben  können,  da  zur  Zeit  dieser  Eheschließong  der 
geechiedrae  frfibere  Ebemann  der  Klftgerin,  der  Kommbnionerat  nocb  am 
Leben  geweien  lei  nnd  dieew  Umstand  nach  SaterreichiBcbem  Becbte  die 
zwischen  den  Parteien  geschlossene  Ehe  als  ungültig  erseht  iiu  ii  lasse.  Be- 
klai^ter.  welcher  nicht  bestritt,  daß  der  frühere  Ehemann  der  Klägerin  erst 
am  9.  8.  93  gestorben  sei,  hat  die  Abweisung  der  üngiilligkeitskla^e.  wip  aorh 
der,  von  der  Klägerin  im  Verhandlungstermine  vom  9.  U.  (>4  zarückgcnomme- 
nen  Ehescheidungsklage  heantragt. 

Das  LQ  Hamborg  hat  dnrefa  Urfeeil  rem  18.  11.  Oi  di»  Kligerin  mit 
der  Klage  auf  Scheidung  der  Ehe  abgewiesen,  die  zwischen  den  Parteien  am 
2.  1.  92  zu  Berlin  geschlossene  Ehe  für  ungültig  erklärt  nnd  die  Kost«  n  des 
Rechtsstreites  zu  sieben  Zehnteilen  der  Klägerin  und  zu  drei  Zehntetlen  dem 
Beklagten  auferlegt.  Der  Beklagte  Imt  dieses  ürteil  mit  der  Berufuii}^'  insoweit 
angefochten,  als  da^üelbe  die  zwischen  den  Parteien  geschlossene  Ebe  fär 
nngflltig  erklirt  und  dem  Beklagten  einen  Teil  der  Pronefikosten  aofl^  und 
beantragt  dassdbe  insoweit  anfmbeben,  die  Klage  atmaweisen,  und  der  KUgerin 
die  gesamten  Kosten  des  Rechtsstreites  aufzulegen.  Die  Klägerin  hat  den 
Antrat?  anf  kosteiipflirhtiL'"  Verwerfunii:  der  Berufung  gestellt.  Bei  der  Dar- 
stellung des  Sach-  und  ritrcitverhaltiiissea,  wie  vorstehend  angegeben,  gclantittii 
zur  Verlesung:  die  Ueixalsorkunde,  die  Urteilsformeln  und  die  Begründung 
der  Urteile  des  k.  k.  LG  in  Wien  vom  82.  9. 03,  des  k.  k.  OLG  in  Wien  Toit 
m  11.  OS  nnd  des  k.  k.  OOH  in  Wien  vom  9.  8.  0«,  welche  in  begfamUgtoi 
Aosfertignngen  von  der  Kl&gerin  im  Yeihandlnngstermine  vorgelegt  wniden, 
nnd  die  Formel  und  die  Gründe  des  angefochtenen  Urteiles. 

Znr  Begrfindnnf;  der  Bemfunp:  suchte  der  Anwalt  des  Beklagten,  welcher 
der  Begründung  des  angefochtenen  l'rteiles  darin  beistimmte,  daß  den  Urteilen 
der  Gerichte  in  Wien  schon  wegen  mangels  der  Zustündigkeit  derselben  fBt 
die  Beortdlmig  der  Ungültigkeit  einer  in  Berlin  geschlossenen  Ehe  keine 
reohtliehe  Wirkung  fflr  das  VerhUtnis  der  Fsrteien  als  Ehegatten  snkoniBii^ 
nachinweisen,  daß  der  Art.  13  EG  z.  BGB  auf  den  vorliegenden  Fall  keioe 
Anwendung  finden  könne.  na(  Ii  Art.  198  Abs  1  desselben  Gesetzes  die  bisher, 
d.  h.  vor  dem  1.  1.  (K)  in  Berlin  geltenden  (iesetze  z.ur  Anwendung  zn  hrin^en 
seien  und  nach  diesen  nicht  die  btaatsangehürigkeit  der  Ebeschlieli^udtD, 
sondern  das  Recht  des  WoluBitzee  derselben  znr  Zeit  der  Ebesdiließang 
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die  ßeurwiluiig  der  Zulässigkeit  der  i^mgehuug  einer  Ehe  zwischen  den  be- 
treffenden Pefwnoi  eiitadbeidend  «et  {Dernburgf  Präuß.  PHvairt^t 
Bd.  ni  §  54  nod  o.  <ffan  Intern.  FriftairedU  I  498).  HaBgebend  für  die 
Beorteilöiig  der  Znttasiglwit  der  Wiedenrerlieiiatiuig  eines  geadnedNiNi  Ehe- 
gatlen  konnten  nur  die  Gesetze  dee}enlg«i  Steatee,  in  welobem  die  Ebeeeheldung 
auMfresprochen  sei,  sein,  und  es  könne  anrh  nnr  in  Frajje  kommen,  ob  für 
den  geschiedenen  Ehegatt«'n  die  \\'i<'(i(!rverheiratuug  verboten  sei.  Jedenfalls 
1^  aber  die  Ehe  der  Parteien,  wenn  dieselbe  vor  dem  1.  1.  00  ungültig  ge- 
«eien  sein  sollte,  gem&B  Art.  198  Abs.  2  dadurch  so  einer  gültigen  geworden, 
daß  die  Parteien  nodi  IVa  Jnlire  nach  dem  1. 1. 00  als  Ehegatten  mit  einander 
gidebt  h&tten.  Es  kttnne  andi  kein  Zwdfel  darttber  bettdien,  daß  diese 
Oesetaeebeskimmung  andi  auf  Ehen,  welche  zwischen  Aqsländern  oder  zwischen 
einem  Ansl&ni!*'?-  und  einem  Inländer  im  Deutschen  Reiche  «jeschlossen  würden. 
Anwendnnij  zu  finden  habe  Das  internationale  Abkommen  vom  12.  6.  02  zur 
Regelung  des  Geltungsbereiches  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Eheschließung 
(RGBl  1904  221)  sei  zwar  nicht  direkt  anwendbar  auf  die  im  Jahre  1892 
swisdien  dm  Parteien  gesebl(Mnene  Ehe,  ergebe  aber  in  seinem  Art.  3  das 
Prinslp,  daß  eine  Ehe,  wie  die  lakx  in  Frage  stehende,  anfaedit  erhalten 
bleiben  solle,  wenn  dieselbe  nach  dem  Oesstee  des  Ortes  der  Bliesdilleihing 
gttltig  sei 

Der  Anwalt  df  r  Klä^'erin  machte  demtregenüber  geltend,  daß  der  Art  IHH 
des  E(  f  z.  B(Tii  Hi(  h  aus.sehließlirh  auf  deutsche  Staatsangehörige  beziehe,  und 
daü  nach  Art.  \A  desselben  Gesetze»  die  jiersünlichen  Verhältnisse  der  Ehe- 
sehließenden  nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates,  weldimi  dieselben  angeliörten, 
Sil  beurtdlen  seien.  Hlersn  gehöre  aneh  die  Bestimmung  des  Rechtes  des 
Heimatstaates  fll>er  die  Voraussetzungen,  nnter  welchen  der  betreffende 
Nupturient  eine  Ehe  eingehen  dürfe,  und  es  sei  deshalb  mit  Recht  in  dem 
ant4pfochtenen  Urteile  das  Personalstatiit  des  Beklagten  für  die  Odltiirkeit 
d<  r  zwischen  dem  Beklaet<'n  und  der  Kläf^erin  einj^ejranitreneM  Ehe  zur  An- 
wendung gebracht  and  die  Ehe  der  Parteien  für  ungültig  erklärt  wurden. 

Grflnde. 

Die  Entscheidung  «her  die  Oflltigkeit  der  am  S.  1. 92  in  Berlin  »wischen 
den  Parteien  geschlonenen  Ehe  hingt,  wie  das  angefochtene  ürteil  mit  Recht 
annimmt,  von  der  Beantwortang  der  Frage  ab,  ob  das.  am  Orte  der  Ehe- 
schließung und  zugleich  des  ersten  von  den  Parteien  gewählten  Wohnsitzes 
geltende  Recht  ansschließlirli  uder  auch  das  Personalstatut  hr-ider  Parteien 
für  die  Zulikssigkeit  der  Eingehung  einer  Ehe  zwischen  den  Parteien  zur  Zeit 
der  Etieschlielhing  entsdieidend  ist.  Unbestritten  war  zur  Zeit  der  Ehe- 
iddießnng  und  ist  auch  jetat  noch  die  KlKgetin  in  Preußen  staatsangehSrig 
und  Protestantin,  der  Bekh^^te  Ostmddiischer  Untertan  und  Katholik;  hdde 
Parteien  waren  derzeit  in  Berlin  ansässig,  wo  dieselben  auch  zunächst  ihren 
Wohnsitz  behalten  haben  ünhestritten  war  die  Klä^'erin  vor  EiiiL"*hung  der 
Ehe  mit  dem  Beklagten  an  den  Kommissinnsrat  F.  in  Berlin  verlieiratet  ge- 
wesen und  war  diese  Ehe  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  LG  1  zu  Berlin 
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Ton  23.  ft.  9U  geschieden,  uid  nnbMtritteii  ist  dar  frOhefe  Ehegatte  dcf 
Klfigerin  am  9. 8. 93,  mitliiii  ca.  IVt  Jahre  nach  der  Bheschließimg  der  Piiteiai 
gestorben.  Nach  dem  au  dem  letztgenannten  Zeltpunkte  in  Berlin  mit  beng 

auf  die  Zalässigkeit  der  Eingehung  einer  Ehe  zwischen  den  Parteien  geltenden 
Rfchtp.  dem  Rt  irhsffosetzf  vom  (i.  2,  75  über  die  Bcinkiindung  dis  Personfn- 
siandi  s  und  die  Eheschüeliuiig,  bestand  ein  Verbot  der  Eiiigt  hun^  •■iinr  mncv. 
Ehe  lUr  einen,  durch  rechtskräftiges  Urteil  geschiedenen  Ehegatten  wahrend 
der  Daner  dea  Lebeoa  seines  friherm  Ehec^ttwi  nidit,  nnd  da  dnrdi  im 
%  39  dieses  Qesetaes  alle  Vorschriften,  welche  das  Recht  aar  EhescWirfeng 
weiter  beBchi&iiIcen,  als  es  dnicb  das  Geeets  vom  6. 2. 75  selbst  isesdüdbt 
an^Jlobiai  sind,  bedarf  es  auch  keiner  Emiittoltin^  darüber,  ob  etwa  narb 
dem  frnhrvpn  Rechte  ein  bczütrlicht  s  Verbot  bestand.  Anfn-cht  erhalten  sind 
ha  ij  ;i8  die  Vorschriften,  welche  die  Ehe  der  Miiitai  iJersouen,  LandesbcarnttD 
und  der  Ausländer  von  einer  Erlaubnis  abhängig  machen,  der  Mangel  die$«r 
Erlaubais  ist  aber  ohne  EinÜuß  auf  die  RechtsgUltigkeit  der  Ehe,  es  kommt 
mithin  anch  d»  §  1  des  prenO.  Qesetaes  vom  13. 3. 54,  weleber  bcstamnt 
daft  Anslttnder,  wdctae  in  'PnuBm  mit  einer  Inländerin  od^  AnsUndeiin  dne 
Bhe  schUeflen  wollen,  neben  der  Erfüllung  der  sonstigen  gesetzlichen  Erforder- 
nisse durch  ein  gehörig  beglanbi^tes  Attest  der  Ortsobrigkeit  ihrer  Heinut 
nachzuweisen  haben,  daß  sie  nath  den  dortigen  Gesetzen,  unbeschadet  ihrer 
Stautäungeliurigkeit  zur  Eingehung  einer  Ehe  im  Auslande  befugt  äiad  oder 
die  n&ch  diesen  Gesetzen  etwa  erforderliche  Erlaubnis  zu  der  heabsicJitigten 
Ehe  erhalten  haben,  fOr  die  Beurteilnng  der  QOltigkeit  der  Bhe  der  Faiteies 
nicht  in  Betracht 

Hiernach  würde  die  Ehe  der  Parteien  als  gültig  zu  erachten  sein,  wenn 
für  die  Gültigkeit  der  Ehe  ausschließlich  das  Heeht  des  Ortes  der  EinL'cluiait 
der  Ehe,  an  welchem  zugleich  der  .  rstr  \\  ohnsitz  (h  r  Ehegatten  b.^'run  iet 
wurde,  für  die  Ehcselilieliung  zwim  lu  u  Ausländern  und  Inlündern  niatitrebend 
wäre  (Vgl.  Entsth.  des  RG  XXlll  Daü  kann  jedoch  Uüch  der  Gr- 

staltnng  der  Bechtsbildung  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Bhe  der  Paitcics 
nicht  angenonmum  werden.  Nach  dem  beate  geltenden  Bechte  wttrde  geoiit 
Art.  13  des  EG  z.  BGB  die  Eingehung  der  Ehe,  sofern  auch  nur  einer  4er 
Verlobten  ein  Deutscher  ist,  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten  nach  den 
Gest  tzeii  des  Staates,  dem  er  angehört,  zu  beurteilen  sein :  diese  Gesetz«s- 
bestinimnnii  lindet  aber  auf  die  iin  .Jahre  1892  geschlossene  Ehe  der  Part.  i?n 
keine  Anwendung,  denn  die  ui  den  Artt.  7 — iJO  des  EG  2.  BGB  enthalwata 
Vcrachriften  greifen  nnr  da  Fiats,  wo  es  sidi  um  den  Widerstrsit  swisclien 
ansUndlschem  Rechte  nnd  dem  Bechte  des  BOB  handelt,  ihnen  kenunt  eu» 
aof  boeits  vor  Einfttbrnng  des  BGB  begründete  Beehtsverhlltnisee  rflet 
wirkende  Kraft  nicht  zu;  sie  können  nicht  da  angewandt  werden,  wu  der 
Gesetzgeber  die  fortdauernde  Anwendung  der  Idshcrigen  Gesetze  vorschreibt- 
Wenn.  wie  im  Art.  \W  des  EG  bezüglich  der  Gültigkeit  einer  vor  dem 
InkralLtrelen  des  BGB  geschlusseueu  Ehe  ausgesprochen  ist,  nach  den  Über- 
gangs bestimmongen  ein  Bechtsrerhttltnis  nach  dm  bisherigen  Gesetscn  ss 
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bfnrteilfii  ist.  so  ist  nach  MaC^abe  lUs  bis  zuui  1.  1.  (K)  gültigen,  anf  das 
fritgiiche  Kechtäveibältnis  anweudbüren  Luuiltfärechteä  zu  prlllen,  wie  uach 
dieaem  die  Fri^  der  flrtliclieii  Kollialon  der  Qesetse  zu  entscheiden  ist^)  und 

Der  Stand  der  Literatar  and  Jadikator  dieser  Frage  sei  liier  im 

wesentlichen  referiert: 

Literatur:  Niedner  in  Das  Recht  1900  8.  250  ff.,  Habicht 
fbtiula  S.  405,  Diena,  Ztsch.  X  Höö  ff..  Hubicht.  Die  F.htjcirkung  des 
BGB  auf  zuvor  enUtandene  MechtsverhäUnisse,  Zitelmann,  Iherings 
Jahrb.  xKXXn  289  ff.,  Kahn  ebenda  XXXXIII  299  ff..  568  nnd  in  Badische 
Bechtsprn.ris  1902  S.  27  ff ,  50  fT..  102.  Xcunietfcr.  Ztsch.  XII  30  ff., 
Neumaun,  Haudamg,  des  BGB  III  (3.  Aufl.)  S.  39,  10,  Niedner, 
Komm.  M.  S€r  d.  B&B  (3.  AAiL)  8.  29ö,  Zdoh.  XI  373  ff.,  Cavagiieri, 
Diritto  intenmziunale  jßrivoto  e  diritto  tramitorio,  Verona  1904  (rgh 
darüber  Ztach.  XIV  131). 

Habicht  a.  a.  0.  hat  ansgeführt: 

1.  Mit  der  Frage,  ob  ein  Rechtsverhältnis  nach  altem  oder  nach 
neuem  Rechte  zu  beuiteilen  sei.  wird  a'i<-h  in  d+  r  ÜVn  rj;an«rs7rit  oft  die 
weitere  Krage  verbinden,  welches  von  uuiinrtii  lumnlich  ntbtii  einander 
bestehenden  Rr-rlittn  darauf  anzuwenden  ist.'  «Berttcksichtigt  man  aus- 
schließlich das  E(f  z.  BGB,  so  kann  man  die  Frage  auch  so  stellen:  Gehen 
bei  gleichzeitiger  zeitliciier  und  Örtlicher  Kollision  des  I.  P.  R.  der  I.  Ab- 
schnitt (Artt.  7—30)  oder  die  Übergangsvorschriften  des  IV.  Abschnitts  des 
EO  vor?  Die  Frat^t  ist  in  dem  letzteren  Sinne  zubeantw  orten. 

2.  Wenn  dcmgcmiUi  altes  Recht  anzuwendeu  ist,  so  ist  für  den  Kichter 
das  frühere  I.  F.  R.  der  lex  fori  maßgebend,  so  dafi  die  Kollitionsfrage  von 
diu  Richtern  verschiedener  Bechtsgebiete  unter  Umstanden  ▼erschieden 
beantworten  ist. 

3.  Dies  gilt  auch  fttr  solche  Vorschriften  des  bisherigen  I.  P.  R.,  welche 
den  Richter  anwiesen,  anbedingt  die  Ie.v  fori  anzuwenden  (z.  B.  das  nn- 
bedin^ftc  Verbot  der  Erforschung  der  Vatt  isrhaftl  Dies  «rilt  ohne  Rflck- 
sicht  auf  irgend  welche  Auslandsbt/.it  hungen  deb  zu  bLurteilendeu  Tat- 
bestandes (z.  B.  Erzeugung  im  Aublandt  bei  aosländischer  8tnatsungehörig- 
keit  und  ausländischem  Dumi/il  d  r  l'ltern  usw.t.  Mau  kommt  m.  E.  in 
kaum  zu  lösende  äcbwiehgkeitvn,  wi  nn  man  in  solchen  Fallen  ih  n  Richter 
nötigen  will,  sich  nanraenr  nachträglich  filr  die  Beurteilung  derartiger 
Vorlialinisse  eine  materiell  -  rechtliche  Kolüsionsnorm  SQ  schaffen,  die  sein 
bisheriges  Recht  gerade  abgelehnt  Iiat. 

Übereinstimmend  mit  Habicht  haben  sich  g^nüatt  Niemeyer,  Dae 
I  F.  R.  des  BGB  S.  17y,  Diena,  a.  a.  0.,  Scholle  r,  Deutsche  Jur. -Ztg. 
liXX>  8.  250,  Dernburg,  Bürgerl,  R.  I  9ö,  „denn  neue  Gesetze  haben  keine 
rückw^irkende  Kraft",  Neumeyer  a.  a.  0..  Neumann  a.  a.  0.  und  das  RG 
Jur.  Wochefischr.  1900  8.  794  Ziffer  27.  UJOl  8.  30.  452,  1902  S.  67.  178, 
Ztsch.  XI  440.  XU  4Ö4,  <>18,  OLG  Dresden,  Ztach.  XIV  92.  —  Vgl.  auch 
Zisch.  XV  2ö7  ff. 

Mit  besonderer  BegrOndong  kommt  «ach  Zitelmann  a.  a.  0.  zn  dem* 
selben  Er^fbnishc. 

N tedner  a.  a.  O.  dagegen  miüt  den  Artt.  7  ff.  rückwirkende  Kraft  bei. 
In  diesem  Sinne  hat  auch  das  LG  Mdningen  (s.  Da»  Recht  1900  8.  373) 

entschieden. 

Einen  noch  anderen  Standpunkt  nimmt  Kahn  ein.  £r  hat  ausgeftlhrt: 
Bs  sei  einerseits  nnrichtig,  die  Bestimmungen  der  Artt.  7—30  rück« 

wirkend  auch  auf  alle  älteren  Rfebt-sverhältniss»-  anzuwenden;  (s  sei 
andererseits  unklar  und  anzutreffend,   einfach  zu  sagen,   für  die  dem 
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zwar  obite  Rücksicht  daiaaf,  ob  deutsche  Landesrechte  oder  ausländisches 
Recht  mit  dentschem  Landesrechte  im  Widerstreit  stellt.  Diese  Prttfung  irird 
im  Torliegemleiideii  FaUe  wadti  nicht  dadoicb  etttbebrlidi,  d«0  nach  der  Be- 
stimmang  des  Art.  198  Abs.  2  eine  nadi  den  bislierigen  Oeaetsen  nichtige 
oder  nngftltigo  Ehe  als  von  Anfang  an  p:ültig  anzusehm  ist»  weum  die  Ebe- 
{»atten  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  BGB  noch  als  Ehcirfttt<*n  mit  t  inami  r 
\vhvn  mn\  ih-v  Grnnd,  auf  dfin  die  Nichtigkeit  oder  die  rni,n'ilriL'k'it  beruht, 
nach  den  Yorschriftea  des  BGB  die  Nichtigkeit  odtr  Anfecht harken  der  Ehe 
nieht  zar  Folge  haben  oder  diese  Wirkung  verloren  haben  würde ;  denn  wenn 
auch  die  YoiansBetsangj  daB  die  Parteiai  aar  Zeit  des  Ldciafttietens  des 
BGB  noch  als  Bfaegatten  mit  einander  geloht  haben^  vorliegt»  so  fehlt  es  dodi 
an  der  ferneren  VoraossetanJig.  daß  der  für  dir  I^tiyrUltigkeit  der  EIk  der 
Parteien  in  Fragt-  kommende  Grund  nach  den  Vurschrifton  des  RGB  die 
Nichtigkeit  oder  An  ficht  barkeit  der  Ehe  nicht  zur  l'^oli^e  liabt-n  würde  Nach 
All.  IH  des  EG  z.  H(tB  ist  dit'  Einjjehnng  der  Ehe.  wenn  dirsilbe  z>si!-i'hpn 
einem  Deutsclien  und  einem  Ausländer  geschlossen  werden  soll,  in  Ansehung 

früheren  Rechte  angehörenden  Rechtsverhaltnisse  hätten  die  früheren 
iparlikularrcchtlichen)  Koliisiunsnoruien  weiter  zu  gelten.  Vielmehr 
gelten  für  das  privatintemationale  Recht sverhältnto  eigene,  dessen 
besonderer  Natur  entsprerhende  IMi  r/jingsregeln.  Das 
BeicliBgesetz  gebe  diese  übergangsrcgein  nicht  ausdrücklich.  Abschnitt  4  des 
BO  S.1BGB  Desidhe  sich  nnr  an!  nationale  Übcrgangsverialtnisse.  d.  L 
auf  solche  Rechtsverhältnisse,  bei  denen  sdion  feststeht»  daß  sie  materieU  dem 
deutschen  Rechte  augebören. 

Man  sei  deshalb  darauf  angewiesen,  die  priTatinternationalen 
Übe r ga ngs n  (» r  m e  n  im  Wetje  der  Ausleiruny:  zu  eruieren. 

Ais  allgemeine  Regeln  seien  dabei  festzuhalten: 

a)  Wenn  ein  Rechtsverhältnis  vor  dem  Inkrafttreten  des  BGB  über- 
haupt keine  Beziehungen  zu  dem  deutschen  Territorium 
gehabt  liat.  sn  kommen  für  dessen  Benrteilnnp  in  keinem  Falle  die  frilheren 
landesgesetzlichen  KulUsionsuurmen  mehr  in  Betracht,  mag  daa  Rt^htsver- 
hUtnis  auch  vor  dem  Inkrafttreten  des  H(iB  entstanden  sein. 

bi  War  für  ein  Rechtsverhältnis  die  nach  der  bisherigen  Kollision-^- 
nurm  luaügebende  inlan d sa it  k  n üp f  u n g  gegeben  (,z.  £.  preuüiscber 
Wuhnsitz  für  Anwendung  des  prenBisehen  PersonaJstatots),  so  maß  dieses 
Recht.sverliültnis.  wenn  vor  Inkrafttreten  des  BGB  entstantlen,  alt  ein  roo 
dem  bisherigen  inlandrechtc  gepri^;tes  aufrecht  erhalten  werden. 

c)  War  die  naeh  der  bisherigen  Kollistonsnorm  maßgebende  In« 
1  a  n  d  s a  n  k  n  ü  p  f  u n  ß  vor  Inkrafttreten  des  BGB  nicht  existent  ge- 
worden, so  ist  die  Weiteranwendong  der  bisherigen  Koilisionsnormen  auch 
bei  alteren  Rechtsrerhftltnissen  ansgescUossen  (Brweiterang  von  Satt  a). 

d)  Im  Zweifel  sprioht  die  Präsumtion  für  Anwendung  der  nenen 
Kollisionsnorni. 

Diese  Grundsätze  sind  von  Kahn  a.  a.  0.  für  die  wichtigsten  Materieo 
im  einzelnen  durchgeführt  und  genauer  begründet  {T/icrings  Jahrb.  a.  a.  0  : 
Geschäftsfilhigkeit  S.  H  5.)  :U8;  persönliches  Eherecht  S.  343—361:  ehe- 
liches Güterrecht  S.  3ü2  a>s7;  Ehescheidung  S.  387—3%;  Delikte  and 
Alimentenklagen  S.  3yH— 416,  563;  erbrechtliche  iSonderbestimmuiigco  S 
417—423;  RiU kverw  eisumr  und  Näherberechtignng  iBG  a.  BGB  Artt.  27  o.  äÖ] 
423 — 427;  Proliibiiivgesetze  428—434).  Niemeyer. 
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änM  jedn  der  Vailobteii  ntcli  den  OcHtMo  des  Staates  so  beutenen,  d«iii 
«  aagelrilrt;  erkl&rt  das  ftir  den  Ausländer  im^lwiide  Gesetz  die  Ehe  für 

onfrtiltijr,  wenn  tut  Zeit  der  Eheschließung  der  frühere,  ^geschiedene  Ehegatte 
des  anderen  Verlobten  noch  am  Leben  ist,  durfte  mithin  jener  Verlobte  nach 
dem  für  ihn  maßgebenden  Rechte  die  Ehe  mit  diesem  Verlobten  nicht  ein- 
gehen, 80  würde  aacb  nach  den  Vorschriften  des  BOB  die  Ehe  anfechtbar 
futd  auf  Antrag  eines  der  Üh^tten  fflr  imgflltiig  m  erklixen  sein.  Hiemach 
erweist  doh  ingleieh  die  Aimalnpe  des  Beklagten  ab  mumtrefleiid,  daB,  falls 
die  Ehe  der  Parteien  nach  den  bisherigen  Qesetsen  als  ungültig  ansneehen 
Bein  sollte,  dif^solbo  doch  infolge  des  Zusammenlebens  der  Parteien  znr  Zeit 
des  Inkrafttretens  des  BOB  als  von  Anfang  an  gültig  zu  behandeln  sein 
würde. 

Für  die  Entscheidong  über  die  Anfechtbarkeit  der  Ehe  der  Parteien  ist 
dimiiaBli  SU  ermitteln,  ob  naoih  dem  aitr  Zeit  der  Eingehnng  der  Bhe  am 
Orte  der  Bheechliefiang  and  des  ersten  DomisÜes  der  Ehegatten  Berlin  gel- 
tenden Beehte^X  die  Bhe  der  Parteien  nngltttig  war,  weil  der  Beklagte  nach 

1)  Es  sei  folgendes  bemerkt: 

I.  Das  Urteil  stellt  sich  stillschweigend  auf  den  Standpunkt,  daß  nicht 
die  Kollisionsnorm  der  lex  fort',  sondern  die  Kollisionsnorm  ,dcs  Ortes  der 
Eheschließung  und  des  ersten  Domizils  der  Ehegatten"  maßgebend  sei,  oder, 
plausibler  ausgedrückt,  daß  die  KoUisionsnormen  der  lex  fori  (d.  h.  das  früher 
im  Hamburg  geltende  gemeinrechtliche  I.  P.  R.)  nicht  unmittelbar  das  für  die 
Ehefiihigkcit  maßgebende  Recht  b<>zeichne,  daß  sie  vielmehr  auf  das  Recht  „des 
Ortes  der  EheschUeBwig  und  des  ersten  Domizils  der  Ehegatten"  in  dem  Sinn 
hinweisen,  daß  dessen  Kollisionsnormt  n  (also  das  1892  in  Berlin  geltende 
I.  P.  R.)  maßgebend  sein  sollten.  Das  wäre  der  o.  a.  von  Neumann  ver- 
focbtene  Standpunkt  der  Zvstftndigkeitserwägung.  Vgl.  darüber 
Ztsch.  VII  91,  Deutsche  Jun'stevzeituuy  1898  S  'M2.  Xietneycr.  Das 
L  P.  B.  d.  BGB  (19Ü1)  S.  39  und  Neumann  in  Gruclwis  Beiträgen 
ZXXXYI  67  ff.,  ferner  Nmimmna  Jahth.  d.  deutsekm  RtehtM  1.  Jahrg. 
n  334  ff. 

II.  Bei  oberflächlicher  Betrachtung  könnte  es  etwa  auch  als  möglich 
erscheinen,  daß  das  vorliegende  Urteil  bezüglich  des  Verhältnisses  des  alten  nnd 
neuen  Rechtes  prinzipiell  auf  dem  Boden  der  von  Kahn  vertretenen  Lehre, 
insbesondere  der  oben  S.  unt<;r  b»  mitgeteilten  These  stehe.  Das  dies 
aber  in  Wahrheit  nicht  der  Fall  ist.  ergibt  A'a/i ms  Darlegung  in  Iherings 
Jahrb.  XXXXIII  8d3  ($  18  Abs.  1:  „fflr  dieses  Recbtsgebiet'')  bei 
genaneri^r  B^^trachtung  zweifellos.  — 

Nach  Kahns  Auffassung  bestimmt  für  den  gegebenen  Fall  die  vor  V.HJO 
in  Oeltang  gewesene  Kollisionanorm  d«r  leOf  fori  endgültig  (d.  h.  ohne  Be- 
achtung  von  Rück-  und  Weiterverweisung)  das  maßgebliche  Recht.  K.  ist 
nur  der  Ansicht,  daß  zufolge  des  Personenstandsgesetzes  imganzen  Reichs- 
ffebiet  fttr  die  BhetSIdgkdt  in  den  seit  1. 1.  76  geschlosienen  Ehen  die  Uteren 
Tandesgesetzlii-hrn  Ehekollisionsnormen  außer  Betracht  irrlcnmmen  seien  und 
anstatt  ihrer  einheitlich  das  Prinxip  der  lex  patriae  Geltung  gewonnen  habe 
{Iheringt  Jahrb.  XXXXTTT  364  ff.).  —  Wenn  das  OLO  Hambarg  dieee 
letztere  Auffas.sung  zugrunde  gelegt  hätte,  so  hätt^'  es  aus  diesem  Grunde, 
also  keineswegs  auf  Qrund  einer  mit  Kahn  übereinstimmenden  Behandlung 
des  Verhftltnisses  von  altem  und  neuem  Recht  su  demselben  Ergebnis 
kommen  mttsses,  an  welchem  es  gekommen  ist  Aber  das  OLG  bat  nicht  die 

Z«it«chrift  f.  Intero.  Privat-  u.  Öffentl.  Becht.  XV.  23 
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dem  fOr  ihn  maßgebenden  Personalstatnt  eine  Ehe  mit  6st  KIftgwia  nidik 
dagehen  dorfte,  solange  der  geschiedene  frühere  Ehemann  der  Klägerin  nodi 
am  Leben  war.  Daß  das  für  die  persönlichen  Verhältnisbo  des  B<  klagten  in 
dieser  Hinsicht  in  Betracht  kommende  österreichische  Rocht  ein  Uzüglicbe« 
Verbot  enthält,  ist  dnrch  die  Feststellongen  in  den  Urteilen  der  Gerichte  io 
Wien,  weldie  die  Ungültigkeit  dar  Ehe  äet  Perteleii  «u  dieeem  Qmde 
fftr  den  Bareich  der  im  Eeiehmte  vertretenen  Königreiche  und  Linder 
ans^redien,  «Ii  erwieim  in  erachten.  Üher  die  Anwendhailnit  Mwlladiidien 
Hechtes  anl  BechteyerhMtniwe,  wdche  in  «einem  Geltangsbereichc  zur  Ent- 
stehung gekommen  sind,  enthält  das  znr  Zfit  der  Eiiif^ehnnji  der  Ehe  drr 
Parteien  in  Berlin  geltende  Allj^renieine  Laiidreeht  für  die  preußisch<'n  Staaten 
keine  besonderen  Bestimmungen:  nach  §  34  der  Einleitung  sind  üntertiuien 
fremder  Staaten,  welche  im  Geltungsbereiche  des  preußischen  Landrechtes 
leben  oder  Oeschifte  betreiben  nach  den  Mr  die  Inllnder  maflgeboiden  Be- 
atimmnni^  m  benrteilen  nnd  es  bestimmt  in  dieser  Hinsiebt  der  §  23  der 
Einleitung,  daß  die  persönlichen  Eigenschaften  and  Befugnisse  eines  Ifensehtti 
nach  den  Gesetzen  der  Gerichtsbarkeit,  unter  welcher  derselbe  seinen  eigent- 
lielien  Wohnsitz  hat.  zu  beurteilen  sind.  Demf^ntsprechend  hat  das  RO 
in  einem  Urteile  vom  9.  12.  90  {EHtuch.  in  Citihachen  XXVII  228  D  ) 
mit  Bezug  auf  eine,  im  Geltungsbereiche  des  allg.  preuß.  Landrecht««  ein- 
gegangene Ehe  ansgesprochen«  daß  ffir  eine  Klage  anf  UngültigkeitseriEltrong 
der  Ehe  swischen  Inländern  wegen  Inrtnmes  die  Gesetse  des  erstoi  shelich« 
Domiziles  der  Ehegatten  maßgebend  sind,  da  sie  über  die  Bedingungen  einer 
gültigen  Ehe  entscheiden  und  es  sich  nach  ihnen  bestimmt,  ob  ein  Ehehindemis 
vorhanden  ist.  nnd  auf  denselben  Em'ftgungcn  beruht  die  im  Bd.  XXIIf  .T^2f! 
abgcdnickte  Entscheidung'  des  R(J  über  dl»  Gültigkeit  einer  im  Gebiete  dts 
gemeinen  Rechtes  zwischen  Inländern  eingegangenen  Ehe,  die  ihr  erstes  ehe- 
liches Domixil  im  Gebiete  des  Rheinischen  Rechtes  fi;enommett  hatten.  Die 

von  Ka  /t  m  an  das  Personenstandsgesetz  geknüpfte  Folge  akzeptiert,  sondern 
nimmt  an,  daß  für  die  Ehefähigkeit sf rage  die  alten  (vor  1.  1.  76  in  Geltung 
gewesenen)  Kollisionsnormen  der  verschiedenen  Partikularrecht«gebiete  bis 
1.  1.  UO  in  Kraft  geblieben  sf>i*'n    denn  es  bezieht  sich  anf  die  preußisch 
landrechtlichen  KolUsion^nurnK  h. 

III.  Die  in  dem  I  rteiltext  <S.  351)  mit  ♦......*  eingeschlossenen 

Ausführungen  laufen  darauf  liiumis.  daß  im  (lebiet  des  preußischen  T  ar  lr  ^^htes 
im  Jahre  1892  der  Grundsatz  gegolten  habe,  daß  für  jeden  der  Ntipturuutrii 
die  Ffthigkdt  snr  BhesdilieBnng  sich  nach  dem  Recht  des  Staates  richte,  Um 
er  dureli  Staatsangehörigkeit  anj^ehört.  Das  ist  eine  mindestfns  be- 
streitbare Annahme.  Für  d^  in  dem  Urteil  angezogene  Bemerkung  vob 
Förster-BcciUB  ist  zu  bemerken,  da0  nach  8.  M  a.  a,  0.  der  Wohniits 
nicht  die  Staatsangehörigkeit)  .das  persönliche  Recht  der  betreffenden  Ehegatten 
bestimmf.  —  Deruburg,  Lehrö.  d.  preuß.  Frivatrechis,  3.  Aufl.  Iii  U 
sagt  ebenfalls:  „Die  Plhigkeit  rar  Eingehung  derl%e  benußt  sich  für  jedes 
der  Verlobten  nach  dem  Recht  seines  bisherigen  Domizils*;  und  aurli  J:iJ 
angezogene  Urteil  des  Reichsgericht  iEtitsch.  in  Civil«.  XXXXII  33SJ 
bis  340)  steht  trotz  gewisser  unklarer  (in  dem  Hambnrgiscben  Urteil  wieta^ 
holter)  Wendungen  aof  demselben  Standpunkt.  Niemtwr. 
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Entscheidung  der  Vereinigten  dTilaenate  des  RG  vom  12. 10. 08^.  LT  8468.) 
über  die  ünznlässigkeit  des  Ansspniches  einer  beständigen  Tremnu^  von  Tisrh 
und  Bett  mit  bezug  auf  Eheliute  fremder  JStaatsangehörigkcit  durch  vin 
deutsches  Gericht  kommt  für  die  Beurtiiluug  des  vorliegenden  Falles  nicht 
tB  Betncbt  und  ebentowenig  bieten  die  Urteile  de»  BG  vom  87. 1. 67  {SeufferU 
Arehift  XXXXII  No.  214)  und  Tom  20. 10. 88  {EtUaeh,  XZXXII 836)  Anhalts- 
punkte  Ittr  die  Entadbetdiuig  d«r  Frage,  ob  die  CHUtdgkdt  einer  Tor  Binftthntng 
des  BGB  im  Inlande  von  einem  Ausländer  eingegangenen  Ehe  nach  dem 
Rechte  des  ersten  Domiziles  der  Ehegatten  oder  aber  in  Ansdiiinir  eines  jeden 
der  Verlohten  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  dem  er  anfrehört,  zu  beurteilen 
ist.  *  Das  letztere  Urteil  stellt  mit  bezug  auf  einen  Inländer,  welcher  im 
Auslande  eine  Ehe  eingegangen  ist,  den  Grundsatz  auf,  daß  die  Form  der 
BheicblieAimg  aidi  nach  den  Qeseti^  des  Ortes  richtet^  wo  die  Ehe  geschlossen 
wird,  daß  aber  die  FSbigkeit  nur  Eingehnng  der  Ehe  für  Jeden  dw  beidoi 
EhescblieOenden  nach  dem  Rechte  seines  Wohnsitzes  zur  Zeit  der  Eheschließung 
zn  beurteilen  ist,  indem  nach  den  in  der  Jurisprudenz  des  europäischen  Kon- 
tinentes allgemein  anerkannten  Gnindsützen  des  interjiationalen  Privatrechtes 
die  Fähigkeit,  eine  Ehe  einzugehen  nach  dem  Gesetze  desjenigen  Staates,  dem 
die  Terson  zur  Zeit  der  EheschlieÜung  augehörte,  vorhanden  sein  Uiuu.  Die 
gleichen  GnindAtse  mttssoi  aber  anch  für  einen  im  Inlande  «ine  iSie  ein' 
gehenden  Ansiinder,  auch  wenn  derselbe  i^weilig  nnd  swar  snr  Zeit  der 
BheechUefiong  seinen  Wohnsits  im  Inlande  hatte,  maßgebend  sein,  denn  es 
ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  daß  der  Ausländer  seine  bisherige  Staatsange- 
hörigkeit nicht  aufgee»'>H'n  hat.  sein  Wille  auch  in  Zukunft  seinem  bisherigen 
Heimatstaate  anzugehören  und  die  ihm  nach  dem  Rechte  seines  Heimatstaates 
zustehenden  persönlichen  Hechte  durch  die  Verlegung  seines  Wohnsitzes  in 
das  Gebiet  eines  andraen  Staatss  nicht  anfzugeben. 

Aof  den  gleieben  Erwftgnngen  beraht  das,  auf  den  Torliegenden  Fall 
nldit  anwendbare  internationale  Abkommen  rar  Regelung  des  Geltongsbereiebee 
der  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Eheschließung  Tom  12.  8.  02  (RGBl  1904 
S.  *2'2if!.  )  und  es  ist  anzunehmen,  daß  die  in  die«?em  Abkommen  festgestellten 
'^^niudsätze  des  internationalen  Privatrechtes  auch  schon  zur  Zeit  der  nur 
zwei  Jahre  vor  der  zur  Vereinbarung  internationaler  Bestimmungeu  zusammen- 
getretenen Haager  Konferens  liegenden  Eheschließung  der  Parteien  allgemein 
Anerkennung  gefanden  hatten,  wie  denn  auch  Föraitr'Eceiua,  Prnt0^ 
PHwUreeht  Bd.  I  $  11  S.  64  fOr  das  Geltungsgebiet  des  Pieu8.  Landreebtes 
den  Grundsatz  ausspricht,  daß  die  innere  Gültigkeit  des  Verlöbnisses  und  der 
Ehe  nach  dem  persönlichen  Rechte  des  betrefFt  nden  Ehegatten  zu  beurteilen 
ist.  *  Da.  wie  erwiesen  anzunehmen  ist,  dem  Beklagten  als  katholischem 
Untertan  des  Österreichischen  Staaus  die  Eingehnnj?  der  Ehe  mit  der  Klägerin, 
solange  deren  geschiedener  Ehemann  noch  au  Leben,  nicht  gestattet  war 

1)  =  Ztseh.  Xm  576.  —  Red. 
4  =  Ztsdh.  X  60.  Red. 
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und  dieser  Ehehinderungsgrund  die  £hc  nach  österreichischem  Recht«  als 
ungflltig  nnd  der  Anfeditniig  nnterliegeiid  enefaeiiien  liefi,  so  ist  mit  ficdt 
dttieh  das  angefocbtene  Urteil  die  She  der  Parteien  fttr  nngOltig  erictiit 
worden.  Ee  kann  auch  kein  Zweifel  darflber  bestehen,  daO  die  UnglUtigltdt 

^er  Ehe  von  einem  Ehegatten  —  hier  der  Ehefrau  —  auch  dann  geltend 
p<  !n;u-ht  wcrdtn  kiinn,  wenn  die  die  ^nf^(iltigkeit  begründenden  tatsächlichen 
Verhältnisse  in  der  Peraon  dieses  Ehef^iitten  vorgelegen  haben  und  dem 
anderen  Ehegatten  —  hier  dem  Ebemanne  —  keine  Veranlassung  geUn. 
dieselben  für  den  Zweck  der  Anfechtung  der  Gültigkeit  der  Ehe  zu  Terwertcn, 
sofern  nur  jene  tataieblidiai  VerhftltDlsse  nadi  dm  maBgeboiden  PetsMiil- 
statute  dieses  anderen  Ehegatten  —  hier  des  Ehemannes  —  für  diesen  m 
Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  ein  EheUndemis  bildeten. 

Die  Benifiinj):  des  Hekiagten  gesren  das  angefoehfene  T'rteil  ist  demnach 
als  unbegründet  zu  verwcrfLn  und  genüiß  ("PO  1)7  Abs.  1  die  Verpflichtoug 
des  Beklagten  ztir  Tragung  der  Kosten  der  Berufung  auszusprechen.  ' 

Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Die  HaftutigsbeschränJamg,  welche  nach  dem  Recht  von 
Kansas  für  Korporationen  güt,  gilt  nicht  für  ausländische 

Korpora  t  Ionen. 

Supreme  Court  of  Kansas  f  Williams/ Metropolitan  Street  R.  Co.,  74  Fac. 

Rop  ()0i>;  American  Law  Review  XXXVIII  7H2}.  j 

Es  hiindeltc  sich  um  eine  Klage  wegen  ..personal  injury^  g^^u  i'iD^ 
titralienbabngeseilschalt,  deren  Betrieb  t^ils  im  Staate  Kansas  teils  im  Staate 
Missouri  stattfindet  Das  Recht  von  Kansas  beschr&nkt  die  Haftm^llklit 
in  gewisser  Weise  („etaiuie  of  Hmiiaiüms'J,  Das  Recht  toii  Xaaisi 
bestbnsBt  qteiiell,  daB  jene  Beschrinkung  auf  Scshuldner  »ovl  of  Ü»e  SUü^ 
nicht  Anwendung  finde.  Der  OerichldioT  entschied,  daß  die  beklagte  Gesell' 
Schaft  im  Sinne  jener  Bestimmnn^  „out  of  thc  State"  sei,  da  sie  dort  ihren 
Sitz  habe,  wo  ihr  ..place  uf  cr>>a(ion"  sei.  und  dies  sei  in  Missouri.  Asi 
den  Ort  des  Geschäftsbetriebes  komme  es  nicht  an.  —  | 

I 

Erbrecht.   Rule  against  perpetuiHes.    „     pres  dactHne.' 

Court  i>!  appcals  of  Kentuckti  (Jlussey  Sa r</ent ;    7ö  S.  W.  Rep.  -II;'- 

Ein  im  Jahr  1883  im  Staate  Kcw-Hampshire,  wo  er  Domizil  hatte, 
gcstorbttier  Bürger  dieses  Staates  ha^  ein  Testament  eitieiitet  mit  der  6e- 
stimmvDg,  daß  ein  Fünftel  des  Nachlasses  von  trutttes  verwaltet  und  dtreh 
Znschlagnog  d»  Zinsen  vermehrt  werden  solle  bis  eine  Enkelin  des  BiiilsMen 
(welche  zur  Zeit  des  Todes  des  Erblassers  2  Jahre  alt  war)  das  35.  Lebend 
«reicht  habe.  — 

Die  Gültigkeit  dieser  Bestimmung  wurde  angefochten  mit  Beziebaojl 
auf  die  sogen.  „Rule  against  perpetuities" . 
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Der  Gerichtshof  entschied,  daß  für  die  anfzowerfende  Frage  das  Recht 

des  Stftat»'?  New-Hanipsbire  maßgebend  sei  nnd  daß  demgemäß  die  angefochtene 

Vt-rfiigujig  zwar  niclii  bis  zum  3ö.  Lebeasjabr  der  bedacliten  Eiiicelin,  aber 

bis  zum  Ablauf  von  21  Jahren  wirksam  sei,  obwohl  nach  dem  Rechte  des 

Staates  Kentucky  die  Verfügung  gänatUch  nnwlrlnam  sein  würde. 

A  n  m. ;  1.  Ein  gesetzgeberisches  BiBSelireiten  .against  perpetuitie«'^ , 
insbesondere  „restrictittg  fntsfs  for  accumuhition"  fand  in  England 
durch  Act.  39/40  Georg  Iii  c.  i)Ö  (^gewöhnlich  nach  dem  die  Veranlassung 
gebend«»  RecbtstsU  ^Thellusont  Act"  genannt)»  in  der  Weise  statt,  dal 
die  Ansammlung  von  t'ntcr  riroft  oder  mortis  causa  zugewendeten  Ver- 
mögensmassen spätestens  21  Jahre  nach  dem  Tode  des  Stifters  aufhört.  Im 
Common  Laie  wird  der  entsprechende  Grundsatz  als  „rule  against 
perpetuities"  bezeichnet.  Vgl.  Lcir  h  Practica!  T/ cot ise  on  fhe  law  of 
perpetuity.  London  1849,  Solly,  üi  undsätge  des  englischen  Jiechies 
aber  Grundbesiim  ete.  Berlin  18638. 48,  Stsphwn,  CommentaHes  18.  Anll. 
18d6  I  514  ff. 

In  den  amerikanischen  Gliedstaaten  sind  in  derselben  Ricbtang  ver- 
schiedene Gesetze  erlassen.  Vgl.  Stimton,  Ameriean  »UUutB  laiü,  Boston 
1886  §§  402.  1341.  1440  ff..  4Ü12. 

2.  Der  hier  zur  Anwendung  gebrachte  Grundsatz  des  Rechtes  von  New- 
Haupsliire,  „w$leat  ^tmHtm  wUere  poteai"  wird  genAß  der  ^lisdi* 
amerikanisch! Ti  T(  rminologie  als  „cy pres  doctrine"  (^'französisch  ,,ci pris") 
bezeichnet.  In  Kentucky  dag^en  gilt  diese  Doktrin  (welche  wir  als  favor 
negotii  beaeiclinen  würden)  nidit,  vieiniehr  die  Maome  ,/alsiM  in  uno 
fahus  in  omnibus". —  QuarUa  „The  j^roB  doetrin^,  Amerietm 
Law  RefBiew  XXXVIU  683  ff.  — 

Niemeyer. 

Laie  f)f  liie  place  of  contracting.  Versichemngsvertrag. 
Schranken  für  die  rechtsgeschäftliche  Willkürung  aus- 
wärtigen Rechtes.  Forfeiture. 
United  States  Supreme  Court  (Mutual  Life  Insurance  CoJHill;  Apr.  4. 
1904;  Harvard  Law  Review  XVIJ  670). 

In  einem  im  Staate  Wasliington  abgescUoisenMi  VersIcliemngaTertrag 
war  Ter^bart,  dafi  das  Bedit  des  Staates  New  York  fftr  das  Yertiags- 
verhältnis  maßgebend  sein  solle.  Zugleich  war  eine  Verwirkungsklansel 
(forfeiture)  in  dem  Vertrag  anfg»>ni>mTnpn  nnter  Verzicht  der  Parteien  auf 
die  Anrufung  gesetzürher  üestimmungen,  weiche  der  Wirksamkeit  jener  Ver- 
wirkungsklausel entgegenstehen  würden.  — 

Naeb  dem  Becbt  des  Staates  New  York  würde  jene  Klansel  naifllltig 
gewensn  sein.  Der  Qerlelitsliof  wies  die  Berafnng  auf  diese  Ungültigkeit 
zurück  mit  der  Begründung,  daß  für  die  Gültigkeit  der  Verwirlrungäklausel 
das  im  Staate  Washington  als  dem  Ort  des  Yertragsschlasses  geltende  Redlt 
(law  of  thc  place  of  contracting)  maßgebend  sei. 

Anm. :  In  Harvard  Law  Review  a.  a.  0.  8.  570  wird  das  Urteil 
als  eine  Anwendung  nnd  Bestätigung  beseichnet  des  „sound  principle  that 
rifihfs  nre  creatrd  rrof  by  tcill  of  the  parties,  but  by  law'*.  —  Vgl.  indraa- 
seiben  Öinn  jetzt  vor  allem  Zitelmunn^  J.  P.  R.  II  372  S.  — 

Red. 
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Law  of  the  place  of  contracting.  Schranken  für  die  rechis- 
gesdiäftliche  Willkürung  eines  aus it  artigen  RecJttes.  Wucher- 

gesetzgehung.    Fram  legi^. 

United  States  Supreme  Court  (Buihlinß  <t  Loan  Asuoctation  Brakw; 
24.  Sep.  Ct.  Rep.  532;  Harvard  Law  Review  XVII  569,  570;. 

Die  klagende,  in  New  York  domiziliert«  Bau-  unrl  Lanclkih-G-  sdlschah 
liatto  in  Mississipi  einen  Landlcihvcrtrag  (lonti  mit  cint  m  Kiinvohner  von 
Mississipi  abgeschlossen,  mit  der  Vereinbarung,  daü  leuterer  seine  Zahloogeo 
in  New  Torte  tu  letotoi  Inte. — 8(debe  ZaUmifBii  wann  erfolgt  Der  Ltnl- 
leilier  (borrowerj  klagte  in  Hiuissipi  avf  deren  RQcIcmtattong  w^^en  Ytt- 
tetgnng  der  WndiervorschriJlen  des  Staates  Mississipi.  —  Der  Gerichtshof 
erkannte  gemäß  dem  Klageantrag  mit  der  Begründung,  daß  die  Absii  ht  <ier 
Parteien,  den  Vertrag  dem  T^t-' hte  des  Staates  New  York  zn  unt»-nvtTffii-  hu 
gegebenen  Fall  deswegen  unwirksam  sei,  weil  ^ie  sich  charakt*rii>iert  als 
„an  attempt  to  evade  the  usury  laws  of  the  place  of  cotUractiHg." 
Unter  dieeen  ümstBnden  sei  lediglieh  das  Ortareelit  der  Geeeblftentielitmg 
(„law  of  tk»  place  of  cotUra^ng")  mallgebend. 

A  n  m  :  In  Ffarvard  Latc  Review  a  a  0.  wird  darauf  hiiiirowics  n. 
daß  die  Judikatur  bezüglich  der  iDternationalprivatrechtlicben  Frage  itei 
„uauriom  eontrttcU^  (melitegescliftften,  fttr  welche  Wnehergesetm  in  Frage 
kommen)  sehr  schwankt  Als  nl)trwie£;t'nilt'r  Standpunkt  lUr  Judikatur  wird 
bezeichnet,  daß  „tlie  intention  of  the  parties  determines  tchich  lau  go- 
eerfu**  nnd  zwar  mit  der  Maßgabe,  daß  alt  Parteüntention  die  khäM 
anzusehen  sei,  es  sulk'  das  dem  Bestand  des  Geschäftes  günsti^rste  Recht 
entscheiden.  —  Es  wird  a.  a.  0.  auf  den  „fictitious  character"  dieser 
WiUensinterpretation  hingewiesen  und  als  wahrer  Qrund  jener  Judikatur  die 
lYeigttng  der  Gerichte  bezdchnet,  „io  avoid  tko  tMifry  — 

Red. 

Wo  ist  fjalace  of  makhitr  bei  einem  tele^honisöi 
abgesch l o.^ si')ir)i  Vertrage ? 

Bank  of  YoMSperry  Floiu  Co..  74  Pac.  Rep.  Höä  (Cal.;  Harvard  Laie 

Review  XVII  420). 

Ein  Vertraff  war  telephonisch  zwischen  zwei  in  verschiedenen  Rcchts- 
^ebieten  sich  auflialtcuden  Personen  {jeschlossen.  Der  Gerichtshof  entschied 
die  Frage  der  ünterschrift  dahin,  daü  der  Ort,  wo  der  Oblat  seine  Aiittjp- 
tationserklänmg  dem  Telephon  übergeben  habe,  der  Ort  des  VertragaiddaiiM 
seL 

Anm. :  Darüber  daß  das  Recht  des  ,place  of  making  cotttract' 
,place  of  ronti  dcting"  nach  amerikanischer  Rechtspraxis  für  das  Kontrskt* 
Verhältnis  uiaLigebeud  ist,  a.  die  vorhergehenden  Eutscheidungen  und  Be^*** 
A  seloeüOH  ofcooe»  oh  the  eonfüet  of  lawe,  Cambridge  1908  III  446.  - 

Red. 
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Belgien. 

JbJicschließung.     Nichtigkeitsklage  wegen  KlandestiniMt. 
Maßgeblichkeit  des  (holländischen)  Eeimatrechtes. 

Cour  eTappBl  Bruxellea  IS.  12. 02  (Puekelfs  Zisch,  XXXV  166). 

Grttnde: 

In  Erw.,  daß  der  Beklagte  A.  F.  Holländer  ist,  weil  im  Jahre  1874 
Ton  holländischen  Eltern  geboren,  daß  die  Klage  auf  Nichtigkeit  seiner  Ehe 
sich  auf  sein  Personal  Statut  bezieht  und  darum  nach  holländischem  Recht  zu 
entscheiden  ist;  iu  Erw.  dali  nach  Art.  138  des  holländischen  BGB  die  im 
Auslande  zuischen  zwei  Holländern  oder  zwischen  einem  Huilauder  und  einem 
Aoftliikder  gescUosaenen  Eben  gültig  sind,  wenn  die  Blieee1ilie6ung  gem&B 
den  «aslindiachen  FormTonchrifteii  erfolgte,  voramgesetst,  dafi  daa  durch  dae 
hollindiflclie  Geaets  Torgeadiriebene  Avfgebot  in  Holland  gemacht  wurde  und 
daß  die  holländischen  Ehegatten  nicht  gegen  Sektion  I  Titel  V  Buch  I  des 
BGB  verstoßen  hahen;  in  Erw.,  daß  nicht  bestritten  ist.  daß  die  in  Mexiko 
für  die  Eheschließung  vorgeschriebenen  P'örmlichkeiten  beachtet  wurden;  in 
Erw.,  hinsichtlich  des  Aufgebots,  daß  Art.  188  des  holländischen  Gesetzbuchs 
nur  die  Yorednift  de«  Art.  170  C.  C.  wiedartielt,  und  wie  dieier  ausgelegt 
werdeii  muß;  in  Brw.  datt  die  Rediteprednmg  den  leteteren  nicht  daldn  yer- 
steht,  da0  er  jede  im  Anilatide  ohne  das  Torgeechrieb^  Aufgebot  gescidoeaene 
Ehe  fflr  absolut  niehlig  «rUirti  londem  vielmehr  dahin,  M  die  Unterlassung 
des  Aufgebots  nur  unter  gewissen  Umständen  die  Ehe  wegen  Klandestinität 
als  nichtig  erscheinen  lassen  kann,  da  es  ihr  a1«dann  an  den  wesentlichen 
Voraussetzungen  der  Gültigkeit  gebricht;  in  Erw.,  daß  das  Aufgebot  ^^ame, 
Voroame,  Alter,  Stand  und  Wohnort  der  Brautleute  enthalten  muß  (Art.  39), 
dn8  aber  die  Beklagte  Ehefran  L.  im  Angebot  mit  einem  laischen  Namen 
hesdchnet  Ist,  so  daß  unter  diesen  ümstlnden  das  in  Mexiko  erfolgte  Auf- 
gebot ohne  Wert  ist;  daß  überdies  erwiesen  ist,  daß  ein  Aufgebot  in  Antwerpen, 
dem  Wohnort  des  beklagten  Ehemannes  F  Ol  ihaript  nicht  erfolgte,  obwohl 
dies  durch  Art.  138  vorgeschrieben  ist;  in  Erw.  daß  der  Vorderrichter  mit 
Unrecht  annimmt,  das  letztere  Aufgebot  sei  uumügUch  gewesen,  denn  Ait.  138 
verlange  die  Veröffentlichung  im  gKönigreiche",  d.  h.  in  Holland,  der  Ehe« 
mann  A.  F.  habe  aher  niemals  in  Holland  seinot  Wohn-  oder  Aolentiialtsoit 
gehabt;  in  Erw.,  da6  nlmlioh  Art  188  in  seinem  Wortlaut  nur  Torsieht 
fiioA  gUrum  que  fit^  und  durch  Art.  108  erginst  werden  muß.  der  vor* 
schreibt,  daß  das  Aufgebot  in  den  Gemeinden  zu  veröffentlichen  ist,  wo  die 
Parteien  ihren  Wohnsitz  haben,  ohne  zu  unterscheiden,  ob  diese  Gemeinden 
im  Inland  oder  im  Ausland  belegen  sind;  in  Env.  endlich,  daß  .4.  F..  der 
zur  Zeit  der  Eheschließung  noch  nicht  30  Jahre  alt  war,  der  Einwilligung 
seiner  Eltern  «ir  EheechlieBung  bedurfte  und  im  Falle  dar  Verweigerung  sich 
nach  Art  99  su  richten  hatte,  was  nicht  geschehen  ist;  in  Erw.  datt  hieraus 
und  ans  dem  Znsammenhalte  aller  Umsttnde  sich  ei^ht,  daß  alles  ins  Werk 
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geietst  wurde,  am  vor  dem  Rligw  die  Heiwt  Miim  Solmet  geheim  zu  halten 
ond  ihn  dadurch  zu  hindern,  von  dem  ihm  nach  Art.  116  Ziffer  2  des 

holländischen  Oosetzbnchs  zastehendpn  Rechte  des  Einspruchs  ireiren  die  Ehe- 
Bchlieüttng  (if  hrnnrh  7.11  machen;  dali  deshalb  die  Ehe  wegen  Klandestinit&t 
für  nichtig  zu  erklären  ist  .  .  . 

Frankreich. 

Ehescheidung  von  Ausländern  (Schweibern).  Zti^tunäigkeit 
framösischer  Gerichte  wegen  Prorogation.  Grundmtzliclie 
Zuständigkeit  der  Gerichte  des  (schtceizerischen)  Heimat- 
Staates.  Anerkennung  und  Vollstreckung  eines  schweieerischen 
Urteils  über  £he8cheiduug,  Gütertrenmmg  und  ünteritringung 

der  Kinder. 

Omr  ttappei  Paria  9.  3,  03  (PudMf*  Zitch,  XXXV  718J, 

Am  den  Orflnden. 

In  £rw.,  daß  die  Sntsciieidii]^  von  Fragen,  wetehe  den  CÜTilataad  vaA 
die  Penonalatotaten  von  in  Fkaakieiob  wolmendeD  Andindeni  beticilen,  tob 
Rechte  wegen  den  Gerichten  dei|)enlgen  Staatea  snitebt,  welchem,  sie  odhit 

angehören;  daß  daa  insbesondere  gilt  für  die  Frage  der  Ehescheidung,  da 
letztere  einp  Andernnff  im  CivilstAnd^  der  gcschiedenpn  Personen  hfwirkt; 
daä  die  französischen  (iericht«  alsu  grundsätzlich  für  Ehescheidungsklag'en 
von  Aasländem  unzuständig  sind  und  sich  nur  ausnahmsweise  mit  ihnen  be- 
fassen können,  wenn  die  Macht  der  Yerhältnisse  and  eine  zwingende  Not» 
wendigkeit  Hun  Titi|^iiit  erlbiderlicb  machen  oder  wenn  ansnnehmen  iid 
daH  die  Parteien  sich  ansdrftolelidi  oder  stillschweigend  der  framBaiadea 
Qerichtsbarkeit  unterworfen  haben ;  in  Erw.,  daß  Augu^im  C.  dnrdi  ihie 
am  24.  2.  87  auf  dem  Standesamt  zu  D.  abgeschlossene  Ehe  mit  Emst  P. 
die  französische  Staatsangehoritrkfit  verloren  und  die  iStaatsan^iehörigkeit 
ihres  Ehemannes,  nämlich  die  schweizerische,  erworben  bat;  daß  sie  gegen 
ihren  Ehemann  vor  dem  6einetribunal  zu  Paris  Eheschddangsklage  and  ihr 
Bhemann  Widerklage  erboben  bat^  da6  nnter  diesen  Umstlnden  die  franaSMin 
Qerfeiite  nstlndig  sind ;  dafi  dnrdi  ein  Torlioflgea  Urteil  vom  18. 11.  S5  da» 
Beweiaerhebang  angeordnet,  das  aas  der  Ehe  hcrvorgegangefte  Kind  einst- 
weilen der  mütterlichen  Großmutter  anvertraut  und  F.  verurteilt  wurde,  seiner 
Ehefrau  eine  monatliche  l'nterhaltsrente  von  50  Frs.  zu  zahlen;  daß  Ehe- 
frau P.,  die  schon  damals  von  ihrem  Manne  getrennt  lebt*",  sich  zun&chst  bei 
diesem  vorläuilgen  Urteile  beruhigte,  und  die  angeordnete  Beweiserhebung 
iMit  betlieb;  da0  darant  ihre  Bhescheidangsklage  mangda  Beweise  dnrek 
Urteil  vom  18. 6. 08  abgewiesen  worde,  daB  Ehefnm  P.  die  von  ibr  eingdcgle 
Benifnng  gegen  dieses  Urteil  nicht  weiter  betrieb;  daS  bei  dieaer  Iiafe  dar 
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Singe  P.  selbst  nnnmchr  bei  dem  Gerichte  seines  heimatlichen  Wohnsitzei, 
nämlich  dem  Tribunal  za  la  Broye  im  Kanton  Freiborg,  Ehescheidangsklage 
erhob  daß  hier  Ehcfran  P.  die  UnEnstÄndigkeitseinrede  erhob,  aber  damit 
abgewiesen  wurde,  und  nun  ihrerseits  widerklageud  beantragte:  1.  daß  die 
Ehescheidang  and  Oütertremiung  zu  ihren  Gunsten  ausgesprochen;  2.  die 
Olibat  Uber  dM  Kind  ihr  «nrerlEMit  und  8.  ihr  eine  monatUdie  ünteiinlte- 
reote  von  fiO  Fra.  nolnuint  weide;  daß,  nnoiideni  im  Wege  der  BeolitdiUfe 
in  Frankreich  Beweine  erhoben  waren,  das  w^weizerische  Qeridit  nm  16. 2. 00 
die  Shescheidnng  aus  wechselseitigem  Verschulden  beider  Ehegatten  ausspracbi 
die  Obhut  des  Kindes  dem  Vater  tibf^rtmg  und  der  Ehefrau  keine  Unterhalta- 
rente  zuerkannte,  daß  auf  eingeleg^te  beiderseitige  Berufung  der  Appellhof  zu 
Frdbnrg  nach  nochmaliger  Beweisaufnahme  am  22. 10. 00  die  Ehe  aus  alleinigem 
Yenchnlden  der  Ebeiraa  P.  schied,  die  Ofltertr^inang  aussprach  and  die 
Unterbringung  des  Kindet  in  Fmnkielch  bei  den  Nounmi  Tcm  8t  Jotef  von 
Otnny  zu  Xaiaon-Alioit  Ittr  diejenige  Zeit»  w&hrend  welcher  sein  Vater  idnen 
Wohnsitz  in  Frankreich  beiilelt,  vecoidnete,  im  übrigen  dat  ante  Urteil  be- 
stätigte; daß  der  Rekurs  von  P  ^egen  den  die  UnterbrinirnTifj  des  Kindes 
regeluden  Teil  dieses  Urteils  vom  schweizerischen  Bundr^eM  i  -axv.  20  2.01 
zurückgewiesen  und  das  Urteil  somit  rechtskräftig  wurde;  dab  (ias  Urteil 
nach  Biechtskraft  in  Frankreich  vollstxeckt  wurde,  und  zwar  auf  Betreiben 
der  nehwelMr  Behörden  dadoroh,  daß  ee  in  dm  (^Tilitandsregistem  der  Ge- 
n«inde  D.  flbersohrieben  wurde,  nnd  dnrob  die  Fran  P,  dadurch,  daß  sie  ein 
Dekret  erwirkte,  welches  ihr  auf  Grund  der  Ehescheidung  wieder  die  franzQsische 
Staatsangehörigkeit  verlieh ;  daß  nunmehr  Frau  P.  das  ruhende  Verfahren 
vor  dem  Appellhofe  Paris,  welches  sie  vor  mehr  a!s  vi(>r  Jahren  in  Frankreich 
anhängig  gemacht  hatt«.  wieder  aufnahm  und  imiiiiieiu  hier  den  Antrag  stellt, 
der  Appellhof  möge:  1.  die  Liquidation  der  Gütergemeinschalt,  welche  während 
der  ^  bettaod,  anordnen;  2.  entsprechend  dem  Torllnßgen  Urteile  Tom 
18. 11. 95  die  Unterbringung  ihres  mindeijähiigen  Kindes  bd  seiner  mttttei^ 
liehen  Großmutter  aossprechen;  3.  ihren  Ehemann  sur  Zahlung  einer  monat- 
lichen ünterhaltsrente  von  60  Frs.  Ülr  die  Vergangenheit  wie  fttr  die  Znlninft 
verurteilen ; 

was  den  ersten  Antrag  betrifft :  in  Erw.,  daß  die  Folgen  der  Eheschei- 
dung nur  von  derjenigen  Gerichtsbarkeit  ausgesprochen  werden  können,  welche 
die  Bheseheidnng  selbst  Torher  ansgesproobeu  hat;  daß  Fkan  P.  eiklirt,  ihre 
Bemfnng  anf  die  Frage  der  Liquidation  der  Otttergemeinsohaft  m  besdirftnlico ; 
daß  eine  so  angestrengte  Klage  formell  uumlissig  ist;  zur  Sache  sdbst  in 
Erw.,  daß  für  die  Entscheidung  der  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der 
Ehescheidung  nur  diejpniijp  Gerichtsbarkeit  zuständig  sein  kann,  welche  zur 
Entscheidung  über  die  Ehescheidung  selbst  zuständig  wäre  ;  daß  im  vorliegenden 
Falle,  da  es  sich  um  schweizerische  Staatsangehörige  handelt,  hierfür  die 
sehweiseilsoben  Oerichte,  speaidl  der  Appellhof  inFreibnrg,  zuständig  waren; 
daß  die  Wirlrani^n  des  Bbescbeidnngsnrtells  sich  nach  den  Gesetsen  desjenigen 
Staates  bestinimen,  welchem  die  Ehegatten  angebi)ren,  daß  Fran  P,  sidi 
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außi  rdom  dieser  Gerichtsbarkeit  ausdrücklich  anterworfen  hat,  daß  sie  zwar 
ursprünglich  im  EinTentiüidnis  mit  ihrem  Ehemann  die  französischen  Gerichte 
mit  ihrer  BheMlieidaiigsldage  befa6t  hatte,  Ton  dieter  Gerichtebaikcit  all« 
wieder  abgegangen  ist,  ehe  die  fransBiiechen  Gerichte  ein  endgflitigee  UrteQ 
gesprochen  hatten,  and  die  Gerichte  ihres  Landes  mit  der  Sache  weiter  be- 
faßte; daß  Frau  P  vor  den  schweizerischen  Gerichten  beantragt  hat.  die 
Guf'-rtmiiit^n^r  zwischeu  ihr  and  ihrem  Eh*>!nfinne  auszusprechen,  daü  dieses 
die  Furm  ist,  in  welcher  im  Kanton  Freiburg  die  Tcrmögenarechtiicheu  Folgen 
der  Ehescheidung  ausgesprodien  weiden ;  dnfi  Freu  P.,  nachdem  diesem  An- 
trage statigegehen  ist^  nicht  mdur  befugt  ist,  Ihr  VexlangeB  in  der  i^eiehai 
oder  auch  in  abgeinderter  Form  vor  der  hsaiaslBelien  GeiiditBbarkdt  sa 
wiederholen ; 

was  den  Antrag  auf  L'uterbringung  des  Rindes  betrifft :  in  Erw..  d.iä 
die  durch  das  vorlaufige  Urteil  getroffene  Anordnung  jede  Wirkäaaikeit  ver- 
loren hat,  nachdem  das  Endurteil  ergangen  ist;  daß  die  Rechte  geschiedener 
Eltern  beattgUch  der  Sorge  fOr  die  Berson  ihrer  Kinder  dorch  die  Geiitse 
de«  Landes  bestimmt  werden,  derm  NaÜenalitttt  sie  aogeliBrten;  dafi  dsi 
Kind  selbst  die  schweizerische  Staatsangehörigkeit  besitzt;  daß,  da  es  sich 
am  eine  Frage  des  Persf>TirvlstAtuts  handelt»-  der  Appellhuf  /u  Frcihnrg  zu 
ihr«T  Entscheidnnjf  rustiuilit:  war:  daß  allerdings  Frau  P.  aufst«llt,  dali  sdt 
ErlaÜ  dieser  Eutscheiduug  das  Kind  von  seinem  Vater  aus  dem  Pensionat  in 
Frankreich,  in  weicfami  der  Appellho!  es  nntecsnbringwi  ▼«ordnet  hatte,  sb- 
geholt  and  nach  der  Sehweis  gebracht  worden  sei,  daB  sie  deshalb  beeatisgt, 
das  Kind  soUe  manu  militari  nach  Frankreich  zurücl^dwadit  werden ;  ds8 
dieses  Verlangen  indessen  auf  Vollstreckang  nnd  Auslejfnng  eines  von  einem 
souveränen  ausländischen  tierichte  zwischen  seinen  ijtaatsar!t?»'hörigcn  erbi^senen 
Urteils  hinausgeht,  weshalb  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  l!Llage 
Yor  den  IransOeisohen  Gerichten  nkht  aohingig  gemacht  werden  kaoa; 

an  dem  Antrag  auf  Zn^rechung  einer  ünterhaltsrente:  in  Erw.,  dst 
die  liierauf  bezüglichen  Antrige  der  P,  Tom  Tribunal  in  la  Breje  ind 
vom  Appellhof  zn  Freiburg  abgewiesen  worden  sind;  daß  sie  aus  den  seboD 
entwickelten  Gründen  denselben  Anspruch  nicht  nochmals  vor  der  französischen 
Qerichtäbarkeit  gehend  machen  kann;  daÜ  sie  für  die  vor  Erhebung  der 
Klage  in  der  Schweiz  liegende  Zeit  nicht  nachweisen  kann,  doli  sie  eine 
Forderung  an  ihren  Ehemann  hat  oder  dafi  nnter  den  Ehegatten  eine  Ab* 
reclmnag  stattsafinden  habe;  in  Erw.  endlieh,  dafi  die  anf  den  Otrilstsnd  vaA 
die  Rechtstähigkeit  der  Personen  bezüglichen  anslAndlsohen  Urteile  ohne 
weiteres  diejenigen  Wirkungen  in  Frankreich  hervorbringren.  welche  sich  nicht 
als  eigentliche  Vollstreckunersmaßreireln  im  engeren  iSinn»  darsti^Uen;  daß  ii« 
Entscheidung  des  Appellbofs  Freiburg  zum  Überfluß  in  i  raukreich  diejeaiK« 
Vollstreckung  erhalten  hat,  deren  sie  «berhaapt  lAhig  war,  and  swar  infolge 
ihrer  Übersidireibang  in  den  Oivilstandsregistem  der  Qemtinde  DrafeiL  .  •  • 
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AUmentationspflicht  voninß^ankreich  wohnenden  Ausländem 
(Engländern),    Ordre  public.    ZusUlndigkeit  framösiscker 

Gerichte. 

Cour  de  eaasatüm  22.  7.  08  (Pitdielfs  Zttek.  XXXV  S.  671). 

Bin  BnglftiUtor  hatte  seine  (eagliaehen)  Eltnm,  «elelie  in  Bonlogne 

Wohnsitz  hatten,  auf  Gewährung  einer  Unterbaltsrent«'  verklagt.  Die  Zu- 
ständigkeit der  französischen  Gerichte  und  die  materielle  Maßgtblichkeit  des 
französischen  Rechtes  wurdf  unter  Hinweis  auf  Art.  3  ('  C  damit  l>e<;rUndet, 
doli  die  AlimentationsTorscUrifteu  „lois  de  police  et  de  i>ürete"  seien. 

Alimentatiouspllicht  von  tu  Frankreich  wohnenden  Au slatidem 
(Atnerikanern).    Ordre  public.    Zuständigkeit  franzöisischer 

Gerichte. 

Fticdcnsgericht  Paris  10.  7.  03  rPKchelfs  Ztsch.  XXXV  S.  369). 

In  Erw..  daß  Fmu  ^f.,  ireschiedene  Ehefrau  B..  die  Eheleute  J£..  ihre 
Tochter  uud  Schwicgursohn,  auf  Zahlung  einer  muiiatiichen  Unterlialtsrente 
▼4>n  10  Hk.'  verklagt  hat,  4a0  der  beklagte  Biwnaini  ?er  «Ueni  den  Snwand 
der  Unraliaiigkeit  der  Klage  madit,  weil  ts  die  amerikaniadie  Staate- 
angehürigkeit  besitze  and  in  allen  seine  Person&lstatnten  belireSenden  Fragen 
der  Herrschaft  der  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  unterstünde,  die  Frage 
der  Unterhaltspflicht  ahtr  du  unter  dem  Titel  vom  Eherecht  geregelt  hier- 
unter falle,  weshalb  dieseüju  nach  seinem  Heimatrecht  entschieden  werden 
müsse,  und  weil  das  amerikanische  Recht  eine  L'uterhalisverpflichtung  zwischen 
VesMiiwigerten  nielit  anerkenne,  weshalb  er  jedenhUa  seiner  Schwiegennntter 
kein«!  Unteilialt  Sebalde;  in  Brw.,  dafi  svntcbst  in  vntenaoben  ist,  ob 
dieser  Binwand  begründet  ist;  daß  die  Oeeetigebiuiigett  der  TendUedenen 
Länder  die  Unterhaltsverpflichtungen  zwisdien  Ehegatten,  Verwandten  and 
Verschwägerten  sehr  verschieden  rt  in  ln  und  es  sich  hier  um  eine  sehr  bestrittene 
Frage  handelt;  daü  sich  zwei  hau^i*:  iichliche  Systeme  gegenüberstehen:  das 
erste,  wonach  die  Unterhaltspflicht  publici  juris  ist,  weil  es  im  öffentlichen 
Interesse  liegt,  da6  die  PamiliengUeder  sich  gegenseitig  nach  Matigabe  ihrer 
Krifte  anterhaltoi,  weshalb  in  all«i  Fttilen  nnbekOmmort  am  die  Staats- 
angdi5rigkeit  der  Puteien,  nach  Art  8  C.  C.  das  fransdsische  Qeseti  cor 
Anwendung  zu  kommen  habe  (in  diesem  Sinne  Aubry  et  J^ati,  I  §  31  S  H2; 
Demnlombe ,  I  No.  70;  ll'^^/.sw,  /; .  /Um.  de  dr.  intern,  prire  S.  4!)H; 
Firn  e,  Dr.  intern,  privc  S.  2(K):  Barde.  TMor.  des  Statuts  S.  ').')  ff  ; 
Audinet,  Friitc.  ölem.  de  dr.  intern,  price  No.  551;  Despaff net,  Dr. 
intern,  privi  S.  421;  Vincent  et  Pinaud,  dict.  de  dr.  intern  privi  vo. 
AlimentB  Ho.  22),  and  worans  man  weiter  achliefit,  dafi  die  faansdsiaehen 
Gerichte  lastSndig  sind  aar  Bntscbeidnng  eines  Ton  einem  Ausländer  an- 
gestrengten  Prozesses  auf  Unterhaltsgewähmng,  da  diese  Rlauce  sich  auf 
einen  aas  dem  Natartecht  hergeleiteten  Aospruch  sttttzt^  der  echon  bestand, 
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ehe  er  durch  das  öffentliche  Recht  anerkannt  "wnirde  und  da  folglich  die  Voll- 
zifhung  einer  solchen  Verpflichtung  gewi^sf  nnatien  die  <1ffentliche  Ordnung 
angehl  oder  doch  wenigstens  das  „intenutiiunale  Privatrecht"  (Apellhof  Paris 
vom  19.  12.  8S,  8irey  1834  II  384),  und  das  zweite  System,  wuuacii  man 
dM  Jbeideii  Futetai  gwndnsMne  Heiniatreelit  uksawemleD  liftbe,  indov  d« 
GnmdMti  d«s  FtesouMlttetota  hier  anstatt  desjenigeii  des  ÜMlitatiit«  sv 
Geltung  komme,  naeh  irddiem  die  französischen  Gerichte  Alimente  nur  zu- 
sprechen könnten,  wenn  das  ausländische  Recht  solche  anerkenne,  da  der 
ünterhaltsanspruch  als  Ausfluß  des  Verwandtschafts-  nnd  Eherechts  wie  alle 
StAtusfragen  unter  das  Personaistatut  zu  rechnen  sei  (Laurent .  dr  cit). 
tHtern.  Band  V  No.  88,  Renault,  Rev.  crit.  1883  S.  724,  Durand, 
tfr.  int.  privi  8.  869,  Brocher,  eour*  d§  dr,  intern,  pripi  I  297; 
Olivif  Bev.  de  dr.  itttem.  prioi  1886  8.  66),  wobei  maa  der  efiten,  nch 
auf  den  Gedanken  der  ölfentUdien  Ordntmg  st&txenden  Meinmig  oügegeii» 
hält,  daß  die  Unterhaltsverhindlichkeit  zwar  öffentlichen  P.  htes  ist  in  dem 
Sinne,  daß  der  Verpflichtet«  sich  ihr  nicht  einseitig  eiitzieht  n  und  der  Be- 
rechtigte auf  üie  nicht  verzichten  könne,  nifht  aber  auch  insoweit,  dali  das 
einheimische  Recht  dem  penönlichen  Rechte  der  Parteien  vorzugehen  habe, 
was  selbst  vo»  den  Anblngera  der  ersten  Meinung  dadurch  anerkannt  werde, 
daB  lie  das  anilliidlMbe  Recht  atete  dam  snr  Anwmämag  bringen  woflea, 
warn  es  eine  weftersehende  Dntwhalti?eiUndlldikdt  etatoiere  ata  das  in* 
länditdie;  in  Brw.,  daß  die  Rechtsprechung  sich  endgültig  für  das  enteie 
System  ausgesprochen  hat  daö  seine  unbezweifelbaren  Grundsätzp  im  vor- 
lieireFiden  F»11f  noch  durch  Erwägungen  der  Billigkeit  gebieterisch  unterstützt 
werden,  daii  auch  die  L'nterhaltsverbindlichkuit  unter  Verwandten  zu  unmittelbar 
die  öffentliche  Ordnung  angeht,  als  daß  die  französischen  Gerichte  sich  nicht 
für  znatindig  erlclftien  and  die  Unterhaltavefpfliehtong  nieht  andi  aoldm 
Andindem  gegenttber  autpreehen  BoDteo,  «dehe  nadi  ihrem  peraOaUekai 
Recht  von  ihr  befreit  sein  würden ;  daß  hier  ein  Fall  gegeben  ist,  wo  die  dem 
Heimat  rechte,'  eines  .\nslander8  im  allgemeinen  geschuldete  Achtung  zurück- 
treten umß  vor  diesem  Interesse  höherer  Ordnung,  daß  folglich  die  eingeleitete 
Klage  zulässig  ist  * 

Obligatorischer  Ve  r  fr  ff  f/.  .Vaß<jc/'//r/.>/r('/f  der  lejc  loci  contractus 

((iah  jar  die  Verjährung. 

Tribunal  de  commerce  de  la  Seine  1. 7.  OS  (Puckelt's  Ztsch.  XXXV  S.  371). 

In  Erw.,  dal',  tatsächlich  feststeht,  daß  am  IB.  H.  (K)  d-r  Vertrot^r  der 
Gesellschaft  Hotchkiss  in  Pet^r8bur>^  an  die  Adresse  derselben  üesl•ii^^haft 
in  Pariä  zwei  Kisten  entliaitend  eine  Mitr&ilieuse  mit  Zubehör,  als  Eilgut 
aufgegeben  lutt;  daB  die  Abaendnng  dnndi  Vermittlnng  der  RiiwiwAen  Ytt" 
alchernngigeeellaehaft  erfolgte,  welche  die  Sendung  an  Mevrtemm  4t  StkreUr, 
ihre  Vertreter  in  Paris,  adressierte  und  letztere  beauftragte,  die  Ankunft  der 
Kiften  der  Smpfftngeiin,  QeBellscbaft  i9o/cAAie«,  aninieigen;  daß  die  bcdda 
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Kisten  sich  verirrten  und  erst  im  Januar  1901  der  G.  si  llöchafi  Hotchkiss 
suguigen,  welche  jetzt  die  Annahme  verweigerte;  in  Erw.,  daü  die  Gesell- 
aehftft  BaiMiw  behMiptet,  infolge  d«r  mspiteten  Ia«leniBg  klliiii»  sie 
den  Wert  der  verirrten  Sendnng  mit  5000  Pranken,  entweder  von  Marceeon 
d:  Schreier  allein,  oder  smammen  mit  der  Rnssisdini  Gesellschaft  ersetzt 
verlangen,  und  von  letzterer  anfierdon  noch  die  Transport-,  Zoll-  nnd  übrigen 
Kosten:  in  Erw.,  daß  beide  Beklagte  der  Klaj^e  widersprechen,  daß  aber 
Veranlftiiäung  besteht,  das  Klagevorbringen  liinaichtlicb  jedes  der  Beklagten 
gesondert  zu  prüfen. 

Was  die  Klage  gegen  die  maaiaehe  Qeaelleehall  bettift:  in  Biw.,  daß 
aie  sich  daran!  bonft,  daB  die  wiedergefandenen  Kisten  im  Jannar  1901  an 
J^tiekkU»  «f  de,  sngestoilt  wurden,  daß  aber  die  Klage  gegen  sie  erst  am 
15.  7.  02  erbobflu  wnrde.  sodaß  mehr  als  ein  Jalir  «wischen  der  Znstellnng 
der  verirrten  Ware  and  fl»  r  Zn^^trllung  der  Klage  verflossen  ist,  daß  in  diesem 
Zi-itraum  keine  die  Verjährung  unterbrechende  Handlung  vorgenommen  wurde 
und  daß  sie  deshalb  die  einjährige  Verj&hmng  des  Art.  108  c.  de.  cotnm. 
einredeweise  geltend  mache,  weshalb  die  Kli4$e  gegen  sie  abgewiesen  werden 
mftflse;  in  Brw.  aber,  daß  vor  allem  darauf  hirnnwelsen  Ittv  daß  der  Yertrag 
iwifldien  dem  Vertreter  dw  Oesellseliaft  HottSikies  nnd  d«r  msslscfaen 
Gesellschaft  zu  Petersburg  geschlossen  worden  ist;  daß  Rechtalebre  and 
Rffhtsprechuntr  mit  Grund  fihrrwitgcnd  anncbnien,  daß  die  Wirkungen  eines 
A'ertraffs.  insbesondere  die  r^atur  und  der  Umfang  der  sich  aus  einem  Ver- 
trage ergebenden  Verpflichtungen  sich  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Landes 
bestimmen,  in  welchem  der  Vertrag  geschlossen  wurde,  ohne  Rücksicht  darauf, 
in  welcbon  Lande  der  Vertrag  seine  Wirkungen  iofiem  soll;  daß  In  der  Tat 
einleuchtende  ist,  daß  die  Partei«!  die  Bechtabesiebnngen,  welche  sich  ans 
dem  Vertrage  ergeben,  nach  dem  am  Orte  des  Vertragsschiasses  geltenden 
Gesetze  mit  Ausschluß  jedes  anderen  goropelt  haben  wollten,  sowohl  hin- 
sicbtli'  h  der  Ent.stehunii;  wie  hinsichtli -Ii  1'  s  Frl<i--rhens  dieser  ihrer  Vti- 
bindliihkt'iten,  insbesondere  auch  hinsichtlich  des  l^rloschens  derselben  durch 
Verjährung;  daß  also  voriiegeud  Art.  lOH  c.  cotnm.  nicht  anwendbar  ist  und 
der  Streit  Tidmebr  nadi  der  rassischeii  Gesetzgebung  entsdiieden  werden 
maß;  in  Brw.  daß  das  rassische  Oesets  vom  12.  6.  86  swar  aneh  die  ein> 
jlhllge  Verjährung  für  Klagm  wegen  verspäteter  Ideferong  von  Waren  kennt,' 
aber  nur  für  solche  Klagen,  welche  direkt  gegen  eine  msai«;he  Eisenbahn- 
gesellschaft gerie)itet  sind,  während  inni^t  kchrt  bei  Klaj^en  gegen  Kommissionäre, 
wie  Untergebens,  das  gemeine  Recht  Anwendung  findet,  d.  h  nach  russischem 
Rechte  die  Verjährung  erst  nach  zehn  Jahren  eintritt,  sodaß  der  Einwand 
der  Vetjihrang  nicht  begründet  ist  .  .  .* 
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Öaterreich. 

NichtvoUstredeung  eines  deutschen  Urteils,  MMmung  der 
Vollstreckung  vor  der  MV  vom  WIO.  04  RGBl  128^)  mmigds 
Zustellung  der  Widerklage  zti  eigenen  Händen.  Ablehnung 
der  Vollstreckung  nach  der  MV  mm  19.  10.  04  RGBl  123, 
Heil  sich  der  Kläger  und  Widerheklayle  auf  den  Streit  nur 
bezüglich  des  Rechtsgrundes  nicht  aber  bezüglich  der  Höhe 
des  Schadenersatzes  eingelassen  hat  und  die  Ladung  zum 
Termin  für  die  Verihiii'Uuuif  über  die  Hohe  des  Schaden- 
ersatzes nicht  zu  eigenen  Händen  zugestellt  wurde. 

(Mitgeteilt  Ton  Dr.  Wilhelm  Pappenheim^  Hof-  und  0«ichtndToktt 

in  Wien.) 

Im  Jahre  1894  erhoben  die  Firmen  D.  in  London,  St.  in  Wien  oitd 
N.  in  Wien  gegen  die  Firma  L.  &  Cie.  G.  m.  b.  H.  in  Köln  Klage  mit  dem 
Antraf^e.  die  Beklagten  für  nicht  berechtigt  zn  erklären  und  denselben  dem- 
gemäti  zu  untersagen,  an  ...  .  Kehricht  wagen  ....  Einrichtungen  anzubriogtro, 
wie  sie  (den  Klftgem)  durch  ....  Patente  ....  geeehfttit  seien«  und  . . . . 
vom  Ersätze  desjenigen  Schaden«  zu  Temrteilen  ete.  Die  beklagte  Flnu 
beantragte  Abweisung  der  Klage  und  erhob  Widerklage  mit  dem  Antrage  — 
dieKlftger  als  Gesamtscholdner  za  verurteilen,  ihr  den  Schaden  von  lOdoriTJMk. 
ra  ersetzen,  den  sie  ihr  dadurch  zti^efiigt  haben,  daß  sie  den  ilir  aastehenden 
....  Mustcrschntz  verletzt  haben  etc. 

Mit  L  rtvil  vom  23.  12  nr,  .Tkannte  das  LG  in  Küln;  Die  Klvv 
wird  abgewitseii.  Auf  die  S\  ui(  rkiage  wird  erkannt:  Die  Klager  werden 
verurteilt  der  Firma  L.  dt  Cie.  G.  m.  b.  H.  den  Schaden  zu  ersetzen  etc.  . . . . 
dessm  Htthe  noch  besonderer  Feststellnng  bedarl 

Im  Tennin  vom  4.  IQ.  98.  an  welchem  die  widergeUagten  KUger  troll 
Ladong  nicht  erschieoen,  wurde  erkannt:  Die  Klignr  nad  Widerbekbgtoi 
werden  Terorteilt  der  Firma  L.  dt  Cie.  G.  m.  b.  H.  100000  m^.  als  Schaden- 
ersatz zu  zahlen.  —  Die  Widerklage  und  die  Ladung  zum  Termine  vom  4. 10. 98 
waren  den  widerbeklagten  iUftgem  an  Hftnden  ihres  FrosedbeToUmiofatigtes 
angestellt. 

Der  am  15.  4  H*»  beim  k.  k.  LG  Wien  gestellte  E.vekutioiisantraii  lier 
Firma  L.  dt  Cie.  G.  m.  b.  H..  deren  Firma  in  .S*.  G.  m.  b.  U.  geändert  wurde, 
wnrde  mit  Beschluß  vom  9.  5.  99  Nc  XIX  16/99  bewilligt. 

Dem  hiergegen  gerichteten  Rekurse  der  Firma  St.  gab  das  k.  k.  014} 
Wien  am  82. 6.  99  statt 


^)  S.  unten:  sGesetzgebongsschau"  Österreich  (No.  12).  —  Bei 
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Begrändung. 

Die  Exekutionsanträge  stutzen  sich  auf  das  gegen  die  Verpflichteten 
aber  eine  WiiierUage  der  Fimut  S.  O.  m.  b.  H.  in  Köln  vom  LO  In  K9bi 
MD  4. 10. 98  O.  Z.  n  0  761/94  geflUte  nditskrlftige  YenftnmniinrteiL 

Nach  §  80  BO  kaiin  «inem  solclwn  Bnkatioanntnge  wir  dann  statt- 

gf-gcben  werden,  wenn  —  die  anderen  Voranssetzongen  dieser  Gesetzesstelle 
und  des  i{  Hl  Eü  stehen  nicht  in  Frage  —  die  Ladung  oder  Verfügung, 
durch  welche  das  Verfahren  vor  ilem  auswärtigen  Gerichte  eingeleitet  wurde, 
der  Ferbon,  wider  welche  Exekution  gefülu't  werden  soll,  zu  eigenen  Händen 
ngestellt  wurde. 

Ans  der  lUttelliing  diM  LO  Köln  Tom  6.  ö.  99  gebt  nnn  bervor,  daß 

die  Widerklage,  tther  welcbe  das  Urteil  erflossen  itt,  dem  ProseBbevoU- 
mächtigten  der  Kläger,  Jnstizrat  Sch.-P.  in  Köln,  zugestellt  wurde,  und  die 
weitere  Mitteilung  dieses  LG  besagt,  daß  eine  Prozeßvollmacht  des  genannten 
Justizrats  nicht  vorliegt,  weil  für  das  Verfahren  vor  dem  LG  der  Anwalts- 
zwang besteht  und  es  daher  der  Vorlage  einer  solchen  nicht  bedurfte. 

Nach  %  106  CPO  kSnnen  Klagen  aUerdinge  ancb  an  Binden  eines  snr 
Bmpfangnahme  von  Kiagra  emUhshtigten  Vertretect  sogeatellt  werden,  aber 
die  EO  hat  in  §  80  einerseits  offenbar  mit  Rücksicht  anf  die  Schwierigkeit 
des  Nachweises  des  Umfanges  der  Bevollmächtigung  und  andererseits  mit 
Rücksicht  auf  die  wichtigen  Rechtsfolgen,  wie  sie  die  Exekution  eines  ans- 
ländiscben  Urteils  im  Inlande  nach  sich  zieht,  zum  Srhntze  der  Inländer  an- 
geordnet, daü  die  das  Verlahrtrn  einleitende  Ladung  oder  Verfügung  des 
Geiichts  cter  beteiligten  Posen  sn  eigenen  Hinden  sngestdlt  worden  sein 
mnß,  nm  eine  Oewfthr  dafttr  an  haben,  da0  dm  Yenirteilten  anch  die  Ge- 
legenheit gegebm  war,  sich  gegen  den  Ansprach  ordnnngsmäßig  an  verteidigen. 

Diese  Voraussetzungen  fehlen  nun  im  vorliegenden  Falle,  weil  den 
Personen  s^et'en  welche  Exekution  geführt  werden  soll  'lit>  erste  Ladung 
nicht  zu  eigenen  Hiinden  zugestellt  worden  ist  und  weil,  wenn  man  auch 
der  Anschauung  wäre,  daü  die  Verpflichteten  von  dem  gegen  sie  eingeleiteten 
Verfahrai  deshalb  In  Kennttils  gewesen  seien,  weil  schon  mit  dem  Urteile 
vom  23.  19.  96  gegen  sie  dem  Grande  nach  an!  Schadmetsatapllicht  erkannt 
worden  ist»  dtes  nnr  dann  in  Berttcksiditignng  gesogen  werden  ktonte»  wenn 
erwiesen  wäre,  daß  deren  Vertreter,  JnsÜzrat  Sck.-P.,  mit  einer  den  Er- 
fordernissen des  ?  31  CPO  verselienen  Proreßvollmacht  ausgestattet  war. 

Es  mußte  daher  den  Rekursen  der  Verptlichteten  stattgegeben  werden. 
Der  k.  k.  OGH  hat  dem  Revisionsreknrse  mit  Beschluß  vom  27.  9.  99  keine 
Folge  gegeben. 

Grttnde. 

Die  Bestimmung  des  §  80  EO  regelt  einen  ganz  besonderen  Fall,  näm- 
lich den  Fall  der  Exekutionsbewilligung  auf  firund  eines  ausländischen  Er- 
kenntnisses oder  Vergleiches;  sie  setzt  iuertilr  zum  Schutze  der  Inllinder 
strenge,  taxativ  aufgezählte  Bedingungen,  muß  sonach  für  sich  und  ohne 
Besiehnng  auf  andere  gleichartige  Oesetzesbestimmni^en  beurteilt  and  darf 
insbesondere  nicht  eitonsiv  ausgelegt  werden. 
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Rechtsprediung. 


Wmui  Htm  §  80  Zfller  2  BO  alt  eine  der  swiigeBdeii  ToFMuarttmigai 

der  genannten  Exekntionsbewilligniig  MUdrttcklich  die  Zastellang  der  Ladurkr 
vor  die  answärtige  Behörde  zu  ciprenen  Händen  der  Person,  wider  w^lch^ 
Exekution  jreführt  werden  soll,  vorschreibt,  dann  fir-ht  es  nicht  an.  auch  aiidm 
im  §  loa  Abs.  1  CPO  für  diu  Zaatellang  von  Kiagen  vorgesehenen  Arten  (der 
Zuteilung)  in  diesem  spezieUco  Falle  fllr  sidlisig  m  erkttrea,  Tielndv  ubB 
▼erliegend  an  der  Zoitdhing  la  eigenra  Binden  ala  der  einiig  wUssigm 
Zneteilnngnrt  IsetgelialtMi  werdMi. 

Eine  solche  ZnsteUiing  bat  aber  nicht  stattizefunden.  Denn  gemäß  der 
Bestätigung  des  LG  in  Köln  wurde  die  Widerklage  der  Firma  /.  d  Cit 
jetzt  S.  G.  m.  b.  H.,  und  um  deren  Zustellung  handelt  es  sich  hier,  nuchiif^m 
auf  Grund  derselben  die  Verurteilung  der  Verpflichteten  zu  dem  nunmehr 
zwangsweise  einzutreibenden  Schadenersatze  von  lüOOOO  Mlc.  mit  Urteil  des 
L6  in  Köln  vom  4, 10. 98  erfolgt  ist,  nicht  den  YerpAiditeten  n  eignen 
Binden,  sondern  dem  Becbtaamralte  Sek.'P^  weleher  tie  gegen  die  vider 
die  WiderkiKger  eingebrachte  Klage  Terfereten  bat^  mgeateUt 

Nachdem  hiemach  der  Voraussetzung  des  §  80  Ziffer  2  EO  nicht  ent- 
sprochen worden  ist.  liat  das  Rekursgericht  mit  Recht  die  Exekutionsanträi'p 
der  betreihenden  Gläubigerin  ahg:ewiesen,  weshalb  deren  ReTistonsrekurs  als 
unbegründet  abgewiesen  werden  uiuütc. 

Nach  Erlaß  der  M\  vum  21.  12.  99  RGBl.  253  ersuchte  das  LG  K«1b 
nm  7olMaraekang  seinee  Uiteüs.  0ieoes  Ansachen  wurde  vom  k.  k.  L6  Wim 
am  i6. 1. 00  z.  ZI.  Nc.  II  204/00  abgelehnt. 

Begründung. 

Das  UrteO  de«  LO  K91n  vom  4. 10. 96^  wonMif  sich  der  vorGegcode 
Bzekntionsantng  sttttst,  ist  ein  Veniamnlmrtell. 

Nach  5<  80  Ziffer  2  der  hier  geltenden  EO  und  MV  vom  21. 12. 99 
RGHl  betr.  die  Zwanifsvollstvclnin^  auf  Grund  von  Urteilen  des  Dentsch**n 
Keicbts.  trsclieint  als  eme  zwingende  Voniussetrang  zur  Bewillisninir  der 
Exekutiuu,  dali  die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  die  das  Veriahreii  tor 
don  antwirtigen  Gerichte  eingeleitet  wurde,  der  Person,  widmr  welche  8»* 
kntion  gefOhrt  worden  soll,  sn  eigenen  Binden  ngeetellt  wnxde.  liadh 
dem  nun  lant  der  Beetitignng  des  LG  Krdn  vorn  5.  ö.  99,  welche  aas 
Anlaß  eines  von  der  vnrtjenanntcn  Gesellschaft  wider  die  Firma  .9/.  in  Wien 
in  dt  rselhen  iSach^  ;im  ir»  4.  1)H  eingebrachten  Exekutionsantra^jes  eingeholt 
wurde,  die  gegenüiandiiche  Widerklage,  welche  das  oben  bezogene  Urteil 
herbeilfihrte,  nicht  der  Verpflichteten  Finna  St»  sondern  deren  ProseflbersO- 
mlchtigten  sngestdlt  worde,  so  fehlt  dne  wesentliche  Voranssetsnng  tu 
Bewilligung  der  angesuchten  Zwangsvollstreclmng. 

Die  Firma  S.  Q.  m.  b.  H.  sedierte  ihren  Anspruch  an  ^.  Z.  in  Fisnk*. 
fnrt  a.  M 

Nach  Erlaß  der  MV  vom  19.10.04  RGBl  123  brachte  S.  L.  ^ 
neuerlichen  Exekutiunsautrag  ein. 
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IHeser  Antrag  wurde  vom  k.  k.  LG  Wieo  am  7, 8. 0&  No  II  15/6  unter  Hin» 
weis  «nf  dl«  Bntaetaeidmigeii  de«  k.  k.  OLG  Wien  Tom  82. 6.  99  und  des  OGH 
Tom  27. 9. 99  abgefwiesen:  Da  die  TOillqieiide  Enfentienasaehe  bereits  teehts- 
krilftig  entschieden  erscheint,  rnnft  der  Antragsteller  als  Rechtsnachfolge  der 
S.  O.  in.  b  H.  diese  bereits  fechtstolftig  entschiedene  Sache  gegen  rieh 
gelten  lassen. 

Gegen  diese  Entscheidnnt;:  brachte  6'.  L.  folgenden  Rekurs  ein: 

Der  angefochtene  Beschluli  übersieht,  daß  die  Rechtslage  seit  den  im 
angefochtenen  Beschlasse  der  zitierten  Entbclieidungen  des  k.  k.  OLG  and 
des  k.  k.  OQH  infolge  der  MV  vom  19. 10. 04  RGBl  123  eine  andere  ge- 
worden ist 

Infolge  dieser  Verordnung,  die  auf  Gmnd  des  §  84  EO  ergangen  ist, 
ist  die  Zustellun|T  zn  eigenen  Iläntlen  nicht  mehr  Voraussetzung  der  Be- 
willigung der  E.xekntion  auf  Grund  eines  Frtcils  eines  deutschen  Gerichtes, 
sondern  es  genügt,  daß  sich  der  Verptticlitete  auf  den  Pri»zeB  eingelassen  hat, 
obwohl  eine  Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  bei  Zustellung  der  prüzeß- 
einleitenden  VetfUgong  vorgelegen  sein  mag.  Die  erfolgte  Einlassung  der 
Verpflichteten  avt  ätsa  Froseß  ist  aber  ans  dem  ürteile  des  kgl.  presBischai 
LG  K9M  Tom  23. 12. 96  sattsam  ersichtlich. 

Es  wird  Torsichtsweise  bemerkt,  dafi  kein  Gmnd  vorliegt,  anzunehmen, 

daß  sich  die  MV  vom  19.  10.  04  nicht  auch  an!  vor  ihr  ergangene  ürteile 
bezieht,  und  daß  die  früher  geschehenen  Abweisungen  des  Exekutionsantrages 
k^m  jus  quaesitum  des  Verpflichteten  bilden,  sodaß  dem  neuerlichen  Exekutions- 
antrage  die  res  judlicata  in  dem  öinne  entgegenstünde,  daü  das  Urteil  nun 
d^nitiv  in  Österrdch  nnvollstredcbar  wftre. 

Der  Rekora  wurde  vom  k.  k.  OLG  Wien  mit  Beichluft  vom  4. 4. 06  ab- 
gewiesen. 

BegrfLndnng. 

Das  Beknisgeridit  kann  allerdings  dem  Abweisnngagmnde  dar  asten 

Instanz  nicht  beitreten.  Denn  der  Abweisung  des  im  Jahre  1899  gestalten 
Exekutionsantrages  kommt  nicht  die  Bedeutung  zu.  daß  der  betreibende 
Gläubiger  damit  ein  für  allemal  von  der  Zwangsvollstreckung  des  ihm  mit 
dem  Urteile  des  L(t  Köln  vom  4.  98  zuerkannten  Anspruches  in 
Österreich  ausgeschlossen  ist.  Durch  die  Erledigung  eines  Exekutionsantrages 
wird  Uber  den  Ansprach  selbst  eine  Entseheidnng  nicht  gettllt,  einer  solchen 
Erledigung  kommt  daher  materielle  Rechtskraft  nicht  en. 

Bei  Brledigong  eines  Bxekntionssiitrages  ist  vidmelur  nnr  so  prflfenf 
oh  im  Zeitpunkte  der  Anbringung  des  Antrages  die  Bedingungen  für  die  Be- 
willigung der  Zwangsvollstreckung  gegeben  sind,  und  es  ist  daher  das  Wieder- 
anbringen eines  ExekutionsFiTitrR</*^s  rlann  zulässig,  wenn  rüp  bei  dem  früheren 
Anbringen  bestandenen  Hindernisse  iunweggofallen  sind.  1)1?  muß  auch  für 
den  hier  in  Betracht  kommenden  Fall  gelten,  wenn  Beschrankungen,  die  im 
internationalen  Reebtsverkehre  für  die  Vollstreckung  ansllndiseher  Erkennt« 
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Rechtsprecbung. 


niaie  an^iestollt  aind,  liinweggfifa.1]«ii  Sinei  nnd  d«r  «of  dieten  BndizftiikiiiigcB 
berahende  frUhere  Abweisungsgrund  nicht  mehr  Platz  greifen  würde. 

Allein  wenn  auch  darch  die  Verordnuii<^  des  k.  k  Justizministeriums 
Yom  19  10.  04  RGBl  123  auspesprocht  n  ist  dali  bei  der  Eiitscheidunj^  Aber 
Exckuiiunsanträge.  die  sieb  auf  Erkennt nisüt'  deutscher  Gericbw  gründen 
§  80  Ziffer  2  EO,  keine  Anwendung  zu  linden  hat  und  demzufolge  der  in 
der  Bntacbeidung  des  k.  k.  OOH  vom  27. 9. 99  No.  14466  QXc  XIX 
at^pefOliite  lediglich  anf  die  Bestimmviigen  des  $  80  Zilfer  2  EO  gcsttitsle 
Abweisungsgrund  nunmehr  entfallen  ist,  so  kann  doch  dem  neaerlieh  ajh 
gebrachten  Exekutionsantrage  deshall)  nicht  stattgegeben  werden,  weil  jene 
Voraussetzungen  vorliegen,  unter  denen  gemäß  der  MV  vom  19  10  <4 
RGBl  123  wefjen  Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  bei  Zustellung'  der  den 
Pru^eÜ  einleitenden  Verfügungen  die  Exekution  abgelehnt  werden  kann  imd 
nach  dem  Qnmdsatse  der  Qegenseitigkeit  (§  79  BO)  aach  abgeldmt  werdm 
muß.  Es  treffen  nämlidi  die  reaprok  Murawendenden  Bedingungen  des  $  338 
Ziffer  2  CPO  für  das  Deutsche  Reich  vom  17.  5.  90  in,  wonach  die  An- 
erkennung des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichtes  ausgeschlossen  ist.  wenn 
der  unterlegene  Beklagte  ein  Dcntscher  ist  und  sich  anf  den  Prozeß  nicht 
eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozeß  einleitende  Ladung  oder  Verfügung 
ihm  weder  in  dem  Staate  des  Pruzeßgcrichts  in  l^'rsou  noch  durch  Gev^  tihruag 
deutscher  Rechtshilfe  zngestellt  ist, 

Der  dem  Bxekniiensantrage  sagnmde  liegende  BxekntionsÜtel  ist  das 
ürteÜ  des  LG  Köln  vom  4.  10.  96,  mit  welchem  die  VcrpfiichteCen  sb 
Gesamtschuldner  zur  Zahlung  von  lOTHJOO  Mk.  samt  Nebensachen  an  den 
betreibenden  Gläubiger  verurteilt  wurden.  Dieses  Urt^iil  ist  ein  Versünninis- 
urteil  und  ist  in  demselben  festgestellt,  daß  die  Verptlichteten  in  dem  lermim 
zur  mündlichen  Verhandlung  nicht  erschienen  sind.  Sie  haben  sich  daher  ic 
den  Flronefl,  wdcher  nr  Entstehung  des  Exdcationstltels  führte»  nidit  em- 
gelassen.  Dieaw  Annahme  steht  nicht  en^egen»  ßUR  in  dem  TecfshreD, 
welches  vor  Brlassnng  dra  die  SchadenevsatnpÜcht  der  Widerbeklagten  dem 
Ortinde  nach  feststellenden  Tcilurtcils  des  LG  Köln  vom  23.  12.  %  ge- 
führt hat.  die  Verpflichteten  mit  den  übrigen  Mitbeklapt^n  Einwendung  gegen 
den  in  der  Widerklage  erhobenen  Anspruch  vorgebracht  haben  und  daß  somit 
über  den  Grund  des  Anspruches  eine  kontradiktorische  Verhaudlung  staii- 
gefnnden  bat  Denn  dieses  Teilnrteil,  welches  in  QemUhsit  der  mit  §  ä83 
Abs.  1  Osterr.  CPO  d«n  Sinne  nach  gleichlaateiide  Bestimmung  des  §  8?S 
(Jetit  §  804)  der  CPO  fttr  das  Deatsohe  Beiob  siflosssn  ist»  kommt  fOr  das 
Exekutionsverfahren  nicht  in  Betracht,  wenn  auch  das  Endurteil  vom  4.  10. 98 
auf  dessen  Inhalt  Bezug  nimmt.  Dieses  „Teilurteil^  hat  nur  den  Charakter 
einer  Inzident feststellung.  es  ist  nicht  vollst rerkbar  und  ebensowenig  der 
materiellen  Rechtskraft  fähig.  Die  eigentliche  c>achvertiaudlung  ist  trotz  des 
vorausgegangenen  Urteils  über  den  Grand  doch  immer  die  über  den  Betcag 
des  AuBpmches,  nnd  das  ergangene  Teilnrteil  (nach  der  Terminologie  der 
«stetr.  CPO  ZwiscbenorteU)  sehlie0t  bei  Schadeoexsataktagen  die  Ißgliohkat 


Digitized  by  Google 


Österreich. 


367 


niciht  »HB,  dftß  in  dem  Yerffthren  Ober  die  Hflhe  da*  Soluid«itt  ein  dem  Kliger 
«utdwnder  Scthadenbetrag  nlclit  feat^eatellt  weidm  kaiuL  {^/ä»  Amnerkangeii 
la  §  276  CPO  in  d«r  Ton  Dr.  Struekmann  and  Dr.  Koeh  radigierten 
Ausgabe  S.  363 1!.  und  Anmerkungen  za  §  304  im  Handkommentar  slir  CPO 

Tom  17.5.98  von  Dr  Emst  Neukamp  S.  250  ff  > 

Demgemäß  kann  bei  Bt  urteilung  der  Frage,  ob  die  Verpflichteten  sich 
in  den  Prozeß  eingelassen  haben,  nur  jene  Verhandlung  maßgebend  sein, 
welche  die  Höhe  des  SctaAdenersatsbetrages  zam  Gegenstande  hatte,  somit 
der  Tennin  rem  4. 10. 98,  bei  dem  die  Widerbeklagten  nidit  erschienen  sind. 

2n  dieser  Analegong  des  Effordaaiisses  der  Bbrinssong  in  den  ProseB 
drängt  auch  die  Bnrkgnng,  daß  die  in  der  EO  normiert,  n  Reschrilnknntren 
für  die  Vollstrerknr»^  anslÄndischer  Erkenntnisse  den  Zweck  haben,  den  In- 
länder uesim  ihm  nachteilige  Bestimmungen  ausländischer  Prozeßgesetze, 
deren  Kcuntnii^  ihm  mindestens  erschwert  ist,  zu  schätzen,  und  daß  daher 
deren  strenge  Auslegung  zugunsten  des  Inländers  geboten  ist. 

Ebben  nnn  die  VapAlebteten  Bleh  in  den  Ptweft  Aber  die  H5be  des 
SeliadenbetnigeB  nickt  eingelassen,  so  k5nnte  auf  Orond  des  Urteils  vom 
4.  10.  98  gegen  sie  eine  Exekution  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  die  den 
Prozeß  einleitende  Ladunij  ihnen  im  Staate  des  Prozcßi'erifhts  (im  König- 
reiche Preußen,  in  Person  oder  mittelst  Gewährung  österreichischer  Rechts- 
hilfe zugestellt  worden  wäre.  Daß  dies  hinsichtlich  der  Zustellung  der  Wider- 
klage nicht  der  Fall  ist,  wurde  i»chon  anläßlich  der  am  15.  4.  99  und  7.  6.  99  (?) 
(Akt  Nc  inz  16/99)  eingebraohten  Bxelcntionssnträge  festgestellt,  nnd  es  ist 
Tom  betmbenden  Ollnbigor  aneh  liinslcktlich  der  Ladong  mm  Termine  rem 
4.  10.  98  der  Nachwi  If^  nicht  erbracht  worden,  da6  dieselbe  den  Verpflichteten 
aal  die  im  §  328  Ziffer  2  CPO  bezeichnete  Weise  zugestellt  wurde. 

Demgemäß  war  die  von  dem  Gericht^'  erster  Instanz  beschlossene  Ab- 
weisung des  Exekutionsantrages  im  Grande  der  Bestimmungen  des  §  79  EO 
und  der  MV  vom  19.  10.  04  RGBl  123  zu  bestätigen. 

Dem  Beknrse  konnte  somit  kdne  Folge  gegeben  werden. 

Oegeii  diese  Bntsoheidnng  des  k.  k.  OLG  beachte  S,  L,  den  Rerisions- 
leknrs  an  den  k.  k.  OGH  ein,  in  welchem  er  ausführte: 

Ich  bekämpfe  als  irrig  einzig  nnd  allein  die  Annahme  des  k.  k. 
OLG.  daß  die  Gegner  sich  in  den  Prozeß  nicht  e  i  ti  eel  k  s  s  e  n  hätten,  in 
welchem  das  Urteil  ergangen  ist,  dessen  Vollstreckung  heute  in  Usterreidi 
erstrebt  wird. 

Das  k.  k.  OLG  sieht  den  ScUnfi,  da0  sieh  die  Gegner  in  den  FkoieB 
nicht  eingdassen  Uttten,  ttlsdJidi  ans  dem  Umstände^  daS  das  Vrtdl  des 
LG  Köln  vom  4. 10. 96  ein  Versäumnisurteil  ist. 

1.  Schon  an  und  für  sich  ist  dieser  Schluß  unrichtig:   Allerdings  kann 

ein  Urteil,  dem  keine  Prozeßcinlassung  des  Geklagten  vorhergegangen  ist, 
nur  ein  Versaumnisurteil  sein,  aber  trotz  erlolgtt:r  Prozeßeinlassung  kann 
ein  VersäQmmsurteil  ergeben,  wenn  der  Beklagte,  der  bei  einer  früheren 
Tezliandlang  erschienen  ist  oder  vatreten  war,  Terlumdelt  hat  oder  sich 
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•oDtt  in  den  Proseß  eingcUwsen  hat,  bei  ein»  entredctoi  oder  Terta^ 
odet  neawlidi  angeordneteD  YeiliMidliiDg  nleht  mehr  eneheiiit. 

Per  VoUitvecIniiig  eince  Yersänmiiinirteile  aher  iteht  kein  Hiodenis 

entzogen,  wenn  nur  eine  Prozeßcinlassung  vorausgegangen  ist.  und  daß  diese 
erfolgt  ist,  wird  daxch  Am  TeilarteU  des  LG  Köln  vom  23. 12.  96  hinrdciieiid 
dargetan. 

2.  Der  Schluß  des  k.  k.  OLG  abtr.  es  sei,  wenn  eine  Trennung  der 
Verhandlung  nach  Grund  und  Betrag  stattgefunden  hai,  zur  Vollstreckbarkeit 
des  UrteUa,  welches  den  Betrag  festaetst,  dne  Einlaantng  in  die  Yerhandhuig 
flbor  den  Betrag  noch  male  erforderlieh,  ist  ein  TollstHndlg  nnrichtigeff. 

Die  Ansicht  iles  k  k.  OLG  «erlegt  einen  Prozeft  in  »wel  Prozesse  und  er- 
findet völlig  frei  die  Notwcndi^ikeit,  die  Ladung  zu  der  nach  §  304  276' 
Abs.  2  der  deutschen  CPO  vom  Richter  anzuordnenden  Verhandlung  der 
Partei  zuzuütelku,  während  §  17t>  :1()2;  der  deutschen  CPO  vielmehr  gaax 
ausdrücklich  bestinuut,  daß  Zaetelluugtii,  welche  In  einem  anhängigen  Rechti* 
Streite  gescbdien  sollen,  an  dra  für  die  Instanz  bestellten  FrosefibemO» 
mächtigt^D  erfolgen  mflssen,  so  daß  sogar  die Znitdlnng  an  diePtotei  tn- 
gttltig  ist  —  Wilmoufski-Levi,  Feierten,  Siruekmann-Xoeh  tte- 
M  5<  nr>  (162). 

Dir  rnvüllstrockbarkeit  des  Teilurteils  über  der!  Grund  des  ,\nsprncbe«. 
die  vuni  k.  k.  OlM  ricliüg  erkaimle  ^'atur  der  Entsehcidung  Uber  den  KechU- 
grtmd  als  einer  luzidentfeststellung  beweisen  ja  gerade  die  Einheit  de« 
anf  Qnind  einer  Klage  bis  anm  »chliefilicfaen  Eadorteile  doidisilQhrcndeB 
Frosesses. 

Wftie  die  Bntseheidnng  des  k.  k.  OLG  richtig,  so  würde  sie  dsUs 
fuhren,  daß  in  allw  Fällen,  wo  die  Sachlage  Trennung  der  Verhandlung  nach 
Grund  und  Betrag  erfordert,  der  Beklagte  in  dolus  spekulierender  Weise  in 
der  Lafre  würe.  sich  auf  den  T^mzeli  über  den  Rechtsgrnnd  einzulassen,  sich 
aber  schlau  und  pcrlid  zurückzuziehen,  sobald  die  Entöcheidunij  über  den 
Rechti^rund  gegen  ihn  ausfällt.  Das  kann  nicht  Rechtens  sein;  wer  sich 
in  einen  Frosefi  einlifit,  nrafi  die  Kntsclieidnng  lünnehmen,  aacb  wenn  de 
g^[«n  ihn  lantel. 

Um  völlig  klarzustellen,  daß  das  deutsche  Civilprozeßrerht  die  Einheit 
des  Prozesses  der  bloß  aus  Zweckmüßifjketr  in  zweierlei  Verhandinngen 
zerlegt  wird^  anerkennt,  weise  ich  z.  B  darauf  hin.  daß  der  Anwalt  nicht 
für  die  Verhandlung  Uber  den  Betrag  nochmals  eine  Verhandlnngsgebtthr 
ansQSpredMn  hat,  er  hat  nor  anf  eine  elnniaUge  Ycihandlnngsgebahr  As- 
qprnch  (FreudenthaFecke  Auegäbe  der  CPO  an  §  904). 

Die  Bemerkung  des  k.  k.  OLG,  da0  an  seiner  (eigenartigen,  Jedeck 
TSUig  unrichtigen)  Auslegung  des  Erfordernisses  der  Einlassnng  aneh  die  Er- 
wägung dränge,  daß  die  in  der  EO  normierten  Beschränkungen  für  die  Voll- 
streckung ausländischer  Erkenntnisse  den  Zweck  hahnn  den  Inländer  t-'f?^" 
ihm  nachteilige  Bestimmungen  ausländischer  l'rozeügesetze,  deren  Kenninti^ 
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ihm  mindestoifl  erschwert  ist,  zu  schützen  and  daß  daher  deren  Strenge 
Auslegung  zugunsten  des  Inländers  geboten  sei  —  ist  doppelt  falsch: 

Erstens  ist  keine  Bestimmtiriif  der  deutschen  CI'Ü  in  Frage,  die  dem 
Fremden  als  solchen  mehr  naohteilig  wäre  als  dem  Deutschen  —  auch  Nicht- 
deutsche müssen  schließlich  Prozesse  verlieren  können!  Zweitens  aber  handelt 
es  sidi  Dm  ger  keine  ^*f^"'«"""g  9vr  dentselien  GPO,  die  von  der  dsteir. 
GFO  Tersobieden  wiie.  Auch  die  9stnr.  CPO  hat  bot  eine  einheiiliohe 
Streiteinlessnng  für  den  nach  Grand  und  Betrag  zur  Verbandlnng  ^trennten 
Prozeß,  und  es  ist  nicht  ahnsdien,  welche  Kwntnis  deutschen  Rechts  für 
den  Österreicher  nötig  gewesen  wäre,  um  ihn  gegen  den  Verlust  des  Prozesses 
zu  srhfitzen.  Strenge  muß  das  Gesetz  ausgeleert  werden,  aber  auch  presren 
den  Österreicher  zu  dessen  Gunsten  nicht  Unterscheidungen  und  Feinheiten 
erfunden  werden  dttrlen  um  ihn  gegen  Exekutionen  zu  sditttsen,  die  er  sich 
nach  dem  Qesetse  gdsllai  lassen  muB,  warn  w  nidit  frelwiUig  sahlt 

Der  k.  k.  OOH  wies  den  Bevlsfonsreinin  mit  Entscheidung  vom 
W.  4,  06  Z.  6926  ab: 

B  e  fr  r  (l  II  d  u  n  g. 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  durch  die  MV  vom  IB.  10. 04  RGBl  12S 
die  Anwendung  der  Vorschrift  des  §  80  Ziffer  2  £0  gegenüber  dem  Deutschen 
Beieh  auBer  Wirksamkeit  gesetst  worden  ist,  ist  lediglich  m  praten,  oh  im 
Gegemrtandsialle  die  reiiprok  anzuwendenden  Bestimmungen  des  §  9Sß  der 
deutschen  CPO  die  Anerkennung  des  vorllegoiden  Urteils  des  LO  KOhi  vom 
4.  10.  98  hierzulande  zulassen. 

Daß  die  Ladung  der  Firma  St.  weder  in  dem  Staate  des  ProzeBgerichts 
in  Person  noch  durch  Gewährung  der  Rechtshilfe  in  Österreich  zugestellt 
wurde,  steht  angesichts  der  Bestätigung  des  LG  Köln  vom  5.  6.  99, 
wonach  die  Widerldage  dem  Prosefiberollmlditigteii  der  Widerbeklagten» 
Reditsaowalt  Justisrat  i8!ßA.-i^.  in  K5hi,  zugestellt  worden  ist»  aufier  Zweifel. 
Es  rrilbrigt  somit  nur  die  Lösung  der  Frap,  oh  die  Firma  St.  im  Sinne 
der  bezogenen  Qesctzesstellen  sich  in  den  Prozeli  eingelassen  hat.  Dies  wurde 
vom  Rekursgerichte  mit  Recht  verneint,  weil  diese  Firma  zwar  als  Mit- 
klägerin  an  dem  wider  L.  <f  Co.  und  Konsorten  wegen  Patentvcrlctzung 
angestrengten  Rechtsstreite,  der  mit  der  unterm  23.  12.  96  erfolgten  Klage- 
abweisung  und  gleichzeitigen  Verurteitung  der  Kliger  in  ihrer  Sigeoschaft 
als  Widerbeklagte  zum  Schadenersatze  dem  Grunde  nach  beendet  worden  ist» 
teilgenommen,  Jedoch  an  der  Streitverbandlung,  welche  dem  Yersäumnisurteil 
vom  4.  10.  98  zugrunde  Hegt,  sich  nicht  beteiligt  hat,  weil  somit  eine  Streit- 
einlassung  in  jene  Verhandlunp^,  welche  die  Festsetzung  der  Sehadenhf»he, 
abo  das  in  E.vekution  zu  ziehende  Urteil  betrifft,  nicht  vorlii^t.  Hiernach 
erweist  sich  der  Revisiunsrekurs  als  unbegründet. 

t 

Anm.:  Zu  den  vorstehend  mitgeteilten  Besdilllssen  Osterreichiscbef 
Gerichte  sind  feixende  Bemerkungen  zu  machen: 

1.  Die  nach  der  MV  vom  19.  10.  04  ergangenen  Entscheidungen  sind 
verfehlt^  soweit  sie  sich  auf  §  3S8  No.  2  der  deutschen  CPO  berulm,  wdl 
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Wer  voransgesetzt  wird,  daß  sich  der  E  kli^gte  aaf  den  Prozeß  nicht  ein- 
gelassen hat,  die  weitere  mündliche  Verliandlung  aber,  in  welcher  der  Wider- 
beklagte ambliftb,  nieht  der  Prosift  ist  nnd  sein  Ausbleiben  im  spüeren 
Termin  die  vorangcjjanpcnc  Einlassung  auf  ilen  Prozeß  nicht  besoitigt.  Daß 
die  in  einem  Irühtren  Tennin  voranKegangene  Einlassong  dem  Versäomnis- 
urteil  nicht  im  Wege  steht,  kann  nidnt  die  Tataadie  der  Binlammdr  ^^^^ 
Prozeß  nnpcschehen  machen.  Anch  ist  die  Voranssctaung  von  J$  328  No  2 
nicht  etwa  schon  erfüllt,  wenn  die  Einlassnng  anf  den  ^oieß  in  der  einen 
oder  anderen  Riditung  nnrollttSiidig  war,  sondem  die  YoiMMielnuig  ist,  daA 
nhvrhanpt  gar  keine  Einlassun  j  nif  den  Prozeß  Stattgefunden  fiabe  und 
diese  Voraoasetzong  ist,  wie  gezeigt,  nicht  erfüllt. 

2.  Es  f&llt  aiu,  da6  von  Ireiner  Seite  die  Bigensdiaft  des  Toltstrecknng»- 
bedllrftigen  Urteils  als  eines  im  W iderklageproztß  ergangenen  rrtrils 
berücksichtigt  wurde.  §  3i28  No.  2  der  deutschen  CPO,  auf  welchen  sich  die 
OsterreieUschra  Etttseliefdvngen  stutzen  wollen,  spricht  Ton  der  den  ,Prozelt 
einleitenden  Ladung  oder  VerfOgnng".  Der  1  i  klau'cinozeß,  in  welchem 
das  fragliche  Versäummsorteil  erging,  wird  aber  nicht  durch  eine  Zastellong 
oder  etee  Verfügung  sondern  dnreh  wn  Vortrag  dar  Widerklage  in  der  mfind- 
lichen  Verhandlung  eingeleitet  2R1  d.  il<  'i--  hen  CPO;  tditnso  österr  iTO 
§  232  Abs.  2);  wenn  eine  Widerklagescbrilt  zugestellt  wird,  wie  es  im  vor- 
liegenden Falle  geschah,  so  hat  diese  Handlang  nnr  den  Zweck  und  nnr  die 
rechtliche  Hedeutung  die  Verhandlung  vorzubereiten,  nicht  aber 
die  Bedeutung  den  Prozeß  einzuleiten.  Hier  haben  also  die  österreichischen 
Gerichte  nicht  nnr  die  Begriffe  , Prozeß"  und  , Verhandlung*  sondern  auch 
die  Begriffe  -tinUiten'  und  , vorbereiten"  verwechselt.  Auch  aus  diesen 
Grunde  kann  daher  S  :V2H  No.  2  im  vorliegenden  Falle  nirht  verwertet  werden. 
Es  ist  in  dem  zu  beurteilenden  Widerklageprozeß  nicht  eine  diesen  1'  r  o  z  e  Ü 
einleitende  [.«adung  weder  dem  Widerbeklagten  in  Person  noeh  durch 
Gewährung  der  Reehtshiife  zugestellt  worden,  sondern  der  Prozeß  war  üK-t- 
haupt  uhut.  Ladung  einzuleiten,  ein  Fall,  den  ^  32Ö  der  deutschen  Ci  v  »  gar 
nicht  berührt.  Da  der  Widerklageprozeß  ein  anderer  ist  als  der  Prozeß  über 
die  Klage  kann  die  Voraussetzung  des  §  ;V28  No.  2  im  vorliegenden  Falle 
auch  nicht  dadurch  erfüllt  worden  sein,  daß  die  Klage  nicht  dem  Beklagten 
in  l\-räun  sngestcUt  wurde,  der  Beklagte  ist  ja  als  Widerklager  Sieger  im 
Widcrklageprozeß;  die  Form,  in  welcher  ihm  seinerzeit  die  Klage  mitgeteilt 
worden  war,  kann  daher  keinen  Einfluß  auf  Rechtskraft  und  Vollstreckong 
des  im  WiderkIageprose0  ergangwnen  ürteilB  haben. 

KlMinftlUr  (Kid). 

Ungültigkeitserklärung  der  von  einem  ungarischen  Stauts- 
angehörigen  mosaischer  ReUgUm  mit  einer  katholischen 
Österreicherin  in  Ungarn  geschlossenen  Civilehe. 

OQff  28,  tf.  04  (Z.  9626J, 

Armin  A.  und  Johanna  A.  geborene  B.  haben  am  2S.  2.  99  vor  dem 
Matrikelführer  in  Zsolna  i Ungarn'  eine  Civilehe  geschlossen.  Armin  A  , 
gegenwärtig  österreichisclier  btaatsbürger,  war  zur  Zeit  der  Eheschließung 
ungarischer  Staatebürger  und  mosaischer  Beligion,  Johanna  A.  war  katholisch 
und  MterrdbUt^  St*>Hbttrgerln. 

Das  Gericht  erster  Instana  hat  diese  Ehe  als  ungültig  erklärt 
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Nach  4  des  :i  }^.  OB  bleiben  Staatsbürger  andl  in  Handlangen  and 
Geschäften,  die  sie  außer  dem  Staatsgebiet  vornehmen,  an  die  ^stcrrficbischon 
Gesetze  insoweit  gebanden,  als  ihre  pirsönlictie  Fähigkeit,  sie  za  autemehmen, 
dadurch  eingeschränkt  wird,  und  als  diese  Handlangen  and  Geschäfte  zugleich 
in  diesen  Ländern  rechtliche  FolgeD  hervorbringen  sollen.  Diese  gMCAiUebe 
Bestinuniing  betiiili  nicht  h)oB  pentfnUche  Haadliuigsfähigkeit»  sondefD  Ober- 
haupt die  FUiigkeit  n  gttlUgen  Beehtageeelaiteii,  iiubewDdere  wu  Bhe* 
Schließung. 

Ztur  Zeit  der  Eingehung  der  am  28.  2.  99  in  Zaohia  mit  Armin  A. 
nach  ungarischem  Civilrecht  geschlossenen  Civilehe  war  nun  Johanna  A. 
katholischer  Religion  und  österreichische  Staatsbürgerin,  wogegen  Armin  A. 
mosaischer  Religion  war.  Da  Johduna  A.  als  österreichische  Staatsbürt^erin 
an  ü:>t«rreichis€he  Gesetze  gebunden  war,  stand  der  Eheschließung  das  £he- 
hindemie  der  Bdigionsveraehiedenheit  nach  §  64  a.  b.  GB,  wonach  Saierertcig» 
swiechen  Chiisfeen  nad  Personen,  welche  eich  nicht  aar  chriatlichen  Religion 
bekennen,  nicht  gültig  eingegangen  werdeii  kOnueo,  entgegen,  nnd  igt  damit 
die  geschloasene  Ehe  nngdltig. 

Das  Berafungsgericht  hat  der  Berufung  des  Ehebandrerfeeidigen 
keine  Folge  gegeben,  das  erstriehterliche  Urteil  vidlmehr  bestätigt. 

BntBcheidnngagrttnde. 

Die  Beetfttignng  des  angefochtenen  ürteilea  erfolgte  ans  den  denuelben 
beigegebenen,  dem  Oesetie  entsprechenden  Orflnden. 

Eine  nnriclitige  nditUche  BenrteUnng  der  Sache  kann  in  der  Tatsache 

nicht  erkannt  werden,  daß  eine  in  Ungarn  gültige  Ehe  Ueriaads  als  angültig 
erklärt  wurde,  w<  il  üher  die  Gülti^'keif  des  Ehevertrages  eine  verschieden- 
artige Gesetzgebung  besteht  und  Johanna  Ä.  bei  Eingebuntr  d<'r  Ehf  /ister- 
reichiscbe  Staatsangehörige  war,  sonach  in  ihren  Handlangen  und  Üeschyteu, 
die  sie  außer  dem  Staatsgebiete  vornahm,  an  die  österreichischen  Gesetae 
gebnnden  war,  welche  im  §  64  a.  b.  GB  dnrch  die  Bestinunuig,  da6  Bhe- 
vertrige  awisditti  Christen  nnd  PetMoen,  welche  sich  nicht  snr  christlichen' 
Beligion  bekennen,  nicht  gflltig  eingegangen  werden  können,  —  die  persön- 
liche flhigkeit  der  Johanna  A.,  sie  zu  unternehmen,  einschränkt. 

Der  Ehevertrag,  welcher  den  Gegenstand  dieser  Untersuchnng  bildet, 
ist  nach  österreichischen  Gesetzen  tmcrilltig,  und  Johanna  A.  wurde  diirrh 
diesen  ungültigen  Vertrag  vom  Standpunkte  dieser  Gesetze  nicht  ungarische 
Staatsangehörige . 

Der  0  b  e  r  8 1  e  G  e  r  i  c  h  t  s  h  o  f  hat  der  Revision  des  Ehehandvertcidigers 
nnter  Verwdsnng  anl  die  richtige  Begründnng  der  nntergerichtlichen  Urteile 
keine  Folge  gegeben,  Jedoch  diese  Urteile  dahin  berichtigt«  daß  die  Ungflltig- 
keit  der  in  Rede  stehenden  Bhe  für  den  Bereich  der  im  Reiehsrate  ▼ertretenen 
Königreiche  nnd  LAnder  ansgesprochen  wude. 
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Ungültigkeit  der  meischen  einem  Österreicher  und  einer  Un- 
garin in  Ungarn  nach  evang.  Ritus  geschlossenen  Ehe  trotz 
der  in  Ungarn  erfolgten  Trennung  der  ersten,  nach  katJi. 
Ritus  in  Österreich  geschlossenen  Ehe  der  Gattin,  sobald 
deren  erster  Gatte  noch  am  Leben  ist. 

OaH  £.  7.  04  (Z,  8968). 

Die  katholische  Leopoldine  N.  wurde  am  2^.  5.  Ö7  mit  dem  katbuliscl^n 
SiteiT.  Staatsbürger  Josef  D.  in  Wi»  luusli  xOnL'kfttli.  MtiiB  getnat  DiflM 
Bhe  wurde  mit  reebtskrilftigem  0rtinl«  des  fflntenbiscIittBiolieii  Eli^uiditei 

in  Wien  um  28.  10.  6ö  aus  Verschulden  der  Ehegattin  zeitlich  geschieden 
Arn  II*  5,  7H  ist  Leopoldine  D.  ^vh.  N.  in  die  evangelische  Kirche  H  B. 
tibc>rgetn't4>n  und  im  Oktober  desselben  Jafaies  wurde  ihr  die  aDgahsck 
Staatsbürgerschaft  V(>rli«'h('ii 

Laut  des  Urteiles  des  Ehegerichtfibofes  der  ev.-ref.  Diocese  Klausenburg 
yom  83. 8. 73  wurde  die  am  88. 10. 65  auf  nnbeatimmte  Zdt  aa^gesprocbens 
Separation  fttr  LeopokUm  N.  TereheUclite  2>.  in  endgOlCige  Trennnng  A- 
gdüidert. 

Leopoldine  N.  hat  sohin  am  17.  2.  74  mit  dem  österr.  StaatsangehörigeD 
mosaischer  Religion,  Friedrich  S..  welcher  jedoch  am  28.  1.  74  zur  evan- 
gelischen Kirche  A.  B.  Übergetreten  ist,  zu  Unterschtttzen  (UogamJ  nach 
evangelischem  Üituä  eine  zweite  Ehe  geschlossen. 

Beinafeo  30  Jahre  nach  der  SheaehUeBnng  iwiaohen  FHedrteh  S.  and 
LeopoUUm  S.  wurde  wegen  dieser  Ehe  eine  Anadge  erstattet  und  wegea 
Untennchnng  der  Qdltigkeit  dieser  Ehe  das  Verfahren  eingeleitet. 

Die  wegen  des  Verbrechens  der  zweifachen  Ehe  gegen  Friedrieh  oad 
JjBopoldine  S.  eingeleiteten  Vorerbphnnsren  wurden  eingestellt. 

Das  LG  in  Wien  hat  die  zwischen  Friedrich  S.  und  Leopoldine  S. 
geschlossene  Ehe  als  ungültig  erklärt. 

Entscheidungsgründe.^ 
IPrtedrich  S.  ist  österreichischer  Staatsangehöriger  und  die  von  Ann  aiH 
LeopoUUm  S,  geeohlosseoe  Bhe,  weiche  im  Inlands  t«ehtlidie  Folgst  herrot^ 
bringen  soll,  ist  nadi  den  Saterreiebisciiett  Oesetsoi  sa  beurteilen.  Die  She> 

gattin  des  Friedrich  S.,  Leopoldine  S.  geb.  N.  war  vorher  mit  Jbeef  Ä 
nach  römisch-katholischem  Kitn«  i^etraut  und  wurde  Leopoldine  X.  verehe- 
lichte D.  infolge  der  Stellung  ihres  Mannes  durch  die  Verebeiichung  öfter* 
reicbisobe  Staatsaugehürige. 

Durch  die  mit  Urteil  des  fürsterzbischöflichen  Eh^erichtes  erfolgte 
aeitwdie  Scheldnng  dar  zwischen  Josef  und  Lcopoldine  P*  geseUcsssnen  Khe 
erfolgte  Ireine  AuflOsong  dieser  Ehe.  Diese  Anfldsung  erfolgte  andi  nicht 
durch  den  nachher  erfolgten  Übertritt  der  Leopoldine  D.  zur  evangelischäi 
Kircht'.  noch  durch  die  Erlangung  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft,  noch 
durch  das  Erkenntnis  des  Ehegerichtsboies  der  evang.-ref.  Diözese  Kla«iea> 


Digitized  by  Google 


Österreich. 


373 


bürg.  Beide  Ehegatten  Jusef  und  Leopiddine  D.  haben  ihren  ordentlichen 
Wohnsitz  in  Österreich  und  könnte  für  dio  Frajre  der  Lösbarkeit  dieser  in 
Österreich  geschlossenen  Ehe  nur  ein  «äterrtnrbis'hos  Gericht  znständifr  sein. 
Das  Klausenburger  Erkeantniä  liat  überdies  uui  bezüglich  der  Ehegattin 
LeopoUUme  D.  die  ausgesprodbrae  Separation  in  endgültige  Tremmug  ab- 
geind«^  imd  fOr  eine  glttcklidiere  Bhe  befreit,  bingeffen  du  dielidie  Band 
bezüglich  des  Ehemannes  Josef  D.  unberührt  gelassm,  eo  daß  dnrch  diceee 
Erlcenntnis  auch  nicht  eine  gänzliche  Auflösung  der  Ehe  erfolgt  ist. 

Diese  Ehe  ist  in  den  für  deren  rechtliche  Beurteilung  im  Inlande  allein 
maßgebenden  Standesregistem  noch  immer  als  zu  Recht  bestehend  eingetragen 
und  ein  österreichisches  Gericht  hat  diese  Ehe  nicht  als  ungültig  erklärt. 

Diese  Bbe  ist  aber  nach  Osterreicbischem  Gesetse  nnanflöslich,  wdl  iMide 
Eheteile  znr  Zeit  der  EhcecUieBiing  der  Intbolischen  Kirche  angehörten  und 
ein  nachtiSgUch  erfolgter  Religionswecbeel  und  selbst  eine  nachträglich  erfolgte 
Änderung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  eines  oder  beider  Ehegatten 
für  die  Beurteilong  der  rechtlichen  Wirlcongen  diesw  Ehe  völlig  nnent- 
scheidend  ist. 

Zur  Zeit,  als  I^opoldine  D.  mit  Friedrich  S.  eine  zweite  Ehe  einging, 
wa»  nnd  ist  h«ate  noch,  deren  rechtmäßiger  Ehegatte  Josef  D.  am  Leben. 

Sin  Weib  dail  aber  nur  mit  einem  Manne  m  gleicher  Zelt  Termfthlt  sein. 

Der  swelten  Bhe  der  Xeqw^tUm  D.  geb.  N.  stand  dahor  das  dflentliche 
Bbefaindemls  des  bestehenden  Ehebandes  entgegen  and  mußte  deshalb  diese 
Bhe  als  nn^ültig  erklärt  werden. 

Der  Berufung  der  beiden  Ehegatten  und  des  Eheband  Verteidigers  wurde 
keine  Folge  gegeben,  das  österreichische  Urteil  vielmehr  bestätigt. 

Entscheidungsgründe. 

Das  Bemfungsgericht  erachtet  die  Frage  der  Oaltigicdt  der  swiscben 
FrUiHiek  S.  nnd  LeopoUUne  S.  geschiedenen  D.  geschlossenen  Bhe  seitens 
des  Qeridites  erster  Instanz  für  richtig  gelöst  nnd  die  von  den  Berufungs- 
werbem  geg:en  die  Richtigkeit  dieser  Lösung  Torgebrachten  Bedenken  für 

nicht  beL'ründet. 

Zunächst  handelt  es  sich  darum,  nach  welchen  Gesetzen  die  Gültigkeit 
vorliegender  Ehe  zu  beurteilen  ist,  ob  das  österreichische  oder  ein  ausländisches 
Becht  aar  Anwendung  an  komm»  hat 

Bs  steht  lest,  da6  Fritdrieh  S.  nur  Zeit  der  in  Ungarn  erfolgten 
Schließung  der  Blie,  deren  Gültigkeit  amtsw^jig  untersucht  wird,  österreichi- 
scher Staatsbürger  war,  während  die  Leopoläine  S,  bereits  das  ungarische 
Staatsbttrgenrecht  erworben  hatte, 

Nach  §  37  a.  b  GB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  Ausländer  mit  Unter- 
tanen dieses  Staates  im  Auslande  vornehmen,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes 
an  benrteOen.  wo  das  Oeschftft  abgeschlossen  worden,  bei  dieser  Oesetaesstelle 
ist  S  4  a.  b.  GB  belogen,  nach  welcbem  österreichische  Staatsbürger  auch  im 
Auslande  hinsiehilieh  ihrer  persönlichen  PKhigkeit  zu  Handlungen  und  Ge- 
sehilten an  die  österreichischen  Oesetse  gebunden  bleiben.  Bs  ist  nun  aweifelloSi 
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daß  Friedrich  S.  bei  Bestand  der  02  and  III  a.  b.  GB  im  Inlande  nicht 
fähig  ist,  die  Ehe  mit  einer  ehemaligen  Katholikin,  deren  narh  katholisch-ro 
Ritus  atif^etraater  Ehegatte  noch  lebt,  einzugehen;  n.ich  den  oben  zitirrr^a 
37  und  4  a.  b.  GB  haftet  ihm  diese  Unfähigkeit  anch  im  Anslamli  an 

Aber  selbst  wenn  mau  von  der  persünlicben  Fähigkeit  zur  Khei^chiiciiung 
abBidit  und  nni  die  obJekÜTe  Seite  d«r  Bechtageachilte  (beider  Eherertclge}, 
die  in  Betncbt  kommen,  ins  Auge  faBt,  gelangt  man  «i  dem  gleicben  Reedttte 
der  UnznlSMigkeit  der  sweiten  BheacUiefiiing. 

Weder  in  Österreich  noch  in  Ungarn  ist  eine  Doppddie  gestattet,  hier 
wie  dort  hat  die  Gültigkeit  einer  sweiten  £lie  zur  YeiaQSsetBong,  daß  dai 
Band  der  ersten  aufgelöst  ist 

Nun  kommt  allerdings  eine  Diskrepanz  zwischen  den  Cie&tizL'cbünp^n 
beider  Staaten  in  der  Richtung  zum  Vorscheine,  daß  sie  hinsichtlich  der 
StatoieruQg  der  AnfUhrnngsgrOnde  einer  rechtsgtlltigeo  Ehe  teilweise  von  re^ 
schiedenen  Orandsitsen  ansgeb^i. 

Allein  es  ist  selbstverstlUidUdi  (§  4  a.  b.  OB),  daß  die  Frage,  ob  die 
erste  Ehe,  die  zwischen  österreichiBclien  Staatsbfligeni  auf  fieterreichiacbem 
Gebiete  (nach  kath.  Ritus)  geschlossen  wurde,  aufgelöst  ist  oder  nicht,  von 
einem  österreichischen  Gerichte  für  das  Gebiet  des  österreiohisobett  Staate! 
nur  nach  österreichischem  Rechte  beurteilt  werden  kann. 

Nach  österreichischem  Rechte  ist  aber  die  zwiscijen  Katholiken  g»^ 
schlossenc  Ehe  bei  Lrebzeiten  des  anderen  Gatten  unauflöslich  ohne  Kucksicht 
dsiaidt  ob  etwa  iQiter  ein  Olanbenswechsel  stattgefunden  bat  nnd  soweil 
das  Herrschaftsgebiet  des  flsteneicbiscben  Becbtes  in  Fkage  konunt^  auch  ohse 
Rficksicht  darauf,  ub  eine  Änderung  der  Staatsbürgerschaft  eines  der  vertrag- 
schließenden Teile  eingetreten  ist.  Ja,  auch  nach  den  Grundsätzen  des  I.P.R 
und  der  Bestimmung  des  §  37  a.  b.  GB,  die  von  den  Bemfungswerbem  zu 
ihren  Gunsten  ins  Treffen  geführt  wird,  ist  nicht  bloß  hinsichtlich  Fi»nn  und 
Inhalt,  sondern  auch  hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  eines  Geschäftes  das  oberste 
Prinzip :  „loeH9  regit  aetuni"  und  es  kann  dem  Erwerbe  einer  neooi  Staati* 
bflrgersehaft  keine  rückwirkende  Kraft  hindchtlich  der  Rechtsfolgen  der  uter 
der  Herrschaft  eines  anderen  Qeseties  geschlossenen  priTatreehtliehen  Vecttlgs 
beigemessen  werden. 

Da  demnach  die  Frage  der  Gültigkeit  der  ersten  Ehe  der  Leopoldine  S. 
im  bejahenden  Sinne  gelöst  erscheint,  steht  der  Gültigkeit  der  zweiten  (■n/t- 
liegenden)  Ehe  die  Bestini Tnnni/  der       ()2  und  III  a.  b.  (tB  entgegen. 

Der  im  §  62  a.  b.  Uli  i  i^t^esprochene  (irundsatz,  daß  ein  Mann  nur 
mit  einem  Weibe  und  ein  Weib  nur  mit  einem  Manne  vermählt  sein  darf, 
gilt  jedoch  nicht  nnr  hierlands,  sondern  ftboall  fflr  christUcbe  Ehen. 

Das  Klansenburger  Erkenntnis  entspricht  wohl  nicht  dem  obenerwähotA 
im  §  87  a.  b.  OB  snm  Ausdrucke  gebrachten  Ornndaatse  nnd  kann,  abgesehoi 
davon,  da0  es  nnr  eine  einseitige  Trennung  der  ersten  Ehe  der  LeepoltUneS. 
ansspricht,  schon  mit  Rücksicht  anf  die  Bestimmung  des  §  81,  8  der  Mav 
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rdehiachen  ExekntioMOTdiiiiiig  fflr  die  nimnidir  eigdiende  BDtBcbeidiuig  des 
giterreichiachiftn  Oerichtes  nicht  maßgebend  sein. 

Wenn  gegen  die  Gültiglfeit  der  Rcstitnmong  des  8  11 1  a.  b.  OB  Art.  14 
des  Staatsgrundgesetzes  vuni  21  l'i  »57  RCiBl  No.  142  herangezugin  wird,  so 
ist  zu  bemerken,  dsS,  wenn  man  davon  absieht,  daii  diese  grundsätzlichen 
Beetimmnngen  des  Staatfigrundgesetzes  keine  Dispositive,  dem  Inhalte  des 
9  III  ft.  b.  GB  defogiecende  Anordnung  enthalten,  schon  der  Umstand  der 
obenmrlliBten  Aaglclit  der  Bemfnngswerber  entgegensteht,  daB  durch  das 
der  PaMikation  des  Staatsgrundgesetzes  nachfolfrende  Gesetz  vom  25.  5.  68 
RGBl  No.  47  das  zwitu  Ilnnptstück  des  a.  b.  GB  wieder  in  seine  frühere 
Wirksamkeit  eiiiL'esptzr  wurde,  ohne  daß  hierbei  §  III  a.  b,  GB  tiner  .Vnderung 
unterzogen  wurden  wäre  und  daü  spätere  Anregungen,  die  auf  eine  solche  Än- 
derung abzielten,  erfolglos  blieben. 

Der  OGH  hat  der  Reriiion  der  beiden  Ehegatten  nnd  des  Ehebaod« 
Terteidigers  nnter  yerweisang  auf  die  dem  Oesetse  nnd  der  Sachlage  toII- 
konunen  entsprechende  Begründung  des  angefochtenen  Bemlnngsnrteilca  keine 
Folge  gegeben. 

Die  österreichischen  Gerichte  dürfen  das  Ansuchen  eines 
nftf/arischen  Gerichtes  am  E.cekuiioHswllzug  nur  dann  uf)- 
lehin  n,  wenn  die  Leistung,  die  erzwungen  werden  soll,  mit 
einem  iniundischen  verbietenden  Gesetze  kollidiert. 

OGH  (L  ii.  04  (Z.  9977). 

Das  Prozeßgericht  hat  in  der  I^echtssache  des  A.  in  Wien.  Klägers, 
gt'gt'n  B.  in  Gy«r  (Ungam\  Beklagten,  wegen  rnwirksamkritscrkliining  und 
Unzuläääigkeit  der  Exekution,  —  die  vom  kgl.  ung.  Gil  als  Wecbselgericbt 
in  OySr  mit  Beeeheid  Tom  21. 1. 04  bewilligte  Exdmtlon  UetlandB  fSr  an- 
wirksam  ciklirt,  dagegen  die  Niebtigerkiftrong  des  Svmmarbesdieidei  dea 
genannten  QH  vom  87. 9. 86  abgelehnt, 

Tatbestand. 

Klfiger  beantragte,  daß  die  wider  ihn  vom  Beklagten  erwirkte,  vom 
kgl.  ung.  GH  als  Wechselgericht  Üyör  mit  Bescheid  vom  21.  1  04  auf  Grnnd 
des  dortgerichtlichen  rechtskräftigen  Summarbescheides  vom  27.  9.  8ti  bewilligte 
Bnkntion,  die  hiergerichts  Torgenommoi  wurde,  fOr  unwirksam  erklärt,  die 
Kichtigkeii  des  angefabrtcn  Sunmarbeeebeides  ausgesprochen  und  ihm  Kosten' 
ersatz  angesprochen  werde.  —  Der  SachTerhalt  ist,  soweit  unbestritten, 
folgender:  Kläger  ist  ungarischer  Staatsbürger;  dem  Snmmarbescheide  vom 
27.  H.  H«i  liegt  ein  vom  Kläger  als  .Aussteller  und  Blankoindossent  in  Ungarn 
unterfertigter  Werhsel  d.  d.  Györ  den  19.  1.  HU.  fällig  gestellt  auf  de  n  1!<.  4.  h6, 
SU  Grunde  und  war  Kläger  zur  Zeit  des  Wechselskripturaktes  Kadett  des 

Hntarenregiments  No  —  Anf  Qntnd  des  genanntCB  Sammarbesdieidefl 

ist  sebott  im  Jabre  1901  eine  Gebaltsezekation  gegen  den  Kläger  ebenhlls 
▼OD  diceem  Beklagten  erwirkt  und  dnrchgefobrt  worden.  —  Fener  bat  Kläger 
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in  Beantwortung  eines  Sehr«  tln eines  Vertreters  des  Beklagten  demselben 
mit  Brief  d.  d  Wien  18.  10.  im  fiklürt,  daü  er  nur  Oirant  sei  nnd  für  ander« 
za  zahlen  nicht  in  der  Lage,  insolanire  seine  \'erhiiltHn»se  als  kleiner  Beamter 
sich  nicht  ändern  und  sich  im  Mai  liMJl  infolge  Intervention  seines  Yor- 
geaetsten  ni  BatensahltuigeiL  «i  den  Beklagten  per  40  K.  monfttUdi  Tcr- 
stMtden  hat. 

Bestritten  verbleiben  folgende  Umstände: 

1.  Die  Behauptiin^r  des  Klägers,  daß  er  nach  der  em'ähnt^n,  von  ihm 
gemachten  Zusapre  der  Zalilung  von  40  K  monatlich  den  (seither  verstorbenen) 
Wiener  Advokaten  Dr.  X  mit  der  Erhebung  von  Einwendungen  betraute, 
weil  dieses  Zahlungsversprechen  nur  unter  dem  Drucke  seines  Vorgesetztes 
abgegeben  wurde* 

2.  Die  Bebanptong  de«  Beklagten,  daß  im  Jannar  1901  eine  Mobilsr* 
e»kiition  von  ihm  beim  Kläger  vorgenommen  wurde;  Kläger  konnte  tidi 

nur  erinnern,  daß  im  Jahre  1901  ein  Sollizitator,  nicht  auch  ein  Vollstrerkungs- 
organ  bei  ihm  erschien  und  stellte  der  Richter  fest,  daß  laut  E-Rrgistt-r  der 
Vollzug  eint  r  derartigen  Exekution  abgelehnt  wurde.  —  Vertrett  r  des  Be- 
klagten beantragte  deshalb  Einvernehmung  seines  SolUzitators  und  des  Yoli» 
streokongsorganes  als  Zeugen.  —  Auf  Grand  dieses  SadiTerlialtes  stiltite 
Kläger  seinen  Sachantng  darauf,  dafi  er  sur  Zeit  der  Wechaelanastellimg 
mindeijährig  war  und  anfierdem  dem  mllitäriscben  Xannschaftsstande  an« 
gdiSrte. 

E  n  1 8  c  h  e  i  d  M  n  g  s  ^  r  ü  n  d  e 

Die  Klage  geht  auf  Versagiing  der  von  einem  ungarischen  (i.  riclite 
bewilligten  Exekution  mangels  der  Voraussetzungen  des  §  8t>  EU ;  für  solche 
Klagen  ist  die  Zuständigkeit  dieses  Gerichtes  laut  Art.  IV  der  JHV  Tesi 
13. 18. 97  ROBl  No.  285  klar  begründet,  da  mit  dieser  Klage  Uber  die  Frsge 
der  Oesetsmäßigkeit  des  Vollsuges  einer  von  dnem  ungarisclien  Gtticble  be* 
willigten  Exekution  entscliieden  werden  soll. 

Dii  §  HO.  Ziffer  2  EO  nur  55  81,  Ziffer  2-4  EO,  nicht  aber  §  XI, 
Zi&er  1  EO  zitiert,  ist  die  (iesetzmäßigkeit  des  Verfahrens  vor  dem  ung, 
Gerichte  bei  Schaffung,  des  Exekutionstitcls  hicrgerichtUeh  nicht  mehr  za 
untersucben  and  daher  irrelevant,  ob  Kläger  vor  dem  ung.  I'rozeßgerichte 
gegen  die  Wedisebahlungsanflage  (d.  i.  Summarbeacbeid  vom  87. 9. 86)  die 
Einwendung  seiner  Mindeijährigkeit  nnd  seiner  Wecbselunfähigkeit  ab  Kadett 
Torgebcacbt  hat  oder  nicht  und  ob  beJabendenfaUs  nach  ung.  Redite  äm 
Einwendungen  Erfolg  haben  konnten. 

Da  demnach  die  Ge.setzmiißigkeit  des  vor  dem  ung,  (lerichte  statt- 
gefuudeneii  Verfahrens  einer  Prüfung  durch  üsterr.  Gerichte  entzogen  ist,  so 
kann  auch  niemals  ein  östcrr.  Gericht  in  die  Lage  kommen,  über  die  Gallig- 
keit eines  ungarischen  Szekutionstitels  ta  erkennen;  hierüber  war  deshslb 
ein  Ausspruch  absnlehn^  (%  42  3.  N.);  eine  famJiche  ünsnständigk«ts> 
erklärung  war  in  dieser  Richtung  unnötig,  da  im  übrigen  für  diese  Recbti* 
sacke  die  hiergerichtliche  Zuständigkeit  gegeben  ist  nnd  die  Ablehnung  dei 
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Austtprucbes  über  die  Nichtigkeit  dea  bummarbescheides  vom  27.  9.  86  die 
m^itale  Kitaclieidiiiig  betteffend  die  Wirkung  der  «vf  Üm  bMierteo  Szekntione- 
bewiDignng  in  Öeterrdch  niebt  tangiert  oder  denelbra  prijndiiiert. 

Es  liegt  der  Versagungsgrund  lies  §  61,  Z.  4  EO  vor;  denn  es  soll 
entgegen  der  kaiserl.  V.  vom  3.  7.  52  RrJBl  No.  138.  welche  die  Mannschaft 
des  streitbaren  Standes  —  KlRfi^er  gchürte  zur  Zeit  der  W'erhselausstellung 
als  Kadett  dem  Mannscbafti>staade  an  —  ala  nicht  w  echik.'Uabig  erklärt,  ein 
Ausspruch  zur  Verwirklichung  gelangen,  welchem  durch  das  inländische  Ge- 
Mts  im  Mnade  mib  Gründen  der  Vlteiitliclien  Ordnung  die  Gültigkeit  versagt 
ist  Bafi  die  ItaiaerL  V.  Tott  8.  7.  68  R6BI  Ko.  188,  welche  allerdings  in 
ÜBgam  idoht  mehr  gilt,  itaf  ausländische  und  somit  auch  nn^rarische.  dem 
gemeinsamen  Heeresverbande  angehörige  Staatsbürger  in  Österreich  Anwendung 
findet,  gleichviel  wm  in  dieser  Hinsicht  das  Wechselrecht  des  Heimatstaates 
der  betreffenden  Jiljlitärperson  normiert,  ist  stets  anerkannt  worden. 

Da  mit  der  kaiserl.  V.  vom  3.  7.  52  ein  Standesprivilegium  fUr  eine 
Kategorie  toh  HilitUrpttsonen  geschalfen  warde,  wddies,  wie  ans  d«i  Ein» 
gaagswortoi  der  kaiserl.  V.  an  entnehmen  ist^  nicht  nnr  dem  Schntse  von 
miitiipersonen,  sondern  auch  als  Warnung  für  leichtsinniges  Kreditieren  dem 

Interesse  des  Gläubigers  dienen  soll  und  damit  eine,  von  dem  Willen  der 
Partei  unabhänpigc  Notm  des  Öffentlichen  Kerhtes  geschaffen  werden  sollte, 
bu  war  die  nachträglich  erfulgte  bchuUlanerkennung  irrelevant,  dies  umso- 
mehr  im  vorliegenden  Falle,  als  dieselbe  nicht  geeignet  i^t,  das  wesentliche 
Bifordemls  ein«r  im  Momente  der  Belsetznng  gültiger  Wechsdnntersdirift  an 
ersetzen  nnd  die  vom  Beklagten  gefShrte  Ezdcotion  nicht  anl  Grund  eines 
auf  der  Schaldanerkennung  beruhenden  Ezekutionstitcls,  sondern  auf  Grund 
eines  auf  einem  Wechsel  einer  Militärperson  basierten  Exekutionstitels  geführt 
wird  und  es  sich  in  diesem  Rechtsstreite  nnr  um  Vollstreckbarktit  eines 
solchen  Ezekutionstitels  hicrlandä  bandelt  und  die  gerichtliche  Feststellung 
dloes  Unutandefl,  weldier  nnr  nach  Inllladisdbem  EzekntiMisreehte  so  benr- 
teilen  is^  an  keine  Frist  gebunden  ist,  Torliegende  Klage  charakterisiert  sich 
eben  nicht,  wte  der  Beklagte  vermeinte,  als  Niditigkeitsklage. 

Das  Berufungsgericht  hat  in  Stattgebang  der  Bemfnng  des  Be- 
klagten das  Urteil  erster  TnstaiuB  dabin  abgeändert,  daft  das  Klagel)egehreii 
ZOT  Oänae  abgewiesen  wurde. 

Bntscheidnngsgrttnde. 

Die  Anffassung  des  Beklagten,  da6  zufolge  der  Anordnung  des  Punktes 
11  der  JMV  vom  1.3.  12.  97,  RGH!  285,  wonach  die  Bestimmuntr  des  8  83 
EO  gegenüber  in  L'ngarn  errichteten  Exekutionstiteln  keine  Anwendung  findet, 
die  vorliegende  Klage  wegen  Unzulässigkeit  a  linime  abzuweisen  gewesen  wäre, 
eneheiBt  zwar  nicht  zntreHend;  denn  diese  Klage  war  nicht  ansdrteklieh  als 
Widospfoohaklage  im  Sinne  des  §  68  £0  bezeichnet,  «ithielt  vielmehr  das 
Begehren  auf  T^ichtigkeitserklärung  der  Exekutionstitel  und  Unwirksamkeits- 
erklinmg  der  Exekntion,  nnd  war  desanach  die  durch  di^  Klage  hervor^ 
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gerufüiie  Streitigkeit  im  Sinne  des  i'uaktes  iV  der  vorziut-rtcu  JMV  ailerdiogs 
der  VwbwuUiuig  und  Bntooheidang  za  iiiitenüeli«ii. 

Nach  AuchannDg  dei  Brnfongogwielites  liegt  Jedoeb  dem  ttitndittt<* 
lieben  Urteile,  ineofeme  mit  demselben  die  bewilligte  Exekution  hierlands  fOr 
unwirksam  erklärt  wurde,  eine  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  der  Sache 
zu  Grundf.  denn  die  Anwendung  der  Be8timmun<;en  des  §  81  EO.  auf  Gmnd 
deren,  und  zwar  der  Ziff.  4  dieser  Gesetzesstcllc  der  Erstricbter  die  Exekutioa 
versagt  liat,  erscheint  im  Verhältnis  mit  Ungarn  nach  der  klaren  Vorschiüt 
des  Pmiktei  II  der  belogenen  MV  MimeBcblonen. 

Vielmehr  kann  nach  dw  oben  dtierten  Besfcinuniing  —  abgeeehen  m 
dem  hier  nicht  in  Frage  kommenden  wdteren  Versagongsgrunde  —  dk 
Exekution  nnr  dann  abgelehnt  werden,  wenn  die  Leistung,  deren  Erfflilanf 
im  Evokutionswege  durchzuführen  beabsichtigt  wird,  mit  einem  inländischen. 
Vf  rl)ic'tenden  Gesetze  kollidiert.  Da  os  sich  nun  im  Torliegenden  FalK  an; 
die  Leistung  einer  (ieldschold,  somit  um  eine  zweifellos  mit  einem  inländiscben 
verbietenden  Qeeetae  nicht  kollidierende  Leistung  handelt,  war  das  anf  Ua* 
wirkaamerklimng  d^  bewilligten  Exekution  gerichtete  Klageb^ehren  ab* 
rowdsen. 

Der  OOH  bat  der  Revision  des  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 

E  n  t  s  c  h  e  i  d  n  n  p  s  g  r  fl  n  d  e. 
....  Bei  der  rpclitlichcn  Beurteilung  der  8tn'it*^nrhe  haiuielt  m  sirh 
einzig  und  allein  darum,  ub  die  Leistung,  deren  Erfuiluiig  im  Exekutiooswege 
durchgesetzt  werden  soll,  mit  einem  inländischen  Gesetze  kollidiert;  dena 
naeb  Art  n  der  JUV  Tom  13. 18. 97,  ROBf  No.  885,  haben  die  Bestinuannges 
der  §§  81  und  83  SO  in  Ansehung  der  in  Ungarn  enicbteten  Bxekationslitel 
keine  Anwendung  und  die  inländischen  Gerichte  dürfen  das  A^^V*''^  eise* 
ungarischen  fltrichtes  um  Exekutionsvollzug  nnr  dann  ablehnen,  wenn  die 
Leistung,  die  erzwungen  werden  soll.  !nif  einem  inländischen  verbietenden 
Gesetze  kuUidicrt.  Es  darf  daher  das  österreichische  Gericht  die  Frage,  ob 
der  Anspruch  des  betrcilendeu  Gläubigers  rechtlich  zulässig  ist,  und  ob  der 
Veipiliehtete  bd  Eingehung  de«  RecbtageschifleSr  welebes  dem  Exekationi- 
titel  SU  Gründe  liegt>  auch  die  Ffthigkeit  beeaS,  die  Verbindlichkeit  Rcii«s> 
gültig  anzugehen,  gar  nicht  anfwerfen,  sondern  es  hat  bloß  m  lieorteilai.  ob 
die  angesprochcTie  Leistung  nach  österreichischem  Rechte  untersagt  ist.  Daß 
die  Zribhtng  des  angesurorhenen  Betrages  nach  österreichischen  Gesetzen  nicht 
verbutin  ist.  kann  einem  Zweifel  nicht  unterii^en.  Es  war  demnach  da 
Revision  keine  Folge  zu  geben. 

Der  Gerichtsstand  der  Gegenseitigkeit  wird  nicht  durch  den 
Wohnsite  des  Beklagten  im  Auslandey  sondern  durch  dessen 
Angeh&rigkeit  zu  einem  fremden  Staate  begründet. 

OGH  ö.  10.  04  rz.  147 Ml 
Die  ersti'  Instanz  wies  die  in  der  Rechisaache  der  A.  in  Wien  al« 
Klägerin  wider  B.  in  Berlin  als  Beklagten  wegen  900  K.  von  letzterem  er- 
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bobene  Einwendung  der  örtlichen  üuzuäiiuidigkeit  zurück  —  die  zweite 
Instant  jedoch  gnb  derselben  sUtt. 

Begründung. 

Indem  Klägerin  sich  auf  den  besonderen  Gerichtsstand  der  O^nseitig« 
keit  nach  §  101  J.  N.  and  §  29  der  deutschen  CPO  beruft,  hat  sie  dM  Vot^ 
handensein  der  tats&ohlichen  VoranssetBiiogen  der  ersteren  Qeaetsesbesthniniing 
darzQtun. 

Eine  dieser  Yoraossetzangen  ist  im  vorliegenden  Falle,  nachdem  im  obigen 
Paragraph  in  der  Übeiadiiift  von  »AnBlindem*  nnd  im  Kontexte  tod  ,An- 
gehOtigen'  einet  fremden  Staattgebietos  geqwoehen  wird,  daB  der  Beklagte 
alt  Staatebfirger  jenem  Lande  angehört,  dessen  Oesetz  gegen  ibn  angewendet 

werden  soll,  indem  sonst  der  Aasdmck  Inwohner  gewählt  worden  wäre,  und 
weil  kein  Grand  vorliegt,  wider  einm  nicht  deotechen  Staatsangehörigen 
deutsches  Recht  anzuwenden 

Da  nun  die  Klägerin  angeachtet  der  Einwendung  des  Beklagten,  daü 
er  nicht  denteolier  Staatsangehöriger  sei,  den  ihr  obliegenden  Beweis  über  den 
positiven  Unmtendy  daß  dies  der  Fall  lel,  nicht  erbracht  hat^  liegt  die  Vor^ 
anaeetrang  dee  §  101  nidit  vor,  daher  mit  Rflckiicht  anl  den  im  Anslande 
gelegenen  Wohnsitz  des  Beklagten  die  Einwendung  der  tfrtUchen  Uninstftndig* 
keit  begründet  ist 

Der  OüH  hat  dem  Rekurse  der  Kläfferin  nnter  Verweisung  auf  die  im 
wesentlichen  zutreSeude  Begründung  des  augefuchtenen  i>cä(hIuböLä  keine 
Folge  gegeben  und  nnr  noch  bemerkt,  daß  die  blolic  Tatsache,  dali  die  Be- 
klagte im  Andande  im  gegebenen  Falle  in  Berlin  «  wohnt,  die  im  §  101 
J.  N.  enthaltene  Voranssetsnng  der  AngehSrigkeit  in  einem  fremden  Staats* 
gebiete  nicht  zu  verkflrpern  vermag,  da  onter  dieser  Angehörigkeit  zweifellos 
nur  eine  dauernde,  in  ihrem  Hest-ande  nicht  lediglich  von  der  Willkür  des 
betreffenden  Beklagten  abliüugige  Bezis  hang  zu  dem  fremri'  tt  Staate,  wie  sie 
eben  durch  die  Staatsbürgerschaft  geschaffen  wird,  zu  verstehen  ist. 

Verehelichung  eines  kath.  Österreichers  mit  einer  evang.  Aus- 
länderin im  Auslande  nach  evang.  Ritus,  —  Übertritt  des 
Gatten  zum  Prütt'si<(iift.sm/(.s  und  in  einen  fremden  Staats- 
verbtind.  —  Scheid loig  dieser  Eh£  durch  ein  ausländisches 
{badisches)  Gericht  dem  Bande  nach.  —  Neuerliche  Ehe- 
schließung sicisc/ien  dem  geschudtHen  Manne  und  einer 
kath.  Österreicherin  im  Auslande.  —  UngüUigkeitserklüruHg 
dieser  Ehe  durch  die  österr.  Gerichte, 

OGH  8.  11.  04  (Z.  12471). 

Im  Jahre  1886  hat  der  damals  in  Brüx  (Böhmen)  wohnhaft  gewesene 
ledige  Friedrich  W..  kath.  Religion  und  Österr.  Staatsbürger,  in  Kreiberg 
(öachseu)  mit  der  dort  ansässigen  Oertrude  R.,  evang.-luth.  Ritus,  nach 
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diesem  Ritus  die  Ehe  geschlossen.  Im  Jahre  1896  trat  Friedrich  W.  zur 
evangeUtcbeB  Kirdie  A.  C.  Aber  nnd  im  Jfthre  1687  erwarbm  die  geiMiuiteB 
Bfaelettto  di«  deatidie  (badiaehe)  Staatsbfligvndwft.  Noch  in  dcnuelbeii  Jake 

wurde  die  Ehe  der  Genannten  vom  LO  Komtaaz  dem  Bande  nach  geschieden. 
Einitrt'  Monat«  nach  erfolgter  Folieidunp  —  noch  im  Jahre  1897  —  bat 
Friedrich  W.  mit  der  kath.  öst^rr.  Staatsiingehörigi'U  Marie  S.  vor  dem 
ötandesamte  in  Konstanz  eine  neue  Ehe  geschlossen.  Die  erste  Gattin  des 
Fri§äriek  W.  M  nocli  tau  Leben,  Friedrick  W,  und  deweii  swfite  GittiB 
Marie  W,  geb.  S.  domiBilierai  la  On«. 

Die  erste  Instans  hat  nini  featgestellt,  daß  die  sweite  Ehe  des 
Friedrich  W.  fttr  den  Bereich  der  im  tteteir.  Rdchsrate  Tertnteneii  K6iii|^ 
reiche  und  L&nder  rechtsangflltig  sei. 

Gründe. 

Im  vorliegenden  Falie  handelt  es  sich  um  die  Ehe  einer  Katholikin  und 
DBtenr.  StaatebUrgerin,  welche  nm  im  Anihiide,  aber  mit  eineiD  Maime  ge* 
scbloesen  warde,  weldier  aich  schon  frtlher  einmal,  damals  als  Katholik,  am 

14.  9.  86  gleichfalls  im  Auslande  unter  Beobachtung  aller  durch  hierländisches 
Gesetz  trebotenen  Förmlichkeiten  des  Aufgebotes  v§  70  a.  b.  GB)  und  d^r 
feierlirhen  Wiilensi  rkliining  vor  dem  ordentlichen  Seelsorger  eines  der  Braat- 
k'Utt:  t§  75  a.  b.  GB*  und  der  durch  die  Gesetze  des  Ortes  der  Eheschließung 
gebotenen  Willenserklärung  vor  dem  Standesamte  vermählt  hat  und  dessen 
erste  Frau  heute  noch  an  Frdherg  in  Sachsen  lebt 

Nach  §  68  a.  b.  GB  darf  ein  Haan  nur  mit  einem  Weibe  und  dn  Wdb 
nnr  mit  einem  Manne  za  gleicher  Zeit  vermählt  sein  und  wer  schon  Terehe* 
licht  war  und  sich  wieder  verehelicht-n  will,  mnß  die  erfol^'te  Trennung,  das 
ist  die  gänzliche  Auflösinie  dt  s  Ehebandes,  rechtmäßig  beweisen. 

Nach  §  III  a.b.  Gi^  kann  das  Band  einer  gültigen  Ehe  zwischen  liatiL 
Personen  nnr  dnreh  den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  wnden  and  ist 
daa  Band  der  Ehe  ebenso  unaufldslidi,  wenn  auch  nur  ein  Teil  schon  aar 
Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  Itath.  Religion  angetan  war. 

Die  Änderung  des  Religionsbekenntnisses  eines  zur  Zeit  der  Sehliefiong 
der  Ehe  kath.  Eheteiles  vermag  daher  und  auch  nach  den  Grundsätzen  der 
kath.  Religion  die  Unauflöälichkcit  der  nach  kath.  Religionsgrunds&toai  ein* 
gegangenen  Ehe  nicht  aufzubeben. 

Die  iwdte  Ehe  des  Friedrich  W.  kann  daher  nach  hierUndischn 
Rechte  nur  dann  au  Redit  bestdien,  wenn  deasen  «rate  Ehe  als  gültig  geNM 
dargetan  wäre. 

Dies  ist  aber  nicht  der  Fall. 

Das  von  dem  LfJ  Konstanz  gefüllte  Urteil  auf  Srb.  i  inng  dieser  ersten 
Ehe  vom  Bande,  das  ist  auf  Trennung  derselben,  wiuci>piKbt  dem  in  den 
g§  62  und  III  a.  b.  GB  gegebenen  Verbotsgesctze,  weil  dargetan  ist,  dafi  & 
erste  (Httin  des  damaligen  Kligecs  aodi  lebt  und  daher  nadi  IMm.  Rechts 
mangels  aonatiger  Ungflltigkdtsgrtlnde  der  ciaten  Ehe  nur  der  Tod  dnes  dtf 
bddea  Gatten  die  erate  Ehe  lüsen  kann. 
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Diese  im  Auslaude  zwar  rechtsgültige  Ehetrenuimg  erscheint  daher  ge- 
geboten  FUIm  fttr  den  hieriftndiscben  Richter  wirkungslos.  —  Die  in  zweiter 
Ehe  dem  Fri€drich  W.  YermAhlte  Marie  W.  iat  nur  Zeit  dieser  ihrer  Ehe- 
sehlleBiiDC  KftthoUldii  und  österr.  StMtobfiigeiiB  gewMci!  wnA  ist  entern 
derzeit  noch;  —  sie  konnte  daher  nach  hierländischem  Gesetze  sich  dem  als 
Katholiken  schon  fraher  vermählten  Friedrich  W.  bei  Lebieiten  seiner  ersten 
Qattin  nicht  rechtsgültig  vermählen. 

£b  ist  daher  die  Ungültigkeit  der  am  19.  7.  97  zwischen  Friedrich  W. 
and  Marie  S.  wa  Konstanz  geschlossenen  HÜie  jedoch  nor  mit  der  Beohts- 
wirksunkdt  für  den  Bereich  der  im  Ssterr.  Beidismte  TertreteuMi  KOnigreiehe 
nnd  Länder  ansmsprechen,  da  die  Gesetie  des  Ortes  der  BhescUiefiang  im 
Anstände  diesem  zweiten  Ehebünde  nicht  entgegenstanden. 

Die  zweite  Instanz,  bat  infolge  BeroiuDg  des  EhebMidTerteidigers 
das  Urteil  der  ersten  Instanz  bestätigt. 

Gründe. 

Die  Berofong  ist  nicht  begründet,  das  Urteil  enter  Instani  war  ms 
den  demselbsn  beigegebenen,  der  fisddage  and  dem  Qesetie  entsprechenden 
Gründen  zu  bestätigen.   Mit  Rücksicht  not  die  Anstthrongen  der  Bernlnng 

wild  jedoch  noch  folgendes  bemerkt. 

Die  Frage,  ob  die  im  Auslände  vorgenommene  zweite  fibeschlieiiung  als 
ie<  iitsgültig  anzusehen  sei,  wurde  von  der  Ehegattin  Marie  W.  selbst  der 
Judikatur  der  österr.  Gerichte  unterbreitet  und  kann  es  sich  daher  für  die 
österr,  Geridite  nur  dnram  bandeln,  ob  die  RechtegOltigkeit  dieser  Bhe  nueh 
fflr  den  Bereidi  der  im  Beicharate  vertretenen  Königreiche  und  Linder  an- 
zuerkennen oder  für  das  gedachte  Territorium  abznsprechen  sei.   Bei  der 
Lösung  dieser  Fricrf"  dr^rf  nicht  übersehen  werden.  1  iL'  Marie  W.  geh  S.  ztir 
Zeit  des  Abschlüsse ^  lii  i  Ehe  loiX,  Friedrich       die  rsi  rr.  Staat.sbürgerschaft 
besaß,  und  daß  sie  damals  der  röm.-kaUi.  Religion  angehörte  und  auch  noch 
dermalen  nagiMrt  Hafigebend  eneheint  dunmMA  nur  dfe  Frage,  ob  der 
nu&eebte  Bestand  d«r  «reiten  Bbe  mit  den  Omndpdnsipitti  des  hierluids 
bemchenden  Eherechtes  vereinbar  ist,  oder  vielmehr  einem  kogenten  Gesetze 
widerstreitet.    Zweifellos  trifft  letzteres  zti.    Nach  §  III  a.  b.  GB  und  der 
MV  vom  14.  7.  64  No.  \\V^  Rfilil  kann  das  Band  einer  gültigen  Ehe,  wenn 
auch  nur  ein  Teil  schon  zur  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  kath.  Religion 
zugetan  war,  nur  durch  den  Tod  des  einen  Ehegatten  getrennt  werden.  Kür 
die  Seteneichischen  Gerichte  iat  daher  die  Tntsnehe,  dnft  mit  dem  Erkenntnisse 
des  LG  KonstnoE  die  erste  swischen  JfHeärieh  W.  und  &erin§d  B.  «m 
15.  9.  86  abgeschlossene  Ehe  auch  dem  Bande  nach  für  getrennt  erUirt  wurde, 
rechtlich  belanglos.    Denn  die  erste  Ehegattin  df«  Friedrich  W.  war  damals 
und  ist  auch  heute  noch  am  Leben,  und  da  der  Ehemann  zur  Zeit  der  ge- 
schlossenen ersten  Ehe  der  kath.  Religion  zugetan  war,  besteht  diese  Ehe 
für  den  Berdch  der  im  Oaterr.  Beidisrato  Tertretenen  Königreiche  nnd  lAnder 
bis  rar  Stande  noch  fort.  Wenn  schon  also  die  sweite  RbeseblieBung  im 
Auslände  stettfamd,  so  ist  sie  doch  mit  Rfloksiclit  auf  §  4  n.  b.  GB  rttde- 
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sichtlich  ihrer  üechtsgultigkeit  nach  üsterr.  K«chte  zu  beurteilen,  uuü  im  vun 
den  öBtecr.  Gerichten  die  Ungültigkeit  der  sweltMi  She  AaBiaspieehen.  wefl 
gonftfl  S  ^  ».  b.  OB  ein  Hann  mit  etnem  Weibe  und  ein  Weib  nur  mit  «imi 
Hnnne  sn  gleicher  Zeit  vermählt  sein  darf.  Außerdem  steht  aber  der  Gflltig- 

keit  der  zweiten  Ehe  auch  das  Ehehindernis  des  Katholizismus  entgegen. 
Nach  den  Hofdekreten  vom  2ß.  8.  14  No.  H»'.>9  JOS  und  vom  17  7  ^r,  m 
JG8  darf  nämlich  ein  t^etrennter  akath.  Ehegattt;  bei  Lebzeit<>n  des  undtreu 
Ehegatten  eine  katb.  Per^uu  nicht  ehelichen.  Die  erwähnten  BesUmmangeo 
lind  Nonnen  ttfientüchen  Beditee  nnd  mflB8«n  daher  von  Amtswegra  beebeelttei 
werden,  somal  beide  Shegatten  schon  aeit  Jnli  1997  ihren  bleibenden  Wohn* 
tits  im  Inlande  genommen  haben  imd  demnach  dnfch  das  Bheliand  aoeb 
hiennlande  in  Beziehung  auf  das  Heimair,  FSamilicn-  und  Erbrecht  reditlidK 
Wirknnijpn  von  weittraj<ender  Bedeutnnjf  in  Frage  kommen  könnten. 

Ein  \'(»rjran!^.  wonach  der  Abschluß  einer  Ehe,  welcher  wegen  öffentlirh- 
rechtlicher  Eheliindcniisse  im  Inlande  unmöglich  ist,  durch  den  Erwerb  eintr 
fremden  Staatsaugebürigkeit  und  durch  zeitweilige  Ansiedlung  im  Analande. 
wo  diese  HindemiMe  nicht  beatdien,  ermdgUeht  wird,  kann  von  den  Mnt. 
Gerichten,  dennt  Judikatur  mit  Rflckaicht  anf  den  im  Uande  genonmeneii 
Wohnsitz  in  Ansprach  genommen  wird,  für  das  einheimisdie  Beehtqgehiet 
unmöglich  twt  rerhtlirhen  Gültigkeit  erhoben  werden 

l'ngeachtet  der  allfälligen  und  im  vorlieijenden  Falle  wirklich  vorhandt n^n 
öona  fittes  der  Nupturienten,  käme  der  oben  geschilderte  Vorgang  doch  einer 
Umgehung  des  Gesetzes  gleich. 

Der  0  GH  hat  der  Revision  des  Ehebandretteidigers  keine  Folge  gegebfls. 
Bntsebeidnngsgrande. 

Gegen  die  glciehfürmigen  Urteile  der  l^nterfxerichte  hat  lediglich  der 
Verteidiger  des  zweiten  Ehebandes  pilirhti^eniaL^  die  Revision  eingebnckt  und 
der  Revisionsf^rund  der  Z.  4  des  Ü  r>(»H  ZPO  an^^crufen. 

Der  Beschwerde  kann  jedoch  Ben-chtiKunt;  nicht  zuerkannt  werdi-n,  denn 
mit  Riicküicht  auf  den  uubestritt«ineii  Tatbestand  stellt  sich  die  augefuchtene 
Bntaoheidung  als  im  Oesetae  b^rflndet  dar  und  muß  der  Revisionswerlier 
auf  die  ratreifende  nnd  im  wesentBohen  flbereinstimniende  dem  Gcsetse  und 
der  Sachlage  entsprechende  Begrflndung  der  Urteile  t  und  n.  Instaas  ▼e^ 
wiesen  werden. 

In  der  Revisionsschrift  wird  lediglich  die  Bezugnahme  auf  >{  4  a  h  GH 
in  den  Entscheidnntr.s^friiudtn  des  bernfun^sgerichtlichen  Urteile«  deshalb  W- 
kämpft,  weil  sowohl  Friedrich  W.  ab  auch  seine  erste  Gattin  zur  Zeit  der 
Scheidung  ihrer  Ehe  boeits  AasUkoder  waren  und  daher  für  die  BeurteOng 
der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  Trennung  ihrer  Ehe  nicht  mehr  die 
iniindischen  Vorsduiften»  wndem  gemSB  §  87  a.  b.  GB  nur  das  deutsite 
Geeeti  maßgebend  erscheint 

Darauf  ist  jedoch  zn  erwidern,  daß  die  vom  LG  zu  Konstanz  im  Jahr^ 
1897  rechtskräftig  ausgesprochene  Scheidung  der  ersten  Ehe  des  Frietfnch  R' 
fttr  den  heutigen  Rechtsfall  ohne  Belang  ist,  weil  es  sieb  ja  lediglich  um  dte 
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Frage  handelt,  ob  Friedrich  \\\  und  Marie  S.  am  19.  7.  97  in  Konstanz 
eine  in  ihren  Rechtswirknngen  anch  für  die  im  Beichsrate  vertretenen  König- 
reiche  nnd  Lmder  gültige  lEhe  mll  dnutder  eingehen  komtea. 

Dieie  Fnge  wurde  Jedoeh  mit  Rliekiicht  anf  den  Unutaad,  daB  FrUd^ 
rieh  W.  znr  Zeit  der  ersten  EheeoUiefimig  Katholik  war,  daß  seine  erste 
Ehe  reclits^illtig  abgeschlossen  wurde,  ond  daß  seine  erste  Ehegattin  noch 
heute  lebt,  im  Hinbiirk  anf  riie  K<:'3tiTnmiin^;en  der  4,  tJS  und  III  a.  b.  GB 
Ton  beiden  unteren  Instanzen  in  Rücksicht  auf  Marie  S.  mit  Hecht  verneint. 

Unter  der  im  §  4  a.  h.  GB  enrlhntMi  pweSnlidhen  FlUgkelt  za  Hand- 
hsagui  ond  GeeddUten  aind  stalidi  niebt  bl(i6  die  im  |  21  a.  b.  OB  bcaclch» 
neten  Besclv&nkangeD  dw  Handlungsfähigkeit,  sondern  anch  alle  jene  Verbote 
zn  verstehen,  welche  es  einem  Inländer  verbieten,  im  Inlande  gewliie  Hand- 
langen vorzunehmen  oder  Oeaohäfte  abzuschließen. 

Marie  6\  war  daher  als  österr.  Staatsbürfrerin  anch  in  Konstanz  an 
die  Bestimmungen  des  §  62  und  III  a.  b.  GB  gebunden  und  konnte  daran 
daa  UrteU  elnea  anaUndiadwn  Geriobteir  niohte  tadem,  da  hierdvreh  die  T^t> 
Nchen,  daB  FrUärieh  W,  aeine  erste  Xhe  als  Katholilc  gesehloaaen  hatte 
nnd  diese  Gattin  noch  lebt,  nicht  aus  der  Welt  geschafft  werden  konnten 
nnd  daher  fUr  Marie  S.  ein  uniih^rbrUckbares  Hindernis  der  £ingehang  einer 
in  Österreich  ^iilti^en  Ehe  mit  Friedrich  W  bildeten. 

Die  entgegengesetzte  Auffassung  wurde  der  Umgehung  des  Gesetzes  TUr 
nnd  Tor  {fffnen,  was,  soweit  w  ndi  vm  das  iisterr.  Staatagehiet  bandelt,  nicht 
ngdassen  werden  kann. 

Der  Berision  konnte!  sonach  keine  Folge  g^ben  werden. 

SMießtmg  einer  ZivÜehe  settene  eines  fctUh.  Österreichers  im 
Auslande.  —  Trennung  der  Ehe  durch  das  ausländische 
Gericht.  —  Übertritt  des  Gatten  mm .  Protestantismns.  — 
SMießung  einer  zweiten  Zivilehe,  VngilUigkeitserfaäning 

dieser  meiten  Ehe. 

OGH  11. 1.  06  (Z.  18694  äm  1904). 

Das  LO  in  Wien  hat  die  am  25. 10. 99  vor  dem  Standesamte  an  Kiel 
twischen  Mwtolf  B.^  damals  woluhaft  in  Kiel,  nnd  StyphU  S,  geb.  Jt.,  da- 
mab  wohnhaft  in  Stettin,  gescUosaene  Bhe  für  das  Gebiet  der  im  Reichsrale 
▼ertretenen  KVnigreiehe  nnd  Linder  fflr  nngttltig  crklbrt. 

Tatbestand. 

Znfolge  Anzeige  des  Magistrates  in  Wien  vom  2S.  1.  ()4,  daß  der  in 
Wien  heimatberechtipte  Rudulf  B.  am  25  10.  W  in  Kiel  mit  Sophie  S.  geb. 
K.  eine  Ehe  eingegangen  sei,  welcher  das  Ehchmdernis  des  bestehenden  Ehe- 
bnndes  entgegenstehe,  war  das  Verfahren  Aber  die  Ungflltigkeit  baglichen 
nie  von  Amtswegen  dudisnnihien.  Das  TorbereitNide  Verfahren  bat  naeli- 
stehende  Ergebnisse,  welche  andi  rem  Verteidiger  des  Bhebandes  als  richtig 
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anerkannt  werden,  geliefert.  Rudolf  B.  wurde  laut  Ueimatsorkiuide  d.  d. 
Polen  19. 6. 86  am  8b  10.  fiO  la  Verona  geboraB.  Detedfae  war  mUmhi  danali 
nach  WiM  siuttndig  mul  beutst  aadi  jetK  nodi  die  Bttenr.  filaatiiangrtilit^ 

keit.  Ein  Taufschein  war  weder  VMl  Ludolf  ß.  zn  erhalten  noch  haben 
die  diesbezüglichen  Nachforschungen  in  seinem  (kburtsorte  Verona  ein  Resultat 
ergeben,  jedoch  ist  Huäoif  B.  sowohl  im  Trannnfjsscheine  d.  d.  Posen  19.  B.  b6 
als  auch  in  der  Übertrittsarkunde  zur  deutsch-reformierten  Kirche  d.  d.  Stettin 
12. 9. 99  alt  KathoUk  beielclniet  Am  19. 6. 86  icUofi  MuMf  B.  in  Pm« 
Tor  dem  SUndeeamte  eine  Ehe  mit  der  lavt  Tanbeiidnee  des  Pfuremt« 
Asad  am  19.  4.  62  geborenen,  zor  Zeit  der  Eheschliefinng  kath.  Antonie  H, 
oboe  dieser  Ziyilehe  eine  kirchliche  Trsnnng  nachfolgen  zu  lassen.  Diese  Ehe 
wnrde  mit  rechtskräftigem  Urteil  des  OLG  Stettin  vom  20.  0.  für  getrennt 
erklärt.  Nachdem  Rudolf  E.  am  12.  9.  99  seinen  Übertritt  von  der  kalb. 
Kirche  zur  deat8cb-reformiert«n  Kirche  vollzogen  hatte,  schloß  er  am  2ö.  10.  99 
TOT  dem  Btnndeiamte  in  Kiel  eine  «weite  Blhe  mit  S^pkU  S.  geb.  JT.  Beide 
Ehen  blieben  Idnderloe.  Die  ente  Fraa  dea  Budolf  B^  AniotUß  JST.»  JeHt 
Tetebelichte  b^det  sich  noch  am  Leben,  wie  ibre  Einrernebmnng  dunb 
daa  AO  Berlin  vom  21.  4  04  er^ilit 

Entscheidungsgründe. 
Durch  die  Zuschrift  des  Wiener  Magistrates,  infolge  welcher  das  Ver- 
fahren zur  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  vorstehenden  £he  eingeleitet 
wurde»  ist  nacbgewieaen,  daß  Rudolf  B.  bei  Eingebung  eeiner  Slien  Meir. 
Staatsbfliger  war  und  laut  BeBtfttignng  deiaelben  Magiatrats  andt  neeh  iit 
Ea  ist  daher  seine  persönliche  Fähigkeit  zur  ElieadllieSong  jederzeit  nach 
österr.  Rechte  7n  licurteilen.  Die  erste  Frage  ist  mn\  die  von  Rudnlf  B. 
mit  Antonie  11  am  U<.  H.  W  zu  Posen  geschlossene  Ehe  nach  österr.  Hechte 
gültig  sei,  ubwulil  die  feierliche  Erklärung  der  Einwilligung  nicht  nach  Vor- 
schrift des  §  75  a.  b.  GB  vor  dem  ordentlteben  Seelsorger  eines  der  fraot> 
lente  gescbeben  war.  Nacb  Ansdiannng  des  GecicbtdiolM  begrftndet  dieeer 
Mangel  keineswegs  die  Ungültigkeit  dieser  nadi  den  Gesetzen  des  Ortes  der 
läieschließung  in  rechtsgültiger  Form  eingegangenen  Ehe.  Denn  nach  der 
Theorie  und  Praxis  ist  es  als  feststehend  anzusehen,  daß  die  Förmlichkeiten, 
welche  zur  Abschlieliang  einer  giilti^ren  Ehe  erforderlich  sind,  sich  stet«  nach 
dem  Rechte  des  Ortes  richten,  wo  die  Ehe  geschlossen  wird  {Ivms  regit 
aetumj.  In  Bekrftftigung  dieses  Grundiatses  sind  denn  anch  die  Briame  dtf 
Knltnsministerinms  vom  88.  7.  62,  Z.  1964  nnd  des  Ministeriums  des  bisein 
Tom  1. 8.  76,  Z.  6879  erfloBSen.  Ist  aber  diese  erste  Ehe  als  rechtsgfiHig 
anzusehen,  so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliefren.  daß  nach  österreichischem 
Rechte  die  zweite  Ehe  des  Rudolf  B.  mit  Sopßn'e  S.  ungültig  ist.  Denn  lOr 
Zeit  der  Abschlieiiung  der  ersten  Ehe  waren  beide  Ehegatten  Katholiken: 
durch  den  Trauungsschein  über  die  erste  Ehe,  den  Taufschein  der  Antonia 
und  die  ÜbertrittsbeetStigang  besflgliob  des  Ehemannes  daigetan  wird.  V»^ 
dem  die  ente  Ehegattin  laut  ihrer  Einvernehmung  noch  am  Leben  ist  ^ 
nach  Yoreohrift  des  §  III  a.  b.  OB  Katholilten,  solange  der  andere  Ebeget*" 
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ItlAf  andi  wenn  sie  mittlerweile  zu  einer  anderen  Religion  Ubertreten,  keine 
neue  Ehe  eingehen  können,  so  steht  der  zweiten  Ehe  des  Rudolf  B.  das 
noch  ungelöste  Band  der  erst^'n  Ehe  entgegen  (§  62  a.  b.  GB).  Die  Ungültig- 
keit dieser  Ehe  muüte  somit  für  das  Qebiet  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  ausgesprochen  werden.  Ein  Verschulden  der  Ehe- 
gatten Uenaa  war  jedooh  nieht  annm^unai,  weil  aneb  diese  swdte  Ehe  nach 
AuflSsang  der  ersten  nach  prenBisehem  Rechte  rechtsgSltlg  abgesdiBBsen 
wurde  und  Uerbd  die  Eli^tten  aweifellet  eich  im  guten  Glauben  befanden 
haben 

Das  OLG  irr  Wien  hat  der  Berufung  des  EhebandTerteidigers  keine 
Folge  gegeben  und  das  erstrichterliche  Urtfil  bestätigt. 

Entschcidungsgründe. 

Der  angerufene  Bemfungsgrund  der  nmiebtigen  rechtlichen  Beurteilong 
der  Sadie  erscheint  dem  Bernfangsgerichtshofe  nicht  sotreSend.  GemikB  %  87 
a.  b.  GB  sind,  wenn  Ansiinder  mit  österrdeUschen  Untertanen  im  Auslände 
Reohtsgeschäfte  vornehmen,  dieselben  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  das 
Geschäft  abgesohlossen  worden  ist.  zti  beurteilen.  Daraus  folgt,  daß  auch 
die  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe  nach  dem  Grundsatze  locus  regit  actum 
nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  au  welchem  die  Eheschlieüuttg  stattgefunden 
hat,  XQ  beuteilen  nnd  dann  als  gttitig  aaansehen  ist,  wenn  am  Orte  der 
BhescbUeBang  gdtenden  gesetslichoi  FörmUchkeitoi  beobaditet  wurden.  Dies 
ist  aber  vorliegend,  wie  sich  aus  dem  Trauungsscheine  des  Standesamtes  in 
Posen,  einer  Urkunde,  welche  im  Sinne  der  §§  292,  293  ZPO  über  diese  Tat- 
sache vollen  Beweis  macht,  in  Ansehung  der  zwischen  Rudolf  B.  und  Afi' 
tonie  H.  am  IH.  7.  86  vor  dem  Standesamte  in  Posen  abgeschlossenen  Ehe 
der  Füll  und  hat  daraus  der  Erstrichter  des  Weiteren  die  richtigen  Schlüsse 
gezogen.  Das  erstiiehterliche  Frteil  oitspriebt  daher  dem  Gesetse  und  war 
xn  bcstitigen. 

Der  0  G  H  hat  der  Revision  des  ^bandrerteidigecs  keine  Folge  gegeben 
und  das  Bemfongsarteil  bestätigt. 

Entscheidungsgrtinde. 
Durch  die  Note  d^s  Wiener  Magistrates  vom  13.  7.  04  erscheint  außer 
Zweifel  gestellt,  daß  Rudolf  B.  in  Wien  heimatberechtigt,  somit  österreichi- 
aehtf  Staatsangehöriger  ist^  ond  wird  dieser  Umstand  von  ihm  auch  nicht 
bestritten.  Das  k.  k.  Landesgericht  Wien  erscheint  daher  naeh  §  94.  a.  b.  GB 
reqiii  §  100  J.  N.  snr  amtswegigmi  üntersDchnng  der  Goltigkelt  der  ron  dem 
Genannten  am  25.  10.  99  vor  dem  Standesamte  in  Kiel  mit  Sophie  S.  geb.  K. 
geschlossenen  Ehe,  beziehungsweise  des  dieser  Ehe  entgegenstehenden  Hind»  r- 
nisses  der  §§  62  und  III  a.  b.  GB  ungeachtet  die  Ehegatten  sich  gegenwärtig 
im  .\iialande  befinden,  aus  öffentlichrechtlichen  Gründen  verpflichtet  und 
kompetent  und  nachdem  weiter  durch  den  Traunngsschein  d.  d.  Posen  19.  6. 86 
und  die  Übertrlttsnt'lninde  mir  dentsoh-reformierten  Kirche  d.  d.  Stettin  12. 9. 99 
aad^ewiesen  ist,  daS  Budoif  B.  snr  Zeit  seiner  ersten,  im  Jahre  18S6  mit 
der  kathobsdien  Anämie  H.  Tor  dem  Standesamte  in  Posen  gesehlossenen 
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Bodi  KathüHk  war,  stellt  sieb,  angeachtet  dieser  Ehe  eine  kirchliche 
Traunng  nicht  nacliK'ofoljft  imd  dieselbe  mit  rechtskräftipem  rnrilt  des  OLG 
Stettin  vom  20.  6. für  getrennt  erklärt  worden  ist.  im  iiinbhck  aul  die 
§§  62  and  lU,  dann  auf  die  §§  4  und  H7  a.  b.  GB  die  zweit«  vun  dem  Ge- 
Dumten  mit  Sophie  S,  giotiMmm»  fib»  «Ii  angttltig  dar,  and  genügt  ei  im 
mnigeii,  auf  die  satceVendMi  nod  oldit  widertegten  Qittnde  der  vntecgeridil- 
liehei^Crrtej]e  la  Tcrweisen.  Da  somit  der  geltend  gemachte  Reriaioiiignmd 
der  unrichtigen  rechtlichen  Bearteilnng  der  Sache  nicht  vorliegt  and  die  amt- 
liche Überprüfung  der  Akten  auch  sonst  keinen  Grund  zu  einer  Abändi-runtr 
oder  Aufhebung  des  anL'cfochtenen  Urteilea  ergeben  hat,  war  daaeelbe  anter 
Abweisang  der  Revision  za  bestätigen. 

Rechtsfähigkeit  ausländischer  juristischer  Personen. 
Art  19  des  österreichisch-deutschen  Handelsvertrages  v.  1891. 
Die  Vollstreckung  des  i'on  einer  Jiierlands  »um  Geschäfts- 
betriebe nicht  zugelassenen  .säch.sisrhen  Versicherungsgesell- 
schaft gegen  einen  Inländer  erwirkten  sächsisciien  ürteiles 

ist  unzulässig. 
OGIl  14.  12.  04  (Z.  l'JitlS). 

Das  k  k.  Kreisjferielit  in  Reiclienlxri^  liat  mit  Urteil  vom  29.  4  04  in 
der  Exekutionssat  lie  di  r  Vcrsicherungsgesellsrhaft  M.  in  Dresden  (^betreibende 
Gl&abigerin)  wider  N.  in  Reichenberg  (YerpÜichtetenj  wegen  234  K.  20  h. 
B.  O.,  den  Widersprach  der  Verplliehteten  gegen  die  Esdniticiiabewilligang 
▼om  iM).  3. 04  and  den  darin  gestellten  Antrag  auf  Anfliebnng  dmelben  und 
Einstelinng  des  auf  Orand  dieser  Bzekntionsbewillignng  eingeleiteten  Eze> 
kntionsverlalirens  snrttokgewiestti. 

Tatbestand. 

Der  Versicherangsgesellschaft  M.  in  Dresden  stand  >(eiLcen  N.  in  Reichen- 
berir  aus  einem  (in  Dresden  perfekt  gewordenen)  Versicherungsvertracrc  eine 
Forderung  zu,  welche  sie  beim  Amtsgerichte  Dresden  einklagte.  Auf  Grund 
des  in  dieser  Sache  erflossenen  Versäamnisurteils  vom  28.  10.  03  warde  uan 
der  genannten  VersicbeniDgagesellacliaft  xur  HettinlniBgang  des  ersiegten 
Betrages  seitens  des  zuständigen  Ssterreichiscben  Qerlchtes  die  EzelmtioB 
mittels  Pfändung  des  beweglidien  Vermdgens  des  iV.  lu-willigt  and  diese 
Exekntion  auch  vollzogen.  Gegen  diese  Exekutiunsbewilliprung  erhob  JV. 
Widersprucli  und  stellte  den  Antrug  auf  Aufbebung  derselben  und  Einstelinne 
des  auf  Grund  dieser  Exekution&bewilUgung  eingeleiteten  E.xekuüonsverfahrios. 
Der  Widersprach  wurde  darauf  gestutzt,  daß  die  betreibeude  Gläubigerm  zum 
OeschAftslietrielw  in  Östetreieh  bisher  nicht  angelassen  voide,  dieselbe  daher 
lüerlands  nicht  proaeftifthig  nnd  auch  nicht  berechtigt  sei,  eine  Bxefcntion  sn 
erwirken. 

Das  Kreisgericht  wies  den  Widerspruch  des  iVl  snrOck. 
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Entscheidanj^sgründe. 
Durch  die  ülKroinstimmenden  Angalx  n  beider  Teile  ist  festgr**std!t.  daß 
die  VersicheruugügüäüUscbaft  M.  in  Dresden  diu  ZuUsssung  znm  Geschäfts- 
betriebe hierlands  bisher  nicht  erwirkt  hat,  daß  N.  am  SO.  12. 02  den  Ver- 
sidieningaaotrag  «n  obige  CtewHwhalt  luudi  Dresden  abgesendet  bat,  und  daß 
denelbe  die  auf  Qmnd  dieses  Antrages  augefertigte  Police  erhalten  hat,  dalt 
gegen  ihn  diese  Oesellschaft  beim  Amt^erichte  in  Dresden  das  Vers&amnis- 
nrteil  vom  2H.  tO.  OM  nnf  Zahlung  von  234  K.  20  h.  s.  N.  G.  erwirkt  hat. 
dalj  dieselbe  auf  Grniui  dieses  Urtciles  gegen  ihn  mit  hiergerichtlicheni  Bi- 
ücblusse  vom  H.  04  die  ZwaugsvoUätreckung  durch  Pfändung  des  beweg- 
lichen Vermögens  erwirkt  hat,  welche  vom  Bezirksgerichte  Reichenberg  am 
7.  4. 04  Tollaogen  wurde.  Der  gegen  diese  Ezelrationsbewillignng  erholtene 
Widersprach  sttitat  sidi  daravf,  daß  die  betrübende  Glftabigexin  als  ao»- 
iAadisdie  Versicherunirs^et^cUschaft  hierlands  nicht  proz(  Ofäl  iii  hierlands  nicht 
berechtigt  sei.  eine  Klage  einzubringen,  demnacli  aucli  nit  ht  berechtigt  sei, 
hirrlands  eine  E.xekution  zn  «rwirkeii.  daher  die  im  Hl,  Z.  2,  4  EO  ange- 
fiifirten  i^esetzlicfieii  Bedingungen  nicht  vorhanden  sind,  weil  diese  Gesellschaft 
Miui  (tebchäftsbetriebe  hierlands  nicht  zugelassen  iat.  Für  die  Entscheidung 
Aber  die  Frage  des  Mangels  der  Prosefittiiigkeit  kommen  Torlicgend  die  Be- 
stinunongen  der  §§  26,  33  a.  b.  OB,  der  Handelsvertrag  Tom  6. 12. 91  No.  16 
RGBl  a.  1892,  abgeschlossen  zwischen  Österrcich-Ungani  und  dem  Deutschen 
Reiche,  sowie  die  ZPO  in  Betracht  und  aus  diesen  geht  hervor,  daß  die 
privatrechtlicho  Rechts-  und  Handlnnf^sfähigkeit,  demnach  auch  die  Prozeß- 
fähigkeit einer  ausländischen  Versicheruiig.s^rt  sellsehaff  nicht  von  deren  Zu- 
lassung zum  gewerbsmäiiigen  üeschäftäbetriebe  im  c>iune  der  kais.  V. 
▼om  29. 11. 65,  No.  127  RGBl  lud  des  Qesetaes  vom  29.  &  73,  No.  21  BOB! 
bedingt  ist ;  dmn  die  betreibende  Gtftubigerin  nimmt  als  ansitndische  juristische 
Person  im  allgemeinen  dieselbe  rechtliche  Stellung  ein,  weiche  die  ZivUgerichte 
dem  Ausländer  geben ;  es  werden  demnach  im  Sinne  des  §  26,  83  a.  b.  GB  die 
ausländiüclien  jnristischen  Personen,  welche  den  an  ihrem  Sitze  geltenden 
(»esptzen  entsprechen  (und  das  Gegenteil  hiervuu  wurde  vorliegend  seitens  des 
W  iderspruchswerbers  nicht  behauptet,  im  Gegenteil  sich  auf  deren  Statuten 
berufen),  auch  im  Inlande  anerkannt,  es  kommen  ihnen  gleiche  blirgerlidie 
Bechte  und  Pflichten  mit  dra  Eingeborenen  au,  wenn  nicht  an  dem  Genüsse 
dieser  Bedite  anidrOcklich  die  Eigenschaft  eines  Staatsbttrgecs  erf<»dert  wird 
und  wenn  der  Staat,  dem  sie  anirehOren,  die  hic  rländigen  Staatsbürger  in 
Rücksicht  des  Rechtes  titcnfiills  wie  die  seinigen  behandelt:  diese  Reziprozität 
ist  in  dem  7,wis<  lien  <  »sterreich  -  Ungarn  und  Deutschland  abgeschlossenen 
Handels-  und  ZuUvertrag  vom  6.  12.  }*1.  No.  lö  R(JB1  a.  1892  im  Art.  19 
gewährleistet,  daher  nach  ^  1  ZPO  auch  Ausländer  bezw.  ausländische  Ver- 
sicherangsgesellschaften  proaeSiUiig  sind,  und  im  Inlande  nicht  als  redittos 
angesehen  werden  kttnnen.  Weim  nun  im  Art.  19  dieses  Handelsvertrages  es 
heiCt,  .daß  die  in  dem  Trebiete  des  einen  vertragschließradeu  Teiles  reditlich 
bestehenden  Alctiengesellschaften  und  Versichemngigesellacbaftett  Jeder  Art 
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in  dem  Gebiete  des  andern  Teiles  nach  Maßgabe  der  daselbst  geltenden  ge- 
setKÜcheii  und  rcglementarJacheii  fieitimiiiiiogeii  tarn  Ocseli&ftriMlriebe  und 
Sur  Verfolgung  ihm  Recthte  vor  Occleht  mgelasMU  werdoi*,  nnd  im  Art.  I 
der  kaia.  V.  vom  29.  11.  66,  No.  127  ROBl,  die  Anerinnnnng  d^  rechtliclieB 
Bestandes  und  die  Zulassung  zum  gewerbsmäßigen  Betriebe  ihrer  Ge- 
schäfte von  der  Erfüllung  besonderer  Bcdincrnnpren  abhänpiy  ^»  itvirlit  -rirvl 
welrhp  Restimmnnfjren  nach  dem  Gesetze  vom  211.  3.  73.  Nn.  4i?  H<tH1.  au<]i 
auf  die  ausländischen  Versicherungfigesellschaften  Anwendung  zu  linden  haben. 
SO  liat  der  Arl.  I  dieser  V.  vom  29. 11. 66  olfenbar  nnr  den  Simi,  dftB  die  in 
dieser  V.  nonnierteB  Bedingungen  «rfallt  werdot  mttaioi,  damit  eine  aae* 
ländische  Oesellsohaft  jene  Anerkennung  übreB  rechtlichen  Bestandes  erlangt, 
die  für  sie  r.nm  gewerbsmäßigen  Betrielie  im  Inlande  erfordert  winl 
aber  auch  ohne  eine  solche  verwaltungsbehördliche  üenehmigung  ii  r  Statuten 
ist  die  ausländische  (iesellschaft  als  rechtlich  bestehend  insoweit  anzm  rkennen. 
als  ein  Rechtsverhältnis,  an  welchem  sie  beteiligt  ist,  nach  Mafigabe  der 
§$  35—37  a.  b.  OB  nach  aoslftndiaohem  Reehte  su  beurteilen  ist;  tritt  ehi 
solcher  Fall  ein,  so  kann  diese  Gesellschaft  von  der  BelugniB  sn  klagen  und 
geklagt  zu  werden  nicht  ansgaschlossen  werden.   Nur  in  diesem  Sinne  ist 
Art    1^?   des  Handelsvertrages  zu  interpretieren,   welcher  auch  nnr  den 
gewerbsmäßigen  Geschäftsbetrieb  und  die  Klagbarkeit  der  aus  diesem 
gewerbsmäßigen  Geschäftsbetriebe  ihr  erwachsenden  Rechte  im  Auge  haben 
kann,  wie  auch  die  Httg^iehkeit  des  Absdilnsses  dualer  GcadAfte  ohne  ge- 
werbebebtfrdliehe  Zulassung  ans  dem  ZoU>  und  KuiddsbOndnisse  mit  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  vom  27.  6.  78  hervorgeht,  da  diesfalls  bezQg- 
lieh  der  Versicherungsgesellschaften  vor  Beginn  des  Geschäftsbetriebes  ihre 
zu  errichtende  Zweigniederlassung  im  Handelsregister  einzutragen  kommt, 
nach  §  9  aber  doch  auch  der  Oesebäftsbetrieh  ohne  Zweigniederlassung  ge- 
regelt wird.    Es  würde  wohl  auch  der  Tendenz  des  mit  dem  Deutschen 
Reiche  geschlossoien  Handeisbfindnisses,  ^nm  die  Handelsbesidinngen  swisdMi 
beidsn  Reiehen  inniger  m  gestalten*,  nidit  entsi^echen,  wenn  ein  Tereinadter 
Versicherungsvertrag,  welcher  duitth  Annahme  des  vom  Verpflichteten  nach 
Dresden  eingesendet^'u  Ver.sichertingsantrages  in  Dresden  perfekt  wurde.  gee^Ti 
den  Versicherungsnehmer  im  Inlande  nicht  eingeklagt,  bczw  nicht  exequiert 
werden  könnte.  Es  liegen  demnach,  da  von  einem  Mangel  der  Prozeßfähigkeit 
nicht  gesprochen  werden  kann,  die  Voraussetzungen  des  §  79  EO,  nicht  aller 
die  Vorarussefcsnngsn  des  S  4  BO  vor,  daher  dem  Widei^i^nohe  gegen 

die  BzekutionsbewÜligung  nicht  stattgegeboi  worden  konnte. 

Das  OLG  bestitigte  infolge  Berufung  des  itfl  das  ttstrlehteriiehe  UrtdI. 
Entscheidungsgründe. 

Das  Rcmfungsgericht  vermag  dem  von  dem  Verpflichteten  geltend  ge- 
machten Berufungsgrunde  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache 
eine  Berechtigung  nidbt  suinerkennen.  G«nU  §  26  a.  b.  GB  wird  einesi 
Inbegriffe  von  Personen  oder  Gtttem  unter  den  daselhit  angegebenen  Vor> 
anssetsungen  sehon  durch  das  Qesets  die  jniistisöhe  PusönUdiksit  befgehc^ 
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ohne  daß  zu  dieser  Verleihung  ein  besonderer  Akt  der  staatlichen  Gewalt 
notwendig  w&rc.     Erlaubte  Gesellschaften  genießen  hiernarh   schon  kraft 
objektiver  Rechtsnonu  juristische  Persönlichkeit.   Wenn  nach  u^terreirliisc  lu  m 
Rechte  zur  Gründung  gewisser  Arten  von  Gesellschaften  die  ät&atUche  Gre- 
mthmignng  erforderlidi  ist,  so  iat  diese  Konsesaioa  sicherlieitB-,  gewerbe-  oder 
hsmdeiapoliseiUoiMr  Nator;  die  betceSende  Gesellsdisft  wiid  iiiefdarcb  eliie 
erlaubte  und  als  solche  ist  sie  kraft  des  Gesetzes,  nicht  aber  erst  kraft  def 
staatlichen  Konzession,  eine  juristische  Person,    Nfu  h  ß  'V^  a.  b.  GB  kommen 
den  Kreniden  Uberhaupt  gleiche  hürprcrliche  Rechte  und  Verliindlirhkeiten  mit 
den  Eingeborenen  zu,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse  dieser  Rechte  ausdrücklich 
die  Eigensdislt  eines  HteatebOrgera  erionlert  wird.   Nach  §  34  ».  b.  GB 
ist  die  peceftnliehe  Ffthigkeit  der  Frenulen  sn  Beditfleesehilteii  inqgemeiii  nseh 
den  Gesetzen  dee  Ortes,  denen  der  Fremde  TenoBge  sdnes  Wohnsitzes  oder» 
wenn  er  keinen  eigentlichen  Wohnsitz  hat,  vermöge  seiner  Geburt  als  Unter- 
tan unterlieift  r.n  beurteilen.    Aus  dieser  letzteren  Gesetzesstelk-  fnlixt,  daß 
die  Fraf.5e.  ob  euier  Personenvereinigung'  jtiristische  Persrinlichkeit  beizumessen 
bei,  nach  den  Getietzeu  zu  beurteilen  ist,  die  an  ihrem  öitze  gelten.   lät  eine 
Jittistiache  Fersen  im  Avalsnde  nseh  den  dortigen  Oesetnen  reditsgültig 
Iconstitaiert,  so  wird  sie  nnch  §  33  a.  b.  GB  auch  in  österreicli*  fttr  reohtsttlüg 
angesehen,  ohne  daß  ibr  fdr  das  OeterreichiBche  Staatsgebiet  die  juristische 
Persönlichkeit  besonders  verliehen  werden  mußt«,  welche  privatrechtliche  Ver- 
leihung nach  der  obigen  Auseinandersetzung  das  österreichische  Gesetz  gar 
nicht  kennt.    Hiernach  aiud  ausländische  juristische  Personen,  welche  den  an 
ihrem  Sitze  geltenden  Gesetzen  entsprechen,  auch  im  Inlande  schon  Inrnft  des 
Gesettes  nnsnerinnBen  und  ist  ilinen  infolgedeasen  aveb  von  den  tfsterreidii- 
sehen  Qerichttti  die  priTstteebtUehe  Yertragsflbigkeit  luingestebeii;  nr 
SchlieBong  Ton  PrivatrechtsgeecbAften  mit  Österreichern,  so  Vwiiv  solche  Ge* 
schäft«  ohne  eine  hicrKindige  gewerbliche  Organisation  ausgefülirt  werden, 
bedarf  eine  ausländische  Gesellschaft  einer  Zulassung  im  Sinne  der  kais  V. 
vom  29.  11.  6ö,  RGBl  No.  127,  und  des  GeseUes  vom  29.  3.  73,  RGBl  J^o.  42, 
nicht.  Nor  wenn  sollte  RechtsgeschÜte  bei  uns  gewerbsm&ßig,  d.  L  in  der 
Absiebt  geseklosseo  werden,  nm  die  besflgUehe  Tfttlglceit  sn  einer  daaernden 
Gewinnqnelle  in  machen,  kommen  für  ausl&ndische  GeseUflcbaften  die 
obigmi  gewwbe-,  daber  dffentlichrechtlichen  Normen  zur  Anwendung.  Nach 
Art  19  des  Handelsvertrages  mit  dem  Deutschen  Reiche  vom  1B  12.  91, 
No.  iö  RGBl  a.  18i>2  werden  die  in  dem  Gebiete  des  einen  vertragsi  liließenden 
Teiles  rechtlich  bestehenden  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften 
anf  Aklien-  ood  VerHebenngsgesellscbaften  jeder  Art  in  dem  GeUele  des 
anderen  Teiles  naeh  Haßgabe  der  daselbst  geltenden  gesetsliehen  nnd  regle- 
mentariseben  Bestimmungen  zum  Geschäftsbetriebe  und  zur  Verfolgung  ihrer 
Rechte  vor  Gericht  zugelassen.    Die  Zulassung  zum  Geschäftsbetriebe  in 
Österreich  ist  für  anslandisrhe  Versicherungsgesellschaften  allerdings  von  einer 
staatlichen  Konzession  abhängig  ^Art.  I,  II,  III  der  kais.  V.  vom  29.  11.  öö, 
HCiBi  Nü.  127  und  §  2  des  Gesetzes  vom  29.  3.  73,  RGBl  No.  42).  Die  Vor- 
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ful^ang  ihrer  Rechte  vor  Gericht  ist  ihnen  gemäß  g§  26,  33,  34  a.  b.  GB, 
^  1  ZPO  ßcstattct  ,  ohne  daß  hierzu  eine  privat  rechtliche  Konsession  notwendig 
wäre.  Eine  ganz  andere  Bedentong  hat  aber  du  sc-  letztere  Verträgst bt'ätimmnng 
für  österreichische  Qesellschaften,  die  ihre  Rechte  vor  Gerichten  in  Deattch* 
land  verfolgen,  indou  rar  Anttfceniiiiiig  «inet  VeniiiM  ab  dner  jnriitiadifli 
Ftoraon  io  Deataehhud  lowoU  vor  der  Oeltang  dee  dentecheD  BGB,  «b  tack 
nunmehr  anf  Grand  dcMellMii  (§§  22,  23,  —  21,  61,  62,  63  —  80  BOB  fOx 
d;is  Deutsche  Reich)  teilweise  die  staatliche  Ronzession  notwendig  war  and 
ist     Die  k-ais.  V.  vom  29.  11.  65,  RGBl  No.  127  uml  das  rr(>s<»tz  vom  29.3.73. 
B'iRl  No.  42  rodeln  srhon  nach  ihrem  Wortlaut»'  leiliijli<^h  die  Znlassnng 
aui>i;indischer  Geseibchaften  zum  GeschäftstMitrtel)«  in  (>äterreich,  nicht  aba 
die  pnvaftzechtliche  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  ausländischer  GesellachifteB. 
Fttr  die  Tuntdiende  Bediteaiisl^piiig  siiraehen  auch  die  lüoniien,  welcbe  Ober 
diesMi  Gegeutaiid  den  lAadem  der  nngarieehen  Krone  gegenfllier  erlaaKO 
Widden  sind.  Nach  dem  Gesetze  vom  27.  6.  78,  RGBl  No.  68,  rar  Ausfflhrnng 
deä  Art.  XX  des  Zoll-  und  IlaiidcdsliünduiMses  mit  rn<rarn  vom  27.  6.  78. 
RGBl  No.  62,  das  mit  der  kaiserl.  V.  vom  21.  9.  99,  RGl^l  No  I7f^  hi^  anf 
weiteres  aufrecht  erhalten  wurde,  ist  im  §  8  (und  zwar  in  nunmehr  aUge- 
ikaderter  Fassung)  der  Geschäftsbetrieb  ungarischer  Versicherongsgesellschafteo 
in  Öetmeioh  im  Wege  der  Brriditn&g  Ton  Zwelgttiederlaanmgen  geregelt 
nach  §  9  riohtet  sieh  der  Gesebiftebetrieb  ohne  ZwagniederiaMang  nadi  den 
Bestimmungen  des  Art.  XTV  des  Zoll-  und  Uandebbtodnisses ;  nach  Abs.  % 
diese.s  1et;;teren  Art.  ist  es  ungarischen  Versicherungsgesellschaften  gestatte, 
auch  olnc  Zweigniederlassung  in  Österreich  Geschäfte  zn  machen. 
Die  Behauptung  des  Verpflichteten,  die  betreihende  Glänbigerin.  die  in  Oster- 
reich zum  Geäcbaftäbetriebe  nicht  zugelassen  ist,  »ei  deshalb  auch  nicht 
proxeSfähig,  vermag  das  Bemfungsgerieht  nicht  ahi  riobtig  ra  erkennen. 
Oegen  die  Bewilligung  der  Bxdnition  dea  vom       AG  Dresden  gettlltcn 
Ürteiles  spricht  auch  nicht  die  Anordnang  des  vorlettten  Absatzes  der  JMV 
vom  21.  12.  99,  No.  258  RGBl,  wonach  die  Bewilligang  der  Exekution,  gleteh- 
wit  in  den  Fällen  de<?  ^  Hl,  Z.  2    4  EO  dann  zn  versagen  i^t.  wen«  die 
Anerkennung  des  di-utsrhen   ('rtt-iles  gegen  den  Zweck  eines  hier/uUnde 
geltenden  Gesetzes  verstoben  würde,  indem  die  RiM^hts-  und  Prozeßfähigkeit 
einer  aatländischen  YereicherungsgesellMhaft  anob'obne  etaatlicbe  KonaenieB 
bei  nne  dnrd»  die  obigen  Bestinininngen  des  a.  b.  OB  anerkannt  ist.  Ve^ 
sagangsgrttnde  gegen  die  Bzekntionebewilligiing  graiftfi  §  81,  Z.  2,  4  W 
liegen  niükt  TOT.  Ob  die  betreibende  Gläubigerin  in  r)8terreich  geweibillABig 
Versichernngsgesehäfte  het reibt,  ist  in  privatrechtlicher  Beziehung  ganz  irre- 
levant; der  über  diesen  Umstand  im  Berufungsverfahren  angebotene  Beweis 
durch  Zeugen-  und  Parteienvernehmnng  muß  daher  als  unerheblich  zurück- 
gewiesen werden  (§  275  ZPO).   Die  erstrichterliche  Entscheidung  entspncbt 
der  Sach-  nnd  Becfatslage,  indem  die  juristische  PefsOnliehkmt-dcr'betreibeiilai 
Gl&nbigerin  nach  den  sn  ihrem  Sitae  Dresden  geltend^i  Gesetsen  rafelge  der 
vorliegenden  Akten  des  kgl.  AG  Dresden  nicht  zweifelhaft  sein  Icann.  ffiemsch 
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wird  der  Beralniig  de»  Veipfliditelen  keine  Folge  gegeben  und  das  Urteil  des 

Gtericbtes  erster  Instanz  bestätigt. 

Der  k.  k.  OGH  bat  in  Stattf^ebnng  der  Revision  des  JV:  die  in  Rede 
stehende  Exekutionsbewilligung  aufgehoben  und  das  dieslällige 
ExekutioDsverfabren  eingestellt. 

Entscheidun  gägründe. 

Die  BeTision  wixd  lediglich  ans  dem  im  %  603,  Z.  4  ZPO  angeftthiten 
Grande  begdirt  Dieser  Revisionignmd  ist  gegeben.  GemftB  §  79  EO  darf 
unf  Grund  von  ausländisc  lun  Ezekattonstiteln,  wtlcliL-  nicht  unter  §  2  EO 
fallen,  die  Exekution  im  Inlande  nnr  dann  und  in  dorn  Maßt-  stattfinden,  als 
die  Gegenseitigkeit  dnnh  Sta;its vertrage  oder  durch  darüber  erlassene,  im 
RGBl  kundg^smiMihtc  Ht'gierungöt;rkljirungen  verbürgt  ist.  Der  mit  der  V. 
des  Jastlaministeriums  vom  21.  12.  RGBl  ^o.  253  im  i^inue  der  erwähnten 
Oesetseflstdle  in  östenrdch  bekannt  gemachte  g  328  der  deatscben  ZPO  sdiließt 
wster  Z.  4  die  Anerkennung  des  ütteiles  eines  ansltodischeii  Qeridites  unter 
anderem  dann  aus,  weon  die  Anerkttinang  des  TTrteiles  gegen  den  Zweck 
eines  deatscben  Gesetzes  verstoßen  würde.  Mit  Rücksicht  auf  das  in  der 
eingangs  atH/iführten  Gcsetzesstellc  al.s  erste  Voranssetzung  für  die  Bewil  Ii  Ofling 
einer  ExekuLion  auf  (trund  eines  auslandisrhen  Urteiles  aufgestellte  Erfordernis 
der  Gegenäeiügkeit  nmu  daher  die  Exekutiousbewilligung  auf  Grund  eines  iui 
Deatachen  Sttche  erwirkten  Urteiles  von  den  OsterKdeUschen  Qeriditai  dann 
versagt  werden,  wenn  die  VoUstreckong  des  andSndiscben  Urteiles  gegen  den 
Zweck  eines  bierlands  geltenden  Gesetzes  verstoßen  wUrde.  Nun  verfolgt  das 
Gesetz  vom  29.  3.  73,  RGBl  No.  42,  betreffend  die  Zulassung  ausländischer 
Versicherungsgesellschaften  in  Österreich  offenbar  den  Zweck,  den  Oeschäfts- 
betrieb  ausländischer  Versicheningsgesellschaften  im  lulaude  von  der  Erfüllung 
der  in  der  kaiti.  V.  vom  2it.  11.  (35,  liGBl  ISo.  127  aufgestellten  Vorschriften, 
wonadi  aulindisehe  VeisiGiisrungsgesellsobaften  nnr  unter  den  doitselbst 
aogefflhrten  Bedingungen  in  Österreich  als  rechtlich  bestehend  anerkannt  und 
snm  Betriebe  ihrer  Qcschäfte  zugelassen  werden,  abhängig  au  machen.  Diese 
Bedijigungen  sind  im  Art,  I  dieser  kais.  V.  enthalten  und  ist  nach  Art.  II 
eine  behördliche  Zulassnngserklärung  die  Voraussetzung  der  Zulässigkeit  des 
Geschäftsbetriebes  der  ausländischen  Gesellschaft  in  Österreich,  l^eide  Teile 
sind  darüber  einig,  daß  eine  solche  behördliche  Zulassungserklärung  bezüglich 
der  betreibenden  Gläubigerin  in  Osterreich  nicht  i^olgt  ist ;  dieselbe  ist  daher 
in  Österreich  inm  QeichUtsbetriehe  nicht  sugelaasen.  D«  nun  »uch  Art.  19 
des  Zoll«  und  EandelsTertrageB  mit  dem  Dentechen  Reidie  vom  6. 18. 91« 
RGBl  No.  15  a.  1892  im  Schlußabsatze  bestimmt,  daß  die  im  Gebiete  des 
einen  vertragschlieCenden  Teiles  rechtlich  bestehenden  Versichemngsgesell- 
schaften  jeder  Art  iiu  Gebiete  des  anderen  Teiles  nach  Älaügabi'  (K  r  daselbst 
geltenden  gesetzlichen  nnd  reglementarischcn  Bestimmungen  zum  (ieschäfts- 
bctriebc  und  zur  Verfolgung  ihrer  Rechte  vor  Gericht  zugelassen  werden,  mit 
dieson  Vertrage  demnadi  die  im  Gesetse  vom  29.  3.  78,  RGBl  No.  42  besw. 
der  kais.  V.  vom  89. 11.  65,  RGBl  No.  187  vorgeadienen  Bescbrftnkungen  der 
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Zalassung  ausländischer  Versichertm^esellscbafteu  im  lulaude  aufrecht  er- 
lialten  worden,  «o  wfirde  ea  gegen  den  Zweck  dieser  gesetsliclieD  Beftinuunngeii 
TerstoBea,  wenn  de«  von  der  Im  Inlande  nun  Oeschiftebetrielw  nicht  nge> 

iMsenen  Versicherungsgesellschaft  M.  in  Dresden  wider  den  Verpflichteten 
erwirkte  Urteil  des  kirl.  sichaischen  AG  in  Dresden  vom  28.  10.  03  hierlands 
anerkannt  werden  würde.  Da  sohin  im  lun  Kel>enen  Falle  die  Voraussetzungen 
des  §  79  £0  nicht  vorliegen,  ist  in  Abänderung  des  angefochtenen  Uneiles 
dem  Wideripraobe  des  Verpflichteten  stattzugeben,  die  ExekutionibewUligung 
aubnheben  und  das  wdtore  Eiekatienareriahtcii  einsostellen. 

OfHfiUtigkeitserkiarung  der  meischen  einem  Unffom 
mosaischer  Beligim  und  einer  Engländerin  anglikaniadier 
Beligion  in  Ungarn  geschlossenen  Zivilehe  teegen  des  Ehe- 
hindemisses  der  JteUgionsversdtiedenheU  (§  64  a.  b,  GB).*) 

OQH  a,  Ii.  04  (Z.  18493). 

Dm  Ic.  k,  LO  für  fitmftadien  in  Wien  hat  in  der  Stnfaa^  dsa  Karl  L 
wegen  Verbrechene  der  Bntffthrang  den  BeschlnB  gefaftt,  die  Strafakten  dem 

k.  k.  LG  Wien  in  Zivilrechtasachen  behafi  Säitseheldong  Aber  die  Gültigkeit 
der  zwischen  Max  K.  und  Dora  K.  geschlossenen  Ehe  zu  übermitteln,  da 
sich  bei  der  Hauptverhandlung  horausgestellt  \vxhv  iaß  diese  Ehe  xwiacheii 
eintT  Christin  und  einem  Nichtchristen  abgeschlusheii  worden  sei. 

Der  am  5.  ü.  74  in  PreÜburg  geborene  Majc  K.,  welchem  laut  Ver- 
ständigung des  magistratisebMi  Besirksamtei  für  den  2.  Besirk  in  Wien  die 
Änderung  seines  Namens  bewilligt  worden  ist,  welcher  lant  Znstlndigkeit»* 
aengnisses  der  Stadthauptmannschaft  Preßburg  in  den  Gemeindeverband  der 
k  Frcistvtiit  Preßburg  gehört  und  zur'  judischen  Roligi(tn  sich  bekennt.  h:it 
mit  der  am  26.  2.  74  im  Departement  Uise  in  Frankreich  geborenen  umi  nach 
anglikanischem  Ritus  getauften  Dora  B.,  deren  am  1.  12.  92  in  der  Pfane 
Bt.  Paul  der  Grafschaft  Hiddlesex  mit  Jame»  G.  nach  anglikanischem  Bitos 
gesdilosMoe  Slie  lant  des  in  beglanbigter  Übersetiung  rorliegenden  Amtogcs 
ans  der  Hanptregistratar  des  High  (kturt  of  JusHee  in  der  OrafsdisH 
Ifiddlcsex'  am  1H  2.  Ol  durch  endgültiges  Dok-ret  aoigelöst  worden  ist.  vor 
dem  MatrikeUährer  des  Matrikelbezirkea  Pceßbarg  am  19.  a  Ol  die  Ehe 
gesciüossen. 

Genannte  Dora  G.  war  zur  Zeit  der  Schließung  ihrer  Ehe  mit  Max  K. 
laut  der  in  beglaubigter  Ülyersetsiing  vorliegenden  Paflurknnde  des  aoswiitigeo 
Amtes  in  London  Tom  22. 1.  Ol  britische  Untertanin. 

Dora  K.  hatte  bereit»  bei  dem  LO  Wien  durch  ihren  Vertreter  Dr. 
Bobert  N.  gegen  Kax  K.  die  Klage  auf  üngttltigerklärung  ihrer  mit  Max  K. 
geschlossenen  Ehe  wegen  des  Bbehindemisses  nadi  g  64  a.  b.  GB  eingebraofat, 

**)  Das  Urteil  ist  in  den  Anls&tten  Ztsch.  XY  Ulf.  nnd  20 f.  be- 
sprochen. —  Red. 
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über  weicht'  Kiago  zufolge  Beschlasses  des  k.  k.  OLG  Wien  voui  26.  5.  03  das 
vorbereitende  Yeriahreu  eingeleitet  wurde.  Diese  Klage  wurde  sohin  bei  der 
aal  den  SO.  10. 03  anbecMimteii  mitndlidiai  8treitm1»iidl«g  im  BlnYentiü^- 
nine  mit  dem  Vertreter  dee  Bdrlagtra,  Dr.  M.  und  dem  ESiebaiidTerteidiger 
Dr.  E.  larttekgeiKMiuiieii. 

Dieser  Sachverhalt  wurde  bei  der  auf  Grund  der  eingangs  erwähnten 
Xot<  des  k.  k.  LG  für  Strafsachen  in  Wien  aof  den  14.  ö.  04  anberaanxten 
mündlichen  Verhandlung  konstatiert. 

Der  persönlich  erschienene  Max  K.  gab  bei  dieser  Verhandlung  an,  daU 
aar  Zdt  dar  BheechlieBnng  mit  Dora  JT.  lein  ordentlidier  Wohnsitz  in  Wien, 
der  eeiner  Chkfetin  in  KottiogiHRmn  in  NiedecQeteneidi  war»  d«8  er  «ifier  dem 
vodiegenden  ZnitSadi^MtaseagniMe  kein  weiteres  Heimatedolniment  beeitie, 
daß  er  sich  in  FtaSbnrg  der  militärischen  Stellung  unterzogen  habe  und  dort 
die  Militärtaxe  zahle  und  dnB  «  r  nicht  gewußt  habe,  daß  in  Östeneicb  eine 
£lie  zwischen  Christen  und  ]^^ichtchristen  ungültie  ^^ci 

Der  Vertreter  der  Dora  K.  hat  bei  der  mündlichen  Verhandlung  be- 
antragt, daß  die  erwähnte  Ehe  für  den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreidie  nnd  Linder  wegen  des  Bliehindemissn  nach  §  64  a.  b.  OB  für 
mglUtig  erkllrt  werde. 

Der  Vertreter  des  Max  K.  Und  der  Eltebandverteidiger  sprechen  sich 
fflx  die  Gültigkeit  obiger  Ehe  an;;. 

Das  LG  in  Wien  hat  zu  Recht  erkannt,  dal^  der  zwischen  3fa.r  K. 
nnd  der  Dora  K.  geb.  B.  geschlossenen  Ehe  das  Ehebindemis  des  §  64  a.  b.  GB 
nicht  entgegensteht. 

Entscheidungsgründe. 

Durch  das  vorliegende  Zuständigkeitszeugnis  der  Stadthauptmannschaft 
PreÜbuig  vom  24.  6.  ()2  in  Verbindung  mit  der  Bestimmung  des  SchluUabsatzes 
des  §  15  des  ungarischen  Gesetzartikels  XXII  aus  dem  Jahre  1896,  welcher 
Bestimmung  infolge  mn  AasIHnder  die  Anbiahme  in  einen  Oemeinderttrhand 
nur  iinta  der  Bedingung  der  gleichzeitigen  Brlangnng  des  8taatsbO^{errechtes 
erwerben  kann,  ist  erwiesen,  daß  Max  K.  ungarischer  Staatsbürger  ist. 
Durch  die  beglaubigte  Übersetzung  der  Paßurkunde  des  auswärtigfu  Amtes 
in  Lonrl  n  vom  22.  1.  Ol  ist  dargetan,  daü  Dora  G.  geb.  B,  vor  ihrer  Ehe- 
schlieiiung  mit  Jfax  K.  englische  Staatsangehörige  war. 

Nach  §  37  a.  b.  OB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  von  Ausländern  mit 
Ausländern  vorgeuuuimeu  werden,  nach  den  Gesetzen  des  Ortes,  wo  das  Ge- 
scblft  abgeschlossen  werden  ist,  sn  beurteilen,  wofern  bei  der  Absohließnng 
nicht  eienbar  ein  anderes  Bedit  sn  Grande  gei^  worden  ist  und  die  im 
§  4  a.  b.  GB  enthaltene  Vocsehrift  nidit  entgegensteht. 

Die  Vorsdttift  des  §  4  a.  b.  GB  indet  im  Torliegenden  lUle  Ireine  An* 
Wendung,  da  bdde  eheschließenden  Parteien  im  Zeitpunkte  der  Eingehung  der 
Ehe  Ausländer  war*'n  ^  H4  a.  b.  OB  kommt  nicht  in  Frage,  da  das  Rechts- 
gesch&it,  die  Eingehung  der  Ehe,  im  Auslande  vollzogen  wurde. 
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Da  ferner  von  keiner  Seite  bebaoptet  wird,  daü  bei  der  erMabnleu  Ebe- 
BcblieBimg  ein  anderea  Hecht  sa  Orande  gelegt  wordm  ad,  m  iat  für 
Wirksamkeit  des  Torgenonuuoieii  Rachtsgeschiftes,  also  der  erfolgten  Ehe- 

Schließung  das  Bh^echt  des  ungarischen  Staates  maßgebend. 

Da  laut  des  vorlieirenden  Matrikelauszuges  des  Matrikelbezirkfs  Pirti- 
burg  vom  20  S.  Ol  bti  der  Eheschließuniz  des  Max  K.  and  der  D<>rn  K. 
vorlag.  diiLi  crsterer  I.sruclito  sei,  letztere  sinh  zur  christlichen  Relignoii  \\Vx- 
dings  nicht  zum  evangeliacben,  sondern  zum  augükanischen  Ritas;  bekanot« 
und  dte  SiheschlieBiiiig  trots  dieser  ReUgionsverachiedenheit  Yolliogai  winde, 
so  ergibt  sidi  danrns^  dafi  fttr  das  Gebiet  des  nngarisdien  Eherscbtes  das 
Ehehindemis  der  Religionayerachiedenheit  nicht  besteht,  die  raduarwlhnte  Eke 
daselbst  also  gültig  abgeschlossen  wurde  and  Dtnra  K.  somit  ungarisdie 
Staatsbürgerin  geworden  ist. 

Es  fililt  demnach  gemüLl  ij  a.  b  GR  die  rechtliche  Grundlage  dafür 
die  Gültigkeit  der  obigen  Ehe  für  das  Geltungsgebiet  des  a.  b.  GB  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  §  64  zit.  Gesetzes  zu  prüfen,  da  die  im  BGB  entbalteoeo 
PriTatrechtsDormen,  somit  anch  jene,  welche  die  Ebehindenlsaa  betnftn. 
gemäß  §  4  dieses  Qeseties  fttr  Aulloder  nicht  bindend  sind.  Bs  war  demnach 
auszusprechen,  daß  der  mehrerwthnten  Ehe  das  Ehehindemia  dea  §  64  a.  h.  GB 
nicht  entgegenstelle 

Das  ikrufungsgericht  liat  <1rr  Boruhing  der  Dora  K.  keine  Folge 
geben  und  4a8  Urteil  erster  instnuz  bestätigt. 

Bntacheidangagrande. 

Das  Berofnngsgeticht  hatte  sich  mit  Rflchsicht  auf  den  ersten  tob 

Dora  K.  geltend  gemachten  Berufungsgrund  zunächst  mit  der  Frage  m  be- 
schäftigen, ob  eine  ungenügende  Erhebung  des  Tatbestandes  und  eine  unge- 
nügende Bewcisfühmnj?  in  der  Rirhtnnjr  der  Feststellung  der  nngarischm 
Staatsbürgersfhaft  des  Miuv  K.  gegeben  sei  Das  Bernhinsrs^erif  ht  hat  diese» 
Berufungsgrund  ftir  nicht  gerechtfertigt  erachtet.  Maar  K.  ist  nach  seinen 
eigenen  Angaben  nngariaeber  Staatsbfl^er,  wnrde  lant  seines  Gebutsseag- 
nisses  d.  d.  18. 11. 00  in  PreBbnig  geboren  ond  daselbst  auch  mm  ICIitlr 
abgestellt 

Als  Beweis  über  die  ungarische  Staatsangehörigkeit  des  Max  K.  lie^ 

schließlich  eine  nffcntlichp  I^rkiinde.  das  Znstjtndifrkeitsreugnis  der  Stadthriiipr- 
mannsrhaft  l'reßburg  vom  1^4,  Ö.  Ol  vor,  in  Avelchera  ausdrücklich  und  unter 
Berufung  auf  den  ungarischen  Gesetzesartikel  XXII  aus  dem  Jahre  1886  be- 
stätigt wird,  daß  Max  K.  in  den  Qemeindeverband  der  legi.  Freistadt  PkB- 
bnrg  gehare. 

Wenn  aber  im  Jahre  1901  von  der  Heimatgcndnde  des  Mktx  K  «as- 
drUcklich  unter  Berufung  auf  das  Oeaeti  vom  Jahre  1886.  dessen  Heimat- 
beri'chtigung  nach  Preßburg  ausgespro'  In  n  wird,  so  ist  damit  znijleich  »nch 
dessen  unjrarisrhe  Staatsbürgerschaft  durch  eine  iifSentlichc  Urkiindt-  dar2-  tr»n 
weil  im  Schlußabsatze  des  §  15  des  ungarischen  Gcsctzartikcls  XXii  &QS 
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dem  Jahn-  IHrth  die  Aufnahme  in  den  Ueimatverband  einer  ungarischen  Ge- 
meinde, von  der  ungarischen  Staatsbürgerschaft  abhängig  gemacht  wird. 

Dm  Berufnngsgericlit  hat  tich  damnadi  der  Beehtwiiaehauung  der  ersten 
Instaitt  in  diemn  Pankte  Tollkommtti  angeecUosMii  nnd  die  UDgarleelie 

Staatsbürgerschaft  d«  -  ^f,<x  K.  als  anzweifelhaft  erwiesen  angenommen. 

Als  zweiter  lkrufun^'S)^rund  wurde  unrichtige  rechtliche  Beartcilnng 
geltend  gemacht,  weil  nach  di-n  Bestimmungen  des  15  H4  a.  b.  GB  die  persön- 
liche Fiiliigkt'it  eines  Fremden  zu  Reclitsffeschiiften  in  erster  Linie  nach  den 
Gesetzen  des  Orteü,  denen  der  Fremde  vermüge  seines  Wuhnsitzes  unterliegt, 
und  erst  in  den  FlUen,  wo  er  keinen  dgoitüclien  Wohnsitx  hatt  nach  den 
Gesetsen,  denra  er  Termftge  seiner  Gebort  als  Untertan  onterstebt,  an  beur- 
teilen sei. 

Das  Berufungsgericht  hat  sich  auch  in  dieser  Frage  der  Bechtsanschatmng 
der  ersten  Instanz  vollkommen  angeschlossen.  Es  handelt  sich  im  fjogebenen 
Falle  um  ein  Rechtsgeschäft,  welches  Auslände  r  im  Auslände  abge&cbluääen 
haben,  ein  solches  ist  gemäü  37  a.  b.  GB,  lailb  bei  der  Abschließung  kein 
asderes  Reefat  m  Omnde  gelegt  worden  ist  nnd  die  Vorsdniften  des  §  4 
a.  b.  OB  nicht  entgegenstehen,  nach  den  Oesetaen  des  Ortes,  wo  dasselbe  ab- 
gescihloisen  wurde,  so  bearteilen. 

Das  Bemfongsgericht  ist  der  rechtlichen  Anschaanng,  daß  die  persönliche 
Fähigkeit  eines  Ausländers  hinsichtlich  der  Vornahme  von  Rechts$(es(  haften 
im  Auslande  immer  nur  nach  denjenigen  geset/.lichen  ßestimnuinfien  beurteilt 
werden  kann,  welchen  der  Fremde  als  Untertan  des  betreffenden  Staates 
nnterliegt. 

Diese  Fdgerang  ergibt  rieh  ans  der  Idaren  Beetimmnng  des  9  4  a.  b.  OB^ 
wonach  ein  asteneichisdier  Staatshtixgar  aneh  bei  dem  Abschlnsse  von  Bedite- 

geschäften  im  Auslände  hinsichtlich  seiner  peisi^nlicben  Fähiglmt  an  die 
ÖSter  ei  einsehen  Oe.setze  gebunden  Ideibt. 

Im  gleichen  8inne  muß  auch  iui  umgekehrten  Falle  angenommen  werden, 
daß  L)ti  der  Beurteilung  der  persönlichen  Fähigkeit  eines  Ausländers  zum 
Abschlasse  von  Rechtsgeschäften  die  ausläodisdie  Gesetzgebung  des  Staates, 
welchen  der  Fremde  als  Untertan  angehört,  maßgebend  ist. 

Eine  weiters  unrichtige  rechtliche  Benrteiliing  erblickt  die  Bemfnngs- 
\s  i  l  rin  darin,  daß  des  Erstgerieht  flbersehen  habe,  daß  der  zwischen  Max 
und  Dom  K.  abgeschlossenen  Ehe  zwingende  Verbots^asetze  widersprechen, 
die  aus  Gründen  des  öffentlichen  Rechtes  gegeben  seien,  und  wonach  die  ab* 
geschlossene  Ehe  als  ungültig  anzusehen  sei. 

Das  Berufungsgericht  hat  auch  diesen  Berufungsgrund  iUr  nicht  gegeben 
erachtet.  Es  ging  hierbei  von  der  Anschaanng  ans,  da0  die  Ehe  nach  dem 
froher  Qesagten  nach  ungarischem  Oesetse  an  beorteiltti  sei,  da  es  sich  nm  ein 
Beditsgeschäfthanddt,  welches  von  Fremden  in  Ungarn  abgeschlossen  worden  ist. 

Da  weder  der  nngarische  noch  der  englisclie  Teil  an  die  österreichische 
Hl '^i  tzgebung  auch  in  Ansehung  der  persönlichen  Fähigkeit  gebunden  ist. 
icaiui  von  einem  der  Ehe  entgegenstehenden  Yerbotsgesetze  keine  Kede  sein. 
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O^^flbcr  dem  in  der  B^nifaiigMchrif t  erholieiiai  Vorwurfe,  d»A  Mm  K. 
die  Ehe  nur  deahalb  in  Preßburg  abu'eselilMaflii  babe,  um  die  QsterreichiBclie 

Gesetzgebung  zu  nmg:t'hin.  ist  darauf  zu  verweisen,  daß  dann,  wenn  sieh  ein 
Ausländer  in  seine  Heimat  begil)t.  um  daselbst  eine  nach  seinen  Geseuen 
gültige  Ehe  zu  scblielien,  von  einer  Umgebung  gesetzlicher  Bestimmungen 
nicht  gesprochen  werden  kann.  In  der  Nichterürtemng  der  bezagUclieo 
ÄnOemngMi  seitenB  des  Maee  K.  nnd  der  Ablelmong  der  hierfliier  angebotenen 
Beweiae  keimte  daher  das  Bemfnngsgerieht  keine  Uangelbaftigkeit  des  Ter* 
ishrens  etbUeken. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Erwägungen  war  der  Bemfong  keine  Felge  la 

geben  und  das  erstrichterliche  Urteil  zu  bestätigen. 

Der  k.  k.  OGH  hat  der  Revision  der  Do/u  K.  Folge  «rej^eben  nnd  in 
Abänderung  des  bernfnnfjsgerichtlichen  ("rteiles  iiusgesprocben.  daU  die  gt:^en- 
ständliche  Ehe  für  den  Bereich  der  im  österreichischen  Reichsrate  vertretenen 
Königreiebe  nnd  lÄmixx  ungültig  ist  nnd  dafl  daran  keineni  Teile  ein  Ter* 
flcbnlden  aar  Last  fftlU. 

EntscheidungsgrUnde. 

Der  ans  dem  Grunde  der  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  der  Sache 
ergrüenen  Berision  ninfl  Bmcbtigung  zaerkannt  worden.  Nack  den  entr 
riobterlieben  FeetsteUnngen  haben  Maos  JT,  welcher  dem  mosaisebea  Bdigiens- 

bdcenntnisse  angehört,  und  Bora  K.  geb  B .  die  anglikanischer,  also  chlilt> 
lieber  Religion  ist.  vor  dem  Matrikel führer  des  Matrikelbezirke.s  Preßhurg  am 
i;t.  8  (  Ii  die  Ehe  geschlossen.  Es  ist  weiter  festgestellt,  daü  beide  sowohl 
vor  als  nach  der  Eheschließung  ihren  Wohnsitz  in  Niederösterreich,  näialicii 
Max  K*  in  Witt,  Dora  B.  in  Kottingbmnn,  nach  der  Eheecbliefiung  beUk 
in  Wien  hatten,  dafi  Jedoch  Max  K.  nngariicher  Staatebflzger  nnd  Jhra  B, 
rar  Zeit  der  Ebeechließnng  englische  Staatsangehörige  war.  Die  üntexgerkhte 
haben  gefunden,  daß  dieser  Ehe,  obwohl  zwischen  einem  NichtChristen  und 
einer  Christin  geschlossen,  das  Ehehindernis  des  §  64  a.  b.  GB  nicht  entgegen- 
stehe, von  der  Ansicht  ausgehend,  daü  beiden  Eheschließenden  die  persönlich« 
Fähigkeit  zur  Abschließung  einer  aolchen  Ehe  nach  den  Gesetzen  ihres  Heimat- 
landes ankam  nnd  am  Orte  der  Ehcschliefinng,  also  im  Gebiete  des  migiiiiclMn 
Bbereehtes  das  ffliehindemis  der  Religionsr^rschiedenhdt  nicht  bestdie.  Dtem 
Rcehtsanschauung  muß  als  unrichtig  bezeichnet  werden.  In  dem  vorliegendea 
Falle,  in  welchem  zur  Zeil  dt-r  .\nhängigmachung  der  Unterscchung  die  an- 
geblichen Ehegatten  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  in  Wien  bs^tten,  handelt 
sich  um  die  Frage,  ob  die,  wenn  auch  von  Auähiudern  im  Auslände  geschlossene 
Ehe,  für  den  Bereich  des  österreichischen  a.  b.  GB  die  rechtliche  Wirkung  einer 
She  haben  kOnne,  obwolil  derselben  das  beseidmete  ISiebindemis  des  §  64 
a.  b.  GB  entgegensteht.  Die  Fkage,  ob  das  mit  dieser  eheHehen  YeibiBdai« 
angestrebte  Rechtsverhältnis  auch  im  Inlande  eine  rechtliche  Wirkung  äußern 
soll,  ist  keineswegs  identisch  mit  der  Frage,  ob  die  eheliche  Verbindung  nach 
den  Gesetzen  des  Abschließongsortes  gültig  zustande  gekommen  ist. 
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Nicht  jedes  vun  Ausländern  im  Auslande  rechtsv/irksani  ^'eschlossene 
Rechtsgeschäft  maß  im  Inlande  Auerkeuiiung  hndcn;  vielmehr  muß  dieselbe 
dann  versagt  werden,  wenn  der  Bestand  eines  solchen  Rechtsgescb&ftes  einem 
hieilandt  aus  ethiachen  GrOnden  erlaasenen  Yerbotflgeaetie  vldentteitet 

Der  GrondsatK,  welclier  in  der  Bestimmnng  da  g  878  a.  b.  OB,  daB 
etwas,  was  unerlaubt,  nicht  Gegeustand  eines  gültigen  Vertzages  Min  kann, 
fTiGr,  muß  natargemäß  auf  alle  Rechtsverhiiltni.sso  Anwendnnfr  finden,  welche 
im  Inkinde  zur  Wirkung  i:^elan|tren  sollen;  derselbe  findet  seine  Ausführuntr 
auch  im  §  81  EO.  wonach  sogar  die  Exekntion  eines  ausländischen  Urteiles 
zn  versagen  im.  wenn  damit  ein  Kechtsverhältnis  zur  Auerkeuuung  gelangen 
soll,  welchem  dnzdi  das  inltodiBciie  Gesets  im  Inlande  ans  Rackrichten  der 
«ifentUclnn  Ordnung  oder  der  SittlieiilEeit  die  GOlfeig^t  Tenagt  ist. 

Es  war  daher  der  vorliegende  Fall  nicht  mit  Rückdcbt  auf  die  An- 
wendbarkeit der  §§  34  und  37  a.  b.  GB  zu  beurteilen,  denn  der  erstere 
Paracrraph  trifft  nur  Bestimmungen  hinsichtlich  der  persönlichen  Fähigkeit 
fi-«  imler  Staatgangeliöriger  zum  Abschlüsse  eines  Rechtsgescliäftes,  fragt  also 
nur  darnach,  ob  jene  Erlorderuisse  vorliegen,  welche  bei  den  vertragschließenden 
Teüen  vermöge  ihrer  persönlichen  Eigensdiaftoi  TOihanden  sein  müssen,  da- 
mit sie  rechtlich  geeignet  erscheinen,  dnrch  ihre  WiUenserldintng  ein  solches 
Geschäft  zu  unternehmen,  daß  daraus  die  beabsichtigten  Rechtsvnrknngen 
and  Folgen  hervorgehen.  Allein  vorliegend  handelt  es  sich  nicht  um  die 
persönliche  Fähigkeit  der  Handelnden,  und  ebensowenig  um  die  Frage,  ob  die 
Form,  in  welcher  die  Ehe  im  Auslande  geschlossen  wurde,  den  Gesetzen  des 
Abschließungsortes  entsprach,  sondern  darum,  ob  der  Anerkennung  der  Gültig- 
kdt  der  Ehe,  falls  sie  im  hierlftndisdien  Gebiete  ihre  Beehtswirksamkeit  ftofiem 
soll,  nicht  ein  Hindernis  entgegenstehe,  wdcfaes  nach  Osteireichischem  Bechte 
diese  Anerkamong  ansschliefit.  §  64  a.  h.  OB  si^  ansdracklicb :  Ehevertr&ge 
zwischen  Christen  nnd  Personen,  weiche  sich  nicht  tnr  christlichen  Religion 
bekennen,  können  ffttltig  nicht  eingegangen  werden. 

Dieses  Hindernis  wird  nicht  unter  jenen  Hindernissen  angeführt,  welche 
auf  dem  Mangel  des  Vermögens  zur  Einwilligung,  also  ml  persönlicher  Un- 
fähigkeit zur  Abgabe  einer  bindenden  nnd  gesetzlich  wirksamen  Erkl&rung 
bemhen,  sondern  unter  Jenen,  wdche  den  Abgang  des  sittlidien  Yermflgens 
betreffen,  also  ein  Brfoidemis  im  Sinne  haben,  dessen  Vorhandensmn  ans 
ethischen  BQcksiditen  zu  einer  unerläßlichen  Voraussetzung  der  Gültigkeit 
der  Ehe  gemacht  ist,  und  welche  gemäß  §  94  a.  b.  GB  von  Amts  wegen 
untersucht  werden  müssen. 

Dieses  Hindernis  betrifft  al.so  nicht  die  persönliche  Handlungsfähigkeit, 
sondern  ist  von  derselben  abhängig.  Es  ist  eine  ans  ethischen  Rücksichten 
sor  nnerUUllichen  Voranssetsnng  der  Gültigkeit  der  Bhe  aufgestellte,  den 
Charakter  eines  awingenden  Verbotsgesetaes  tragende  Norm :  ,da6  ein  Christ 
Sidl  mit  einer  Nichtcliristin  nicht  verehelichen  darf."  Eine  Ehe,  deren  Bestand 
einem  Grundprinzipe  des  in  Osft  r reich  geltenden  Eherechtes  widerstreitet  und 
die  vom  Gesetze  als  onerlanbt,  als  nicht  gültig  schließbar  erklärt  wird,  kann 
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nach  dem  in  Österreich  geltenden  Recht»«  ihre  Rt  i  litswirktinp  dax  lbst  nicht 
äußern,  sie  mwß  hier  wegen  dieses  ttfFent!irlirtrhtlicln'ii  und  alisolut  wirkenden 
Ehehinderiiiss^ä  für  den  Bereich  der  im  Reichsratf  vtTtrctciici)  K  -niirf^if?!? 
und  Länder  als  ungültig  erklärt  werden  ohne  Rücksicht  darauf,  dab  sie  iiu 
Andande  ig/auMomea  wurde  und  daft  weder  nach  den  OesetseD  des  StMtct, 
dem  die  BheechlieBeiiden  «ngebfiRii,  neeh  nach  den  Geeetaen  des  AhsehUefinn^ 
ertes  durch  die  Religionsverschledenhcit  ein  Ghehindernis  gebildet  wird. 

Der  Rfvision  war  daher  aus  dem  Grunde  des  §  508  Z.  4  CPO  statl- 
zngelten,  oline  in  (He  weiteren  Revisionsgründe,  deren  En'irtennifr  Oberflnssig 
erscheint,  einzui^ehen  und  war  die  £be  in  den  österreichischen  Liumdern  fOr 
ungültig  zu  erklären. 

In  diat  Frage  des  Veraehntdens  stellt  sieh  der  Aussprach,  daB  kefaMm 
Teile  ein  selches  snr  Last  ßUlt»  als  gerechtfertigt  dar,  weil,  wenn  ein  Ass- 
l&nder,  dem  die  Gesetae  seiner  Heimat  kein  Ehehindemis  entgegenstellen,  die 
Bhe  in  seiner  Heimat  oder  an  einem  Orte,  wo  das  in  Österreich  als  Hindernis 
erkannte  Verhältnis  der  Gültigkeit  nicht  enttregrenstcht,  schließt,  es  ihm  nicht 
als  Verschnidi  n  augerechnet  werden  kann,  wenn  die  Ehe  nach  hierlündischf« 
Gesetzen  als  ungültig  erklärt  werden  muß. 

Artt.  15,  27  des  Bemer  Übereinkommens  Über  den 
EisenbahnfraMverkehr. 

OOS  16.  6.  04  (Z,  7691). 

Da3  Handelsgericht  hat  die  Klage  der  Firma  A.  in  Wien  widei 
die  priv.  Österr.-ung.  StaataeisenhahngeaeUsehaft  in  Wien  an!  Zahlung  m 
1086  frcs.  36  ctm.  und  970  K.  61  h.  kestoipflichtlg  abgewiesen. 

Tatbestand. 

Die  Klage  führt  aus:  Am  27.  11.  02  wurden  seitens  eines  gewissen 
Ferdinand  F.  in  der  Bahnstation  Fcltn  di  r  italicniseh*  ii  Südhahn  an  i\< 
Klftgerin  vier  Wa$x(;nns  Ntttibolz,  u.  z.  die  Waggons  Jüo.  Ö6U42,  Ö6431,  oTlÖl 
und  576Ö7  aufgegebeu. 

Die  Frachtduplikate  Uber  diese  Sendung,  d.  d.  Feltie  24. 11. 08»  kaaus 
der  Klägerin  am  87.  11.  08  an,  welche  nach  Brhalt  dieser  F^aohtdaplikate 
den  dem  FMünand  F.  fflr  die  Ware  Terdnharongsgemlfi  lukommeBta 
Frds  heaahlte. 

Die  genannten  vier  Waiigons  NnChoIz  wurden  aber  von  der  itaUeniaclMa 
Sftdbahn  in  vollkommen  ungesetzlicher  Weise  zurückbehalten. 

Nach  der  Ikstimmung  des  Art.  15  des  internationalen  Übereinkommens 
über  den  Eisenbahnfrachtenverkehr  vom  14.  10.  90  steht  dem  Absender  4ii 
Dispositionareeht  fllMr  die  abgesandte  Ware  nur  so,  wenn  er  das  Frachtbiief' 
dnplikat  vorwdst  und  seine  Brklirang,  durch  welche  er  Uber  die  Ware  rer 
fügt,  auf  diesem  Fraehthriefdnplikate  schriftlich  wiederholt  und  es  sohin  ilff 
Eisenbahn  vorlegt.  F.  beiand  sich  aber  von  dem  Momente  der  Übergabe  bs 
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Ware  an  die  Bahn  nicht  mehr  im  Besitze  der  i^'rachtbi n  t  lii|ilikate.  welche 
vitluehr  sofort  an  die  Klägürin  gesandt  nnd  in  ihren  llämli-n  waren,  konnte 
daher  überhaupt  über  die  Ware  in  keiner  Weise  mehr  verfügen  und  die  Ver- 
fllgungserkl&nuig  avcli  nicht  Mif  die  Ftachtbriefilttplikate  aetsen,  Deisel^ 
wigeaiditet  Inelt  die  italieniflohe  Sttdbalin  auf  aeine  Veranlaeeuiig  eftmtUche 
Wa^'gons  zurück  u.  z.  die  Waggons  No.  56042,  56481  und  57161  bis  zum 
IH.  12.  0*2.  sotlaß  sie  erst  am  19.  12.  (>2  in  Wien  cinlanjrtpn,  der  4.  Wacrtron 
No.  Ö7Ü57  über  lanjsfte  erst  am  4.  4.  in  Wien  an.  Die  kiägerische  Firma 
bat  alle  vier  Waggons  am  8.  4.  i)3  nach  Feststellung  der  unt4::n  auszuführenden 
Minderung  und  Beschädigung  der  Ware  übernummeu  und  am  IL  4.  03,  daher 
reehtieitlg,  an  die  beklagte  Geeellecliaft  eine  eclixifliliebe  Belclamatton  mit 
SpeaiflxieniBg  der  Enatsaa^racbe  gerichtet,  fflr  die  nngeaetsliehe  Venögemng 
des  Transportes  ist  die  italienisdie  Sfldbabn  gemäß  Abs.  2  des  Art.  Id  des 
internationalen  Übereinkommens  über  den  Eisenbahnfrachtenverkehr  vom 
14  10.  !>!>  haftbar  geworden  und  macht  Klilfxerin  ihre  Ansprüche  pemäÖ 
Art.  27  Abs.  '5  dieses  Tl)ereinkMiiitnens  gegen  die  beklagte  (Jesellschaft  gellend, 
welche  daii  Frachtgut  zuletzt  mii  den  Frachlbritien  überuummen  hat.  Infulge 
der  efgenmftcbtigen  ZorOckhaltiuig  der  vier  Waggons  in  der  Station  Feltre 
aind  Torent  Wagenstawdsgeböhren  erwachsen,  mit  derm  BetrKgen  die  Flracht^ 
gut<  r  belastet  worden,  so  daß  die  Kligerin  bei  der  Anslfliimg  der  Wate 
bleri&r  aufkommen  mußte. 

Dit-  Wagenstandsgebühren  betragen  zusammen  372  frcs. 

Die  Gesellschaft  hat  die  Riickstollnng  dieser  Wagenstandsgelder  mit 
Brief  vom  Id.  3.  U3  zugesagt,  diese  Zahlung  aber  bisher  trotz  wiederholter 
Urgeni  nidit  gleistet. 

Wie  bereits  erw&bnt,  wurden  drei  Waggons  in  Feltre  yom  87.  11.  bis 
13.  IS.  08  sarUdq^ehalten,  so  dafi  sie  erst  am  19. 12. 08  in  Wien  einlangten. 

Ohne  diese  widerrechtliche  Yoiligemng  hfttte  die  Lief« fiist  htfdistens 
7  Tage  betragen,  wie  denn  auch  der  Transport  selbst  tatslohlieh  bloß  6  Tage 

iu  Anspruch  gmommen  hat.   Es  liegt  eine  Versäumung  der  Lieferfrist  um 

12  Tage,  somit  nm  *'iu  dieser  Frist  vor,  so  daß  die  Klägerin  als  VergOtnng 
für  diese  Verzögerung  gemäß  Art  4ü  zitierten  Gesetzes  die  H&Ute  der  Fracht 
ZQ  beanspruchen  hat. 

Dies  trifft  auch  bezüglich  des  4.  Waggons  zu,  der  erst  nach  mehr  als 
Tiermonatlicher  Verspätung  in  Wien  einlangte. 

Die  Frachthälften  belaufen  sich  auf  zusammen  654,36  frcs.  58,42  K. 

Noch  vor  t'bernahme  des  4.  Waggons  hat  die  Klägerin  bei  diesem 
Waggon  eine  Verminderung  der  an  sie  geäandten  Warenmenge  bemerkt  nnd 
sofort  babnamtlicb  in  der  Torgeschriebenen  Weise  bonstätieren  lassen.  Es 
wnrde  Merttbrnr  das  bahnamtiiche  Protokoll  rem  8.  4.  03  anfgenommen  nnd 

ein  Manko  der  Ware  per  1640  kg  konstatiert.  Da  der  Preis  der  Ware 
19  K.  50  h.  per  100  kg  beträgt,  so  repräsentiert  der  Abgang  einen  Wert 
von  319  K.  80  b.,  dessen  Ersatz  begehrt  wird. 

26« 
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Beim  Waggon  Nn.  07(157  fi  hlte  aber  nicht  bloß  ein  Teil  der  Ware,  der 
Refit  li<  f;iiid  sidi  vii  hnt  lir  uiich  infolge  Feuchtigkeit  und  Nästip  in  eium 
stark  mindeiwiinigen  Zustande,  da  ein  Teil  der  Ladung  verfault  war. 

Die  beiden  am  8.  4. 03  bahnamtlich  einvernonunenen  Sachverständigen 
haben  dnen  Minderwert  der  Ware  xm  dO<Vo  konetatiert,  auf  deaaeB  EnaU 
ebenfalla  Anapmch  erhoben  irird. 

Da  die  Ware  laut  Frachtbrief  mit  11850  kg  von  Seiten  der  Station  Feltie 
tihemommpn  wurde  und  narh  Ahztic:  df*s  tränzlich  fehlenden  Warenqnantums 
tili  Krst  von  1<)210  k^'  t  riibriL't,  ergibt  ein  3(J'^«iger  Minderwcrt  unter 
Berücksichtigung  der  ul)igen  Preise  per  V.)  K.  50  b.  per  lÜO  kg  einen  ^Schaden 
Ton  Ö97  K.  29  h.,  detaen  Ecaati  die  Klägerin  beanapnicht 

Antrag  auf  Fftllnng  des  Urteile«: 

Die  belclagte  Geeelbchaft  sei  scbnldig,  die  Betr&ge  von  1026  free.  36  ctm. 
nnd  970  K.  51  h.  samt  6<Vo  Zinsen  vom  12.  4.  OS  ab  und  die  Freieftkoiten 
binnen  14  Ta^en  hri  Exekution  zu  bezahlen. 

In  der  Kla^elu-antwortunf?  bestreitet  die  Beklagte,  daiJ  dir  Kliifjftrin  nach 
Erhalt  der  Fraehtbriefduplikute  den  dem  Absender  der  \\  are  vereuibarungs- 
gemftfi  ankommenden  Kan^reia  bexahlte  und  dafi  die  fraglichen  Tier  Waggons 
NoBholx  in  Tollkommen  nngesetalicher  Weise  von  der  italienischen  Sfldbabn 
xnrflckbehalten  wurden. 

Sie  bestreitet,  daß  sie  der  Gegenseite  die  Rückstellung  der  Wagenstand- 
jtrclder  mit  Brief  vom  19  H.  (>'?  zugesagt  habe.  Aus  diesem  Briefe  ceht  ledijjlicb 
hervor,  dalj  die  Ikklagie  vuu  der  italienischen  Südbahu  zur  Ab&chrcibiuig 
dts  Wagenstandgeldes  ermächtigt  wurde.  Die  beklagte  Gesellschaft  bestreitet, 
daB  die  Dberwhreitnng  der  Lieferfrist  durch  eine  widerrechiUehe  YersOgemag 
entstanden  ist,  ond  daB  sie  fttr  das  Ibako  von  1640  kg  ertatapJUcktig  gunacbt 
werden  kann. 

Sie  bcsfreitet.  daß  sie  für  den  Schaden  von  597  K.  rrsatzidlichtig  ist. 
el)enso  für  die  übrigen  in  di  r  Klage  geltend  gemachten  KräuTzbetrage. 

Wider  die  Klage  erhebt  die  Beklagte  die  Einrede  der  ni angelnden 
patsiven  Klagslegitimation.  Sie  begrOndet  diese  Anrede  auf  Art9& 
Abs.  1  und  Art.  87  Abs.  S  des  internationalen  Übereinkonuneiis  fflc  den  Eisco- 
bahnfraclitenverkehr.  Sie  stellte  sohin  das  Begehren  anf  koetenplliehtige  Ab* 
weisong  der  Klage. 

In  einem  vorbereitenden  Schriftsätze  führt  die  Beklagte  aus,  dali  die 
Gegenseite  in  den  Hesitz  der  Fraehtlniefduplikate  nur  auf  Grund  eines  mit 
dem  Absendtr  dtr  Firuut  Ferdinand  F.  in  Verona  abgf&chlosseuen  i  berein- 
kommens  gelangt  ist,  wonach  sich  die  kligerisehe  Firma  in  ihrem  Schrdben 
Tom  25. 11. 02  verpflichtet  hatte,  die  Ware  sofort  nach  deren  Verladung  in 
den  Waggon  und  vor  Abgang  des  Waggons  zu  bezahlen.  Mittels  Telegramm 
vom  2')  U.  02  wurde  die  klägerische  Firma  avisiert,  daß  die  Verladung  kreits 
ausgeführt  worden  sei.  Sie  verweigerte  jedoch  die  Bezahlung'  des  Kaufsrhülinf.'s. 
bevor  ihr  nicht  die  Frachtbriefduplikate  übt  rmittelt  werden.  Nur  zu  diesem 
Zwecke  übersandte  der  Absender  der  Firma  Ferdinand  F.  in  der  AnnaJuiWr 
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daß  nanmelur  der  restliche  Kaafichilling  beiaUt  werde,  die  Frachtbrief- 

4lip!ikatc. 

Dif  klriü;frisfhe  Firma  hat  ulicr  ik-n  Kauf  Schilling  nicht  vollstiuidi^  he- 
zabit,  sie  biitb  eiuen  Restbetrag  vuu  41ü,ö3  Lire  schuldig ;  aus  diesen  Gründen 
wurde  ein  Waggon  zurückbehalten.  Die  klägeriscbe  Firma  wurde  von  der 
Firma  FtrtUtktud  F.  auf  Zahlung  der  410,53  Lire  geklagt  und  ist  hierflber 
4mb  Urteil  de»  erstinitaiHdichai  Gerichtes  in  Verona  Toni  6. 6. 08  erfloeeeiL 
Bei  der  mündlichen  Yerhandlimg  bespricht  dar  Klftger  die  Berichtigung  des 
KaTifpreis<»8  nnd  stellt  dieselbe  folgendermaßen  dar:  3(XM)  I.ir*-  wirif-n  als 
VorsscbuÜ  auf  das  Geschäft  an  F.  bezahlt.  Der  ^anze  zum  vulicn  K  ili  r^^is 
fehlende  Best  bis  auf  einen  Betrag  von  ca.  35  Lire  wurde  nach  Erhalt  der 
Fkachtbiiefo  buchen,  die  36  Lire  eJii  oder  swei  Tage  später.  Beklagter 
lieetrdtet  nochmala  dieee  Darstellung,  gibt  Mngogui  Htthe,  richtige  Berechnung, 
Zeitangaben  sowie  die  klägerischen  Angaben  bczflglioh  der  Uöhe  der  Wagea- 
etandsgclder  und  des  Mankos  der  Waggonla«jung  zu.  Bezüglich  letzterer 
behauptet  er.  daß  KUi^^er  hätte  angeben  sollen,  auf  welche  Art  sie  eiitstariflen 
sind,  und  weist  auf  Art.  H  iuternationale.s  l'l)ereiiik()iiiinen  hin,  den  Aufgeber 
nicht  befolgte,  ebenso  auf  Art.  .^1.  Im  übrigen  fuhrt  er  die  mangelnde  passive 
^agslegitimation  ans.  Kläger  repliziert,  dafi  F.  den  Aufgabetag  falsch  an- 
gegeben hatte  und  die  abgesandte  Ware  von  ilmi  fiLlschlidi  sa  hoch  angegeben 
war  Auch  sei  das  italienischß  Urteil  nach  unseren  Qssetie  ungültig,  da  die 
dauuils  beklagte  Firma  A.  in  Wien  von  keiner  Tagsetzung  vcrstäiuliut  wurde. 
Die  oben  behaupt-et^  Divergenz  der  Daten  des  .\nff?abetages  will  der  Beklagte 
aus  der  Divergenz  des  Tages  der  Verladung  und  der  tatsächlichen  Aufgabe 
mm  Transporte  erklären. 

Ans  dem  Odele  d.  d.  19.  3.  03  folgert  Kläger  eine  Anertcemiung  der 
Braatspflicht  der  Qeklagtoi  in  Aiwelmiig  der  Wagenstan^gdder. 

Geklagter  bestreitet  dies  nnd  bezeichnet  das  diesbezügliche  Verhältnis 
zur  italienischen  Bfüm  als  ein  Mandat,  das  Überdies  später  widemifeu  wurde. 

E  n  t  s  c  h  e  i  d  u  n  g  s  g  r  ü  n  d  e. 

Die  geklagte  priv.  österr.-ung.  Staatiteiäeubahngesellschaft  in  Wien  hat 
der  Klage  die  BinwwdnDg  der  mangelnden  passiven  KlagslegitimaUon  eat- 
.  g^gengesettt  and  das  Gericht  hat  diese  Binwendnng  als  stichhaltig  anerkennend, 
das  Klagshegehren  abgewiesen. 

Wenn  man  das  Verhältnis  der  beiden  Streitteile  zu  einander  von  einem 
rein  formalen  PiesichtspHnktc  bcnrteilt.  dann  wäre  auch  in  der  für  den  vor- 
liegenden iiechtsfall  prü/,eß<'ntscheiib'nd  gewesenen  Frage  der  Prozeßlegitiuiation 
der  Beklagten  kein  Zweifel  und  dieselbe  passiv  vorhanden,  denn  in  Ansehung 
der  Personen  sind  aweifellos  die  Voranssetzungen  des  Art.  27  Abs.  3  des 
internationalen  ObereinkomniNis  tU»er  den  EisenbahnfracbtTerkehr  Tom  14. 10. 90 
No.  186  RGBl  f.  1892  gegeben,  indem  der  Kläger  als  Empfänger  der  Ware 
die  (jeklagte,  als  dieji  iiiLi  Bahn,  welche  das  (lut  zuletzt  mit  dem  Frachtbriefe 
übernommen  hat,  au!  »Schadenersatz  belangt.  Obschon  also  auch  scheinbar 
durch  die  Klage  den  Aufforderungen  des  Art.  27  Abs.  3  nicht  zuwider  ge- 
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banilt-lt  wurde,  ist  demnach  die  Klage  gegen  die  übUrr.-ung.  ätaaUeiseuLäho- 
gesellscb&ft  im  vorliegenden  Falle  deshalb  unbegründet,  weil  die  zitierte 
Oeaetsesstelle,  weldbe  In  dieser  Bicbtuig  MS  den  «Igen  Konnexe  mit  Artt  S6 
nnd  15  nicht  losgelOat  werden  darf,  nur  Mif  solche  Eechte  imd  Ans^dM 
gegen  cito  Eisenbahn  Oeltong  findet,  welche  ^aas  dem  internationalen 
E  i  s  f  n  b  a  Ii  n  f  r  a  r  h  t  e n  V  e  r  t  r  a  {T  selbst  klar  und  unzweidctitiff  entspririiron, 
dt-r  liii  r  in  Rcilo  stehende  Schadenersatzanspruch  aber  nach  der  Aulfaaaiing 
dieses  Gerichtes  nicht  dieser  Qualität  entspricht. 

Zn  dieser  Überzeugung  gelangte  der  Geiichtsliof  dnrch  die  Int«pretstion 
der  sitierten  Gesetiesstelle  ntch  seiner  Meinung  in  dem  Sinne,  wie  ilin  die 
Verfasse  vor  Augen  hatten. 

Hierzu  muß  vor  allem  im  allgemeinen  bemerkt  and  als  Richtschnur 
festgehalten  werden,  daß  mnn  bei  der  Interpretation  von  Gesetzen  in  krinrni 
Falle  annehmen  rwler  auch  vcrmuttn  darf,  dall  der  Gesetzgeber  irgendwelche 
Worte  oder  gar  ganze  Sätze  seiner  Arbeit  ohne  bestimmten  Zweck,  also 
flbetflttsslger  Weise  »umwendet  bfttte.  Umsoweniger  d«f  man  einer  soldien 
Ml^Iiclilteit  Raum  geben,  wenn  erwogen  wird,  dafl  Oesetse,  wtsrn  sie  prignant 
und  populär  werd«  n  sollen,  von  jedem  Wortadiwall  frei  bleiben  mflssen  nnd 
diesem  Zwecke  nur  durch  lapidare  Kürze  nahe  kommen  wird  Am  a11pn»'enipstpn 
aber  kann  man  bei  einem  Gesetze,  wie  das  erwäbrt<>  (  bereinkommen  vom 
14.  10.  tHI  ein  ni{  ht  i  iwa  vi;raltetc8,  sondern  im  Gegenteile  erst  seit  ganz 
wenigen  Jahren  gültiges,  also  neues  Gesetz,  welches  internationalen  Charakter 
besitst,  dnrdi  doudben  in  die  Handels-  nnd  VwIrduBTeiliSItnisse  von  nalieitt 
ganx  Europa  Intenslr  eingreift  und  dessen  Yerfassung  nnd  StiUsienng  mit 
der  größten  Sorgfalt  und  unter  Mitwirkuni:  von  Fachmännern  der  meisten 
auf  der  höchsten  Stufe  der  Intelligenz  stehenden  Staaten  erfüli^tf ,  auch  nur 
im  Entfenitesten  den  Gedanken  zulassen,  daÜ  irgend  ein  Wort  des  GesetsM 
bedeutungslos  wäre. 

In  dieser  Richtung  ma&  man  nun  die  llir  den  vorliegenden  Bc^Ml 
nnd  insbesondere  für  die  Frage  der  passiven  Klagelegitimation  relevanten 
Artt.  2(>,  27  und  16  des  f  bereinkommens  einer  Frttftmg  nntersiehen. 

Vollzieht  man  nun  dieselbe  vorerst  in  Ansehung  des  Art.  26,  so  fällt 
sofort  der  rmstand  anf,  daC  derselbe  die  Queüe  besonders  betont,  aus  welcher 
die  Kechte  entspringen  uiüsseu,  welche  jemand  gegen  die  Eisenbahn  i:eil<nd 
macheu  will.  Das  Gesetz  bezeichnet  diesbezüglich  als  Quelle  dieser  Keibte 
den  .internationalen  Kisenbabnfracbtvertrag*.  Und  nun  mod 
man  unwillkfirlich  fragen,  warum  dieser  Umstand  in  einem  Oesetie,  das  ja 
ohnehin  nur  den  internationalen  Frachtverkehr  regeln  soll,  besonders  hervor- 
gehoben wurde?  Die  Antwort  auf  diese  Fratre  liegt  atif  der  Hand  Weil 
der  Gesetzgeber  eben  nicht  alle  ans  dem  internationalen  Frachtverkehre 
oder  richtiger  nicht  alle  aus  den  internationalen  Transport  Ver- 
trägen entspringenden  Rechte  und  Ansprüche  der  Partden  unter  Artt.  26, 27 
subsommieren  und  insbesondere  nicht  der  offenbaren  Begünstigung  de«  Art.  87 
Abs.  3  in  Ansehung  der  Klage  teilhaftig  werdm  lassen  wollte,  sondern  ans- 
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drflcklieh  nur  Jone  Bechte,  welche  ans  dem  iDtenifttionale& 

Frachtverträge  selbst  entspringen. 

[Tn-l  nirln  ohne  AbHi<ht  hat  der  Gesetzgeber  diese  Voraus8et2nn^^  bt> 
ziehnngsHtisL-  Bedinjjrnng  un  Art.  21  Abs.  3.  welcher  si)ezit'll  das  Klayewahl- 
recht  bei  AuspruchsbereclitigteD  regelt,  also  an  jeuer  ätelk,  wu  es  ihm  be- 
eondew  notwendig  erschien,  um  Zweifd  hintansolialten,  nocbwale  aiie> 
drfloklicli  wiederholt,  indon  er  dort  abermale  nur  Ansprflohen 
.ans  dem  internatioiialeD  FraohtTertrage"  dieeee  WaUredit 
einräumt. 

Diese  wiederholte  Betonung  der  Quelle  der  Ansprüche,  auf  welche  die 
Artt.  26,  27  Anwendung  finden  sollen,  war  aber  um  so  wichtiger,  ala  es  keinem 
Zweifel  unterliegt,  daß  infolge  privater  Yeieinbarungen  zwischen  Absender 
ond  fimpfibiger  nntecdnander,  towohl  ttber  das  Warengeaehiit  alt  aneh  ttbec 
d&k  Transport^  odor  infolge  von  Ahmachongen  des  Absenders  oder  Bmpttngws 
oder  beider  mit  irgend  einer  der  transportierenden  Bahnen  eine  Unzahl  von 
Ecchts Verhältnissen  und  daraus  entspringender  Rechte  und  Ansprüche  ent- 
stehen können,  von  welcher  man  wohl  sagen  kann,  daü  sie  sich  aus  dem 
Vertrage  der  Parteien  und  im  weiteren  Sinne  aucu  aus  dem  Trans* 
portTertrage  entwickelten»  wdohe  aber  mit  dem  intnnattonalen  Si8en-> 
bahnfraehtvertrage  ond  Prachtbriefe  nichts  an  tnn  haben. 

Der  Zweck  und  die  Tendenz  des  Gesetzgebers  bei  Festlegung  der  in 
Rede  stehenden  Einschränkung  der  im  Sinne  der  Artt.  26,  27  geltend  za 
machenden  Rechte  und  Ansprüche  lassen  sich  leicht  und  mit,  wie  es  dem 
Gerichte  scheint,  logi.scher  Konsequenz  aus  dem  Wesen  des  F rächt vertrageSy 
insbesondere  eineü  internationalen  Frachtvertruges  folgern 

Dw  internationale  Flradttverlrdir  ist  ein  kompliziertes  GefOge  vnd  die 
fOr  die  beteiligten  Bahnen  dabd  bestdwnde  Verantwortung  ist  mit  Rlleksieht 
anf  die  Hanniglisltigkeit  der  Gefahren  eines  Transportes  durch  mehrere  fremde 
Staaten  eine  so  große,  daß  es  unerläßlich  schien,  im  Gesetze  zum  Schutze  der 
Bahnen  einen  festen  i-*unkt,  eine  Abgrenzung  zu  gewinnen,  welche  den  Kähmen 
dafür  bilden  sollen,  innerhalb  dessen  die  Interessen  der  oft  in  enormen  Ent- 
fernungen von  einander  gelegenen  ersten  und  letsten  Transportbahn  samt 
allen  Zwischenbahnen  nadi  Tnntiohkeit  vereinigt  werden  könnten.  Diesen- 
festen  Ponfct,  diese  Abgrensong  glaubte  der  Gesetsgeber  am  besten  in  dem 
«Fraehtvertrage"  selbst  zu  finden,  dessen  Bestimmungen,  soweit  sie  den 
Transport  berühren,  jederzeit  in  der  die  Waren  begleitenden  l'r- 
kunde,  dem  Frachtbriefezum  Ausdrucke  gelangen  sollen  und 
müssen.  An  zahlreichen  Stellen  der  verschiedensten  Gesetze  über  den 
FrachtTerkdir  ist  der  Qrnndsats  festgestellt»  daß  der  Ttamport  nie  im  Wider- 
spräche mit  dem  Ftaehtbriefe  sein  darf.  Schon  nach  Art.  391  HG  dient  der 
Frachtbrirf  als  Beweis  über  den  Vertrag  zwischen  dem  Frachtfflhrer  und  dem 
Absender  nnd  hat  der  Frachtbrief  für  das  Frachtgeschäft  im  allgemeinen 
nafh  Art.  .HiCi  Z.  8  obligatorisch  auch  jene  besonderen  VereinbaniT!L'»'n  zu 
enthalten,  welche  die  Parteien  etwa  über  andere  Punkte  als  die  im  Art.  31^2 
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Z.  1—7  angefObrten,  namentlich  aadi  aber  die  Zeit,  innerhalb  wekber  der 

Transport  bewirkt  werden  soll,  treffen. 

Nach  Art.  401  IKi  tritt  der  dem  ersten  folgende  Frachtführer  dadurch, 
daß  er  das  Out  mit  Uiin  ursprünglichen  Prachtbriefc  Übernimmt,  in  den 
Frachtvertrag  gemiii»  dem  Frachtbriefe  ein,  Übernimmt  eine  selbständige 
Veipfliditiuig,  den  Transport  nach  Inhalt  des  Fraohtbriefee  am- 
sufflhren. 

Nach  Art  4(K>  HG  ist  der  im  Frachtbriefe  bezeichnete  Empfinge  i  ii< 

rechtigt,  die  durch  den  Frachtvertrag  hcLritiiuli ten  Rechte  gegen  Er- 
füllung der  Verpflichtungen,  wie  sie  der  Frachtbrief  ergibt,  geltend 
an  machen. 

Art.  6  des  internationalen  Übereinkommens  erhält  sohin  alle  Angaben, 
welche  der  eine  internationale  Sendung  hegleitende  Fracht- 
brief an  enthalten  hat. 

Es  ließen  sii  Ii  tmch  zahlreiche  gesetzliche  Bestimrntmgen  anführen,  welche 
dit  ]kw>  isnuKb  ndo  Wirlouig  des  Frachtbriefes  für  den  Prachtrertrag 
selbst  dartun  kimiilt-n. 

Damit  soll  im  aUgemt;iucu  aar  die  Tendenz  der  Artt.  26,  27  für  die 
oben  erörterte  Einschrinkung  der  geltmid  an  machenden  Rechte  anf  die  reis 
IrachtTertn^aillBigMi  geaeigt  werden.  —  Wenn  die  nach  Art  87  Abs.  3  ge- 
klagte letate  Bahn  als  nnrerrfickbare  Basis  des  internationalen  Frachtvertrages 
den  Frachtbrief  betrachten  und  außerhalb  desselben  stehende  Ab- 
machungen, ilic  sie  ja  zumeist  anrh  gar  nicht  kennen  wird,  unbrrficksichtigt 
lassen  kann,  diinn  wird  sie  jeiicrzcit  dtn  Umfang  ihrer  Kurrealersatzpflicht 
beiläufig  überblicken  und  abächatzeu  und  die  Schäden,  welche  das  Gut  aal 
der  Strecke  normalerweiae  erldden  kann,  gewiisermafien  berechnen  kVnnea. 

Wenn  das  Qesets  also  die  Rechte,  welche  nach  Artt  96,  87  gegen  die 
Eiscnlj.ihn.  also  anch  die  letzte,  wiederholt  auf  diejenigen  einschränkt,  welche 
aus  dem  internationalen  Fraohtvertrag  entspringen,  so  will  es  alle  jene  Rechte 
und  Ansprüche  geradezu  aussehlielien,  die  nicht  aus  dieser  dureli  den 
Frachtbrief  als  Urkunde  ratifizierten  Quelle  entspringen, 
sondern  ihren  Ursprung  finden  entweder  in  irgend  einer  privaten  Abmacbang 
awisch^  einer  beteiligten  Bahn  und  dem  Absender  oder  EmpOnger  oder 
irgend  einer  gana  anfleriialb  des  Rahmens  des  intemationakii  Fraehtyertisgst 
und  Frachtbriefes  gelegenen  rechtsverletzendcn  oder  ganz  nichtigen  Handlungs- 
weise einer  der  transportierenden  Bahnen,  also  Ansprüche,  die  ihre  Quelle  in 
einem  Rechtstitel  tiiult  ii  der  c  x  lege  eine  Klage  gegen  die  betreffende  Balm 
wohl  zu  fundieren  vermag,  aber  nicht  auf  üruud  der  im  Art.  27  statuierieü 
Korrealhaftung.  Solche  Ansqptttche  wollte  der  Gesetzgeber  anssehliefiMii,  wäl 
deren  Oeltendmadrang  oft  im  aosw&rtigen  Staate,  also  oft  gewissenDsfies 
fem  Tom  Schnsse,  abgesehen  von  der  ganz  nnberechenbaxen  Mannigfaltigkeit 
dieser  Ansprüche,  die  Verkehrs-  und  Geschäftssicherheit  wesentlich  und  zwar 
nn<:tinstig  beeinflußen  mnßten  und  die  treklagte  letzte  Bahn  sieh  in  r-'mm 
Hechtsstreit  über  Rechtsverhältnisse  ganz  privater  Natur,  also  Uber  einem 
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internationaleu  Frachtvertrage  heterog*  ae  Kechtsverhältnisse  cinlusst  ii  intisj>t'n, 
welch  letzterer  Umütautl  vielleicht  nur  in  dem  einzigen  im  vorlii-genden 
RecbtBStieit  nicht  in  Betmeht  kommMideii  Fmlle  wegfiele,  wenn  die  Empfange- 
(letite)  Bahn  Mich  rafÜUg  die      tege  h«ltb»ie  Bahn  irtie.  — 

Wenn  ahor  ni(^t  alle  Ansprüche  des  Bmpftngers,  welche  im  weiteren 
8inne  ans  dorn  Tiansportvertrag  entstehen  kf^nnon.  das  Privilet,'iurn  dos  Klaije- 
wahlrt'chtos  nach  Art.  27  Abs.  H  teilhaftig  werden,  dann  ist  nunmehr  mit 
zug  auf  den  vorliegenden  Keclitäfall  die  Frage  zn  erörtern  und  zu  beantworten, 
ob  der  geltend  gemachte  Schadenersatzanspruch  ein  solcher  ist  ? 

Beide  StieitteUe  sttmaien  darin  dbetein,  daß  der  Sehaden  des  Kligen 
darin  teine  Unaehe  hat,  daB  die  italienieohe  Slldbahn  ala  enfee  mit  dem  in 
Rede  stehenden  Gut  sich  befassenden  Bahn,  Verfügungen  des  Absenders  wegen 
Zurückhaltung  dos  Ontcs  in  der  Aufgabestatidn  befol^'t  hat.  ohne  die  im 
Art.  15  des  internationalen  fJbereinkommeuä  vorgesehene  Vorzeitruiig  des 
Duplikatfracbtbriefes  zn  verlangen,  ahso  in  einer  ungesetzlichen  Weise  vor- 
ging, welche  aodi  geeignet  war,  dem  Kläger  einen  Schaden  sozufilgen. 

Bei  dieaem  JLnlasee  moB  hervoi^dioben  werden,  dafi  das  Gericht  den 
erst  bei  der  Yerhandlnng  gemachten  Yenmch  des  Kllgers,  smnindest  einen 
Teil  seiner  Schadenersatsansprflche  nicht  aaf  die  oben  erwähnte  ungesetzliche 
Disposition  der  italienischen  Bahn,  sondern  anf  in  den  Rahmen  des  tnter- 
nationalen  Prachtvertrages  fallende  Umstände  zurückzufahren  nlf  miiilunuen 
ansieht  and  den  Qesamtkomplex  der  mit  der  Klage  vom  l:^.  H.o3  geltend 
gemaditen  Ansprache  aof  den  dvm.  Art.  15  widersprechende  Vorgehen  der 
italienischen  Slldbahn  snrflckfflhrte.  Denn  nicht  nnr,  daB  Kläger  in  der  Klage 
ausdrflcüdidi  die  Znrflckhaltung  der  vier  Waggons  und  die  daraus  entstandene 
Verspätung  als  die  Trsaehe  aller  seiner  Schaden  selbst  bezeichnete,  so  folcrt 
dieser  Kausalnexus  in  Ansehung  aller  geltend  fremarhten  Schadenkategorien 
auch  aus  der  gesetzwidrigen  Handlung  der  italienischen  Bahn  von  selbst. 
Bezüglich  der  Wagenstandisgeldcr,  des  Bttckersatzes  der  halben  Fracht  wegen 
fjbeiachreitai^  der  LiderMst  nnd  der  Hinderung  des  Wwtes  dnrch  fHuInis 
nnd  Nisse  ist  der  Znsammenhang  mit  der  Yerspitong  so  sellMtTerstftndUcli, 
dafi  diesbezüglich  wohl  kein  Wort  zn  verlieren  ist.  In  Ansehung  der  Min- 
dcrung  des  Warenquantunis  beim  4.  Waggon  (1640  -  Mli)  K  -SO  h  i  scheint 
der  Kansalnexiis  loser  zu  sein  Doch  wenn  auch  die  Minderung  mutnialilich 
auf  die  Zurückhaltung  dieses  Waggons  durch  vier  Monate  zurückzuführen 
sein  dürfte,  so  ist  dieser  Anspruch  des  Klägers  schon  aus  dem  Onmde  gana 
nnbegrttndet,  weil  er  den  Gewiditsabgang  demelt  gar  nicht  nachsnweisen  in 
der  Lage  irt.  Denn  sngBStandenermaßen  wnrde  sich  l>ei  AbscbloB  des  Fracht- 
vertrages in  Ansehung  des  Gewichtes  seitens  des  Aufgebers  nicht  nach  der 
Vorschrift  des  Art.  8  Abs.  4  des  internationalen  t'bereinkommens  henommen. 
Nach  dieser  Gesetzesstelle  machen  bezüglich  der  Güter,  deren  Aufladen  von 
dem  Absender  besorgt  wird,  die  Angaben  des  Frachtbriefes  über  das  Gewicht 
nnr  dann  einen BeweiSi  wenn  die  Naehweisnng  seitens  der  Eisen- 
bahn erfolgt  nnd  dies  anf  dem  Frachtbriefe  beurknndet  ist. 
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Dies  trifft  nim  Uer  nicht  za  und  luuin  diese  vom  Gesetse  geforderte  Beir- 
knndung  dw  Naehwiegnng  nidit  wie  KUger  vemidat  in  dem  nkbt  ide- 
Tantai  ümstu^  Braats  linden,  dafi  lieh  in  der  Bnbrik  ,Tajrlf  nnd  tMbat- 

Vorschrift*  oder  an  einer  anderen  nicht  für  das  Gewicht  bestimmten  Stelle 
irgend  eine  nicht  auf  das  Gewicht  Bezng  hahL-mle  Stainpiplie  der  Anfrrabf- 
station  Y  befindet,  Dip  vom  Gesetze  geforderte  ausdiückiichr  Reiirkunduug 
des  Nachwiegens  setzt  wohl  eine  di&sbezUgUche  präzise  Erklärung  im  Fracht- 
briefe voraus. 

FOr  die  Forderung  wegen  des  Qewidrtanuudcot  liegt  abrigena  auch  noch 
d«r  ans  Art.  31  abraleitende  meritorisdie  Abweiiungtgnmd,  wonadi  die  Bahn 

in  Ansehung  der  Qflter,  welche  in  offen  gebauten  Wagen  transportiert  vefda, 
für  den  Schaden  nicht  haftot,  welcher  aus  der  mit  dieser  Transportart  ver- 
bundenen Gefahr  ontstanden.  Um  einen  solchen  in -jurt  handelt  e?  sich 
hier.  Naeh  dem  letzten  Abs.  des  Art.  Ml  wird  nun  zu^uüaUii  der  B:ihn  vermukt, 
dikü  der  Schaden  aus  dieser  Gefahr  wirklich  euLstand,  sofern  die  Partei  nicht 
das  Gegentdl  nadhwelat  Einen  tolMlien  Beweis  hat  aber  die  Kligeiin  nicht 
einmal  angebotNi.  Wenn  also  die  italienische  Bahn  durch  das  gesetswidrigs 
Zurttckhalten  der  Ware  in  T.  dem  Kl&ger  einen  Schaden  faktisch  sngeügt 
hat.  so  ist  ihre  SchadenenatapAicht  €X  leg9  dem  Kllgwr  gegenflher  gmB 
nicht  zu  bezweifeln. 

Für  die  Beurteilung  der  passiven  Kiu^slegitiiiiation  der  Empfangb.nhn 
im  Sinne  des  Art.  27  aber  ist  die  PrUfung  der  Frage  von  größter  Releviiiu, 
ob  diese  im  Sinne  des  internationalen  Überetnlnmmens  oüenbar  nichtige 
Aktion  der  italienischen  Bahn  (das  ZniUckhalten  der  Ware  ohne  Votweinog 
des  Flraehtbriefdnplikates)  einen  ans  dem  internationalen  Fkaehtvertrsge  eal> 
^ringenden  Anbrach  begründen  knnne.  der  unter  die  gemäß  Art.  27  Abs.  3 
privilegierten  an  rechnen  ist.  —  Diese  Frage  mnfi  nnn  entschieden  Temont 
werden. 

Nicht  zutreffend  tiudet  das  Gericht  die  Auffassung  der  Geklagten,  dab 
diese  Aossohließung  des  klägerischen  ^Uispmehes  von  der  Wohltat  des  Ali  87 
schon  daraus  folge.  daB  die  Zurttckhaltung  der  Ware  am  Aufgabeorte 
keiner  jener  P&lle  ist,  weldie  in  Qemißheit  des  Art  Id  dem  Dispesitisss> 

rechte  des  Absenders  vorbehalten  sind,  indem  in  dieser  Gesetzesstelle  lediglich 
also  taxativ  nur  die  Rückgabe  in  der  Versandstation  die  Anhaltung  nnten»<^:B 
und  die  Abliefemnif  an  einen  andern  als  den  im  Frachtbriefe  bezeiphtiften 
Empfänger  angeführt  mA,  im  vurliegeud<-n  balle  aber  der  Absender  auf  keine 
der  drei  erwähnten  Arten  disponierte,  sondern  der  italienischen  Bahn  des 
Auftrag  erteilte,  die  Ware  nur  so  lange  in  der  Au%ahettatlon  surttdondttltti^ 
bis  seitens  der  Kllger  der  Kan^reis  gaas  besahlt  wird.  Die  geUagte  fishs 
folgert  hieraus,  daß  die  italienische  Balm,  wenn  sie  diesem  Auftrage,  welcher 
im  Art.  15  A1)S  1  nii  ht  erwähnt  ist.  Folge  leistete  ohne  die  Vorweisung  des 
I'rat  lithri*  fdiiplikat»  s  zu  verlangen.  Uberhanpt  keine  nnß:ej?etzlichc  Handlung, 
die  eine  cjchaden»  rsatzpllicht  begründen  kt>imie.  veranlaßt« ,  da  ja  7»i  einer 
solchen  Ordre  die  \  urweisung  des  Duplikates  gar  iiichi  erforderlich  w^r. 
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Wie  gesagt,  erscheint  diese  Kolgernng'  nnrichtig.  Denn  ahgfesebcn  davon, 
dati  darch  dieses  Vorbringen  die  Oelclagte  mit  Rücksicht  aaf  ihren  sonstigen 
in  dieten  Fmieiae  eingenommmMn  Stendpaakt  daa  Yacgalwi  der  itBUenMMn 
Balm  in  einem  Atemmfe  fOr  niditig  and  wieder  für  geaetalidh  lichtig  erlrlKien 
wttrde,  kann  dieser  Sehluß  ancb  nieiit  aua  dem  Wortlaute  dea  Art  16  mit 
Recht  abgeleitet  werden,  wenn  erwogen  wird,  daß  jene  drei  im  ersten  Absätze 
erwähnten  Dispositionsfällp  wohl  taxativ  finfsrczählt  erschcinfn,  daö  sie  aber 
in  ihrer  Ausle^un^  kfiiicswegs  trige  einschränkcn(i  ausgoIef;t  wordt^n  dürfen, 
HO  daß,  wenn  das  (TescLz  die  Anhaltung  der  Ware  „unterwegs"  nur  gegen 
Vorwciaung  dea  nraehUniefduplikatea  demAIwradw  geatoUet,  cadieieKa^el 
gewifi  amdi  bei  Mner  ,Znrttolc]ialtvng  nn  dar  Veraftndatation'  an- 
gewendet haben  wollte,  die  nicht  nur  worttechnisch  einer  „Anhaltong"  (^leicb- 
znachten  ist,  sondern  pinnr  solchen  .untorweti«''  auch  in  ihrer  tatsächlichen 
Wirkuni^  zuioindest  }j;loichkommt,  dieselbe  eher  noch  als  Dispositionsijtialität 
dem  Grade  nach  übersteigt.  Die  Zurückhaltung  am  Aulgabeorie  ist  also 
nicht  als  ein  neuer  im  Art.  16  nicht  vorkommender  Fall  der  Dispoaition  su 
betrachten,  aondem  eracheint  bei  rationaler  Anelegnng  identiach  mit  dem 
daaelbat  beaeiehneten  Falle  dea  Anhaltena  «nf  der  Stredm. 

Die  Znrackhaltnng  bleibt  also  ant  adtan  der  italienischen  Sttdbafan  «in 
nngesetzli -brr,  nichtiger  Akt,  welcher  aie  dem  Kifiger  gegendber 
aohadenersatzptlichtig  macht. 

Diese  Schadenersatzpflicht  folgt  aber  ledigUcb  aus  dem  Gesetze 
und  nicht  ana  dem  internationalen  FrachtTertrage,  ao  daß  anf  dieaelbe  der 
Art.  27  Aba.  3  keine  Anwendni^  findet 

Zur  Begründung  dieser  Argumentation  kann  in  erster  Linie  auf  den 
Wortlaut  des  Art.  15  Abs.  2  hingewiesen  werden,  abermals,  wie  bereits  oben 
ausgeführt,  mit  Betonant?  des  Faktors,  daß  man  bei  der  Interpretation  von 
Gesetzen  dem  (iesetzjieber,  wenn  er  jifewisse  Umstände,  die  sonst  viellt  ioht 
irrelevant  erttchieneo,  besonders  hervorhebt,  dafür  auch  eine  besondere  Abbicbt 
nmnten  mn6. 

Im  Art  16  Abs.  2  wird  nnn  anadrOckllcb  angdobrt)  daS,  wenn  die 
Eisenbahn  Anweisungen  des  Absenders  befolgt  ohne  die  Vorzeigung  dea 
Dnplikatos  zn  verlamren,  sie  fOr  den  darana  mtatandenen  Schaden  dem 
Empfänger  haftbar  wird. 

Es  muß  nun  mit  logischer  Konsequenz  angenommen  werden,  daß  das 
Oeseta  mit  dieser  ansdrflcklicben  Hervorhebang  der  Schadenersatzpflicht 
ipeziell  Jener  Bahn,  welehe  die  nngeaetaliohe  Disposition 
des  Absendera  effektir  befolgt,  diese  Schadeneraataanspra«^  ana 
dem  Rahmen  dea  internationalen  Frachtvertrages  geradezu  ausschalten  und 
als  solche  von  nur  gesetzlichen  Urspninirs  qualifizieren  wollte.  Denn 
diese  ganze  Bestimmung  wäre,  wenn  sie  eint  ohnehin  aus  dem  Frachtvertrage 
folgende  ist,  ganz  überflüssig,  umsomehr  als  der  Art.  27  in  seinem  ersten 
Abntne  rtnedieo  deatlidi  anfahrt,  daS  diejenige  Bahn»  wddie  daa  Ghit  amr 
BelQiderong  angimommen  hat,  Ma  aar  Ablieferang  haftet  Im  Absätze  2 
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de«  Art.  15  sollte  aber  präzis  die  Haftung  aaf  die  ungesetzlich  handelnde 
Btfaii  eingeachrinkt  werden;  es  soUte  damit  eine  besondere  ron  der 
fraohtvertcagtmftfiigen  Haftnng  tUer  am  TnuMporte  beteiligten  Biimea  ab> 
weidiende  exklusive  Haftung  der  ungeeetzlich  Torgebendeii  Balm  statukrt 

wenlen  und  sollte  gerade  dadurch  jeder  Zweifel  darüber  beseitigt  und  ver- 
hütet werden,  diii!  cino  solche  nichtige  Aktion  als  aus  dem  intornatifiialpn 
Frachtverträge  folgend  {lein  Art.  27  unterstellt  werde.  Der  Anspruch  entsteht 
auä  der  iNichtigkeit,  nicht  aus  dem  Vertrage. 

Auch  die  FMBnag  des  Art  27  und  die  Aiigliederung  des  S.  Alnities, 
in  weldiem  die  passlTe  Klagelegi^aÜan  beliandelt  wird,  gmade  an  die  Ab» 
sitze  1  und  2  des  Art.  27,  in  welchem  die  Haftong  der  das  Gut  trans- 
portiortMirltrti  Rfibnen  für  die  Ausfiilirun)yj  des  Transportes  auf  Grund  des 
ursprünglichen  Frachtbriefes  und  nach  M  a  !' a  Ii tjud  Inhalt 
des  letzteren  geregelt  wird,  ohne  auch  nur  im  geringste  n  auf  die  bereits  im 
Art.  16  statuierte  Ersatzpflicht  der  Au^abebahn  Bezug  zu  nehmen,  beweist  in 
eminenter  Weise,  dafl  lelatereHaffcuig  aniterhalb  des  Rahmens  des  interaatienalMi 
FtachtTertragM  zu  liegen  kommt  und  nur     i§g§  mtmitldbar  gegen  Iis 
bettelfende  Bahn  geltend  gemacht  werden  kann.   Das  Recht,  für  den  Schaden 
ans  einer  nichtigen  llandlnntr  der  Aufgabebahn  Ersatz  zu  fordern,  hatti  (Kr 
Empfänger  jederzeit,  auch  schon  bevor  er  nach  Art.  15  in  den  Frachtvertrag 
überhaupt  eingetreten  war,  dazu  bedurfte  er  überhaupt  keines  frachtbrief- 
mißigen  Fraohtrertrages.*  —  Man  kann  andi  fttgUcfa  einen  Anqinick  auf 
Grund  einer  nngesetsUehen  Handlung,  wie  es  diejenige  gegen  die  Yondnift 
des  Art.  15  Abs.  2  ist,  welche  flberdies  gesetzt  wntde,  bevor  noch  der  eigent- 
liche Transport  der  Ware  begann,  nicht  als  einen  ans  dem  Frachtvertrage 
sich  entwickrinden  bezeichnen  und  zwar  im  engeren  8inne  gewiß  nicht,  aber 
auch  nicht  im  weiteren  iSiaue,  weil  ein  Vorgehen,  das  dem  Gesetze  direkt 
widerstreitet,  unmöglich  als  ein  vertragsmäi^iger  Anspruch  angesehen 
und  auch  nieht  Ton  den  auf  die  erste  Bahn  folgendmi  Bahnen  andi  nur  »b 
mOgUeh  Terrnntet  werdoi  kann.  Sin  soldier  auf  niöhtiges  nngesetilidies 
Handeln  einer  Bahn  basierter  Anspruch  kann  also  immer  nur  wie  der  duich 
das  Oesetz  und  zwar  dnrrli  das  jeweilige  im  Gebiete  der  betreffenden  Bnhn 
geltende  Landesgesetz  liefriedigung  finden  und  muß  für  derartige  Srhiidt^n 
auch  volle  Genugtuung  goListet  werden,  während  für  die  aus  dem  inter* 
nationalen  fVaehtTertrage  entspringenden  Ansprftche  Brsati  nur  nach  HsS- 
gabe  der  Beetimmnngen  der  Art.  SO  nnd  folgende  ra  leisten  ist,  welche  Ve^ 
sdiiedenheit  im  Ausmaße  des  Sehadois  ebenfalls  eine  charakteristische  Hin* 
stration  der  Verschiedtmheit  der  Geltung  der  Ansprüche  bildet. 

Vielleicht  wird  Tnan  fjciren  die  dieser  Entsrheidtuig  zu  Grunde  liegende 
Trennunfr  der  bei  einem  internationalen  Transporte  mup;lichprweise  entstehendt'n 
Ansprüche  in  solcher,  die  ausdemiuttiruationaleu  Frachtvertrage 
ond  in  solche  die  ese  leg«  entspringen,  einwenden,  daß  diese  Trainung  für 
die  Frage  der  passiven  Klagslegitiraation  im  Sinne  des  Axt.  27  Abs.  3  desislb 
irreleTsnt  sei,  weil  es  sich  in  dieser  Gesetseestelle  nm  eine  rein  foimak 
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Festst^'llung  der  Rolle  des  Geklagteu  handelt,  welche  Feststellnng  nichts  mit 
dem  Meritom  der  Ansprttche  selbst  zu  ton  hat,  unuoweQigcr,  als  ja  durch 
die  anfdrflckliobe  Betonnog  des  jRflgrenreditea  der  Bahnen  gegen  einander 
Midi  festgMtellt  ist,  d«6  die  jeweilt  gddagte  Balm,  weDH  aie  nicht  aeltwi 
den  Schaden  heryorgerufen  hat,  einen  Mlohent  Meli  wenn  ale  die  Geklagten- 
rolle  fiborninimt,  nicht  erleiden  kann. 

Dit  sc  Einwendung  i»t  jcdorh  kt  inc.swt  gs  imstande,  die  damit  bek&mpfte 
Meinung  des  üerichtes  ins  Wanken  zu  bringen. 

Denn  nicht  nur,  daß  der  Art  27  AI».  3,  wie  bereits  wiederholt  «wHlmt, 
nicht  alle,  sondern  mir  die  Anspradbe  ans  dem  intunationalen  Frachtverträge 
umfassen  will,  muß  auch  boiücksichtigt  werden,  daß  die  Übernahme  der  Rolle 
des  Geklagten  seitens  der  letzten  Bahn  für  eine  möglicherweise  in  großer 
Entfernung  lictindliche  ausländische  Bahn  ungcachtot  des  Regresrechtcs  eine 
Last  bedeutet,  daß  das  Repre«recht  die  geklagte  und  verurteilte  Bahn  nuch 
lange  nicht  sicher  von  jedem  Schaden  bewahrt,  da  der  Riickgriß  gegen  die 
flbrigen  Bahnen  der  erateren  im  Sinne  des  Art.  4711.  nnr  nach  Hafigahe 
gewisser  Bestimmungen  »steht;  bri  deren  Anwendung  unter  Um- 
stibiden  Differenzen  entstehen  können,  daß  die  im  Art.  47  letzter  Absatz 
vorgesehene  ZahlnngsnnfHhigkeit  eventuell  auch  alle  beteiligten  Bahnen  mit 
Ausnahme  der  letzten  Buhn  betrefien  kann,  in  welchem  Falle  der  gesamte 
Sciiaden  dieser  Bahn  nach  Art.  47  zuwachsen  könnte,  was  zumindest  in  An- 
sdHU^  der  ProMfikosten  tod  Bedentnng  sein  kann,  daft  die  Geltendmadning 
des  Kttckgrilifls  gemSfi  Art  61  vnter  UmstKnden  wieder  nnr  anf  dem  msicheren 
Wege  der  Klage  oft  im  Auslände  erfolgen  mofl,  endlioh  in  der  Erwägung, 
daß  der  Umstand,  ob  die  geklagte  Bahn  den  von  ihr  geleisteten  Schaden  im 
Riiekcrriffswege  wieder  heroinzahringon  in  der  Lage  ist,  angesichts  der  prin- 
zipu  ileü  WirJitigkeit  der  Frage,  auf  welche  Aiisprüehe  überhaupt  die  Artt.  26, 27 
anzuwenden  sind,  ganz  in  den  liiutergiuud  treten  muß. 

Infolge  Berahing  der  Klägerin  hat  das  Bernfnugsgerieht  das  erste 
Urteil,  welches  in  Ansehung  des  Teilbetrages  von  S19  K.  80  h.  als  nicht 
angefochten  unberührt  blieb,  dahin  abgeändert,  dafi  der  Kligerin  die  Betrige 
▼on  1026  free.  36  ctm.  und  Bf)(>  K.  71  h.  zngcsprnrhen  worden. 

E  n  t  s  c  h  e  i  d  u  n  g  s  g  r  ü  ii  d  e. 
Das  Burulungügericht  teilte  den  Standpunkt  des  Prozeßgerichtes, 
demzufolge  die  im  Art.  15  Abs.  2  des  internationalen  Übereinkommens  Ober 
den  EisenbahnfrachtTerkehr  rvm  U.  10. 00,  No.  186  RGBl  a.  1892  statuierte 
Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn,  welche  die  Im  erstra  Absatse  aofgeafthlten 
Verfügungen  des  Absenders  befolgt,  ohne  die  Voraeigung  des  Fraditbrief- 
dnpHkates  zu  Tsrlangen,  nicht  als  eine  Hi^nng  ans  dem  FrachtTertrage  auf- 
zufassen sei. 

Hiernach  ist  auch  als  zutreffend  zu  bezeichnen,  dali  eine  aui  d*  n  lat- 
bestand  Jener  Bechtsnorm  gesttltste  Klage  des  Empfängers  lediglich  gegen 
die  sdmldtragende  Unternehmung,  kdneswegs  aber  auch  gegen  die  beiden 
andern  im  Art.  27  Abs.  3  genannte  Bahnen  geiiditet  werden  kSnnte. 
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Zu  diesem  Krgcbuiöäc  iührt  die  £nvagung,  daß  das  Kiagerecht  des 
Empfüugers  im  Sinne  dei  Art.  15  Abs.  2  in  einem  Zeitpunkte  nur  SoIrtdinQg 
gelangt,  da  dieser  in  Kraft  des  wa  eeinen  Qvnsten  gesddoMwnen  VertnfH 
swar  Destinatar,  jedoch  nodl  nidit  Vt  rtra^partei  des  Frachtgeschäftes  ilt, 

zumal  ihm  doch  überhaupt  erst  mit  der  Ankunft  des  Gutes  am  Bestimmung^ 
orte  die  Bffngnis  erwächst,  in  den  Vertraig  einzutreten,  wogegen  die  tat- 
sächliche Ausübung  des  Eintrittsrechtes  durch  Annahme  des  Gutes  and  des 
Frachtbriefes  erfolgt  (Artt.  16  und  17 1. 

WIren  demnach  die  erholienen  KlagsansprQche  «irUieh  von  sslcher  Art, 
irie  sie  die  singollre  Vorschrift  des  Art.  16  Abs.  2  Toranssetstk  dmm  hitle 
die  beklagte  Gesellschaft  ihre  Sinwendnng  der  nmngelnden  PkssiTl^itinmtioB 
allenliiiK's  mit  Rocht  erhohen. 

Dali  dies  nicht  der  Fall  st  i.  ergibt  sich  aus  folgenden  Betrarhtnnucn. 

Der  Schaden,  für  den  die  schnldtragende  Verwaltung  dem  Empfänger 
gemiB  Ajrt  15  Abs.  2  haftet»  entspringt  aas  dem  Rechtsrerliiltnime  des 
letxtiven  xnm  Absender. 

Nach  internationalem  Handelsbranche  kommt  nämlich  der  Übergabe  des 
Frachtbriefduplikates  durch  den  Absender  an  den  Empfänger  die  Bedeutun? 
zu,  daß  sich  jener  hiermit  seiner  Dispositionsbefugnis  über  das  (lUt  zu  dem 
Zwicko  iKgiht.  um  (Um  Kuipfänger  eine  reelle  Sicherheit  für  die  Ausfolgung 
des  Gutüs  au  ilm  zu  gcwaüren. 

Die  Bemer  KonTention  hat  nun  dieses  foktlscfae  Interesse  des  Empfängen 
an  der  unbehinderten  Abwicklung  des  Qtttertranqtortes  insofern  sn  efaMm 
rechtlich  geschützten  erhoben,  als  die  Znlissigkeit  einer  im  Abs  1  des  Art.  15 
bezeichneten  Yrrfüi^untj  des  Absenders  an  die  Vorweisaug  dt  s  PVachrliri.f- 
duplikates  geknüpft  uud  die  Übertretunff  der  eingeführten  Fornn  or^itlirift 
unter  eine  doppelte  Sanktion  —  Nichtigkeit  der  Anweisung  des  Absenders 
und  Haftung  der  Bahnverwaltung  für  den  dem  Empfänger  aus  der  rechts* 
widrigen  Ansfflhmng  entstandenen  Sdiaden  —  gestellt  wurde. 

Hit  antreffender  Begründung  hat  die  Vorinstans  dargelegt,  dafi  ta  den 
dem  Formiwange  ttnieriisgmiden  Verffigun^'eu  auch  die  Anhaltui^  des  snr 
Beförderung  angenommenen  Gutes  in  der  Aufgabestation  zähle. 

Hinifegen  IxTuht  es  auf  einer  mißverstitndlichen  und  durchaus  irrefiihtenJ'-ii 
Begriffsverwechseluug,  wenn  in  den  Entscheidungsgrüuden  wiederholt  von  einem 
nichtigen  Akte  der  Bisenbahn  die  Bede  ist. 

Indem  das  internationale  Ühweinkommen  die  tormwidiige  Dispositien 
des  Absenders  als  nichtig  erklärt  (Art.  15  Abs.  7),  will  dasselbe  zum  Aus- 
druck bringen,  daß  der  ungültige  Akt  desst  Iben  auf  das  durch  den  Frachtbrief 
beurknndet«  Rechtsverhältnis  keine  rechtlidun  \\  irkuugeu  hervorbringe,  snmit 
eine  Modifikation  des  Frachtvertrages  umsuweniger  nach  sich  ziehe,  als  decb 
dessen  Erfüllung  bcstimmungsgemäli  nicht  zwischen  den  ursprüi^lichen  Kon* 
trahenten  (Absender  und  Yersandbahn),  sondern  swischen  anderen,  erst  nadh 
trigUeh  in  den  Vertrag  eintretenden  Personen  (Empf&nger  und  Ablidonnga* 
balm)  vollzogen  wird. 


Digitized  by  Goo^^Ie 


ÖttsRoich. 


411 


Die  Aasfühniiig  der  nichtigen  Verfügung  8eit<»ns  der  V(  rwaltini<:  sti  llt 
sich  hingegen  nicht  als  eine  ungültige,  sondern  als  bchuldbaie  Handlung  dar, 
denn  der  Tenchfiftawidir^  Bahnakt  enengt  aUordittgs  Reditaellekte,  nimlicb 
Eftffcttngen,  lo  denen  insbeiottdere  aiieh  die  im  Art.  16  Abs.  2  geregelte 
Deliktsbaftuiij^  gerechnet  werden  muß. 

In  (l»>n  durch  das  kulpose  Vt-rhaltoii  clor  Bahn  gestörten  Rctlitsbozit  h- 
unj^t-n  zwischen  Absender  und  Knipfänger  beruht  das  legislative  Motiv,  zu- 
gleich aber  auch  das  variable  Mali  für  die  der  Verwaltung  infolge  der  be- 
sogenea  Beetimmiing  dee  Übereinkommens  anfgebttrdete  Verantwortlichkeit. 

Die  Schadenaermittlnng  vnd  ScbadenarergflUmg  erfolgt  hierbei  nicht 
nach  feetoi  Tarif-  oder  Prozentsätzen,  ttberbanpt  nicht  nadi  einem  abstrakten 
Berechnungsmodus,  sondern  durchwegs  nach  den  konkreten,  Tcm  Empfftager 
an  erweisenden  Umständen  des  Falles. 

Zn  diesen  zählen  aber  nur  solche  Tatsachen,  die  eine  nachteilige  Reflex- 
wirkung  der  scbuldbareu  Ausführung  auf  die  durch  das  interne  Verhältnis 
«wischen  Abaender  tmd  Empfänger  geeehalfene  flitnation  hervotgehradit  haben. 

Die  Ton  der  Kligerin  mit  der  Torliegenden  Klage  erfolgten  Ansprüche 
Bind  Ton  wesentlich  anderer  Beschaffenheit. 

Das  Begehren  auf  Rück  vertut  untj  bezahlter  Wagenstandsgelder  findet 
seinen  Rechtsgrund  in  einer  unj^-  ri  lit fertigten  Bereicherung,  das  Begehren 
auf  Ersatzleistung  wegen  Yersäuniung  der  Lieferfrist,  wegen  Abgang  und 
Beschädigung  des  Frachtgutes  in  dem  Frachtverträge;  mit  den  Ansprüchen 
des  Bmpttngws  in  Sinne  des  Art  15  Abs.  8  hat  somit  das  Klagebegehren 
ofleaslGbtlieh  nicht  das  Mindeste  gemein. 

Schon  der  rechtliche  Charakter  der  gestellten  Ansprüche  läßt  zweifellos 
erkennen,  daß  sich  die  Klägerin  nicht  als  bloßen  Destinatar,  sondern  als  eine 
in  den  Frachtvertrag  eingetretene  Partei  behandelt  wissen  will;  anderenfalls 
würde  ihr  wenigütciiä  die  Aktivlegitimation  zur  (ieltendmachung  der  liqui- 
dSerten  Bilsohädigungsansprüche  abgeben. 

Die  richterliche  Benrteiinng  des  StreitfallM  darf  sidi  dnrdi  den  bdang« 
loeen  Reehtsirrtam  der  Kligttin,  die  allerdings  ihre  Ansprflclie  ans  d«n  mehr- 
bezogenen Art.  15  herzuleiten  versucht  bat,  nicht  beeinflussen  1  (»^si  n  in  der 
Subsumtion  des  dem  Gerichte  vnrlie(renden  Sachverhaltes  unter  die  ßechtfi- 
jiorm  beruht  eben  die  vornehnilirhste  Aufgabe  der  Jndikatnr. 

Mit  Kückaicht  uuf  die  wahre  Beschaffenheit  des  eingeklagten  Rechtes 
Stellt  sieh  die  von  der  beklagten  Qesellschaft  erhoboie  Einwendung  der 
mangelnden  FassiTlegitlmation  als  eine  nnhaltbare  Verteidignngsposition 
lieranB. 

Was  zunächst  den  Anspruch  auf  Rückvergütnnij  der  von  der  Klägerin 
tezabltr  n  Wagenstandgelder  anbelangt,  so  erledigt  sich  der  strittige  Legiti- 
mationspunkt  durch  den  Hinweis  auf  die  präzise  Ausdrucksweise  de^  Schreibens 
vom  la.  3.  Ü3,  worin  die  beklagte  Gesellschaft  der  Klägerin  erklärt,  daß  sie 
nach  Übennittinng  der  Frachtbriefe  ,das  seitens  Feltre  verrechnete  Wagen- 
Standgeld  mrückerstatten  werde'',  somit  im  eigenen  Namen  eine  unbedingte 
T^flichtnng  eingeht. 
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Die  is  jener  Znsehrifl  enthaltene  Benognalune  auf  die  setteoi  der  itac 

Iii  iiisi  htn  Sfidbahn  erteilt«-  Ermächtigung  besagt  im  Zosammenhange  des 
Briefes  <i(>rh  mir.  daß  die  Beklagte  als  rcj^lierendr  Vcrwaltnuir  sich  dir 
Zustimmung  jener  Bahn  versichert  habe,  filr  deren  Rechnung  von  ihr  die 
Wagenstandgelder  eingenomuiea  wurden. 

Die  Passivlegitimation  bezüglich  dee  Bnatiaiuq^niclics  vtregen  Terstomter 
LIefeifrist  kann  im  Hinblicke  anf  d«n  klaren  Wortlaut  des  von  Bwtsdildignng»' 
ansprachen  wegen  Veispätnng  handelnde  Art  44  Ziller  2  kdaem  Zweifel 
unterliegen,  da  an  dieser  Stelle  geradezu  von  den  ,nach  Art  87  Abi.  3  ia 
Anspruch  z«  nohmondcn  Eisenbalmcn^  die  Rfdo  ist. 

Imlem  nun  Ferdinand  F.  die  vier  von  ihm  zum  Transport  >  »n  liit 
kUgt-riii  aufgegebenen  Wagenladungen  in  der  Versandstation  Feltre  auiluiiicn 
ließ,  ohne  die  besttglichm  FraehtbfiefdQpUkate  verweisen  sn  können,  hat  er 
den  obigen  AosfUhrnngen  infolge  einen  niefatigwi  Akt  geeetat,  der  den  Ddialt 
des  Frachtvertrages  in  keiner  Weise  zu  beeinflussen  vermochte. 

Für  die  nach  Maßgabe  des  Frachtbriefes  zu  beurteilende  und  hiemach 
faktisch  eingetretene  Verzdprprtjnsr  ist  die  Beklagte  der  in  den  Vertrag  ein- 
getretenen Klägerin  gemäi>  Art.  27  Abs.  H  allerdings  verantwortlicb. 

Das  Verschulden  der  italienibchen  f^udbahu,  aus  dem  der  Anspruch  asf 
Ersatz  des  Verzngssdiadens  hergeleitet  wird,  bembt  eben  nicht  in  dem  ^eidi- 
f alls  vorhandenen  Privatdelikte  der  vorschriftswidrigen  '  Ansfttlimng  eiser 
rechtsunförmlichen  Anweisong,  sondern  in  dem  vertragsveKleAienden  Säum- 
nisse bei  Erfiilliin^  ihrer  frachtbriefmftfiigen  Verpflichtong  anr  ordentUcben 
Bewirkung  der  Tr;uis|)ortU'istung. 

Es  ist  ein  uu  Hechtsleben  nicht  selten  auftauchendes  Phänomen,  daß 
eine  and  dieselbe  rechtewidrige  Handlang  von  verschiedenen  juristiichea 
Geiichtspankten  betrachtet,  sieh  sogleich  als  Delikt  nnd  als  kontraktllehts 
Verschttlden  darstellt. 

fn  derlei  Fällen  ist  eine  Konkorrenz  zweier  Ansprüche  vorhanden,  die 
der  Beschädiy^te  nach  seiner  Wahl  zur  Geltung  bringen  kann,  nur  jfcht  e*' 
keineswegs  au,  den  Autspruch  aus  dem  Vertrage  darum  zurückzuweisen. 
aus  dem  unerlaubten  Verhalten  nebenbei  auch  ein  Deliktsansprucli  ent- 
standen ist. 

If achdem  das  Begehren  anf  Brsats  des  Mankos  in  dw  RechtiBüttd* 
TF'flt^'**  fallen  i^lasfien  wurde,  erübrigt  nurmehr  der  Nadiweis.  daO  di*  Be- 
klagte auch  wegen  des  Ersatzes  für  Beschädigung  einer  Ladung  dorch  Üitft 

und  Feuchtitrkeit  mit  Recht  belangt  worden  sei. 

Nach  dem  im  Art.  27  Abs.  2  aiifge.'itellten  Grundsatze  des  sukzessiven 
Eintrittes  der  Anschlußbahnen  in  den  Frachtvertrag  erstreckt  sich  die  Ilaftang 
der  Beklagten  als  Empfangbahn  anf  simtUche  ans  dem  intenatieaslm 
Frachtverttage  entspringenden  Ansprttdie;  wer  in  einmi  bestehenden  Vertag 
eintritt,  gelangt  damit  eben  in  die  volle  Rechtsstellung  eines  Kontrahenten. 

Die  ünterscheidinicf.  welche  die  Vorinstanz  zwischtu  Ar^^jirtfrhfn  ai? 
dem  Transportverhältnisse  im  weiteren  und  im  engeren  isinne  zieht,  wobei 


Digitized  by  Go 


413 


für  die  letzteren  das  Kriterium  fracbthricfinäßigtr  Evidenz  gelten  soll  und 
zu  diesen  lediglich  die  nach  Beginn  der  Ausführung  des  Transportes  ent- 
standenen Ansprüche  gezählt  werden,  tiodet  in  den  Bestimmungen  der  Bemcr 
Konvention  keine  StttUe  und  lifit  sieh  mit  der  grundefttKlidieD  BinlieittieUeut 
des  TeftngnnUtig  sn  prilatierenden  Werkes  nicht  TereJnbaran. 

Qegenfibw  dem  wugesproehenai  Prinzipe  der  SoUdarliaftang  sämtlicher 
am  Transporte  beteiligten  Unternehmungen  bedeutet  es  eine  Einschränkung 
der  Regel,  daß  die  Ansprüche  -tw^  dmi  Frachtvertrage  ^nur"  gegen  die  im 
Art.  27  Abs.  '.'>  bezeichneten  Bahnen  klageweise  verfolgbar  sind :  von  einer 
Rechtswohltat  des  dem  Anspruchsberechtigten  zugestandenen  Wahlrechtes 
kann  demnach  keine  Rede  sein. 

Ancb  die  HotiTe,  die  nach  Ansicht  der  Yorinstans  die  ▼enneintUehe 
fiaftnngahesehilaking  erklären  sollen,  sind  als  onzutrefffHotd  n  betrachten. 

Der  internationale  Frachtenverkehr  der  kontinentalen  Eisenbahnen  be- 
ruht auf  einer  grußartioren  Organisation  des  Kredites,  wobei  Werte  an  Waren, 
Fahrbetriebsmitteln  und  ausätäudigen  Forderungen  in  Betracht  kommen, 
denen  gegenüber  die  vorschußweise  zu  leistenden  Ersätze  infolge  der  die 
Anachlnfibabnen  durch  das  SoUdaritätsprinzip  treffenden  Haftungen  kaum 
eine  nennenswerte  Rolle  spidlen. 

Was  aber  doi  Hinweis  aaf  die  grofira  Entfemimgen  anbdangt,  so  darf 
nicht  unbeachtet  bleiben,  daß  doch  geradezu  in  der  Überwindnng  rinmlidier 
Distanzen  die  speziüsche  Aufgabe  der  Eisenbahnen  gipfelt. 

Es  ist  nicht  wohl  anzunehmen,  daß  ein  internationales  Übereinkommen, 
welches  die  europäischen  Hauptbahnen  des  Festlandes  zn  einem  Verbände 
zusammenfaßt  nnd  deren  wechselseitige  Rechtsbeziehungen  ordnet,  mit 
Durchbrechung  der  juristischen  Konsequenz  sich  vun  Kücksichteu  werde 
leiten  lassen,  die  nicht  nur  gegenftber  der  verkehtswirtsehaftliehen  Funktion 
der  Eisenbahnen,  sondern  insbesondere  andi  g^gaObet  seinai  eigwen  Ten- 
denzen einen  sdtsamen  Kontrast  Terraten  worden. 

FOr  die  Binbringong  besahlter  Bntachftdignngsbetrftge  im  RegieBwege 

ist  aber  in  gleicher  Weise,  wie  für  die  Erfüllung  der  anderweitigen,  viel  er- 
heblicheren Verbindlichkeiten  der  staatsfremden  BaimtMi  dur(  Ii  di(  Errichtung 
und  Kompetenz  des  Zentralamtcs  in  Bern  und  (iurch  die  völkerrechtlichen 
Erklärungen  der  Vertragsstaaten  Vorsorge  getroffen. 

Die  der  Kognition  des  lierufungsgerichtes  unterstellten  Klagcansprüche 
sind,  auch  abgesehen  vom  Legitimationspunkte,  als  begründet  zu  erachten. 

Der  Anspruch  auf  Rückzahlung  der  Wagenstandgelder  lindet  seine 
Rechtfertigung  in  dem  von  dar  Beklagtoi  abgegebenen  Zahlungsversprechen, 
der  Anqmich  «uf  Bisats  wegen  VerslUimitng  der  Liefertiist  in  der  sn- 
gestandenen  FiistttberRchreitnng,  die  als  eine  schnidbare  zu  beurteilen  Ist, 
osd  in  der  xÜfermSBigen  lUehtigkeit  des  angesprocheim  Schadenbetrages. 

Der  Anspruch  auf  Ersatz  wegen  Beschädigung  des  Frachtgutes  endlich 
erscheint  als  grandhaltig,  weil  sowohl  der  Schaden  als  dessen  UOhe  feststeht, 
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wn  Exkalpatlonsgraiid  aber  von  adten  der  IwvvispflichtigeD  Bekl&gt«u  gar 
nicht  TorgebMcht  wurde. 

Der  k.  k.  OGH  hat  der  Revision  der  Beklagte  keine  Folge  gvgiebco. 

Entsrhtidnnjrs  gründe. 

Die  auf  !^  Ziffer  4  ZPO  gestützte  Revision  ist  nicht  begründet 
Die  beiden  Voriuä^tanzcn  stimmen  darin  überein,  daß  Ansprüche  des  Empfängen», 
welche  sich  aus  Art.  15  Ahe.  2  des  internationalen  Übereinkommens  von 
14. 10. 90  ROBl.  No.  186  Ton  ergeben,  nicht  zu  denjenigen  AaeprUdMi 
«IS  dem  internationalen  Frachtverträge  gehören,  anf  wdohe  die  Veisckrift 
des  Art.  27  Abs.  3  dieses  Übereinkommens  Anwendong  finde  t.  Während 
aber  die  erste  Instanz  die  weaenständlirfirTi  Forderangen  (ii  ui  Tatbestande 
des  Art.  15  Abs.  2  untersteilt  und  fol*:»  richtig'  das  Klagebegebreu  abweist 
erklart  die  zweite  Instanz,  dali  die  in  der  vorliegenden  Klage  erhobenen  An- 
sprache Ton  wesentlidi  anderer  Beschaffoiheit  selra  und  dafi  das  Klage: 
begdiren  mit  den  Anq»rflchen  des  EmpOngers  im  Sinne  dee  Art.  1$  Alis.  2 
offensichtlich  nicht  das  Mindeste  gemein  habe. 

Dieser  letzteren  Anschauung  kann  zwar  nicht  beigepflichtet  werden, 
denn  es  ist  doch  nicht  r.n  verkennen,  daß  dor  Schaden,  dessen  Ersatz  dif 
Klili^crin  besrehrt.  darauf  zurückzufülirrii  i.st,  daLi  dif  italit-nisrhe  Siiiil>.iliii 
die  Anweisung  des  Absenders  befolgte,  ohne  daü  dieser  die  i  raciitbrieiduplikM«^ 
Torweisen  konnte. 

Oleichwohl  ist  die  Bntsebeidang  des  BemfongsgeKidites  nicht  muiehlig, 
weil  sich  die  Ansprüche  der  Klägerin  in  denjenigen  Grensen  halten,  welche 
denselben  in  dem  internationalen  Übereinkommen  gezogen  sind  E?.  mag 
dabint(t  stellt  bleiben,  ob  die  Klägerin,  falls  sie  aus  dem  Art.  lö  Abs.  2 
weitergehende  Ersätze  begehren  würde,  beredititTt  wiire,  die  Beklagte  zo 
belangen.  Jedenfalls  ist  sie  aber  berechtigt,  dasjenige  von  der  Beklagten 
anter  Anrafiing  des  Art  27  Abs.  3  aunsprechen,  was  ihr  aoch  abgesdieB 
ron  der  hier  Torli^nden  Haf^flicht  der  itaiienisehen  Sfldbaim  schon  nach 
den  allgem^en  gesetzlichen  Bestimmungen  des  internationalen  Überein- 
kommens ttebührt.  Der  Umstand,  daß  der  Schaden  auf  ein  spc7ienis  Ver- 
schulden der  crsteren  Bahn  znriirkznfiJhren  ist.  kann  sie  ni(  ht  bindern,  d*»- 
jenige  zu  begehren,  was  ihr  auch  ohne  Nachweis  eines  Verschuldens  zukommt. 
Nor  innerhalb  dieser  Grensen  hat  die  Klägerin  Si^adenersats  Terlangt.  Nach 
Artt.  30  nnd  39  hat  sie  Ansprach  auf  Ersatz  des  nach  den  BestinmuiQgcB 
des  internationalen  Übereinkommens  zu  bwechncnden  Schadens,  welcher  thr 
aus  der  Beschädigung  des  Gutes,  sowie  aus  der  Versäumnng  der  Lieferfrist 
entstanden  ist.  falls  die  Eisenbahn  nicht  ihre  .Sehuldlosigkeit  nachweist.  Tkr 
Ausjirueh  auf  Rilckvei  trülutiir  der  \\'ai,'enstandirc'lder  gründet  sieb  auf  Att.  1- 
Abs.  4  und  die  prinzipielle  Anerkennung  der  Ersatzpflicht  im  Briefe  der  Be- 
klagten Tom  19.  3.  03.  Es  ist  also  behnfs  Zoerkeannng  dieser  der  Ziler 
nach  nicht  bestrittenen  Ansprüche  keineswegs  nStig,  aaf  das  YenchnUes 
der  ersteren  Bahn  durch  Zuwiderhandeln  gegen  die  Vorschrift  des  Art.  15 
Abs.  2  einzogehen,  weil  auch  aljgeseben  davon  der  Klttgerin  die  erbabenen 
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Ansprüche  «ob  dem  intemftüonaleii  FracbtTcrtiage  mateheii.  Da  es  rieb 
hiorbet  blofi  nm  die  recbtliche  Qnalifikalioii  der  Klagefordenugen  Iwidelt^ 
kann  von  einer  nnztilässigen  Ändcrang  des  Klagegmdee  keine  Rede  sein. 

Auch  biv.Uj^licli  der  IrihTpreUtion  des  Bri''fi"^  vom  19.  3.  03  ist  oine 
unrichtige  rechtliche  BfMirtri1iin|r  seitens  des  Berutiingagerichtes  nicht  Avahr- 
zunehmen.  Die  beklaj^te  liahu  ist  nach  Art.  21  Abs.  2  in  den  Fracht vertratr 
eingetreten  and  hierdurch  selbständig  verpdichtxt  wurden.  Wenn  sie  also  in 
dem  bezogenen  Biiefe  von  der  Bxmftchtigung  doteb  die  ente  Bahn  spriebt, 
10  kum  sieb  das  nur  anf  das  interne  Terhftltois  der  Bahnen  unter  einander 
1)eiiidien  und  ist  bloß  das  angegebene  Hotir  ibree  BAckrergatongsTersprechens. 
Oegrallber  dem  Empfänger  erscheint  dieses  Zahlnngsversprechen  als  ein  im 
eigenen  Namen  abgegebenes,  welches  durch  einen  allfälligen  Widerruf  der 
EruiiUhtigung  nicht  hinfällig  wird.  Der  Umstand,  daLi  hinsichtlich  des  vierten 
^Vagy[ons  noch  eine  weitere  Mitteilung  vorbehalten  wird,  ändert  nichts  an 
der  Zuhlungsptiicht,  weil  dieselbe  im  ersten  Absätze  des  Schreibens  ganz  all- 
gemein anerkannt  nnd  im  Fnsesse  der  Betrag  — *  welcher  sich  flbrigens  be- 
sftgHoh  dieses  Waggons  bloO  anl  12  free,  bellaft  —  aU  riehtig  sngegeben 
vorde. 

Der  Beyjaion  konnte  somit  nicht  stottgegeben  weiden. 

SchutM  des  Urhdferrecktea  an  einem  von  einem  Ausländer 

verfaßten,  im  Detitschen  Reiche  Pseudonym  erschienenen 

Feuilleton.  Deutsch-österreichisches  Übereinkommen 30. 12. 99. 

OGH  30.  9.  04  (Z.  7ö8H). 

Das  Bezirksgericht  in  Brüx  hat  in  der  Rechtssache  des  Alex- 
ander R.,  Schriftstellers  in  Wien  (Klägers\  wider  die  periodische  Druck- 
schrift .Brflxer  Zeitung-''  beziehnngsweise  dfrm  Drucker  und  Verleger,  K. 
Th4.'0(i<)r  II.  in  Brüx  i iieklagteni,  wegen  Anerkennung  des  Urheberrechtes 
zu  einem  Feuilleton  und  Zahlung  der  Entschädigung  für  den  anl)efiigten  Ab' 
dmek  desselltai  im  Betrage  von  90  K., 

I.  festgestellt,  daß  Kläger  Alexander  i7.  das  im  fünften  Hoxgenblatte 
ITo.  178  der  «Prankfarter  Zeitung"  vom  29.6.02  encbienenen  FeniUeton  „Der 
Erste  in  der  Klasse,  Schulerinnerungcn  aas  Österreich  von  R. --R."  verfaßt 
habe,  daß  die  periodische  Druckschrift  ^Brilxer  Zeitung"  beziehungsweise 
deren  Drucker  und  Verleger  K.  Tßteodor  II.  durch  dtn  unbefugten,  d.  i. 
ohne  Zustimmung  des  Klägers  erfolgten  Abdruck  dieses  i  euiiletons  in  der 
am  12.  7.  02  herausgegebenen  Nummer  56  der  .Brilxer  Zeitong"  nnd  die 
entgeltliohe  Yerbieitnng  der  unrechtmäßigen  VervielfiUtigiingen  einen  Eingriff 
in  das  Yerfflgungsrecht  des  Klftgers  aber  obiges  Feuilleton  begangen  habe; 

n.  die  «Brfljcer  Zeitung'  besiehnngswelse  deren  Drucker  und  Verleger 
schuldig  erkannt,  für  den  unbefugten  Abdruck  und  die  entgeltliibr-  Ver- 
.  l>reitnttg  der  unrechtmäßigen  Venrielfältigungen  jenes  Feuilletons  die  £nt- 
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«cliädi{^ng  im  Betrage  von  20  K.  nebst  Yerengssiiisen  imd  Geriditik«itii 
an  den  Klftger  sa  besablen. 

T  a  t  >)  p  «5 1  a  n  d. 

N.'u  h  dl  n  Anfiibrunm  n  des  Alewander  R.  hat  derselbe  ein  Ftuilkit-B 
anter  dem  Titel  .Der  Erste  in  der  Klasse,  Scholcriimerungen  auä  iisterreid 
von  R.~R.*  Terfftfit  der  «Fnuikfiirter  Zeitnag*  nm  enrtuMiigeii  und  «- 
mallgen  Abdruck  aberlasaen,  sich  Jedoob  lein  üxbebenecht  fnsbeeondeie  ^egcB' 
aber  anderen  Zeitnngen  toII  und  gani  Terwahrt 

Dieses  Fcailleton  erschien  im  fünften  Nergenblatte  d«  He.  17S  tw 
-2^^.  n  02  (Itr  .Frankfurter  Zeiinng'  und  war  Torbor  noch  irgendwo  oa 
Drucli  erschienen. 

Die  periodische  Zcitsrlirift  .Brüxer  Zeitunp^',  deren  Dmrker  unü  Ver- 
leger Theodor  H.  ist,  hat  in  der  am  12.  7.  02  ers<.hieneii«n  Nummtr  56 
der  »Brflxer  Zeitung"  dieeea  vom  Kläger  verfaßte  FeniOeton  ohne  deam 
Znetimmung,  also  nnbefogt,  snm  Abdrucke  gebracbt»  biebei  anedrUgbliA 
bemerkt,  daß  diese  heitere  Skiue  der  ^Frankfurter  Zeitung*  aitaemmcn  sei. 
und  die  unrechtmäßigen  Vervieltältigungen  entgeltlich  weiter  verbreitet  Auf 
Grund  dieses  Tathf-stamlos  stdlt  nnn  der  Klüver  das  mit  dem  in  drr  .^ont-nz 
dt"  Eimntiatr.s  (l»s  l'rtcili'S  tjleichlautrniic  Hcgelir'^ri  nur  daC  or  'in'  Eci- 
öch.uliiriuiiz  vtiü  iK>  K.  s'erlangt.  Der  Beklagte,  weU  h«'r  zugibt,  dai*  KlÄgtT 
der  \  t  rfuiJötT  jenes  mehrerwähnten  Feuilletons  sei,  bestreitet  den  KUgs* 
aospruch,  begehrt  koetenpflichtige  Abweisung  der  Klage,  gegen  welche  er 
folgende  Einwendungen  erbebt: 

1.  Der  Hangel  der  aktiven  KlagslegitimatioB  des  KUlgers. 

2.  Daß,  da  Kläger  österreichiicber  Staatsbürger  sei,  der  Schutz  des 
Urhobf  iTcchtts  an  diesem  Feuilleton  {remaß  ij  1  des  Gesetzes  vom  2r> 

No.  1^7  RGBl  nach  eben  diesem  (Jesetze  zu  beurteilen  sei;  da  dieses  Feuilleton 
gemäß  Art.  II  des  .StaatsvtTtiages  vom  3().  12.  99  RGBl  ISu.  oU  als  ein- 
heimisches Werk  zu  betrachten  sei,  so  genieße  es  gemäß  Act.  I  des  genannten 
Staatsvertrages  flberbanpt  nur  den  Schnti  des  ftsterxeieUscben  Oesetaes  ani 
kann  den  vertragsmäßigen  Sebnts  in  GemlBbeit  des  Staatsvertrages  i» 
besondere  die  F>eLMinstigung  des  Art.  III  des  Staatsvertrages  hinsicbtlich  der 
Entbehrlichkeit  der  von  der  reiclisdentscben  Oesetagebung  nicht  gefordcften 
Heimlichkeiten  nicht  beansprucht  n. 

Es  geiiieUr  also  beim  Mangel  eines  auf  dem  Feuilleton  ersiditlichea 
^'achdrutkvcrbutes  einen  Urheberrechtsschutz  überhaupt  uicht. 

3.  Daß  das  Feuilleton  gleiclizeitig  mit  der  , Frankfurter  Zeitung*  auci 
in  österreicbiscben  Zeitungen  ersdiienen  sei  und  auch  savor  adiiMi  vom  ICÜgv 
veröffentlicht  wordra  ist,  also  auch  deshalb  als  einheimisches  Werk  gdle 
und  auch  deshalb  nur  den  Sohuta  des  gsterreichischen  Urheberrechtsgesetae» 
beanspruchen  kann. 

l.  r>aß  der  Abdnick  des  fraglichen  Feuilletons  in  der  .Brüxrr  Zeitn?'?* 
nieht  ii.il  h  einem  Exemplare  der  .Frankfurter  Zeitung*^,  sondern  aus  einem 
Exemplare  der  „Wiener  Morgenzeitung'  erfolgte. 
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ö  DiiU  dem  Beklagten  ein  schaldbarer  Eingriff  gemäß  §  60  Qesets 
vom  26.  12.  PJ]PA  No  1!)7  nicht  zur  Last  fällt  d-.i  Beklaprter  dio  Normen 
des  rcichsdt'Utsclit  II  I  tIk  1>  rrecbtsgesetses  vom  Zeitpunkte  des  Nachdruckes 
jenes  Feuilletons  nicht  kannte. 

Dafi  der  in  der  Klage  angesprochene  Entschädigungsbetrag  von  30  K. 
Dicht  angeme«Mii  sei 

In  Uttftddkher  B«if«liiuig  wurde  dnroh  das  Geständnis  des  Beklagten 
fest stellt,  daß  der  Kläger  dtx  Verfasser  des  mdirfoch  erwfthnten  Fenilletons 
sei.  ilaß  Alexander  H.  dieses  Fenilleton  unter  dem  Namen  ,R.  —  R.''  er- 
schein» n  ließ;  OS  wurde  weiter  durch  die  Auskunft  des  k.  k.  Bezirks-Polizci- 
komnüüsariiitt's  Joseistadt  festgestellt,  daß  AJejcunder  R.  ungarischer  Staats- 
angehöriger sei,  weiter  daü  in  der  , Wiener  Morgenzeitung'',  in  welcher  das 
fragliche  Feuilleton  ahgedradct  ist»  und  ans  wdeber  der  Beklagte  dasselbe 
abgedrndct  n  haben  angibt,  die  Fußnote  enthalten  ist:  .Wir  »tnehmen 
diese  hdteie  Sldue  der  »Fraidcfnrtw  Zeitung*,  nnd  endlieh,  daB  der  Vertreter 
des  Beklagten  bei  seiner  informativen  Belegung  erklärte,  daß  er  die  Ein* 
wendting',  daß  das  fragliche  Feuilleton  zugleich  mit  der  , Frankfurter  Zeitung* 
nnd  schon  zuvor  in  österreichischen  Zeitunj(en  veröffentlicht  wurde,  nur  aus 
prozf  ßtaktischen  Gründen  erhoben  habe,  daß  er  aber  irgend  eine  inländische 
Zeitung,  m  welcher  das  Feuilleton  vorher  oder  gleichzeitig  mit  der  ,  Frank- 
furter Zdtnng'  abgedmekt  war,  nieht  an  nennen  vennOge. 

BntseheidnngBgrttnde. 

Dem  im  Simie  der  §§  60  und  61  des  Qesetses  vom  26.  12.  95  RGBl 
Vo.  197  gestellten  Klagebegebien  war  nach  dem  Vorangefahrten  stattiugeben. 

Nach  Art.  I  des  l  bereinkommens  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Österreich-Ungarn  vom  30.  ^2  99  RQBl  No.  ÖO  heißt  es:  Jedes  Werk  der 
Literatur  u.sw..  welches  in  den  Staatsgebieten  eines  der  vertragsschließenden 
Teile  eiuhuimisch  ist,  wird  in  den  Staatsgebieten  des  andern  Teiles,  wenn  es 
nicht  aueh  dert  alt  einheimisch  anausehen  ist,  den  dort  für  Werke  gleicher 
Art  durdi  die  inlindisohe  Oesetigebnng  gewihrten  Sehnta  auf  Qrund  dieses 
Ühereitekomniens  geniefiea. 

Art  II  bestimmt,  dafi  ein  Werk  als  einheimisch  gilt,  wenn  auf  dasselbe 
vermöge  seines  Erscheinungsortes  oder  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  seines  Urhehera  die  betreifende  inländische  Qeeetzgebaug  An- 
wendung timlet. 

Da,  wie  iiu  Tatbestande  erwähnt,  der  Kläger  Alexander  JS.  ungarischer 
Staatsangehöriger  ist,  mn0  das  fragliche  FmolletcHi  also  als  im  Deutschen 
Beiche  einheimisch  gelten  und  da  kommt  demselben  also  genUUt  §  1  des  Ge- 
setaes  vom  26. 12. 95  No.  197  RGBl  nicht  der  Sehnta  dieses  Gesetses  stt 

statten,  sondern  der  im  Staatsvertrage  30.  12.  91)  gewährte  Schutz,  wo 
dann  im  Art.  III  dieses  Vertrages  bestimmt  ist,  daß  im  Verhältnisse  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  den  im  üsterreichischeii  I{<  ichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  der  vertragsmäiiige  Öchutz  von  der  Erfüllung  und 
den  Bedingungen  und  Foriulichkeiten  abhängig  ist,  welche  durch  die  Gesetz- 
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p^mg  dM  Teiks  TorgMchifeben  «fnd,  in  dmem  Gebiet  du  betreiende  Wcrir 

dnbeimisch  ist. 

Dieses  Ciebiet  ist  in  verUeg^den^  Falle,  wie  bereits  enr&hnt,  das 

Deauche  Reich. 

Nach  §  18  des  UrhebeiTechtsges<»t7es  fiir  das  Deutache  Reich  vom  19.6.01 
Abs.  2  hcuit  es,  daß  der  Abdruck  tuq  Aufarbeitungen  unterhaltenden  Inhaltes 
umlinlg  kt,  endi  wam  ein  Vorbehalt  der  Rechte  fdilt  (Abweidbttng  tob 
der  Bestimmang  des  §  S6  dee  dsfemdcfaisdien  ürbeboreditigesetaes). 

Hit  Rücksicht  anf  slmtUche  bis  nun  angefahrten  gesetilkhen  Be> 
Stimmungen,  dann  auch  jene  der  §§  54  und  55  des  ürheberrechtigesetzes 
für  das  Deatsche  Reirh,  dann  auch  jene  des  §  21  des  österreiobisrhen  Urht  hvr- 
rpchtstfeselzeb  vom  2().  12.  5Kt  No.  VM  RGBl,  ist  (>?•■  L'finz  unzweifelhaft,  daß 
Kläger  hcrcchtigt  sei,  das  im  Sinne  der  i?-?  57,  <io  und  Hl  de.s  Ciosrtaes  vom 
26.  12.  ilä  Ko.  1U7  RGBl  gestellte  Begebreu  zu  stc'lieu  und  daü  diesem  Be- 
gehren, snmal  ja  die  Antorschaft  des  Klägers  snm  klagsgegenstindUd» 
Feailleton  sngegeben  wurde,  stattangeben  war. 

Die  Tom  EUger  erhobenen  im  Tatbestande  einiefai  angeftthrten  Bia- 
weodungen  erweisen  sich  als  g&nsUcb  unbegründet. 

Die  Einwendung  ad  1  der  mangelnden  aktiven  Klagslcgitimation  des 
Ale.vatider  Ä.  ist  nnbecrrftndct.  weil,  wenn  es  nnrh  richtig  ist,  daß  das  frag- 
liche Feuilleton  mit  Rücksicht  auf  diu  Bestimmuniron  der  10  and  11  des 
österreichischen  Urheberrechtsgeäet/eti,  §  7  des  deutschen  Urheberrechtsge:>ct2i» 
nnd  Art.  V  des  Staatsrertiages  Tom  90. 12. 99  No.  60  BOBl  als  peendonymes 
Werk  angesehen  werden  mnB,  da  die  Bexeiitonng  ,R.— R.*  nicht  als  wahrer 
Name  des  Verfassers  angesehen  wwden  kenn,  nadi  den  gebannten  Bs' 
Stimmungen  der  Herausgeber  oder  Verlege  berechtigt  ist,  die  dem  Urheber 
zustehenden  Rechte  wahrzunehmen,  allein  nach  diesen  Bestimmungen  sind 
nicht  ausschließlich  sie  dazu  bcrechtii^t,  sondern  in  erster  Reihe  der  Trheber, 
und  nur  wenn  di(  ser  aus  der  Pseudunymität  nicht  heraustreten  wollte,  können 
die  Genannten  seine  Rechte  wahruehuien. 

Da  also  angestandenermaßen  Alexander  B.  der  Urheber  jenes  Fenilietons 
ist,  kann  ihm  die  Berechtigang  cor  Wahmehmnng  der  ihm  anstehenden  Rechte 
nicht  abgesprochen  werden. 

DaB  die  unter  2  erhobene  Einwendung  onbegrflndet,  wurde  des  näbeica 
schon  oben  ausgeführt,  und  geht  auch  daraus  hervor,  daß  sie  auf  der  Voraus- 
setzung aiifgeluiut  ist,  daß  der  Kläger  österreichischer  Staatsanffehfirtgpr  i?t. 
Da  iedorli  unzweifelhaft  erwiesen,  daß  er  ungarischer  StaatsanL'eh"rii:er  also 
Auälunder  ist.  fi»llt  die  gegnerische  Argumentation  in  sich  selbst  Kus^mmen. 

Die  ad  3  erhobene  Einwendung  stellt  sich  als  eine  getadexn  mntwiBige 
dar,  angesichts  des  Umstandes,  daß  Beklagter  ingestand,  nidit  eine  dnsige 
inlttndische  Zdtang  angeben  an  können,  in  welcher  jenes  Feoilleton  gleidh 
aeitig  oder  lavor  mit  der  „Frankfurter  Zeitung"  veröffentlicht  wonlen  ist 

Ebenso  ist  die  Einwendung  ad  4  haltlos,  da  ja  in  der  .Wiener  M  triren- 
zeitang'^,  aus  welcher  Beklagter  das  Feuilleton  abgedruckt  haben  will,  aos- 
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drücklich  und  deutlich  bemerkt  ist.  daß  dns  Fcnillftnn  der  ,Fninkiurter 
2ieitong"  entnommen  ist,  und  der  T'instand,  daß  die  .Hrilxer  Zeitniij;"  dieses 
Feuilleton  nicht  nnmitttilbar  aus  der  ,Fraukfun«r  2k:ituug'  abgedruckt  hat, 
an  der  ganxen  Sachlage  nlditB  tadert. 

Auch  die  sab  6  erhobene  Einwendung,  daB  dem  Beklagten  ein  schnid- 
barer  Bingriff  im  Sinne  der  §§  81  nnd  €0  des  OeBetees  Tom  86. 12. 95  No.  197 
ROßl  nii  ht  7;ur  Last  fällt,  entbehrt  jeglicher  Begründung. 

Der  Beklagte,  der  schon  jahrelang  Drucker  und  Verleger  der  .Brtixer 
Zeitung"  ist,  ist  ja  speziell  verpflichtet,  sich  in  erster  Reihe  mit  nllt  n  Be- 
stimmungen, welche  ein  solches  Unternehmen  mit  sich  bringt,  ganz  besonders 
vertraut  zu  machen,  uud  seine  Angabo,  dali  er  mit  den  darauf  Bezug  habenden 
Können  der  andindiachen  Goetzgebung  nicht  vertrant  war,  daß  diese  ihm 
anbekannt  waren,  kann  mit  der  Hinweisang  aaf  die  Bestimmang  des  §  8 
d^  a.  b.  OB,  daß  sich  Niemand  mit  der  Unkenntnis  des  Gesetses  ent< 
schaldigen  kann,  entkräftet  werden,  zumal  die  hier  maßgebenden  Bestimmungen 
der  ausländischen  Or«f  t'/L't>)nnii/  im  ROBl  für  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Lanciir  gcliunu:  kundt^euiacht  waren,  nämlich  das  zitierte 
österreichische  Übereinkommen  vom  ;iU.  12.  99  (RGHl  von  1901  S.  131  ff.). 

Nach  dem  Durchlesen  dieses  Staatsvertrages  wird  doch  selbstverständlich 
jedermann,  insbesond««  aber  ein  Zeitangsredaktear,  Dracker  vnd  Verleger, 
dch  mit  den  einaidilftgigen  Bestinunnngen  dw  aaslftndischen  Qesetfgebang 
Tertraat  machen  mttMen  nnd  Tertrant  machoi,  es  erweist  sich  diese  Bin- 
Wendung  daher  als  leere  Ausrede. 

Ad  6.  was  endlieh  die  Einwendung  betrifft,  daß  der  vom  KliL^er  im 
Sinne  des  ?;  ti'i  des  (reisetzes  vom  2t).  12.  95  No,  197  R(fr>l  verlangte  Eut- 
schädigungsbetrag  von  du  K.  zu  hoch  iät,  wird  auf  die  ikätiuuauug  des  §  273 
ZPO  nnd  §  62  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  hingewiesen  und 
liat  der  Bidtlor  nach  AnhAmng  des  diesbeiflglichen  FarteiTOrbringens  nni 
mit  Itflcksiebt  daraaf,  daß  in  einem  ganz  gleichen  Falle  swisdien  denselben 
Parteien  der  Kilver  für  ein  freilich  Icflrxeret  Fenilleton  den  Betrag  von  15  K. 
beanspruchte  nnd  der  Beklagte  ihn  als  angemessen  anerkannte,  im  vorliegenden 
Falle  den  Betrag  von  20  K.  als  der  Sai  hlafre  vollkommen  entsprechend  anerkannt. 

Es  wurde  also  demgemäß  dem  Klugebegebren  ganz  nur  mit  der  Ab- 
andcruug  stattgegeben,  daß  der  begehrte  Entscbädigungsbetrag  statt  mit  30  K. 
mit  80  K.  zuerkannt  wurde. 

Der  Beralang  des  Beklagten  hat  das  Kreisgericht  in  Brflz 
Imine  Folge  gegeben,  das  Urteil  erster  Instanz  vielmehr  bestätigt. 

Entscheidungsgrttnde. 

Das  Berufungsgericht  hat  sich  unter  ZQgmndelegttng  der  Feststellungen 
des  ersten  Richters  den  (irUnden  desselben  im  »lliremeinen  ancresehlossen  nnd 
CS  wird  demselben  iiiiT  Rücksicht  auf  die  Berufungsgründe  des  Beklagten 
noch  nachstcbeudeü  beigefügt: 

Der  fragliche  Artikel  in  der  , Frankfurter  Zeitung*  enthält  an  der 
Spitae  als  ürlieber  den  Namen  ,R.— B/,  and  der  Kliger  Alexander  R,  ist 
featgestelltermafien  der  Urbeber  dieses  Feuilletons. 
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Dft  man  nnter  einer  Pseudonym  enohienanen  Schrift  eine  Mlehe  rentdit 

die  entweder  absichtlich  von  dem  Verfasser  unter  einem  falschen  Kumh 
herattspppfljon  wurde  oder  den  Namen  eines  Verfassers  führt,  der  sie  aicht 
verfaßt  hat  und  ans  ß  10  des  r..st<'rreichi8chen  Urhehfrr» chts^esetzp«  klar 
hervorgeht,  daß  päeuduuym  jeder  ptiame  ist,  der  nicht  , wu.hr-  ist,  der  mcbi 
den  gesetsliehen  Fnmlli«itiininen  (fr«nn  nneh  ohne  Vonuunen)  äm  AntAn 
bildet  und  da  ,R.— B.'  keüne&wngi  mit  dem  Familiennamen  des  Ufbebm  ,It' 
identisch  ist,  maß  allerdings  entgegen  den  Ausführungen  des  Kläfrcrs  ün 
Berufungsvtrfahrt'ii  der  Ansirht  dos  ersten  Richters  beigepflichtet  werdeu. 
daß  der  fraj^licht-  Artikel  pseudonym  erschienen  ist.    Der  Grand,  warum 
jemand  stin  Werk  anonym  oder  pseudonym  erscheinen  läßt,  ist  natürlich  der. 
daß  er  dem  Publikum  seine  Urheberschaft  verbergen  will.    Um  ilm  nan  ba 
einem  Eingriffe  in  sein  Bedit  nicht  m  iwingen  persönlich  anfarotreten.  ildi 
als  Urheber  an  bekennen,  da  dies  ja  dem  mit  der  Krjiitenjmitftt  aagestrebten 
Zwecke  direkt  widerspricht,  hat  das  österr«  icliisi  ht  T^rbeberrechtsgesetz  im 
§11  und  das  am  28.  6.  Ol  in  No.  27  des  R(iBl  für  das  Deutsche  Rrich 
veröffentlichte  Urheberrechtsgesetz  vom  1!^  H.  (»l  im  >;  7  austiesproclu  n.  daß 
bei  Werken,  die  nicht  unter  Angabe  des  wahren  Namens  erschienen  sind, 
also  bei  anonymen  oder  ^udonymen  Werken  der  Herausgeber  eventuell  der 
Verleger  ,bereehtigt'  ist»  die  Bechte  dee  Urhebers  wahrsnnehmen,  d.  h.  snr 
Verfolgiing  des  Nadidmokes  legitimiert  isU 

Aus  dem  Wortlaute  der  obigen  Ctesetzesstdle  nnd  ans  der  roüo  legio 
folgert  jedoch,  dati  der  Herausgeber  eventuell  Verleger  keineswegs  ausschließ- 
lich allein  berechtigt  wäre,  sondern  neben  ihm  bleibt  der  Verfasser  zur  Ver- 
folgung seines  LTrheberrechtes  berechtigt  und  muß  nur  im  Falle  des  Bestreitens 
den  Beweis  seiner  Uibebersehaft  fahren. 

Da  der  Beklagte  ansdracklleh  sagegeben  hat,  daß  der  Kliger  der  Antor 
des  frai^chen  Feuilletons  ist,  so  ist  der  I«etstece  auch  snr  vorstdienden  Klage 
legitimiert. 

I>pr  Vertreter  des  Beklapftcn  hat  sich  bei  der  Bemfungsverhandlane; 
auch  auf  die  Fassung  des  zwischen  0.sterreich  -  ünfram  ond  Italien  ab- 
geschlosseneu Staatsvertragts  vom  8.  7.  90  RGBl  IS'o.  4  a.  1901,  welcher 
bekanntlich  bei  Aniarbeitang  des  Staatsvertrages  swisohen  Österreieh-Ungm 
und  dem  Dentecben  Reiche  vom  30. 12. 99  ROBl  No.  60  a.  1901  als  Orand< 
läge  diente,  berufen  und  will  aus  dem  Umstände,  daß  dw  ertteie  StaatsnrUag 
im  Art.  V  ausdrücklich  den  Passus  cnthiilt,  daß  bei  anonymen  oder  psendo- 
nymen  Werken  der  Verle^ier  znr  W  ahrnehiunnfr  der  dem  Urheber  zustthenden 
Rechte  befngt  ist.  J>js  nicht  der  Urheber  oder  sein  Rechtsnachfolger  ihre 
Rechte  offenbar  machen  und  nachweisen*",  während  der  zweite  Staatsvertrag 
mit  dem  Dentscben  Befehe  diesen  Sehloßpassns  nicht  «ithftlt,  die  Folgenng 
sieben,  daB  im  vorliegenden  Falle  der  Heraasgeber  oTentnell  Verleger  tu 
Klage  ausschließlich  Icrritimiert  wäre. 

Diese  Arj?nmentation  ist  jedoch  eine  irrtümliche  und  es  geht  vielmehr 
auch  aus  dem  Axt.  V  des  Staatavertrages  vom  30.  lä.      üo.  öO  RGfil  a. 
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Idül  (der  übrigens  auch  noch  in  andern  Pnnkten  mit  dem  Wortlaiite  des 
mit  Italien  abgeschlossenen  yertrai»es  nicht  übereinstimmt)  klar  hervor,  daß 
auch  der  Urheber  seine  Rechte  geltend  maoheu  kann,  sobald  er  aus  der 
Pseudonymität  hervortreten  will. 

VtrfeUt  ist  die  Ansicht,  daß  in  dem  Staatavertrage  vom  30.  12. 
No.  oO  ROBL  ft.  1901  die  Gewftlining  der  im  g  2  des  OstemtoUaeheii  Urheber- 
nchtsgesetces  gelorderten  Gegenseitigkeit  zu  erblidun  iat,  weil  dieser  Vertrag 
geradezu  im  Art.  I  davon  aasgeht,  daß  das  Werk  im  Yertragaatute  nicht 
einheimisch  ist.  Im  §  2  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  ist  die 
Anwendnncr  desselben  auf  die  im  Deutschen  Reiche  erschienenen  Werke  aof 
den  Fall  der  gewährleisteten  Gegenseitigkeit  beschränkt. 

Im  alten  Urheberrechtsgesetze  vom  11.  ß.  70  gewährt  zwar  das  DeutiK;he 
Reich  jenen  Werken  der  bildenden  Knast,  Literatur  und  Moaik,  welche  in 
einem  ehemaligen  dentscben  Bandeslande  österreidM  erschienen  sind,  seinen 
Schnti.  Das  nene  Urheberreohtegesets  rom  19. 6.  Ol,  welches  mit  1. 1. 02  in 
Kraft  getreten  ist,  hat  jedoch  in  den  §§  54  und  5d  seinem  Schntse  nnnmehr 
Werke  aus  Deutschland  oder  von  deutschen  Reichsangehörigen  unterstellt, 
nnd  ist  somit  auch  jene  Bedingung  der  Gegenseitigkeit  gefallen,  unter 
welcher  das  österreichische  Gesetz,  auch  deutsche  Werke  unter  seinen  Schutz 
nimmt.  Für  Schrift-  und  Tonwerke  hat  demnach  der  §  2  des  österreichischen 
Urheberrechtsgesetzes  jede  Bedeutung  verloxen  und  ee  ist  swisohen  Österreich« 
Ungarn  und  dem  Deatsdieii  Beiidie  rttekaichtlich  des  Scfauties  der  tTrheber- 
rechte  nn  Werken  der  Literatur  nur  das  StaatsflbereinlHNnmen  rtm  SO.  12. 99 
Ko.  50  RGBl  a.  1901  maßgebend. 

Aber  selbst  wenn  §  2  des  österreicliiscben  Urheberrechtsgesetzes  vom 
2H.  12.  95  RGBl  No  197  nur  im  Ziisaiiitnenhange  mit  dem  am  24.  ö.  Ol  in 
Wirksamkeit  getretenen  Staatsvertrage  vom  12.  99  No.  50  RGBl  a.  V.Hil 
betrefiend  den  Schutz  der  Urheberrechte  au  Werken  der  Literatur,  Kunst 
nad  Photographie  swischen  Östeneich-Üngam  und  dem  Dentsdien  Reiche 
anfgefaBt  werden  sollte,  wenn  in  diesen  Staatsrertrage  die  gewihileistete 
Gegenseitigkeit  erhliekt  werden  sollte,  gelangt  man  sa  demselben  Sefalnsse. 

Nach  Art.  I  des  Staatsvertrages  wird  der  Schutz  nach  den  Grundsätzen 
der  formellen  Reziprozität  (die  Werke  -ins  den  Vertragsstaaten  werden  den 
einheimischen  trlf  if  li=;estelltj  dann  gewährt,  wenn  das  Werk  der  Kunst,  Lite- 
ratur oder  Photographie  in  (Österreich- Ungarn  oder  in  Deutschland,  keüiöswegs 
aber  in  beiden  Vertragsätaaten  einheimisch  ist. 

Ob  dieses  Herlmal  mtrUlt,  hingt  nach  Art  n  des  StaatsTertnges 
davon  ab,  daB  nach  dem  Gesetae  des  Heimatstaatee  (§  1  des  OsterrelGhischen 
Urbeherrechtsgesetses)  ein  Werk  daselbst  als  erschienen  anzusehen  ist,  oder 
daB  vermöge  der  Staatsangehörigkeit  des  Autors  die  inländische  Urheberrechts- 
gesetzgebung darauf  Anwendung  findet.  Der  Wohnsitz  des  Urhebers  spielt 
nur  bei  der  ungarischen  Urheberrechtsgesetzgebung  eine  Rolle.  Aus  1  des 
österreichischen  (Urheberrechtsgesetzes  in  \'erbindung  mit  Art.  II  des  Staats- 
vurtrages  gehl  klar  hervor,  dalj,  soweit  ea  akh  um  die  Staatsangehörigkeit 
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des  Urhebers  bündelt,  nnr  das  Werk  des  eigenen  Staatsangehörigen,  des  In- 
länders auch  dann  als  einheimisch  zn  gelten  hat,  wenn  es  im  Auslände  er> 
BeUeimi  ist  Ein  im  Deatsdran  Reiche  endüenenes  Werk  dncs  Andinifeii» 
und  als  solcher  ist  ÄJtMxand^r  B,  Termöge  seiner  nngkrischea  StutdiQrfw* 
schale  nach  Art.  X  des  BO  snr  J.  N.  und  Art.  XXIX  des  EO  nr  ZPO  an- 
zusehen, atif  wclchtti  Werk  ^  2  des  (jstcrrt  irlnsrhen  Urheberrecht süi  setze? 
bczw.  das  diese  (it.sctzi.'sstt'llo  präzisicivmk'  Staat sübt  reinkommen  vom  '  \i.  99 
Ko.  50  RGBl  a.  liM>l  Anwendung  tindet,  wird  deshalb  in  Osterreich  nicbl 
einheimisch.  Di««  folgt  aach  ans  der  Bestimmung  Z.  1  des  SchlnBprotokoIks 
snm  Staatsvertrsge,  daB  die  in  dem  einen  Gebiete  erschiiNieneii  Werke  in- 
ländiscber  Urheber  in  dem  andere  Gebiete  nicht  als  einlieimiscb  gelten  und 
deshalb  nur  den  vertra<;smä6igen  Schutz  genießen.  Wenn  das  im  Deutschen 
Rcirhf.  in  bezug  aui  welchen  Staat  §  2  eben  in  das  österreirhisdio  rrlifiirr- 
rechtsgesetz  anfgenninnien  wiirdp.  ersrhienene  Werk  des  Reirhsdeutscheti  la 
Österreich  als  deui  audetcn  Vertragäsiaate  nicht  als  einheimisch  zu  gelten 
hat^  dann  ist  es  wohl  selbstversttodUdi,  daS  andi  das  im  Dentsches  Reiche 
erschienene  Werk  dnes  anderen  Ansiinders  (Ungarn)  nicht  in  den  im  9Btft^ 
idchischen  Beichsrate  mtretenea  Kdnigreichen  und  Lindem  einheimisch  ge- 
worden ist. 

Der  L'''^t'nst;inrlliche  nur  im  Dcntschcn  Reiche  verniöt,'e  seines  Erschei- 
nuugsorltä  eiuheimi^h  gewordene  Artikel  genießt  sohin  den  Vertragsschuu 
im  Sinne  des  Staatsvertrages. 

Nadi  Art.  III  des  Übereinkommeiis  ist  aber  der  vertragsmlliige  SeAsts 
nur  von  der  ErfttUnng  der  Bedingongen  nnd  FVnnliohkeitan aMtfogig,  welche 
durch  die  GesetzgcbmiL^  !es  Teiles  vorgeschriebe  dnd,  in  dessoi  Qeliiete 
das  betreffende  Werk  einheimisch  ist. 

Da  §  18  Abs.  2  des  ürheberrerhts^jesetzes  für  das  Deutsche  Reich  vuin 
19.  6.  Ol  die  im  Jj  2ü  Abs.  2  des  österreichischen  Urheberrechtsgesetzes  vor- 
gesehene Bedingung,  FönnUchkdt  der  üntersagnng  des  NaohdmckeB  nicht 
kennt,  vielmehr  der  Abdruck  von  Ansarbdtungen  unterhaltenden  fohaltes 
aus  Zeitungen  unzulässig  ist,  auch  wenn  der  Vorbehalt  der  Rechte  fehlt,  muß 
allerdings  der  ohne  Zustimmung  des  Klägers  in  der  „Brfixer  Zeitung"  erfolgte 
.\hdrnrk  rles  frrij;ltehon  Fcnilletnnsi  als  ein  unbefugter  Eingriff  in  die  ürhehpr- 
rechtv  lies  Klägers  im  Sinne  der  Artt.  21  und  23  des  österreichischen  Ir- 
beberrechtsgesetzes  erklärt  werden. 

Grundlos  ist  die  Einwendung,  daß  die  .Brflzer  Zeitung*  das  FenilleleB 
nach  der  .Wiener  Morgensdtnng"  und  nicht  nach  einem  Bzemplare  da 
„Frankfurter  Zeitung"  abgedruckt  hat,  weil  ans  dem  vom  Beklagten  vor- 
gelegten Artikel  in  der  .Wiener  MnrL'enzeitnntr''  dun  h  liie  tl;iselhst  1ieii;ednir1rte 
FuÜnote  genau  erkennbar  ist,  dali  er  selbst  nur  ein  .\biiru(  k  aus  der  J''r;iiik- 
furter  Zeitung"  ist.  Der  erst<»  Richter  hat  demnach  den  nl)er  die  Behiniptuiig 
des  Beklagten,  daß  er  den  Artikel  nach  der  „Wiener  Murgenzeitung"  abge- 
druckt habe,  angebotene  Beweis  mit  Redit  als  vollkommen  belanglos  nicfat 
sugelossen. 
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Nach  §  60  des  österreichisch«!!  UilieberreGhtsgesetzes  steht  dem  Ulbeher 
auch  das  Re()n  /ti  beim  Zivilrichter  Entsrhädii^nng  im  8innc  des  ^  57  vnn 
jedermann  zu  bei^i  hren,  dem  ein  schuldbarer  Eingriff  (§  21j  zur  Last  fällt. 

Als  strafbare  Handlungen  im  Sinne  des  Urheberrechtsgesetzes  werden 
Bir  die  voitftilidiai  Reekt8?«iletKiiiig«B  erkllit}  die  Entedi&dtgiing  ist 
Jedoch  ebne  Rfldcriebt  uif  deo  Gnd  dee  Venduddens  Mdi  bei  einer  tahs- 
lAangen  Verletzung  des  Urheberrechtes  zu  leisten. 

Es  ist  richtig,  daß  mit  Rticksicht  auf  §  2  des  a.  b.  GB  im  allgemeinen 
die  Verpflichtung  nicht  besteht,  ausländisches  GesetT:  zu  kennen,  da  jedoch 
der  Staatsvertrag  vom  HO.  12.  99  in  uns+Tein  KGBl  No  oO  ü  Jmnd- 
geuiacht  worden  ist,  im  Art.  III  des  Übereiokommens  ausdrucklieb  erklärt 
Ist,  daft  der  Tertntgsm&ßige  Schnti  Ton  der  BrfdUiuig  nur  der  Bedingungen 
nnd  Pörmtiehiceilien  abbftngig  iet,  welche  duch  die  Gesetagebang  des  Teiles 
vorgeschrieben  sind,  in  dessen  Gebiete  das  betreffende  Werk  einheimisch  ist^ 
dii  bei  dem  bttreffendeii  Artikel  in  der  ^N^'it'ri'-r  Morirenzeituni^'^  aus  der 
Fußnote  zu  entnehmen  war,  daü  er  .selbst  nur  -  in  Ahflruek  aus  der  „Frank- 
furter Zeitung*  ist,  hatte  der  Beklagte,  der  Übrigens  Drucker  und  Zeitungs- 
ontemehmer  ist,  mit  Rücksicht  auf  den  Art  III  des  Staatsrertrages  and 
schon  mit  Bflcksicht  anf  sein  Gewerbe  alle  Yennlassitng,  sich  vor  dem  Ah- 
dracke  darttber  yertrant  m  machen,  ob  das  UrbebeErecbtsgeseU  fflr  das 
Deutsche  Reich  auch  die  Förmlichkeit  des  §  26  Abs.  2  des  OsterrelchischeB 
Urheberrechtsge.setzes  fordert. 

Hätte  dies  der  Beklagte  nicht  getan,  so  läge  wenigstens  ein  fahrlässiges 
Verschulden  vor,  welches  ihn  nach  §  60  des  österreichischen  Urbeberrechts« 
gesetzes  na  Bntschädigung  verpflichtet 

Ikat  erste  Richter  hat  sohin  mit  Redit  den  Tollkommen  belangloBen  Beweis 
ftber  den  Umstand,  daß  der  Beklagte  die  Normen  des  reidisdeut sehen  Urheber- 
rechtsgesetzes im  Zeitpunkte  des  Abdnickes  des  gegenstSndlichen  feailletom 
nicht  gekannt  hat.  nicht  znpelassen. 

Es  war  daher  das  l'rt«  il  des  (it'richtes  I.  luätanz  ^u  bestätigen. 

Der  OGH  hat  der  Revision  deü  Beklagten  keine  Folge  gegeben. 
Entscheidung  8  gründe. 

Die  vom  Beklagten  ans  den  Grttnden  der  Z.  2  und  4  des  |  603  ZPO 
begehrte  Revision  ist  nicht  berechtigt. 

Di-r  Bekla^'tt.'  hat,  wie  er  selbst  zugesteht,  den  vom  Klarer  verfaGten 
im  fünften  Morgenblatte  der  No.  178  vom  29.  6.  (>2  dt  r  .Frankfurter  Zeitung" 
zuerst  erschienenen  Feuilletonartikel  der  „Wiener  Morgenzeitung "  entnommen 
und  er  mußte  ans  dem  in  der  letzteren  beigednickten  Fn^onnwke  nsehen, 
daB  der  Artikel  der  ,Frankfnrter  Zeitung*  entnommen  sei. 

Der  swischen  östetreidh-üngani  lad  dem  Dentsdwn  Reiche  geschlossene 
Staatsvertrag  vom  30.  12.  99,  betreffend  den  gegenseitigen  Schutz  der  Werke 
der  Literatur,  der  Kunst  und  der  Photoirraijhie,  wurde  nebst  dem  Schliiß- 
protokoUe  zn  demselben  im  XXfll.  tjtückc  des  R(tBI  vom  .l,\hi\-  llMil  unter 
Ko.  dO  am  23.  5.  UI  gehörig  kundgemacht  und  es  kann  sich  daher  der  Beklagte 
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mit  <h-r  Tnkenntnis  dieses  Gesetzes  und  insbesondere  mit  jener  des  Art.  III 
desselben  nicbt  entschuldii^en.  Es  ist  sonach  {ranz  deichtfültitr,  oh  die  .FrMk- 
furU;r  Zeitung^  dem  Bt-klaKtt-n  zu  Gebote  stand  und  ob  der  Beklagte  tob 
der  Bestimmung  des  §  18  des  für  das  Deutsche  Ikich  bcsttdi.  ndtn  (üsftzes 
TOin  19.  6.  Ol  No.  27  dei  dortigen  BQBl  Kenntnis  hatte,  weil  die  Provemeni 
dei  besagten  FenilletonartilEeb  dem  BeklAgten  nicht  nnbekrant  und  «eO  « 
seine  Sadie  war,  sich  mit  den  mafigebenden  gesetalichen  Beetiinimuigeii  Te^ 
traut  zQ  machen.  Die  Nichtzulasj^^  inu'  der  vom  Beklagten  Uber  die  T<ate- 
zeichnet4-Ti  Tiif  nni^timdt.'  beantragten  Beweise  bildet  dalier  keinen  llangd  d« 
Berufungsveriaiireus  im  .Sinne  des     503  Z.  2  ZPO. 

Aber  auch  eine  nnrichtige  rechtliche  Bcurtciluntr  der  Sache  kann  dem 
Urteile  des  Berufungsgerichtes  mit  üruud  zum  Vorwurfe  nicht  gemacht  wetd.  n 
und  genflgt  es  unter  VerweiBiuig  anf  die  in  Wesen  zutreffende  Begründung 
demlben  mit  Kfloiniclit  auf  die  AosfObningen  der  BerinonMchzIlt  mir  neeb 
folgende«  ra  bemerken: 

Der  Kiiger  Ist  niiOit  «iterreiehieeber  Staatsblliger  und  der  ren  ihm 

verfaßt«  Fenillctonartikel  unterhaltenden  Inhalt*  iat  nicht  im  Ldande  er 

firbieiK-n.  dieses  Werk  ist  daher  nach  §  1  des  Gesetzes  vom  20.  12.  95  No.  1^ 
KliBI  kein  einheimisches,  wohl  genießt  es  aber  nach  ij  .'j.'j  des  für  das  Deutsche 
Reich  geltenden  Gesetzes  vom  19.  6.  Ol  No.  27  des  dortigen  RGBl  des  Schutz« 
dieses  GeseUes,  weil  die  Bestimmung  des  §  26  Abs.  2  des  Gesetzes  vom 
26. 12.  9&  No,  197  RGBl  anfolge  der  Anordnung  des  ^  18  Abs.  2  des  deutscliea 
Beiohsgeseties  diesem  letateren  fremd  ist 

Der  merst  im  Deutschen  Reiche  erschienene,  Tom  Kläger  verfaSte 
Fenilletonartikel  gilt  aoeh  nach  der  inlUndischen  Gcsetagebong,  nimlich  nach 
§  1  des  Oesetses  vom  26. 12. 96  No.  197  RQBl  als  im  OeUete  des  Dentoehcn 

Reiches  erschienen,  ihm  kommt  daher  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung:  des 
§  ö.j  des  deutschen  Reichsgesetzes  vom  10.  ß  f)l  No.  27  des  dortigen  RGBl 
nach  Z.  2  des  Schlußprot(»kolles  zu  Art.  1  und  II  des  ol>*^n  bezeichneten 
Staatsvertrages  der  durch  diesen  gewährleistete  vertracrsniaLig*   Sehnt zn. 

Die  vom  Beklag^ten  erhobene  Einwendung  der  mangelnden  aktiven  Kiags- 
legitimation  ist  mit  vollem  Rechte  vom  Berufungsgerichte  als  unbegründet 
erkannt  worden. 

Der  §  11  des  Oeseties  vom  86.  12.  96  No.  197  ROBl  bestimmt,  dafl 
bei  anonymen  oder  Pseudonymen  Werken  der  Herausgeber,  und  wenn  eis 

solcher  nicht  angegeben  ist,  der  Verleger  berechtigt  ist,  die  dem  Urheber 
snstehendcn  Rechte  walirzanehmett. 

Dieselbe  Bestimmung  enthält  aodl  in  seinem  sweiten  Absätze  der  §  7 

des  Gesetzes  betreffend  das  Urhebprrccht  an  Werken  der  Literatur  und  der 
Tonkunst  vom  19.  6.  Ol  No.  2778  des  RGBl  für  das  Deutsche  Reich  No.  27. 

Wedor  in  dem  einen  noch  in  dem  anderen  dieser  Gesetze  wird  di^  Ver- 
•>llichtung  des  JIerausgel)ers  event.  des  Verlegers  eines  anonymeu  wder 
i^ndonymcn  Werkes  zur  Wuliruelimung  der  Rechte  des  Urhebers  festgesetzt 
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Endlich  bestimmt  aoch  der  Art.  V  des  Staatsvertrapcs  vom  12.  99 
No.  50  RGBl  für  das  Jahr  lOOl  im  dritten  Absätze,  daß  bfi  anonymen  oder 
pseodonynien  Werken  der  iiemusgeber.  und  wenn  ein  solcher  nicht  oder  nicht 
mit  seintjiu  wahren  Namen  angegeben  ist,  der  Verleger  berechtigt  ist,  die 
dem  Crlieber  snstebenden  R«elit«  waluRnmelimei. 

Auch  hier  ist  eine  Yeipflidttaiig  dea  HetMiqgebert  oder  Verlegers  m 
dieser  Wahmebmimg  nidit  auBgesprocbeiu 

Sdion  die  Tstsache  allein,  daß  der  Urheber  eines  Werkes  dasselbe  anonym 
oder  psetidonym  erscheinen  lüßt.  zeij^'t  klar,  daß  für  den  Urheber  Oründe 
liestehen.  sein  Werk  nicht  unt<'r  seinem  wahren  Namen  erscheinen  zu  lassen. 

Deswegen  soll  aber  sein  Werk  noch  uicht  des  gesetzlichen  Schatzes 
g^en  unbefugte  Wiedergabe  entbehren. 

Anderseits  kinn  »het  der  Urheber  ^  anonymen  sder  Pseudonymen 
Werkes»  der  «os  seiner  Anonymität'  oder  Psendonymit&t  nicht  hersnstreten 
will,  den  Heransgeher  oder  Verleger  des  Werkes  hei  Ahgsng  einer  besonderen 
Vereinbarung  nicht  zwingen,  seine  —  d^  Urhebers  —  Rechte  wahrzunehmen, 
weil  eine  gesrtzliche  Ver|)lHchtTin2  difstr  Personen  hierzu  nicht  besteht. 

Soll  daher  der  gesetzliche  Schutz  des  Urheberrechtes  bei  anunj'iiien  oder 
psewdonymen  Werken  nicht  iUusorisch  tjemacht  werden,  so  muß  es  dem  Ur- 
heber solcher  Werke  auch  freistehen,  aus  seiner  Auunymitüt  oder  Pseudouymität 
hermnsnitreten  und  nnter  Jfaohweis  seiner  Urhebotebslt,  die  f ttr  ihn  ans  dem 
gesetslidien  Sehntae  des  Urheberrechtes  entspringendoi  Rechte  gegen  den- 
Joiigen  geltend  m  madien,  der  das  Urheberrecht  Terletst  hat. 

Die  Richtigkeit  dieser  Anschauung  ergibt  sich  klar  ans  den  Bestim* 
mungen  des  ^  44  des  Gesetzes  vom  26.  12.  95  No.  197  RGBl,  ans  welchen 
auch  weiter  folgt,  daß  der  Urheber  eines  anonymen  oder  Pseudonymen  Werkes, 
wenn  er  seinen  wahren  Namen  zur  Kintra^naiir  in  das  Urheherregister  an- 
meldet, eb  uicht  nötig  bat,  die  Zuätiujuiuug  des  llerauägebers  oder  Verlegers 
seines  Werltes  nadnnweisen  nnd  da6  die  Unterlassang  dieser  Anmeldnng 
keinesw^  schon  die  Ansschlieftnng  des  Urhebers  von  dw  Berechtigung  rar 
Wahmdunnng  seines  Urheberrechtes,  sondern  lediglich  eine  andere,  minder 
günstige  Bemessung  der  SchntsMst  nnd  den  weiteren  Nachteil  bewirkt,  daß 
der  als  Urheber  des  anonymen  oder  Pseudonymen  W'erkes  Aoftretende  seine 
Urheberschuft  IjezUglirh  die.ses  Werkes  erst  beweisen  muß. 

Eine  im  Wesen  ähnliche  Bc'j>tiuimuug  wie  jene  des  §  44  des  hierl&ndigen 
Gesetzes  vom  26.  12.  95  No.  197  RGBl  enthält  auch  der  §  31  des  für  das 
Deutsche  Beleb  geltenden  Qesetaes  vom  19. 6.  Ol  BGBl  Ho.  27. 

Wenn  sonach  der  Art.  V  letster  Absats  des  StaatsTertrages  vom  90. 12. 99 
No.  30  RGBl  bestimmt,  daß  in  den  im  dritten  Ahsatae  dieses  Artikels  ver- 
sehenen Fällen  der  Herausgeber  und  der  Verleger  ,ohne  weiteren  Beweis" 
als  Rechtsnachfolger  des  anonymen  oder  Pseudonymen  Urhebers  , gelten",  so 
kann  difs»  r  ]>estimmun<?  wohl  nur  die  T'»(  ilt'utuni(  hfigclcgt  werden,  daß  hei 
anonymen  oder  Pseudonymen  V\  erkeii  deren  Herausgeber  und  Verleger  gegen- 
ftber  denjenigen,  welche  das  Urheberrecht  des  anonymen  oder  Pseudonymen 
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Urhebers  verletzen,  zur  \\  ahrnciimung  der  ücciile  des  letzteren  schon  kraft 
gnetslidwr  Beatiminung  legitimiert  sind,  ohne  daß  der  toh  flncn  nr  Ter- 
«niwortong  gezogene  Verleger  des  Urbeberrecbtoe  ilmeii  wegen  naiigele  dei 
Übergangee  des  Elgentiuiis  aa  dem  Werke  an  sie  oder  ans  irgend  mm 

anderen  Qmnde  den  Mangel  der  Berechtigung  zur  Wahrndmuing  der  ürbeb«^ 
rechte  wirksam  einwenden  könnte,  daß  aber  der  Urheber  des  anonymen  oder 
pseudonyiiicn  Werkes,  wenn  er  sich  entschlieüt.  ans  seiner  Anonrmttät  'An 
Pseudunyuütat  in  die  Öffentlichkeit  hinanszntreten,  dorchaos  nicht  behindert 
ist,  sein  Urheberrecht  selbständig  wahrzuuelimen,  ohne  hiebei  einer  Zostiounuog 
oder  Hitwlrlniog  des  Hemugebers  oder  Verleg^  seines  Werkes  an  bedlfftn. 

Im  gegebenen  Falle  hat  nnn  der  Beklagte,  ohne  au^  nnr  bdiaapta 
sn  kSnnen,  dafi  der  Kliger  das  Eigentum  an  seinem  pwndMijnien  Weite 
einem  Dritten  nn^  speziell  dem  Herausgeber  oder  Verleger  überlassen  hitte, 
au8drückli(  Ii  zugestanden,  daß  der  Klager  der  Urheber  des  vom  Beklagten 
nnhcfu^t  nachgedruckte  n  Pseudonymen  Werkes  sei.  es  bedarf  dahor  eines 
weiteren  Heweises  über  die  tJrheber?!chaft  des  Klägers  nicht  und  es  erscJieint 
derselbe  mt  vorliegenden  Klage  legitimiert. 

Wenn  die  BoTisionssckrift  unter  Bemfong  auf  die  Bestimmung  des  §  8 
des  Osterreicbisclien  Gesetsea  über  das  Urhebenecht  vom  26. 12. 96  No.  197 
RGBl  geltend  au  machen  sucht,  daß  der  inerst  im  Horgenblatte  der  «FMok- 
fnrtcr  Zeitung"  erschienene  Feuilletonartikel  als  ein  einheimisches  Werk  an- 
zusehen ist  und  daß  deshalb  nach  dem  SchluGprotokolle  zu  dem  Staatsvertrae^ 
vom  30  12.  99  No.  50  K(JH1  für  das  Jahr  VMn  und  zwar  za  Art.  I  und  II 
Z.  1.  2  der  vertraj,'smiiljiy^e  Schutz  diesem  Werke  nicht  zukommt,  su  über- 
siebl  sie  zur  Gänze,  dali  nach  di^n  1  und  ü  des  Gesetzes  vum  26.  12. 96 
Ko.  197  BOBl  der  bexogene  Feuilletonartikel  als  im  DentMlien  Reiche  efsehieo« 
und  mit  ROcksidit  auf  die  nicht  dsterreichlBcbe  StaatsbOigerschaft  des  Kligco 
aJs  ein  hieriands  nicht  einheimisches  Werk  gilt,  und  daß  der  §  2  eben  dieses 
Gesetzes  lediglich  Schutzbestimmongen  besQgUch  der  im  Denteehen  Bekbe 
erschienenen  Werke  von  Ausländern  und  der  nicht  erschienenen  Werke  von 
deutschen  Staatsangehörigen  enthält,  au  deren  Stdie  nunmehr  die  Bestimmungeo 
des  Staatsvertrarres  vom  30.  12.  99  No.  50  JlGBl  a.  liMJl  getreten  sind. 

Der  Kevision  war  daher  eine  Folge  nicht  zu  geben. 

Schweiz. 

Ablehnung  der  Strafverfolgung  wegen  im  Ausland  (Deutadh 

land)  begangener  Straftaten, 

UrteiU  der  Gerichte  des  Kautom  Baselstadt  (mitgeteilt  in  der 
sekweigeriseken  Ztschr.  f.  Strafrecht  XIV  42  ff,), 
1,  UrteUdesStrafgeHchte  19.11.01,  desAppellatitmegertchteJaimarim, 

Bin  in  Laulenbnrg  (Kanton  Aargau)  wohnhafter  Ant  hatte  einen  im 
GroBhenogtnm  Baden  wohnhaften  Kranken  folsch  behandelt,  so  dafl  ein  Ben 
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ampntiert  werden  mußte.  Der  Staatsanwalt  am  Laudguricht  in  \S  aldshut 
erhob  deshalb  gegen  den  Ant  Anklage  wegen  fahrlässiger  Körperverletztutg. 
Dieser  «teltto  sieh  mtr  Vorhandlmig  nicht,  sondern  zog  einige  Monate  «j^ter 
Toa  Lanfenbarg  nach  Baiel  nnd  nahm  dort  HiederiaMiuig.  Da  die  Aus- 
lieferung des  Angeklagten,  der  schweizer  Bflrger  ist,  nicht  zu  erlangen  war, 
stellte  di'e  badische  Refyierung  beim  Bondesrat  den  Antrag, 
es  möchten  die  Behörden  der  Schweiz  die  Strafvcrfijljjiiner 
Ubernehmen,  worauf  das  schweizerische  Justiz-  undi^olizei- 
departemoDt  die  baselstftdtische  Regierung  um  Übernahme 
der  Verfolgang  ersnehte.  Die  Staatsanwaltacbalt  des  Kantons  Basel- 
•tadi  erhob  nunmehr  beim  Strafgericht  Anklage  wegen  fahrlässiger  RSrper- 
verletzung,  und  dieses  lehnte  die  Beurteilung  des  Falles  aus 
loigenden  Gründen  ab: 

^Die  Übernahme  des  Verfahrens  ist  auf  ürund  des  g  2  Abs.  I  ^)  des 
batielstädtischen  Strafgesetzbuches  erfolgt 

Der  AngeUagte  ist  aas  dem  Kanton  Wallis  gebttrtig,  das  Verbredien, 
dessen  er  beschuldigt  wird,  ist  im  Großbensogtom  Baden  begangen  worden, 
mor  Zeit  der  Tat  war  der  Angeklagte  in  Laufenbnrg,  Kanton  Aargau,  wohn« 
baft,  erst  lange  nachher  (Juni  1901)  nulim  er  iti  Basel  >ii('(h<rlas8nng. 

§  2  Abs.  1  bedeutet,  daß  der  Niedergelassene,  welcher  während  der 
Dauer  seines  Wohnsitzes  außerhalb  des  Kantonsgebietes  ein  Verbrechen  be- 
^i^ht,  wie  vn  Kantonsbilrger  beurteilt  werden  kann.  Anders  ist  jedoch  die 
Steltnng,  wenn  ein  TUer  weder  Kantonsbilrger  nodi  im  Kanton  wohnhaft  ist 
und  sich  nur  nach  Verflbung  eines  Verbrechens  im  Kanton  niedergelassMi  hat. 
Ans  dieser  nachträglichen  Niederlassung  kann  in  strafrechtlicher 
Beziehung  weder  eine  Verpflichtung  noch  ein  Inttrp"=isp  erwachsen  für  Aen 
betreffenden  Kanton.  E.s  lip?;t  auch  kein  (Iruud  vor,  die  Ausnahinc  vnm 
aJlgemcineu  i'rmzip,  daij  cm  Staut  nur  die  auf  seinem  Territorium  verübten 
Verbrechen  verfolgt,  mehr  als  nötig  ausmidehnen.* 

Anf  die  von  der  Staatsanwaltschaft  gegen  das  ürteil  ergriffene  Appel- 
tation  bin  bestttttgte  das  Appellationsgc  rieht  das  erstinstanzliche  Urteil.  Auch 
die  zweite  Instanz  entschied,  daß  für  die  Beurteilung  der  Kompetenzfrage 
einzig  der  2  Abs.  1  des  8t(rR  des  Kantons  Basrlstadt  maßgebend  sein 
könne  und  daß  dieser  im  Sinne  der  ersten  Instanz  auszulegen  sei. 

2,  UrUa  des  Straf  gerieht*  27.  6.  08. 

Eine  Aargauerin  hatte  sidi  in  Syburg  (Baden)  der  Freibeitsentsiehung 
schuldig  gemaebt,  flüditete  M  nach  begangener  Tat  nach  Basel  und  nahm 
Iner Niederlassnng.  Die  deutschen  Behörden  ersuchten  auf  diplo- 

Der  §  2  Abs.  1  lautet:  Außerhalb  des  Kantons  Baselstadt  verttbte 

Verbrechen  könni  n  nach  diesem  Strafgesetz  verfolgt  werden: 

1.  Wenn  der  Täter  ein  Kantonsangehöriger,  d.  h.  Kantonsbilrger  oder 
im  Kanton  wohnhaft  ist,  sofern  die  Handlung  auch  nach  dem  Gesetze  des 
Ortes,  wo  sie  begangen  wurde,  strafbar  ist. 
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matiaebem  W«g«  nm  Übernahme  der  Untersacbuug  und  dsi 
eidgenttssiBclie  Jaetix-  und  Poliseidepartement  flberwies 
die  Angelegenlieit  den  Behörden  des  Kantons  BaseUtadt 
Die  Verfolgte  wurde  verhaftet  und,  da  die  Staatsanwaltschaft 

die  I"  1)  (■  r  n  ah  m  0  der  Un  t  ers tr  rh  n  n  fr  verweig'erte.  polizeilirh  tiarh 
Aar;in  geliefert  zur  Verfüuniu^  der  Behörden  ihres  Heimatkaiitotis.  Du-« 
Uhu  Leu  aber  die  Iber  nähme  der  Verfolgung  ab,  so  dab  die  Ver- 
folgte wieder  auf  freien  Fofi  geietat  wnrde,  woranl  sie  nach  Basel  sordek- 
kdirte.  Die  aarganisehe  Jnstizdirelctien  wandte  sieh  an  das  schweiserisde 
Jnstis»  und  Polizeidepartement  mit  dem  Ersuchen,  dieses  m5ge  den  Gerichten 
des  Kantons  Baselstadt  den  Fall  zuweisen.  Diesem  Begebren  wurde  von  der 
eidjren^ssischon  Behörde  entsprochen  und  die  Rasier  Staatsanwaltschaft  leitete 
daraufhin  die  Untersuchung  ein  und  ül)erwies  die  Angeschuldigte  dem  Siraf- 
gericht.  Das  letztere  wies  die  Anklage  ab  wegen  Inkompetenz.  In  dem 
Bntsdieid  wurde  ansgefohrt,  dafi  hier  Art.  2  des  Bnndesgesetses  betreiead 
die  Aosliefemng  gegenflher  dem  Antlaade  Tom  22.  1.  92  anr  Anwendong 
kommen  müsse,  weil  es  sich  um  ein  in  diesem  Gesetz  erwähntes  Delikt  handle. 
Aber  auch  nach  Art.  2  Abs.  3  müsse  nntr-r  Niederlas.snn«rskanton  derjenige 
KRnrf>n  verstanden  werden,  in  welchem  die  Verfolgte  zur  Zeit  der  Be- 
gehung des  Verbrechens  wohnte,  und  nach  dieser  Aulfassung  sei  der 
Kanton  Basdstadt  nlebt  kompetent.  An  diem  Ornndsatae  müsse  onbedingi 
festgehalten  werden,  sonst  wttrde  es  unter  Unutftnden  einem  Verbrecher  er- 
möglicht, durch  nachtrtglicbe  Veränderung  der  mederiassung  sich  behellig 
diejenige  Gesetzgebung  auszuwählen,  die  ihm  zur  Beurteilung  seiner  Hand- 
lunp  ireeif^et  erscheint,  ja  eventtiell  m^ar  noch  «pätcr.  nach  Anhebung  der 
Untersuchung,  das  Forum  durch  Verlegung  des  Domizils  noch  einmal  su  ändero. 

Nkhtanerkc Inning  der  durch  ein  dcui^ches  Gericht  ausge- 
sprochenen EntmüN(ii(jtni(j  eines  Deutschen. 

Entscheidung  des  Oberyfi  irhts  des  Kantons  Zürich  lö.  3.  Oö 

(ü.  G.  Vui  .  aT>. 

1.  Laut  Vertrag  vom  20.  5.  (M  kaufte  der  Rekurrent  von  der  Finna 
F.  &  L.  eine  Villa  in  Zttrich.  Bereits  am  19.  Hai  hatte  er  sich  als  daselbrt 
wohnhaft  poliadlicb  angemeldet.  Da  er  lant  einer  jhiblikatioD  im  Tageblstt 
d»  Stadt  Zttrich  vom  11.  10.  04  wegen  Verscbwendnng  vom  KönigL  sidin- 
schen  Amtsgericht  D.  nnterm  27.  9.  04  entmOndigt  worden  war,  weigerte  sich 
das  TJotariat  Tlottingen,  die  Fertigung  des  erwähnten  Kaufes  ohne  Einwilligung 
der  Vormund^rhaftshehörden  vorzunehmen.  Darauf  wandte  sich  der  Kekarrent 
an  da«  Bezirksgericht  ZUrich  als  erstinstanzliche  Aufsichtsbehörde.  Diese 
wies  den  Reknraenten  ab.  Gegen  diesen  Entsebdd  ridttet  sidi  nun  die 
llegmde  Beschwerde,  mit  wellte  d«r  Beknirent  nenerdings  das  Begehna 
stellt,  daß  das  Notariat  Hottingen  rar  Vornahme  der  Fertigung  angdnim 
werde.  Das  Notariat  beantragt  dag^n  Abwetsong  der  Beschwerde. 
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2.  Wie  bereits  die  Vorinstanz  ausgeführt  hat,  kommt  nicht  §  33,  wie 
der  Rekurrent  meint,  sondern  §  31  des  Gesetzes  betreffend  das  Notariatswpscn 
znr  Anwendung  and  fs  kann  diesbezüglich  einfach  auf  die  Ansfflhningen  im 
erstinstanzlichen  Ents  heido  verwiesen  werden. 

Aach  darin  ist  entgegen  den  Ausfüimuigen  den  Klienten  der  Yorinstanz 
beixattiminen,  da£  tta  entmflndigter  Venohwender  eine  Fotignng  ohne  Zn> 
rtimiiwing  der  YonnrnidtditfUbehftrdep  nicht  gültig  Tornehmen  Itum»  wenn 
er,  wie  im  TorUegenden  Fall,  mit  der  Fertigimg  gegenttber  Dritten  Schulden 
ftbemehmen  soll.  Ob  er  sich  seinen  Mitkontrahenten  gegenttber  gültig  zur 
tl>eniahme  dieser  Schulden  verpflichtet  habe,  wobei  eventuell  Art.  10  Abs  3 
BG  betreffend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  ZOT  Anwendung  kommen 
könnte,  ist  dabei  f?.inz  gleichgllltig. 

3.  Der  Rekurrent  ist  Ausländer  und  zwar  ein  Deutscher.  Infolgedessen 
richtet  sieh  getoM  Art.  10  AI».  2  des  sitiertoi  Bondesgesetses  leine  persOn- 
lidie  HandlnngslUiIgkeit  nach  dentadiem  Beebt  nnd  lat  dieses  maOgebend  fflr 
die  Enteehddnng  dar  Frage,  ob  er  wci^  Yerscfawendnng  nnter  Yormund- 
Schaft  gestellt  werden  kann.  Aber  dies  ist  nicht  von  entscheidender  Be- 
deutung, denn  es  handelt  sich  hier  nicht  dämm,  nach  welchem  Rechte  sich 
die  Handlnng:8ffthigkeit  des  Rekurrenten  richte,  sondern  clurtim,  welche  Be- 
hörden zur  Voruahme  der  Entmündigung  kompetent  seien,  resp  ob  di(  vun 
den  deutschen  Behörden  erfolgte  Entmündigung  auch  in  der  Schweiz  anerkanut 
werden  mflsse. 

Nnn  bestimmt  Art.  10  BO  betreffend  Niedergdasser  und  Anfmthalter, 
daB  fttr  die  Yonnnndschaft  mafigebend  mA  das  Beeht  des  Wohnsitses  der  be- 
treffenden Person.  Damit  will  offenbar,  wie  sich  ans  Art.  12  ergibt,  auch 
bestimmt  werden,  daO  die  Entmündigung  vorzunehmen  sei  von  den  Wohii- 
sitzbeh^irden  (remäU  Art.  hat  dies  noch  entsprechende  Anwendung  zu 
finden  auf  Auslander.  Somit  kann  ein  in  der  Schweiz  domizilierter  Auslander 
von  den  ausländischen  Behörden  nicht  mit  Gültigkeit  für  das  Gebiet  der 
sehweiMiischen  Eidgenossensehtfl  cntmltaidigt  werdoi.  Dm  GsgentsU  ergibt 
sich  keineswegs  ans  Art  88,  wie  die  Yorinstans  meint,  denn  hier  ist  nnr 
bestlaunti  da6  die  in  der  Schweis  angeordnete  Yormnndschaf t 
nnter  Umständen  an  den  ausländischen  Staat  abzutreten  sei,  nicht  aber 
noch,  datl  der  ausländische  Staat  ^^elbst  die  Vormundschaft  anordnen  könne. 

4.  Es  fragt  sich  daher  im  vorli^enden,  ob  der  Rekurrejit  bereits  in 
Zürich  sein  Domizil  gehabt  habe,  als  die  Vormundschaft  über  ihn  vun  dm 
deutschen  Behörden  angeurdnet  wurden  ist.  In  dieser  Beziehung  ergibt  sich 
einersflits,  daß  der  Bekorrent  jedenfalls  seit  dem  80. 6. 04  seinen  Wohnsits 
in  Zfirieh  hat,  denn  damals  hat  er  in  Zürich  eine  Yilla  gefcanft  und  sich  als 
dortsdbst  wohnhaft  angemeldet.  Dafi  er  die  pollseilicbe  Bewillignng  erst  am 
13.  Jnni  erhalten  bat^  ist  dabn  gleichgttltlg,  denn  man  kann  seinen  Wohnsitz 
auch  da  haben,  wo  man  ein  Recht  zu  wohnen  nicht  hat.  And<  rerseits  ergibt 
sich  aus  dem  Beschlüsse  des  erwähnten  Amtsgerichtes  vom  30.  d.  "4  l  Act.  3) 
laut  welchem  der  Rekurrent  vorläufig  unter  Vormundschaft  gestellt  worden 

Zflitaohiift  f.  lateni.  Privat*  n.  Öffsatl.  ItMdit.  XT.  88 
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ist.  daß  das  EntmündigurL'';"V  rL'rhrf  n  damit  motiviert  worden  ist.  der  Rekurrent 
habe  in  Zürich  eine  Vilia  gekautt.  Also  war  er  offenbar  in  Zürich  hamts 
niedergelassen,  als  die  deatschen  Behörden  einschritten.  Die  vod  dimn  ver- 
hingte  EntmUndigang  kann  iolglldi  gtmiß  dem  oben  AnagoltliitsB  im  Ge- 
biete dw  »diwetewiiehen  El^enonauohatt  iilclit  inerkMint  werden  ind 
eracheint  die  Beeobwerde  eis  begründet. 


Digitized  by  Goo^^Ie 


Gesetzgebungsschau. 


(Verzeichnis  der  bedeatenderen  QeBetie,  Verordnongen  etc  —  Die  wichtigeren 
Texte  iBterBatioiialittitclien  Inhftltet  lind  unter  d«ni  Stiieh 

mitgeteilt) 


1.  Deutsches  Reich. 

(Vgl.  Ztaoh.  XIV  Ö7Ö,  163.) 

VJiH. 

1.  V.  4.  1.  bt.  Abänderung  d.  V.  über  d.  Urlaub  der  Reichs- 
beamten n.  deren  Stellvertretung  t.  2.11.74  n.  d.  V.  tat.  d.  Urlaab  d. 
geeandtieliaftlleheB  n.  Ko&tnlatbeainteii  o.  deren SteUvertretang 

aa.  4. 79  (RGBl  &  1). 

2.  Statterertfig  9. 1.  swiaeken  d.  DenUehen  Reiclie  «.  d.  Otter- 
reichUcb-üngariBchen  Monarchie  wegen  Herstellong  einer  Bisen- 
bahnverbindnng T.Troppan  Aber  Katharein  u.  Piitech n..BaiierwitB 

(361-368).!) 

3.  B.  16.1.  bt.  d.  Befähigungsnachweis  u.  d.  Prüfung  d. 
Seescbiffern.  Seesteuerleute  auf  deutschen  Kauffahrteischiffen  (3 — 23). 


^)  Art.  X:  ,  Insoweit  ein  österreichischer  ünternehmer  innerhalb  des 
preußischen  Gebietä  odtr  ein  deutscher  Unttmehmer  innerhalb  des  öster- 
reichischen Gebiets  den  üau  beziehungsweise  den  Betrieb  der  den  Gegenstand 
dieses  Vertrags  bildenden  Bahnlinie  ganz  oder  teilweise  ttbemlmmt  oder 
Mnftig  flbemdmien  sollte,  hat  sich  derselbe  rttcksichtlioh  aller  ans  der  An» 
läge  und  ans  dem  Betriebe  der  Bahn  herzuleitenden  Entscbädigongsansprflclie 
den  Gesetzen  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Staates,  in  welchem  die  Schadens- 
zufügung stattgefunden  hat,  zu  unterwerfen,  insofern  df>r  Entschädigungs- 
anspruch nicht  ans  einem  mit  der  betriebftthrenden  Babnverwaltung  oder  mit 
einer  der  flbrigen  an  dem  Transporte  beteiligten  Bahnen  abgeschlosseneii 
FnditfeecbAfto  hergeleitet  wird." 

28* 
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3a.  MVorf,  22.  1.  bt.  Z o  11  f  r o i h ei t  v.  Wappfiischiltlern,  Flaggen  etc., 
die  vuu  ironukti  Kcgierungcn  ihren  in  Deutschland  bestellten  VerttvtengOB 
tngesendet  werden  (AbgbnZBl.  1904  S.  32).^)*) 


^)  ,Nacb  Ziffer  3  des  Bundesratsbeschiii ss^  vom  6. 11.  02  —  ß  (Uä  de» 
Protokolle,  No.  III  der  Drucksachen  —  bleiben  Wappenschilder,  Flaggen 
und  andere  Gegenstände,  die  von  fremden  Regierungen  ihren  in  Deutschland 
bestellten  Vertretungen  zum  dieiistliehen  Gebrauche  xngesendet  werden,  lalli 
Gegenseitigkeit  gewährt  wird,  vom  Zolle  befreit. 

Bei  der  Einfahr  der  zum  dienstlichen  Qelnrkiich  unserer  dlploniAtiflehai 
Yertteter  im  AuBliade  bestimmten  Wappenschilder,  Flaggen  und  sonstige 
Gegenstände  sind  nach  einer  MitteUuig  des  Answftrtigen  Amtes  bisher  Zoll- 
schwierigk^ten  in  keinem  Falle  entstanden,  nnd  es  kann  daher  als  ^w.  ifeUos 
angenommen  werden,  dafi  diesen  Qegenstlnden  allgemein  ZoUfreiheit  n- 
gestandt-n  wird. 

Für  die  kunsularischen  Vertreter  wird  volle  Gegenseitigkeit,  abw  ZoH- 
freibeit  für  sauitliche  ihnen  zum  dienstlichen  Gebrauch  zugehenden  Gegen- 
stSnde,  TOD  folgenden  Staaten  geiPriOirt:  Oosta-Bioa,  Caba,  Oroflbritannlai 
einschliefilich  seiner  Kolonien  nnd  answKrtigen  Besitmngen,  Haiti,  Hondniis. 
Italien,  Japan,  Liberia,  Mexilro,  Nieaiagna,  Persien,  Portugal,  Brnnfaies, 
Roßland,  Sau  Domingo,  San  Salvador,  Schweden  und  Norwqpen,  der  Sdiweis, 
Serbien,  Siam,  Spanien,  der  Türkei  nnd  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

Daffesren  gewähren  den  konsularischen  Vertretern  Griechenland.  Gua- 
temala und  die  Ni^  dcrlundf  Zollfreiheit  nur  für  Flajrgen  und  W appens<'hildfr. 
Österreich- Ungarn  nur  ha  Khiggen,  Wappenschilder.  Amtssiegel  und  Fur- 
mvlare,  Bdgim  fflr  Flaggen,  Siegel  nnd  Wappenschilder  sowie  Oegenstitaide 
ihnlicher  Art  nnd  Frankreich  nnr  fflr  Wappenschilder,  Flaggm,  Dokonenti 
nnd  Drucksachen. 

Betrelbi  dnselner  amerikanischer  Staaten  stehen  die  bezüglichen  AoBe* 
mngen  zurzeit  nnrh  ans:  die  Mitteilung  des  Ergebnis.ses  behalte  ich  mir  vor 

Sow»'it  niirli  vorstellendem  die  zollfreie  Ahlassung  stattliaft  ist,  wird 
Bie  unbedtiikiich  auf  (rrund  der  Bescheiniirnnfj  des  lietreffenden  diplomatisch» a 
oder  konsularischen  \'ertreters,  daü  die  Gegeustaude  zu  seinem  dienstliclien 
Gebffanch  bestimmt  sind,  von  den  Zollstellen  selbttftadig  genehmigt  «eidca 
können. 

Mit  Bezog  auf  die  Verf.  vom  4. 12. 09  m  16212  ersuche  ich,  die  Zell- 
stellen hittnach  gefftlligst  mit  Anweisung  an  versehen.* 

In  Ergänzung  dieser  Verf.  sind  femer  folgende  Verf.  «gangen: 

a)  19.5.  04  (AbgbnZBl.  1904  S.  III): 

-Hinsichtlich  der  Zollhehandlung  der  für  ausländische  Konsnlarvertret^r 
eingeht  lidrn  r)iensr*?egenstände  hat  mir  di  r  Herr  Reichskanzler  (Reil  h58«'haüt- 
amtj  mitgeteilt,  daii  auch  die  Republiken  Peru,  Ecuador  und  Bolivien  Xoll- 
frdheit  für  sftmtiiche  unseren  dortigen  Konsularvertretern  sum  dlensttiches 
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4.  V.  4.  2.  bt.  d.  Gerichtsbarkeit  d.  denttcbeo  KodsqIb  in 
Egypten  (RGBl.  S.  ßn 

5.  B.  21.2.  bt.  Bestimmangen  z.  Ausführung  d.  Gesetzes  üb«r 
d.  Bekämpfang  gemeingefährlicher  Krankheiten  (ö7— 134). 

5a.  B.  d.  Keiehskaiizlai  bt  Nentralitfttterklftrting  anl&BUeb 
d.  rn sei 8cb-jap»iii sehen  Krieges  (Reiehsuueiger  1904  No.  38).^ 

6.  B.26.2.btYotsoh>iftettftberAttswattderersehifre(ROB18.186). 
6a.   6.  3.  3.  d.  Reichspatentamtes  bt.  d.  Schnta  den t sehet  Xarkea 

in  A  r    0  n  t  i  II  i  (■  n  f  RrirhsaTizi'iL'pr  !Vn.  nf'i.'M 

Gebranch  aogehendien  Oegeostlade  gewihien,  wibiend  Brasilien  diese  Yer^ 
gOnstignng  nur  Berafakoosnln  sngestdit. 

Im  Verfolg  d«r  Verf.  vom  6.  3.  04  III  2999  ersuche  ich,  die  ZoUstdlen 
dementsprechend  gefälligst  mit  Anweisung  ta  Terseben/ 

b)  2.  11.  f>4  la.  a.  0.  S.  256): 

,Dit'  in  (U-r  Vt-rf.  vom  22.  1.04  III  04(i  bt.  die  ZolHxhandlunfi:  der  für 
ausländische  Kunsularvertreter  eingeheudeii  Dknstgegeiistandc  eutbalteue  Zu- 
sanunenstellniig  ist  anf  Grund  nachträglicher  Erörterungen  hinsichtlich  San 
SaWador  dahin  zu  ergllnzen,  dafi  dort  nur  den  Berufakonsaln  ZoUfreibeit  für 
die  an  ibxem  dienstlicben  Gebraodi  bestimmten  G^ienstiiule  gewährt  wird. 

Inzwischen  haben  noch  die  mit  der  chinesischen  Regierung  gepflogenen 
Verbandlungen  zu  dem  Ergebnis  geführt,  daß  auch  hinsichtlich  der  zollfreien 
Einfnhr  von  ixrntlichen  Sendungen  der  in  Bede  stehenden  Art  nach  China 
volle  Gegenseitigkeit  gi-wülirt  wird. 

Ich  ersuche,  die  ZoUäteilen  hiernach  gefälligst  mit  Anweisung  zu  versehen." 

c)  24. 11.04  (a.a.  0.  S.  274): 

»Unter  Bemgnsbme  auf  die  Verf.  Tom  19. 5. 04  m  6480  bt  Zoll- 
bebandlnng  der  für  anslftndische  Konsnlanrertreter  eingehenden  Oienstgegen- 

ständen  teile  ich  mit|  daß  die  brasilianische  Regierang  sich  nunmehr  herdt 
erklärt  bat,  allen  unseren  konsularischen  Vertretern  ZoUfreihuit  für  die  zn 
ihrem  dienstlichen  Gebrauch  eingehenden  Gegenstände  zn  k'fwähren.  Ich  er- 
suche, die  Zollötellen  dementsprechend  mit  Anweisung  zu  \ ersehen." 

§  1:  „Die  No.  1  des  §  3  Abs.  1  der  V.  vom  23.  12.  75  ^RÜßl  S.  HSl) 
^biit  folgende  Fassung: 

...  für  Übertretongen,  die  sogleich  nach  den  für  die  egyptischen  Lindes- 
gerichte geltenden  Vorschriften  als  Übertretungen  strafbar  sind.  .  . 

-)  „Nach  amtlichen  Erklärungen,  welche  die  kaiserlich  russische  Regierung 
niut  die  kaiserlich  japanische  Regierung  hier  abgegeben  haben,  besteht  zurzeit 
zwischen  RuLilaiid  und  Japan  Krieg.  Dies  wird  mit  dorn  UinzufUgen  bekannt 
gemachr.  daß  hiermit  für  jedermann  im  Reichsgebiet  und  in  den  deutschen 
Schutzgebiet«!!  sowie  für  die  Deutschen  im  Auslande  die  Verpflichtung  eia- 
getretM  ist,  sieh  aller  Handlungen  zu  enthalten,  die  der  Nentralit&t  Deutsch- 
lands  suwiderlanlen." 

^  .Aus  Anlaß  eines  Falles,  in  welchem  ein  in  Argentinien  bisher  nicht 
eingeuageaes  wertvolles  deutsches  Zeichen  von  einer  in  Argentinien  wohn*  • 
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7.  B,  1 .  3.  bt.  Vorschriften  über  A  u  s  w  a  n  d  e  r  e  r  s  c  h  i  f  f  e  RGBl  S.  138>. 

8.  Oes  4.  7.  72  bt  d.  Aufhebung  d.  g  2  d-  Ges.  über  d.  Ordei 
d.  Gesellschaft  Jesu  (,139). 

9.  Oes.  18.3»  btw  d.Scbiits  t. Erfindungen,  Mniternn.  Wtreii- 
seichen  anl  Antstellangen  (Ul).^) 

10.  B.29.9.1it.  d.  Sc hutiT.Brfia dungen,  Malte rnitWareik- 
seiclieii  vot  d.  Weltaasttelluag  in  St  Lonit  1904  (142). 


haften  Person  dort  zur  Eintragung  angenifld- 1  im  l  st*  dem  deutschen  Besitzer 
•verloren  f^ceran^en  ist.  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  nach  dem  in 
Argentinien  geltenden  Warenzeichengesetz  vom  23.  11. 00  (abgerückt  im 
Blatt  fttr  Patent-;  Marter-  and  ZeidienweMB  Jahrgang  1901  S.  689.)  «u- 
ttndieche  Marlrai  snm  gesetsllclien  Schnta  nur  gdangeo  kennen,  wem  de 
in  Argentinien  eingetragen  werden  (Art  41).  Deatsclie  Ibrkeninbaber  IcObbcd 
daher  ihre  Rechte  nur  dadurch  wahren,  daB  !sie  die  Eintragang  il^f  Zeichen 
in  Argentinien  nachsucheni  sobald  ihr  |^h&itlichee  Intereaie  ndi  dorthia 
erstreckt. 

Es  wird  anheiuigegehcn.  für  Stellung  derartiger  Anträgt-  mangels  anderer 
Verbindungen  die  Vermittciung  des  kaiserlichen  Generalkonsulats  in  Boenos- 
Aitea  an  whitten  and  don  OMaclie  heizufflgen: 

a)  6  Exemplare  der  Marke; 

b)  eine  doppelte  Beschreibang  der  Marke;  handelt  es  iich  nm  Figutea 

oder  Embleme,  so  ist  die  Gattung  der  Oegenstilndc  anzugeben,  für  welche 
dieselben  bestimmt  sind,  sowie  ob  dieselben  für  Fabrikenengniseet  Handels* 
artikel  oder  Büdener?:eugnisse  verwendet  werden  sollen; 

c)  einen  Kostenvorschuli  von  2()0  JH; 

d)  eine  ohne  Nennung  des  Vertreters  —  in  blanco  —  auszustelleade 
Vonmaobt' 

^)  .Erfindnngen,  Gebraachsniasteni,  Mastern  nnd  Modellen,  die  ani  einer 
inUndifloben  oder  anslftodlschen  Aosstellang  aar  Sdia»  gestellt  werden,  sowie 
Warenzeichen,  die  auf  einer  daselbst  zur  Schau  gestellten  Ware  angebracht 
sind,  wird  ein  zeitweiliger  Schata  in  Gem&ßbeit  der  nachfolgaidea  Be 
atimmungen  gewährt : 

1.  Durch  eine  Bekanntmaehuiig  des  Reichskanzlers  im  RGBl  wird  im 
einzelneu  Falle  die  Ausstellung  bestiamit,  auf  die  der  zeitweilige  Schutz  Ad* 
Wendung  findet. 

3.  Der  aeitweilige  Sehnta  bat  die  Wirkung,  daB  die  SehaosteUang  odtt 
eine  anderweitige  spitere  Benntaung  oder  eine  spiteie  TerBIfentUchnng  der 

Erfindung,  des  Musters  oder  des  Warenzeichens  der  Erlangung  des  geseti- 
lichen  Patent-,  Muster-  oder  Zeichenscbutzes  nicht  entgegenstehen,  snfem  di»- 
Anmeldung  znr  Erlangung  dieses  Schutzes  von  dr-m  Aussteller  oder  dessen 
Rechtsnachfolger  bijmeii  einer  Frist  von  sechs  iMoiiaten  nach  der  Eröffnung 
der  Ausstellung  bewirkt  wird.  Die  Anmeldung  geht  anderen  Anmeldungen 
vor,  die  nach  dem  Tage  des  Beginns  der  Schaustellung  eingereicht  worden  sinA^ 
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11.  Verf.  30.3.  bt.  Einlilhruug  d.  Fostanweisungsdienstes  m. 
Raßland  (AmtsbL  d.  Reichspostamtes  1904  S.  99). 

11».  Verf.  d.  BeioluposUiiites  8.  4.  bt.  AubKiidigang  t.  Post- 
«endangen  an  anslftndisehe  VersichernngBaDternehmnngeii 
<t07).i) 

12.  V.  29.  4.  s.  Aasf  tthrang  d.  Patentgetetses  7. 4, 91  (RGBl 

ß.  157). 

13.  B.  4.  5.  bt.  Vorschriften  über  d.  Arbeiten  u.  d  Verkehr  m.  Krank- 
heitserregern, aasgenommen  Pesterreger  (lö9— 163). 

14.  B.  5.9.  bt.  d.  Besetzung  der  Seefischerei! ahrseage  hl 
Bchiffsffllireni  vu  Mascliiiiiiteii  (163—166). 

16.  0. 12. 6.  bt  Abftndernng  d.  Seemannsordnang  n.  d.  Hau- 
delsgesetzbachs  (167—168). 

16.  B.  16.  5.  bt.  d.  Eiaf abr  v.  Pflanzen  n.  soostigen  Ckgeostibidea 
d.  Üartenbanes  (170). 2) 

17.  G.  20.5.  bt.  d.  FeststeUung  d.  Eeichshaushalts-£ tats  f.d. 
Redmongsjahr  1904  (171—202). 


^)  «Die  auf  Orund  des  §  86  des  Ges.  Uber  die  privaten  Versicherungs- 
untemehmungen  xom  12.  5.  Ol  (RGBl  S.  139  ff. )  bestellten  Haiiptbevoll- 
mächtif?ten  ausländischer  Versicherungsnntemehmuniren  sind  berechtigt,  die 
unter  der  Aufschrift  der  Versicherangsuntemehmung  eingehenden  Post- 
sendongen  in  Kmpiang  zu  nehmen  und  weiterhin  ihrerseitä  PustvoUoiachteu 
für  andue  Personen,  s.  B.  Agmten  nnd  Unteragenten,  anansteUen.  Die 
HanpibevollniiQhtl^ten  baben  lidi  als  solidie  dnrdi  eine  «itqprecbende  Be- 
aebelmgnng  des  kaiswlicben  AnfsIditBamts  fOr  PilT*tTenio1ieriing  den  Post- 
anstalten  gegenflber  anstnweisen.  Das  Erlöschen  der  HauptvoIImacbt  wird 
ebenso  wie  die  Ernennung  eines  HaaptbeToUm&chtigten  im  Deutschen  Reicha- 
anzeiger  bekannt  gemacht. 

Hinsichtlich  der  Benachrichtiirurif.'  h  i  hcteiligtcn  Postanstalten  durch 
die  Oberpostdirektiun  und  der  Eiutragung  m  (iie  \  erzeichnisse  der  Handels- 
fifmen  usw.  finden  die  Ansffibningsbestimmangen  zu  §  39  der  Postordnung 
unter  7  (Abecbn.  V  Abt  1 8.  78  ff.)  Anwendung.* 

^  .Auf  Orund  der  Vorschrift  im  §  4  Ziffer  1  der  Y.  bt  das  Verbot 
der  Einfuhr  und  der  Ausfuhr  von  PfiMiaen  und  sonstigen  (kgenständen  des 
Wein-  und  Gartenbaues  vom  4.  7.  83  (RGBl  S.  153)  bestimme  ich  folgendes: 

Die  Einfuhr  aller  zur  Kategorie  der  Rebe  nicht  gehörigen  Pflänzlinge, 
Sträacher  und  sonstigen  Vegetabilien,  welche  aus  Pflanzsrhnlcn,  Gärten  oder 
Gewächshall sf-rn  stammen,  über  die  Grenzen  des  Reichs  darf  fortan  auch 
über  die  kumgiich  preuBische  Zollabfertigungsstelie  am  Bahnhofe  zu  Cleve 
«rfolgen.* 

[Naoh  den  unter  No.  31,  35  mitgeteOten  Verordnungen  ist  Einfflhmng 
noch  Aber  Mittelwalde  nnd  Straelen  zugelassen.  —  Red.] 
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18.  G.  20.  5.  bt.  d.  Feststellnng  d.  Haushalts-BtAts  f.  d.  Schnti- 
gebiete  auf  d.  Rechnuny;sjahr  19<j4  (203^91  n. 

19.  Verf.  d.  Reichspostamts  15.  6.  bt.  Änderungen  i.  d.  Ausführmiiis- 
überciiikunft  z.  internationalen  Telegraphen  vertrage  V.  Öt.  Petersboig 
V.  22.  7.  7ö  ^Aiutäbi.  d.  Reichspustamteti  liKM  S.  161). 

191>.  Verf.  d.  lUiehspoBtamtB  18.6.  liL  iMie  Anagabe  d.  Telt* 
graphenordunng  (171). 

20.  B.  24.6.  bt  d.  Batifikation  d.  am  12.6.02  im  Haag  ib- 
geschlossenen  Abkummen  Uber  d.  internationale  PriTatreeht  tt.d. 
Hinterlegung  der  Ratiükationsurkanden  (RGBl  249).') 

21.  Ges.  28.6.  z.  Andf  rnng  des  Ges.  bt.  d,  Reichs  s c h u  1  d  bu  ch 

22.  Ges.  6.7.  bt.  d.       kämpf ung  d.  Reblaus  (261—265). 
26.    Ges.  6.7.  bt.  Kaui uianasgerichte  (266—272). 

24.  B.  6.7.  «bcr  d.  m.  Sdiweden  am  20.  6.06  wegen  Erledigung 
d.  Anspiflche  aas  d.  swiadieii  Uecklenbarg-Scbwerin  u.  Schwedea 
am  26.  6. 1806  in  Ualmö  nnteneicbiieten  Vettcag  tber  d.  Stadt  n.  d.  Herr- 
sebaft  Wismar  u.  d  Ämter  Poel  tt.  Kenkloater  nebit  ZabehOr  fgt- 
troSene  Vereinbarung  (2U5 — 300). 

25  Ges.  14.7.  bt.  d.  E  n  t  s  cbädigung  f.  anscbuldig  eiUtxene 
Untersachungshalt  ^312—324). 

1)  »Die  Yontehend  abgcdnuktu  am  12. 6. 02  im  Haag  abgwddoaMOMa 

Abkommen,  nimlieh: 

1.  Abkommen  zur  R^lang  dea  Geltongabereieha  dar  Qeaetie  auf  dm 

Gebiete  der  EheschlicBnng, 

2.  Abkommen  zur  Regelung  dus  Gelttmgsbereicbs  der  (fesetze  und  der 
Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  der  Ebescheidang  und  der  Trennaog 
von  Tiscb  and  Bett, 

3.  Abkomman  iiv  Ragelnng  dar  Vormund aahaft  Aber  Minder- 
jBJirige,  aind  von  Dentachland,  Belgien,  Frankreich,  LnieB- 
bürg,  den  Niederlanden,  Rnmllnien  nnd  Schweden  latifizieit 
ond  die  Baüfikationanrkunden  sind  am  1  B  Ol  im  Haag  hinterlegt  ir<ndea.* 

[Text  8.  Ztsch.  XIV  .'>4)7  ff.  —  Red  ] 

2)  .Das  Oes.  bt.  das  Beicbaachaldbacb  vom  31.  ö.  91  (BGBl  S.  321j  wiid 
geändert  wie  folgt: 

I.  Der  §  4  No.  3  erliiilt  iulgeude  Faääuug:  —  • 

,3.  einaelne  eingetragene  Qenoaaenachaften  nnd  ainadae  eingeaehriabem 
Hilfakaaaan,  welche  im  Gebiete  dea  Deatachan  Beiofaa  ihren  Sita  haben,  aoak 
einzelne  jnriatiache  Pexaonen." 

II.  Der  erate  Abaatz  des  §  7  erhält  folgenden  Zusatz: 

,Als  gesetzlicher  Vertreter  einer  juristischen  Person,  die  nicht  im  l^^ 
biete  des  Deutsrhcn  Reichs  ihrtu  Sitz  liat.  gilt,  wer  seine  Vertretungsbcfne'Ji* 
nach  den  vom  Bundesrate  beschlossenen  Ausführungsbestimmongen  natit- 
gewiescn  hat.''  —  — .  — 
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26.  B.  15.7.  bt.  d.  Anerkennung  französischer  PrftfllllgS- 
zeicbeu  i.  Haudfüuerwaffen  i^3üii— 310). ^) 

87.  R  16.7.  ht.  d.  AoiMlirang  d.  Gee.  t.  26.8.76  Uber  d.  Be- 
teitlgiing  V.  AnsteckoBgsstotfeii  bei  YiehbefVrdernngen  «nf 
Kisenbahnen  (311—317). 

28.  fi.  17.7.  bt.  d.  Hinterlegaqg  d.  Ratif ikationsnrkunde 
Spaniens  z.  d.  am  12.  6.  02  im  Uaa^  abgeschlossenen  Abkonunen  s. Bege- 
lang  d.  Vormundschaft  über  Minderjährige  (307). 

29.  B.  17.7.  bt.  d.  Abänderung  d.  Bestimmungen  über  d.  Beseitigung 
T.  Ansteckungsstuf f eu  b.  d.  Beförderung  v.  lebendem  GeflUgel 
iiif  Bltenbftlineii  ▼.3.8.99  (817—319). 

89«.  TerL  d.  BeidiipogUiiites  84.7.  bt.  Sendimgen  L  Verkebr  m. 
Kriegsgelftttgenea  etc.  (Amtibl.  d.  Beidupostamtfl  1904  S.  809).S) 


*)  ,Anf  Grnnd  des  (5  Abs.  2  des  Ges.  bt.  die  Prüfung  der  Läufe  und 
Verschlüsse  der  Handfeuerwaffen  vom  id.  ö.  di  (BQBl  S.  liM)  hat  der  Bundesrat 
folgende  Beschlüsse  gefaßt: 

L  Die  PrfllungszeioibeQ  der  PtoUerbuk  Mr  Handfenenraffen  m  8t. 
Etienne  wetden  tls  den  dentsobwi  FMUnngnetefaen  glelebwertig  anerkumt^ 
insoweit  die  nacbstehflod  «nlgefQbrteii  Headfeitarwaffen  die  dabei  angegebenen 
Prttfungszeichen  tragen.  

II.  Die  Prtlfungszeichen  der  Probierbank  für  Handfeuerwaffen  zu  Paris 
werden  als  den  deutschen  Prtlfnngszeichen  gleichwertig  anerkannt,  insoweit 
die  naclistehend  aufgeführten  Handfeuerwaffen  die  dabei  angegebenen  Prttfungs- 
seichen  tragen.*  —  —  — 

^  Jbk  Anaffüming  der  auf  der  Haagw  FkiedraBkonfeiens  -vereinbarten 
yBertimmoBgen  Aber  die  Geaetie  ond  OebrUaobe  des  Landkriegs*  (Tgl.  Verf. 
Ko  ni  in  Amtsbl.  No.  39)  ist  nanmehr  aoch  in  Rnfilaiid  eine  AwknnftsteUe 
Aber  Kriegsgefangene  errichtet  worden. 

Postsendungen  jeder  Art  an  Kriegsgefangene  in  Kubland  müssen  hand- 
schriftlich oder  gednifkt  einen  der  folgenden  Vermerke  tragen:  ^Corre- 
aponäances  den  primnniers  de  guetre" ,  „Service  des  prüfonmem  de 
(fuerre"  oder  „Aua  aoius  du  Burmm  de  renseignemetHt  mrUa priem- 
nUrs  de  ffuerre",  Bine  gleiche  oder  ibnliche  Beieiebnnng  erhalten  aneh 
die  Sendnngen,  die  von  den  Kriegsgefangenen  oder  ron  der  AnskonftesteUe 
in  Rußland  ausgehen.  Der  gesamte  Pottverkebr  der  Kriegsgefangenen  unter- 
liegt in  Rußland  der  militärischen  Zensur. 

Die  vorgenannten  Sendungen  trenießcn  volle  Portofreilieit;  die  russischen 
AuswechselungsstcUen  werden  sie  den  deutschen  Postanstalten  ohne  Ansatz 
der  sonst  in  Betracht  kommenden  Gebühren  Überpreisen  und  in  den  zu> 
geliörigeu  Karten  den  Vermerk  „Service  dee prieenmiere  de  guerr^*  nieder- 
idneiben.  Im  ttbrigen  finden  auf  die  Sendungen  die  Bestimnwngqi  der  Inter- 
nationalen Postvertrüge  ond  der  Sonderabkonunen  mit  Rnfiland  Anwendung.* 
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30.  B.  3.  8.  bt.  d.  Beitritt  d.  Kömgreichs  Scliwedeu  z.  Ikrott 
internationalen  UrheberrechtittliereiBkanft  9. 9,  W  tovie  i.  d. 
am  4. 5. 96  dam  Tenlnbartfii  Deklaration  (ROBI  8. 328).  ^} 

Hl.   B.  18.  8.  bt.  d.  Einfuhr  v.  Pf lanien  n.  aonstigoi  Oegwittiida 

d,  Gartt'iil)iiULS  r^m    ^S,  ohiu  Nn.  Ifi  ] 

31a.  Kais«  li  E.  ID.  bt.  Führung'  d  deutschen  Kriegsflftgge 
u.  d.  ReichsdienstHagge  d.  Marine  (KZBl  li^  iS.  449). -j 


^)  .Nach  diner  Mitteilung  des  adiireltefiaclien  Bondeatati  itt  des  Ktair 

reich  Schweden  der  am  9.  9.  86  zu  Bern  geschlossenen  Übereinkunft  bt. die 
Bildung  cinps  internal innalt^n  Verbandes  zum  Schatze  von  Wt^rkcii  der  Lit.  nitur 
und  Kunst  (RGBl  16Ö7  6.  493  ff.i,  sowie  der  am  4.  5,  i»t3  in  Pari«  zu  dieser 
Übereinkunft  vereinbarten  Deklaration  (RGBl  1897  8.  769  ff.)  beigetreten. 

Als  Tag  des  Beitritts  jst  der  1. 8. 04  festgesetit  worden. 

Der  Pariaer  Znaatnicte  Tom  4. 6. 96  (RQBI  1897  8.  759  ff.)  hat  lieli 
Schweden  nicht  angeschloseen." 

, Durch  Allerhöchsten  E.  vom  29.  10.  04  haben  die  nachstehenden  Be- 
stimmungen über  die  Führung  der  deutschen  Kriegsflagge  und  der  Reichs- 
dienstflagge der  Marine  nntt-v  Aufhebung  ^er  bisherigen  Bestimmungen  die 
kaiserliche  Genehmigung  erhalten. 

Bestimmangen  Aber  die Ftthrnng  der dentschen Kriegsflagge 
und  der  Reiehsdienstflagge  der  Karine. 
A.  Zur  Führung  der  Reiohskriegsf lagge  als  ITationalitlts-  mk 

Hoheits/f'ichen  sind  berechtigt: 

1.  All  Land 

a)  Die  Behörden  und  Anstalten  der  Kaiserlichen  Marine  bezw.  des 
OonTemements  Kiaatschou  mit  Ausnahme  der  luter  B  aufgefährten; 

b)  die  IfaiineeignalstationeD; 

c)  die  im  nnmittelbaxen  Reichsdienste  h^ndlidien  BebSrden  und  An- 
stalten des  deutsehen  Heeres; 

d'  die  auf  nichtpreußischem  Gebiete  gelegenen  K(Sstenwerke  und  die 
Küstenbefestiguiitren  der  Reichskriegshafen  und  der  f>chutzgebiete ; 

e)  die  aul  preußischem  Gebiete  gelegenen  Küstenwerke  bei  Begrüdong 
fremder  Kriegsschiffe. 

S.  Anf  dem  Wasser. 

a)  Die  Souveräne  und  Regenten  der  deutschen  Bundesstaaten,  die  Primes 
legierender  d<  nr  rhtr  königlicher  Häuser  und  die  ersten  Bürgermeister  (1?t 
freien  Hansestädte  auf  den  ihnen  eigentümlich  gehörenden  Privatfahrz* ugeo; 

b)  die  Kriegsschiffe  dtr  Kaiserlichen  Marine  nebst  iliren  Beibooten: 

c)  die  übrigen  Schiße  und  Boote  der  Kaiserlichen  Marine  und  dM 
Oonvememrats  Riantadiott,  sobald  aal  ihnen  eine  Standarte  wdit  oder  eis 
aktiver  oder  snm  aktiren  Dienst  herangesogener  Offisier  dienstlich  eiO' 
geschifft  ist,  oder  sobald  sie  militftriaeh  beaetst  oder  belegt  sind  (Hnlks); 
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32.  ß.  ;iO.  y.  bt.  d.  Verkc  h  r  in  E  r  z  e  u  ii  i  s  s  e  n  u.  Gerätschaften  d. 
Weinbftaes  i.  d.  deutsch-luxemburgischen  ürenz  bezirken  (RGBl 
Si  309). 

33.  R  7.11.  bt  d.  int^rnationaUii  Yerbaod  i.  Schutze  d. 
gewerblichen  BigeBtnms  (440).M 

34.  B.  33. 11.  bt.  d.  Verefiibaning  erl^chtonider  VondirifteD  f.  d. 
wecbselMitigen  Verkehr  zwisohen  d.  Biien bahnen  Deutschlands  n. 

Luxemburgs  (44HV 

35.  B.  22.  11.  bt.  d.  E  i  n  f  u  h  r  V.  P  f  1  a  n  2  e  n  u.  sonstigen  Gegenständen 
d.  Gartenbaues  (444).  [S.  oben  No.  16.] 


d)  die  von  der  Kaiserlichen  M&rine  ermietet«n  uder  ihr  sonst  zur  Ver- 
fügung gestellten  Schilfe  (nebst  Beibooten),  wenn  sie  von  einem  aktiven  oder 
2Qm  aktiven  Dienst  herangesogenen  Seeoliisier  der  Kaiserlichen  Marine  be- 
iehligt  werden,  nach  Jedesmaliger  Binholnng  der  Alierhöehsten  Erlaubnis. 

B.  Zar  Ptthrung  der  Reichsdienstflagge  der  Kaiserlichen 
Marine  als  Nationalit&ts-  und  üoheitsxeichen  sind  beiecbtigt: 

1  An  Land. 

a;  Die  Leuchttürme  und  alle  zum  Ressort  des  Lotsen-  und  Seezeichen- 
wetkiDs  gehörigen  Gebäude  und  Anstalten  der  Kaiserlichen  Manne  bezw.  des 
Oemmanenti  Kiantsehou; 

b)  die  Oeblnde  der  Zivibrerwaltong  des  OouTemements  Klantschoo; 

c)  die  deutsche  Seewarte  mit  ihrsn  Nebenstellen  vnd  die  Obserratorien 
der  Kaiserlichen  Marine  sowie  die  meteorologische  Station  des  OwiTeniemeutB 
Kiautschuu. 

2.  Auf  dem  Wasspr 

ai  Die  nicht  zur  Fuiirung  der  Kriefjsflagffe  bereclitigitii  Schiffe  und 
Boot«  der  Kaiserlichen  Marine  und  des  Gouvernements  Kiautschou. 

b)  die  Ton  der  Kai«erlidien  Marine  ermieteten  oder  ihr  sonst  inr  Ver> 
ftignng  geet^ten  ScUlle  (nebst  Beibooten),  wenn  die  Fflhmng  der  Reichs- 
dlenstflagge  von  dem  Staatssekretär  des  Reichsmarineaints  angeordnet  ist,* 

1)  „Die  Republik  Cuba  ist  der  von  mehrerra  Staaten  zu  Paris  am 
20.  3.  83  geschlossenen  T'bereinkunft  zum  Schutze  dfs  pewprMirhon  Eippntnms 
nebst  SrhlijßprotokoU  von  demselben  Tage  ^RüBl  von  S.  148ff. dem 

dazu  vert'Hibart«n  Protokoll  über  diu  Ausstattung  des  internationalen  Bureaus 
des  Verbandes  für  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  d.  d.  Madrid,  den 
16.  4. 91  (ROBl  Ton  1906  8.  164  If.)  und  der  Znsatiakte  d.  d.  BrOssel,  den 
14. 13.  00,  bt.  die  Ablndemng  der  Übereinknnft  vom  80.  3.  83  nnd  des  dam 
gehörigen  SchlnBprotokolls  (BOBl  von  1903  S.  167  tF.),  beigetreten. 

Der  Beitritt  wird  am  17. 11. 04  in  Kraft  treten.* 
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IL  Die  deutschen  Bundesstaaten. 

(Vgl.  Ztach.  XIV  579,  186.) 

AnhalC 

15104. 

Ges.  2y.  4.  bt.  (Tcnrlnni^un«:  von  Za  w  e  n  d  u  n  g  ».•  n  an  juristische 
PHrsonea  u.  Beauiöichtigung  y,  Stiftungen  (Gcs.-äammL  l\M 

b.  1^6}. 

Baden. 

1904. 

1.  MV  15.  1.  (No.  iSaSl)  bt.  AmUefemiigaTerktthr  sw.  Bades 

tt,  Frankreich.^! 

2.  MV  8.  2.  (No.  4öä6)  bt.  Au  s  1  i  o  f  e  r  u  n  g  s  v  i-  r  k  t  h  r  m.  d.  £>ch weu.-i 

3.  MV  10.2.  (No.  4938)  bt.  Strafverfolgung  schweizerischer 
Staatsangehöriger  vor  d.  kantonalen  Gerichten  wegen  in 
DentsebUncI  begangener  Straf  taten. 

4.  MV  12. 4.  (No.  9966^)  bt  unmittelbaren  OesebKItaverkebr 
sw.  badiscben  n.  scbweiieriecben  Standesbeamten.^ 

^)  ^Zwiachen  Baden  und  Frankreich  wird  auf  Grund  der  G^nseitigkeit 
kfinftighin  die  Analiefening  ancb  Stattinden: 

1.  wegen  RntfObning  von  ][ind«[jfthrigHi,  gletebrielf  ob  die  Tat  wA 
nach  dem  Rechte  des  einen  oder  des  andern  Teiles  als  Terbieciks 
oder  Vorgehen  darstellt; 

2.  wecren  Körperverletzang  mit  tödlichem  Aoagange; 

3.  wegen  versuchten  Mords. 

Die  Auslieferung  wegen  Entführung  Minderjähriger  des  einen  oder  dca 
andern  Geschlechts  findet  statt,  sofern  die  Handlung  nach  der  Gesetzgebang 
des  einen,  wie  des  a&detn  Teiles,  sei  es  als  Verbreeben  oder  Vergehen, 
strafbar  ist" 

^  „Im  Andiefemngsyerlrehr  zwischen  Deutschland  und  der  Schweis  wwda 
kfinftighin  Gegiostftnde  der  in  Art.  II  de;;  deutsch-schweizerischen  Aosliele- 
mngsvertrapes  vom  24.  1.  74  bezeichneten  Art  aurii  dann  ausgefolgt  wifdr-n. 
wenn  die  Person,  bei  der  die  (legenstflnde  vorgefunden  worden  sind,  vor  der 
Entscheidung  über  die  Auslieferung  gesturbt^u  i&t.  der  Auslieferung  indettäi 
nichts  entg^engestanden  hätte.  Die  mit  ErlaB  vom  27.  6.  98  No.  USa 
anagegebene  Znsanunenstelinng  der  den  AnsUelemngsmkehr  ssrisehen  BaJcs 
and  der  Schwidi  betreffenden  Vorschriften  ist  blemach  in  erglnsen.* 

3)  .Seit  dem  JUS  Toai  29.  1.  03  No.  3473  haben  die  Regierungen  der 
Kantone  Neuenburg  und  Thurgau  in  Ansehung  der  strafrechtlichen  Verfolgnng 
wegen  der  im  deuts('li-schweizerischf»n  Ansliefornngsvertragc  wir  nnrb  wffen 
der  im  schweizeriäcben  AuNÜeferungsua  s<'tz  vom  22.  1.  92  vorgesehenen  Straf- 
taten die  volle  Gegenseitigkeit  zugesichert." 

*)  »Den  badischen  Standesbeamten  ist  jetzt  der  unmittelbare  Gescfaifti- 
Terkehr  mit  den  schweizerischen  Standesbeamten  ohne  Binedirinkung  gestattet 
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5  MV  12  4.  (No.  8086«)  bt.  Zeugnisse  ab.  Nichtbestehen 
Bhehind  er  Dissen,  ^'t 

6.  MV  17.  ö.  ^No.  15Ö60)  bt.  Austausch  von  Ötraf nacbrichten 
m.  Ungarn.^ 

7.  KV  90.  5.  bt  ToUstrecknng  deatseber  Urteile  in 
Bosnien  n.  d.  Hersego  Tina*)  (Staataanseignr  1904  8.  899). 


*)  &  unten  8  4M  (Bayern  No.  5). 


In  Abs.  5  des  §  64  8tBI>U  sind  daher  die  Worte  „soweit  diese  um  Bekannt- 
machung des  in  der  Schweiz  erlassenen  Eheaufgebots  am  badischen  Heimatorte 
der  Brantlente  nachsuchen.  Vgl.  §  276^*,  nn  streichen." 

1)  aZengnisse  darBber«  daft  der  EhesehUefinng  eines  badisehen  Verlobten, 
der  im  Auslande  die  Ehe  einzageheii  iK  ab^^ichtigt^  nach  dem  in  Baden  geltenden 
Rechte  kein  bekanntes  Hindernis  im  Wege  steht  (§  275  Abs.  2  StBDW), 
köniu  n  künftighin  von  den  Standesbeamten  ausgestellt  werden,  ohne  daß  zuvor 
ein  Aufgebot  im  Inlande  erlassen  oder  die  Ermächtigung  des  AG  eingtjholt 
wird.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen  des  §  27ö  Abs.  4  StBDW  und 
des  Generalerlasses  Tom  17.  7.  No.  17B74  (vgl.  Bad.  Eechtspraxis  1903 
S.  813)  sind  «nlgehoben. 

Da  derartige  Zeugnisse  den  anslftndlsehen  Standesbeamten  der  Nadi- 
^rilfung  Überheben  sollen,  ob  die  nach  den  inländischen  Vorschriften  zur  Ehe- 
schließung gesetzlich  notwendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind,  ist  es  Pflicht 
d*  s  Standesbeamten,  vor  Ansstellnng  des  Zeugnisses  an  Hand  seiner  Dienst- 
vorschriften i^vgl.  Abschnitt  4;  gewissenhaft  zu  prüfen,  ob  nach  dem  in  Baden 
geltenden  Rechte  der  hadische  Verlobte  zur  Eingehung  einer  Ehe  fähig  ist, 
nnd  der  Ehe  ein  gesetalidics  Hlndonis  nicht  entgegensteht.  Mangelt  es  an 
dner  dieser  Totanisetsnngen,  so  ist  die  Ansstellnng  des  Zeugnisses  abanldmen; 
in  sweifdhaften  Fullen  hat  der  Standesbeamte  beim  AG  nm  Belehrung 
nachsnanchen. 

Fahnenfluchtigen  und  Personen,  welche  sich  der  Strafverfolgung  oder 
dem  Strafvollzug  im  InUvnde  durch  flif  Flucht  entzogen  hahen,  darf  das 
Zeugnis  nicht  erteilt  werden,  Gesuche  sukher  Personen  sind  dem  AU  I)ehuf8 
Verständigung  der  zuständigen  Militär-,  Strafverfulguugs-  oder  Slrafvullzugä- 
behSrde  Ton  dem  Anfenthalt  des  Verfolgten  Tonol^en. 

Das  Zengnis  soll  den  badisclmi  Verlobten  nnd  die  Person,  mit  welcher 
er  die  Ehe  einangdien  beabdchtigt,  nadi  Vor^  nnd  Familiennamen,  Stand, 
Alter,  Wohn-  und  Geburtsort  bezeichnen. 

Gebühren  dürfen  für  die  Ausstellung  des  Zeugnisses  nicht  in  Ansats 
gebracht  werden." 

.Die  in  §  18  Abs  1  nnd  2  der  badisrhen  iStrafregisterorduum:  vor- 
geschriebene Benachrichtigung  der  uugaribcheu  liegierung  von  der  Bestiafuug 
ungarischer  Staatsangehöriger  hat  bis  auf  weiter«  an  nntwUeiben.* 
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8.  MV  10.  6.  (No.  1679&)  bt.  Aiislieferaiig«Terke1ir  iw,  d« 

deutschen  Reiche  und  Großbritannien.^) 

9.  Oes  20.  8  bt.  Ablodenmg  d.  PoHzeistrafgesetsbnchs  (Get.> 
u.  Vßl.  1^>4  i5.  äy7.j 

10.  Ges.  24.  8.  bt.  Abänderung  d.  Verfassung  (iSd). 

11.  MB  30.  12.  04  (No.  49360)  u.  14.  1.  05  (No.  423)  bt  Yoll- 
streekttng  deutscher  Urteile  i.  d.  Schweis  u.  echweiseriacher 
ürtdle  i.  Dentwhland.^ 


^1  ^  Allen  unmittelbar  nnd  tinter  Umgehung  der  vorgesehenen  diplo- 
matischen Vermittlung  gostollten  Ersuchen  englischer  Behurdon  um  vorläufige 
Festnahme  m  England  verfolgter  Verbrecher,  sowie  etwaigen  Au  tragen  cng- 
liieher  Behflatai  enf  Beidikgiifthiiie  von  bxielttidieii  oder  telegraphiadieii  lüt- 
tdhiBgeii  snm  Zwecke  der  Irmittliing  flflebliger  Verbrecher  ist  gmiidsitElkh 
nicht  stAttragebcn,  da  die  Gegenseitigkeit  in  dieser  Hinsicht  von  englischer 
Seite  nicht  sichergestellt  ist.  Dementsprechend  haben  solch  nnmitteIbU9 
Anträge  an  engli.«rh<^  Behörden  ebenfalls  zu  unterbleiben  ■ 

3)  ,.Da  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz  und  ~  abgesehen 
von  dem  noch  in  Geltung  befindlichen  Übereinkommen  zwischen  Baden  und 
dem  K«iitoii  Aargan  (Beg.-Bl  1887,  8.  426)     auch  swisehen  den  Qiot- 
hersogtom  Baden  und  der  Sehwels  Yeieinbnningen  Aber  die  gegenseitige 
Vollstreckung  von  Urteilen  nicht  bestehen,  kommt  fUr  die  Frage,  ob  in  der 
Schweiz  aus  deut-jrhpn  Urteilen  eine  Zwangsvollstreckung  stAttfindet.  das  ii 
den  einzelnen  schweizerischen  Kantonen  geltende  Recht  in  Betracht.    Bei  der 
Vielgestaltigkeit  des  schweiiEeriscben  Kantonalrechts  und  dem  Mangel  einer 
einbeitlicben  Qeriehtepmxis  ist  die  Frage,  inwieweit  die  Qegenseitigkeit  tm^ 
blligt  sei,  nicht  nnr  hinllg  Gegenstand  des  Zweifels  bei  den  inUndisdM 
Oerlchten,  welche  dieselbe  nach  §  328  2Sill.  5  ZPO  zu  prfifen  haben,  sondern 
es  ergeben  sich  auch  für  inländische  Parteien,  welche  deutsche  Urteile  in  der 
Schweiz  vollstrecken  lasiert  woHf-n    und  ?u  dir-^pm  Zwecke  pf'trenflVr  den 
schweizerischen  Behörden  einer  Bescheinigung  der  verburtrtf  n  U egensei tigkeit 
bedürfen,  sehr  erhebliche  Schwierigkeiten,  weil  dieser  Nachweis  mangels  einer 
antiientisohen  Zuammenstdlnng  dw  einsdilägigen  dentsohett  Bechtsprechnog 
kaum  lu  besohaOen  Ist  Der  rege  wirtschaftliche  Verhehr  swisehen  Deotseb- 
land,  insbesondere  den  saddentschen  Staaten  nnd  der  Eidgenossenschaft  läßt 
es  aber  dringend  wünschenswert  erscheinen,  daß  die  rechtlichen  Hindernisse, 
welche  einer  wechselseitigen  Anerkennung  und  Vollstreckung  dent«chcr  und 
schweizerischer  Zivilurt^ile  entgegenstehen,  wenigstens  durch  Herausbildoog 
einer  allgemeinen  Übung  tunlichst  eingeschränkt  werden.   Zur  Erleichteroog 
des  Nachweises,  inwieweit  Unsichtlidi  der  Anerkomnng  nnd  YellstrecksflS 
achweiserischer  Urteile  in  Dentsddand  die  Gegenseitigkeit  von  den  denteches 
Oerichten  als  verbürgt  angesehen  wird,  ist  nunmehr  die  Einrichtung  getroffen 
worden  -^iß  die  Ürt<^i1'^  deutscher  nt.Tichte.  in  wel'-hcn  die  Zulässigkeit  der 
VoUstreclmng  der  Urteile  schweizerischer  Gerichte  in  Deutschland  erörtert 
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12.  MB  17.5.00  bt  Stempelpflicht  b.  GeschÄften,  die  durch 
Kommissionäre  i.  Aualand  abgeacfalosaen  Bind  (Badiscfae  BechtqpraxiB 

S.  öö).») 

Bayern. 

1!K)4. 

1.  MB  22.2.  bt.  bedingte  Begüadignng  (JMBl  UK)4  S.  47\ 

2.  MB  30.  4.  bt.  d.  V  e  r  k  e  h  r  d.  J  n  s  t  i  z  b  e  h  ö  r  d  e  n  m.  d.  i.  Bayern  zu- 
gelassenen fremden  Konsularbehörden  \.B2;^) 

3.  y.  90.6.  bt  Zalaamng  y.  Anslindern  ztt  j«rltt  PrUtmigeii 
(Oes.-  n.  YBl  1904  8.  161). 

4.  HB  1.  6.  bt.  d.  BheacblleBattg  bajrisebef  Ld.  Pfalz  heimat- 
berechtigter Staateangebörlger  L  d-Sebweii  (JMBl  1904  8.625).S) 


wild,  bei  dem  Reicbsjnstiiamt  geBammelt  werden,  welehes  sieb 
bereit  erklirt  bat,  auf  Aalragen  Aber  die  ihm  mitgeteilten  Entachetdmigen 

den  Parteien  und  ihren  Vertretern  a]Aterhin  auch  unmittelbar  Auskauft  zu 
erteilen.  Dip  Gerichte  haben  daher  von  jodmi  Urteile  dos  bezeichneten  Inhalts 
in  Hinkunft  je  eine  beglaubigte  Abschrift  onmittelbar  an  das  Reichsjustizamt 

einzusenden.'' 

^)  „Handelsgeschäfte,  die  von  einem  im  Inland  ansässigen  Kommittenten 
onmittelbar  an  im  Ausland  wohnhafte  Komndsiionftre  wsaa  Abachhifl  über- 
tragen werden,  gelten  als  im  Andand  abgeaofalossen  und  sind  nach  §  6  Abs.  8 
Beichsstempelgesetz  nur  im  bUfligen  Betrage  abgabepflichtig.  Tritt  aber 
zwischen  den  inländischen  Kommittenten  und  dem  ausländischen  Kommissionlr 
ein  inliindischer  Agent,  der  den  Geschäftsabschluß  vermittelt,  sei  es  auch 
nur  durch  Weitergabe  der  an  ihn  gerichteten  Anzeige  vom  erfolgten  Gesehäfts- 
<il>;»ch1nß  durch  eine  von  ihm  ausgehende  besondere  Mitteilung  an  den  Kom- 
mittenten, so  gilt  das  Abwicklungsgeschäft  durch  diese  Vermittlting  als  im 
Inlande  abgeschlossen  nnd  ist  im  Teilen  Wertbetrage  stempelpflichtig.  Denn 
der  Agent  tritt  als  ein  frei  bandetades  Organ  der  Wfllensinßermig  des 
KemmissionIrB  dem  Kommittenten  gegmllber  aof.  (Vgl.  ROZ  3, 1. 06.)" 

^  aZn  den  fremden  KonsnlbdiSrden,  mit  denen  den  bayerischen  Justiz- 
behörden unmittelbar  zu  verkehren  gestattet  i-^t  P  vom  7.  3.  03  JMRl  S.  243\ 
gf'h<iJrt  y>t7.t  atifh  das  K  Rumänische  Konsulat  in  Regensburg.  Der  Amts- 
bezirk dtb  Konsulats  umfal  t  Niederbayern  und  die  Oberpfalz  und  Regensburg. " 

^)  „Unter  Abänduruiig  der  MB  vom  20.  6.  78  (Amtsbl.  des  K.  Staats- 
ministeiinms  des  Innern  8.  162,  JVBl  8.  118)  wird  angeordnet,  da6  für  die 
in  der  Ffals  beheimatetoi,  bajerlsdien  StaatsangebSrlgm  die  Besdielnignngen 
nach  Art  2  der  Überelnkonft  zwischen  dem  Dentsehen  Beicbe  nnd  der  Schweiz 
wegen  gegenseitigen  Verzichts  auf  die  Beibringung  von  Tranerlaubnisscheinen 
vom  4.  6.  W  (Amtsbl.  d.  K.  Staatsministeriums  iles  Tnnem  S.  250^  ktinftii^ 
anstatt  von  den  Standesbeamten,  von  den  DistriktsverwaJtuugsbehörden  der 
Heimatgemeinden  auszostellen  sind.' 
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6.  HB  26.  &  bt.  d.  YollBtreekiiBg  dtntacliftr  ürteiU  i  Boi- 
Bien  m.  d.  HersegoTin»  (110).^) 

6.  MB  90. 6.  bt.  d.  AttBliefemngBTerkelir  m.  OrofibiitaBiiieii 

(128).*) 


'■^  .Die  Verordnung  der  Landesrejzieriingf  für  Bosnien  und  die  Htrze 
guwiua  voiu  20.  März  d.  Ja.  über  die  Vollstreckuog  deutscher  Urteile  wird 
blennit  bdcMint  g«mftcht.  Im  Gegcnsatse  m  Östemicb  (B.  von  10. 4. 00, 
JHBl  S.  706)  fehlt  Boanian  und  Aet  Hersegowlna  gt^puittber  die  OflgviiMitig- 
keit  für  die  im  Mandats-  und  im  Wechsel  verfahren  ftriMIOTIfn  Zablangsb^ebk^ 
für  die  anitürhrn  Ausziif^p  ans  dfn  Li(|nidationsprotoko11cn  im  Konkar^Ter- 
fahren  und  tur  die  Erkenntnisse  der  Scldedsgericbte.  Im  übrigen  lindet  m 
Bosnien  und  der  Herzegowina  ebenso  wie  in  Österreich  (B.  vom  4.  1  Ol, 
JHBl  S.  41)  die  Zwangsvollstreckung  nar  statt,  wenn  die  Klage  dem  Gegner 
sn  etgeoeo  HKiuIbb  sngeitdlt  worden  itt." 

[Kaeb  Abdnick  der  §§  782,  728,  826  der  deatacbo»  ZFO  beißt  es  in  der 
Verordnung :] 

.Die  kaiserlich  deutsche  Regierung  Imt  erklfirt.  es  sei  ohne  weiteres  zu 
erwarten,  dali  die  deatschcn  Gerichte  die  (iegenseitigkeit  als  verbürg  ansehen 
und  auch  ihrerseits  die  entsprechenden  bosnisch-herzegowinischcn  Vollstrt-ck- 
ungstitd  fttr  Tolbtreekbnr  erkllreD  werden»  wenn  and  InsoUnge  die  Oeriebte 
in  Bosnien  und  der  Henegowin*  aadutebenden  dentechen  VoII«tiecknBgB- 
titeln  die  VollstreckungsUnnsd  beisetzen,  und  zwar: 

1.  Urteilen.  Bescheiden  und  Beschlüssen  der  Zivilgericlite  des  Deutsc!i*"'n 
Reiches,  durch  weh  h"  die  Streitsache  erledigt  wird,  wenn  ein  weiterer  Rechts- 
zag dawider  ausgeschlossen,  oder  doch  ein  die  Exekution  lienunendes  Rechts- 
mittel nicht  gewährt  ist; 

2.  Beecblflnen  und  BeacbeideB  dmdbai  Zitilgeridite,  wdcbe  twar  niolit 
die  Str^teadie  erledigen,  aber  einen  AnMpmcb  Aber  den  Koslenemts  ent- 
halten, wenn  gegen  letzteren  Ausspruch  ein  weiteres  Rechtstnittel  aasge- 
Bchlossen.  oder  doch  ein  die  Exekution  hemmendes  Rechtsmittel  nicht  gewährt 
ist  und  lediglich  die  Entscheidung  Uber  die  Kosten  voiletreckt  werden  soll; 
endlich 

3.  die  nicht  oder  nlebt  mdff  takMiMak  Urteile  tar  Oewerbegeridite> 
Für  die  ZwnngSTollstreckang  im  Dentaohen  Reiche  kommeii  Mnedit 

inaolange  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  Gewerbegerichte  nicht  beatdien, 
nur  die  im  §  46d  Ziff.  1  der  hierländigen  ZPO  angeführten  Exekutionstitel 

einschließlich  der  Entsrln  iduncon  über  die  Kosten  des  Verfahrens  in  Bc-tracht. 

In  diesem  MaUe  ist  auch  die  (te;fen.seitii{keit  als  verhürpt  anzusehta. 
wenn  at»  sich  geiüiilj  §  466  Abs.  1  der  hierländigen  ZPO  um  ExekulioneD 
aal  Grand  von  Akten  und  Urkunden  bandet,  die  im  Dentacben  Bciebe  e^ 
lichtet  worden." 

2)  .Unter  B.  zuixiiahme  auf  Ziff.  86  der  B.  vom  9.  und  Ziff.  3  der  B 
vom  16.  7.  du  ^MABi  Hm  &  842,  1890  S.  885)  werden  die  PoUaeibehOrden 
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7.  MB  16.  7.  bt  d.  konsularische  Beglaubigung  d.  s.  Gebrauch 

L  Auslände  boslimmten  Urkunden  (148).*) 

8  MB  2ö.  ö.  bt.  d.  Bechtsbilieverkebr  m.  BoBnien  a.  d.  Her- 
segovina  (241).2) 


«iigewieBe&,  «Heu  ibaen  amnittelbar  zugebenden  Bnodien  *nigH«^iM>  BebOfdoi 
nm  TorUUtfige  FMoabme  In  BogUoid  verfolgter  Yerbteeber,  Mwie  etwaigen 

Anträgen  englischer  BehOrden  anf  Beschlagnahme  von  brieflieben  oder  tele- 
graphischen Mitteilungen  zum  Zwecke  der  Ennittclung  flttcbtiger  Verbredier 
künftighin  grundsätzlich  nicht  stattzugeben,  da  die  Gegenseitigkeit  in  dieser 
Hinsicht  von  englischer  Seite  nicht  sichergestellt  ist. 

Die  Polizeibehörden  haben  sich  auch  ihrerseits  derartiger  AntrSge  bei 
den  englischen  Behörden  zu  enthalten." 

^)  «Urkunden,  die  nun  Zwecke  des  Gebnuicbs  im  Anaiaiide  mit  der 
konsniaiiscben  Beglanbigong  ▼ersehen  werden  sollen,  sind,  soiem  es  sieb  nicht 
mn  die  Beglaubigung  durch  die  fransOsische  oder  die  kaiserlich  russisdie 
Oesandtschaft,  denen  auch  der  Charakter  einer  Konsularbehörde  für  Bayern 
beigelegt  ist,  oflor  durch  eine  Konsnlarbchörde  handelt,  der  von  der  bayerischen 
Regierung  das  Kixequatnr  nicht  erteilt  ist,  nicht  mehr  dem  ätaatAministerium 
der  Justiz  einzureichen.  Den  Beteiligten  i&t  unter  Hinweisung  daraui,  daß 
die  Zwisdienbeglaubigung  durch  die  Staatsministerien  der  Justiz  nnd  des. 
königlicboi  Bbwses  nnd  des  ÄnÜwoi  nicht  mehr  ertdlt  wird,  anbeiinmigeben, 
filr  die  koosnlarische  Beglanbigong  selbst  in  sorgen.  Dodi  besteht  keine 
Erlnnemng  dagegen,  daß  die  Notariate  die  Beglaubigung  der  von  ihnen  auf- 
genommenen Urkunden  durch  eine  Konsularbehörde,  mit  der  den  bayerischen 
Justizbehörden  unmittelbar  zu  Terkebren  gestattet  ist  (B.  vom  7.  d.  03,  JMBl 
S.  248>.  selbst  herbeiführen. 

Die  Bestimmung  der  B.  vom  18.  12.  91  (JMBl  S.  240)  bleibt  unbenihrt." 
,Im  Beditsbilfemkebre  awisohen  den  bayerischen  JustisbebOrden 
nnd  den  JnsÜsbehBrden  Bo«niens  nnd  der  Hersegowina  erfolgt  der  Sehiift- 
Wechsel  vom  1.  11.  d.  Js.  an  durch  Vermittelnng  der  Landesregierung 
in  Sarajewo.  An  diese  sind  daher  vom  1.  11.  d.  Js*  an  die  fär  die 
bosnisch-herzegowinischeu  Oerichte  bestimmten  Ersuchnngs-  und  Antwort- 
schreiben zu  richten  und  unmittelbar  zu  senden.  Kino  Ausnahme  findet  nur 
bei  eiligen  Ersuchen  in  Strafsachen  statt;  hier  ist  ein  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr mit  den  bosnisch-herzegowinischen  Gerichten  gestattet. 

Für  die  Behandlung  der  portopflichtigen  Korreqwndais  mit  den  bosntadi- 
benegowinischen  Behörden,  insbesondere  mit  der  Landesregierung  in  Sarajewo, 
gelten  die  fflr  den  ReditshilfeTerkehr  mit  den  Behörden  österrdch^Ungarns 
in  der  B.  vom  2a  11. 87  (JMBl  8. 379)  unter  Ziff.  88  Abs.  7  angestellten 
Onudsätze. 

Gebühren  und  Auslagen  dürfen  bei  der  Zustellung  oder  Aushändigung 
gerichtlicher  Verftigongen  and  Urteile  aus  Bosnien  und  der  Uerz^owina  nicht 
angesetzt  werden." 
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f>  MB  10.  11.  bl.  d.  Kosten  d.  RechtsliiHe  anter  d.  Beh8rdeü  ver- 
schiedener Bundesstaaten  (267).') 


')  „Zufolge  einer  Vereinbarung  der  Bondesregierungeu  gelten  fQr  alle 
Angelegenheiten  der  streitigen  niid  dtr  freiwillifron  <  W  Hf  hr<^^iaikeit  einschlief 
lieh  der  Grundbuchsachen  im  Falle  dir  Rt  ( ht.shilfi-  unter  den  Bohfirden  ver- 
schiedener Bundesstaaten  in  Ansehung  der  Kust«»  folgende  Grundsätze; 

1.  Für  die  Erledigung  der  Bifachen  um  Rechtshilfe  werden  Gcbulirea 
nlolit  erliolMii. 

8.  Die  buen  AnBlagen,  die  dnrch  eine  Atliefwong  oder  StiftfroIIstieckiunir 
fflltBtelien}  Werden  der  orsnrhten  Behiirde  von  der  ersuchenden  erstattet. 

Im  übrigen  werden  die  durch  die  Erledig^nnfj  der  Ersuchen  um  Ttechts- 
hilfe  erwa'h-^'  nen  Auslagen  nicht  erstattet.  Der  Betrag  dieser  Auslagen  wird 
der  ersuchenden  Behörde  mitgeteilt.  Das  Recht  der  ersuchenden  Behörde,  die 
Auslagen  von  der  sablungäpdichtigen  Partei  einsiurielien,  bleibt  iab»ahit. 

3.  Die  VonK>bTlfle&  flbor  daa  bei  der  Zuiebimg  von  Sachveratindigeii, 
die  io  einem  anderen  Bundeavtaate  wohnen,  einzuhaltende  Verfahren  (B^  die 
Kosten  der  Rechtshilfe  betr.,  vom  21  7.  00,  JMBl  S.  1067)  sind  Ifünftig  in 
Zivilprozeßsachen  und  in  den  durch  Heichsgosotz  den  GcrirbteTi  übertrairenen 
Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  auch  dann  uuzavu  adcn.  wtuu 
die  Einziehung  der  Kosten  von  dem  Zahlungspflichtigen  gesichert  erscheint. 

4.  Soweit  die  Titigkeft  der  eranehten  BeliDrde  Aber  den  Qegenstaad  des 
bei  der  ersnchenden  Bebttrde  aidiingigra  Veriahiena  binanigebt»  bleibt  daa' 
Redit  der  ersuchten  Bebflffde,  Kotten  Ton  der  «ablnngapiiUdiUgBn  Partei  sa 
erheben,  unberührt. 

5.  Die  vorstehenden  Grundsätze  gelten  für  dif  durch  Rpirh«!''"'!  t/  r!«  n 
Gerichten  übertragenen  Angelegenheiten  der  freiwiiiigcn  Gerichtsbarkeit  und  die 
Orundbuchsachen  auch  dann,  wuin  dafilr  nadi  den  lAndes^seUen  andere  als 
geciditlicbe  BebOrden  «utlndig  aind.  In  ttlwigeii  Ünden  aie  auf  diejenigen 
Sachen,  fttr  welche  die  Znatftndigkeit  landeamebtUch  gei^t  iat,  mur  An- 
wendung, wenn  die  Sachen  gemäß  den  Qeeetien  des  Staatea,  von  dem  da» 
Branchen  aasgeht,  vor  die  Gericht*'  gehören. 

In  allen  Fällen  ist  aber  Voraussetzung  der  Anwendbarkeit  der  vor- 
stehenden Grundsätze,  daß  die  Erledigung  des  Ersuchens  durch  eine  gerichtliche 
Beböide  erfolgt. 

6.  Anf  Antrige  nnd  BrUSrangen,  die  gmlß  §  11  dea  Oeaetnea  über 

die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtabarkeit  zum  Protokoll  einen 
Gerichtsschreibers  in  Angelegenheiten  erfolgen,  für  welche  die  Behörden  eines 
anderen  Bundesstaats  znst&ndig  sind,  finden  die  vorstehenden  Gnmda&tse 
entsprechende  .\nwendnng. 

7.  Als  Buüdeätitaat  im  Sinne  dieser  Grundsätze  gilt  anch  das  Reichs- 
land Elsafi-Lothringen. 

Znr  AusIOhrang  dieser  Vereinbarung  wird  folgradea  angeordnet: 
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I.  Nach  der  No.  2  der  Grundsätze  verbleibt  es  bezüglich  der  Kosten 
der  Ablieferungen  and  StrafrolUtreclraiiif  bei  der  Vorsclirift  des  Abs.  1  des 
§  165  des  OerichtorerlMsangsgesetses.  Hierbei  sind  «neb  zn  beMhten  die 
AnordmingeD  in  der  BekAnntmadmng,  die  Kotten  der  Reohtabilfe  in  Straf- 
sachen betr..  vom  1.  b.  85  (JMBl  S.  109)  und  in  den  beiden  Bekanntmachangen, 
die  Vollstreckung  von  Gesamtstrafen  bei  Festsetzung  der  Einzelstrafen  von 
Gerichten  verschiedener  Bundesataaten  betr.,  vom  18.  7.  85  and  vom  4.  ö.  Ol 
(JMBl  S  159  und  379). 

im  ubrigen  findet  eine  Erstattung  der  der  ersuchten  Bthönie  durch  die 
Erledigung  des  Emaäum  erwacbeenen  Auslagen  (s.  B.  Zeugengebahren,  Schreib- 
gebflbrai,  Porti)  nicbt  mebr  atatt.  Die  Anilagen,  die  bei  den  bayerischen 
Bebörd«!  dnroh  die  Erledignng  der  Ersncben  nichtbayeriscber  Bebördm  er* 
wachsen,  fallen  demgemäß  künftig  dem  bayerischen  Staate  zur  Last.  Zur 
AusgleichunfT  erhält  der  bayerische  Staat  die  Ausliigni.  die  bei  nichtbayerischen 
BehfSrd«  n  <iur(>h  die  Erledigung  der  Ersuchen  bayerificben  Behörden  entstehen, 
von  der  zahlungspflichtigen  Furtii  ersetzt. 

Ii.  In  dem  Übercinkummeu  verzichter  nur  die  Staaten  auf  den  gegen- 
seitagen  Braati  der  Aaslagen.  Die  Parteien  werden  durch  das  Übereinkommen 
nicht  berührt.  Die  Parteien  haben  dahor  die  auf  die  Erledigung  des  Ersadiaw 
nm  Rechtshilfe  erwachsenden  AoslagNi  wie  bisher  m  tragen. 

Für  die  Frage,  welche  Auslagen  auf  die  Erledigung  des  Ersuchens  am 
Rechtshilfe  erwachsen,  bleiben  die  bisheripen  Vorschriften  maßf^ebond.  Dies 
trilt  insbesondere  für  dif  Frage,  inwieweit  für  die  TRtipkeit  der  ersuchenden 
oder  der  ersuchten  ßiiliorde  Porti  und  Telegraiunigebühren  an  die  Post  ge- 
schuldet sind.  Es  bleiben  mithin  die  Übersendung  der  Akten  durch  das 
bajerinebe  GeMt  an  das  nichtbayerisohe  Gedcht  oder  nmgekehrt  nnd  die 
Rficksendiing  der  Alcten  nach  GewÄhnang  der  BechtshiUe  portopfiichtlg. 

III.  Ezsncht  eine  niebtbi^eijsche  Jnstixbefadrde  ein  bayerisches  Amts- 
geficlit  um  Rechtshilfe,  so  hat  der  bayeiisdie  Qetichtsschreiber  die  dem 
bayerischen  Gericht  auf  die  Erledigung  des  Ersnchens  erwachsenden  Auslagen 
(Schreibgebühren,  Porti,  Telegrauimgebühren,  Zeugen-  und  Sach  verstand  igen - 
gebühren  usw.)  wie  bisher  in  das  Auslagenregister  's,  Vollzugsvors(luiften 
zum  Uerichtskosten-  und  Gebühreugcäetze  vom  25.  12.  M  §  39,  JMBl  1900 
8.  343,  FMBl  1389  8.300)  einnatragen;  in  der  Spalte  3  des  Aaslagenregisters 
maß  das  Ahteameichen  Term^kt  werden,  nnter  dem  die  Sache  im  Rechts- 
hflferegister  angegeben  ist  (s.  Zilf.  I  7  Abs.  1  der  dem  Rechtsbüferegister 
vorgedrnckten  Vorschriften).  Die  Übertragong  ans  dem  Aaslagenr^^ster  in 
das  Gehührenregister  nnterbleibt 

Bei  der  Rücksendung  der  Akten  hat  das  bayeriechr  Gericht  der  er- 
sncheudeu  Justizbehörde  den  Betrag  der  erwarhsenen  .\uslagen  mitzuteilen. 
Die  Mitteilung  braucht  nicht  die  Auslagen  einzeln  aufzuzählen,  muß  jedoch 
f&r  jede  Auslagengattung  den  Gesamtbetrag  angeben.  Der  mitgeteilte  Ge- 
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Gesetzgebuiigäschau. 


1905. 

1.  MB  1.  I.  bt.  d.  VolUtreoknng  deutscher  Urteile  L  Öster- 
reich (JHBl  1905  S.3).i) 


samtbetrag  muß  in  der  äpalte  14  („Bemerkungen")  des  Rechtshilieregisters 
angegeben  werden. 

Belege  für  die  Awlagen,  wie  Posteöheiiie,  Quittoogen  Aber  beiaUte 
Zengoigebllhrai,  bleilien  hei  dem  bayerlicheii  Gerichte  xurflck  und  Bind,  toweil 
de  nicht  mit  dem  Auslagenregister  an  das  Rentamt  abzu geben  sind,  wie 
sonstige  zurückbleibende  Schriftstücke  zu  bchiindolii  is  ZiPF  I  7  Abs.  2  der 
dem  Rechtshilferegister  vori^edruckten  Vorschriften  .  d.  h.  mit  den  ^^oostigen 
etwa  zurückbleibenden  Schriftstücken  in  SammtUkten  aufzubewahren 

Bei  der  Abrechnung  des  Oerichtsscbreibers  mit  dem  Rentamte  wegen 
dea  Anslagenregiater»  ist  die  auf  der  Rttolcaeite  des  Registers  Torgedmdrte 
Bestütignng  (s.  den  letsten  Absati  des  Yoidmcln,  JHBl  1900  S.  419)  diUn 
in  e^insen,  daß  „die  unter  No.  . . .  aufgeführten  AnaUgoi  in  nichtbayerischen 
Rechtshilfesachen  erwachsen  sind  nnd  deshalb  nicht  übertragen  oder  ver- 
gemerkt'' wurden. 

IV.  Ersucht  ein  bayerisches  Gericht  ein  nichtbayerisches  Amtsgericht 
nm  Rechtshilfe,  so  wird  das  niehttiayerisehfl  Geriefat  bei  der  Riefcsendnng 
der  AIcten  die  anf  die  Erledigung  des  Ersuchens  erwachsenen  AnsU^  dem 
bayerischen  Gerichte  mitteilen.  Die  Mitteilung  ist  m  den  Akten  la  nehmen. 
Die  mitgeteilten  Auslagen  sind  sofort  in  dem  Kostenverzcichnissc  vor/nmerken 
lind,  sofern  die  Auslagen  fällig  sind,  in  das  Gebührenregister  einzutragen. 
Sie  werden  von  der  zahlungspflichtigen  Partei  in  gleicher  Weise  eingezogen, 
wie  wenn  sie  bei  dem  bayerischen  Gericht  erwachsen  wären. 

V.  Die  Oruttds&tie  finden,  wie  sich  ans  No.  6  ergibt,  anf  die  ych 
bayerisclien  Netarra  ansgdienden  Ersuchen  nm  Rechtshilfe  (s*  B.  in  An»- 
einandersetzungssachtn  Ainv(  ndunj?. 

Mit  Rücksicht  auf  den  .\1)S.  2  tk-r  No  b  haken  die  bayerischen  Gericht? 
und  Notare  ihre  Eräuchen  um  Rechtsliilfc  stets  au  da«  Amtsgericht  zu  richtm 
L\)i  Abs.  4  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der  frciwilligeu  Ge- 
richtsharicett). 

Die  Vorschriften  der  ZÜl.  IV  finden  enteprechende  Anwendung,  wenn 

ein  bayerischer  Notar  an  eine  niehtbay^sche  Jostinbdifirde  ein  Ersudien  um 

Rechtshilfe  richtete.  Die  mitgeteilten  Auslagen  sind  in  das  Gebührcnregis^ 
des  Nnt.'iriats  f.TMBl  IIMX»  S  893)  in  der  Spalte  27  unter  kurzer  Bezeichnung 
hh  liechtühilfrkusten  einzustellen  nnd  wie  Staatsgebübren  von  der  Partei 
einzuziehen  oder  dein  lieiitamte  zur  zwangsweisen  Beitreibung  zu  überweisen. 

VI.  Die  Grundsfttse  finden  anf  die  im  Zeitpnnicte  der  VerQifentlicbung 
dieser  Bekanntmachung  noch  nicht  erledigten  Etsnchm  nm  Rechtshilfe  An- 
wendung; für  die  erledigten  gelten  sie  nicht." 

*)  .Zur  Ergänzung  der  durch  die  B.  vom  10.  4.  00  .TMBl  S.  795)  zur 
Kenntnis  der  Justizbehörden  gebrachten  V.  vom  21. 12.  UU  hat  der  öster« 
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2.  HB  1. 1.  bt.  d.  Verkehr  d.  Justizbehörden  m.  d.  i.  Bayern  zor 
gelaasenen  fremden  Konsnlarbehörden  (5).^) 

3.  MB10.1.bt.d.VoUttreckbarkeit  scbweiserischer  Urteile 
L  Inlande  (6).^ 


rfirliisdi«  Jnstizminister  die  im  Abdrucke  folgende*)  V.  vom  19.  lü.  0-4  er- 
lassen die  im  69.  Stücke  des  österreichischen  RGBl  vom  25. 10. 04  unter 
?Io.  12;i  verkündet  ist." 

^)  „Zu  den  fremden  KonsularbehurdcQ,  mit  denen  uinnittelbar  zu  ver- 
kehren den  bayerischen  Justizbehörden  gestattet  ist  ^B.  vom  7.  3.  03,  JKBI 
No.  243),  gehört  jetit  «ach  das  Kuserlich  Titrkiscbe  Konsulnt  in  Nflmbecg. 

Das  K.  Griechladie  Konndat  in  Wflraburg  ist  anfgekoben. 

Die  Piala  nnd  ünterfranken  nnd  Ascfaallenbarg  gebAien  jetat  aum  Amts- 
beairke  des  K.  Oiiechiadien  Konsolats  in  Nflmberg.* 

„Dem  Reichsjnstisamte  (Bertin  W.  9,  Yofistrasse  4)  sind  kflnftlg  alle 

rechtskräftigen  Entscheidungen  der  Qerichte  mitzuteilen,  welche  die  YoUstreck- 
barkeit  schweixeriacher  Urteile  im  Inlande  berttliren. 

Auf  di*-  Mitteilungen  tiiidon  die  Vorschriften  in  No.  IV  Abs.  1  Sata  2, 
Jio.  V,  VI  der  ß.  vom  10.  6.  03  (JMBl  S.  ;n  1  entsprechende  Anwendung. 

Das  Reichsjustizamt  ist  bereit,  auf  .\iifrapron  Aut^knnft  über  den  Inhalt 
der  b<i  ihm  jrp8amm('lt(^*n  Entscheidunixtn  zu  erteilen.  Die  Justizbehörden 
hab(ti        Auskunft  durch  Vermittlung  des  i>taatsministeriums  der  Justiz 

zu  erliiftcii. 

Die  Justizbehörden  werden  übrigens  darauf  aufmerksam  gemacht,  daü 
nach  einem  Urteile  des  schweizerischen  Bundesstaates  vom  9.  2. 99  (abge- 
druckt  in  der  amtlkdien  Sanunlong  der  Entsoheidnngen  des  Bondesgeridits, 
Bw  25  Teil  I  S.  93;  anssogsweise  mitgeteilt  in  Ztsch.  X  168,  XI  137)  der 

Art.  59  Ahs  1  der  Bundesverfassung  die  Vollstreckbarkeit  ausländischer  Urteile 
in  den  schweizerischen  Kantonen  erheblich  hoschiiinkt.  Das  Bund*  .s^itric  ht 
geht  davon  aus.  daß  die  bezeichnete  Vorsdnift.  iiacli  welcher  .der  aufrecht- 
stehende  .Schuldner,  sofern  er  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohatiiu  hat,  für 
persönliche  Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wuhnurts  gesucht  werden 
mafi',  auch  den  in  der  Schweix  wohnoiden  Ansliadem  sngnte  kommt  und 
die  Anssehlieffiichkeit  des  Qenchtsstandes  des  Wohnsitses  nicht  nnr  im  Ver- 
hAltaisae  der  Kantone  aneinander,  sondern  auch  der  aoslSndischm  Gerichts- 
barkeit gegenüber  feststellt.  Hiemadi  würde  ein  Urteil,  das  gegen  einen  in 
der  Schweiz  wohnenden  Sihiildner  von  einem  deut sehen  Gericht  im  Gerichts- 
stande des  Vermögens  {ZVO  i  23;  erlassen  ist,  in  der  Schweiz  nicht  vollstreckt 
werden  dürfen." 


*)  S.  aq^en:  Österreich  2io,  12. 
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4.  MB  11.  1.  ht  d.  Kosten  d.  Rechtshilfe  unter  d.  JQehürden  ver* 
scbicdener  Bundesstaaten  (ö). ^) 


^)  ,Die  Ton  den  Bniidesregieniiigeii  yereinbarten  Grandsitie  fller  die 

Kosten  der  Rechtshilfe  unter  den  Behörden  verschiedener  Bandesstaaten,  die 
durch  die  B.  vom  10.  11.  04  (JMBl  S.  267)  zur  Kenntnis  der  Justizbehörden 
gebracht  wurden,  sind  nicht  in  allrn  Bundesstaaten  m  «rlcicher  Zi-it  vrrf'ücnt- 
lirht  wordt  ii.  Daraus  hal)en  sich  Scliwipri^keiten  tTucbLn.  die  es  noiwinihg 
laachen,  den  Zeitpunkt,  vun  dem  au  die  Grundsätze  anzuwenden  sind,  iur 
alle  BnndeMtMten  eiididtliob  zu  beatimmeiL  Dem  Yotechl^e  des  Beiduh 
juitisamte  enUprechend  wird  deehalb  fm  BioTeretftBdnieBe  mit  dem  Staate- 
ministeriuni  di  r  Finanzen  der  lö.  9.  04  als  der  Zeitpunkt  bestimmt,  TOB  doB 
an  nach  den  vereinbarten  Grunds;Lt7;pn  zn  vorfahrui  ist. 

Die  in  der  No,  VI  der  B.  vom  10.  11.  04  entlialteae  Übergangs vusrlmh 
hat  daher  nur  den  Sinn,  dali  die  Grundsätze  auf  alle  Ersuchen  um  Recbts- 
bilfe  Anwendung  finden,  die  am  15.  9. 04  niebt  schon  erledigt  waren.  Als 
an  diesem  Tage  scbon  erledigt  gewesen  ist  das  Enndien  aasaseheOf  wem 
die  simtlicben  Amtsbandlnngen,  um  die  ersncbt  worden  ist»  damals  s^ 
TOigenommen  waren,  mag  ancb  die  ZuUcksendnng  der  Äbten  erst  spUer 
erfolgt  sein. 

Zur  Herbei führuntr  rinp«;  plpirhtuilßigon  Vollzugs  wird  im  Kinverslind- 
niase  mit  dem  Staatsministerium  der  Finanzen  folgendes  vorgeschrieben: 

I.  Infolge  der  Zarflckirerlegung  des  Zeitpunktes,  von  dem  an  nacb  den 
Teieinbarten  Gmndsätsen  an  Terfabren  ist.  bat  in  den  Fällen,  in  denen  eioe 
Bdiftrde  eines  anderen  Bundesstaates  ein  bayerisches  Gericht  um  RecbtsbiUe 
ersucht  hat  und  das  Ersuchen  am  15.  9.  04  nicht  schon  erledigt  war,  die 
bayorisrhe  Staatskasse,  wenn  ihr  die  durch  die  Erlcdig'tin^  eines  solchen  Ersnch^^ns 
erwachstiitn  Auslagen  »rstatft't  worden  sind,  den  irczahllcu  Betrag  dem 
Staate  zurückzuerstatten,  detu  die  ersuchende  Behörde  angehört;  sind  die 
Auslagen  nocb  niebt  erstattet,  so  darf  die  Brstattnng  niebt  mebr  rerkogt 
werden. 

Die  Znrttekwstattang  dnrcb  die  bayrisdien  BeliSrden  hat  nicht  von 
Amts  wegen,  sondern  erst  dann  zu  gesrluhen.  wenn  der  andere  Bund(>^ta;ii 
den  Anspruch  darauf  geltend  macht  \\  ird  der  Anspruch  bei  dem  prsiu  httn 
bayerischen  Gerichte  geltend  geaiacht.  so  hat  dieses  auf  Grund  des  Hwhio- 
hiUcrugistcrs  festzustellen,  ob  das  Ersuchen  am  15.  9.  04  scbon  erledigt  war. 
Ist  es  erst  nacb  dem  14. 9. 04  erledigt  worden,  so  ist  das  Scbriftstflek,  in 
dem  die  Znrflokerstattnng  beanspmebt  wird,  mit  eimm  die  beadchnete  Fest- 
Stellang  enthaltenden  Vermerke  zu  verseben  mid  an  das  Rentamt  absngebeo. 
Diesem  liegt  die  Zur(l<  k':i>tnttnncr  ob 

II.  In  den  Fällen,  in  denen  ein  bayerisches  Gericht  ein  Gericht  eines 
anderen  Bundesstaates  um  Rechtshilfe  ersucht  hat,  ist  die  bayerische  ^taaU- 
kasse,  wenn  das  Ersuchen  am  15.  9.  04  niebt  schon  erledigt  war,  befecbtigt, 
die  Betrltge  znraekzafordem,  welcbe  die  bayeriscbe  Bebttrde  fQr  die  Erledigung 
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dM  Brsachens  an  die  nichtbayerische  Behörde  gezahlt  bat.  Es  macht  dabei, 
vie  lieh  au  No.  II  Abs.  1  der  B.  Tom  10.  Ih  04  etgibt,  keinea  Untfinchied, 
üb  die  Betrikge  ans  der  Staatakaeie  oder  ans  den  yon  den  Parteien  geleisteten 

Vorschüssen  gezahlt  worden  sind;  auch  in  dem  letiteren  Falle  ist  die 
bayerische  Staatskasse  berechtigt,  die  Zorttckzahlong  zu  verlangen. 

Die  Ermittolang  fh'v  Fälle,  in  denen  hiernach  die  bayerische  Staats- 
kasse zur  Zurückforderung  berechtigt  ist.  und  die  ZurUckfordenmg  liegen 
den  (ierichten  ob.  Die  Ermittelung  und  die  ZurUckfordenmg  sind  tunlichst 
bald  Torzunehmen. 

Die  Qmndlage  ftr  die  Bnnittetong  bilden  die  Anilagearegister,  die 
Yorschofiregister  und  di«  Stiafkoetenbelege  fflr  die  Monate  Septenber, 
Oktober  und  November  1901.    Die  Register  und  haben  sich  die 

Gerichte»  von  den  Rentämtern  zurückgeben  zu  lassen :  soweit  es  erfordiTÜch 
ist,  haben  sie  auch  die  Gebühren-  uml  Einzugsregister  iüi  die  bezeichneten 
Monate  bei  den  Finanzbehörden  zu  erholen. 

Die  auf  Gmnd  der  Auslagenregister,  der  Vorschußregister  und  der 
Stratkostenbelege  ennlttelten  FftUe,  in  denen  die  Staatskasse  snr  Znrflok* 
forderang  berechtigt  ist,  dnd  in  einer  Tabelle  msanunensasteUen.  Diese 
Binß  Spalten  für  folgende  BintiagnngNi  haben: 

1.  Laufende  Nnmmer; 

2.  Bdiörde,  die  die  Zurückzahluno;  7U  leisten  hat; 

3.  RecbtH^a  lir  iti  der  die  Zurückzahlung  verlangt  wird ^  Aktenzeichen; 

4.  ZurfkkzulorderndfT  Betrag; 

aj  Gebühren  vun  Zeugen, 

b)  Qcbflhren  Ton  Sacbrecstlndigcu, 

c)  sonstige  Andagen, 

d)  Oesamtbetrsg; 

5.  Stelle,  an  der  der  aorfteksofofdenide  Betrag  in  Aiuigabe  gestellt  ist 

Tt)  im  Auslairenregister, 

b)  im  Vurschuliregister, 

c)  im  rentanitlichen  Verzeichnisse  der  sonstigen  Kosten  in 
Strafbächeu ; 

6.  Tag  des  Bmichetis  um  ZnrQeksahlnng; 

7.  T^  des  Eingangs  der  ZarBeksahlnng; 

8.  Znraekgesablter  Bettag; 

9.  Bemerkungen. 

Die  Zurückfordernnt^  hat  zu  geschehen,  sobald  fest^'estellt  ist,  daß  die 
bayerische  Staatskasse  zur  Zuriickforderung  berecht ijxt  ist  ."^chrift.^itücke, 
die  aus  Anlaü  der  Znrtlckfordening  eingehen,  sind  mit  der  Nummer  zu  ver- 
sehen, unter  der  die  buche,  auf  die  sich  beziehen,  in  die  Tabelle  eingetragen 
ist,  nnd  als  Beilagen  der  Tabelle  attfsnbewahren. 

Ist  in  allen  in  die  Tabelle  eingeteagimen  F&llen  die  Znrflckfordemng 
gesMien  and  die  Zarttcksahlnng  erfolgt,  so  ist  die  Tabelle  nebst  dw  Bei* 
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5.  HB  11.  2.  bt.  d.  Beglaubigung  d.  z.  Gebnach  i.  Rußland  be- 
■tinimten  ürkunclMi  (37).  >) 

8.  HB  6. 4.  bt.  d.  VerfftbieD  d.  JutlsbdiOidai  b.  Brwirkaiig  v.  Aii> 
IJeferuBgen  aiu  OroBbritftnnieii  ete.  (64^.*) 


lagen  und  den  eingegangenen  Geldern  an  da«  Rentamt  abzuliefern,  mit  d^m 
der  Qerichtsscliieiber  wegen  der  Gerichtskosten  abrechnet;  diu  vom  Renumt 
cibolten  IBbtf^akx  nod  Stanflnitleitbelege  sind  lurflckzugeben,  sobdd  de  da 
Oeriebt  entbebrlidi  rind.  Sind  bis  nun  1.  &  06  noch  nidit  alle  Fille  eried^ 
so  ist  wegen  der  bis  dahin  eingegangenen  Gelder  abzurechnen. 

III.  Die  den  Gerichten  in  No.  I  zugewiesene  Tätigkeit  liegt  dem  itedi(s> 
hilferichter  ob. 

Die  in  No.  II  bezeichneten  Geschäfte  hiit  der  (ierichtssclireiber  zu  be- 
sorgen, dem  das  Kostenwesen  zugeteilt  ist;  sind  hierfür  mehrere  GerichU- 
sebniber  besünunt^  so  hat  jeder  Mr  die  ihm  zugeteilten  Oeschiftssweige  dii 
bezeichneten  Gescb&fte  wi^brf"^*^""*''* 

IV.  An  den  Einträgen  in  den  Gebührai>,  BSnngs-,  Anslsgen*  und 
VorschußregiKtern  fhirf  eine  Änderung  nicht  vorgenommen  werden. 

V  Diese  \'orschriften  linden  auf  die  Notare,  soweit  sie  um  Rechtshilfe 
ersucht  haben  oder  um  Rechtshilfe  ersucht  worden  sind,  entsprechende 
Anwendung.' 

,Ffbr  die  Beglanbigong  der  som  Qebcattcb  in  Rußland  besUmmten 
Urkunden  ist  außer  der  festen  Gebühr  von  6,00  Mk.  (B.  Tom  14. 2. 94,  JMBl 

S.  Ö4)  bei  iSchuldscheinen  und  Wechseln  eine  fiebtihr  von  einem  Fünftel,  bei 
anderen  Urkunden  von  einem  Zehntel  vom  Hundert  der  Gegenstandssamme 
zu  entriclit<  ti  AitsgeiKjmmen  sind  die  Bacbauszüge ;  bei  diesen  wird  nur  die 
Gebühr  von  6,öO  inik.  erhoben.* 

')  „Die  Bestinunnngen  unter  Ziff.  85  der  im  JHBl  Ton  1890  8.  SlOff. 
verSffentUebten  Oberslcbt  worden  einer  noehmallgeB  Prflfong  nnteraogeD. 
Diese  hat  zu  einer  wesentlichen  Änderung  der  Bestimmungen  g^ttirt.  An 
ihre  Stelle  hat  dem  nach  die  folg^de  Fassung  su  treten,  die  der  gegenwirtigw 
Rechtslage  entspricht : 

1.  Maßgebend  ist  der  Vertraij  zwischen  dem  Reiclie  und  dem  Vereinigten 
Königreiche  vom  U.  ö.  72  (Hüßl  6.  229  ff.). 

2.  Nach  Art.  I  findet  die  Anslieierung  aus  dem  Vereinigten  Künigxeiebt 
nur  statt  wegen  strafbarer  Handlungen,  die  auf  deutschem  Gebiete  beganga  sind. 
Darunter  fallen  auch  solche  Handlungen,  die  vom  Gebiete  des  Yercini^en 
Königreichs  aus  in  Deutschland  begangen  sind  So  ist  die  Auslieferiinü  /  B, 
bewilligt  worden  wegen  Erlangung  von  Geld  oder  anderen  Sachen  durch  falsche 
Vorspiegelungen  (Art.  II  Abs.  1  No.  6)  in  solchen  Fällen,  in  denen  die  ü*- 
trugshandlungen  von  dem  Gebiete  des  Vereinigten  Königreichs  aus  nscb 
Dentscbland  gerichtet  waren. 

3.  Zu  Art.  II  Abs.  1  No.  4  bis  8,  No.  14,  1&:  Bei  allen  Straftaten, 
durch  welche  das  Vermögen  anderer  geschftdigt  wird,  ist  sn  beachtsn,  lUA 
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die  englische  Rechtsprechung  geneigt  ist,  eine  Handlung  rirht  nl?  strafrechtlich 
Terfolgbar  aozusehen.  wenn  der  ( leschiidigt«  sich  auf  Verhandlungen  eingelassen 
bat,  die  meinen  Vensicht  auf  Verfolgung  des  Täters  gegen  Abtragung  oder 
Sicherstellung  seiner  Forderung  zum  Gegenstande  hatten;  es  ist  daher,  wemi 
dch  wielies  ans  doi  ZengenaiuBagen  ergibt,  die  Abldmimg  des  Antcagee  so 

4.  Zv  Art.  II  Abs.  1  Nu.  (>  ist  sn  vergleichen,  was  vorher  zu  Art.  I 
bemerkt  ist.  Als  falsche  Vorspiegelungen  werden  nach  englischem  Rechte 
nur  Vorspiegelungen  falscher  Tatsachen  erachtet,  während  z.  B.  eine  lediglich 
durch  Vi  r.sprechnngen  bewirkte  Erregung  falscher  Erwartungen  nicht  genügt. 

b.  Zu  Art.  II  Abs.  1  Ho.  1  ist  zu  beachten,  daß  jetzt  die  Strafvorschriften 
d«r  Konkursordnong  —  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  des  Heichs- 
kanzlers  vom  90.  ö.  98  (BQBl  8.  618  S.)  —  §§  289  ff.  nuOtgebeod,  von  den 
dort  Torgeoehonon  Hoadliuigoii  »ber  die  nnteilMBene  oder  mengelhafte  Ftthmng 
der  Handelsbocber  (§  339  No.  3,  4,  §  240  No.  3)  und  die  in  §  240  No.  1,  4 
aufgeführten  Handinnpen  sowie  der  Tatbestand  des  §  244  nach  dem  englischen 
K(jnknr.sre(  bt  iiln  rhaupt  nicht  strafbar  sind,  auch  nach  englischem  Rechte  die 
blüße  Zahlungseinstellung  für  den  Tatbestand  des  Bankrotts  nicht  genügt, 
vielmehr  stets  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  erforderlich  ist.  Im 
übrigen  erfordert  das  englisi^  Recht  bd  Verhdmllohiiiig  oder  Bdseitesehsifang 
von  Vennttgensstttcken  (§  2d9  No.  1),  daß  diese  einen  Wort  von  mindestens 
sd»  Pfand  Sterling  (200  HIc.)  liaben,  aofier  bei  der  Vmehwelgang  oder 
ZnrQokhaltung  \  on  Vermögensstücken  dem  Konkorsverwalter  gegenüber  — 
wobei  es  auf  den  Wert  nicht  ankommt  — .  sowie  femer,  daß  die  in  §  239 
No.  1.  2  vorgesehenen  Handlungen  und  die  Verhcimlicbuiig,  Verniehtnng  oder 
Veränderung  von  Handelsbttchem  (§  2.^9  No.  4  und  i;  241)  No.  soweit  nicht 
diese  Handlungen  dem  Kuokursverwalter  gegenüber  uud  somit  erst  uacb  Er- 
5ibivBg  des  Konkorsrerlahrens  begangen  werden,  naeh  dem  Antrag  anf 
dessen  ErOflnnng  odia  in  d«i  lotsten  vier  Monaten  vor  dem  BrOlfovngsantrafe 
voigenommen  worden  sind.  Die  in  1 240  No.  2  vorgesdiene  Yersoblettdening 
von  Waren  oder  Wertpapieren  ist  nach  englischem  Rechte  nur  strafbar,  wenn 
der  Schuldner  ein  Handelsgewerbe  betreibt  und  während  der  letzten  vier 
Monat*  vor  dem  £rüflinnngsantrag  oder  dem  Eröffnungst)eächluÜ  anders  als 
im  regelmäßigen  Betriebe  seines  Gewerbes  Waren  oder  Wertpapiere,  die  er 
auf  Kredit  entnommen  und  nicht  bezahlt  hat,  verpfändet  oder  sonst  darüber 
vnfflgt  Der  Tatbestand  des  f  241  ist  nacb  englischem  Rechte  nor  strafbar, 
insoweit  die  Handlung  sich  aogldch  als  Beiseitesdiaihing  von  Vormifgenflsttlcken 
im  Werte  von  mindeetens  zehn  Pfand  Sterling  (200  Hk.)  darstellt  und  nach 
oder  in  den  letzten  vier  Monaten  vor  dem  Eröffnungsantrage  begangen  worden 
ist.  Wegen  der  in  §  242  erwähnt<»n  Handlunjjen  kann  eine  .\uslieferung  nur 
beansprucht  werden,  wenn  sif  finc  Teilnahme  an  einer  Handlung'  des  (Jemein- 
schuldners,  wegen  deren  die  Auslieferung  stattzutindun  hätte,  enthalten. 
Soweit  es  nacb  vorstehendem  auf  den  Zeitpunkt  ankommt,  zu  dem  der  An- 
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trag  auf  BrSflhttng  des  KonknmwIalireQs  gestellt  worden  iit^  ist  dieser 
Zdtpttnlct  enicbtlicli  sn  laachen  und  gleich  den  flbrigen  wesratUebes  Tat* 

bestandsmerkmalen  dnrcb  die  Beweisauf nabme  festzustellen.  Ist  eine  Erüfhung 
<l(  s  Konknrsvprfnhrons  nicht  erfolgt»  so  hat  der  Antrag  auf  AusUeierang  keine 
Aussiclit  auf  Erfolg. 

6.  Zu  Art  II  Abs.  1  No.  10.   Eine  nach  §  235  des  btrafge!>etzbacla 
Strafbare  BntfiUimng  ist  nach  englischem  Rechte  als  Abducticn  nur  strafbar, 
wenn  die  entf flbrte  Person  eine  anvwrehelichte  Franenapttson  nnter  16  Jabra 
ist,  and  die  nach  §  236  strafbare  Entffllirang  nnr,  wenn  sie  dnrch  Qewtlt 
begangen  ist,  oder  wenn  sie  ohne  Gewalt,  aber  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
erfolgt  ist  und  die  Entführte  Yermftjjen  besitzt  oder  eine  Erbschaft  7n  ppsarten 
hat.    Der  Tatbestand  des  ^  237  ist  nacb  englischem  Rechte  nur  •^tritl'tr 
wenn  eine  Fraueusperi^on  unter  18  Jahren  entführt  wird,  um  zur  Luzuctit 
gebracht  in  werden,  oder  wenn  dne  minderjährige  Fknaensperson  entfdixt 
wird,  die  Vennffgoi  besitst  oder  eine  Erbschaft  sn  erwarten  hat,  nnd  die 
Bntffthning  in  ari^istlger  Weise  (fraufhdcntly)  erfolgt.   Jahr  und  Tag  der 
Geburt  oder  wenigstens  das  Alter  der  Entführten  Und  die  sonst  nach  ror- 
strlitMideni  crfordorton  Merkmale  des  Tatbestandes  sind  ^'li'ich  d»  n  übrigen 
wt'sciitUchen  Taläache n  auzugeben  und  durch  die  Beweisaufnahme  iestzustellen. 
Die  Rückführung  eines  entführten  minderjährigen  Mädchens  ist  nur  durch 
liTllpvoMsaaalisehe  Schritte  des  Vaters  oder  Vormondes  (Antrag  anf  BrbA 
eines  Befehls  mr  VorfOhrong  ror  Gericht,  wnes  sogoiannten  Writ  ofHabw 
Corpus)  herbeizufuhren.    Die  Entführte  pflegt  dem  Vater  oder  Vormunde, 
der  am  bostt  n  sofort  pt  rsönlich  vor  lieni  enplischon  Gericht  erscheint,  aber- 
geben  zu  werden,  wenn  sie  nach  gerichtiichem  Ermessen  noch  nicht  die  zur 
Erkenntnis  ihrer  Lag«  erfurderliche  Einsicht  besitzt,  was  bei  Mädchen  bis  za 
16  Jahren  regelmäßig  angenommen  wird. 

Zu  Art.  II  Abs.  2.  Nach  don  engUsdien  AnsUeferongsreohte  wird  sidt 
nnr,  wer  an  einer  strafbaren  Handlang  anstiftet  oder  Hilfe  leistet,  sonders 
anch,  wer  nach  T>e^ehnng  der  strafbaren  Handlung  Beistand  leistet  {accefsonf 
after  tJie  fact),  als  Teihuliiner  ebenso  wie  der  Tilter  anstrcliefert.  Hiernach 
kann  auch  weiren  Begünstigt]  n  tr  mid  Hehltrei  mir  lie/iehung  auf  eine 
der  im  Vertrage  vorgesehenen  Huiidlungeu  eine  Auslieterung  aus  England 
nadigesacht  werden.  Zu  bonerken  ist,  daß  die  Teilnahme  dw  Ehefnv  aa 
strafbaren  Handhuigen  ihres  Bbemanns  nadi  englischem  Rechte  nnr  dsss 
strafbar  ist,  wenn  nachgewiesen  wird,  daB  sie  die  Handlangen  nnabhingig 
nnd  unbeeinflußt  von  ihrem  Ehemanne  vnnrenommen  hat. 

8.  7n  .A  rt  V.  V  e  r  j  ä  h  r  u  n  der  St  rufverfolerting  oder  Strafvoilstreckuiig 
tritt  im  \'(  reiniirt<  n  Königreich  im  allgemeinen  nicht  ein. 

9.  Zu  Art.  \  II.  Da  die  ausgelieferte  Person  wegen  anderer  Tor  der 
Andiderang  verübter  strafbarer  Ibndlangm  oder  anf  Grand  anderer  Ist" 
Sachen  als  derjenigen,  wegen  deren  die  AnsUefernng  erfolgt  ist,  nicht  veffotgt 
werden  darf,  sich  andi  eine  Brlclirnng  der  Oroßbritannischen  Beglenng,  d«t 
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aie  zn  solcher  Yerfolgung  ihre  Zustimmung  erteile,  nach  der  AnsUefeniiig 
KgdmU^  aieht  herbeifUiien  lABt,  so  ist  m  airvckmifilg,  daS  alles,  wm 
gegen  den  Verfolgten  votgebraeht  werden  soll,  Tor  Ansltthning  der  Ansliefemng 

bei  der  Großbritannischen  Regierung  anhängig  gemacht  wird. 

10.  Nach  Ausführung  der  Auslieferung  ist  eine  Yerfolgung  wegen 
anderer  vor  der  Auslicfernn^  verübter  strafbarer  Handlungen  oder  anf  Gnind 
anderer  Tatsachen  als  derjenigeu,  wegen  deren  die  Auslieferong  erfolgt  ist, 
nur  zulässig: 

a)  wenn  der  Beschuldigte  nach  dem  Vereinigten  KSnigv^he  zurUck- 
gefflhrt  and  seine  Anslieierong  ron  neoem  bewilUgfe  wird,  oder 

b)  wenn  er  Gelegenheit  geliabt  hat»  nach  dem  Vereinigten  KSnigreicbe 
zurückzukehren,  und  er  somit  nicht  mehr  als  Ausgdi^erter  m 

cri'htf  n  ist. 

Zn  a.  Wird  die  Zurückf  tthrnn  er  für  anpezeip^t  eracht<>t  so  muß 
der  Ausgelieferte  kurz  vor  Ablauf  der  Strafzeit  nach  dem  Vereinijfit  n  Kiniiir- 
reiche  zurückgeschafft  werden.  Die  verfolgende  Behörde  hat  dementsprechend 
anter  Beifügung  der  mit  dem  neuen  Auslieferui^antrage  vorzulegenden 
ScfariftstUcke  sobald  wie  möglich,  mindestens  aber  einen  Monat  vor  Ablanf 
der  Strafseit,  an  berichten. 

Zn  b.  Daß  ein  Ausgelieferter  Gelegenheit  zur  Rückkehr  nach  dem  Ver- 
einigten Königreiche  gehabt  hat,  ist  nach  einem  mit  der  Großbritannischen 
Regierung  erzielten  Einverständnis  anzunehmen,  wenn  er  das  Gebiot  des 
Deutschen  Reichs  nicht  binnen  einem  Monate  nach  Beendigung  der  sich  an 
die  AusHeferunt;:  anschiieücnden  Untersuchung  oder,  im  Falle  der  Verurteilung, 
nach  Entlassung  aus  der  Strafhaft  verlassen  hat,  obwohl  er  vor  seiner  Ent- 
lassong  daiaof  hingewiesen  wordoi  ist,  welche  Folgen  sein  Verbleiben  im 
Inlands  fOr  ihn  haben  würde.  Dem  Aasgelieferten  ist  deshalb  vorkommenden- 
falls  vor  seiner  Entlassung  stt  Protokoll  in  eröffnen,  daß  or  wegen  der  anderen 
vor  seiner  Auslieferung  begangenen  strafbaren  Handlungen  gleichfalls  zur 
Vera ntvvi titung  gezogen  werden  würde,  wenn  er  nach  Rcenditrung  der  sich  an 
die  Ausliefenmo:  anschließenden  Untersuchung  oder,  im  Falle  di  r  W  rui  tt  ihinir. 
nach  Entlassung  aus  der  Strafhaft  sich  einen  Monat  lang  auf  freiem  Fuüe 
befanden  hat  und  danach  im  Gebiete  des  Deutschen  Reichs  betroS«D  werden 
sollte,  oder  wenn  er  anoh  Torher  nach  Verlassoi  Deatsdilands  dahin  inrack- 
gekehrt  ist 

11.  In  Ansehung  der  Urkunden,  die  nach  Art.  VIII  bis  XI 
mit  dem  Antrag  aaf  Aasliefernng  Torsalegen  sind,  ist 
folgendes  zu  beachten: 

12.  Falls  es  sich  nm  die  Auslieferung  einer  bereilii  v  c  r  u  r  t  e  i  1 1  e  n 
Person  handelt,  muü  die  beizubrin<;onde  Ausfertigung  oder  beglaubigte 
Abschrift  des  Urteils  (Ziff.  12)  den  zu  Grunde  liegenden  .Sachverhalt  klar 
erkennen  bissen.  Soweit  dies  nicht  den  Fall  ist,  muß  eine  knne  Daistellang 
des  SachTerhalts  beigefflgt  werden;  wegen  der  scbwargerichtlichen  Urteile 
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vergleicbf  anßerdeiii  die  allgenuine  Verf!i:rnnir  vom  30.9.02  —  JMBi  ^.  246 — . 
Im  Uhrifcreu  juiiü  unter  d»'r  AnsfprtiLnnii,'  ndi  r  der  beplanbif^ten  Abschrift  des 
Urteiiü  beächeiuigt  werilen,  daß  die  iiauptverhandlung  in  Anwesculidi  des 
Angeklagten  itattgehuiden  bat  nnd  dafi  daa  XtrUSl  vedrtikriftig  gewonhn  ist 

13.  Hat  die  HaaptTeihasdlang  in  Abweaenheit  des  Angeklagten  ttatt- 
gehinden  oder  ist  daa  Urteil  noch  nkiht  leelitalcriLftig  geworden,  m  iiln 
▼erfahren,  wie  wenn  es  sich  um  die  AosUetening  einer  nodi  in  Unteraacliinig 
befancrenrn  Person  bandelt. 

14.  Hiindelt  es  sieh  Ulli  die  A  US  Ii  r  f  r- ru  n  g  einer  nocb  in  l'rit  er- 
suchung befiingenen  Person,  ao  sind  nach  Art,  VIII  Abs.  2  ein 
Haftbefehl  und  lkweise  beizubringen. 

16.  Der  Haftbefehl  (vgl.  Ziff.  18  bis  21)  darf  kein  frflberea  Ditmn 
tragen  als  das  des  Tages,  an  ton  die  letate  Zengenaussage  stftttgefnndoi  bsL 
Auch  mnfi  er  in  den  F&llen  des  Art.  II  Abs.  1  No.  0,  7,  10,  Abs.  2  die  0k- 
stAnde  angeben,  die  nach  englischem  Rechte  zum  Tatbestande  der  Strah&t 
gehören.  Er  kann  in  rrscbrift.  Ansfertigung  oder  beglaubigter  Abschrift 
eingereicht  werden.  Die  AoBfertigung  oder  beglaabigte  Abschrift  ist  Toa 
einem  Richter  m  vollziehen. 

Id.  Die  beizubringenden  Beweise  müssen  nach  Art.  VIII  Ab^.  2  uod 
Art.  X  genügen,  um  nach  englischem  Hechte,  falls  die  Handlang  auf  britischen 
Gebiete  begangen  worden  wftie,  die  Verhaftong  des  Beaelmldigten  nnd  die 
Yerweisimg  des  Bigrille&en  aar  Hanptanteniicbiing  an  rechtfertigen.  Bi 
müssen  sich  daher  aus  den  Beweisen  die  Umst&nde  ergeben,  die  nach  englischem 
Rechte  zum  Tatbestande  der  Straftat  gdiOren  (vgl.  das  an  Art.  II  Abs.  1 
No.  6.  7,  10,  Abs  2  Bemerkte). 

17.  Hinsicbtlicli  der  Bewcisstüi  ke  ist  ioigendcs  genau  zu  beiwhl<;Ji: 

18.  Aussagen  von  Zeugen  und  8  ach  verstand  igen  kommen 
in  dem  Vereinigten  Königreiche  aur  Belastung  des  Angeschuldigten  regelmäßig 
nnr  in  Betracht»  wenn  eine  Beeidigung  der  Zengen  nnd  Sachverstladigai 
stattgefonden  hat.  Diensteidliche  Vmichemngen  oder  Bemfongen  auf  eiaea 
frflher  in  derselben  Sache  oder  im  allg« meinen  geleisteten  Eid  sind  nidt  »ns- 
reirhend,  vielmehr  ist  jeder  Zeuge  oder  Sacbverständige  bei  jeder  Venubniurii? 
zu  beeidigen  Wenn  der  Ben-,  is  für  wesiutlicbe  Tatsachen  niebt  anders  .il3 
duicli  die  Aussagen  von  Mitbesciiuldigt^jn  oder  von  Personen  erbracht  werdtn 
kann,  die  nach  §  56  der  Strafprozeßordnung  unbeeidigt  zu  vernehmen  sind,  so 
kflnnen  ansnahmsweise  auch  solche  unbeddigte  Aussagen  mit  Torgelegt  wniea. 

19.  Das  Zeugnis  Ton  Eheleuten  gegeneinander  ist  nach  englischem  Bedkte 
nur  ausnahmsweise  —  so,  wenn  es  sich  um  körperliche  HtHhaadlnngen  handelt — 
snlilssig. 

20.  Die  Anssaire  eines  Zeugen  wird  in  dem  Vereinigten  Krmigreicbc  nur 
insoweit  beriii  k'^i(  htigt,  als  sie  auf  Grund  der  t  igincn  sinnlichen  Wahrnf'hmnng 
des  Zeugen  erfolgt  ist.  Der  Beweis  dureh  Zeugen,  deren  Aussagen  .luf  Mit- 
teilung anderer  Personen  oder  auf  Hörensagen  beruhen,  ist  nach  englischcsi 
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QeMtee  nimilUg.  E»  emplldilt  sieb  daher,  derartige  Aiuaag«D  ans  den 
Beweiarerhuidliiiigeii  fortsnlataan.  Audi  ist  die  Aussage  der  Zeugen  nOgUchst 
kniqip  wiederzugeben. 

21.  Schriftstücke,  die  als  Beweismittel  dienen  sollen,  sind  von  dem 

Zenpen,  in  dessen  Händen  sie  sich  befinden,  bei  seiner  Vernehmnng  mit  der 
Angabe,  wie  sie  in  seinen  Besitz  gelanprt.  sind,  vorzulegen.  Ht'tinden  sich  die 
Schriftstücke  bereits  in  den  Akten  oder  sonst  in  gerichtlichem  ü<  wahrsaiue, 
so  sind  sie  dem  Zeugen  oder  Sachverständigen,  der  darüber  aussi^  bei  seiner 
Venwhmnng  Tom  Siebter  vorsnlegen.  Handelt  es  sieh  nm  eine  grSBere  An- 
saht von  Sctaciftsttlcken,  so  emplldilt  es  sieb,  sie  mit  Nnmmetn  sa  verseben 
und  in  den  Zeugenaussagen  auf  die  Nummern  zu  verweisen.  Vermag  ein 
Zeuge  nicht  anzugeben,  ob  ein  ihm  oder  von  ihm  vorgelegtes  Schriftstück 
.  Ton  dessen  angeblichem  Urheber  herrührt,  so  ist  üh^-r  diese  Frage  ein  weiterer 
Zeuge  zu  vernehmen,  der  die  i^ehrift7,flp:e  des  an|i;t  hii(hen  Urhebers  kennt. 
Dasselbe  hat  in  Ansehung  der  Schriftstücke  zu  Tischchen,  die  einem  Sach- 
Terst&ndigen  als  Unterlage  für  sein  Gutachten  Torgt^legt  werden,  und  anf  die 
er  sieb  in  seinsss  Chitaebten  besieht 

S2.  Soll  eine  Abbildnng  oder  Personenbesobreibnag  als  Be- 
weismittel fOr  die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Verfolgten  dienen,  so 
muß  ein  Zeuge,  dem  oder  von  dem  sie  bei  seiner  Vemehmunj^  vortrelet?t 
wird,  eidlich  bekunden,  daß  er  den  ihm  bekannten  Verfolgten  in  der  Abbildung 
oder  Beschreibung  erkennt. 

28.  Die  Zeugenaussagen  und  Gutachten  sind  in  beglaubigter  Abüchrift 
beizubringen.  Sie  sind  ohne  J^reilsesong  Ton  ZwischenriLnmen  bintereinaader 
ftbrasduelben;  die  dnadnen  Bogen  sind  miteinander  dnzeb  Schnur  and  Siegel 
na  Terbinden.  Am  Schlosse  der  QesamtabschriH  ist  von  dem  Bichter  folgendes 
sn  bescheinigen: 

,.Ich  bescheinigi'  hicnrüt.  daß  die  im  vorstehenden  enthaltene  Abschrift 
fitir  richtige  Abschrift  der  eidliciien  Zetigeiiaussagen  idutachten)  ist,  auf 
ürund  deren  am  Tag  des  Haftbefehls)  ein  liaitlMiichl  gegen  den  (Name  des 
Verfolgten)  wegen   Bezeichnung  der  Tat)  erlassen  worden  ist." 

Diese  Beaebeinigung  ist  bei  Zengenanssagen  nnd  Gntachten,  die  ans- 
nahmsweise  erst  nach  Erlaß  des  Haftbefehls  abgegeben  werden,  dahin  zn 
indem,  daß  hinter  den  Worten  ,aaf  Gmnd  deren*  fortgefahren  wird: 

,  der  am  gegen  den  wegen  erlaasttse  Haftbefehl 

bestätigt  wird". 

24.  Beüudcn  bicli  untt  i  dtii  Beweisen  unbeeidigte  Zengenanssagen,  so 
ist  ferner  r.n  bescheinigen,  dali  die  Vereidigung  nach  der  ein.schlägigeu  Be- 
ätiüUüung  der  deutschen  Strafprozeßordnung,  dcn:ii  \V urllaut  mitzuteilen  ist, 
nicht  erfolgen  darf,  dafi  aber  in  Qemilfiheit  des  gleichfalls  wdrtlich  anzu- 
fahrenden §  260  der  Stra^osefiordnnng  von  dem  dentsdien  Gericht  auch 
die  unbeeidigten  Aussagen  der  yemommenen  Personen  bei  der  Entodieidnng 
fiber  das  Ergebnis  der  Beweisaufnahme  wQrden  berücksichtigt  werden  kGnnen. 
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Entsprechend  ist  zu  vt  rlahren,  wenn  sich  anter  den  Beweisen  Ausstgeo  Ton 
Mitbesohuldijrt^n  Ix  fiinit  n. 

26.  Belinden  akh  unter  den  Beweiben  \  eniebmoQgsprotokoUc,  die  nicht 
ia  DemtoetateBd  rafgenonnen  worden  sind,  so  tet.  aofeni  dte  okAt 
bereits  ans  den  Protokollen  ergibt,  un  Schlasse  der  Gesamtabsdirift  besonders 
M  besobeiiugen^  dafi  die  Vamehmong  auf  Ersuchen  einer  deutsdu«  SehSnk 
erfolgt  ist. 

26.  Von  den  8chriftstii(>koii.  auf  dip  5^en«j»^n  und  Saclivcrsliituüti:-^  bei 
ihrer  Vemehinnnff  Bczutr  nehmen  kann,  wenn  es  sirli  um  kurze  I'rkunden 
handelt.  Ahsclirift  iadas  Vernehmungsprotokoll  aufgenomnu  n  werdt  n.  Geschieht 
diet>  nicht,  ao  ist  von  ihnen  eine  beglaubigte  Abschrift  beizubringen.  Die 
Absebrift  hat  die  Scbriftstflcke,  wenn  sie  mit  Numnwni  yetsehen  sind  ftgL 
Abs.  21),  in  der  Reibenfolge  der  Nummern,  sonst  aber  in  der  Reihenfolge,  in 
der  sie  in  den  Zeugenaussagen  oder  Ontadtten  erwibnt  werden,  wiedersagebeiL 
Die  Schriftstücke  sind  ohne  Freilassnng  von  Zwischenräamcn  hintereinander 
abzuschreiben ;  die  einzelnen  Bogen  sind  miteinander  durch  Schnur  nnd  Sicir^l 
zu  verbinden  Am  Sciilasse  der  Qesamtabschrift  ist  von  dem  Richter  ioigea« 
des  zu  hescheini«;en : 

„Ich  bescheinige  liiermit,  daü  die  vorstehenden  mit  1,  2  usw.  bezeich* 
neten  Abschriften  richtige  Abschrilten  der  Sehriftstacke  sind,  die  den  Zeugen 
(Sachrersttaidigen)  A,  B  usw.  bei  ihrer  (nach  Ort  und  Tag  niher  su  besd^ 
nenden)  Vernehmung  in  der  Strafsache  gegen  den  wegen  (Besdcfanung  der 
Tat)  verfolgten  (Name  des  Verfolgten)  vorgelegen  haben  und  daß  sich  die 
Aussagen  der  2^ugen  (SachverstÄndicrr m  auf  diese  Schriftstürke  beziehen.* 

27  Die  f'borsendnnp  der  Schnlt,s(ucke  selbst,  auf  die  von  Zeu^^en  od<^r 
Sachver.ständitfen  Bezufx  genommen  ist,  empfiehlt  sich  im  allgemeiueu  nur. 
wenn  sie  besonders  umfangreich  sind.  Werden  sie  übersandt,  so  sind  sie, 
wenn  sie  mit  Nummern  Tersdien  ^d  (vgl.  Abs.  21),  in  der  Reihenfolge  der 
Nummern,  S(mst  aber  in  der  Reihokfol^,  in  dw  sie  in  den  Zeugenanssagcn 
oder  Qntachten  erwfthnt  werden,  mitdnander  durch  Schnur  und  SIegd  su 
Torbindcn.   Sodann  ist  von  dem  Richter  folgendes  zu  bescheinigen: 

.Ich  bescheinige  hiermit,  daß  die  beigehefteten,  mit  1,  2  nsw.  bezeich- 
neten Scliriftstücke  diejcTiijrpn  Schriftstücke  sind,  die  den  Zeugen  (.Sach- 
verständigen), A,  ß  us»v  IkI  ihrer  (nach  (Jrt  und  Tag  näher  zu  bezeichnendeo) 
Vernehmung  in  der  Strafsache  gegen  den  wegen  (Bezeichnung  der  Tat)  ter- 
folgton  (Name  des  Verfolgten)  vorgelegen  haben,  nnd  daß  sieh  die  Ausmgcn 
der  Zeugen  (SachTerstAadigen)  auf  diese  Scihriftstfleke  beliehen.* 

28.  Unter  dner  Abbildung  oder  Beschreibung  des  Verfolgten,  auf  die 
Ton  Zeugen  Bezug  genommen  ist,  hat  der  Richter  folgendes  zu  bescheinigen: 

.Ich  bescheinige  hiermit,  daß  die  vorstehende  Abbildunjr  'Beschreibangi 
des  (Name  des  Verfolgten den  Zentren  A,  B  nsw.  bei  ihrer  mach  Ort  nnd 
Tag  naher  zu  In  zeu  hnt  nden;  Vernehmung  vorgelegen  hat  und  daß  sich  dcrea 
Aussage  darauf  bezieht.*^ 
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29.  Jede  der  vorstehend  ervftlnite&  Buscheinigungra  mii6  den  Ort  und 
Tftg  ihrer  Auntellong  angehen  and  mit  der  Unterschrift  des  Riebtcn  unter 
Boeicfanang  seiner  Amtsstellung  nnd  mit  dem  Gerichtssiegel  versehe  sein. 
(Vgl.  wegen  der  weiteren  Be^^luubiming  Ziff.  11.) 

So!l  ein  Bewfis  durch  die  Aussage  eines  in  dem  Vcreinitrtr'n  König- 
rticiu'  ln-tiinllic-heii,  uocli  luchf  vcnionimcnt'n  Zeugen  erbracht  werden,  so 
eriulgt  dessen  Yemehmung  durch  den  mit  der  Prüfung  des  Auslieferungs- 
aotnkgs  befaßten  biitischai  Richter  nicht  von  Amts  wegen,  wohl  aber  auf 
Ursachen.  Bs  ist  in  solchem  Falle  mit  dem  Berichte,  womit  die  Ausliefemng 
nachgesncht  wird,  ein  Ersachnngssdireiben  vorznlegen»  das  an  das  xast&iidige 
britische  O^^t  an  lichten  ist.  Eines  Brsachnngssrhreibens  bedarf  es  nnr 
dann  nicht,  wenn  eine  in  dem  Vereinigten  Kfiniirn  iche  befindliohi-  Person 
lidiglich  zur  FeststeUong  der  Persönlichkeit  des  ErghSenen  vernommen 
werden  soll. 

31.  Ob  I'ersunen,  welche  die  i  d  e  n  t  i  t  k  t  d  e  s  £  r  g  r  i  f  f  e  n  e  n  feststellen 
l^annen,  in  dem  Vereinigten  Königreiche  vorhanden  oder  ob  auverllssige  im 
Inlande  wohnhafte  Personen  bereit  sind,  nötigenfalls  snr  Feststellung  der 
Identität  des  Verfolgten  vor  dem  englischen  Gerichte  zn  erscheinen,  ist  hei 

der  Sammlung  der  Beweise  alsbald  festzustellen.  Die  Xauien  dieser  Personen 
sind  in  dem  Berichte,  mit  dem  die  Ausliefemng  nachgesucht  wird,  nnter  ge- 
nauer Angabe  ihrer  Adresse  mitzuteilen. 

32.  Die  vorliiufige  Festnahme  des  Verfoljrten  ist  im  Vertr;i):cc 
nicht  vorgesehen;  sie  kann  indes  erwirkt  werden.  In  dieser  Ilinsiclit  ist 
folgendes  an  beachten: 

33.  Bin  Antrag  auf  HerbeifCLhmng  der  vorlftnügen  Festnahme  ist  in  der 
Regel  nicht  an  stellen,  wenn  der  Verfolgte  in  dem  Vereinigten  Köni^^eich 
ansässig  oder  sonst  der  Flocht  von  dort  nicht  nnmittelbar  verdächtig  ist. 
Ausnahmsweise  kann  aber  auch  in  solchen  Fällen  aus  besonderen  firiindon, 
z.  B.  wegen  Gefahr  der  Verdunkelung  des  Tatbestandes  oder  der  Heiseite- 
scbaffung  bedeutender  Werte,  die  vorläufige  Festnahme  nachgesucht  werden. 

34.  Der  Antrag  auf  Herbeiführung  der  vorläufigen  Festnahme  ist  regel- 
mftflig  bei  dem  Jostizminister,  in  besonders  eilig»  Fillen  hei  dem  Minister 
der  answärtigen  Angelegenhdten  n  stellen.  Anders  ist  nnr  dann  an  ver- 
fahren,  wenn  ein  Anhalt  dafOr  vorliegt,  daß  der  Verfolgte  sich  aaf  der  Flucht 
nach  einem  bestimmten  Orte  in  dem  Vereinigten  Königreiche  wendet  oder 
gewandt  hat.  und  die  Oofalir  besteht,  daß  si  ine  Spur  verloren  geht  Da.s 
Ersuchen  um  Herbeiführung  der  vorläutige«  Fe^rnalime  ist  alsdann  unt^ir 
Hei  vuihebuug  der  in  Betracht  kommenden  Umstände  unmittelbar  au  dasjenige 
Kaiserliche  Konsulat  zu  richten,  in  dessen  Bezirke  der  Verfolgte  vermutet 
wird.  Dem  Kaiserlichen  Qeneralkonsnl  in  London  ist  gleichzeitig  mitzuteilen, 
daß  ein  solches  Ersuchen  gestellt  nnd  an  welches  Konsulat  es  gerichtet 
worden  ist;  diese  Mitteilung  hat,  wenn  das  Ersuchen  telegraphisch  gestellt 
war,  gleichfalls  telegraphisch  an  erfolgen.  An  das  (leneralkonsnlat  in  London 
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ist  dM  Bnacbea  amseUiefllidb  m  riehtoi,  wenn  der  Terfolgendoi  BdiOcdt 
dM  ttrtliGlk  zuBtindige  Koosolat  nicht  bdouuit  iet 

36.  Der  Antmg  auf  HerbeifOlining  dw  Todlnflgen  FMtulmie  maA 

erkennen  lassen : 

a)  daß  in  Deutsciiland  ein  rechtskräftit?fs  Urteil  gegen  den  Verfolgten 
ergangen  oder  ein  gerichtlicher  Haftbefehl  gegen  ihn  bereit3 
«riMten  ist; 

b)  daB  die  Stdlong  dee  AnsUefemBgeantsege  beabeioht^  viid. 
An6erdem  muß  die  dem  Vcffolgten  lur  Laet  getegte  etrafbaze  Handlin^  t»- 

gefQhrt  und  der  Tatbestand  kurz  mitgeteilt  werden.  In  den  FlUlen  des 
Art.  II  Abs.  1  No.  (5.  7,  10.  Abs.  2  muß  prsichtlich  sein,  daß  auch  nach  eng- 
lischem Rechte  eine  strafbüre  liamllung  vurliegt.  Endlich  sind  dem  Antrair 
auf  Herbeiführung  der  vorläutigeu  Fet»luahme,  suweit  müglicb,  eine  Abbilduug 
dee  Verfolgten  ans  nenerer  Zeit»  dne  Beidireibiing  eein»  Person  nnd  etwaige 
von  ihm  herrOhrende  Sehreiben,  ans  denen  eidi  «ein  Verbleib  efgibt»  nebat 
den  dazu  gehörigen  Umschlägen  beizufügen.  (VgL  allg.  Vwf.  vom  17.4.01 
—  JMBl  8.  92  — .)  Auch  empfiehlt  eich  die  Benennung  toh  Ideatit&tMengn 
(vgl.  Abs.  31). 

36.  Sobald  die  Herbeiführung  der  vurläutigen  Festnahuie  nachgesucht 
worden  igt,  hat  die  verfolgende  Behörde  zu  prüfen,  oh  die  zur  Begründung 
des  AneliefeningsaatragB  in  dem  Vereinigten  KSnigxeicfae  beintbringeodtn 
Beweiee  echon  ▼oUstladig  Yorliegen,  nnd,  lowelt  diee  nidit  der  Fell  ist,  ttr 

ihre  Erhebung  ohne  Verzug  Sorge  zu  tragen.  Von  der  Herstellung  oder 
Vorlegung  beglaubigter  Abschriften  der  Beweise  kann  jedoch  abgesehen  werden, 
Hulauge  kein  bestimmter  Anhaltspunkt  dafUr  vorliegt,  daß  sich  der  Verfolgte 
in  dem  Vereinigten  Königreich  aulhält. 

37.  Ist  die  yerlftnfige  Festnahme  erfolgt,  so  sind  die  SchrUtstOcke,  die 
mit  dem  AosUefeniDgeantrage  beigebraeht  werden  mflesMi,  in  gebSiig  be- 
glaubigter Form  dem  Justizminlster  sofort  einzureichen.  Liegen  die  Beveise 
noch  nicht  für  alle  Straftaten,  wegen  deren  die  Auslieferung  beantragt  werden 
soll,  vülLstiiiulig  vor.  so  sind  wenigstens  die  Beweise  für  diejenigen  .Straf- 
taten einzureichen,  in  Ansehung  deren  die  Beweisaufnahme  abgeschlossen  ist 
Die  Nachbringung  der  nuoh  fehleudeu  Beweise  ist  dann  besonders  sQ  be> 
sdUeonigen. 

36.  Nach  Art.  XII  des  Vertrags  wird  der  Ergriffene  wieder  in  Ftcibeit 
gesetzt,  wenn  nicht  binnen  zwei  Monaten  von  dem  Tage  seiner  Er- 
greifung ab  die  zur  Auslit  fening  genügenden  Beweise  beigebracht  werden. 
Auf  die  Festhaltung  einer  nur  vorläulig  festgenommenen  Person  bis  zum 
Ablaufe  dieser  Frist  ist  jedoch  nicht  zu  rechnen. 

39.  Zu  Art.  XIV.  Die  Kosten  der  Festnahme,  des  Unterhalts  und  der 
Befördemng  des  Aoszaliefemden  bis  snr  Binechiffnng,  die  regelmäßig  ie 
London  erfolgt^  trügt  das  Vereinigte  Königreich.  Nach  einer  Vereinbamng 
mit  der  Qroßbritannischen  Begieciing  wird  die  Ansliefemng  in  der  Bsgel  » 
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zur  Antfllhnuig  gebracht,  daß  die  aiuzoliefemdM  Personen  dnrdi  britische 
Polizeibeamte  gegra  Erstattung  der  hierdurch  entstdiraden  Kostra  ▼on 
London  nach  Hamborg  gidllhrt  werdra.  Wenn  atwnalnnsweise  die  Abbolnng 

des  Aasznliefernden  von  London  durch  deatsche  Polizeibeamte  erwünscht  ist, 
80  ist  dies  in  dem  Berichte  wegen  Herlu  ifühnini?  der  Ausliefcrnng  mitzuteilen. 

40.  'Sarh  Art.  XV  des  Vprtrai:s  kommen  (Jessen  Bestimmungen  arich 
dann  zur  .\uwtndung,  wenn  dm  Auslieferung  aus  einer  britischen  Kolonie 
oder  auswiir  tigen  Bebitzung  nachgesucht  werden  soll.  Wird  in  »ulchen 
Fftllen  die  vorlftufige  Festnahme  des  Verfolgten  für  erforderlich  oder  ffir 
wünschenswert  erachtet,  so  ist  mit  tnnlidister  Beschleänigang,  nötigenfalls 
telegraphisdi,  an  den  Jnstlsminister  m  berichten.  An  die  in  den  Kolonien 
nnd  auswärtigen  Besitzungen  angestellten  Konsuln  oder  an  die  britiseben 
Behörden  daselbst  hnlton  die  Justizbehflrdeii  derartige  Ersuchen  nicht  zn  richten  * 

h  .Von  dem  Schweizerisclun  Zentralpolizcibureau  in  Bern  wird  seit  dem 
1.  4.  04  eine  authropumetrische  Zentralrtigistrütur  und  seit  dem  1.  1.  05  ein 
Zentralstraircgister  geführt  und  ein  zentrales  Fahndungsblatt  (Schtceizerischer 
^litei'AmeigerJ  herausgegeben;  in  das  Fahndnngsblatt  werden  aneh  Be> 
Icanntmachnngen  ansÜndisGlier  Behörden,  nnd  zwar  bis  auf  weiteres  nnent- 
geltlieh,  anfgraommen.  Die  Justizbehörden  können  in  Angelegenheiten  der 
Zentralregistratur,  des  Zentralstrafregisters  und  dt-M  zentralen  Ftdmdongs- 
blattes  mit  dem  Zentralpolizeihnrean  unmittelbar  verkehren.* 

-I  .Die  Schweizerische  Re<,Merung  hat  das  im  Abdnicke  folgende  Verzeichnis 
der  Behörden  der  Schweiz  mitgeteilt,  die  befugt  siud,  die  vorläutige  Fest- 
nahme von  flüchtigen  Yerbrecbem  im  Auslände  zu  beantragen. 

Verzeichnis 

der  Behörden  der  Schweiz,  die  befugt  sind,  die  vorläufige 
Festnahme  f  Ucbtiger  Verbrecher  im  Auslände  zu  beantragen. 

A.  Bnndeabehttrden. 
Der  Schweizerische  Bundesrat. 

Das  ScbweizerisGlie  Justiz-  und  Poliseidepartemeiit  in  Bern. 

B.  KaatniMle  Behdrden. 

1.  Kanton  Zürich. 

Der  Regierungsrat;  die  kantonale  Justiz-  und  Polizeidirektion;  das  kan- 
tonale Polizeikommando  :  die  Staatsanwaltschaft;  die  Bezirksanwaltscbaften 
Zürich  tmd  Wintertluir;  die  Statthalterämter  Affoltern,  Horgen,  Heilen,  Hin- 
wil,  Uster,  Pfäffikon,  Andeltingen,  Bulach  und  Dielsdorf. 

2.  Kanton  Bern. 

Die  kantonale  Polizeidirektion ;  der  kantonale  (teneraiprokurator ;  die 
Bezirksprokuratoren  der  fflnf  Assisenbezirke  Oberland,  Mittelland,  Emmental- 
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Oberaargan,  Seeland  and  Jura ;  die  RegieningsstatthaJter  and  Untersacbiug»- 
riditer  der  Amtsbeiirfee  Anberg,  Aarwangen,  Bern,  Bii^,  Bflien,  BagM 
Conrtdary,  Delömont,  Erlach,  FModiee-Hoiitagiiee,  Fteabrumeii,  FtatifM, 

Interlaken,  Eonolfingen,  IiMlfen,  Laapen,  Montier,  Ncuveville.  Nidau,  Obtt- 
hasle,  Porrentrny,  Saanen,  Schwarzenbnrg,' Seftigen,  Signan,  Kieder-Simiuii» 
tal,  Ober-Simmental,  Thun.  Tracbselwald.  Wangen. 

3.  Kanton  Luzorn. 
Das  kajitonale  Polizeidepartenient ;  die  Staatsanwaltschalt ;  das  Oln-r- 
geriebt;  das  Kriminalgericbl ;  die  Auitsstatthalter  von  Lozem,  iiocbdori. 
Sarsee,  Willisaa  and  Entlebach;  die  Polizeigericbte  (Bezirksgerichtej  Halw- 
burg  in  Ebikon,  Kiime-Malters,  Lnseni,  Weggis,  Hochdorf,  Hltsklzcb,  Betliei' 
borg,  Mttnater,  Bomril,  SemjMch,  Sonee»  Triengüii  Alliahoien,  Beiden^Hilbiaa, 
WilÜBan,  Zell,  Entiebaeh,  Eacbolm&tt,  Sehfipfbeim. 

4.  Kanton  Uri. 
Die  kantonale  Polisddixektton. 

5.  Kanton  Scbwyz. 
Die   Staatsanwaltschaft:   das  Vorhöramt;  die  BetirlCBimter  Schwyi, 
Oersau,  March,  £insiedeln,  Küßnacht  und  Höfe. 

6.  Kanton  Unterwalden  ob  dem  Wald 
Der  Regierungsrat ;  die  kantonale  Unteraachougsbebürde ;  die  kantonale 
Überweisungsbehörde. 

7.  Kanton  Unter walden  nid  dem  Wald. 
Die  kantonale  PulizclUirtiktiun. 

8.  Kanton  üiaruä. 
Der  Regierungsrat;  daa  kantonale  YerbSiamt;  der  Krimlnalgeridrtt- 
prSeldent. 

9.  Kanton  Zng. 
Die  kantonale  Foliseldlrektion. 

10.  Kanton  Freibarg. 

Die  Prftlekten  und  die  Gerfcbtspräsidenten  der  Besirk»  Saane  (Sarine 
Scnsc  (Singine),  Greyent  (Gmytee),  See  (Lae),  Glane  (GUne),  Bn^  ond 
Yiviebach  (YeYeyse). 

11.  Kanton  Solothnrn. 

Das  kantonale  Justiz-  nnd  Polizeidepartement,  die  Staatsanwaltschaft, 
der  Präsident  des  SLliwurgcricbtshofes :  der  Priusidcnt  der  Änklagekaatmcr , 
die  Präsidenten  der  Amtsgerichte  von  Öolothurn-Lebem  in  Solothnrn,  voa 
Bncheggberg  -  Kriegstetten  in  Sototbnm,  von  Bahtal,  von  01teo*G<iigcn  » 
Ölten  nnd  Ton  Domeck-Tbientein  in  Dörnach. 

12.  Kanton  Basel-Stadt. 
Das  kantonale  Pelixeidepartanent;  die  Staatsenvaltacbaft;  der  Ünt«' 
endinngsrichter;  das  Appellation^erlcht;  das  Stralgeridit. 


.  j       .  I  y  GoOgl 
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18w  Kanton  Baael-Landsehaft. 
Die  kantonale  Poliaeidinktion ;  die  Stattbalteriaiter  Arlasbelm,  Ideatal, 
Snaoh  und  Waldenburg. 

14.  Kanton  Sehaffhansen. 
Die  kantonale  PoUieidirektionl 

16.  Kanton  Appenaell  a.  Rh. 
Die  luuitonaie  PoliT^eidireiction  in  Trog^i. 

16.  Kanton  Appenzell  i.  Rh. 
Die  kantonale  Polizeidirektion  in  Appenzell. 

17.  Kanton  St.  Gallon. 
Die  Staatsanwaltschaft;  das  kantonale  Landjägerkommando;  die  Bezirks- 
Imter  St.  Gallen,  Tablat.  Roischach,  Unt^rrheint^il  in  Rheineck.  Oberrheintal 
in  Altötätt«n,  Werdenberg  in  Buchs,  Sargane,  Gast^r  in  Kaltbrunn,  Seebezirk 
In  üinach,  Obertoggenburg  in  St.  Johann,  Neutoggenburg  in  Wattwill,  Alt- 
toggenbug in  KIrcfaberg,  üntertoggenbnrg  in  FlawÜ,  Wil,  Ooaaan. 

18.  Kanton  Granbiinden. 
Das  Kantonsgeridit  und  deaaen  Prlsldent  nnd  GeriehtaanaachnB ;  daa 
tantonale  Terhöramt;  die  Ämter  (Kreiapffilsidenten),  Kreiageriobte  nnd  Kreia< 

gerichtsansächüsse  der  Kreise  Alvaschein,  Beifort,  Bergiln,  Oberhalbstein, 
Bmsio,  Puschlay  (Foschiavo),  Ilanz,  Lugnetz,  Rnis,  Domlescbg,  Safien,  Thnsia, 
Avers,  RheinwaUl  Srhfims  Rhäzüns,  Trins,  Obtasna,  Remüs,  Untertasna, 
Davos,  Jenaz,  Klosters,  Kublis.  Luzein,  Fünf  Dörfer  in  Trimmis,  Maienfeld, 
Scbiers,  Seewis,  ikrgell  (Biegaiia),  Oberengadin,  Calanca,  Misox  (Mesocco), 
Roverdio,  Mttnstertal,  Chnr,  Chnrwalden,  Schanfigg,  Disentia. 

19.  Kanton  Aargau. 
Die  kantonale  Justiz-  und  Folizeidirektion ;  das  Knminalgericht ;  die 
Anklagekammer;  die  Staatoanwaltachaft ;  das  kantonale  Polixeikommando ; 
die  Beairkaämter  nnd  die  üntersnchnngaiichter  der  Beairke  Aaraa,  Baden, 
Bremgarten,  Bragg,  Knlm,  Lanfenbug,  Lousborg,  Mari,  Bheinfdden,  Zofingen 
«nd  Znnacb. 

20.  K  a  n  t  on  Thurgan. 

Das  kantonale  Folizeideparteiiient ;  die  Staatsanwaltschaft ;  das  Verhür- 
richterauit ;  die  Bezirksämter  iBe/.irksstatthalterj  Arbuu,  Bischoiszell,  Dietien- 
hofen,  Frauenfeld.  Kreuzliugen,  Milnchwilen.  Steckborn  und  Weinfelden. 

21,  KautonTessin. 

Die  Staatsanwaltsfhaften  i'Prncuratori  ptthbh'ci)  in  Bellinzona  und  in 
Lugano;  die  Untersucbuiigürichter  (Giudici  isttuttotij  in  Bellinzona  und  in 
Iiogano. 

22.  Kanton  Waadtw 

Daa  kantonale  Jnatiz-  nnd  Poliseidepartement  (DäpartetMnt  de  JuHie« 
st  fioliee}. 
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Oesetzgebongsschau. 


BraaniichweiK. 
1904. 

t  XV  16.8.  (No.  8127  B)  bi.  Reehtahilf eTerkebr  m.  d.  Jutii- 
behörd^n  Bosniens  u.  d.  Hersfigowina  (ZtK^.  f.  Rechtq»llflge  L  HeiMg- 

tmn  B.  1904  S  145).*) 

2  MV  22  H.  (No.  3455  B  bf.  Kosten  d.  Rechtshilfe  ODter  Be- 
hörden verschiedener  Bundesstaaten  (145).**) 

liXtö. 

3.  MV  2.  8.  (No.  7äö  B)  bt  Auslief erungaverkehr  m.  Groß- 
britannien  (190&  8.  87).***} 

Bremen. 

1901. 

1.  Ott.  19.  2.  bt.  B.      Vorschriften  tb.  d.  Schiffstagebvch 

(OS  S.  4!ll 

2.  V.  19.  2.  bt.  Führung  u.  Rchandlun^r  d.  Schiffstagebuches  (49). 
8.  V.  6.  5.  bt.  d.  Verk-phr  tn.  Kraftfahrzeugen  (12H). 

4.  Ges.  7.  6.  bt.  Ändtrung  d.  Ges.  lö.  7.  99  Üb.  Erbse hafis-  n 
Schenkungsubgabe  ^159). 

6.  B,  der  Texte  dee  Oes.  bt  Erbschaft«-  u.  Sehen ksngsabgabectc 
i.  d.  durch  Ges.  7. 6. 04  abgeinderten  Faesnng  (171). 


EI»aU»L.otlirincMi« 
1904. 

1.  MB  18.  1.  bt  Besteuerung  ansiindischer  Lohnarbeiter 
(Z.  u.  Bes.*AnitBbl.  8.  22). 

2.  MV  17. 1.  bt  Verfahren  b.  Bildung  autorisierter  Genosse!' 

Schäften  (23). 

3.  All^'.  Verf.  13.  9.  bt  Kechtsbilfe verkehr  m.  Bosnien  u.  d. 
Herzegowina  (127). *) 


*}     oben  8.  445  I^ayern  No.  8. 
**)  S.  oben  S.  446  Bayern  No.  9. 
***)  S.  oben  S.  46211.  Bayern  No.  6. 


23.  Kanton  Wallis. 
Das  kantonale  Justis-  und  Poliseideparteniait  (DiparUmtmt  de  JwiUBt 
ei  FolieeJ. 

24.  Kanton  Neuenburg. 
Das  kantonale  Polizetdepaitement  (XtäjHtr/ement  4e  Miee). 

25.  Kanton  Genf. 
Der  kantonale  Untersuchungsrichter  (Juge  tPIneirueiiam). 


.  j     .  >  y  Google 


Deatschland :  Braunschweig,  Bremen,  Elsaß-Lothriogen  eto.  4(>5 

Gotiuu 

1904. 

HT  33^4.  f.  d.  Yerkelir  m.  Motorwagen  (GS  1904  &  47). 

Hamburg;. 

v.m. 

Y.  21.3.  bt.  Führung  u.  Behaudluug  d.  Öc hif  f  s tagebuchs  (.Amtsbl. 
1904  8.  516). 

Heasen. 

1904. 

1.  MV  m.  4.  bt.  Verkehr  m.  Antomobiien  (Rc<?-Bl   19*14  S.  1.59). 

2.  MV  13.  ö.  bt.  Vollstreckbarkeit  v,  Entscheidungen  deutscher 
Gerichte  i.  Österreich,  insbeeondere  i.  Bosnien  u.  d.  Herzegowine 
<Amt8bl.  d.  IDb.  d.  Jutis  1904  No.  9).*) 

a.  HB  80.  6.  bt.  d.  Zastellnng  nngaritober  Schriftstücke 
(No.  m.**) 

4.  MB  25.  8.  bt.  Rechtsbilfeverkehr  m.  Bosnien  n.  d.  Herze- 
gowin«  (No.  17).***) 

I<ab«ek. 

1904. 

1.  V.  19. 2.  bt.  Fflhrangtt. Behandlung  d.SGhiff8tagebnGhes  (Samml. 

d.  Ges.  1904  No.  1'2V 

2.  B.  17.  8./23.  8.  bt.  LUbeckische  Uafen>  u.  Beyierordnang  (72). 

Meeklenbiwg-Seliweriii. 

1904. 

y.  28. 1.  s.  Abftndening  d.  V.  80.  7.  94  bt  Befardernng  gefihr* 
lieber  Gttter  in  Kanffahrteiscbif fen  (Beg.-BI.  1904  8.  5). 

Heeklenburg-StrelltB* 

1904. 

1.  Reg.-B.  20.  6.  bt.  vorläufige  Festnahme  i.  England  verfolgter 
Verbfecbcff  (Oll.  Ans.  f.  U.>5tvd.  1904  &  163).**»«) 

8.  lt^.-V.  9.  9.  bt.  intern.  Abkommen  z.  Begelang  d.  Yormnnd- 
« ehalten  IIb.  Hinderj&hrige  (833). >) 

♦)  S.  oben  S.  444  Bayern  Is'u.  .'>. 
*♦)  S.  unten  S.  469  Preußen  No.  7a. 
*♦♦)  S.  oben  S.  445  B.ivcrn  No.  S. 
****)  S.  oben  S.  442  Baden  No.  8. 


,Nach  Art.  4  des  internationalen  Abkommens  vom  12.  6.  02  zur 
Begelang  der  Vormandachaft  über  Mindeijährige  (RGBl  1904  S.  240)  ist,  wenn 
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GesetzgebongBidiaii. 


3.  Iteg.*y.  S4.  9.  bt.  ReobtshilfeTerkehr  m.  Bosnien  «.  L 

Herzegowina  (261).*) 

4.  Reg.-B.  4.  10.  bt.  Vollstreckbarkeit  v.  Entscheidiuigeii  detttaektt  Qe> 
lichte  i.  Bosnien  n.  d.  fiersegowina  (262).**) 

1904. 

1.  MB  2.  2.  bt.  Fahmng  a.  Behandlung  d.  SehifUtagebnchet 

<Ges.-Bl.  1904  S.  17\ 

2.  Reg.-B.  6.  C  üb.  d.  Verkehr  m.  Kraftfahrzeugen  (,1^). 

3.  V.  17.  8.  z.  A.  u  8  f  ü  b  r  u      d.  S  e  e  m  a  n  n  s  o  r  d  n  u  n  g  2.  6.  02  (178). 

Preiill«n« 

1904. 

1.  ME.  11.  1.  bt.  d.  chinesische  Handelsflagge  (MBl  d.  Uandeis- 
u.  Gew.-Verw,  1904  S.  Id).^) 

*)  S.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 

♦♦'i  f>   (»hen  S   444  Bayern  5. 


von  inliindißcher  Vormundschaftsbehördc  eine  Vormundschaft  Aber  einen  Dea^ 
sehen  angeordnet  wird,  der  seinen  gewöhnlichen  Aufenthalt  in  einem  der 
Vertragsstaaten  hat  und  für  den  dort  eine  Vormundschaft  gemäü  Art.  3  des 
Abkommen!  angeordnet  iet^  der  Regiemng  des  Staates,  in  weldicni  die  Ter 
mandBchaft  saertt  angeordnet  wnrde,  sobald  wie  mOglieb  Naehtieht  sn  gdM. 
Sbenso  sollen  nadh  Art.  8  die  inllLndiseben  Behörden,  sobald  Ümen  bekiut 
wird,  daß  Anlaß  vorliegt,  für  einen  im  Inlande  befindlichen  min  lerjUhrigen 
Angehörigen  eines  Vertraj^sstaates  die  Vormundschaft  anzuordnen,  die  Bf  hiirdr  u 
des  Heimatstaates  von  dem  Sachverhalte  benaehrichtigen.  Die  Vormundschaft*- 
gerichte  und  die  die  ^\■rric•htu^gen  des  Vorniundschaftsgericht?  wahrnehmenden 
Behörden  haben  sich  für  diese  Mitteilungen  der  Vermittlung  der  unierzeic^ 
seten  Landesregierong  sa  bedienen.  Alle  fOr  die  Angelegenheit  in  Belndii 
kommenden  Tatsachen,  insbesondere  die  möglichst  gmaoen  Penonslieo,  nad 
in  matat  mit  lateinischen  Bnchstaben  geschriebenen  Anlage  des  Beiii&ts  Inn 
darzustellen ;  im  Falle  des  Art.  8  wird  in  der  Regel  die  BeifOgvng  etwa  ter 
Jiandener  Ausweisiiapierc  zweckmüßig  sein.' 

')  ^Narliilein  in  China,  das  bisher  zwar  eine  Kriepsflaprire.  aber  k^'iae 
eijrentliche  Handelstlaiiiie  besaß,  ein  besonderes  Hamlelsniinisterium  »  intrcrichiet 
und  die  I^i'euregclnng  des  gesamten  Handclswesens  in  Angriff  gtouiumeo 
wordra  ist,  hat  die  cbinedsehe  Begierong  nnnmdir  eine  Bandeisflagge  ge- 
schaffen. Wie  die  beigegebene  (hier  nicht  abgedmckte)  Abbildung  seigt»  ist 
die  Flagge  von  Tieieckiger  Form;  aaf  rotem  Gmnde  befindet  sieh  io  der 
Mitte  ein  gelber  Kreis,  in  welcheni  der  bekannte  nach  der  roten  Sonn« 
schnappende  hlaoe  fttnfkraUige  Drache,  Ton  Flammenanngen  nmgeben,  ia 
Hohe  steigt.' 


DentodilaiMl:  Oldenliiiig,  PieoBen. 
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2.  MV  25  1.  Tit.  Militärpflicht  frttherer  Relcbsangehöriger 
(M£l  f.  d.  innere  Vcrw.  H>(>4  S.  7ti).») 

8.  ME.  2.  2.  bt.  Vorschriften  Ub.  d.  Seestraßenrecht  (MBi  d.Uandeb- 
u.  Gew.-Verw.  1904  S.  28).  2) 


^)  ,Aiu  mduraren  nni  mr  Bntaclieidimef  Torgetmgenen  SiiizelfUlen 
nehmen  wir  Yeranlassang,  daran!  hinzuweisen,  daß  auf  ausgewanderte  Militär« 
Pflichtige,  welche  ohne  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben  7ti  haben, 
oder  nach  Vollendung  des  31.  Lebensjahres  wieder  Reichsangehörige  werden, 
8inn(Teinäß  5?  1 1  Abs  H  dos  Reichs-Militärgesetzes  vom  2.  6  74  OlGBl  S.  45) 
bezw.  §  21,2  Abs.  3  der  Wehrordnung  Anwendung  findet  und  ein  Zurück« 
behalten  dieser  Leute  im  aktiven  Dienst  llbtt  d»  81.  Lebensjalir  Idnans  mi- 
znlisBig  ist 

Bs  können  demuMA  frohere»  niilitlixpfliditige  Reichiuigdiftfige,  weldie 

ausgewandert  waxen  und  die  Heichsangchörigkeit  nunmehr  wieder  erwerben, 
ohne  Ausnahme  bis  zur  Vollendung  des  31.  Ltben.sjahres.  aber  auch  nur  bis 
zu  diesem  Zeitpunkte  im  aktiven  Dienst  zurückbehalten  werden,  dagegen 
können  ausgewanderte  Militärpflichtige,  welche  nach  Vollendung  des  Hl.  Lebens- 
jahres wieder  Reichsangehörige  werden,  zum  aktiven  Dienst  überhaupt  nicht 
mdir  herangesogen  werden.* 

*)  «Von  der  Allerh.  Y.  bt.  das  Rnderkommando  Tom  18. 10. 06  ^RGBl 
S.  283)  hat  die  VerUgebnchhaadlnng  R.  t.  Deckem  Verlag  In  Berlin  8W.  19 
einen  besonderen  Abdruck  in  Groß-Oktavfomiat  hergestellt,  der  den  kaiserlich 
deutschen  Konsulaten  in  den  Hafciiplätzen  zur  Verbreitung  unter  den  im 
Auslande  betindlichen  Schiffsfübrern  mitgeteilt  worden  ist.  Ich  halte  es  für 
erwünscht.  daU  der  Abdruck  alsbald  auch  durcli  \'erniittelung  der  Herren 
Regierungspräsidenten  unentgeltlich  au  die  Haieu-,  Lutseii-  und  sonstigen 
Seesdiilhbrtsbehdrdai  nnd  'Beamten^  die  NavigationssdiQlMi  und  -Vonoholen, 
sowie  an  die  Reeder,  Sdiilfofilhrer  und  Seefisdier  verteilt  werde^  wie  dies 
bneits  im  Jalire  1897  hinnditüch  des  Sonderabdrudn  der  Yorsobrifteo  Aber 
das  SeestraBenrecbt  und  im  Jahre  1901  hinsichtlich  des  Nachtrags  dasa  an> 
geordnet  worden  war.  Die  dazu  erforderlichen  Abzüge  k<innen  Sie,  sowie 
die  durch  Sie  zum  unmittelbaren  Bezüge  ermächtigten  Seemannsämter  kosten- 
frei gegen  Empfangsbescheinigung  von  der  gonaiinteii  Verlagsbuchhandlung 
beziehen.  Der  Preis  dieses  Sonderabdracks  beträgt  bei  unuiittelbarem  Bezüge 
▼em  Verleger  für  das  einzelne  Exemplar  3  Pf.»  bei  Besag  Ton  größeren 
Mengen  fOr  1000  Exemplare  25  JH,  far  oOO  Exemplare  U  JC  nnd  lOr  100 
Exemplare  2,90  JC 

Von  der  im  Jahre  1897  veröffentlichten  Sonderausgabc  der  Vorschriften 
des  Deutschen  Reichs  flbcr  das  St  estrafjenrecht.  die  seinerzeit  zum  Zwecke 
der  Verbreitung  in  Schiffahrtskreisen  von  der  VerlaL'sbncbbnndUmg  bezogen 
wurde,  liat  die  letztere,  unter  Ergänzung  der  Sonderausgalie  durch  den  im 
Jahre  11^01  erschienenen  2^'achtrag  bt.  rositionslateruen  usw.,  und  durch  die 

Allerh.  V.  bt.  das  Rnderkommando,  einen  Nendruck  yeranstaltet.  Der  Preis 
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4.  MV  19. 2.  bt  £he8chlie6ang  rntaiseher  Staatsangehäriget 
im  Inlande  (HBI  f.  ä.  innere  Venr.  1904  8. 49). 

6.  MB  4.3.  bt.  Kaikensehnts  L  Cbina  (72).*} 


für  das  einzelne  Exemplar  dieser  neuen  Sonderausgabe  beträgt  bei  unuüttel- 
barem  Beznge  vom  Verleger  10  Pf.  Beim  Beenge  einer  gröäenn  AnxaU  ron 
Exemplaren  dee  Nendmcks  werden  1000  Bzemplace  für  80  UK,  600  Ezenylare 
fOr  46 .41  nnd  100  Exemplare  Ittr  9,50     geliefert  werden. 

Die  Seemannsämter  sind  annnweisen,  je  tinen  Abdruck  der  V.  bt.  das 
Kuili-rkoinmuiido  jedciii  hei  ihnen  an-  oder  iibunistrrnden  Kapitän,  der  einen 
solchen  nicht  besitzt,  unentpeltlicli  zu  behändigen. " 

^)  ^Narh  ein<T  Mitteilunfr  fh's  Herrn  Ministers  der  auswärt isren  Ancreleffen- 
heiten  hat  die  kaiserlich -rusais(  he  Rtiiiioninfr  nnTiiiiehr  diejenigen  inneren 
Behürdcn  bestimmt,  welche  zur  Aus&telluiig  der  für  die  Eheschließung  rassischer 
StaataangehSrigen  chrlstlicben  Bekenntnisaee  in  Frenfien  erforderlieben  Zeng* 
nlflse  ttber  das  Nicbtbekanntiein  von  Ebebindemissen  (Art.  43  §  1  des 
preußischen  Ausführangsgesetses  snm  BGB)  sotUndig  sind.  Danach  werden 
diese  ZenKnisse  im  allgemeinen  von  den  Opmeinde^eistlichen.  flir  Angehörige 
des  römisch-katholischen  Bekenntnisses  aber  von  den  rulizeibehörden  erteilt, 
zostäj^dig  sind  die  geistlichen  oder  Polizei behürden  des  Ort*^»,  wo  der  rassische 
Verlobte  in  Rußland  wolmt  oder  seinen  letzten  Wohnsitz  gehabt  bat. 

Euere  Hocbwohlgeboren  ersuchen  wir  gefälligst  die  Ihnen  nachgeordneten 
Standesbeamten  in  geeigneter  Weise  entsprecbend  zn  Tmttndigen  und  die 
bei  Ibnen  dnrcblantenden  Beb«inng8gesuche  duistlicher  Rnssm  und  Bnssinnett 
anter  dem  Gesichtspunkte  zu  prüfen,  ob  die  Befreiung  mit  Rücksicht  auf 
die  geschehene  Bestellung  7:uständt<;er  russischer  Behörden  (ihfrhaupt  in  Frage 
kommen  kann.  Für  russische  Staatsancreh^n^e  jüdischen  Bekenntnisses  hat 
eine  Jiestcllung  russischer  Behürden  für  die  Erteilung  der  gedachten  Zeug* 
Bisse  noch  Hiebt  stattgefunden.  Wegen  der  formellen  Änderung  des  gemein- 
samen Rnnderlasses  Tom  13. 3. 03  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  S.  88)  wird  dem- 
nächst weitere  VerfOgnng  «geben*. 

*)  ^Nachdem  frflber  mit  Frankreich,  den  Niederlanden  und  Belgien  Ab* 
kommen  Qber  den  gegenseitigen  Markenschutz  in  China  abgeschlossen  worden 
sind,  ist  'n-t7.t  eine  gldcfae  Vereinbamng  mit  der  italienischen  Regierung  ge- 
troffen worden. 

Demgeiiiiili  sind  die  mit  .Iiirisdiktion  versehenen  deutschen  Konsular- 
bchürden  in  tluna  dahin  verständigt  worden,  daß  gegen  diejenigen  Reichs- 
angehörigen einzuschreiten  ist,  welche  die  in  Dentscbland  eingetragenen  Warea- 
leichen  eines  Italieners  nnbefngt  verwerten.  Die  italienisdie  Regierung  hat 
ihre  Konsnlarbehörden  in  China  mit  entsprechender  Weisung  f&r  den  Fall 
zu  versehen,  dalt  die  fOr  einen  Deutschen  in  Itali»  eingetragene  Marke  in 
China  Ton  einem  Italiener  nachgeahmt  wird.'' 
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ti.  MB  BO.  ä.  bt.  Mark enscb atz  i.  Marokko  (97).  1) 

7.  MY  3.4.  bt.  d.  Aasweis ung  lüstiger  Ausländer  a.  d.  preuß. 

Staatsgebiet  (MBl  f.  d.  iiineie  Venr.  1904  8. 120).  >) 

7«.  MV  15.  5.  bt.  Zastellqng  «ngarieclier  Schriftstacke 

{JMBl  1904  S.  laO).«} 


1)  .Nadi  einer  BrUIrnng  der  portngleuflclien  R^emng  kOnnoi  die  der 

portagiesischen  Gerichtsbarkeit  unt^rworfeneii  Peisonen,  die  sich  im  Bezirke 

des  portugiesischen  Kürisnlargerichts  in  Tunger  aufhalten,  zur  Verantwortung 
gezogen  werden,  wenn  sie  deutsche  Fabrik-  und  Handelsmuken,  die  in.  Por- 
tugal eingctragi  n  sind,  anbefugt  verwerten.* 

2)  ,Von  Seiten  der  Herren  Regierungspräsidenten  ist  wiederholt  in  Einzel- 
fällen, wo  es  sich  um  die  Ausweisung  lästiger  Ausländer  aus  dem  preußi- 
schen Staatsgebiete  handelte,  an!  Qmnd  des  §  17  Ahe.  2  der  Bnndesiate- 
Toradmlten  vom  10. 12. 90  (ZBl.  f.  d.  Dantscfae  Beich  8. 878)  die  Erstattnag 

derjenigen  Kosten,  welche  durch  die'  BefStdemng  des  Ausgewiesenen  durch 
aufierdeutsches  Gebiet  entstanden  waren,  aus  Reiclisfonds  beantragt  worden 
Der  §  17  der  erwähnten  Vorschriften  bezieht  sich  auf  Au.sweisnngen  aus 
dem  Reichsgebiete;  bei  Ausweisungen  aus  den  einzelnen  Bundesstaaten 
findet  er  nach  dem  Bandesratebeschlwse  Tom  30. 6. 91  (§  297  der  Protokolle) 
nur  insoweit  Anwendang,  als  es  sich  um  die  Vert«liing  der  innerhalb  der 
Reichsgienzen  entstandenen  Transportkosten  handelt.  Den  obenerwähnten 
Anträgen  hat  daher  nicht  entsprochen  werden  können,  die  in  Rede  stehenden 
Ko^tt  n  fallen  vielmehr  demjenif^en  Staate  znr  Last,  aus  dessen  Gebiet  die 
Aub»«  isung  erfolgt  ist.  In  Preuüen  sind  sie  auf  den  Landespolizeifonds  sn 
übernehmen." 

3)  „Ausländische  i^chrÜtstUcke,  welche  mit  dem  Ersuchen  um  Herbei- 
ffllirang  der  Zustellung  in  diplomatischen  Wege  dem  Hetm  Mildster  der 
answftrtigot  AngeU^coiheiten  sngehon,  wetden  Ton  diesem  regelmäßig  den 
Jnntisbdidrden  unmittelbar  znr  Erledigung  Uberssiidt.  X  n  hvi  der  Über- 
sendung ungarischer  Zu.st*dliin£rsersu(hi'n  ist  bisher  meine  Vermittelung  ein- 
getreten. KtSnftig  werden  indessen  zur  Vereinfachung  und  Beschleunigung 
des  Geschäftjigangs  auch  die  ungarischen  Schriftstügke,  welche  zugestellt 
werden  sollen,  den  JustizbehUrden  anmittelbar  durch  den  genannten  Herrn 
Minister  flbermittelt  werden.  Indem  idi  die  Jnstisbehdrden  hiervon  in  Kenntnis 
setze,  bestimme  ich: 

Ersuchen  ungarischer  Behörden  am  Znstellnngett  sind  Ton  dexi  Amts- 
gerichten regeimäßi^:^  in  der  Weise  zu  erledi{»en,  daß  die  Person,  welcher 
zugestellt  werden  ^o\\.  .schriftlirh  ohne  Zu.stellungsnachweis  von  doni  Kiugange 
des  Schriftstäcks,  wenn  tunlich  unter  kurzer  Mitteilung  des  Inhalts  und 
unter  Beaeichnang  der  ersnchenden  ungarischen  Behörde  hoiacbrichtigt  wird. 
Dunit  ist  die  Anffordemng  za  verbinden,  das  SchriftstOck  hinnen  einer 
Woche  auf  der  Oerlehtsscbreiberet  persönlich  oder  darch  einen  Bevoll- 
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8.  MV  16.  5.  bt.  Auslieferaug  österreichischer  Deserteure  etc. 


mächtigtcn  in  Empfang  zu  nehmen,  widrigenfalls  die  Annahme  «Is  wiw«igert 
angesehen  und  Ans  Srhriftstflrk  ztiriickrrcsMndt  werden  würde. 

Erscheint  der  Adrcsscit  uii  der  (Jone  htAaU  lic.  so  ist  ihm  das  SchriftÄtück 
vorzulegen  und  ihm  dabei  zu  erü&nen,  daß  er  es  in  Empfang  nehmen  oder 
olme  Annahme  von  Qrfinden  di«  Annahme  ablehn»  kUime. 

Wird  daa  Schiiltttttek  augehAndigt,  ao  hat  der  Oerichtncliieiber  auf 
dem  Empfangsscheine,  welcher  gewöhnlich  den  nngariaohcn  ZusteUuii?str^iiii  b>  n 
beigefügt  wird,  die  Unterschrift  des  Empf^njcrcrs  unter  iffiirung  tlt  s  Amts- 
Siegels  zu  bccianbigen.  In  dem  liegiaubigungsvirmerk  ist  die  Person  des 
Empfängers  genau  zu  bezeichnen.  Der  Empfangsschein  ist  deiunächst 
mrttckznreicben. 

Wird  die  Annahme  abgelehnt,  ao  iat  unter  Wiederbeifflgiing  dea  Za* 
ateUnngBetanobene  ttber  das  Veranlafite  an  den  Herrn  Hinlater  der  ana> 

wirtigen  Angelegenheiten  sa  lierichten.  Der  Bericht  ist  möglichst  kurz  za 
fassen.  Werden  Suhriftatadte  snrfldcgereicbt,  ao  ist  die  Yerwendnng  eiaea 
Omachlagbogeiis  j,'estatt*t. 

Gebühren  und  Auslagen  sind  für  das  Verfahren  bis  auf  weiteres  niciit 
in  Anaata  ta  bringen.  Eine  Oberaetiung  der  suntellMBdeB  BdkAftMdk» 
iat  rcgelmJLBig  nidit  aninfertigen. 

Eine  abweichende  Behandlung  ungarischer  Ersuchen  um  Zustellung  ilt 
gestattet,  wenn  besondere  Umstünde  dies  rechtfertigen.  Insbesondere  könocn 
Schriftstücke  den  Empfrmt'ern  durch  ru-rielitsvollzieher  austrchUndjirt  vrer^cn, 
wenn  dies  im  Infcnssc  deutscher  Kriihsaugtliiiri^er  erforderlich  erscheml, 
z.  B.  das  ijchriftälücli  die  Ladung  zu  einem  Termin  enthält,  der  uuf  ErsadwD 
einer  deutschen  Bdidrde  Tor  einem  ongariadien  Gericht  anberaumt  iat  la 
dieaer  Welae  iat  jedoch«  wenn  daa  Schriftatfleic  durch  Vermittelang  dea  Hcfii 
ICiniatera  der  anawftrtigen  Angelegenheiten  eingegangen  iat,  nnr  auf  dMM 
Branchen  zu  verfahren. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden,  wenn  das  Ersuchen  um  Zu- 
steUuiig  im  Wege  des  unmiit<.'lbaren  Geschäftsverkehn?  eingegangen  ist» 
entsprechende  Anwendung ;  die  Zurflclcaendung  des  Enipiun^sscheina  oder 
Bonatiger  Schriftatttcice  hat  jedoch  in  dieaen  FUlett  nicht  ao  den  Hefff 
Minister  der  anawftrtigen  Angetegenlieiten,  aondem  unmittelbar  an  lU* 
eranchende  nngariache  BehJSrde  an  erfolgen.' 

'i  .Unter  Bezugnahme  auf  die  in  Erledigung  dea  Runderlasses  tM 
fi.  7.  0:J  erstatteten  Berichte  bestimme  ich  im  Einvernehmen  mit  dem  H»"nu 
>rinisfer  der  auswärtiiren  .Angelegenheiten,  daß  auch  (1<  m  auf  die  KarttÜ- 
konvention  vom  U).  2.  M  gestützten  Anträgen  auf  Auslieferung  österreichiäditf 
Deserteure  und  Gestellungspflichtigen  nnr  mit  Genehmigung  der  Zentral' 
inatansen  enteprochen  werden  darf.  Ba  iat  demnach  in  jedem  derartlgea  fUb 
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gleidiwie  binsichtUch  der  Anträge  auf  AusUefemng  strafrechtlich  verfolgter 
Personen  in  analoger  Anwendong  der  Vorschrift  Ziff.  4  des  RunderlaMwe  vom 
29.  10.  97  (MBl  S.  214)  die  ministerielle  Entscheidung  einzuholen. 

Bezüglich  der  auf  Grand  des  Art.  12  der  erwähnten  Kartellkonvention 
gestellten  Auslieferungsanträge,  bei  denen  es  sich  uiclit  um  Fahnenflüchtige 
im  eigentlichen  Sinne,  sondern  in  der  Regel  am  Personen  handelt,  die  bloß 
der  Qeetellungs-,  Melde-  oder  Übnngepfficbt  in  Östetreiob  nlcbt  genügt  haben, 
ist  zur  VenMidnBg  asnAtignr  Hftrten  tob  der  Toiiiiiltgeii  Feetnahme  der 
Anniiliefemden  in  der  Regtl  abzusehen.  Einem  amdrücklichen  Antrage  der 
Veterreichischen  Behörden  auf  vorläufige  Festnahme  wlirde  in  derartigen  Fällen 
—  vorausgesetzt,  daß  die  Reichsansländereigenschaft  des  Betreffenden  fest- 
steht —  nur  dann  zu  entsprechen  sein,  wenn  Grund  zu  der  Annahme  vor- 
liegt, daß  der  Auszuliülernde  verüucben  wird,  durch  heimlichen  Aofenthalts- 
wecbsel  die  Aueliefernng  zu  vereiteln. 

Im  flbijgen  esBudhe  ich  Baeie  HochwoUgebor^  ergebenst,  in  den  za 
eretattenden  Berichtoi  neben  der  Anfitfiing  Sber  die  Zalftssiglcdt  der  Aiu< 
liefening  an  sich  aach  die  Frage  zu  erSrtem,  ob  der  Aosmlieieinde  Terheiratet 
ist  bezw.  Familienangehörige  im  Inlande  besitzt,  deren  Unterhalt  ihm  obliegt 
und  di*-  im  Falle  der  Bewillignng  der  .\usHt'ft'rnng  etwa  der  öffentlichen 
Armenpflege  anheimfallen  würden,  so  dal!  ihre  llfimsrhaffung  veranlaßt  werden 
müßte.  Zutreffendenfalls  würde  im  Berichte  zugleich  anzugeben  sein,  ob  die 
«Tent.  Übernahme  der  Angehörigen  nach  Osterreich  durch  eine  Ertcl&mng  der 
betreffenden  OsterreichiBeben  Verwaltungsbehörde  eichergestellt  ist. 

Endlich  ersache  ich  stets  eine  Äußerung  der  anständigen  Staatsanwalt- 
schaft über  die  in  Rede  stehenden  AusUefOTUgsanträgc  mit  Bttcksicht  auf 
Art.  4  b  der  Kartellkonvention  herbeizuführen  und  dem  Berichte  anzuschließen.'' 

h  .Dir  narhstt')\"nd«'n  T'bersichtin  der  Orte,  an  denen  sich  gorniiC»  §  5  des 
Ges.  vom  7.  4.  (M>  über  die  Konsjular^^  riclitsbarkeit  ^RGBl  S.  218^  zur  Au  libung 
der  Gerichtsbarkeit  befngte  oder  solche  kaiserliche  Konsularbeamte  beenden 
weleben  in  OemiBheit  des  §  20  des  Oes.  vom  S.  11. 67,  betreffend  die  Organi- 
satim der  Bnndeskonsnh^te  sowie  die  Amtsrechte  und  Pflichten  der  Bandes- 
konsnln  (Bnndes-Gfesetsbl.  S.  137)  die  Befugnis  xur  AbhSrnng  von  Zeugen  und 
lur  Abnahme  von  Eiden  erteilt  ist.  w^en  znr  Kenntnis  der  Justizbehörden 
gebracht.  Die  Übersi(  liten  sind  dem  neuesten  Verzeic  linissc  der  kaiserlich 
deutschen  Konsulate  eutuuuiinen.  aus  welchen  auch  Name  und  Amtscharakter 
der  betreffenden  Beamten  ersichtlich  sind. 

A.  Übersicht  der  ürtc,  an  denen  sich  kaiserliche  zur  Aus- 
Qbnng    der    Oericbtsbarkeit     befugte  Konsularbeamte 

befinden. 

1.  In  China:  Amoy,  Canton,  Hankan,  Itschang,  Nanking,  Schanghai, 
Swatau,  Tienti^in.  Tachifu  und  Tsinanfu; 

2.  in  Korea:  Söul; 
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3.  inMnrocro:  Casablancu  und  Tanjjer; 

4.  in  P  e  r  8  i  e  n :  Buscbär  und  Tcbtirun  ; 

5.  in  Rumänien:'*)  Bukarest,  Galatz  und  Jasay: 

6.  in  Serbien:**)  Belgrad; 

7.  in  Siam:  Bangkok; 

8.  »n!  den  Inseln  der  Slldsee,  soweit  sie  nicht  tu  einem 
deutschen  Sehntigebiete  gehören  nnd  sofern  sie  nicht 
einer  TOm  Reiche  anerkannten  anderweiten  Juris- 
diktion unterworfen  sind:  Apia  fSamoaV 

9.  auf  der  Balkanhaibinsel  und  in  der  rvevante:  Alex- 
andrien ♦**),  Beirut,  Cairo  ***),  Canea,  Jaffa,  Jerusalem,  Konstaati- 
nopel,  Rastschnk,  Salonik,  Smyrna,  Sofia  and  Yama; 

10.  in  Zansibar:  Zansibar. 

B.  Übersieht  der  Orte,  an  denen  sieh  k  aiserliche  Konealar- 

beam  te  be  f  in  d  f  n  .  welchen  die  Befugnis  zur  Abbörung  von 
Zeugen  und  zur  Abnahme  von  Eiden  kraft  der  von  ihnen 
ausgeübten  ( 1 1-  r  i  c  h  t  s  b  a  r  k  e  i  t  z  u  s  t e  h  t  o  d  e  r  b  .>  s  <»  n  d  e  r  s  e  r  te  i  1 1  is t 

1.  In  der  Arge utinisc heu  Republik:  Buenos  Aires i 

2.  in  Belgien:  Antweipen  nnd  BrOssel; 

3.  in  Brasilien:  Bahia»  Coritiba,  Desteno»  ParA  (Beiern)»  Porte 
Alegre,  Bio  Grande  do  Sul,  Rio  de  Janeiro  nnd  Sie  Paulo; 

4.  in  Chile:  Valporaiso; 

6.  in  China:  Amoy.  Canton.  Futsoliuu,  Hankau,  It^bang,  IfanloDg, 
Schanghai,  Swatau.  Tientsin,  Tscbilu  and  Tsinanfu; 

6.  in  Columbien:  Bogot,4 ; 

7.  in  der  Republik  Cuba  llavauu; 

8.  in  Dftnemark:  Kopenhagen; 

9.  in  Frankreich  nnd  !rans9sichen  Besitinngen:  Algier, 
Paris  und  Saigon; 

10.  in  Großbritannien  u nd  dessen  Kolonien:  Bombay,  Calcatta, 

Capstadt.  Durban.  Hongkong.  Johannesburg,  London,  Mdbooin^ 

I'rcloria,  J^ingapore  und  Sydney  ; 

11.  in  Ttalien:  Florenz,  (it-nua.  Mailand.  Messina.  Neapel  und  Horn; 

12.  in  Japan:  Kobe,  Nagasaki,  Tausui-Twatutiu  und  Yokohama; 


*  Tatsftchlich  wird  von  den  kaiserlichen  KonsolarbdiSrden  in  Rnniaks 
die  Gerichtsbarkeit  nicht  mehr  in  Toileni  ümfang  ansgettht. 

**)  Vgl.  Art.  XXV  des  Konsularrertrags  mit  Serbien  vom  &  1.  8S 
(RGBl  S.  62). 

♦♦*)  Vgl.  die  Ges.  vom  30.  3.  74  (RGBl  S.  23)  und  vom  5  (5.  H<)  RiiBl 
S.  145)  sowie  dir  V  vom  23.  12.  75  (RGBl  S  381),  vom  23.  12.  80  <  H(iBi  .-^  1:^'. 
vom  15  2  97  (RUBI  Ä>.  17>  vom  Ü.  1.  Ul  (RGBl  6.3)  und  vom  4.2.14 
(RGBl  ö.  61). 
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9.  MB  3.  6.  bt  d.  ehinesUche  HaDdelaflagge  iMBl  d.  Handels* 
und  G6W.-V6nr.  1904  8.  86S).i) 

10.  MV  27.  0  bt.  Aufnahme  ungarischer  StaatsangebOriger 
i.  deatacbe  Heilanstalten  (MBl  f.  d.  innere  Verw.  1904  a  140). 


13.  in  Korea:  äüal; 

14.  in  Liberia:  Monrovia;  ' 

lö.  inMarocco:  Caaablanca  und  Tanger; 

16.  in  den  Niederlanden  und  den  niederländischen  Besit- 

znniren;  Amsterdam,  Batavia  und  Rotterdam; 

17.  in  F  ri  r  u  g  o  a  y :  Asnncion  ; 

Ib.  in  Persien;  Bnscbür  und  Teheran; 

19.  in  den  portngiesicben  Beaitanngen:  Lanreuco  Marques 
nnd  San  Paulo  de  Loanda; 

20.  in  Rumänien:  Bukarest,  Galatt  tind  Jassy; 

21.  in  Rußland:  Kiew,  Moskau.  Odessa,  St.  Petersburg  und  Riga; 

22.  in  Schweden  und  Norwegen:  Stockbolm  and  Cbristiania; 

23.  in  Serbien:  Belgrad ; 

24.  in  Siam:  Bangkok; 

25.  in  Spanien:  Barcdona  and  Madrid; 

26.  anf  den  Inseln  der  Sfldsee:  Apia  (Samoa); 

27.  anf  der  Balkanbalbinsel  und  in  der  Levante:  Alex- 
andrien. Bfirnt  ^niro,  Tanea.  Jaffa.  Jt-nLsalt-iii.  Kun.stantinopel,  Port 
Said,  Ktistsrliuk.  Suiooik,  Sarajevo,  Suyrna,  Sofia  und  Yarna^ 

28.  i  n  T  II  n  i  H :  Tunis; 

29.  in  Uruguay:  Monterideo; 

30.  in  den  Vereinigten  Staaten  Yon  Amerika  nnd  deren 
Besltinngen:  CAleago,  Ctnclnnati,  Manila,  New- York,  Philaddphia, 

San  Franzisko  nnd  St.  Loois; 

31.  inZanzibar:  Zanzibar 

^)  ,Ich  ersuche  Sie  unter  Hinweis  auf  meinen  E  vom  II  1.04  (MBl 
8.  Ii)),  die  beteiligten  Krcme  Ihres  Verwaltungsbezirks  darauf  aufmerksam 
an  macben,  dafi  di«  nhfiwrisrtbe  Ibndebflagge  mit  einem  steigenden  Dracben 
im  gelben  Kreise  nur  fttr  Gesobifte  gilt,  die  von  dnem  einselnen  Kanfmanne 
betrieben  werden,  and  dafi  fOr  QeschiUFte,  die  tw  mebreren  Kanflenten  ge- 
nwnsam  betrieben  werden,  eine  Flagge  mit  swei  steigenden  Dracben  im 
gelben  Kreise  festgesetzt  worden  ist." 

-1  „Seitens  der  k«ni);lirh  ungarischen  Regierung  ist  der  Wunsch  aus- 
gesprochen worden,  daii  künltigtiin  den  Mitteilungen  Ober  die  erfolgte  Auf' 
nalune  vngwisober  StaatsangebSriger  in  dentscbe  Heilanstalten  möglichst 
genaue  Angaben  Aber  dm  letaten  Anfentbalt  in  der  Heimat  (Wobnnngs* 
adresse),  die  Namen  der  Eltern,  das  Alter  nnd  die  Beschäftigung  der  Kranken 
beigefOgt  werden,  da  die  genannte  R^emng  sonst  oft  nicbt  in  der  Lage  ist, 
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11.  ICV  12.  7.  bt  d.  erste  Jurist.  Frflfimg  (JMBl  1904  S.  177). 
IIa.  MV  22. 7.  IIb.  d.  Ziisitli«Bg  fremder  Epnanlarbeamteii  i 
prenfi.  Seebftfen  (260)  i). 


die  Identität  dvs  betreffenden  Kranken  festzosteUen  und  die  erwünschte 
Veranlassungen  zu  treffen. 

Id  Brveitening  der  bestehenden  Vorschriftent  insbeaondere  der  S. 
Tom  5. 8. 81  (MBl  S.  210),  16. 9.  Ol  und  27. 2. 03  ersucben  wir  daher  er- 
gebentt,  die  YorsUule  nnd  Leiter  der  HeUaiistalten  dee  dortigen  Besirks 
gefälligst  anzuweisen,  in  Zakunft  die  Anseigen  Uber  die  Aufnahme  erkrankter 
Ungarn  in  der  oben  anpcptUoii'n  T^irlitimpi:  zu  vervoll st&ndi^en." 

*)  1.  jSoU  in  preuüiöchtn  »seduiftn  an  Bord  oinos  nichtdeutscben  Handels- 
schiffs eine  Untersuchungshandlung  i^Durchsuchung,  Iküchlagnahme,  Verhaftung, 
Yorlittfige  Featnabme,  Vemelimung),  eine  ZwaqgiToUatreekiuig  odw  «ine  andere 
Jbadlnng  amtlichen  Zwanges  Toigeneninien  werden,  so  ist  hierron  der  in 
dem  Hafenort  oder  In  einem,  unweit  Ton  diesem  belegenen  Orte  angestdlte 
und  für  den  Hafenort  zugelassene  Konsularbeamte  (Generalkonsul.  Konsnl. 
Vizekonsul,  Konsuhiragi-nt;  desjenigen  Staates,  welchem  das  Schiff  angehört, 
unter  genauer  Angabe  der  Stunde  rechtzeitig  zu  btna(  hrichtigen  und  zur 
Anwesenheit  einzuladen.  Erscheint  zu  der  angegebenen  Stunde  weder  der 
Koosvlarbeamte  nodt  ein  von  ibm  abgeordneter  YertxeAer,  so  ist  in  der 
Amtsbandlnng  in  sohreiten,  ohne  daft  das  BIntrelfen  einer  dieser  Personen 
abgewartet  zu  werden  braucht. 

2.  Waltet  Gefahr  im  Verzug  ob.  so  bedarf  es  der  vorfi^rinpijren  Beiiaoh- 
richtigung  iticbt.  Dem  Konsularbeamten  ist  jedoch  nacbträglirb  von  der 
vorgenommenen  Amtshandlung  sobald  als  tunlich  Nachricht  zu  geben. 

8.  Eine  Benadimhtigung  des  Konsnlarheamten  unterbleibt,  wenn  es  och 
nm  soldie  ScbiHsbesocbe  nnd  Besichtigiuigen  handdt,  welcbe  im  sollamtlichen 
oder  gesundhdtepoliieiliGben  biteresse  oder  ans  Anlafi  der  Erhebung  Ton 
SchiSahrtsabgaben  vorzunehmen  sind. 

4  Die  A'orschriften  unter  1  und  '2  finden  aucl)  AnwcTHiunir,  wenn  Per- 
sonen der  8(  liitTsmaunschaft,  Schiflsoftizurc  oder  der  Kapitän  an  Land  vor 
duti  Ik'hörden  oder  Beamten  des  Hafenorts  sich  vernehmen  zu  lassen  oder 
sonstige  Erklftrungen  abingeben  haben.  Hierunter  isllra,  nnbesehadet  der 
Aber  die  Zniidinng  der  fremden  Konsularbeamten  in  Staatsrertrtgen  ge- 
troffenen weitergehenden  Verabredungen,  nicht  Handlungen  der  irdwiUigen 
Gerichtsbarkeit,  die  auf  Antrag  einer  Person  der  Schiffsmannschaft,  eine^ 
Srbiff><offiziors  oder  des  Kapitäns  anfgenonunen  werden,  insbesondere  nidu 
Verklarungen. 

d.  Durch  die  Zuziehung  soll  dem  Konsularbeamten  Gelegenheit  geboten 
werden,  etwaigen  Hißverst&ndnissen  oder  Irrtflmem  vonabwigen  oder  sie 
alsbald  aufsnklären. 

(>.  Die  ßcstinimungen  in  Nr.  1.  4,  5  bleiben  außer  Anwendung,  sobald 
die  heteüigteu  Behörden  von  der  Zentralstelle  aus  benachrichtigt  wentook.  dafi 
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IIb.  Ges.  24  7.  bt.  d.  Staatsschu  1 .1  !■  uch  iC.S  19f>4  S. 

11c.  Ges.  251.8,  bt   d    Spiel  i.  a  u -i  r  r  ij  r  e  u  ß.  Lotterien  i2ö5!.2) 


in  dem  Lande,  dem  das  UandelsscbiS  angehört,  die  Gegenseitigkeit  nicht 
verbürgt  erscheint. 

7.  Die  Bestimmungen  in  üo.  1,  2,  4,  ö  Ünden  auch  auf  Amtähaudlungen 
ABwendnng,  die  Mif  Enacbeii  der  Behörden  des  fremden  Staates  TOigenomnien 
werden  sollen,  dem  das  Schill  ang^Ort.  Wenn  die  ersndiende  fremde  Be- 
hörde einem  anderen  Staate  angebOrti  als  das  Sdiilf »  se  ist  so  prtfm.  ob 
etwa  mit  RQcksicht  auf  die  für  die  Gewährung  der  Rechtshilfe  in  Betracht 
kommenden  Staatsvertnigi-  und  die  allffcnieinen  Orundsiitze  di-s  Völkerrechts 
nach  den  bezeichneten  Bestimmungen  zu  verfahren  oder  ein  and«  res  Vorgehen 
ffeboten  ist.  F]rgt'b<n  sich  in  dieser  Hizicluing  irgendwelche  Bedenken,  so 
ist,  wenn  die  Eilbedürftigkeit  der  Sache  es  irgeud  geütattct.  die  Amt^haudlung 
«inftchst  nicht  Torziuielmien,  sondern  die  Weisung  der  yorgesetsten  Behörde 
dttzuholen. 

8.  Diese  VerfOgong  tritt  am  1.  Oktober  1904  in  Kraft.« 

^)  ,Das  Qeseti,  betreffend  das  Staatsschnldbncii,  vom  20. 7. 83  (08  8. 120) 
wird  daliin  abgeändert: 

I.  Der  §  4  No.  8  erhält  folgende  Fassung : 

3,  einzelne   eingetragene   Genossenschaften   und   einzelne  einge- 
schriebene Hilfskassen,  welche  im  Ciei)iete  des  Deutschen  Reichs 
ihren  Sitz  haben,  sowie  einzelne  juristische  Personen, 
n.  Der  erste  Absats  des  §  7  erh&lt  folgenden  Zos&tz : 

Als  gesetsUdier  Vertreter  einer  jnristischen  Person,  die 
nieht  im  Gebiete  des  Dentsclien  Beiohs  ihren  Sita  hat,  gilt,  wer 
seine  Yertretangsbefugnis  nach  den  vom  Finanzministtf  er« 
lassenen  Ansftthrungsbestimmangen  nachgewiesen  hat." 

-)  1.  Wer  in  anßeiprenOischen  Lotterien,  die  nicht  im  Königreiche 
Preaßen  zugelassen  sind,  spielt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  an  60üMk.  oder  im 
liicbtbeitreibungsfaUe  mit  iiaft  bestraft. 

§  2.  Wer  sich  dem  Verkauf  oder  der  sonstigeu  Veräulierung  eines 
Loses,  eines  Losabschnitts  oder  eines  Anteils  an  einem  Lose  oder  Losabschnitte 
der  im  §  1  beaeichneten  Iiotterien  nnteniebt,  insbesondere  aaeh,  wer  ein  Los, 
einen  Losabechnitt  oder  einen  Losanteil  dieser  Art  anm  Erwerb  anbietet  oder 
snr  Yerftoflernng  bereit  hftlt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1 000  Mk.  bestraft. 
Die  gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  bei  einem  solchen  Qesch&ft  oder 
einer  solchen  Handlung  als  Mittelsperson  mitwirkt. 

Ist  die  Zuwiderhandlung  durch  eine  Person  begangen,  welche  Losehandel 
gewerbsmäßig  betreibt,  oder  bei  ihui  gewerbäiaiiiiig  iiilfe  leistet,  oder  ist  sie 
durch  öffentliches  Auslegen,  Ausstellen  oder  Aushängen  oder  dorch  Versenden 
«nes  Lose^  eines  Losabsefanltts,  eines  Bezugscheins,  eines  Anteilscheins,  eines 
Angebots,  einer  Anaeige  oder  eines  Lottetieplans  oder  durch  Binrticken  eines 
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Angebots,  einer  Anzeige  oder  eines  Lotterieplanä  in  eine  in  i'reuüen  er- 
scheinende Zeitong  erfolgt,  so  tritt  Qddatnie  ron  100  bis  zn  loOOllk.  ein. 

Jede  dnielne  Verkaufs«  od«r  Vertriebsliandlaiig,  namentUdi  Jedes  einsdae 
Anbieten»  BereithalteD,  Anslegen,  Aoaatdlen,  AnaliSageii,  Ymmä»  mm 

Loses,  eines  Lusahschnitts,  einea  Betngsscheins,  eines  Anteilscheins,  ein^ 
Angebots,  einer  Anzeige  oder  eines  Lotterieplans  wird  als  bosi>ridtr(S  selb- 
ständiges Ver^f  lu  n  Vmstraft.  auch  wenn  die  einzelnen  Handlungen  scusiunmtn- 
bängcn  und  auf  einen  einheitlichen  Vorsatz  des  Täters  oder  Teilnehmers  la* 
rQckzufübren  sind. 

I  3.  Wer»  na<Adem  er  wegen  eines  der  im  §  2  beteiehneten  Vefgebea 
leditakrAftig  Temrteilt  worden  ist,  abomala  eine  dieser  Haadtvigea  b^gdit, 
wird  in  den  FftUeo  des  §  2  Abs.  1  mit  Geldstrafe  von  100  bis  an  1  düO  Mk^ 
in  den  VMvn  drs  ^  2  Abs.  2  mit  Hcldstrafe  TO«  200  bis  SU  2000  Mk.  bestraft. 

§  4.  Jeder  fcrnore  Hürkfall  nach  vorausgegangener  rechtskraftirw 
Verurteilung  im  ersten  Mckfalle  zieht  Geldstrafe  von  3ÜU  bis  za  3UUüMk. 
nach  sich. 

§  5.  Die  Bestimmungen  der  §g  3  und  4  finden  Anwendung,  auch  wenn 
die  frtthenm  Geldstrafen  noch  nicht  oder  nnr  teilweise  geiahlt  oder  gaoa  oder 
teilweise  erlassen  sind;  sie  bleiben  jedoeb  ausgeschlossen,  wenn  seit  der 

Zahlung  oder  dem  Erlasse  der  letzten  Geldstrafe  oder  der  VerbflSnng  der  an 
ihre  Stelle  getretenen  Freiheitsstrafe  bis  aar  Begehong  der  nensn  Znwidflr* 
handlung  drc  1  Jahre  verflossen  sind. 

§  6.  Wer  Crewtnnerfjebnisse  der  im  §  1  bezeichneten  Lotterien  in  einer 
in  Preußen  erscheinenden  Zeitiintr  veruffentlicht  oder  durch  öffentliches  Aas- 
legen, Ausstellen  oder  Aushängen  bekannt  gibt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  si 
50  H  k.  bestraft.  Gehart  der  Tater  oder  Teilnehmer  m  den  im  §  2  Abs.  t 
beteiehneten  Pttsonen,  so  tritt  Geldstrafe  von  100  bis  an  600  Hk.  ein. 

§  7.  Den  anfierpreofiischen  Lotterien  sind  alle  außerhalb  Preußens  ver- 
anstalteten Ans^lduigMi  beweglicher  oder  anbew^licher  Gegenstlnde  gleich 
so  achten. 

8.  Dieses  (iesttz  tritt  vier  Wochen  nach  der  Veröffentlichung  im 
ganzen  Umfange  der  Monarchie  in  Kraft.  Gleichzeitig  wird  mit  diesem  Tage 
das  Gesetz,  betreffend  das  Spiel  in  anfierpreußisohen  Lotterien,  vom  89. 7. 65 
(GS  S.  317)  außer  Kraft  gesetst* 

^)  ,Znr  Regdnng  des  Verkehrs  anßwdentaite  Answanderer  Aber  die 
preofiische  Grenze  wird  hiadorch  das  Nachstehende  angeordnet: 

Der  Eintritt  in  das  preußische  Staatsgebiet  ist  nur  dann  zn  gestatten, 
wenn  die  Auswanderer  einen  irüt  einer  in  Dontschland  konzessionifrt^n 
S(  hiff.'ihrtsgesfllsi  luift  abgesililos^enen  Passtigevertrag  zur  Fahrt  nach  nn-n 
auüei deutschen  Ausschiffungshafen.  eine  Eisenbahnfahrkarte  bis  zum  F.ui- 
scliiffungsbafen.  und  ausreichende  Barmittel  besitzen,  welche  ihre  Anfnahne 
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18».  MV  87.  9.  bt.  d.  Kosten  d.  Reehttliille  etc.  (JMBl  1904 
&8öo).i) 

an  dem  Btüseziele,  oder  im  Falle  ihrer  ilortigea  Zurückweisung  die  Rück« 
bdAvdenng  in  die  Heinwt  gvwUoIciiilen.  Wmm.  ist  wie  bislur  bei  genmdcn 
und  nicht  gebrecbUcfaen  Personen  von  mehr  als  10  Jaiinn  eine  Somme  von 
Je  400  uK,  bei  jttngeien  Personen  eine  Snnune  von  je  100  .IK  fttr  erforderlich 
m  lialten. 

Allf  auCirdeutschen  Auswanderer,  welche  diese  Beding^ingen  nicht  er- 
fiilU'Ti,  haben  t-ine  Registrierstation  zu  passieren,  wie  solche  zurzeit  in  Mys- 
iowitz  und  Ratibor  bestehen. 

Die  Einrichtung  und  der  ikirieb  dieser  Regiütrierstatiouen  richtet  sich 
nach  dMi  Iderttber  ergangenen  besonderen  Bestimmnngen. 

bisoweit  in  anderen  deutschen  Bondeistaaten  lU^trierstationen  nach 
denselben  Gmndsfttsen  eingerichtet  sind,  genügt  das  Passieren  dieser  Stationen 
auch  fttr  die  Durchbeförderang  dnrch  das  diesseitige  Staatsgebiet 

Die  vorstehenden  Bestimmungen -finden  keine  Anwenihmgr  auf  die  Aus- 
wanderer, welche  die  nusisch-prenßische  Grenze  and  die  dortigen  Kontroll* 
Stationen  passieren. 

Im  übrigen  treten  diese  i^ätimmuugen  unter  Aufhebuug  aller  entgegen» 
Stehenden  frflheren  Anordnongen  fttr  alle  anfierdentsehoi  Answanderer  in 
Kraft  ohne  Unterschied,  ob  diese  von  inltadisdioi  odw  anslttndisohen  Schiff» 
fahrtsgesdlsdiaften  befördert  werden.* 

1)  ,Nach  einer  iwischen  den  Regierungen  sämtlicher  Bundesstaaten 
getroffenen  Vereinbarnni^  sind  hinsichtlich  der  Kosten  der  Rechtshilfe  unter 
den  Ikhnrden  verschiedt  iu  r  Bundesstaaten  fortan  die  aus  der  Anlage  ersieht- 
lieben  (inindsäize  zu  bcubachteu. 

Da  nach  diesen  Grundsätzen  eine  Erstattung  der  durch  die  Vernehmuiig 
von  SaehverstAndigen  «itstdienden  Auslagen  nidit  stattfindet,  sind  in 
Zofconft  die  Bestimmnngen  der  ADgeineinen  Vwfttgnng  vom  10. 7. 84  Aber 
das  Verfahren  bei  der  Zuziehung  von  Sachverstindigent  welche  in  einem 
anderen  Bundesstaate  wohnhaft  sind,  in  Zivilprozeßsachen  utu!  in  Ani^elegen- 
heiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  welche  durch  K  i  li^^eseTz  den  Oe- 
richten  ii^HTtragcn  sind  i'All^,'emeine  Vprfü»rung  vom  It,.  7.  »xi).  auch  dann 
anzuwtiiiicn,  wenn  der  Kostenbetrag  durch  Vorschub  gedeckt  ist  oder  die 
Annahme  zweifelsfrei  erscheint,  daß  demn&chst  die  Einziehung  der  Kosten 
von  don  Zahlungspflichtigen  erfolgen  werde, 

Qrnndsfttxe,  betreffend  die  Kosten  der  Rechtshilfe  anter 
den  Behörden  verschiedener  Bnndesstaaten. 
I.  Fttr  sümtliche  Anget^nheiten  der  etreitigen  und  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  einschließlich  der  Grundbuchsachen  gelten  im  Falle  der  Rechts- 
hilfe unter  den  Reh.'irden  verschiedener  Biindrsstaaten  folL'«nde  Grundsätze: 
1.  Fttr  die  Erledigung  der  Ersuchen  um  Eecht&hilfe  werden  Gebühren 
nicht  erhoben. 
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OesetKgebongsBchan. 


Kl  MV  28.1).  bt.  Aushändigung  d.  Naturalisationsarkondcft 

b.  d.  Einstellung  d.  z.  Naturalisierenden  i.  d.  aktive  Heer  (256i. 

14.  ME.       10.  bt.  Anfn;ihme  nnd  Entlassnn^^  v    Anslämi-rn  i. 
Pri  vatanstallen  f.  Geisteski  auke  (MBI  f.  Mtiliz.  Ang.  1904  >  'Mh^ 

15.  MV  8.  10.  bt.  d.  Rechtshilfeverkehr  m.  Bosnien  u  d. 
Herzegowina  (JUBl  1904  S.  282).^j 


2.  Die  baren  Auslagen,  welche  dareh  eine  Ablieferang  oder  Straf- 
vollstreckung entateben,  werden  der  ersuebten  Bebörde  von  der 

ersnchenden  erstatt^it. 

Im  llbrigen  werden  die  dnrch  die  Erlfditrnnc  der  Ersuchen  om 
Rrchtshilfe  erwachsenden  Auslagen  nicht  crstatttt.  Der  Betrag 
(litrser  Auslagen  wird  der  ersuchenden  Behörde  mitgeteilt.  Das  Recht 
der  ersnchenden  Behörde,  die  Auslagen  von  der  zahlnngspfliehtigea 
Partei  einanaiebeii,  bleibt  unberührt 

Soweit  die  Tätigkeit  der  eranehten  BehSrde  Aber  den  Oegeastud 

des  bei  der  iräiu-lienden  Behörde  anhängigen  Verfahrens  hinansgcbL 
bleibt  das  Recht  der  ersuchten  Behörde,  Kosten  von  der  sabhmgi- 
Pflichtigen  Partei  zu  erheben,  unberührt. 

II.  Die  vorstehenden  GrundsStze  gelten  für  die  durch  Reirhssresetz  den 
(terichten  übertragenen  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Oerichtsbarkeit  and 
die  Grundbachsachen  auch  dann,  wenn  dafQr  nach  den  in  Betracht  koninMi' 
den  I^andesgesetaen  andere  als  gerichtliche  BehSrden  austSndlg  sind.  Imt 
flbrigen  finden  sie  anf  diejenigen  Sachm,  für  welche  die  Znstandigkdt  landes« 
rechtlich  geregelt  ist.  mir  Anw« mlung,  wenn  die  Sachen  gemäß  den  Gesetzen 
des  Staates,  von  dem  das  Eisuohen  ausgeht,  vor  die  Gericht«-  aehören. 
Voranssetzung  ihrer  Anwendung  in  allen  Füllen  ist,  daß  die  Erledigong  des 
Ersuchens  durdi  eine  Lrerichtliche  Behörde  erfü]i;t. 

III.  Auf  Antrüge  und  Erklärungen,  die  gemaii  §  11  des  Reichsgesetzes 
Aber  die  Angelegenheiten  der  ^willigen  Oeriditobarkeit  anm  Fkotokott  eines 
Gericbtsschreibers  in  Angelegenheiten  erfolgai,  für  welche  die  Behörden  eines 
anderen  Bundesstaats  znstftndig  sind,  finden  die  vorstehenden  Gnindsitze 
entsprechende  Anwendung. 

IV.  Alä  HuikU  i'staat  im  Sinne  der  vorstehenden  Grundsätze  gilt  aseb 
das  Reichsland  Eisaii-Lotlinugen." 

*)  ,Im  Rethtshilfeverkehre  zwischen  den  preußischen  Justizbehörden  und 
den  Justizbehörden  Bosniens  und  der  Herzegowina  erfolgt  der  Schhftwechs«?! 
Irllnftig  durch  Vermittelung  der  Landesregierung  in  Sarajevo.  An  diese  sind 
daher  in  Znlninft  die  fttr  die  bosniach^lientegowinischai  Gerichte  beatimmten 
ErsQcbnngs-  nnd  Antwortschreiben  an  richten.  Blne  Anmahme  findet  bot 
bei  eiligen  Ersuchen  in  Strafsachen  statt;  liier  ist  ein  nnmitteibarer  Oescblft»- 
verkehr  gestattet. 

Fitr  die  Rehandlunir  der  portopflichtigen  Korrespondenz  mit  d*  n  h  .sri«"}i- 
herzegüwinischen  Behörden,  insbesondere  mit  der  Laud^regierung  in  ;>arajor» 
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16.  MV  28.  10  l)t  Landesverweisang  österieichern  (HBl 
f.  d.  innere  Yerw.  lim  6.  2ö8).') 

1905. 

.  1.  MV  27.  1.  bt.  d.  Verfahren  d.  JasÜiliehDrden  b.  Erwirkung  t.  Ans» 
liefernngen  «ns  OroBbritannien  und  Irland  nebst  d.  britiscben 
Kelonlen  n.  «nawftrt.  Besitzungen  {JMBl  1905  8.  81)'). 


gelten  die  für  den  Rechtshilfeverkehr  mit  den  Behörden  Österreich-! ^nL'irns 
in  der  Allgemeinen  Verf^'.  vom  20.  ö.  1^7  (JMBl  ä.  139)  nnter  Zifi.  '66 
Abs.  (n  auf)i:e8telltcn  Grtitulsittze. 

Gebühren  und  Auslagen  dürfen  bei  der  Zustellung  oder  Aushäudiguug 
gerichtiidier  Verfügungen  nnd  Uttefle  ans  Bönnien  «der  der  Herxegowin» 
nidit  in  Ansats  gebradit  werden. 

Diese  Verffignng  triU  am  1. 11. 04  in  Kraft*. 

')  ^Der  E.  Tom  29. 12.  76  (MBl  1877  8.  40),  welcher  dns  Verfahren  bei 

Ijandesverweisnno:pn  von  (\tcrrpirhrm  nach  den  an  rreußen  lenzenden  öster- 
reichisrhen  Kroiiliindern  oder  von  aiidcrcii  Ausländern  durch  diese  Kronl&nder 
regelt,  hat  iii  letzter  Zeit  nicht  inuaer  ^ienü tuende  Ikachtuiit?  frefiinden. 

Euere  Uochwohlgeboreii  ersuche  ich  daher  ergebenst,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  die  Vorsobiiften  dieses  Erlasses  kflnftig  genan  nr  Anwendung 
gelangen. 

Dabei  ist  jedoeh,  da  es  erwQnsdit  erschein^  daß  die  Landesferweisangen 

im  allgemeinen  in  den  durch  die  BnndesratSTOrscbriften  vom  10.  12.  90  — 
ZBl  f.  d.  D.  R.  S.  ."578  ff.  für  die  Ausweisnnpen  ans  dem  Reirlis'/i  hiet  be- 
stimmten Formen  erful^^en.  zn  herficksichtipen.  daß  die  Vorschriften  des  Er- 
lasses nachstehende  Moditikationea  zu  erfahren  haben. 

Zn  No.  1  des  E. :  Bei  Ausweisungen  mittels  Transports  sind  die  Legiti- 
maiionäpapiere  def  Ansgewiesenen  —  bei  nicbt  dm  IlftvrelcliiBchen  Staats- 
rerbande  angebOrlgen,  nach  dem  Auslände  ni  befördernden  Fenoneit  aadi 
die  C^bemahmeerklftnuig  der  belicIlHiden  aosllndiscben  Behörde  —  von  den 
Transporthegleitem  an  die  diesseitige  Grenzpolizeihehörde  und  von  dieser  an 
die  österreichische  Übernahmestation  abzupreben.  im  übrigen  sind  die  S 
bis  7  der  genannten  Bundesrats  Vorschriften  anzuwenden. 

Zu  No.  2  des  E.:  Bei  AusweisuiiKen  mittels  Reiseroute  iZwanfj:spa.sses) 
sind  dem  Ansgewiesenen  beglaubigte  Abschriften  seiner  Legitimationspapiere 
mitsngeboi,  die  Originale  derselboi  aber  der  diesseitigen  OrenspaliidbebSrde 
zwecks  denmildistiger  Weitergabe  an  die  Heimatsbdittrde  des  Ausgewiesenen 
zn  flbersenden.  Die  aasweisende  BdiOrde  bat  ancb  der  letzteren  von  der  er- 
folgten Ausweisung  Mitteilung  zu  machen.  Im  fibrigen  haben  die  |§  8  bis 
12  der  vorerwähnten  Rnndesr-tt8vorsthrift<>n  Anuendunjr  7.n  finden.'' 

.Die  liest immungen  unter  Ziff.  der  im  .IM Iii  von  \mi  S.  8  ff. 
uiitgttcilttiu  Cbcrüicht,  betr.  das  Verfahren  bei  Erwirkung  vuii  Auslieferungen 
aus  Großbritannien,  sind  einer  Nachprüfung  unterzogen.   Diese  hat  zu  einer 
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QeietigelmiigsacfaMa. 


2.  MV  17.  2.  bt.  E  h  e  f  ;i  h  i  g k  0 i  t  s  z e  u g n  isse  f.  rassische Slsstfi- 
angehörige  (MBl  l  d.  innere  Verw.  1905  Ö.  28).i) 


wcsentliclien  Änderung  der  erwähnten  Bestimmungen  geführt.  An  ihre  Stelle 
hat  demnach  die  folgende  Fassang  zu  treten,  welche  der  gegenwärtigen  Rpfhis- 
lage  entspricht:  *  [folgt  der  oben  S.  4ö2  unter  Bayern  Mo.  6  mit- 
geteilte Text.  —  Red.] 

*)  ,1.  Nachdem  die  Kaiserlich  Russische  Regierung  nunmehr  aocli  die- 
jenigen inneren  Behörden  bezeichnet  hat,  welche  zur  Ausstellung  der  Ehe> 
UUgkeitaeiigniHe  (Art.  43  §  1  AGBOB)  fOr  nuiliGlw  Staattugeli&nge 
jüdisdien  und  mohammedanischen  Bekenntniises  znitAndig  aindt  bestimmen 
wir,  daß  in  dem  Verzeichnis  Anlage  1  des  RundttlaaaeB  Tom  13. 8. 08*)  (ME. 
L  innert  Verw.  8.  28  —  b.  S.  3)  hinsanuetMii  iit: 

Rußland. 

Für  Angehörige  des  orthodoxen  (griechisch-katholischen)  oder  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  der  (iemeiudegeistliche  des  Wohnortes  oder  des  letzten 
ntnischen  Wohnortes  des  VerlobteD, 

für  AngeUxige  des  lOmiBcb-kfttholiaduii  Bekenntnlema  die  PoUxetbebBrde 
dieses  Ortes, 

für  Israeliten  der  Rabbiner  diewB  Ortes,  desaeii  Uatereehrift  durch  die 

Polizt:  ihellörde  zu  beglaubigen  ist, 

für  Mohammedaner  der  Religionsdiener  dieses  Ortee,  dessen  Unterschrift 
durch  die  Polizeibehörde  zu  bep^latibitreii  ist. 

II.  Zugleich  wird  Ew.  pp.  aahcimges teilt,  die  Standesbeamten  zur  V^- 
meldnng  Ton  Zweifeln  mf  folgende  Oesichtspnnkte  hinsoweiseii: 

1.  Ittnnliche  Russen  bedflrien  nneh  wie  tot  der  Bebeiong  tun  dar 
Yorscfarift  des  Art  43  g  2  AGBOB  dnrdi  midi,  des  Minister  des  laneni. 

2.  Die  Zeugnisse  der  lant  I  fUr  zuständig  erklärten  russischen  Bebördoi 
über  das  Nichthekanntsein  von  Ebthindernissen  bedürfen  in  jedem  Falle  der 
im  Art.  4.'}  ;{  a.  a.  0.  vorgesehenen  Bescheinigung  durch  einen  Konsul  oder 
Gesandten  des  Reichs. 

3.  Wegen  der  erforderlichen  Bestimmtheit  der  Zeugnisiie  ist  die  Vor* 
sehfift  tiBter  No.  in,  2  des  Randerlasees  Tom  13»  3. 03  genau  ra  bescbttt. 

4.  Zengnisse,  welche  sieb  auf  die  Besoheiiilgaiig  des  in  der  rossisebn 
Hefmat  stattgehabten  Angebots  bescbrftnkeii,  sind  Bieht  als  ausreichend  n 
erachten.  Wenn  daher  der  Verlobte  trotz  sachgemäßer  Antiagstellong  bei 
der  zuständigen  Heimatbehürde  nur  eine  solche  Bescheinif^mp.  aber  keil 
Zeugnis  (iber  das  Kiclitbekaniitsein  von  Ehehindernissen  vorznle;f<  ii  in  dtf 
Lage  ist,  so  ist  \vef.j;on  Bewini|:,aiii)i  der  Befreiung  von  der  Vorstbrilt  »1« 
Art.  43  §  1  a.  a.  0.  (.vgl.  im  übrigen  No.  I,  2  des  Runderlasseä  vom  13.  3.  (&) 
an  mich,  den  Jnstiaministtt,  an  beriidhtni.* 


Abgedracict  Ztsch.  Xni  &03ff.  —  Red. 
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3.  MV  3.  3.  bt.  Vollstrc'ckbarkeit  v.  Entscheidungen  deut- 
»ober  Gerichte  i.  Bosnien  u.  d.  Herzegowina  (8ö).^) 

Bcnfl  ft.  I«. 

1904. 

Reg.-Y.  24.  ö.  tlb.  Verkehr  m.  Kraf  tUhrseogen  (Qe8.-S.  1904  8. 33). 

1904. 

1.  068.25.3.  bt.  Beteiligung  an  aaßersftchtischeB  Lotte- 
rien (Ges.-  n.  V.-Bl.  1904  S.  115). 

2.  MB  Ii)  ö.  bt.  Vollstreckung  t.  Entscheidungen  deutscher 
Gerichte  in  Bosnien  u.  d.  Herzegowina  (JMBl  1904  S.  35).*) 

■MbMB-Alteiibiivy, 

1904. 

1.  MB  10.  .").  U.  VollstiL-ckburkeit  v.  Entscheidungen  deatacher  Gerichte 
in  Bosnien  u.  d.  Herzegowina  (Ges.-S.  1904  S.  19).*) 

*)  8.  oben  8.  444  Bayern  No.  6. 


^)  .Die  nacbsfeehende  Yerordnang  der  Landenegierang  fflr  Bomlen  vnd 
die  Hemgewin»  Tom  SO.  3. 04  wird  den  JnttlsbehKtden  aor  Kenntnfimahme 

mitgeteilt.  Dabei  wird  bemerkt,  daß  nach  den  Brkl&niQgen  der  k.  k.  öster- 
reicbisch-ungarischen  He>^neriin^r  in  Ansehung  folgender  TOB  den  boaniach- 
herzegowinischen  Gerichten  erlassenen  P'.ntscheidnncrcn : 

1.  der  im  Handels-  und  Wechsel  verfahren  crlas.senen  Zahlungsbefehle, 

2.  der  amtlichtih  AubisUge  aus  den  Liquidatiousprotokolleu  im  Konkurs- 
verfahren, 

3.  der  Erkenntnisse  der  Schiedsgerichte 

die  Gegenseitigkdt  nicht  als  verbürgt  anzusehen  ist. 

In  Bomien  und  der  Herzegowina  findet  die  ZwangSToUstreckang  ans 

Ent.schcitiunifen  answärtiffer  Gerichte  nur  statt.  Avenn  die  Ladung,  durch 
WflcliL'  das  Vt-rfahrcii  vor  lieui  ausUimlischf n  (icricht  eingeleitet  war,  der 
PtTbou,  gegen  weiche  die  Zwangsvollstreckung  bewirkt  werden  soll,  zu  eigenen 
Händen  zugestellt  worden  ist.  Die  Möglichkeit  der  Vollstreckung  eines 
dentachen  Urteils  in  den  genannten  Lindem  iat  rsgelmißig  dann  gegeben, 
wenn  der  Beklagte  daselbst  seinen  Wohnaiti  oder  Anfsuthalt  hat.  Wenn 
nnn  anch  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  das  Znetellangsrerfabren  in  der 
Weise  geregelt  ist.  daß  die  pro/eßeinh  itenden  Schriftaitie  ohne  bcsonderei 
Ersachen  des  auswärtigen  Gerichts  «hm  H<  klafften  zu  eigenen  Hiindcn  zu- 
gestellt werden,  so  empfiehlt  es  sich  dudi.  in  den  Krsnrhen  nni  Zustellang 
der  den  i^rozeß  einleitenden  i.atiung  zu  bemerken,  düü  die  Zustellung  nur 
,za  eigenen  Händen"  zu  erfolgen  habe  und  daß  sich  aus  dem  Zustellungs- 
scheine die  so  erfolgte  Zustellung  ergeben  mfleae." 
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Getetzgebongsscbaa. 


2.  HB  Id.  6.  bt.  polnische  Arbeiter  russ.  od.  fieterrcicli 
StMtMogehdrigkeit  (31). 


^)  .Polnischen  Arbeitern  russischer  und  österreichischer 
StaataftBgehOrigkeit,  die  (als  w^jcnMiiite  l^4aomrlMiter>  fitar  kOraere  Zdt  «Is 
^  Jabr  mr  Besehlitigirag  in  land-  oder  forttvirtscbaftlicheii  Betrieben  oder 
in  deren  IIeb«lbc'tri(-1jen  angenommen  werden,  ist  der  Aufenthalt  im 
Herzofftiim  nnr  in  der  Zeit  Tom  1.  H&rs  bis  15.  Desember  jeden  Jaluei 
gestatti.'t. 

Wir  verweisen  hierbei  auf  die  Beobachtung  der  Höchsten  Verordoaog. 
die  Begelang  des  Meldewesens  betreffend«  vom  18. 6. 99,  GeB.-S.  S.  120,  sowie 
Mi  den  Bescblnß  des  Bundesrats  Tom  81. 8.  Ol  ^entralbl.  f.  d.  Deatsdie  Bdeli 

1901  S.  78)  und  die  Bestimmungen  des  Reiclisvt  rsicherungsamts  vom  23.  3  (»I 
(Amtl.  Nachr.  d.  R.-V.-Amts  1901  S.  300).  die  nacbstehend  •  abgedrackt  sind. 

Der  Bundesrat  hat  in  seiiur  Sitzung  vom  21.  2  ()1  auf  Grund  des 
%  4  Abs.  2  öatz  1  des  Invalideuversicbcrungsgesetzes  i.KGBl  Ö. 
beschlossen, 

daß  polnische  Arbeiter  rnssischer  nnd  dsterreiehischer 

Staatsangehörigkeit,  welchen  der  Aufenthalt  im  Inlande  nur  für  eine  bestinUBte 
Dauer  bchnrdlirh  gestattet  ist  und  wt^ldie  ii.ioh  Ahlnuf  diesi-r  Zrit  in  da" 
Ausland  zuriiciclcehren  müssen,  der  Versicherun gspfiicbt  nach  dm 
Invalidenversichcrungsgesctze  nicht  unterliegen  sollen,  sofern  dies« 
Arbeiter  In  Jnlindlscbin  lind-  oder  forstwirtsdiaftticben  Betrieben  oder  is 
deren  Neboibetrielmi  besehftftigt  werden.  .  .  . 

Das  ReichsverSioherungsamt,  Abteilung  für  Invalidcnversichertnf. 
hat  am  23  3  Ol  auf  Grund  des  S  i  Abs.  2  Satz  2  des  TiivalidmTersichenuigt* 
gesetzes  (R(iBl  1899  S.  463)  folgende  Bestimmungen  irlassen: 

1.  Jeder  Arbeitgeber,  der  Ausländer  beschäftigt,  welche  nach  dem 
▼wbeseiohneten  Besdihifi  von  der  YersiefaeningspiUi^t  hefnü  sind,  hat  dies 
binnen  8  Tagen,  .  .  .  Ton  dem  .  .  .  Beginne  der  BeschAftignng  ab  geredmet. 
dm  Vorstande  der  Versicherungsanstalt  (d.  i.  ttr  das  Herzogtum  d.ra  Ver- 
stände  der  Thfiringisohen  Landesversioheningsanstalt  in   Weimar)  as- 

anzeigen, 

2.  Der  Vorstand  überacndet  dem  Arbeitgeber  ein  Muster  fUr  eine  von 
diesen  aafanilsUend«  ITaebweisung,  in  deren  Spalten  folgende  Eintragungee 
Yorgesehen  sein  mflssen: 

a)  Vor-  und  Familienname  des  Arbeiters. 

b)  falls  der  Arbeiter  noch  nicht  16  Jahre  alt  ist,  Jahr  uui  1H  ^ 

Oebnrt, 

c)  Beginn  nnd  Dauer  der  Beschäftigung, 

d)  lalls  der  Arbeiter  Zwangsmitglied  einer  Krankenicasse  Ist,  der  tt' 
die  KrankrakassenbeltrKge  maOgebende  Lohnsata. 
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3.   MB  la  5.  bt.  £heschlicUuiig  V.  Ausländem  tGö  liXM 


Das  Muster  soll  kmet  an  geeignstor  Stella  einen  Hinweis  avf  die  Straf* 
liestimmnngen  des  §  176  Alis.  1  und  2  des  InTalidenversicbemngsgesetKes 

«nthaUen 

3.  D»  r  Krbeit^ober  hat  dieses  Muster  für  das  laufende  Vierteljahr  uu's- 
zufiilleii  Iii  l  bis  /.um  lö.  deä  ersten  Monats  des  nächstfolgenden  X'icrtcljahrs 
{lö.  Januar,  15.  April  usw.)  dorn  Vorstände  der  VersicheruugsaiisUlt  ciu- 
sosspdea,  hierbei  auch,  soweit  die  AosfAUung  des  Hnstns  darttfa«  keinen 
Anfichlnft  gibt,  ansueigen,  ob  die  Beschftitigung  der  AnsUlnder  sich  Ober 
iien  Beginn  des  letsteren  Yierteljahcs  hinaus  erstreckt  hat. 

4.  Der  V^orstand  prüft  die  Narhweisung,  stcllr  I  n  danach  SU  ent- 
ricbtenden  Betrag  fest  und  sendet  eine  Abschrift  der  Xnchwcisunj?  an  den 
Arbeitgeber  zurück  mit  der  Aufforderuni:.  den  auf  Grund  der  ^';lch\veisung 
festgestellten  Betraj^  au  die  N'ersicberungsanstalt  auf  deren  Kosten  ein- 
zusenden. Die  Verwendung  von  Beitragsuiarkeu  zuui  Zwecke  der  Zahlung 
ist  unzulässig. 

6.  Bei  Fortdauer  der  Beseh&ftignng  finden  Zill.  2  und  3  ent^reeh^ide 
Anw^idung." 

>)  .Unter  Aufhebung  der  B.  Tom  1. 9  00  —  GS  S.  288  —  bestinunen 

wir  wegen  der  Handhabung  des  §  10  der  Höchsten  Verordnung  sur 
Ausführung  des  Reichsgesetzes  Uber  die  Beurkundung  des  PersonoiStandes 
und  die  Ehesrhii«  ßung  (Tg).  §       Abs.  2  des  BOB)  vom  13.  11.  99  —  06 
S.  247  —  iolgendea: 

I.  Zu  Absats  1. 

1.  In  den  in  der  Anlage  1  aulgefohrtai  Staaten  sind  die  dort  beieieh« 
aetoi  ümeron  Behörden  für  sustindig  erklärt  wortoi,  reehtswirksame  Zeug- 
nisse über  das  Nichtbekanntsein  von  Ehehindernissen  auszustellen. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  4  bleibt  unbenilirt.  Ein  Legalisationsvertrag 
Im  Sinne  des  Abs.  4  Satz  2  besteht  zurzeit  nur  mit  ( isterreich-l'ngarn  (R(iBl 
1881  S.  4,  253  und  lilUl  S.  H23);  für  Zeugnisse,  die  von  einer  der  in  diesem 
"Vertrage  bezeichneten  Behörden  ausgestellt  oder  beglaubigt  sind,  darf  daher 
4ie  Zustftndigkeitsbescbeinigiing  eines  kaiserlichen  Gesandten  oder  Konsuls 
nicht  Torlangt  werden,  dagegen  bedttrfen  die  Zeugnisse,  insofern  sie  nidit 
von  einer  der  vorerwähnten  Behörden  selbst  ausgestellt  sind,  stets  div  Be- 
ghuibigang  durch  eine  dieser  Behörden. 

2.  Den  Angehörigen  der  in  der  Anlatre  1  aufgeführten  Staaten  wird 
das  herzopfliche  Ministerium,  Abteilunj,'  für  .histizan^elesrenheiten,  die  Be- 
freiung von  der  Beibringung  des  Zeuguiüäes  nur  ausnahmsweise  bewilligen, 
wenn  besondere  Umstände,  z.  B.  kriegerische  Wirren  in  dem  auswärtigen 
Staate  oder  langjähriger  Aufenthalt  des  Gesuchstellen  auflerbalb  seiner  Heimat 
der  Ausstellung  des  Zeugnisses  durch  die  zuständige  Behörde  des  Heimat- 
Staates  entgegenstehen. 
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3.  Die  Aiijieliongcn  der  in  der  Anlage  1  nicht  aufgeführten  Staaten 
können  nur  auf  Grund  einer  von  dem  herzoglichen  Ministerium.  Abtcilnng 
für  Jnstizangelegenheiten,  im  einzelnen  Falle  erteilten  Befreiung  zur  £he- 
MsUiefinng  zugelaawni  iraden. 

Di«8  gilt  ftooh  dun,  wam  der  «ndiadiaclie  Verlobte  des  Zensnis  ein« 
Gesandten  oder  Konsala  seines  Heimntetastes  über  das  Nichtbekanntsein  tos 
Ehehindernissen  vorlegt.  Immerhin  werden  solche  Zeugnisse,  wie  sie  luispiel»- 
weisp  von  den  französischen  (iesandten  oder  Konsuln  ausgestellt  werden,  all 
Unterlage  für  die  Bemiligung  einer  Befreiung  regelmäßig  von  Wert  sein. 

4.  Den  Angebfirigen  Qrieeheidandi  und  Roflirnnde  wild  die  Bebdimg  m 
der  Kegel  nnr  denn  liewilligt  werden,  wenn  ele  die  Beecheinignng  eines  Getrt- 
liehen  (Babbiners)  vorlegen,  dnfi  er  bereit  sei.  uiiraittelber  nedk  der  standes- 
amtlichen Eheschließung  die  kirchliche  (rituelle)  Tranung  vorzunehmen:  gehr.rt 
der  Gesnrhsteller  dem  griedüsch-ortbodoxeu  Glauben  an.  so  moii  die  Be- 
scheinigung von  einem  Geistlichen  dieser  Kirche  ausgestellt  sein. 

Insofern  für  die  Angehörigen  Bulgariens  und  ßerUoM  die  BewiHigung 
der  Betrelin^p  gemifi  No.  2  aasnalimBweiBe  in  BetraiM  kommt^  finden  die 
▼orsteliendeii  Bestinunnngen  entsprechende  Anwendung. 

IT.    Zu  Absatz  2  und  :i 

1.  Von  der  Beibringunir  des  Zeugnisse»  sind  von  dem  herzogliclien 
Ministerium,  Abteilung  des  Innern,  die  Augehörigen  der  nachbenannten  ötaaten 
bis  enf  weiteres  allgemein  befreit: 

Belgleii,  DKnemarlc,  Fnnkreicb,  GtoSbritaiiiilen,  Italien,  Laxembvq;^ 
Niederlande,  österreich-UngMB,  Rumänien,  Schweden  lud  Norwegen,  Schweis, 
Spanien,  Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

2.  In  den  in  der  ATilage  2  aufgeführten  Staaten  sind  die  dort  bezeich- 
neten inneren  Behörden  für  zubtaadig  erklärt  wurden,  über  die  staatsrecbt- 
Uchen  Folgen  det  Eheschließung  rechtewirksame  Zeugnisse,  welche  mit  der 
im  Ahe.  4  Sats  1  vorgesdirieben«!  Beecbetnigimg  versdien  sein  mllssen,  ens- 
SQStellen. 

Können  Angehörige  eines  dieser  Staaten  das  vorgeschriebene  Zeugnis 
ansnahmsw<'i<'e  nicht  beibringen,  so  kann  bei  dem  herzoglichen  Ministerium, 
Abteilung  des  Innern,  Befreiung  beantragt  werden. 

3.  Die  Angehörigen  der  weder  nnter  Ko.  1  noch  in  der  Anlege  2  enl- 
gettthrten  Staaten  Icannen  nnr  auf  Qntnd  einer  von  dm  bemogUdken 
Hinisteriam,  Abteiinng  des  Innern,  im  einsetnen  Falle  ttteOten  Behdnqg 
BUr  Eheschließun::  zngelassrn  werden. 

Die  Vorschrift  unter  1  No.  3  Abs.  2  findet  entsprechende  Anwpndnne. 

4.  Den  Angehörigen  Bulgariens,  Griechenlands,  RuÜlands  und  Serbiens 
wird  die  Befreiung  nur  dann  bewilligt  werden,  wenn  sie  die  unter  I  No.  4 
bezeichnete  Bescheinigtmg  beibringen. 

ni.  1.  Beantragt  der  Angehörige  eines  in  den  Anlagen  an^geMhitOi 
Staates  sein  Anfgebot,  so  hat  der  fflr  dessen  Anordnung  mstlndige  Standes* 
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beamte  Um  an  die  mit  tunlichster  Uenaaigkeit  za  bezeichnende  Behürde  seines 
BdmatatMtM  sn  vwweiaen;  dabei  ist  daron  wumgAtn,  d«6,  aofern  nicht 
am  den  Bestimarangen  der  Anlagen  ein  andere«  sich  ei^bt,  xegelm&ßig  di»* 

jenige  Behörde  zuständig  sein  wird,  in  deren  Bezirke  der  Verlobte  den  letzten 
Wohnsitz  in  seinem  Heimatstaate  gehabt  hat,  und  in  Ermangelung  eine» 
solchen  Wohnsitzes  die  Behörde  ötiiies  Geburtsortes.  In  den  geeigneten 
Fällen  hat  der  Standesbeamte  dem  Antragbteller  die  Inanspruchnahme  der 
Vennittelmig  des  Gesandten  oder  desjenigen  im  Lilande  residierendMi  Konsnb 
seines  Heimatstaates  xn  empMil»i,  m  dessen  Amtsbezirke  das  Standesamt 
gehört.  Bei  der  Abfassung  der  an  die  zuständige  Behörde  oder  den  Ge- 
sandten oder  Konsul  des  Heimatstanti-s  zu  richtenden  Schreiben  wild  der 
Standesbeamte  nötitrc'nfalh  dem  Aniragsttller  behilflich  8«in. 

2.  Wird  dem  btandesbeamteu  das  Zeugniü  der  gemäß  Anlage  1  oder  2 
zuständigen  Behörde  vorgelegt,  so  bat  er  darauf  zu  achten,  ob  das  Zeugnis 
mit  «tor  erfoffderliohen  Bestimmtheit  ahgeiafit,  oh  insbesondere  diejenige  Futaon, 
mit  welch»  der  and&ndlsohe  Teriobte  die  Bhs  eingehen  will»  in  dem  Zeug* 
nisse  namentlich  bezeichnet  ist;  fehlt  es  an  dieser  Beseichnnng,  so  ist  das 
Zeugnis  zurückzuweisen. 

3.  Bedarf  ein  ausländischer  Verlobter  der  Befreinng  (I  No.  2  oder  No.  3^ 
II  No.  2  Abs.  2  oder  No.  3),  so  hat  er  sein  Gesuch  bei  dem  zuständigen 
Standesbeamten  schiiftlich  oder  durch  Erklärung  zn  Protokoll  anznbrii^n. 
Der  Standesbesmte  hat  d^  Antragsteller  w^n  der  Besdtaffnng  dmr  für  die 
Entscheidung  Aber  sein  Gesuch  erforderlichen  Unterlagen  za  belehren  und 
wird  ihm  geeignetenfalls  bei  der  Abfassung  der  dieserhalb  an  den  Gesandten 
oder  Konsul  oder  an  sonstige  Beh<3r(ien  des  auswärtigen  Staates  zu  richtenden 
Schreiben  behilflich  sein.  Demnächst  hat  der  Standesbeamte  da»  Gesuch  auf 
Grund  der  beschafften  Unterlagen  zu  prüfen  und  über  das  Ergebnis  der 
Pralnng,  ohne  auf  das  mr  Anwendung  kommende  ansUndisehe  Becht  niher 
etnsngehen,  an  die  Anlsiiditsbehttide,  in  besonders  eiligen  Pillen  unmittelbar 
an  die  znst&ndige  MinisterialabteÜnng  sn  iMViditen. 

4.  Dem  Berichte  (No.  3),  in  welchem  beide  Verlobte  nach  Namen  und 
Wohnort  bezeichnet  werden  sollen,  sind  die  Gebnrtsurknnde  und  der  Ausweis 
über  die  Staatäaugchörigkeit  deü  Antragütellers  sowie  alle  diejenigen  Uricunden, 
Welche  für  die  Entscheidung  Uber  das  Gesuch  von  Bedeutung  sein  können, 
einschliefilidi  der  yon  d«n  Gfesandten  oder  Konsul  oder  den  sonstigen  Be- 
httrden  des  aasUndisohen  Staates  etwa  eingegangenen  Sehreiben,  l>einnfttgen. 

5/  Insoweit  es  sich  um  ein  an  das  hersogllche  Hinisterinm,  Abteilung 

für  Jnstizangelegenheiten,  gerichtetes  Gesuch  handelt,  ist  außerdem  die  in 
der  Betjel  an  Eidesstatt  .nbzugebende  Versicherung  beider  Verlobten  darüber, 
ob  und  eiutretcndenfalls  in  welchem  Grade  sie  miteinander  verwandt  oder 
verschwägert,  sowie  darüber,  ob  sie  noch  nicht  verheiratet  gewesen  sind,  dem 
.Berichte  beinfllgen.  fiintietendenfams  Ist  au  eiOrtem,  wann  und  wodurch 
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SMlifteii>K»biuv. 

190B. 

Oes.  22. 12.  Iit.  BrbachaftB-  n.  8clienkiiiig8ftbga1»en  (GS  S.21S>. 


dne  früher  besUadene  Bhe  Aufgel6«t  worden  ist,  nnd  ob  mindetjihrige  Kinder 

ftui  der  frQberen  Ebe  vorhanden  sind. 

Ist  der  Aufenthaltsort  des  einen  Verlobten  von  dem  Amtssitze  des 
Standesbeamten  weit  entfernt,  so  wird  regelmiißiir  die  von  dem  anderen  Ver- 
lobten abgegebene  eidesstattliche  Versicherung  ausreichend  angeschiüi 
wetden  kiteiwi.  eUfontnItUdbeii  VersIchNning  bedarf  e»  nicbt,  ineowdt 
die  glaubhaft  za  maebeiiden  Tataaehen  anderweit  nrkandUch  nadtgewicsen 
oder  bei  dem  Standesamt  offenkundig  sind. 

()  Die  Aufsichtsbehörde  des  Standesbeamten  hat  den  Bericht  (No  3  hh  '0 
7.n  pniffn  ein«'  etwa  erforderliche  Vers'ollstSndig:iin{»  zu  veranlassen  und  liuj 
sodann  au  die  i^ustämlige  Miuisleriulabteilung  zur  Entscheidung  einzureichen 
Erscheint  die  Bntaolieidinig  sweifelbaft,  so  hat  die  einretcbeiide  Bdidrde  eine 
Imrse  gntadhtliche  Änfiemng  beianfllgen;  andranfftUs  kann  die  Binreiehnng 
mittels  Umselilagbogens  geschehen. 

7.  Seitens  aller  beteiligten  fiehfirden  ist  an!  tnnlichste  Beschleiadgnng 
Bedacht  zu  lu-hiiu'n. 

IV.  Die  Ajiurduung  des  Aulgcbutti  durch  den  Standes» beauileii  dar!  m 

der  Regel  erst  nach  der  Erledigung  der  ans  AnlaA  des  §  10  a.  a.  0.  ge> 
pllogenen  Verhandlnagen  erlo%«i  ($  46  Abs.  1  des  Personenstandsgesetses 

von  6.  2.  75). 

V.  Tntpr  auswärtitren  Staatsan^ch^rieren  im  Sinne  dieser  Bekannt- 
machung sind,  insoweit  drr  Erhiii  sich  auf  ?j  Kl  Al>s.  1  a.  a.  O.  l)ezielit.  Aus- 
länder beiderlei  Geschlechts,  insoweit  er  sich  auf  §  10  Abs.  2  a.  a.  O.  bezieht, 
nliinlldie  AnsUbider  tu  Torstehen.* 

Anlage  1. 

Yerseichnis  der  in  den  einaelnen  answirtigen  Staaten  bestinunten  Behörden. 

die  tnr  AnssU>lluii<:  des  im      tO  Abs.  1  der  Höchsten  Verordnnnir 
zur  .Ausführung  des  Reichsgesetzes  ülM?r  die  .  .  .  Eheschließung  (vgl.  §  W,^ 
Abs.  2  des  B(fH)   vom  13.  11.  !H)  (iS  S.  247  vorgeschriebenen  Zeugnisses 
über  das  Nichtbckanntsein  von  Ehehindemissen  zuständig  bind 

(Hier  folgt  das  Ztsch.  XIII  ;V)6  mitgeteilte  Verzeichnis.  —  Red.) 

Anlage  2. 

Vrrrcirhnis  der  in  A\  n  t  uizt  liun  auswärtigen  ."Staaten  bestimmten  P«  h  -rd^^n. 
dir  mr  .\u»auUung  des  im  §  10  Abs.  2  der  Höchsten  Verordnung 
inr  Aasfflbrung  des  Retcbsgesetses  Uber  die  .  .  .  EhcsebUe6ang  (vgl.  §  1315 
Abs.  2  des  BOB)  vom  13.  J  1.99  08  S.  247  Torgeschriebenen  Zengnisaes 
Uber  die  staatsrechtlichen  Wirkungen  der  Eheschliefiang  lostlodig  tinA. 

(Hier  folgt  das  Ztach.  Xin  506  mitgeteilte  Veneicluiis.  Red.) 
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SMtaaen-HeliilBgeii* 

M.-Au88chr.  25.7.  bt.  Beschränkung  d.  Aufenthalts  polnischer  Ar- 
beiter russisch,  u.  österr.  Staatsangehörigkeit  (Samml.  d.  Ausschr. 
1904  8. 119).  ♦) 

Sacluieu-lifelmar^lsenacta» 

190B. 

MB  1.  11.  bl.  EilaU  einer  neuen  Unterweisung  für  Ötaudes- 
beamte  (Keg.-BL  1903  8.  816). 

1904. 

1 .  MV  H.  2.  bt.  B  f  s  c  Ii  r  ä  n  k  n  n  ^  dos  Aufenthaltes  polnischer 
Arbeiter  russischer  u.  üsterrc ichischer  Ötaat^angehürigkeit  i. 
Oroilherzogtam  (Reg.-Bl.  1904  S.  9).  *) 

2.  Oes.  22.6.  ttb.  BrbscIiaftS'  n.  SchenkiiBgasteaer  (147). 

t9ai. 

1.  Allg.  Verf.  2b.  3.  bt.  Berichtigung  d.  Standesamtsregister 
(L.-Y.  Bd.  20  S.  481). 

2.  Allg.  Verf.  16.  8.  bt  RecbtsbilfeTerkebr  m.  Boiniea  it.  d. 
Hersegowina  (dll).**) 

Scbwanbii  rK-Rndol»ta<lt. 

i;k)4. 

MV  13.  ö.  bt.  Bfbchaftigung  pul nischer  Arbeiter  russ.  ud.  üster- 
reieb.  Staatsangehörigkeit  (031904  S.  17).*) 

8«tainMnitaiKh>ftoii4e»lui«aMi« 

1904. 

MV  13  2.  bt.  Btscbiiftigung  polnischer  Arbeiter  mss.  u.  Öster- 
reich. Staatsangehörigkeit  (GS  1904  S.  3).*) 

Württemberg. 

1904. 

1.  MB  30. 6.  bt.  Vollstreckbarkeit  a.  Entecbetdongeii  dentscber  Oeriohte 
in  Bosnien  n.  d.  Herzegowina  (Reg.-Bl.  1901  S.  195).  ***) 

2  MB  18.  6.  bt.  die  b.  d.  Kgl.  rolizeipräsidinm  in  Berlin  bestehende 
Zentrulpolizoistellc  z.  Bekämpfung  d.  intern.  Httdcbenhandels 

(Amtabi.  d.  J.-M.  1904  8.  m. 

3.  MV  1.  9.  bt.  Vormandschafts-  a.  NacfalaUwesen  (61). 

*•  S.  oben  S.  4H2  S  -  A It e n b u rg  No.  2. 
S.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 
***)  8.  oben  8. 444  B  a y  e  rn  No.  o. 
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4.  MV  29.  9.  bt.  BecbtehiUeverkehir  m.  Bosnien  u.  d.  Herzegowin» 
(68).*) 

5.  MB  11. 10.  bt.  Aaslief ernngsTerkebr  m.  Oroßbritannies 
(76).*^ 

III.  Aofierdeutsohe  Staaten. 

« 

(Vgl.  Ztach.  XIV  904.) 
1904. 

1.  K*  V.  9. 1.  womit  d.  Begiemng  erm&chtigt  wird,  d  Handelt*  «. 
Verkelirflbesieliniigen  m.  Italien  «.  m.  H«ziko  i.  Venwdnmignrage 

XU  regeln  (RGBl  f.  d.  i.  RddiBtate  Tertretenen  Königreiche  u.  Länder  Ko.  5). 

2.  V.  d.  Ministerien   d.  Innern,  d.  Handels,  d.  Justiz  u.  f.  Landesrer- 
teidigimt»  v.  2.  3.  bt.  d.  Gebranch  d.  Zeichens  oder  d.  Namens 
roten  Kreuzes  i.  geschäftlichen  Verkehre  (No.  24). 

3.  Allerhöchstes  Handschreiben  v.  26.  6.  bt.  d.  V  e  r  h  &  i  t  n  i  s ,  in  wdchtm 
d.  L  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  u.  L&nder  i  d.  Zeit  t.  1. 7. 04  Ue 
ao.  6. 05  s.  d.  Kosten  d.  m.  d.  L&ndem  d.  nngaciaclMn  Kione  gemeiniuiiai 
Angd^nhdten  bdsntngen  haben  (No.  06). 

4.  Kundmachung  d.  BisenbahnminiBteriums  v.  5.  7.  bt^  d.  Liste  d. 
Eisenbahnstrecken,  a.  welche  d.  internationale  Übereinkommen  über  d. 
EiscnbahnfrachtTerkehr  14.  10.  90  (BGBl  No.  186  a.  1892)  Anwendon« 
ändet  (No.  74). 

5.  Kundmachung  d.  Eiscnbulinmmiäteriums  v.  5.  7,  bt.  d.  Beitritt  d. 
Königreiches  Ramänien  z.  internationalen  Übereinkommen  Aber  d.  E Ise >• 
babnlrachtverkebr  t.  14. 10. 90,  BGBl  No.  186  a.  1898  (Ho.  Ib). 

6.  V.  d.  Ministerien  d.  Finauen,  d.  Handels  n.  d.  Ackerbanes    10.  t 

bt.  d.  Verbot  d,  Ausfuhr  v.  Futtermitteln  (No.  84). 

7.  Staatsvertrag  v.  26.  4.  04  zwischen  d.  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  u.  d  Königreich  Rachspn,  ht.  d  Übernahme  d.  Linien  d.  Zittau- 
Reich  en  b  e  rir  e  r  E  ise  n  b  ;i  Ii  n  }4  c  s  c  11  s  c  h  a  ft  i.  d.  Ei«.,'t  ntnm  d  sUchsischcn 
Staates  \2io.  ih)).  Abgt^hlossen  zu  Dresden  am  26.  4.  04  vuu  Sr.  k.  n.  aposW- 
Itohen  Majestftt  ratüünert  xn  Badapeat  am  20.  6.  04,  die  Ratifikationflit  sm- 
getansobt  zu  Dresden  am  94. 6. 04. 

8.  Kundmadinng  d.  Eisenbahnministerinms  8.  9.  bt.  d.  Liste  d. 
Eisenbahnstrecken,  auf  welche  das  intern;itionaIc  Übereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr  v.  14. 10.  90  RGBl  No.  186  a.  1892  Anwendnng 
findet  (No.  1(JU). 

*)  8.  oben  S.  445  Bayern  No.  8. 
**\  S.  oben  S.  444  Bayern  No.  6. 

***)  Mitgeteilt  von  Herrn  Ür.  Isidur  Jüchtoartz  in  Sarajevo. 
****)  Vgl.  aucb  oben  8.  481  Anm.  1. 
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9.  V.  d.  GesamtminiBteriuins  y.  15.  9..  womit  d.  bei  d.  Konsulargeriditai 
in  Geltung  stehenden  Vorschriften  ttb.  d.  Behandliing  d.  VerlaBsen- 
Schäften  crgiiiizt  werden  iNo.  lOS). 

10.  Kaiserliche  V.  v.  28.  B.  womit  die  Regierung  ermächtigt  wird,  die 
Handels-  n.  Yerkehrsbeziehungen  mit  Italien  im  Verurduungs- 
wege  zn  regeln  (No.  HO). 

11.  V.  d.  GeBamtmiiiirteriitina  13. 10.  bt.  die  Regelung  der  Handel e- 
n.  Yerkefazsbetielinngen  mit  Italien  (No.  117). 

12.  V.  d.  Jnatisministers  v.  19.  10.  womit  Bestimmungen  z.  Herstel- 
lung d  Ci  ege n  sc iti  gk  e i  t  gegenühcr  d.  Dentschen  Reiche  in  l)etreff  d. 
VoUstret'kung  der  dort  errichteten  Akt«'  u.  Urkunden  getroffen  werden  (No.  123).^) 

18.  8taatsvertrag  v.  !).  1  zwischen  Österreich-Ungarn  u.  d.  Deutschen 
Reiche  wegen  Herstellung  d.  EisenbahnTerbindung  y.  Troppan 
n.  Banerwiti  (No.  136).  AbgewAIoeMn  s.  Wien  a.  9. 1. 04.  v.  8r.  k.  n.  k. 
apostoliBchen  llajestlt  latilisiert  s.  Wien  a.  37.  3. 04,  d.  Ratlflkationen  anage> 
tauscht  X.  Wien  a.  6.  9. 04. 


^)  ,1m  Deutschen  Reiche  wird  von  den  Gerichten  die  Anerkennung 
des  ürteiles  eines  österreichischen  Gerichtes  wegen  nicht  gehöriger  Zustelluug 
der  den  Prozeß  einleitenden  Verfügung  nicht  nur  in  den  durch  §  328,  Z.  2 
der  detttsdien  ZPO  noimierten  FiUen,  sondern  stets  aoeh  dann  ansgesddosBen, 
wenn  die  Zneteilung  nldit»  wie  es  der  §  80,  Z.  8  der  flsterreidüscben  Bxe* 
kationsordnvng  vorsieht,  zu  eigen«i  Hftnden  erfolgt  ist. 

Die  kaiserlich  deutsche  Regierung  hat  erklärt,  das  die  deutschen 
Gerichte  keinen  Grund  haben  werden,  anf  der  Fortsetzung  dieser  Praxis  zu 
bestehen,  sobald  von  der  k.  k.  Regierung  die  Erklärung  abgegeben  werden 
wird,  daß  die  öbterreichischtiU  Gerichte  bei  Prfifnng  d^r  Voraussetzungen 
fiir  die  Volistreckharkeit  von  Akten  und  Urkunden^  die  im  Deutsclien  Reiche 
errichtet  werden,  flher  dte  Erfordonisse  des  §  328,  Z.  8  der  deutschen  ZPO 
nicht  hinausgehen  werden. 

Demznfolge  wird' zur  Herstellnng  yoUkommener  Gegenseitigkeit  gegen- 
über den  ' Bestimmungen  des  §  328,  Z.  3  der  deutschen  ZPO  gemftfi  §  84  EO 
lolgfudes  angeordnet: 

Hei  der  Entscheidung  ülit-r  Exekutionsanträgi-,  die  sich  auf  Erkenntnisse 
deutscher  Gerichte  oder  auf  vor  diesen  abgeschiussene  V^erglciche  gründen,  hat 
der  §  80,  Z.  2  der  Exekutionsordnung  keine  Anwendung  zu  finden.  Wegen 
Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  bei  Znstelhing  der  den  Prozeß  einleitenden 
Verf flgnngen  kenn  die  Exekution  nur  unter  solchen  Voranssetsnngen  abgelehnt 
werden,  unter  denen  gemäß  §  328,  Z.  2  der  deutschen  ZPO  die  Anerkennung 
dnes  österreichischen  Urteiles  im  Deutschen  Reiche  ausgeschlossen  ist 

Die  einschlägigen  Bestimmungen  des  §  H*2H  der  dtutsdun  CPO  lauten: 

„Die  Anerkennung  des  Urteiles  eines  ausländischen  Gerichtes  ist  aus- 
geschlossen: .... 
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Ungarn.*)  *♦) 

(Vgl.  Ztsch.  XIV  2{M.) 

im. 

1.  *0A  V  IIb.  d.  Staatibnaget  f.  d.  Jalir  1908  (gilt  teihrdie  BUch 
f.  Kroatten-Slavonien,  »weit  «s  d.  ganeinsameii  Angeli^aibeiteii  swifdm 

Ungarn  und  Kroatien-Slavonicn  betrifft). 

2.  *GA  VI  üb.  d.  neaerliche  Verlängerung  d.  Qeltung  d.  GA  XI  v. 
Jahre  IHHf)  bt.  d.  Inartikulierung  d  zwischen  Ungarn  u  Kroaüeii<äUTOBieB 
ZUHtandt:  gckoninienen  finanziellen  ( '  b  e  r  o  i  n  k  o  in  ui  e  u  8. 

3.  *GA  XXI  üb.  d.  Staatsbudget  f.  d.  Jabr  1904  (vgl.  d.  Bemer- 
kung bei  Qk  V). 

4.  *0A  XXXIII  ttb.  d.  Kosten  d.  allerhöchsten  Hofhaltung  Sr.  k. 
n.  k.  apostolischen  Majestät  d.  Königs  v.  Ungarn. 

5.  GA  XXXTI  bt.  d.  Abftndernng  d.OA  XXXUIt.  Jahie  1894  flb. 
d.  staatlichen  Mntrikoln 

Ci.  *GA  XXXVIII  üb.  d.  provisoiiscbe  Regelang  d.  üandeU-  o. 
V  e r  kebrsbeziehuDgen  m.  Italien. 

•)  Mit<:eteilt  von  11  im  Dr.  Isidor  Schtcartz  in  Sarajevo. 

Alis  (lern  „Or^izdgos  Tnrrvnyf'h" .  Dii-  im  Sinne  des  G.\  XXX  lS<i8 
auch  für  Kroatien-Slavonien  geltenden  Uesietze  sind  mit  ♦  bezeichnet.  —  GA  be- 
dentet  ,Q6setmrtikel*,  die  ofilsidle  Beseksfannng  der  ongaiisdieD  Geiste. 


2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und  sich  aui  acu 
Prozeß  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Prozeß  einleitende  Ladiuig  ote 
Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate  des  Prozefigerichts  in  Penon,  noA 
dnrch  Oevfthrong  dentsdmr  Reditshilfe  sogcstellt  ist* 

Diese  YeRWdnung  tritt  am  1.  11.  04,  in  Ergänzung  der  Veroidniing  des 
Jastizministers  vom  21. 12. 99,  ROBl  No.  2ö3,  in  Wirksamkeit.' 
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Vermischte  Mitteilungen. 

Von  der  Bedaktion. 


A.  Dokiinieitte. 

Schiedespruch  des  Haager  Schiedsgerichts  in  der  Ange- 
legenheit der  japanischen  Uauss teuer. 

Am  22.  Mai  iWh  ist  dei*  vorstphpnd  bezt'iclinote  Siiiieds- 

sprucli  frefallt.  Der  8('liii'(lsspriu'li  nebst  Materialien  ist  gedruckt 

Hilter  dem  Titel:  Rerneil  flrs  artcs  rt  j/rotocoles  concprtwitt 

le  litiyc  cntre  l'  Alle  mag  ne  etc.  (La  Ilaije,  ran  Langenituyscn 

Freres  1905,  54  S.  Folio).    Der  Schiedsspruch  lautet: 

Cour  permanente  d'Arbitraire  .i  La  Haje. 

Seuteocti  du  Tribnnal  d*Arbitra|^e,  constitne  en  Tcrtn  des  Protocoles 

Sinnes  i  Tokyo  le  28  aoAt  llMii  entre  lo  Japon  d'nne  part  et  PAlle« 

mafoe,  U  Fniieo  «t  U  Oraa^e  Bretagne  4*aiitre  pari. 

Ättenda  qu'aux  termes  de  Protocoles,  signös  k  Tokyo  le  28  aoQt  19;)2, 
un  d^saccord  s'est  produit,  entrc  le  (louvernement  du  Japon  d  une  part  et 
les  Gouvernements  d'AUemagne,  de  France  et  de  Grande  Bretagne  d'autrc 
part,  tonchant  le  sens  n^el  et  la  porteu  des  dispositions  suivantea  des  traitös 

reipectifs  et  autres  cnitfafrcmcnts  existant  entre  eu.v,  c'est-ä-dirr : 

Paragraphe  4  de  1  Article  XVlll  du  Traite  de  Commerce  et  de  Na^ 
vigatlon  dv  4  aviil  1896  entre  le  Japon  et  rAllemagne:  «Sobald  diese 

Einverleibung  erfolKt"  fc\  st -ü-dire :  quand  les  divers  quartier»  ötrangers 
qui  existent  au  Japon  auront  t\A  iocorpor^  dans  les  couunuaes  respectivea 
da  Japon]  „sollen  die  bestehenden,  seitlich  unbegrenzten  Überlassungsver- 
träge, unter  welrli»  ii  jetzt  in  den  gedachton  Niederlassungen  Grundstücke 
besessen  werden,  bestätigt  und  hinsichtlich  dieser  Grundstücke  sollen  keine 
Bedingvttgen  ..irgend  einer  anderen  Art  auferlegt  werden,  als  sie  in  den 
bestehenden  Überlassungs Verträgen  entlialten  sind"  ;  —  et  §  3  de  1a  cnm- 
munication  compl^mentaire  de  m^mc  date  du  Secr^taire  d'Etat  des  Affaires 
Etrangiferes  de  l'EmpiFe  d'Allemagne  au  Ministre  du  Japon  k  Berlin: 
.3.  daß.  da  das  Fisxentnm  an  den  im  Artikel  XVIII  des  Vertrntres  erwilhnten 
^iederlassunffSgrundstUckcu  dem  Japanischen  Staate  verbleibt^  die  Besitzer 
oder  deren  R^btsnachfolKer  fOr  ihre  Qmndstflcke  auBer  dem  kontrakt- 
mäßigen Grundzins  Abgaben  oder  Steuern  irgendwelcher  Art  nicht  zn  ent- 
richten haben  werdeu",  et  laliuea  suivant  de  la  r^ponso  du  Ministre  du 
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Jitpou  de  iiu'im'  (lat(  ä  la  pr6c6dente  communication :  .daß  die  darin  uuicr 
Nummer  1  bis  4  /uiu  Aasdruck  gebrachten  Voraussetxiingeii,  welche  den 
Erwerb  dinglicher  Rechte  an  (  Jnniri'^tiif  kt  die  Erriditungr  von  Waren- 
häusern, die  Steuerfreiheit  der  üniiiiistticke  m  dea  Freiudeuuiederiassungen 
und  die  Erhaltung  wohlerworbener  Rechte  nach  Ablauf  des  Yertraget  mm 
Gegenstände  haben,  in  allen  Punkten  zutreffend  sind" ; 

Paragrajphe  4  de  TArticle  XXI  du  Trait^  revis^  da  4  aoüt  1896  entre 
1e  Japon  et  laFnace:  „Lorsque  1e«  changements  ei-d^wns  indiqni^s  anront 
i'-\r  L-ffci  riiös",  (c'e«t-i-dire :  lorsque  les  divers  quartiers  ^trangers  qui  existent 
aa  Japon  anront  incorpor^s  aux  communes  respectives  du  Japon  ^ 
feront  lors  partfe  du  syst^^me  municipal  du  Japon;  et  lorsque  les  an- 
toritt'.s  jaiioiiaitscs  roiiipt  toiites  anront  assam6  toutes  les  obligations  et  tom 
les  devoirs  municipaux.  et  qne  les  fonds  et  biens  mnnicipaux  qoi  pourraient 
appartenir  k  ces  quartiers  auront  ^t^  transf^rös  auxdites  autorit^s]  .les 
baux  ä  pcrpfuiitt'  »m  vertu  dcstitiels  les  ^trangers  possedent  actuellement 
des  propn^t^  dans  les  quartiers  seront  contirra^s.  cl  Ics  propri^t^s  de  cett« 
natore  ne  donneront  lieu  k  aacuns  impöt«,  taxes,  charges,  contribatioas  on 
conditiotis  quelconiiaM  «vtres  qne  ceaz  eq^reaafimeiit  atipnlte  dans  les  bau 
en  qm  stion* : 

Faragraphe  4  de  l  Article  XVIII  da  Traitö  revisö  du  16  juillet  18^4 
entre  le  Japon  et  la  (irande  Bretagne:  ^Wbra  ench  incorporatioD  takes 

place*.  I  c'i'st-ä-dirc :  quand  les  divers  quartiers  (^trangcrs  qni  existent  an 
Japon  auroiit  ete  incurporcs  aux  communes  respectives  du  Japon]  ,existing 
leases  in  perpetuity  under  whicb  property  is  now  beM  in  tbe  said  Sett- 
lements shall  be  coiiiiniiod,  and  no  ecinditions  wh  itsoever  other  than  those 
coniained  in  such  existing  leases  shall  be  wnposed  in  respect  of  such 
propenj"; 

Attendu  que  les  Pnissaiices  en  litige  sont  tomb^es  d'accord  poor 
soomettre  lenr  difförend  k  la  d^cision  d'nn  Tribunal  d'Arbitrage, 
qn'en  ▼otn  des  Protocoles  snsmentionn^s, 

les  Gouveriumenta  d'AUemagne,  de  France  et  de  Grande  Bretagne 
ont  d^signä  poor  Arbitre  Monsieur  Louis  Renault,  Ministre  Pl^nipoten- 
tiaire,  Hembre  de  rinstitnt  de  France,  Professenr  k  la  Facult«^  de  droit 
de  Paris,  Jurisconsulte  du  Departement  di  s  Affaires  Etrang^res,  et 

le  Gonvememeut  da  Japon  a  design^  pour  Arbitre  Son  Excellence 
Hcmsiear  Itcbiro  Motono,  Envoyc^  Extraordinairc  et  Ministre  Pl^ni- 
potentiaire  de  Sa  Majeste  ITlnipereur  du  Japon  ä  Paris,  Dorteur  en  droit. 

que  les  deax  Axbitrcs  sus-nomm^s  ont  choisi  pour  8nrarbitre  Mon* 
sienr  Oregers  Gram,  snden  ICinistie  d'Etat  de  Norv&ge,  Gonvemeur 
de  Province; 

Attendu  que  le  Tribunal  ainsi  compo^  a  ponr  mission  de  Statncr, 

cn  deriiier  ressort,  sur  la  question  suivante: 

(Jui  ou  noH,  les  dispositiom  des  traitös  et  aulres  engagetnents 
ci'dessus  mentiontti»  exemptent-elles  seulentent       terraiiu p09Sedi'g 

en  vertu  des  baux  perpr/ials  coturJes  p(tr  le  Gourerttement  Jajwnais 
ou  en  soft  nom,  —  ou  bicn  cxcmptciil-elles  les  terrains  et  les  hdii- 
ments  de  toute  nature  cottstruits  ou  qui  pourrtUetU  itre  consttuit» 
sur  ces  terrains,  —  de  lous  imp'its.  tn:rfn,  charffen,  contrihution.s  ou 
cunditions  quelconques  uutres  que  ceux  eupressement  stipules  dans 

Attendu  que  le  Gonvem«  ment  Japonais  sontient  que  les  terrains  seuls 
sont,  dans  la  mesare  qui  vient  d'&tre  indiqn^  exempt«s  du  paiewent 
d'impdts  et  antres  diaiges, 
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que  les  Gouvernements  d'Allcmagne.  de  France  et  de  Grande  Bretafrne 
prötendent,  ao  contruire,  quo  Ics  bätiments,  construits  sur  ces  tenains, 
jonissent  de  la  m^me  exemptiun, 

Atteudu  que.  pour  se  rendrc  compte  de  la  nature  et  de  lY'tendue  des 
euguguiients  contract<5s  de  purt  et  d  autre  par  les  baux  ä  perp6tuit6.  il 
faut  reoourir  h  divers  arrangements  et  Conventions  intervenns,  sous  le 
n%äiae  des  anciens  traites,  entre  iea  autoritös  Japonaises  et  leg  repr^sentanto 
de  plusieurs  Puissances, 

Attendn  qae  de  ees  actes  et  des  etipnlations  insörtes  dan«  les  bans 
il  r<5sulte: 

que  le  Gouvernement  Japonais  avait  coDscnti  a  prffter  son  concours 
ü  la  creation  de  quartier»  i^trungers  dans  cettaines  viltes  et  pOttS  da  Japon, 
oaverts  aux  ressortissants  d'autres  nations, 

que,  Sur  les  terrains  d<5sign6s  ä  l  usage  des  ^trangers  dans  les  diffe- 
rentes  localitC'S,  Ic  Gouvernement  Japonais  a  exienti6,  ä  sei  frais,  des  tra^ 
vaux  en  vue  de  facilitt-r  l'occupation  urbaine, 

que  les  ötrangers  n  ötant  pas,  d'apres  les  principes  du  droit  japonais, 
admis  ä  acquC'rir  la  propri^t^  de  terrains  situ^s  dans  le  pays,  le  GoitTer- 
Dement  leur  a  donn^  les  terrains  en  location  k  perpetuit^, 

que  les  baux  d^terminent  T^tendue  des  lots  de  terre  lou^s  et  stipulent 
mie  rentc  annuelle  Hxe,  calcul<}e  k  raison  de  Tespace  [o\x6, 

qu'il  fut  convenu  qu'en  principe  les  quartiers  ^trangers  resteraient 
eti  dehors  du  Systeme  municipal  du  Japon,  mais  qu'au  reste,  ils  n'^taicnt 
pas  soumis  k  une  Organisation  uniforme, 

qu'il  ötait  arrfttS  par  voie  de  r6glements,  commr  nt  il  serait  pourvn 
aux  diverses  fonctions  de  l  administration  et  qu  il  ^tait  prescrit  que  les 
d^tentenrs  des  terrains  seraient  tenus  de  subvt  nir  partiellement  aux  frais 
de  la  municipalit^  k  l'aide  de  redevances  dont  le  moutant  et  le  mode  de 
perception  ötaient  dötennin^s, 

Att«ndu  qu 'on  s'expliquerait  bien  le  soin  apportö  dans  la  r^daction 
des  dits  actes  en  vue  de  pr^ciser  les  obligations  de  tonte  nature  incombant 
aux  ätrangers  vis  k  vis  du  Gouvernement  Japonais.  s'il  ötait  entendu  que 
la  renle  annuelle  repr^sentät,  non  scuUment  le  prix  de  la  location,  utais 
aussi  Ift  oontn  partie  des  impöts  dont  les  preneurs  eussent  6t6  redevables 
a  raison  dt  lu  Situation  cr<;^e  k  leur  profit  par  les  baux  et  que,  par  con- 
Bfypunkt,  ils  n'auraient,  en  cette  qualitö,  k  supporter  que  les  impötS  et 
cliarges  qni  ttaietit  oxpress^ment  mcntionn^s  dans  les  dits  baux, 

Atteudu  qu  au  reste,  il  nest  pas  contesti  que  ce  ne  seit  \k  le  v6ri- 
tlMe  sens  de  ces  actes.  en  tant  qu'il  s'agit  des  terrains,  mais  que  le  Gou- 
vernement Japonais  all^gue  que  les  baux  n'avaient  pour  objct  que  les 
tcrraiuä  uus  et  qu  il  n'admet  pas  quo  les  coDstractions,  £lev6e8  sur  les 
terrains.  fussent  coraprises  dans  les  stipnlations  snr  lesqoelles  TezemptieB 
des  irnputs  soralt  fuiult-e, 

qu  il  a  allcgut-  que  les  tt  rrains  seuls  appartenaicnt  au  Gouvernement, 
les  constnicüons  iUmt,  au  contraire,  la  propri^it^  des  preneurs,  et  qu'en 
cons^qaence  rimmtinitc  dont  il  est  question  ne  pouvait  s'6tendre  qa'aax 
immeubles  qoi  u  claieiit  pas  sortis  du  patrimoine  de  l'Etat, 

Attendu  que,  tontefois,  la  question  qu'il  s'agit  de  d^cidcr  est  celle  de 
savoir  si,  au  point  de  vue  tiscal,  les  constructions  6lev6es  sur  les  terrains 
lou68  6taient,  de  commun  accord,  consid4r6es  commc  acccssoires  de  ces 
terrains,  oa  non,  et  que  la  Solution  de  cette  question  nc  dopend  pas  de 
distinctions  tif^  d'une  präteudae  diSerence  «aant  k  la  propriet6  des 
üumeables, 

que  le  Tribunal  ne  saurait  donc  s'arrßter  k  la  discuBSioii  engsgfe 
k  ee  m^et  et  fondöe  sur  les  prindpes  da  droit  mil, 

Zeitaekrfft  t.IntMB.FiiTat- tt.ÖiDnU.Beeiit.  XV.  32 
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Attendu  que  les  tt^rraiDs  (!'taient  luu^s  puur  y  constmire  des  maiMOS, 
ce  qui  est  imliqur.  ;i  la  f*iis,  par  la  Situation  di'S  irnrnrnhlps  et  pur  la 
nature  des  am6nageiiaiits  LÜfeciuts  pai  \v  (iuuvcruement  Japonaia, 

qne  Tobligation  d  erigcr  dea  Mtimciits  dtait,  daiu  oertaines  loeaUtte^ 
impi'Si'»»  sous  pcine  de  d«^ch^anro.  qwe  l<  s  baux  contcnairnt  souvptit  Tine 
clau^^e,  aux  termes  de  laquellc  les  bätiinents,  qui  sc  troureraieut  snr  les 
terraiiiB,  deviendraient  la  propri«t6  da  GoarenieiDeiit  Japonais,  an  cas  oü 
le  pteneur  niirnit  manqii«^  ;t  scs  pntr;tfromcnts. 

Attendu  qu  il  faut  admeiiic  que  kä  circuastauces  qui  vicnnent  d  C'tre 
relatfies  oSrent  des  argrnmenta  h  l  encuntre  de  la  prtteniton  qae  le  «d  et 
Ifs  constructions  constitnent,  daiis  los  r(.laiiuiis  cntrc  In  partiM  et  aa 
point  de  vue  fiscal,  des  ubjetä  eutierement  dibiiuct^, 

Attenda  qu^eo  interrenant  aux  dits  acte»,  le  GoDvernement  da  Japon 
a  ad.  Tifin  sculemcnt  en  proprictaitu  di  s  t(  rrains  doiiato  en  location,  mala 
aussi  comue  iuvesti  da  pouvoir  suuveraiu  du  pays, 

Attenda  qae  la  volonte  des  parties  felsait,  par  consequent,  la  loi  en 
la  matiere  et  que,  pour  rtablir  cipuiiiiriit  les  actes  ont  6tC'  r«5ellement  intcr- 
pr^tils,  il  faut  s'en  rappurter  au  traitement  auquel  les  d^tcDt«ars  des  ter» 
rains  ont  <^t^,  an  point  de  yne  des  imp6ts,  suumis,  en  fait,  dans  les  diff^ 
rentes  localit^s, 

Attenda,  ä  cet  ögard,  qa'il  est  coustant  que,  saivant  une  pratique 
qni  n'a  pas  Yari4  et  qm  a  ezist^  dorant  one  longae  sörie  d*ann^s.  non 
grillt ment  les  terrains  en  question,  mais  aussi  les  bätiments  <5lcv.  >  sur  res 
terrains,  ont  öt£  exempt^  de  toas  impöta,  tajtea,  charges.  contribuiiuns  oa 
conditions  aatrea  qae  eeoz  express^meat  stipalAs  dans  ms  mox  k  pcrpetuit^, 

Attendu  que  le  Oonvei'nement  du  Japon  soutient,  il  est  vrai.  qae  eet 
etat  de  ch'ises.  tlr  rrK^me  que  Timmunit^  fiscale  dont  jouissaient  en  g^nd-ral 
ha  ätrangers  dans  le  pays,  n'^tait  dft  qu'^  la  ciiconstance  que  les  tribunauz 
consalaires  refaiaient  de  donner  la  sanctfon  näcsssaiie  aoz  lois  fis(»le8 
dn  pays. 

Attendu  que,  toutefois,  cette  Prätention  est  d^poarvue  de  preuves  et 
qa*i]  n'est  pas  m^me  all^go^  qae  le  QoOTeniement  Japonais  ait  jainais 

fait.  vis  Ä  vis  (hn  Gdnvernements  d'Allemntmp,  de  Franro  et  ile  G niude 
Bretagne,  des  r^sei  \  i  s  ä  l'effet  de  mainteuii-  les  diuitä  qu  il  dit  avoir  iti 
Msös, 

que.  bicn  qu'il  ait  6t6  all6gu6  que  rimmunite  d(Mif  les  ^'trangers 
jouissaient,  en  fait,  au  point  de  vue  des  impüts,  souä  le  regime  des  aucieus 
trait^,  ^tait  gön^fale  et  qu  elle  s  L^tendait  anx  ^trangers  r^sidant  en  dehora 
dos  ronc<?ssions  en  question.  11  lesulte  pourtant  des  renseignements  f(inini8 
au  sujet  de  ddtenteurs  d  imineubles  —  terrains  et  maisoos  —  ä  hiogo, 
qae  ladite  rtgle  n'a  pas  €Ui  d  une  applicatiun  unWerselle, 

ijiio,  dans  tons  le<;  cas.  la  Situation  de  fait  n'est  pas  dentenae,  de 
quelque  ta^on  qu  un  1  explique, 

Attenda,  aa  point  de  vne  de  Tinterpr^tation  des  dispositions  des 

nonveaux  trait^s  au  sujet  ilesqiielles  il  y  a  conte.station  entre  les  Parties. 

qae  la  rMactioa  de  l'article  lö  du  trait<i  eutre  la  Grande  Breta^e 
et  le  Japon  —  tnütö  antCriear  aax  deax  aatres  —  avalt  cu-  de 
propositions  tendant  ä  mettre  les  ötrantrers.  detenteiirs  de  terrains.  sur  le 
m&me  pied  que  les  snjets  japonais,  tant  au  puint  de  rue  de  la  propriötd 
des  inunenbles  qai  lear  avaient  ^  concM^s  en  location  que  ponr  ce  qoi 
concerne  le  paiement  de  laxes  et  iriiiipi"fs.  mais  iju'on  est  cnsuite  tomb^ 
d'accord  sur  le  maintien  du  regime  qui  jusuu'alors  avait  praUqu^, 

qae  le  Goavernement  Japonais  prttend,  il  est  Ttai,  qae  la  qoestioii 
de  maintenir  le  statu«  quo  ne  se  rapportait  qn'aox  terrains,  mais  qne 
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«ette  prMention  ne  ae  ttwne  pas  justlfite  par  les  expressions  cmploy4es 
Ml  cuurs  des  n^gociations, 

^n'aa  cootraire,  le  repr^ntant  da  Gouvernemeut  Japonais  qoi  a 
pris  TinitiatfTe  ponr  strirer  h  im  aooord  dant  oe  seiu  s'ert  bornd  i  pro- 

poser  le  maiiiTii  n  du  sfa/us  quo  dans  les  concessions  ötraogiftres  (nuUtUe' 
nance  of  the  statu»  quo  in  the  foreig»  geitlement^, 

qnll  n'est  pas  k  prösnmer  qtie  le  de  la  Qrande  Bretagne,  en 

pri^st  iitant  nn  projet  t'laboiv  snr  I  i  li  ise  dt-  lailite  proposition,  ait  entendu 
faire  une  reatrictioii  concernaat  les  cougtroctioos,  qae  cela  ne  r^snlte,  ui 
dea  mota  fauArte  daiit  te  procto-verhal,  ni  da  eontenn  de  Tarticle  par  Ini 
pvoposä, 

qne,  poor  mainteoir  intögruU  iiK  iit  le  Status  quo,  ü  ne  soffirait  pas 
d^admettre  qne  rfnunnnit«  fisealc,  qui  ju:^iiu*&  eette  ^poqae  s'^ndait,  taut 
sur  It  s  i(  rrains  que  sur  Ics  constructions,  dans  les  quarticrs  (Jtrangers, 
aerait  maiutenoe  poor  le  sei  seulement  et  qu  elle  ceaaerait  d'exister  poor 
ce  qul  ooneerne  les  matsons. 

qu'il  doit  surtout  i  n  rtrc  ainsi  lnrsi|iron  considrrc  que,  pour  sc  con- 
former  ce  qui  ötait  convcnu,  les  Parties  ne  sont  yas  börn^es  a  formaler 
nne  disposition  an  snjet  de  la  conlfatnation  des  banx,  mais  qn^elles  ont 
ajout6  qu'aucunes  conditions,  sauf  Celles  contenucs  dans  Iva  baux  en  vigueur, 
ne  seront  imposöea  relativement  &  nne  teile  propri^t^  (no  conditüms 
uikaiwefter  otksr  than  those  emUained  in  auch  existing  leaae»  »hall 
he  imposed  in  respect  of  such  property), 

que  cette  demiöre  clause  est  r^digöe  d'une  fa^on  cncore  plus  explicite 
dans  le  traittf  avec  la  France, 

Attendii  qu'au  sur|)his.  dans  les  clauses  dont  il  s'agit,  les  Puissances 
n'ont  pas  parl6  de  terr&ins,  comme  elies  auraient  dft  n^cessairement  le 
faire  si  nnimnnit#,  contrurement  i  oe  qoi  arait  6t6  pratlqn«  jusque  lä, 
avait  dü  ^tre  rcstn  intt  aiix  tmains. 

qu'elles  ont,  au  contrair«,  umpluyö  des  expressions  assez  larges  puar 
«omprendre  dans  son  ensemble  la  sitnatfon  fidte  par  les  1»anz  anx  preneurs, 

Attendn  que  le  Tribunal  ne  suurait,  luni  plus,  admettrc  qu«  It  s  iiotes 
^hangöes  entre  les  Qouvemements  d'Allemagne  et  da  Japon,  au  moment  de 
la  conclnsion  dv  iiMiveM  trait«,  contaament  des  ezpUoations  de  natura  4 
plucer  TAIh  laairne  dans  des  «onditions  meins  aTantagenses  qae  Im  denx 
autres  Puissances, 

qne  le  Gonvemement  dn  Japon  a  sartont  Tonhi  tirer  argument  de 
ce  que  GiHivernemcnt  Allemand  a  fond6  rimmunite  liscalc  sur  ce  qu'il 
est  intcrdit  aux  ^trangers  d'acqa^rir  la  prophöt^  de  terrains  sitn^  au 
Japon.  mais  (\xCk  cet  dgard  il  fant  eottsidörer  qa*en  fait  les  constractions 
avaient  totijnurs  cu  Ii-  «  arartitr  dr  d<,'|ii  ndances  des  terrains  an  point  de 
Tue  des  impöts,  et  qu'il  n'cst  pas  pr^snmer  qne  le  Gonrernemeut  Alle* 
mand  ait  entendn  renoncer  anx  arantages  oonsentis  en  favenr  de  la  Grande 
Bretagne  par  le  nouvt'ati  trait/-.  rc  (|ui  serait  d'ailleurs  cn  lontradiction 
avec  la  clause  assuraut  rAllemagnc  le  traitement  de  la  nation  la  plus 
laToriite, 

Par  Oes  motifs: 

Le  Tribunal  d'Arbitrage,  ä  la  majorit^  des  yv^x,  d6cidc  et  declare: 

Les  dispnsitiotts  des  trait4s  et  autres  engttgements  mentiumits 
(/uns  les  p/oti>iüles  d'arbitrage  tCexemptent  pas  seulement  les 
tt  i  raim  possi'd^s  en  vertu  des  haux  perpituels  conoidi's  par  le 
Gouoernetneut  Japouds  nu  en  snn  notn,  mais  eflea  eTempfenf  les 
ierrains  et  les  bätimtsnts  de  taute  nature  con^truits  ou  gut  jpour- 
raient  itrt  eomtruUs  gur  ce»  Urraiwt,  de  toua  impdis,  taxeSf 

32* 
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ch'trffes,  contrihufinnf!  ou  rnttdifintts  qurlmfiques  ttUtreS  fke  CtUX 

expt  esscmeut  stipuU-s  dans  les  buux  eu  quextion. 

Fait  i  la  Hayc,  dans  I  Hutel  de  la  Cour  permanent«  d  Arbitragc,  le 
22  mai  leOo. 

fsignej  G.  Gram 
(   ,   ^  L.  Reuauh 

An  moment  de  proceder  k  la  Signatare  de  la  präsente  Seutenoe 
arbitralc,  us^nt  de  hi  fucxüU'  quc  me  conf(>re  Tarticle  52.  alin^a  2,  de  h 
CoHrent ii'H  pour  Ic  rciflciiicnt  pacißque  dcf^  cntiffiff!  internnthnaux, 
cuücluc  .1  Li  liuyc  Ic  2^  juillei  jc  ttcns  h  conütater  mon  disseutimcQt 

ab.>iulu  avec  la  majoritö  dn  Tribunal,  e&  oe  qni  ooncenie  lea  motib  conune 
le  dispoütif  de  la  Senteoce. 

(»igm)  1.  MütoDo. 

B.  Kleine  Uericlite. 

Von  der  Redukrioii 

1.  Die  vierte  Haager  Konferenz  über  internationales  Privat- 
recht  (1904). 

Vom  16.  Mai  bis  7.  Jnni  iiK>4  hat  die  vierte  Kimfcreiiz  über  inttr- 
nationale»?  Privatrecht  im  Haag  is.  d  AnkündiL'uii^  Ztscli.  XIII  2Hf)  —  be- 
suiiderti  Anm.  4  —  S.  3i)4;  getagt.  Die  Verhandlungen  und  Dokumente  liegen 
in  swei  Binden  gedruckt  vor: 

Bd.  1 :  Aciea  de  la  quatriinus  cmfirmM  de  la  Haiye  pmr  U  droU 
iutämaiümal  prM  (19.  mai— 7.  Juin  1904),  XY  u.  225  8.  (Fblio). 
Bd.  2:  Documenta  relatifs  ä  la  quatrieme  confirence  de  la  Haf/e  ptmr 

le  droit  intcrnfttit)naJ  prirr.  VI  ii.  3:^9  S.  (Folio-. 
Das  Ergebnis  (Ut  Konferenzen  ist  ils  r  Absrlilnß  von  4  Vertragsentwürfen: 

1.  Convention  relative  ä  la  pvovidurc  cicilt'  21t  Artikeln  eint-  Hevision 
des  Abkommens  vom  14.  November  1896  und  dessen  ZusatzprutMkolles 
vom  22.  Mai  1897, 

2.  Omwntion  wr  les  confiiie  de  loi  em  matüre  de  SHceeaeitm»  et  4$ 
ieetamenle  (14  Artikel), 

3.  CtmventUm  concemant  les  conflits  de  loi  relatifs  aux  effeU  im 

mnritttjc  sur  Ics  d/oifs  et  les  deroirf}  des  epoux  dane  Uure  ft^ports 
pemonneis  et         /e^  hienn  des  cpnujc  (15  Artiker. 

4.  Convention  concemant  V inierdiction  et  U(8  mesurea  de  protectium 
analuffues  (19  Artikel). 

Außerdem  sind  onter  dem  Namen  ,Projet  relaüf  ä  la  ftUllite"  ia 
10  Artikeln  Leita&tie  f ttr  einen  künftigen  Vertxagaentwnrf  Aber  daa  i■te^ 
nationale  Konkarsrecht  aufgestellt.  Femer  ist  Hit  die  Tagesordnung  einer 
möglichst  bald  zu  berufenden  fernen^'n  Konferenz  vorgesehen  die  Fcststelhmf 
gewisser  Eri^änzungen  zn  den  nnt^  r  l  und  2  bezeichneten  Konventiuneiu 
ferner  rli,  JU  i(elung  der  Rechtsfolgen  der  Ehescheidung  und  der  Trennung 
von  Tiäch  und  Bett  sowie  der  Wirkungen  der  Eheschließong  für  die  Legt* 
timation  der  Kinder.  — 
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Die  Konftienz  war  beschickt  von  17  ötaateo  (Deutscblaud,  Österreich, 
Ungarn,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  Nor- 
wegen, Niederiude,  Foitngal»  Ruminlen,  Rnflland,  Schweden,  Sehweis  und 
Japan,  das  an  den  frtthemi  Koi&fezensen  nicht  teilgenommen  hatte).  — 

Die  Delegierten  aller  vertretenen  Staaten  haben  die  Vertragsentwürfe 
signiert,  mit  Ausnahme  des  Vertreters  Msterreichs.  welcher  vor  dem  Schluß 
der  Konferenz  abgereist  ist,  aber  erklärt  hat,  daü  er  keine  Einwurfe  zu  er- 
heben habe. 

2.  Alimentatioiuiaiispnioh  eines  unehelichen  dentacihen  Kin- 
des gegen  seinen  Inxemborgisehen  Vater. 

Ein  Amtsgericht  hatte  um  Auskunft  dartther  gebeten,  ob  der  Voimnnd 

eines  unehelichen  Kindes  einer  deutschi'n  Mutter  pepen  den  Kindesvater,  der 
luxemburgischer  Staatsangehöriger  ist  und  in  Luxemburg  wohnt,  auf  Zahlung 
einer  Unterhaltsrente  mit  Erfolg  klagen  könne.  Zu  dieser  Frage  bat  die 
luxemburgische  Regierung  sich  dahin  geäußert: 

.Zweifellos  ist»  dafi  alle  daa  Pamilienredit  regdndea  Oeeetse  das  Per- 
aonalstatut  betreffen.  Da  nun  solche  Gesetze,  gemftß  Art.  3  des  in  Luxem- 
burg geltenden  Zivilgesetzbuches  (C.  C  i  auf  Luxemburger  überall  anwendltar 
sind,  so  werden  alle  auf  dasselbe  bezüu'lichen  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
insoweit  sie  einem  Luxemburger  zustehen  oder  denselben  verpflichten  sollten, 
nach  dem  Inxembnrgiscben  Qesetse  zu  beurteilen  sein.  Kach  der  allgemein 
Torberracbend«!  Meinung  hat  )üso  der  Anslttnder,  wenn  ihm  anch  nach  wäam 
eigenen  Personalstatnt  eine  solche  Pordenmg  gegen  einen  Luxemburger  an- 
steht, kein  Recht,  dieselbe  bei  den  inländischen  Gerichten  geltend  zu  machen, 
da  das  Personalstatut  des  eventuell  YerpHichteten  dieselbe  ausschließt.  So 
ist  anch  die  Klage  auf  Zahlung  einer  Unterbaltsrente  seitens  des  Vormundes 
eines  nnehelichen,  nicht  anerkannten  Kindes  nicht  zulässig,  weil  die  Nach- 
iondmng  nadk  i9t  Vaterschaft  hei  diesen  Kindern  nach  Art  340  des  G.  C. 
«tsge8chlo3sen  ist  und  dcmgem&B  auch  solche  Klagen  nicht  gestattet  sein 
können,  für  welche  dieser  Beweis  7ti(>rst  gebracht  werden  müßte.  Ist  das 
Kind  jedoch  gesetzlich  anerkannt,  so  scheint  ihm  auch  ein  Anrecht  auf  Unter- 
halt nnd  eine  Klage  zu  dcsstu  (leltcndmachung  zuzustehen.* 

{„Badtsche  Rechtsjyraxis"  1904  8.  164.) 

3.  Eidliche  Zeugenvernehmung  durch  badische  Notariate 
zum  Gebraueh  bei  Gerichten  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika. 

Das  amerikanische  Nachlafigericht  hatte  Termin  zur  gerichtlichen  Prü- 
fung und  Bestätigung  eines  eigenhändigen  Testaments  be.^^iimmt  und  zugleich 
angeordnet,  daß  bis  dahin  zwei  in  Amts  Durlach,  wohnhafte  Testament«- 
and  Unterschriftszeugen  über  das  Zustandekommen  und  die  Eciitheit  des 
Testaments  dnrcb  einen  Xotar  eidlich  zu  vernehmen  seien.  Das  um  die  Ver> 
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nehmnnp  ansepanficne  TS^otariat  hatte  Zweifel  betreffs  seiner  ZustAndigkeit 
und  verwies  an  das  AnUsgericht,  das  die  Erledigung  ablehnte.  Gemäß  §  41 
Abs.  1  RFO  bat  das  Landgericht  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  die  in  den 
Brlaaaen  TOm  11.  7.  Ol  No.  84847  und  16.  4. 08  No.  13409  {SadiwJke  Beckf- 
praxis  1901  S.  261  and  1908  S.  150)  im  Interesse  der  ErleiditenDig  und 
Beschleunigung  der  Abwicklung  von  Nachlaßangelegenheiten,  welche  die  Ver« 
rinipten  Staaten  von  Amerika  henihren,  getroffene  Bestimm unt:,  wonach  so- 
wohl das  Notariat  wie  das  Amtsgericht  zur  eidlichen  Zeugenvemehmong 
ermächtigt  sind,  auch  in  dem  vorliegenden  Falle,  wiewol  dennf  jene  ErUua» 
nieht  munittellittr  mtrefien,  vax  Anw«idung  zn  kommen  \aX.  Hiemadi  wurde 
das  angegangne  Notaiiat  als  die  aar  Erledignng  aasUUidige  Behörde  bestimmt 

{»Badi»eh§  XwküpraceiB''  1904  &  836.) 

4.  Kalifornische  Testamentsform. 

In  „Badische  Rechtspra.Ttff"  1004  154  wird  mitseteilt  : 
.,Ein  am  10.  1.  04  im  Großberzugtum  verstorbener  Bürger  von  San  Kran- 
aisko  hat  am  8. 1. 04  im  Grofiberzogtum  ein  Testament  in  der  Weise  errichtet, 
daß  er  dasselbe  seinem  Bruder  diktierte  und  nnterscbrieb.  Ein  Dritter  war 
dabei  als  Zeuge  zugezogen.  Auf  die  Frage,  ob  das  Testament  den  Form- 
Vorschriften  dos  kalifornischen  Rechtes  entspreche,  haben  die  clit.'^beistände 
des  Kaiserlichen  Konsnlats  in  San  Franziskn  sich  dahin  geän6(  rt;  Das  Testa- 
ment entspricht  in  keiner  Weise  den  Erfordernissen  der  kalifornischen  Gesetze. 
Ein  mündlich  erklärtes  und  alsbald  niedergeschriebenes  Testament  —  »nis- 
eupoHnt  will  —  ist  naeh  §§  1888--1891  Civil  Code  nur  dann  gestattet»  venu 
der  Testator  sich  sorzeit  im  Militär*  oder  Scbifbdi^st  und  in  Todesgefabr 
befindet." 

Die  hier  mitgeteilte  Rechtsaoslranft  ist  folgendtfmaßen  zu  ergänsen: 

1.  Betreffend  dit>  Zuliissigkeit  des  „nuncupatice  tcill"  d  h.  des  Testa- 
mentes, das  mündlich  vor  zwei  Zeugen  errichtet  werden  kann,  bestimmt 
§  1289  des  Kalifornischen  Civil  Code  von  Itttiö:  „T/w  decedent  muat,  at 
Ute  Urne,  have  been  in  actual  military  Service  in  the  field,  or  dtjing 
duty  OH  ehipöoard  ai  eea,  and  in  eiiker  ease  i»  actuai  eomtemplaiion^ 
fear,  or  perü  of  deaik;  .  .  Aber  §  1889  a.  a.  0.  llbrt  fort:  ^or  the 
decedent  must  have  been,  at  the  time,  in  ejcpectation  of  immedieite 
deuth  from  an  injury  received  the  anme  dinj  " 

2.  Nach  8  127B  a.a.O.  ist  ein  schriftliches  vor  zwei  Zi  ufien  er- 
richtetes Testament  („written  will"  ist  die  technische  Bezeichnuagi  gültig, 
wenn  es  vom  Testator  unterschrieben  ist  und  wenn  besOgUch  der  Zeugen 
die  VoMchrilt  beobachtet  ist:  aThere  must  he  two  attestinff  witnesges, 
cach  of  tchom  must  sign  his  name  as  a  tcitness,  at  the  e$td  of  the 
iciil,  nf  the  testator's  rerptcsf.  niid  in  his  presence." 

A.  Daneben  gilt  die  holographische  Testamentsform  (§  1277  a.  a.  0.}. 

Niemeyer. 
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1.  Schlüsselgewalt  einer  ausländischen  (österreichischen) 
Ehetrau  in  Deutschland. 
(Von  Herrn  Hat  bei  der  Uambargiscben  .'u  :  / Verwaltung  Dr.  Ritter.) 

Ein  Ehemann,  der  seinen  Wohnsitz  in  Hambarg  hat,  schließt  das  Recht 
seiner  Ehefrau,  innerhalb  ihres  häuslichen  Wirkungskreises  seine  Geschäfte 
für  ihn  i\\  besorgen  und  ihn  zu  vertreten,  ans.  Die  Ehegattin  waren  und 
sind  i>8terreicher.  Der  Mann  beantragt  Eintragung  der  AnsschlieUuug  iu  das 
Gflterrechtsregister.  Dem  Antrage  wird  stattgegeben.  Die  Frau  erhebt  Be- 
schwerde: ihre  pen<inlieheii  Rechtsbesidningeii  zn  ihrem  Ifonne  hestimmtoi 
sich  gem&fi  Art  14  Abs.  1  £6  s.  BGB  nach  «•temtehiBcliem  Rechte  ;  die 
§$  1357  tmd  1435  BGB  seien  deshalb  nnanwoidbar ;  die  Eintragung  sei  mithin 
zu  Unrecht  erfolgt.  Die  Beschwerde  wird  Tom  Landgericht  als  unsuläwig 
verworfen.    Ans  den  Gründen: 

.GemriÜ  i;  Ii)  FGG  findet  das  Rechtsmittel  der  F!o«fl'werde  t(e^en  Ver- 
fügungen des  Gerichts  erster  Instanz  statt,  und  es  wird  wolil  auch  die  Be- 
schwerdeschrift dahin  zu  verstehtu  sein,  daß  nicht  gegen  die  verfügte  Ein- 
tragung, sondern  gegen  die  Verfügung  der  Eintragung  die  Beschwerde  ge- 
richtet sein  flolL  Die  Beschwerde  steht  nach  §  20  Abs.  1  jedem  zu,  desien 
Recht  dQfch  die  Yerlflgiiiig  beeintrilditigt  iat.  Diese  Voranstttziuig  der 
Beschwerde  fehlt  indessen  im  Torliegraden  Falle.  Weder  dnrch  die  YerfSgung 
der  Eintragung  noch  durch  die  Eintragung  der  AnaachUefiimg  beziehungsweise 
Beschränkung  ihrer  Schlüsselgewalt  in  das  GiUerrerhtsrecrister  wird  das  Recht 
der  Frau  beeinträchtigt.  Die  Beeintrachti^ninj^  ihres  R<'ehts,  das  ihr  pemRß 
§  1357  BGB  zusteht,  geschieht  durch  die  von  der  Eintragung  gänzlich  unab- 
ULngige,  vom  Mann  der  Frau  gegenüber  zum  Ausdruck  gebrachte  Ausschließung 
heziehnngsweiae  Beschrftnknng  ihrer  Schlfleaelgewalt.  Die  Bestimmnng  des 
letzten  Satzes  Ton  §  1857  bezweckt  nnr  den  Sdratz  Dritter.  Ihnen  gegen- 
über ist  die  Beschränkung  nur  wirksam,  wenn  sie  in  das  Oüterrecbtsregister 
eingetragen  ist,  für  das  innere  güterrechtliche  Verhältnis  zwischen  den  Ehe- 
gatten ist  da^ejjen  gleich^dltis:,  ob  dii-  B^  schrankiinq:  eingetragen  ist  oder 
nicht:  wäre  sie  zum  Ikispiil  nicht  eingetragen,  und  der  Mann  hätte  deshalb 
eine  von  der  Frau  eingegangene  Verbindlichlieit  erfüllen  müssen,  so  hätte  er 
einen  SdiadeosersatzaiuprQch  gegen  sie.  Gegen  die  in  der  Ausschliei^ung 
beziehungsweise  BcschrSnlrang  liegende  Beeintrichtignng  ihres  Rechts  aber 
er5lfnet  das  Gesetz,  §  1357  Abs.  8,  der  Fran  den  Rechtsweg  des  Antrages 
an  die  Vormnndschaftsbehördc  auf  Anfliebung  der  Beeinträchtigung.  Wird 
demselben  entsproc  hen,  so  ist  aal  Antrag  auch  demgemäß  die  Eintragnng  im 
Qüterrechtsregister  zu  löschen. 

Nicht  (\m  Re«ri«»tpr<jmcbt,  sondern  das  Vorraundschaftsgericht  i.^^t  zu- 
ständig für  die  Prüfnn«:  d»  r  Fi  igf.  ob  die  AnssfhlieBnng  oder  Beschränkung 
der  Schlüsselgewalt  der  Frau  seitens  des  Mannes  zulässig  war  oder  nicht." 
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Auf  die  weitere  Beschwerde  der  Frau  wird  vom  hanseatücbeii  Obef- 
landesi^oricht  beschiosscn : 

.da  die  Ehejjattpn  .  .  .  auslaudisehe  (üsttircichiiche)  Ebegatt«D  smd, 
die  üucii  Wohnsitz  iui  dcuUchen  Inlandc,  in  Hamborg,  haben, 

dft  anch  Kur  Zeit  der  Efaeaeliließung  der  Sbemaim  .  .  .  OftendchUdier 
Staataangehttriger  war  lud  für  ihr  eheliches  Qaterreeht  (die  öskeneiclitscheiii 
nicht  die  deutschen  Gesetze  maßgebend  sind:  EG  z.  BGB  Alt.  15  Abs.  f. 

ila  die  in  j}§  1357  und  1435  BGB  vorgesehene  Eintragung  ins  GaM- 
rechtsregister,  betr.  AusschIi"f'niiLr  cikr  nrsrhränknnqr  der  der  Ehefran  zu- 
stehenden Srhlüsselgewalt.  mir  ;uif  Fhf  i'  itten  deutscheu  Kti  hts.  auf  dit-se  »ucb 
nur  die  nach  §  1357  mugliche  Einwirkung  des  Vormundscbahsgerichu»  an- 
wendbar ist, 

da  die  unberechtigte  Eintragung  solchen  Inhalts  eine  Verletzmig  da 
Rechts,  jedenfalls  des  Personenrechts»  der  Bhefran  dantdlt» 

da  hiemach  die  weitere  Beschwerde  .  .  .  sowie  die  Besdiwerde  an  das 
Landg^cht  selbst  begrflndet  sind : 

Der  Beschluß  des  Landgerichts  .  .  .  nnd  die  Verfügung  des  Ämt^gorichM 
.  .  werden  aufgehoben.  Die  .  .  .  Eintragung  ins  Güterrechtsregistor  Mr 
AusschlieUung  der  Schlüsselgewalt  der  Beschwerdeführerin  ist  zu  Kischtu  • 

Diese  Entscheidungen  bieten  u.  a.  zu  fnlgcnien  Überlegungen  Anlaß: 

Die  Beschwerde  findet  im  Gebiete  der  frt  i willigen  Gerichtsbarkeit  gegen 
gerichtliche  ^Verfügungen"  statt  (KGG  S  19  Abs.  V.  Die  . Eintragungsrer- 
fügunt;-  \>.'l.  preuU.  Alli,'.  Verf.  vom  6.  11.  DU  Art.  3  JMBl  S.  2i»Hi  ^wWi 
eine  sulchc  Verfügung  unzweifelhaft  nicht  dar,  ist  vielmehr  eine  lediglich  fär 
den  inneren  Dlenstbetii^  bestimmte  fonnlos  wieder  in  besdtigaide  AaetdooBg 
(TgL  XausniU  FGG  §  7  Weitter  FGO  %  19  No.  3).  Sie  ist 
reichsrechtlich  fiherbanpt  nicht  Torgeschrieben,  bracht  Tom  Standpmilct  des 
Rdchsrechts  Uberhaupt  nicht  zu  erfolgen ;  vielmehr  genügt,  daß  der  Blann  des 
Antrag  {rcmiiO  1501  Abs.  1  BOB  ät«lit  und  das  Gericht  dem  Antrage  tst- 
sächlich  durch  Eintragung  entspricht. 

Dagegen  ist  di«^  Eintragung  aHerdings  eine  .Verfügung",  die  mit  d« 
Beschwerde  angegriffen  werden  kann  Ji'/iu.s/ntz  VdG  §  IH«)  3: 

Auch  steht  nichts  im  Wtge,  daü  die  Frau  die  Px  schwerde  gegen  dir  tm- 
tragang  zur  Hand  ninunt,  wenn  durch  die  Vcriüguiig  ihr  „Recht*  fhetOr 
tritehtigt«  wird  (FGG  §  20  Ahe.  1).  Freilich  wird  von  solcher  BeeintrftchtlgsDg 
niemals  die  Rede  sein  Icttnnen,  wenn  auf  das  persönliche  Rechtsrerfailtaii 
der  Ehegatten  zu  einander  deutsches  Recht  Anwendung  findet  und  der  Mans 
die  Schlüsselgewalt  ausschliclit.  Denn  es  ist  wiederum  das  ^Rechf 
Manne.s.  die  Srhlihseltfewalt  HUsrnschüeLien  'BGB  1357  Ab.*^.  2  Di'^»^ 
Recht  ist  das  ülirr^'t  oriiiietc.  sriiic  Aiisiilnjiig  beseiti;.:f  das  in  der  N;hla»*el- 
gewalt  der  Frau  cuiiiahene  Recht  vullstundig.  sodali  ein  Reiht  der  Frau,  da» 
dnrcb  die  Eintragung  beeinträchtigt  werden  könnte,  überhaupt  nicht  mdtf 
vorhanden  ist  Und  gegen  den  MiSbranch  dieses  ilbe^eordneten  Rechts  endlick 
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gibt  es  nur  die  Annifunfi:  des  Vormundschaftsgerichts.  Aber  von  diesem 
Falle  abgesehen  sind  srlir  wohl  Fälle  denkbar,  in  iltiun  dif  Eintragung  zur 
Beeinträchtigung  eines  Hechts  der  Frau  führen  kaau.  Findet  insbesondere 
aal  du  Beehtarerhftltnis  der  Ehegatten  sa  einander  aiulindiiches  Recht  An» 
wendvng,  w  Inno  die  BeBcbwerde  auf  die  Bebauptang  geitatst  werdra,  daß 
nach  aoslftadiadiem  Recht  der  Bhefran  das  wllhrend  dar  £he  nieht  entsidibaie 
Recht  der  Schlüsselgewalt  zustehe,  daB  die  Ausschließung  dieses  Rechts  durch 
den  Mann  deshalb  rocht s^vidrii:  sei,  und  daß  auch  die  Eintrajnmg  dti  Aus- 
schließunp  in  das  ( iütfrrcchtsro^ister  dieses  Recht  insofern  beeintriiclitii^e,  als 
die  Frau  nunmehr  niciit  ao  ungehindert  wie  bisher  von  ihrem  Rechte  Gebrauch 
machen  könne.  Erst  wenn  sich  ergebe,  Uaii  auch  nach  der  fUr  das  Rechts- 
Terbftltiiie  der  Ehegatten  sn  einander  maftgebenden  RechtBordnung  der  Mann 
berechtigt  wttie,  die  SchlÖMelgewalt  der  Frau  an  beseitigen,  und  der  Mann 
▼on  diesem  seinem  Rechte  Qehranch  gemacht  hätte,  würde  ein  Recht  di  r  Frau 
nicht  mehr  beeinträchtigt  erscheinen  und  die  Beschwerde  als  unzulässig  zu- 
rückzuweisen sein  Denn  nun  würde  abermals  feststehen,  daß  ein  Recht,  das 
durch  die  Eintragung  beeinträchtigt  sein  könnte,  schon  vor  der  Eintragung 
nicht  mehr  bestanden  hat. 

Nun  spricht  sllerdings  die  Entsdieidnng  des  hanseattodien  OberlandM* 
gerichts  ans,  daß  ein  derartiger  VaXL  sieh  Oberhaupt  nicht  antragen  dflrfe, 
weil  fSr  das  eheliche  OQterredit  von  AuslAndem  nach  Art  15  Abs.  2  EG 
%.  BGB  nicht  deutsches,  sondern  ausländisches  Recht  gelte  und  demgemäß 
nach  den  1357,  113,")  BGB  nicht  vorfahren  werden,  eine  Eintragung  in  das 
Gtlterrerhtsregister  üherhaupt  nicht  erfolgen  könne.  Allein  abgesehen  von 
deiu  im  Ydrliegendiii  Fallt'  freilich  unwesentlichen  Umst*nde,  daß  das  Rechts- 
verhältnis der  Ehegatten,  wie  es  iu  der  ächiüsselgewalt  der  Ehefrau  zu  Tage 
tritt,  nicht  dem  eheliche  Oftterrecht,  sondon  dem  Gebiete  der  petsönlichen 
Bechtshesiehungen  der  Ehegatten  zn  einander  angehftrt  {Planck^  EG  s.  BGB 
Art.  14  No.  4.  Niednei;  EG  z.  BGB  Art.  14  No  4.  Xiemeyer,  I.  P.  R. 
S.  143  f.),  ist  1]  h  die  Vorschrift  des  Art.  16  EG  z.  BGB  übersehen  worden. 
Danach  findet  auch  auf  ausländische  Ehegatten  die  Vorschrift  des  ^  1357  BGB 
Anwendung,  soweit  sie  Dritten  günstiger  ist  als  das  ausländische  Recht  Ist. 
was  in  jedem  Falle  festzustellen  sein  wird  und  auch  in  dem  vorliegenden 
Falle  festzustellen  gewesen  vftre,  das  deutsche  Recht  den  Dritten  günstiger 
als  das  ausländische,  so  haftet  nicht  nur  der  Ehemann  d«i  Dritten  nach 
Jlafigabe  der  Vorschrift  des  %  1357  Abs.  1  BGB,  sondern  er  kann  auch  nadi 
§  1357  Abs.  2  BGB  die  Dritten  gegenüber  bestehende  Schlüsselgewalt  der 
Frau  einschränken  oder  ansschließm  und  auf  einseitigen  Antrag  die  Ein- 
tragung dieser  Maßnahme  in  das  Güterrechtsregister  herbeiführen,  wie  denn 
auch  die  Frau  die  \\  iederheseitigiintj  dieser  Maßnahme  durch  Aiaukii  deb 
Vormundschaftsgerichtb  mit  det  Behauptung  und  mit  dem  Nachweis  erreichen 
kann,  daß  die  Beschränkung  oder  Ausschließung  einen  Mißbrauch  des  Rechtes 
des  Mannes  darstelle  {Niemeyerj  l.  P.  R.  S.  löO  und  die  Kommentare  aum 
EG  z.  BGB  Art.  16). 
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Das  österreichische  BOB  scfaeiDt  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  den 
Dritten  nicht  so  gfinstig  zu  sein,  wie  das  deutsche  Recht.   Es  spricht  in  S  91 
aus.  daü  der  Mann  ,das  Haupt  der  Kaniilie'^  sei  und  ah  solches  besonders 
das  Recht  hahc,  das  Hauswesen  zu  leiten,  und  die  PÜicht,  der  EbefrüU  Unt«^r- 
halt  zu  gewähren  und  sie  in  allen  VoifUlen  zu  rertreten.  Nach  §  92  ebenda 
ist  andeiefBeito  die  FrM  verpfliditet,  dem  Mftnne  iD  der  HMuhaHang  nadi 
Krftften  beixnstdieii  und,  soweit  es  die  h&nsliche  Ordnung  erfordert^  die  tod 
ihm  getroffenen  Maßregeln  zu  befolgen.    Hieraus  hat  die  Rechtsprechung 
(bei  V.  Schep,  BGB  für  Österreich,  Wien  1902  §  92  No.  7)  abgeleitet,  daß 
der  Mann  ,aus  für  den  Hanshalt  nütitrfn  Einkäufen  der  Frau*  als  Seihst- 
und rt'i:i-lmäßjj;  als  Allcinschuldncr  hafte.    Eine  der  Vorschrift  des  3  l'^"* 
Abs.  2  BGB  entsprechende  Vorschrift  fehlt  ebenfalls.    Aber  man  wird  an- 
nehmen dflrfen,  daß  der  Mann  als  ^Haupt  der  Familie"  (jedenfalls  , soweit 
es  die  hftaslicbe  Ordnung  erfordert')  das  Reebt  hat,  die  der  Fkan  »istelieiide 
Yertretnngsliefagnis  sn  ItescltrAnken  oder  ansaraschliefien,  und  swar  niebt  nur 
mit  WirkunL'  für  die  Prau,  sondern  auch  mit  Wirkunyr  für  Dritte.  Allerdin^ 
enthiUt  auch  das  österreichische  BGB  für  den  Fall  des  Widerrufs  oder  der 
Aufkündigung  einer  Voll  macht  Vorschriften  zu  punsten  Dritter  (§  1026  \ 
aber  abgesehen  davon.  <laL!  diese  Vorschriften  schon  ilirer  Natur  nach  keine 
Anwendung  würden  finden  kuuncn.  hat  das  Gesetzbuch  in  S  1034  zum  Aus- 
druck gebracht,  dafi  die  auf  , gesetzlicher  Bevollmächtigung''  beruhende  Ver- 
tretangsmacht  sich  nadi  dra  fflr  sie  geltenden  besonderen  Vorschriftoi  be- 
stimme. Man  wird  biemacb  annehmen  dttrfen,  dafi  das  Österreichische  Recht 
in  duppelter  Besichong  den  Dritten  nngOnstiger  ist  als  das  deutsche:  einmil 
insofern,  als  es  die  Frau  nur  berechtigt,  die  für  den  Haushalt  ^nötigen"* 
Einkäiffe  mit  Verbindlichkeit  für  den   Mann   vorzunehmen,   während  die 
Schlüsselgewalt  der  Frau  nach  §  18.")7  Abs  1  BGB,  gerade  mit  Hikksirht 
auf  den  Schutz  Dritter,  über  den  Rahmen  der  damit  gekcnnzeichuetcu  Ge- 
scbäfte  nidit  nnwesentlieb  hinausgeht,  nnd  weiter  insofern,  als  der  Matt 
nach  östMreieliiscliem  Recht  die  Schlflsselgewalt  der  Ftan  dnich  bloße  8r» 
kl&ning  gegenaber  der  Pran  auch  mit  Wirkung  fflr  Dritte  beschrinken  oder 
entziehen  kann. 

Denitreraäß  würde  der  Mann  im  vorliegenden  Falle  die  Schlüsselgewsilt 
der  Fran  mit  Recht  ansgeschlos<«en  haben  und  die  Ausschließung  mit  Recht 
eingetrairen  sein  Die  Beschwirde  der  Fran  würde  vom  Landgericht  mit 
Recht  als  unzulässig  ven^orfen  worden  sein,  weil  eine  etwa  vorliegende  Be- 
einWlchtigung  des  Rechts  der  Fran  berdts  dnrdi  die  AnssebUetong  nod 
nicht  durch  die  Eintragung  bewirkt  sein  wflrde.  Die  Fran  wttrde  yMmAt 
nur  sn  d«u  Antrage  auf  Aufhebung  der  Ausscbliefinng  durch  das  Vonnnad- 
schaftsgericht  zuzulassen  sein.  — 

X  ieh  den  g§  161,  142.  143  FGG  .kann'  das  Landgericht  die  Löschung 
einer  Eintra^^ung  im  Gtltorrerhtsregister  verfflirpn.  wenn  dir  Eintragung  wejtn 
Mangels  einer  wesentlirh» n  VorausfetziuiLr  iiiizuliissig  war.  Das  Landgerieht 
hätte  also  im  vorliegenden  Falle  aucli  prüfen  .können",  ob  die  Eintragußg 
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etwa  deshalb  ungerechtfertigt  war,  weil  das  ausländische  Recht  den  Dritten 
ebenso  günstig  oder  noch  günstiger  ist  als  das  deutsche  R»^rht  und  die 
Löschung  VC rfilipren  .können",  wenn  die  Prüfung  dies  erj?eben  haben  nml  iciiiiit 
festgestellt  gewesen  sein  wttrde,  daß  die  Schlüsselgewalt  der  Frau  niciit  nur 
in  ihren  inneren,  sondern  mncli  in  Üiren  InBefen  Bedehnngen  MücUieSUeli 
nadi  aofllindischem  Becht  ra  Itenrteilen  ist  Es  liltte  aber  andi,  anbeachadet 
der  BntaeliddQng  Aber  die  Beschwerde,  Veranlaasiuig  gehabt,  tldi  dieser 
Prüfung  za  onterzieben  nnd.  wenn  die  Frflfong  das  bezeichnete  Ergebnis 
gehabt  haben  wüidf.  narh  Erledigung  der  gesetzlichen  Formvorsrhriftcn  die 
Löschnnj;  zu  vcrfüucii,  weil  das  Gesetz,  wenn  es  bestimmt,  daß  ürericht liehe 
Han<llini£i:en  vorgenommen  werden  „können*,  damit  ausspricht,  dat)  sie  vor- 
genouuucu  werden  ^sollen",  wenn  sie  nach  pflichtgemäßem  Ermessen  Torzu- 
oehmen  sind  {Josef,  Lehrhuek  S.  185  f.,  Weist  er ,  F6G  §  U2)  nnd  das 
Landgexidit  dnrdi  die  Beschwerde  einmal  mit  der  Eintragung  befaßt  war. 
In  dem  Torttegenden  Falle  würde,  da  bei  dw  Prflfnng  sidi,  wie  nach  den 
obigen  Ausführungen  angenommen  werden  darf,  herausgestellt  haben  würde, 
daß  das  deutsche  Recht  den  Dritten  giiiistitrer  ist,  als  das  üsterreichiflchei 
eine  Löschungsverfügnng  allerdinirs  nicht  veranlaßt  gewesen  sein. 

Dürfte  also  feststehen,  daß  das  Amtsgericht  di(  Eintra^nne  mit  Recht 
bewirkt  hat,  so  entsteht  die  weitere  Frage,  ob  die  Eintragung  nacli  erfolgter 
Löschung  von  nenem  herbeigeführt  ww^  kann. 

Nach  §  18  FOO  kann  das  Qericht  die  von  ihm  erlassenen  Verfttgnngen 
Sndem,  wenn  es  die  VerlSgnngen  nachtrBglich  fftr  ongereehtlertigt  hilt.  Die 
dra  .Antrag  auf  Eintragung  znrürkweiscndc  Verführung  ist  aber  nicht  von 
dem  Amtsgerichte  erlassen  und  kann  deshalb  anch  nicht  von  ihm  geändert 
werden.  Ebensowenig  kann  das  Oberlandesirerieht  diese  Verftifpin^'  ändern 
VüU  Amts  wegen  schon  deswegen  nicht,  %veil  mittels  der  Verfiiijnn^  ein  An- 
trag zurückgewiesen  ist,  aber  auch  auf  Antrag  nicht,  weil  die  Aufgaben  dei 
Beaehwetdeinstans  dnrch  die  Beschwerde  härenst  sind  (so  vgl.  Josef, 
Lßhrhueh  6.  148,  a.  A.  anscheinend  JSausnit»,  FOO  §  18  No.  4). 

Die  YerfOgang  des  Oberlandeegericbts  aber  steht  dämm  nicht  schlecht- 
hin einem  neuen  Antrage  auf  Eintragnng  im  Wege.  Soweit  ist  allerdings 
diese  Verfüfrnnjr  in  Rechtskraft  erwachsen,  als  das  Amtsgericht  nicht  befugt 
sein  würde,  einem  Antrage  auf  Eintragiin^^  zu  entsprechen,  wenn  diesem  An- 
trage der  gleiche  Sachverhalt  zugrunde  läge,  wie  dem  von  dem  überlandes- 
gericht  zurückgewiesenen.  Denn  das  Amtsgericht,  das  nicht  in  der  Lage  i.st, 
die  Entscbeidong  des  Oberlandesgeriehts  an  Indern,  kann  nicht  eine  Verfügung 
treffen,  die  sidi  formell  als  eine  nene  g&be,  In  Wirklichkeit  aber  nichts  anderes 
als  eine  Änderung  der  höchstrichterlichen  Entscheidnng  bedeutete  (sn  Tgl. 
Josef,  Lehrbuch  S.  252  ff.  und  in  CBIFG  III  71).  Wohl  aber  w&re  zu- 
lässig, daß  der  Ehemann  seiner  Fran  die  Schlüsselgewalt  wieder  einrilnmte. 
alsdann  dit  Scbliisselifewalt  von  neuem  rntziiirc  und  nnnmcbr  die  Eintraj^uiig 
beantragte:  nichts  würde  das  Amtsgericht  hindern,  auf  Grund  des  neuen 
SaehTerbalts  die  Eintragung  zu  verfügen. 
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2.  Mitteilungen  aus  Ungarn. 

(Von  Herrn  liegifiuiigskimzipisttn  E)r.  /.  Srhtcartz  in  Saraitvoi 

/.  Zweignwderlassmig  einer  (fnslaiKfisrlien  AktieiifieseJlschaft. 

Laut  ^  210  des  uiif^arisrlicii  H(iU  iiiA  XXXMI  ISTö  au^];ul.li^|  In 

Akticngcsellscbaftcu  gehaUc-it.  wcuu  oie  ihre  Geächaflc  in  dtu  Lauderu  der 
unguiMlMm  Krone  unter  eigener  Firma  —  dnrcli  ZweignicderlMBongen  oder 
Agenttiret  —  betreiben  wdlen,  ibre  Firma  nodi  vor  ErOibnng  des  GtscbUts- 
betriebes  bei  jenem  Gerichtshöfe  sor  Eintragang  in  dw  Handelsregister  an* 
zumeiden,  in  dessen  Sprengel  sie  eine  Zweienicderlassnng  oder  Acrentnr 
errichten  beabsichtigen.  Nach  §  211  H(il'>  ist  jt  dt-  ansliuiilisi  lie  Aktit.ngeseli- 
schaft  Terpflichtet,  sobald  sie  um  die  Eintragung  ansucht,  ihre  Statuten  dem 
sustKndigra  Gerichtshöfe  vu  Eintragung  in  das  Handelaregiater  Torzolegen 
und  unter  anderem  nachzuwciB^  daA  de  m  ihrem  hierlindigen  Oeach&ft»> 
betriebe  eine  Vertretung  beatellt  habe,  welche  ihren  Sitz  im  Gebiete  der 
ungarischen  Krone  hat,  daü  sich  dio  Gesellschaft  verpflichtet  hat,  die  Rechts- 
handlungen ihrer  hierländigen  ^'(  ^tn  tung  als  für  dit-  Gcst  llschaft  bindend  zu 
betrachten,  daß  die  Vertretung  zur  rechtsgiltigen  Zeichnung  der  Firma  der 
Zweigniederlamnng  berechtigt  ist 

Aus  diese»  gesetzlichen  Beatiaimttngen  geht  honror,  daß  der  Wirkungs- 
kreis des  inländischen  Repräsentant  Iii  keiner  Beschränkung  mit«  rw-orfen  werden 
kann.  Der  Rf'i)räsentant  nimmt  iii  bezug  auf  das  inländische  Geschäft  die- 
selbe .^tollung  ein  wie  der  Direktor  der  AkticugeseUschaft,  was  auch  schon 
darin  seine  Begründung  findet,  daß  die  Gesellschaft  im  Inlande  nur  duKh 
ihn  disponiert  und  fOr  das  inlandische  Pnbliknm  die  im  Auslande  befindliche 
Direktion  nicht  bekannt  ist  (Dr,  Fram  Nagff  j^JEiUHtfweJI  des  uuffarücke» 
Saudel9nckta«''t  6.  Aaßage,  Budapest  1901,  I  915  Note  7). 

Mit  Recht  hat  daher  der  k.  Handels-  und  Wechsel  gerichtshof  in  Buda- 
pest das  Ansuchen  einer  ausländischen  Aktiungesellschaft  abgewiesen,  es  mögen 
als  Ikreclitigto  zur  Vertretung  ihrer  Zweigniederlassung  in  Ungarn  auch  die 
^liiglieder  der  Direktion  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  in  das  Handels- 
register eingetragen  worden.  Diwtt  abweisliche  Bescbdd  wurde  auch  tos 
der  k.  Tafel  in  Budapest  mit  dem  Bemerken  besttögt,  dafi  laut  Abschnittes  VI 
des  10.  Titels  des  I.  Teiles  des  Handelsgesetzes,  wolrlus  von  den  ausländischen 
Aktiengesellschaften  handelt,  eine  ausländische  Aktiengesellschaft,  wenn  '^if 
im  Inlande  eine  Zweigniederlassung  errichtet,  hinsichtlich  ihres  inlaudtächen 
Geschäftes  ausschließlich  nur  durch  ihren  protokollierten  inländischen  Vertreter, 
der  in  dieser  Eigensdiaft  diesdbe  Stellung  einnimmt  wie  der  Direktor  der 
Aktiengesellschaft  verfOgen  kann.  Dies  schließt  sonach  ans,  dafi  als  Be- 
rechtigte zur  Vertretung  der  inländischen  Zweigniederlassung  solche  Personell 
in  das  flanfleUrfuisrer  eingetragen  werden  sollen,  welche  nicht  als  inländische 
Vertivti  i  der  ausländischen  Aktiengesellschaft  bezeichnet  wurden,  selbst  wenn 
diese  Diiekiuien  der  im  Auslande  domizilierenden  Gescllsdiaft  wäreji,  diM 
um  so  weniger,  als  ja  hierdurch  die  auf  den  inländischen  Veirtreter  etwa 
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fallfiide  Veraijtwortlichkeit  illusuriscli  wercieii  uiütite  i  Morgenblatt  des  „Fester 
Lloyd*  vom  13.  11.  04). 

U.  Ehescheidunfj  nach  ausländ isdtem  Strafurteil. 

Ein  bosnisches  Kn-isijfriclit  hat  ctrifn  nn<raris(?!i'n  S't:i:its,ir)ifi'liöri'ren 
wegen  Verbrechens  der  «ifTnit liehen  tiewallltitiirkeit  Jurrh  Eiitfiihruiii,'  171 
des  bosnischen  Strafgesetzes;  zia  »Strafe  des  schweren  Kerkers  in  der  Dauer 
von  6  Jatiren  Terarteilt  An!  Grand  dieses  reclitskrftftigen  Urteiles  TerUmgte 
die  Ehegattin  des  Venuteilten  bei  dem  snetladigen  k.  angar.  Qerichtabof 
die  Scbeideng  der  Bhe  im  Sinne  des  $  79  des  ungarischen  Ehegesetscs,  welcher 
einem  Eheprenossen  diis  Recht  gewährt  die  Scheidiinir  (1er  Ehe  zu  verlantren, 
wenn  der  andere  Hheiieno^se  nach  Scbließunp:  dt-r  Elie  znm  Tode  oder  zu 
mindestens  iiinfjahrigt^r  Zuclithuus-  oder  Kerkcrstrafe  verurteilt  wird.  Der 
k.  Gerichtshof  bewilligte  die  Scheidung  aas  dem  Versdmld«i  des  Gddagteii. 
Die  Frage,  ob  anf  Grund  dnes  auslftadischen  Strafdrteiles  die  Scheidung  d« 
Ehe  eines  ungarischen  Staatsangehttrigen  bewilligt  werden  kann,  wurde  in 
der  Verhandlung,  wif»  aus  dem  mir  von  einem  Kollegen  zur  Verfilsrun^  ge- 
stellten Urteil*>  hcrvorueht,  gur  nielit  erörtert.  Es  scheint,  daii  an  diese 
Frage  weder  der  Verteidiger  des  Ehebandes  noch  auch  der  erkennende 
Gerichtshof  gedacht  haben. 

Es  kann  aber  keinem  Zweifel  unteriiegm,  daß  dieses  noch  nicht  rechts- 
kräftige Urteil  mit  dem  Gesetze  im  Widersimche  steht.  Wenn  §  79  des 
ungarischen  Ehei^esetzos  dem  einen  Ehegenossen  das  Recht  ffcw;\hrt.  die 
Scheidung  der  Ehe  zu  verhintren,  falls  der  •mdi  re  Ehegennsso  naeh  Schließung 
der  Elle  zum  Tode  oder  zu  mindestens  füiiijaiiriger  Zuchthaus-  oder  Kerker- 
Strafe  verurteilt  wird,  so  hat  das  Khegeseta  offenbar  nur  an  das  Strafurtdl 
eines  inlSndlscfaen  Geridites  gedacht,  obswar  diese  Frage  im  Oesetae  nicht 
expreaaia  verbis  entschieden  ist  und  auch  der  Hotivenbericht  znm  Ehegesetze 
über  die  Fnifre  schweigt.  Auch  in  unserer  juristischen  Literatur,  soweit  sie 
mir  zuKangtich  ist.  wnrde  die  Frage  hisher  nicht  erörtert.  Dii;  Hichtigkcit 
der  von  mir  verfoclit«nen  Autiicht  gehl  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  selbst 
anslttndiscbe  Zivilnrteile,  wetehe  den  persönlichen  Status  dnes  nngarisohen 
StnatsangehOrigen  be^ffen,  in  Ungarn  nidit  vollstreckt  werden  (§  h  GA 
LX  1881  und  §  U9  6A  XXXI  1894).  Vollends  ausgeschlossen  ist  der  VoU- 
zui;  eines  ausländischen  Strafurteiles  18  StGB  OA  V  1H78).  Die  Scheidung 
der  Ehe  eines  ungarischen  Staatsanofehörigen  auf  Grund  eines  ausländischen 
Strafurtciles  bewilligen,  heilit  aber  de  facto  nichts  Anderes,  als  diesem  aus- 
UUidischen  Strafnrteile  in  bezug  auf  den  persSnlichen  Status  des  ungarischen 
Staatsangehörigen  Wirksamkeit  verleihen.  Oer  mtgegengesetzte  Standiiunkt 
fuhrt  an  gans  unhaltbaren  Konsequenzen.  Das  Strafgesetz  ist  die  Ver- 
ki5r]>pmnir  jener  sittlichen  Anschanuntren.  welche  eine  Nation  in  einer  he- 
stiinniten  Epoche  behern?rhpn  Wie  verschieden  aber  die  Anschauungen  der 
verschiedenen  Nationen  auf  diesem  Hecbtsgebiete  sind,  lehrt  ein  Blick  auf 
das  gans  veraltete  Osterreichisdie  (ans  dem  Jahre  1806}  und  au!  das  moderne 
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uo^arische  Strafgesetz  (aus  dem  Jahre  1878».  Zahlreiche  Delikte,  wdche 
in  Usterreicb  ex  officio  verfulgt  werdeu,  kuiineu  iu  Ungarn  nur  aui  Antrag 
des  Verletzten  geaJmdet  werden.  In  dem  hier  behandelte  Falle  konnte  dai 
boeniflche  Kreiagericbt  auf  Grand  des  in  Bosni«i  geltenden  teterradiladiai 

Strafgesetzes  an!  nicht  weniger  als  eine  Strafe  von  fttnf  Jahren  schweres 
Kerkers  erkennen,  während  in  Ungarn  beispielsweise  auch  auf  drei  Jahre 
ZuihtlcHis  hätte  erkannt  werden  können  321  iintrarlschen  StGB»,  in  wrlrhem 
Falle  dem  Ehegcnussen  des  Yeriirt«  ilt<-n  das  Üecht  auf  ächeiduiig  der  Ehe  im 
Grunde  des     79  des  Ehegesetzes  ni(  hl  zn.<?t finde. 

Die  Kicbtigkcit  der  von  mir  vertreteiieu  Ansicht  gtht  auch  aas  der 
Tatsache  hervor,  daii  §  79  des  ungarischen  Ebcgesctzes  offenbar  den  §  113 
des  Sstendchischen  a.  b.  GB  zum  YorbUde  gehabt  hat,  welcher  nlefatkatholiadM 
christlichen  Bbelraten  das  Bedit  gewShrt  die  Scheidung  xn  verlangen,  wenn 
ein  Ehegenosee  wegen  Verbtedieiis  /u  einer  wenigstens  fQnQlhiigen  Kerk«^ 
strafe  verurteilt  wurde.  Vgl.  liitrxu  Stubenrnuch,  Kommentar  zum 
österreichischen  a.  b.  OB,  7.  Aufl..  Wien  I  '>(>7  Note  1:  ..\nerdinirs 

scheint  aber  nur  dem  von  einem  inländischen  Straftierichte  •:es(huplten 
Strafurteile  die  Wirkung  eines  Scbcidung&grundes  eingeräumt  werden  za 
können".  BUtntr  in  seinem  vertnffllehen  „ÖtUrrtiaUt^mn  Atfrcel^ 
(Leipzig  1876  S.  360)  erttrtert  die  F^age  nicht 

Bemerkt  muB  werden,  daft  die  Straforteile  der  Gerichte  Kroaticnt- 
Slavoniens,  obzwar  dort  das  österreichische  Strafgesetz  in  Geltung  stebl, 
in  rngarn  bedingungslos  Tollstreckt  werden  (Entscheidung  der  k.  Knii« 
(>347/1891  in  der  Sammlung  von  Mdrkus  V  30).  Sie  sind  deshalb  <ien 
Urteilen  der  nn<ifans(*hen  Strafgerichte  äquivalent.  Diosc  ßleichsii  llun_'  ist 
der  Au&Üuti  der  staatsrechtlichen  Erwfijrnng.  daC  Kruatien-Slavoni- u  mit 
Ungarn  eine  staatliche  üemeiuschalt  bildet  1  GA  XXX  1868),  daher  nicht 
als  Andand  betrachtet  wnden  kann.  Diese  Ainricht  ist  vom  Standpunkte 
des  internationalen  Strafrechtca  nnbegrandet,  sie  konfondiert  den  Staat»' 
rechtlichen  Begriff  des  Auslandes  mit  dem  Begriffe  des  Auslandes  im  Sinne  des 
internationalen  Straf  rechtes.  Die  richtige  Anffanm^  findet  sich  im  uncrari^fh^ 
Ehegesetze  (§  lf)8  GA  XXXI  18^)4V  Hie  Konsequenz  der  obisitn  AnRaasuM 
ist.  daß  zwischen  Ungarn  und  Kri>atien-Slavonien  keine  Auslii  feiting  von 
Verbrechern  stattfindet.  Dieselben  wurden  beiderseits  über  Requisition  einfack 
flmstdlt  and  die  beiderseitigen  Strafarteile  gegenseitig  vollzogen  (Punkt  14 
und  15  der  Yerordnong  des  königlich  ungarischen  Justinninisteriums  ZiU 

HI,  Vormundschaft  über  Ausländer. 

Das  k.  ungarische  Ministerium  des  Innern  als  oberste  Tormundsehalklieke 
Verwaltungsbehörde  Ungarns  hat  in  einon  konkreten  Falle  datt  ausUndiiirhM 
Begierung  geantwortet  (21.9.04  Zahl  712n!rv— a),  es  habe  nichts  dagef« 
einzuwenden,  daß  dasjenige  anslftndische  Yormundschaitsgexicht,  in  deMca 
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Öprengd  die  zu  bevormundenden  Mündel  niij^arischt  r  Staatsan^rehniij.'!«  it 
wohnhaft  sind,  die  vormundächaftlichc  AnlsicUt  iibfi'  die  peisunlicheu  und 
YerrnffgentTerblUtiiiBse  dieser  MOndel  inaoluige  ansabe,  als  dtese  Mfliidel  im 
ADslande  wohnhaft  liiid.  Sipöe»  erklftrt  in  seinem  Kommentar  tum 
ungarischen  VormundackafUgeaeU  (Budapest  1^  S.  297)  ohne  jede 
Begründung,  daU  Uber  nngariseho  Staatsangehörige  die  Tormnndschaftliche 
Jurisdiktion  auf  eine  auUfiluilh  des  ungarisrhen  Staates  befindliche,  d.  h. 
au,«l:üi(ii3clie  V'ornmndschaftsbtli'nli-  nicht  ülurtraizin  werden  könne  Ihm 
schiielii  sich  Ssdnto  an  ylnteinationales  Pricut rfcJit  —  in  uiigaii.sclier 
Sprache  —  Budapest  1ÖU3  S.  157;  mit  der  Begründung,  die  L  burliai^ung  der 
Tormondschaflliehen  Jurisdiktion  Aber  ungarische  Staatsangehörige  an  eine 
ansländische  BefaSide  sei  deshalb  unstatthaft,  weit  dieselbe  die  ungarischen 
Gesetze  in  bezug  auf  die  ungarischen  Mündel  nicht  in  Anwendong  biiiigNi 
könnte,  nachdem  jede  Behürde  in  Ansehung  ihres  Verfahrens  an  ihre  eigenen 
Ge'it'tTic  'V^'.r  foril  f^cbnnden  sei.  Nur  hczilp:lich  der  Gerichte  Kmatiens- 
fc>Iav<»i)irn.s  iiiaiht  >;r  t-ine  Ausnahme,  weil  diese  üericbte  vermöifL'  dis  staats- 
rechtlichen Verbandes  zwischen  Ungarn  und  Kroatien-Slavonieu  und  vermöge 
der  Einheit  des  ungarischen  Staates  als  inländische  Gerichte  zu  betrachten 
sind,  eine  Ansicht,  welche  den  staatsrechtlichen  Standpunkt  mit  dem  Stand* 
pnnkt  des  internationalen  FriTatrechtes  konhmdiert.  Kroatien-Slavonien  ist 
im  ^'erhältniS8e  zu  Ungarn  vom  Standpunkte  des  internationalen  Privatrechtes, 
Wfil  daselbst  ein  fremdes  Zivilrecht,  das  österreichische  a.  b.  GB  in  Geltung 
steht,  als  Ausland  zu  betrachten  {vgl.     148  GA  XXXI  Uber  die  Aus- 

nahm« in  Anseliuiiir  des  Strafrechtes  vgl.  oben  S.  ö(>li' 

Beide  Schriftsteller  (Sipocz  und  iSzdntu)  gehen  ußcubai  von  der 
Ansicht  aus,  daß  nach  dem  ungarischen  Vormundscbaftsgcsetzc  (GA  XX  1877) 
in  Ansdinng  der  Vozmundsdiaft  die  Staatsangehörigkeit  und  nicht  das  Domixil 
des  Mflndels  entscheide.  Diese  Ansicht  ist  aber  entschieden  irrig.  §  61 
GA  XX  1877  anerkennt  ausdrücklich  die  im  Auslande  bestellte  Vormundschaft 
od«  1  Kuratel  über  ungarische  Staatsangehörige,  was  nicht  möglich  wäre, 
wenn  das  Gesetz  aoi  dem  Standpunkte  der  Ic.r  patriae  des  Mündels  stehen 
würde.  Dali  §  61  GA  XX  iSi7  die  im  Auölaiidt'  über  ungarische  Staats- 
angehörige bestellte  Vormundschaft  oder  Kuratel  auerkennt,  geht  aus  der 
Tatsache  hervor,  da6  §  61  als  Konsequenz  der  im  Auslande  bestellten  Vor- 
mnndschalt  oder  Kuratel  Aber  ungartoche  Staatsangehörige  in  Ansehung  des 
in  Ungarn  befindlichen  Vermögens  des  Mttndeb  oder.  Fflegebefohlraiai  ebenso 
eine  besondere  Vermögensverwaltung  anordnet,  wie  in  Ansehung  des  in  Un- 
garn  betindlichen  Vermögens  ausländischer  Mündel  oder  Pflegebefohlenen 
(i^  GA  XX  1H77V  Auch  Art.  VllI  des  Staatsvertrages  mit  Serbien  (GA 
XXXIII  l.HMii  sprii  ht  für  den  Standpunkt  der  lex  domicilii.  Der  zitierte 
Artikel  verfügt,  daü.  iails  in  Serbien  für  die  minderjährigen  Kinder  eines 
ungarischen  Staataangeh<>rigen  ein  Vormund  beziehnngswdlse  Uber  einen 
ungarischen  Staatsangehörigen  ein  Kurator  su  bestellen  ist  (oder  umgekehrt 
auf  ungarischem  Gebiete  Aber  serbische  Staatsangehörige),  so  hat  die  zustKndige 
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Lokal uehönie  im  Einvernehineii  tait  dem  Konsulate  die  VormoDd&ch&ft  uder 
Kuratel  sn  bestellen  „autani  que  PautoriU  eompitente  du  lim  de  dömicüt 
n'aura  pa»  prU  tFautres  metures  ä  ce  su/el."  Sedittö  erklbt  zwar 

a.  0.  S.  158  — lötl».  daß  der  Passus  „Vautrn  ifr  mmpiteni«  du  lieu  de 
tlomicili  "  das  Prinzip  der  liw  putiine  di  s  ^Mmltls  nicht  tanjrtrrT.  \<>-^'\\ 
derselbe  nur  iiiit<  r  Ziitrriiii'l'  lt  uuii^'  des  NaiiniKilitiitsprinzipc-s  das  na<  h  >iim 
Duimzil  zuständige  forum  des  betreffenden  Staatsbürgers  näher  bezeichnet^ 
weil  der  allgemeine  persSnliche  Qeriehtsstand  in  der  Regel  dorch  das  Domizil 
begrflndet  wird.  Ifit  Recht  bemerkt  ab^  gegen  diese  Interpretation  Witt- 
mann  {Internationales  Priratrecht,  in  ungarisch«  r  Sprache,  Bada|iest  1902 
S.  12Ö),  daß  dif  srll».'  nidif  ziitrcffi-nd  ist,  wril  d.  r  Vcrtrair.  f^lls  er  nnf  d'*m 
Standpunkto  von  6'itaM stünde,  nicht  .J'nufurtfr  cnin/n'-fente  du  lieu  de 
domicile"  sogen,  sondern  offen  erklären  würde,  dati  die  ileimatsbehörde  zu- 
ständig Ist  (der  Fassnfl  „Vautoriti  eompitente  du  lieu  de  domicile''  wird 
in  der  von  dem  k.  nng.  Ministerium  des  Innern  heransgegebenen  elenden 
dentschcu  Obersetznng  der  nngarischcn  Gesetze  irrig  .znst&ndige  Heimats- 
hehrird»'*  '  übersetzt.  Cnd  was  würde  in  dem  Falle  gcscbohr-n.  wenn  das  be- 
trt  tT<  iidf  Individium  in  Ungarn  keinen  Wohnsitz  hat.  sondern  nur  in  Serbien  -' 
W  ürde  in  diesem  Falle  die  provisorische  Verfügung  der  Lokalbehördc  detiniiiv 
in  Geltung  bleiben?  Anoh  hieraas  geht  der  Standpunkt  des  Vertrages  benror, 
da6  fdr  die  Bestellung  der  Vormundschaft  oder  Kuratel  die  lex  domicilii 
des  ^Iilndels  oder  Pflegebefohlenen  maßgebend  ist. 

ditstav  Töry.  Ministerialrat  im  k  nntjarischen  Justizministerium, 
Verlrettr  Ungarns  auf  der  dritten  Haai,'er  Konferenz  über  internationales 
Privatrecht  behauptet  gleichfalls  in  seiuem  Werke  Uber  die  erwähnte  Kuu* 
ferens  (Budapest  1901  8.  80),  daB  das  ungarische  Vormnndsehaft^esets  auf 
dem  Prinsipe  der  lex  patriae  des  Mflndels  stehe,  weil  gemift  §  68  QA  XX 
1877  die  von  der  ungarischen  Yormundschaft«beh5rde  für  ungarische  Staate* 
bflrger  angeordnete  Vormundschaft  oder  Kuratel  sirh  auch  auf  das  im  Aus- 
lande befindliche  Vermögen  des  Mündels  oder  Pllegebefohknen  erstreckt,  falls 
internationale  Verträge  oder  sonstige  Gründe  kein  Hindernis  bilden.  Es  ist 
eine  Tatsache,  daB  dies«  Paragraph  die  Anerkamung  des  Ptbudpea  der  lex 
patriae  entbilt,  aber  dieses  Prinzip  wird  durch  den  schon  bseprochenen 
§  61  OA  XX  1877  durchbrochen  ( Wittmann  a.  a.  0.  8. 1S8  Note  18).  Aua 
dienern  Grunde  würde  Unpnms  Beitritt  zum  dritten  Abkommen  der  Haager 
Fainilienrechtskunveutiun  Ztsoh.  XH"  jV)7  ff  1  die  Revision  der  61  —  65 
(tA  XX  1877  und  der  mit  dem  erwähnten  dritten  Abkommen  nicht  im  Ein- 
klänge stdienden  internationalen  Vertrftge  (s.  B.  des  besprochenen  Vertrages 
mit  S$erbien)  sor  Voranssetxung  haben  müssen. 
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Rtte1i«rMii«lceii* 

Werke  allgemeinen  und  vermischten  Inhalte». 

Fried,  M.  Hudlmcli  der  FriedciaibewegiiiHK.  Wien  und  Leipzig  (Wmier- 
mauH  dk  Stneglich)  1905,  XU  o.  464  S.  —  Mk.  3.  — 

Dieses  Buch  fllllt  eine  Lücke  aus,  und  zwar  in  einer  Art,  welche  nicht 
nur  von  den  Betreibern  fkr  , Fried fiTtiuang",  sondern  auch  von  den  rolitikern 
und  juristischen  IuU:ruuiiuuaUätt-n  dankbar  empfunden  werden  uiaU.  Denn 
die  BedentoBg  der  Fiiedenebewegung  fordert  weg«i  llurer  mdit  fem«  leng- 
buen  pesitiTen  Erfolge  (damnter  insbeBondere  die  Barda^ '  EgioumetU'' 
echen  Sdiiedi^erichteTerträge  von  1903,  1904,  1905),  aber  auch  wegen 
ihrer  weitergeheTidcn  p">;itiven  Bestrebungen  die  emsteste  Beachtung.  Der 
Verfasser  des  vorliegenden  Buches  foruiuliert  die  Bestrcbnnj^en  des  .Modernen 
Pazificiämuü'  duliiu:  »l^en  heutigen  ätaatengebildeu  eine  internationale 
FriedeneoiguliMtion  xn  gelien,  die  die  Gewalt  als  Regulator  amachaltet,  um 
an  ihre  Stelle  das  Becht  an  aetsen";  »die  Strelt^^ttt  der  Staatoi  an  Ter> 
mindern  und,  soweit  sie  dennoch  entstehen,  durch  Schiedssprüche  zn  lösen, 
ihren  gegenseitigen  t  rebungen  aber  jene  Stabilität  und  Sicherheit  an  ver- 
leihen, die  sie  benötigen'. 

Das  üiud  Ziele,  welche  sich  von  den  Aufgaben  des  positiven  Völker» 
rechts  hSduttm  quantitativ  unteradieiden.  Auch  die  im  vorlgmi  Jahre 
erfolgte  Yerleihnng  des  Fdedensprdses  dar  Nobel-Stiftung  an  das  IitsUiut 
de  droit  infemoHonal  ist  ja  ein  merkwürdiges  Anseidien  daftlr,  wie 
die  Friedensbewegung  und  die  Völkerrechtsbewegung  sich  einander  nähern. 
Eine  Verschmelzung  beider  Bewegungen  ist  sicherlich  iiiclit  zu  wünschen : 
beide  würden  durch  ein  Kompromiß  an  iüraft  und  Bedeutung  verlieren.  Sie 


♦)  Die  Literaturberichte  dieser  Zeitschrift  verfolgen  den  Zweck,  über 
die  wichtigsten  juristischen  Veröffentlichtingen  aller  Rechtsgebiete  in  der 
Weise  kurz  zu  oricutiereu,  daii  Inhalt  und  Bedeutung  der  Werke  mit  dem 
Maßstäbe  gemessen  werden,  welcher  sicli  von  dem  Stundpunkte  des  inter- 
nationalen Rechtsverkehrs  ans  ercibt,  —  Daneben  wird  fortan  eingehendere 
Besprechung  aller  Werke  internatiunalrechtUchen  Inhaltes  ( —  im  weitesten 
Sinn  — )  des  In-  und  Auslandes  angestrebt.  Die  Redaktion. 

Zeitachrift  f.  loUro.  Privat-  u.  üffeotl.  R«obt.  XV.  33 
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können  ni^  w»Uten  aber  hannonieren.  Die  pnktiidMi  wie  die  nissen" 
fldwftliche  Völkeirechtspflege  aind  jedenfalls  nicht  mehr  in  der  Lage«  die 

Friedensbewegung  als  Utopie  bei  Seite  zu  schieben,  müssen  sie  vielmehr  als 
Faktor  der  Entwickelung  respektionii.  !>as  vorliopcnde  Buch  cvTvr'miit  sich 
übrit'f'ns  Beachtung  schon  durch  die  iu  ihui  mittrt teilten  imhitiven  Daten 
(Geschichte  der  Friedensbewegung,  Statistik  der  Friedensgesellschafteu, 
LiteiatttmachweiWf  Schiedsgerichtelexikon).  —  Der  Verhwier  bemerkt,  daß 
die  »raeende  BntwickelnnK*  der  Friedenibewegong  eidi  Uun  handgreiiUdi 
darin  bemerkbar  gemadit  habe,  daß  das  Buch  ihm  ^unter  der  Feder  veraltete*. 
—  Nachzutragen  wäre  unter  anderem  jetzt  das  epochemachiiuk'  Ersch'  inen 
(lfH>n(  lies  van  Lap radeile  und  PoUtis  lurausgegebenftu  Nccunl  des 
athiltuges  ittternatwtuiux  (Paris,  Pcdmte),  i>orüber  in  dieser  Zeitschrift 
noch  ansfttbrlich  bnichtet  werden  soll).  Niemtffer, 

I  II  t  <■  r  n  a  t  i  o  n  a  1  e  s  Recht. 
Kecueil  des  trait^s,  Conventions,  arrangements,  accords  etc.  conclus  entrc  les 
dilterents  4tate  en  mati^re  de  propriötö  industrielle.  Bern  (Bnrean  iiiter' 
national  de  la  propri«t6  indnstrielle)  1904.  918  8.  —  15  free.  ~ 

Der  Pariser  Union  für  gewerbliches  Eigentum  v.  2<).  3.  18^3  irehoren 
jetzt  an:  Dontschland  (beigetreten  1.  5  VMX^ .  KGBl  S'.  147  .  Belgien, 

Brasilien,  C'uba,  Dänemark  mit  den  Farner- Inseln,  die  Dominikanische  Repu- 
blik, Spanien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frankreich  nebst  Algier 
and  den  Kolonien,  GroBbritannien  mit  Nenseeland  vnd  Qaeensland,  Italien^ 
Japan,  Mexiko,  Norwegen,  die  Niederlande  nebst  Indien,  Surinam,  Kniafao, 
Portugal  mit  den  Azoren  und  Madfira,  Serbien,  Schweden,  die  Schweiz. 
Tunis-'  Durch  die  Brüsseler  Zusatz-Akt«-  v  I  i.  13  VM^  hat  der  Inhalt  des 
Unionsverhältnisses  wesentlirhe  .Vnderunjieii  t  ifahren.  Zahlreiche  Snndvrab- 
kommen  Uber  das  gewerbliehe  Eigentum  besteben  daneben,  üo  dati  der  Hcchts- 
sttstand  terwickelt  ist  Die  Torliegende  FnbUkation  des  Bemer  Uniens- 
Bnreanx  «iti^fidit  daher  einem  gfoflen  BedflrfnlB.  Es  sind  nicht  nor  die 
Vertrags-Dokumentc  der  Union  mitgeteilt»  sondern  auch  die  Sonder^erträge 
der  beteiligt '"II  Staaten  und  deren  AusfQhrungsgesctze.  Vürfrefnidu  Rctrister 
erl«'irht<rn  den  ffel)rauLii.  Eine  historisch-dogmatische  Kinleitunu  mit  wert- 
vollen praktiscbeü  und  kriüächeu  Bemerkungen  aus  der  Feder  des  uut^rmüd- 
Uchen  Altmeisters  Louis  Renault  gereicht  d«n  Wwke  nt  besonderer 
Ansseichnung.  Nieme^er, 

Fiore,  F.    Trattato  di  Diritto  Intemasieoale  Pnbblioo.    4.  Aull.  I.  Bd. 
Torino  (Unione  Tipogiafioo-Editrice)  1904.  683  8.  —  L.  10  (d  Bde.  L.  90).  — 

Das  als  führendes  Völkerrechtslehrbuch  Italiens  bekannte  i^^ore'sehe 
Werk  ist  in  1.  Auf!ae:e  I8fin.  in  '^.  Auflage  ISSS- ;>1  erschienen.  Die  neue 
Anflnnre  ist  ein  Abdruck  der  voriuen  Auflage  mit  llinznfilgung  vcm  Anhangen. 
Der  Anhang  des  vorliegenden  ersten  Bandes  enthalt  einen  Bericht  über  die 
Haag^  Konferenx  von  1699,  den  Abdruck  einer  fieihe  wichtiger  Tölkeneeht* 
Itcher  Urlninden  sowie  Hitteilnngen  <tbw  die  neueste  Literatur  des  Vttlkerredits. 
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OppdiiheillL,  L.  Int«ruational  Law.  I.  £4.  London  (Longmans,  Green 
d  Co.)  1905.  610  8.  —  sh.  18.  — 

D«r  firOber  als  Professor  des  ^nlssolits  in  EmsI  t&tig  gewesene,  seit 
Behrereii  Jalumi  als  „leeturer  itt  public  inUmaüonat  law*  an  der  Londoner 

Universität  (London  schon?  uf  economic  and  political  science)  wirkende, 
in  der  juristisch-literarischen  Welt  mehrseitig  hokannt  (jeworclont-  Verfasser 
dif'ses  nencn  Lehrbuchs  des  Völkerrechts  charakterisiert  diese  Pulilikation 
selbst  als  „a  book  for  students  written  by  a  teacher" .  —  Das  Buch  ist 
aber  nioht  nnr  ein  Kompendinm»  sondern  ein  grBndUdies  Hand-  nnd  Lefarliadi 
mit  geschickt  ansgewihltsn  Litwatamachwdsungen  nnd  refchem  positiren 
Material,  das  der  allgemeinen  Beaclitiing  empfoUra  an  werden  verdient. 

T.  HaUaAti  di  Monte  Uretto,  J.  Haadbaoh  des  Osterrddiiseh-nnga- 
rischen  KonsnlarweBens  nebst  einem  Anbange.  2,  ToUstindig  umgearbeitete, 
▼ermehrte  und  Terbesserte  Auflage.  2  Bände.  Wien  (Momb}  1904.  760 
n.  1235  a 

F.  Ritter      Attlmayr.    Das  internationale  Seereebt.  Ein  Handbndi 

fUr  den  k.  k.  SeeofTizier.  1.  Bd.  XII  u.  216  8.  2.  Bd.  Ym  tt.  611  8. 
Wien  C.  (Hof-  u.  Staiitsdnicken  i)  1903—04. 

Dipsp  beiden  Publikationen,  durch  welche  der  Konsulardienst  und  die 
internatiunalrecbtUcbe  Dienstpraxi^  der  Seeutliziere  der  österreicbiscli-unga- 
rischen  Honardde  ibre  maßgebUchen  (wenn  andi  aicbt  In  amtUcber  Form 
erteilten)  Mormatlonen  erhalten,  e^(ftns«i  sieb  natorgem&B  in  gewissem 
Sinne.  Die  Konsuln  in  den  iSeest&dten  werden  sich  auch  mit  dem  At tl mayr- 
achen  Buch  und  die  Scerrffiziere  wt-rden  sieb  umgekehrt  mit  ^tanMalfatti- 
sehen  Werke  bekannt  niaehen  nitissen. 

Da6  i/.  sehe  Konsularhaudbuch  gibt  eine  syätematiscbe  Darstellung  der 
Organisatton  und  BeebtssteUong  sowie  der  Tersdiied«ien  Dieostiweige  der 
Konanln,  sodann  die  Texte  der  wichtigsten  in  Gdtnng  stabenden  (erschreckend 
sablreichen)  Bestimmungen  über  den  KoQsnlardienst  einschlieBUcb  der  Nonnen 
der  Kunsular-  und  Handelsverträge. 

Das  /l /^/wayr'sche  Handbuch  gibt  in  seinem  ersten  Bande  einen  — 
vuu  wiüsenscbaftUcher  Beschwerung  absehenden  —  Abriß  des  Völkerrechts, 
insbesondere  des  intmiatioiMlen  Seerecbts  Im  Frieden  und  im  Kriege.  Der 
snreite  Band  entbslt  die  Texte  der  wicbtigsten  StaatsrertrKge  nnd  sonstigen 
Bestimmangm. 

öthalom,  A.  0.  Der  Saeskanal,  seine  Qeoohiobte,  seine  Bau-  und 
VerbdusTerhlltnisse  nnd  seine  nulitttriscbe  Bedentnng.  Wien  n.  Leipsig 
(ffarOebenJ  1905.    104  8.  —  Mk.  5.  — 

Dieses  durch  PositivitSt  ausgezeichnete  Buch  etithMt  eine  umfassende 
Geschichte  der  Pharaonenkanäle,  eine  Beschreibung  der  fieolofrischcn  und  tn])(i- 
graphischen  BescbaSenhcit  der  Landenge  von  Öuez,  die  Baogesdiicbte  des 
Lessepskanales,  eine  Darstellnng  sebier  Bau-,  Betriebs-  nnd  VerkebrsTerbUt- 
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nissc,  sowie  seiner  militärischen  Bedeutung,  schließlich  die  Be^prt^h^lng 
wichtiger  Fragen  des  Surtchts.  welcho  durch  die  Hfickwirknng  des  oat- 
asiatischen  Krieges  auf  den  Suezkaual  aufgeruUi  wurden. 

Sechs  in  gnßma  MaBstabe  aasgef&hrte  Fl&ne  TerdeaUiclieii  den  Inbatt 
de«  Baches. 

S  e  f  r  p r h  t.    R  e c h  t  s  V  f  r  y: Ic  i  r  h  ii  u g. 

Uli'ich,  R.  (ir..  Lif  liaverei.  Dii'  Haveriegrosbe-Kechte  der  wie  htiL''"^' n 
Staaten  ini  Uriginaltext  und  in  L  bersetzung  nebst  Kommentar  und  einer 
vergleichenden  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Rechte.  Zweite  ToUtt» 
omgearb.  Anfl.  Berlin  (Mittler  dt  Sohn)  1908,  1905.  1.  Bd.  DentsdMS 
Recht  Vm  n.  268  S.,  Hk.  1.  —  S.  Bd.  Anslftndische  kodillsierte  Rechte 
VIII  u.  520  S  -  Mk.  20,  geb.  Mk.  22.  — 

Die  erste  Auflage  iliosrs  bekannten  Werkes  erschien  ira  Jahrr  1>^>'^ 
Die  neue  Auflage  erweitert  den  Kreis  der  behandelten  Länder  erheblich  und 
erläutert  ferner  die  fiir  ilie  Praxis  besonders  wichtigen  Rcchit^  eingebender 
als  bisher.  Dati  dadurch  wesentlich  uinf angreicher  gewordene  Werk,  da» 
flberall  die  neneste  Literatur  und  Rechtsprechung  berflcksichtigt,  sott  in  drei 
B&nden  cur  Ansgsbe  gelaiifni.  Das  Werk  gibt  die  kodifisierten  HaTeriegroese- 
Recbte  im  Originaltext  (nor  fflr  Rußland  und  die  Tttrkei  ist  anstatt  dessen 
franzüsisrher  Text  gegebeni  und  daneben  die  Übersetwing,  und  zwar  folgender 
35  Länder:  Atrypten.  Arc^entinien.  Belgien,  Brasilien.  Chile, 
rolunibien,  l'ubta-Kira.  I)  ri  n  e  in  a  r  k,  Deutschland,  Domini- 
kanische Republik,  Ecuadür,  Finnland,  Frankreich,  Griechen* 
land,  Guatemala,  Haiti,  Honduras,  Italien,  Japan,  Mexico, 
Monaco,  Nicaragua,  Niederlande,  Norwegen,  Österreich« 
Ungarn,  Peru,  Portugal,  Rumftnten,  Rußland,  Salvador, 
Schweden.  Spanien.  Türkei.  Umuuay  und  Venezuela.  Den 
deutschen  Bestimmnni^en  sind  eingehende  Erläuterungen  nnd  die  wichtigsten 
.rndikatc  beigefügt.  Das  Werk  ist  für  den  praktiseben  Gebrauch  der  So^ 
ichiffiihrt8-Intere8sent4>n  (^Reeder,  Kanflente.  Dispacheure.  Versicheruugs- 
Gesellscbaften,  Anwülte  usw.;  bestiiumt.  Der  dritte  Band  soll  noch  iia  Laufe 
dieses  Jahres  erscheinen  und. die  nicht  kodi&dertttu  Havariegrosse- Rechte 
(das  englische  nnd  amerikanische  Recht),  die  Tork-Antimp-Regeln  nnd  eine 
vei^leichcnde  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Bestlmmnngen  anf  dem  ge- 
samten Gebiete  enthalten. 

Staats-  und  Verwaltungsrecht 
(einschlietilicb  „Staats-  und  Rechtsgeschichte 

Bornhak,  C.    Preuß.  Staate-  und  Ktchtsgeschichte.    Nebst  einer  Recbts- 
karte  des  preußischen  Staates.  Berlin  (Hermann)  1903.  538  S.  —  Mk.  12.  — 
Immer  mehr  gewinnt  die  Oberxengnng  Ankläger,  daS  Reehtsver- 
gleichnng  nicht  nur  als  HttUswiasensohaft,  sondern  als  Methode  des 
internationalen  PriTatreobtes  sn  gelten  hat  Die  nntnffndc  Zs- 
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sammenfassuTiß  oder  Differenzieruug  litr  international  ni  btiieinamler  stchriKit  n 
Kechtaini»titut€  iat  aber  nur  auf  Grund  ihrer  hiätuiibcheu  Erfa£)t>uug 
imOglich.  fid  der  ttogebearen  Oebietsentrecknng  der  intenutionaliitiadieii 
BechtowinaMehaft  muß  dslier  isiliemMidere  auch  vom  Standpmikte  dieser 

Zeitschrift  aus  jede  wissenschaftliche  Vorarbeit,  welche  die  rechtsvergleichend- 
historischcii  ErktMintnisse  fördert  und  deren  Erlanitrun^r  für  den  Einzelnen 
erleichtert,  mit  he.sondt  rere  Freinle  begrüßt  werden.  Wer  ausländische  Kechte 
nach  jener  liichtung  hin  näher  kennen  zu  lernen  versucht  hat,  weiß,  wie 
dankbar  mao  aeiii  wflxde,  wenn  man  tflr  Jedes  Gebiet  da  niTerlSssiges  grttnd> 
liebes  find  sngleich  flbetiiditlidies  Handbuch  der  Bccbtsgeschicbte  Iftnde. 
Baa  Bornhak' sehe  Buch  erfüllt  jene  Aufgabe  für  das  preußische  Recht  in 
dankenswertester  Weise.  Jedenfalls  für  den  ersten  Anlauf  wird  mau  in  ihm 
in  jeder  Hinsicht  ausreichende  lufurmation  linden.  Besonderes  Interesse  für 
die  internationalistische  Rcchtsvcrgleichung  bietet  das  U.  Kapitel  „PreuljiiK:he8 
«nd  bansOsisebes  Redbt*  (§§  68—73). 

Ifitmeyer. 

Blumenthal,  H.  Die  politischen  Einrichtungen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (Union  und  Imperium).  Staatsrechtliche  Gedanken.  Berlin 
(VähUn)  1904.  103  8.  —  Hk.  2,60.  — 

Bioe  lebbaft  geeobtiebenei  auf  benerlceiiswerter  Beleeenbeit  und  sagleieb 
auf  lebttodiger  Anachanong  bembende  staatsvecibtliob-politische  Erih-tenmg, 
zugespitzt  zu  kritisch  vergleichender  Betradituig  der  «tt^recbenden  fiin- 
ricbtnngeii  des  Deatscben  Beicbes. 

Howard,  B.  E.  Das  amerikanische  Bürgerrecht.  Leipsig  (Duncker  dt 
Humblot)  1904.  155  S.  —  Mk.  3,60  — 

Der  erste  Teil  dieser  Pablikation,  welche  der  von  den  Heidelberger 
Professoren  J§Uine&  nnd  AnsehütM  Yeranstalteten  Sammlimg  Staats» 
imd  vOlkerreditlicber  Abhandlungen  angebOrt,  ist  der  Brverbang  und  dem 
Verlust  des  amerikanischen  Indigenates  f^^ewidraet,  der  zweite,  nmfassondere 
Teil  den  Rechten  dei?  amerikanischen  Bürgers,  den  Konsequenzen  des  Indige- 
nat^>s.  Der  Verfasser  ist  Amerikaner.  Die  Behandlung  zeigt  die  ansprechende 
Knappheit  und  Keckheit,  welche  amerikanischen  Jnristenschriften  eigen  ist. 

Gr66llfield|  J,  Die  Verfamung  des  persiacben  Staates  nebst  einem  Anbang 
Aber  Gesetze,  Bildongswesen,  sanitäre  and  wirtsobaftlicbe  Znstftnde  im 
heutigen  Persien.  Berlin  (VahlenJ  1904.  3d3  S.  —  Mk.  8.  — 

Mit  großer  Frende  wird  die  intern  ti  d ist isch  interessierte  Leserwelt 
diese  auf  unmif  teilbarer  Anschnnnng  persischer  Vi  rhiiltnisse  und  auf  Kenntnis 
der  persischen  Literatur  beruhende  höchst  dankenswerte  Publikation  bcirrüÜen. 
Das  Buch  enthält  eine  reiche  FUlle  von  positiven  Miiieiluugen  und  macht 
den  Eindmck  der  Zuverlässigkeit. 
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Ausländisches  bnrj,'erliches  Recht. 

Schirrmeister,  G.  Das  Bürgerliche  Recht  Englands.  Bd.  1.  Erstes  Büch. 
AUgeiu.  Teil.  Ersto  Lieferung.  Berlin  (Heymann)  VM)h.  208  S.  —  Mk,  5  - 
Dieses  Wirk  ist  herausj^egeben  von  d«'r  Int^Tiiatioiittleü  Vtreinii:nn!j 
für  vei'gleicheude  Kecbtäwiäsenscbait  uud  \  ulk^wiriächaftalehre  zm  Btiun. 
Sb  bestellt  in  der  ins  Deutsche  flbenetit^,  in  Qesetzesparagraphen  focnn* 
lierten  DantellvDg  des  englisehen  Rechtes,  welche  die  Sarrütters  at  Lam: 
Jenks,  Geldart,  Lee,  Holdaworth,  Milea  verfsflt  haben,  sowie  m 
einem  in  glänzender  Weise  dazu  untemommosei  Kmnme&tsr  ti»  Schirr- 
meister. Das  Werk  verspricht  zu  leisten,  was  trotz  der  rahlreichpn 
deutschen  Bücher  über  englisches  Recht  bisher  immer  noch  nicht  iril'  ist.t 
ist:  eine  umfassende,  zuverlässige  und  praktische  Darstellung  des  englische! 
Privatrechts  in  deatscher  Sprache. 

Z  i  V  i  1  p  r  0  z  e  ß  r  e  c  h  t. 

Die  ZivilprozeüordnTinir  für  das  deutsche  Reich  in  der  Fassung  des  flcsetz«« 
vom  17.  Mai  18118  nebst  den  EinfUhrungsgesetzen.  Für  deii  praktischen 
Gebrauch  erläuttart  von  Dr.  J.  Petersen.  5.  Autlaf^e.  Bearbcii«*!  von 
E.  Remels,  Reichsgerichtsrat,  Dr.  E.  Angei ,  Kgl.  sächs.  Landgericht»- 
dinktor.  I.  Bd.  1904  (Lahr,  M.  Schauenburg).  XYm  n.  896  S.  - 
Der  S.  Bd.  der  4.  Auflage  tob  Petereena  ZPO  ist  im  Jahre  1901 
erschienen.  Die  neue  Auflage  ist  von  Anger  im  Verein  mit  dem  Reichs- 
gerichtsrat  Hemeln  derart  hergestellt,  daß  letzterer  die  §§  1 — 252,  erst«rer 
die  §S  2.03-  510  der  ZPO  bearbeitet  hat,  „in  stetem  gegenseitigen  Einver- 
nehmen und  nadi  persönlicher  Besprechung  der  wichtigeren  Fragen.'  -  Dem 
Ansehen,  welches  der  Fetersen  ache  Kommentar  errungen  hat,  wird  durch 
diese  sorgHUtige  und  unsichtige  Nenbearbeitung  der  Fortbestand  gesicheii 
Per  Flnfi  der  Oesetsgebongt  der  Praxis  und  der  Wissenschslt  aucht  Ja  heute 
allsa  rasch  neue  Aaflagen  nfttig,  und  der  vorliegende  Kosunaitar  ist  nnimidir 
nicht  nur  wieder  der  neueste,  sondern  ragleich  ausgezeichnet  durch  praktische 
EinrichtuniJT  und  Reichhaltigkeit.  —  In  dankenswertem  Ma&<  triiirt  er  den 
internationalen  Beziehungen  Rechnun^^,  insbesondere  in  der  Behandlung  der 
§5$  III  ff.,  114  ff..  828.  —  Die  immer  enger  werdende  Verwachsung  ciei 
internationalen  l'rivatrechtes  und  des  internationalen  i'rozeßrcchtcs  würde  as 
sich  ein  noch  geoaaeres  Bingdien  aaf  das  internationale  Priratrecht  mA 
dessen  Literatur  fordern,  als  es  insbesondere  bei  §  dO  ff.  (FartdAhigkeit), 
aber  auch  bei  §  828  die  Verfasser  ermöglicht  halmi.  Indessen  ist  in  di'  <er 
Richtung  in  dem  vorliegenden  Werke  schon  mehr  getan  als  in  anderen  K<  m- 
nientaren  der  ZPO.  —  Es  muß  daher  die  Anerkennung  nvA  der  Dank  ib 
dieser  Hinsiclit  übens'ietren  —  Die  Bände  XIII  und  XIV  diM  i  7J«-h  bi»»teii 
übrigens  nicht  wenige  Mattrialien,  welche  in  dem  vorliegtüdeu  Kumuieuuf 
noch  nicht  benatzt  sind.  Vgl  s.  B.  zu  S.  668  Anm.  2  Ztsch.  Xm  100.  ss 
S.  671  Ztsch.  Xni  412,  440,  sn  8.  laO  Ztsch.  XPf  64,  09,  163,  476.  - 

Niemeffer, 
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StMigltill,  IL  Lexikon  des  dmtidMn  Strafrechts  nach  Entscheidiingeii 

des  Rcichsgcricbts  zum  Strafgesetzbnche.  1.  Bd.  880  S.  2.  Bd.  n.  Supplement. 

2140  S.    Berlin  (Liebmann  ^  l'too— 1904.  —  Mk.  3B,.>0.  — 

Der  Titel  dieses  fi:ewaltigi  n  Werkes  ist  Ijeschcidt  n  gewühlt.  Denn 
es  handelt  sich  keineswegs  um  ein  nur  orientierendes  Nachschlagewerk, 
sondern  um  Mitteilung  des  gesamten  irgendwie  erheblichen  Stoffes,  welcher 
in  der  25  jährigen  Rechtspcechnng  des  dentacben  Beich^ieridites  im  Gebiete 
des  Stni%es^bndlies  Gegenstand  gnindafttslieber  Entaebeidnngen  geworden 
ist.  Dieser  Stoff  ist  liier  nicht  nur  aols  flbersicfatliöliste  geglied^  sondern 
in  meisterhafter  Form  mit  Stichwörtern,  Auszügen  unrl  Verweisungen  so  klar 
dargelegt,  (laü  damit  i1<t  Praxi';  jene  zeitraubende  und  zi  rsplitt' rr}*!»'  Arbeit 
abgenommen  ist.  welrhe  Irüht-r  nicht  nur  der  Präjudizitnanlictcr.  sumicrn  jeder 
gewissenhafte  KrmuuaUst  als  Richter,  Staatsanwalt  uder  Verteidiger  einzeln 
auf  sich  nehmen  mnfite.  Zugleidi  »ber  gewährt  die  ein  für  allemal  bi«r 
getane  Arbeit  ein  Luventarinm  der  ans  der  Yielgestaltigkelt  des  Lebens  ber- 
▼orspringenden  kiiminalistiscbm  KontroTetsen  und  Probleme,  wddies  für  die 
Uberall,  im  Ausland  wie  im  Deutschen  Reich  bevorstehenden  Strafrechtsreformen 
die  lehrreichste  Grundlai^e  bildet.  Vorzii^re  wie  Fehler  der  in  der  reich.s- 
gerichtlic  ht-n  Judikatur  vertretenen  Prinzipien  rücken  durch  diese  Art  dtr 
Bearbeitung  in  das  hellste  Licht;  und  so  fordert  das  Stenglein'ach^ 
Werk  (welchem  Reichsgerichtsrat  Galli  ein  ebenbürtiges  Supplement  bat 
folgen  lassen)  die  Animerksamkeit  der  gansen  an  der  Strafreditspfl^  be* 
teiligten  Knltnrwelt  berans.  Dafi  die  lümlicb  angelegten  franaösiscben»  eng>' 
liachen,  amerikanlBchen  Enzyklopädien  das  Werk  in  seiner  Innern  Gediegen- 
heit wie  in  seiner  äußeren  Branchbarkeit  nicht  flbertrefien,  darf  ohne  weiteres 
behaaptet  weiden. 

b)  Teraelduila  elnccMiideter  Bfl«lier, 

deren  Besprecbung  vorbebalten  bleibt. 
Werke  allgemeinen  nnd  Termiscbten  Inhaltes. 

Bernhard  Windacheid,  Gesammelte  B.eden  und  Abbandinngen.  Heraus- 
gegeben von  P,  Oertmann.  Leipsig  (J^uneker  ^  Humbloi)  1904. 
4a4  S.  — 

Theodor  Mommseil.  Jnristiscbe  Schriften.  I.  Bd.  Berlin  (Weidmann) 
1905.   479  S.  —  Mk.  12.  — 

BndoU  T.  Delbrfldt.  Lebenseiinnerungen  1817—1867.  2  Bde.  Leipzig 
CDuneker  d  BümbhtJ  1905.  349  n.  430  S.  -> 

Stemberg»  T.  Allgemeine  B«cht8lehre.  2  Teile.  Leipsig  (Göschen) 
1904.  209  n.  197  S.  — 

Berolzheimer,  Fr.  System  der  Rechts-  und  Wirtschaftsphilosophie. 
2  Bde.  Mflnchen  (Beck)  1904,  1905.  327  q.  600  S.  — 
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Stern,  J.  Rechtepliilosopliie  und  BechtswisBensebaft.  Berlin  (GutUntnq} 

1904.    47  S.  — 

Schaefer,  Fr.  Die  Anfgftlieii  der  GesetsgebaDg  hiDsiehtlich  der  Trunk- 
süchtigen nebst  einer  Zasammenstellung  bestehender  nnd  vorgeschlagi'ner 
niSf'tze  des  Auslandes  und  Inlandes.    Halle  a/S.   (Marhold)  19». 

lUO  iä.  — 

Endemann,  F.   Die  Entmündigung  wegen  Trunksucht  und  das  Zwaiigs> 

heilverfahren  wegen  Trunk füUigkeit.  Bisherige  Erfahrungen.  Gesetz- 
geberische Vorschläge.   Halle  a/S.  (Marhold)  19«U.  55  S.  —  2ik.  1.50.  - 

Müller,  D.  H.  Die  Gesetze  Hammurabis  und  ihr  VerhältTiis  t.wt  mos:\isr}i  n 
rtcset7p:cbun<f  sowie  zu  den  XTI  Tafeln.  Text  in  ümschrifT.  deutscht  niii 
hebräische  t'hersetziiiig,  Erläuterung  und  vergl.  Analyse.  Wien  (üolderj 
19()3.    285  S.  —  Mk.  10.  — 

Bietsch,  K.  Fr.    Handbuch  der  Urkundwissenschaft.    2.  Aufl.  Beriffl 

^Stntppc  (t  WimklerJ  l\m.    848  S.  —  Mk.  20.  — 

Warneyer,  0.  Jahrbuch  der  Entschcidnntren  auf  dem  Gebiete  des  Zi^il- 
liandels-  und  Prozeßrechts.  8.  Jahrgang  1904.  Leipsig  (Roaabergj  TJOö 
600  S.  —  Mk.  8.  — 

Internationales  Recht  nebst  Grenagebf eten. 

Kenaulti  L.  Recueü  des  Arbitragen  InteruatiuuuuA.  1798 — 1855.  1.  ßd. 
Paris  fPBdmt«)  1905.   663  8.   (8.  oben  8.  51(K) 

Olshauäeu,  J.  Reichsstrafgesetzgebung.  Bd.  VlU.  Die  Auslief erangs- 
und  Konsolanrerträge  des  Deutschen  Reichs.  Berlin  (Vahlen^  190B.  248  S. 
—  Mk.  8,40.  — 

Bigliati,  F.  G.  Dirltto  Intemazionalc.  Diritto  constltuzionale.  I.  Lo 
State  e  Ta  Societft  Intmusionate.  Torfno  (Bocea)  1904.  344  8. 

Stocquart,  £.    Apercu  de  T^volution  jiiridiiiae  da  mariage.  Brflsael 

.  Larnh-rfy)  u.  Paris  liX)5.    296  S. 

Kraemer,  B.  Die  unterseeischen  Telegrapbenkabel  in  Kriegsseiten.  Letpulg 
(DeichertJ  1903.   1.  Bd.   5.  Helt.   64  S.  —  Mk.  1,5a  — 

FlrtBflthinMlfli  IL  YölkenecbtsqQellen,  in  AoBwahl  beranagegeben.  Hslk 
(Waiaenbaiu)  1906.  Xn  n.  380  8. 

IfotzBilyH.  DieSTordtebleiwigMibeOptantenfragtt.  Kopenhagen  ^(jr^/dSmditi/; 
1901.  204  8. 

V.  d.  Pfordten»  T.  Du-  Behandlung  deä  Nachlasses  von  Ausländern.  XH 
besonderer  Rflekaicht  anl  die  bayerischen  Yerbiltniase.  Hilnchen  fSekweiUerJ 
1904.  (>6  a  —  Mk.  1,80.  — 
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Feigenwinter,  S.   Die  BelModhiiig  der  Amllnder  im  Hahpflieht-  und 

Versicherungsrecht.  Bericht  der  3.  Delegiertenversamtnlung  iltr  Tntdu.it. 
Vereinigung  für  gesetzlichen  Arbeiterschutz.  Basel  (Druckerei  der  QeseU- 
schaft  des  Baseler  Volksblattes)  1904.  U  S. 

DoUllBi  H.  Handbnch  des  Rechtshilfevcrfabrens  im  Deutschen  Reiche  sowie 
im  n.  Grep:enüber  d.  Auslände  i  bfJrgerl.  Rechtsstreitifikeiten,  i.  Konknrs- 
sachen,  i  Aiigeleirenbeiten  d.  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  n.  i  Vens'altunu's- 
sachen.  Auf  d.  üruiidlage  des  von  f  F.  Böhm  verlaliteu  Handbuchs  etc 
als  2.  Auflage  desselben  herausgegeben.  Erlangen  (Palm  d;  Enke)  lUOO. 
XI  IL  4d3  S.  — 

Staats-  Ulli!  Vcrwaltu  ngsrech  t. 
Perl  ich,  J.  Le  monarque  constitutionnel.  Vikiiz  (FtnUemoing)         16  S. 
Rahm,  H.   Modernes  Fttrsteoredit.  Hflncheo  (Sehweitner)  1904.  476  S. 

* 

Triopel,  H.  Der  Btzeit  um  die  Thronfolge  im  FQratentnm  läppe.  Läpzig 
(EirsehfeldJ  1903.   125  8.  —  Mk.  4.  — 

Flat6,  A.  Die  Geschäftsordnung  des  preußischen  AhgeordnetoihanBes,  ihre 
Oesdiichte  und  ihre  Anwendnng.  Berlin  (Fawh)  190S.  887  8. 

Grabowaky,  A.  Der  sogenannte  Terlust  der  Staatsangehörigkeit  durch 
F^jBtablauf.  Berlin  (JBepman»)  1904.  58  8.  —  Mk.  1.  — 

BollTSChsidt,  K.  Nachtrag  zum  Kommentar  der  Reichsgewerheordnung. 
Umfassend  die  seit  dem  Juli  1901  ergangenen  Oesetue,  AnsfUhrungs- 
beftimmnngen,  Erlasse  und  Entsdieidungen.  Leipslg  (BirsekfäldJ  1904. 

176  S. 

Affolter,  A.  Orundzüge  des  schwdseriscben  Staatsrechts.  Zürich  (Art 
Institnt  Grell  Füßl()  o.  J.  239  S. 

PMtdl,  J.  La  Nonvelle  Constitution  du  BoTaume  de  Serbie  (prod.  le 

6./19.  Avril  1903).  Comment^e  et  ExpliqtuV- 1.  Part.  De  L'Organlsation  des 
Pnin  oirs  de  L'Etat.  Paris  (LahttreJ  1903,    127  S. 

£rythropel,  H.   Das  Recht  der  weltlichen  Vereine  und  geistlichen  Orden 

in  Frankreich  nach  dem  Gesetz  vom  1.  7.  Ol.  Unter  Berücksichtigung  der 
yprr inst^esetzgebung  Dentsi  hlatids    Mit  einem  Vorwort  von  Jl^.  Kahl. 

Berlin  (Liebmann)  V.H)i.    210  6.  —  Mk.  5.  — 

Findeisen,  H.  Das;  Rrirhsgesetz  bt.  Kinderarbeit  in  gewerblicln  n  V.e- 
triebt  ii  vom  :]{}.  März  liMJH  systomatisrh  darc'»  stellt  tk  bst  Ausführungs- 
b<*stiiniiuitiLr(  ii  ans  dorn  Roirh.  ih-ii  Kiiniurcirln  n  Piculii-n.  Bayern  und 
ijttclisen,  sowie  den  thüringischen  stauten.  Leipzig  (Duncker  &  ilmnhlot) 
1904.   104  8. 

Mfiltoir,  A.  Arhdtefsekretariate  und  Arhdtenrersichemng  in  Deutschland. 
Mflnchen  (Birk  ±  Co.)  o.  J.   184  8. 
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B  ü  r  fr  c-  r  1  i  c  h  e  8  Recht. 
Liebe,  G.    Daa  BUrgerl.  Recht  nach  dem  deutschfn  Bürgerl.  Gcsetzbuchc. 
Ein  Lehrbuch  für  Lernende.   2  Binde.  Leipzig  (Haßberg)  1904.  6öö 
a.  687  S. 

Krahmer,  H.  Oefrenseitige  Verträge.  Stndicn  zur  Systematik  de«  Reichs- 
rechts.  Halle         ^Buchhandlung  des  Waisenhausesj  liKM.   172  S.  — 

Mk.  — 

Litten,  Fr.  Die  Ersatzpflicht  des  Tierhalters  im  Rechte  des  Bargerl. 
Gesetzbachs,  zugleich  ein  Beitrag  von  der  Kausalität  im  Recht«sinne.  Berlis 

(VahJen)  1905.    140  S.  — 

Kriegöinann,  N.  H.  Der  Kothtsgrund  fcai*«a;  derEigenturasükrtrairunir 
nach  dtm  Recht  des  Biirgerl.  Gesetzbuchs  f.  d.  Deutsche  Reich.  Berlin 
(Vahlen)  1905.    120  S.  —  Mk.  2,80.  — 

Wolif,  M.    Das  Recht  zum  BesiUe.   BerUn  (LiebmannJ  1903.   ä2  S.  - 

Mk.  1.  — 

Hahn,  R.  Das  Recht  auf  Ergänzung  des  Pllicht teils  nach  dem  Banrerl. 
ücäctzbuch  2325  ff.),  unter  Berücksichtigung  der  gemeinrechtl.  gtuieia 
in  officiosa  dunationis  sice  dotis.  Berlin  (Vahlen)  1905.  124  S  — 
Mk.  8,80.  — 

Sternberg,  M.  Beiträge  zur  Fundlehre  nach  österr.  Rechte  unter  ße- 
rttcksichtigung  des  dentadioi  BQxgeKlieheii  GcMtelMMliH  iL  d.  BDtnvBifM 
eines  tmgMr.  Mftgerl.  Qesetsbncbes.  Bine  krit.  Stndie.  Wien  a.  Leipag 
(BrHtMStHn)  1904.  66  8.  — 

Handels-,  Wechsel-,  Seerecht.  Urheberrecht. 
Allfeld,  P.  Kommentar  zu  den  Keichsgcsetzen  über  das  gewerbl.  Urheber- 
recht. Patentgesetz,  Oesetz  bt.  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Mo* 
delten,  Ges.  lit  dm  Schnts  v.  Gebranchsrnnstem,  GessU  s.  Scbats  te 
Wsrcnbeseiclininigen  sowie  s.  d.  intertiftt  yettrigen  c.  Sclmtie  d.  geweiU. 
Uiliebemdits.  Mflnchen  (Bwk)  1901.  806  S.  — 

Rohbeill,  H.  Allgem.  dentsolie  Wecliselordaimg  mit  Kosunentor  in  ii- 
merkungen,  und  d«r  Wec1isel]nNtte8  nseh  den  Beichs-Jnstisgesetsco.  7.  reib. 
Anli.  Berlin  (MülUr)  1904.  224  8.      Mk.  4.  — 

Grfinhut,  G.  S.  Gnmdrifl  des  Wedisebmelits  (Grundriß  des  «sterr.  Rechts). 

Zweite  verbesserte  Auflage.  I.  Bd.,  achte  Abt.  Leipzig  (Dunel^r  d  Biimr- 
blot)  1908.  29  S.  — 

Strams,  J.  Ein  Protest  gegen  Wechselprotest  Berlin  (Ltebmmm)  190& 
—  Mk.  1,20.  — 

Mttller,  E.  Das  dentacbe  Urheber-  n.  Verlagsrecht  I.  Bd.:  1.  TeU:  Dm 
Reicb^^tz  bt.  das  Urheberrecht  an  Werken  der  Uterator  q.  Tonkmt 
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V.  19.  Juni  1901.  2.  Teil:  Die  Internat.  Urheberrechtsbeziehnngen  de« 
Detttschcn  Reichs.  '^.  Teil :  Das  Reichsgesetz  bt.  das  Yerlagsncht  T. 
19.  Juni  1901.  Manchen  (SchtoeiUer)  1901.  425  S.  —  Mk.  7.  — 

ZiTilproseBreoht  Konknrireeht. 

Ulrich,  K.  Die  Beftellang  der  Gerichte  in  dra  modenran  BepnblUnii. 
Zarich  (Fäsi  40  B§9r)  1904.  217  8.  —  Kk.  3.  — 

Jft60k^  P*  Bdcbi^Metz  über  die  Zw&ngsversteigerang  a.  die  ZwftDg»> 
vrnvaltnng  v.  24.  Min  1687.  3.  Temehrto  Aufl.  Berlin  (VahlmJ  1904. 

2()2  S.  —  Mk.  1^.  — 

Hoohe,  A.  Zar  Frage  der  Zengnisfähigkeit  geistig  tUmammt  Fenonen. 
Halle  a./S.  (MarkoldJ  1904.  27  S.  —  Mk.  0,80.  — 

Schmidt,  R.  PnneBfeelit  n.  Staatsrecht.  Betraditongen  a.  Syst^natik 
n.  z.  Gesetz csreform  des  modemeii  ZiTilproieflredita.  Heft  2.  Kariinihe 
(Braun)  1904.   67  8.  —  Mk,  1,80.  — 

Iieonhard,  Jr,  Die  Beweialast.  Berlin  (Vaktm)  1904.  4628.  —  Mk.9. 

Brand,  E.  Das  Anfechtungsrecht  der  Olftnbiger  nadi  dem  Bondesgesets 
aber  Sdraldbetrelbnug  und  Konkurs.  (Vom  11.  Aprü  1889).  Mit  einer 
historischen  Einleitong.  Bern,  KommisdoDsrerlag  T<m  A,  Frtmeke  1902. 

XI  u.  328  S.  ~  Mk.  4.  — 

Pagenstecher,  M.  Zur  Lehre  von  der  materiellen  Reditskraft  Berlin 
(VahlenJ  190».  494  8.  —  Mk.  10.  — 

Ywh&Vfl,  F.  über  dfe  soiialen  und  wirtschaltl.  Anlgaben  der  Zivilproiefi- 
geseCsgebong.  Berlin  (IMmann)  1908.  74  8.  ^  Kk.  1.  — 

Skonietaeki,  R.  U.  QellKSke,  H.  ZiWlproMflordnting  n.  Gertehtsrer- 
fassnngsgesets  f.  d.  Deutsche  Reich  nebst  EinfObrnngsgesetsen  o.  d.  Preoß. 

AasfQhningsgesetzen  an!  Gmnd  der  Rechtsprechnng.    Brste  Lieiemng 
s  l-*U     BerUn  (Vahle»)  190Ö.  160a  —  Mk.8.  — 

Pollak,  R.  Die  jüngste  Reditsprechung  des  österr.  obersten  Gerichtshofes 
anf  Grund  der  Konkursordnung  v.  25.  Dezember  1868  n.  d.  Anfechtungs- 
gesetzes V.  16.  März  1884  in  den  Jahren  1798—1901.  Wien  (Mohm)  1904. 

.to  s  —  Mk.  i,m  - 

Deutsch,  L.  Die  Rechtsprechung  des  k.  k.  Obersten  GerichtshofeN  bt. 
die  JurisdiktioasDorm  u.  die  ZivilprozeUordnung  v.  1.  Anbist  1896  HüBI 
No  III,  112,  113,  in  Verbindung  mit  dem  Gesetzestext.  I.  Band. 
Wien  (Breitenstein).    198  «.  —  Mk.  H  20.  — 

S  t  r  a  f  r  e  c  Ii  t. 

Dueuöing,  Frieda.  Verietzung  der  Fürsorgepflicht  gegenüber  Minder- 
jährigen. Bin  Versaoh  sa  ihrer  strafgesetzlichen  Behandlung.  Mflnchen 
(SehwHiMer)  1903.   126  8.  -  Mk.  2.80.  — 
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Gk)6rr68,  K.  H.  Der  Wahrspruch  der  Geschworenen  und  seine  psycho- 
logischen rjrundlasren.  '  .Ttiristisch-psychiatrischt'  Gronzfrafron.  i  7.wi\iviV>^ 
Abhandluiiui  n  Herausgegeben  von  Fi/irfcr.  Hoche  und  Bresler. 
I.  Bd  .  II(  ft  2    3.    Halle  n'S.  (Marhold)  li>03.    Ü6  S.  —  Mk.  2.  - 

V.  Hippel)  R.  Die  Grenze  von  Vorsatz  und  Fahrlässiskeit.  Eine  dog* 
inatische  Studie.    Leipzig  (Hirzelj  1903.    X  u.  165  S.  —  Mk.  4.  — 

Kohlrausch,  £.  Irrtum  und  SchuldbegxiS  im  Stmfraobt  BerUa  (Outteth 

tag)  1.  Teil,  VIII  u.  188  ö. 

Müller-Roeder,  E.,  Enrico  Ferri.    Die   positiTc  kriminalistische 

Schule  in  Italien.  Autorisierte  t'bcrsotztinß^  aus  dem  ItalieniKben.  Fniik* 
fürt  a^M.  (Neuer  Frankfurter  Verlag)  1902.    64  S. 

Nagler,  Joh.  Die  Teilnahme  am  Sondcrvorbreclien.  Ein  Beitrag  znr 
Lehre  von  der  Teilnahme.  Leipzig  (EHgelmoHu)  1903.  170  8.  —  Mk.  b.  — 

T.  Overbeck,  A.    Das  straf  recht  der  französischen  Enzyklop&die.  Ein 

Beitrasr  znr  (k'schiohte  der  Aufklärung  im  18.  Jahrhundert.  Frcihnr^pr 
Abhandliumcn  aus  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts,  herausgegeben  v«» 
r.  Mohland,  Rosin  und  Rieh.  Schmidt.  Heft  1.  Karlsrahe 
i  lh  aun)  1902.    128  S.  —  Mk.  3.  — 

V.  Rohland,  W.  Strafr^rbtsfullc.  Zum  akademischen  Gebrauch-  Leiptig 
(Dunckei  tt-  Humblotj  1Ü02.   Xi  und  145  Ö.  —  Mk.  2.80.  — 

Sidieel,  W.  D»  alte  Bamberger  Strafrecht  vor  der  Bambergensis.  Nack 
den  QiwUeii  dargMteUt.  Berlin  (VahUn)  1906.  Vni  n.  96  8.  —  Mk.  2.40.  - 

Startnplli»  W.  Brprewning  nnd  Oiaotage.  lYacli  dentechem,  fmnzSsisdMm 
nnd  lehweiseriecbem  Strafrecht.  Bern  (A.  Franeke)  1906.  Yin  n.  löl  8. 

Wach.  A.  Die  kriminalistischen  Sclmleu  und  die  Strafrechtsrelorm.  K«?de 
bei  Antritt  des  liektorats  am  31.  Okt.  1902  gehalten.  Leipzig  (DuHcktr 
d  Humblot)  1902.  90  6.  ->  Mk.  0.80.  — 

Cohn,  E.  Drr  Wucher  rib.V  in  Qor  ftn  (Jhadith  und  Fiqh.  Ein  ik;iira^[ 
zur  Entstehuugägeächichte  deä  naihamedanischen  Rechts.   2.  Heft.  Berhn 

(Schrnh)  1903.    34  S.  —  Mk.  2.  — 

Lehmann,  W.  (iber  dir  Vennö^rensstrafen  des  römischen  Rechts.  Eise 
rechtshistorische  Studie.   Berlin  (Guttentag)  1904.  — 

Radbruch,  G.    Der  Haodlnngsbegiiff  in  eeintf  Bedentmig  fttr  das  Sttsf- 

rechtssystero.  Zugleich  ein  Beitrag  z.  Lehre  v.  d.  rechtswiasenscbaftUdies 
Systematik.  Berlin  (Guttentag)  1904.   147  S.  ~  Mk.  3. 

Höakeindller.  Oeistesstdrong  und  Verbrechen  im  Kindeulter.  VL  Bi 
6.  Heft.   Berlin  (Meuter  &t  Beichard)  1909.   104  8.  —  Mk.  2^.  — 
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GoldSOhmidt,  J.  Das  Verwaltungsstrafrccht  im  Verhältnis  zur  modernen 
Stute-  und  Recbtslebre.  Berlin  (Liebnuum}  1903.  —  Hk.  1.  — 

K&hler,  0.  Die  EntsdiSdlgang  fltr  Strafe  und  Untersnchnngsliaft.  Nach 

den  Rt'ichsgesetzen  v.  20.  Mai  18J)8  und  14.  Juli  1904  dargestellt  für  den 
prakt    Gebraoeh.    Halle  a/S.  (Buclihdlg.  d.  Waiaenhanaes)  1»04.    93  8. 

-  Mk.  1.80.  — 

Gral  zu  Dohna,  A.  Die  Recbtswidrigkeit  als  allgemein  gültiges  Merk- 
mal im  Tatbtstaiiile  strafbarer  Handlungen.    Ein  Beitr.ngr  z.  allgem.  Straf- 

'  recbtslebre.  Halle  a/S.  (Buchbdlg.  d.  Waisenhauses)  1UU5.  152  S.  — 
Mk.  8.  - 

Frank,  R.,  Roscher,  G.,  Schmidt,  H.  Der  Pitavai  der  üegenwM-t, 
Almanach  interessanter  Straf  fälle.     Leipzig   (üirschfeldj  1903  — 1904. 

lieft  1-4.  — 

Olshausen,  J.  Reichsstrafpesetzpcbnng.  Bd.  IX.  Die  Reichsstrafgesetz- 
gebung für  die  deutschen  Konsulargerichtsbezirke  und  Schutzgebiete.  Berlin 
(Vahlen)  1903.    149  S.  —  Mk.  1,50.  — 

DelaqiÜB,  E.     Der  untaugliche  Versnob.     Ein  Beitrag  zur  Reform  der 

.Strfifr,'e.setz^a-bung.    Berlin  {Guttcntag)  VM)\.    344  S.  —  Mk.  7,50.  — 

van  Calker,  Fr.   Ethische  Werte  im  Strafrecht.    Berlin  {Liebmann) 

V.M)\.    42  S.  —  Mk.  1.20.  — 

Zucker,  A.     Ein  Wort  zur  Aufhebung  der  gerichü.  Yonuitersachang. 

Berlin  yGuttentag)  1904.    74  S.  — 

KrOSChel,  T.  Die  Abfassung  der  rrteile  in  Strafsachen.  Für  die  Praxis 
dargestellt.  4.  neu  bearbeitete  Aull.  Berlin  (Vahlen)  1904.  95  S.  — 
Mk.  2.  — 

Olshausen,  J.  Kommentar  z.  Strafgesetzbuch  f.  d.  deutsche  Reich  einschl. 
d.  Strafbeetimmongen  der  Konlnusordnung.  7.  Anfl.,  I.  Bd.  Brate  nnd 
zweite  HlÜfte.  Berlin  {VähUn)  1901.  368  n.  768  S.  — 

Mezin,  S.  Der  Mädchenhandel.  Sozial-  a.  kriminalpolit.  Stadie.  Basel 
(Baseler  Buch-  nnd  Antiqaariatshandlnng  ▼erm.  Oeering)  1904.   80  8. 

Goetz,  A.  Sträfling  788.  Em  Kapitel  Berufsleiden.  9.  Aull.  Berlin 
(Magazin-Verlag)  1904.   196  S,  — 

Stier,  E.  Fahnenflucht  und  unerlaubte  Entfernung.  Eine  psychologisch- 
psychiatrische  und  ijulitärrechtliche  Studie.  11.  Bd.,  lieft  3—5.  Halle  a/S. 
(Marhotd)  1906.   110  8.  — 

Lucas,  H.  Anleitung  zur  strafrechtlichen  i'raxis.  Ein  Beitrag  zur  Aus- 
bildung unserer  jungen  Juristen  nnd  ein  Ratgeber  für  Jüngere  Fn^ker. 
Zweite  Termehrte  nnd  verbesserte  Auflage.  1.  Teil.  Das  formelle  Strafe 
recht.  Berlin  {Liebmann)  1905.  444  8.  —  Hk.  8,  geb.  Mk.  9.  — 
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Liepmann,  liL  DneU  and Ehce.  Berlin  (i«^^6ifMfii»)190L  61  &--MlLa^ 

Neuberg,  J.  Znsammenstellimg  s&mtUdier  Beichsgesetse  Bttainditilidia 

Inhalts  (mit  Ausnahme  des  Strafgesetzbuches)  nebst  Anführung  der  dazn 
ergangenen  Entscheidung»!!  de«  Beiobageriehta.  Leiptig  (JHeUrich)  IBQä. 

448  8  -  Mk.  6.  — 

V.  Alberti,  0.    Ei^^enmächtige  Unrechtshemmnnip:,  ab^'t-sehen  von  Norwehr 
und  Notwehrhilfe.  Stnttgut  (Xffhlhammer)  1904.  &0  &  —  Mk.  lia  - 

Treu,  M.   Der  Bankerott  des  Tnodcmcn  StrafroUsngs  and  adne  BefonL 
Stattgart  (LbU)  1904.  107  S.  —  Mk.  1.60.  — 
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Das  russische  Handelsreclit 

Von  Rechtsanwalt  Kllbannki  in  Berlin. 

Ein  eiprentliches  Haiulelsgrsptzbiirli.  d.  Ii.  bpsondere  auf 
Handelsfreschilfte  sich  beziehende,  von  den  allgiiuein  geltenden 
Zivilgesetzen  abweichende  Rechtsii(»rnien  nach  Art  des  deutschen 
Handelsgesetzbuchs  ist  in  Rußland  unbekannt  Der  firiind  für 
diese  Erscheinung  mag  in  dem  Umstand  liegen,  daß  in  Kußland 
die  Vorausst'tznngen  nicht  gegeben  waren,  welche  die  irilduiijr 
nnd  Konsolidierung  besonderer  Stände,  insbesondere  des  Kauf- 
mannsstandes und  die  gesetzgeberische  Absonderung  seiner 
Rechtsverhältnisse  wie  in  Westeuropa  förderten  (Scherschene- 
witsch,  Lehrbuch*  des  Handelsrechts  8.  11  f.,  Femelidi, 
RepetUorktm  des  ffandelsrechts  S.  27  ff.).  Jedenfalls  unter- 
liegen in  Rußland  die  Rechtsverhältnisse  ans  Handelsgeschäften 
der  Regelung  durch  die  allgemein  geltenden  Zivilgesetze,  und 
nur  einzelne  Rechtsmaterien  des  Handelsverkehrs  halten  eine 
besondere  legislatorisdie  Behandlung  erfahren.  Auch  diese  be- 
sondere Regelung  der  einzelnen  handelsrechtlichen  Materien  ist 
nicht  im  Sinne  einer  Erleichterung  des  Geschäftsverkehrs, 
sondern  im  Geg:enteil  in  einer  den  Verkehr  hemmenden  Richtung 
eriülgt.  Erst  das  Kassationsdepartement  des  Rejrierenden  Senates 
hat  es  sich  zur  Aufgabe  jiciiiaclit.  durcli  eine  ständige  und  gleich- 
mäßige Judikatur  die  lieumienden  Schranken  aus  den  hier  in 
Betracht  kommenden  Rechtssätzen,  so  gut  es  anging,  zu  be- 
seitigen und  It'itenile  Kfclitsoruiuisätze  autzustcllt^u.  die  mehr 
auf  die  moderne  Eutwickelung  des  Handelsverkeiirs  Rücksicht 
nehmen. 

Das  jetzt  in  Geltung  belindliclie  russische  Ilaudelsgesetzbuch 
ist  im  i  Teile  des  XI.  Bandes  des  ^'ivoU  SaJcoiWw^)  enthalten. 

Über  den  Steod  Sakomu>  und  lefne  Kinriclitung  cf.  Ztseh.  XIY  9. 

Zeitochrifc  f.  Intern.  Privat-  u.  oll'enti.  Kecbt.   XV.  I*t 
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Die  Mängel«  die  den  nissischen  Gesetzen  im  allgemeinen  an- 
haften: mangelnde  Präzision  und  Folgerichtigkeit  in  der  Ang- 
drucksweise  und  das  Pehlen  einer  konsequent  dorchgeföhrten 
Terminologie  machen  sich  in  diesem  Gesetzeswerk  ganz  be- 
sonders fQhlbar.  Dies  wird  aacta  von  juristischer  Seite  ui 
Rußland  selbst  nicht  verkannt  Einer  der  bekumtesten  Rechts- 
lehrer  Rußlands,  der  Professor  Zita  witsch  (Omriß  der  Gfwid- 
hegriffe  des  MmdehreMs  1886)  bezeichnet  das  mssiscbe 
Handelsgesetzbuch  als  eine  „Ablagerung  von  Bruchstficken  aos 
den  verschiedensten  Regierungsperloden,  von  Peter  dem  Großen 
an,  die  zusammenhanglos  und  zufiillig  abgeändert  und  erneuert 
wurden^  (cf.  Femelidi  a.  a.  0.).  Dies  Urteil  trifft  auch  heute 
noch  zu  auf  die  neueste  Ausgabe  des  Handelsgesetzbuchs  vom 
Jahre  1903.  Diese  neueste  Fassung  weist  zahlreiclie  Anderiuigen 
gegen  die  Ausgrabe  vom  Jjihre  1893  auf;  die  oben  angedeuteten 
Mängel  aber  sind  niclit  be.sfitigt. 

Das  nissische  Handelspfesetzbnch  gliedert  sich  in  seiner 
jetzt  geltenden  Gestalt  in  drei  Bücher  mit  folgendem  Inhalt: 

1.  Das  erste  Buch  handelt  von  den  Rechtsbeziehungeii 
zwischen  den  Handlungsgehilfen,  Handlungsbevollmiichtigteii, 
Kommissionaren  und  den  Prinzipalen  sowie  von  den  handeb- 
rechtlic^n  Gesellschaftsformen. 

2.  Das  zweite  Buch  enthält  das  Seerecht 

3.  Das  dritte  Ru eh  hat  die  dem  Handelsverkehr  dienenden 
Institutionen  zum  Geß:enstande :  Börsen  und  Jahi  inai  kte.  kauf- 
männisc)ie  und  Maklerbücher,  Handelsmaße  und  Gewichte, 
Warenlager. 

Nachstehend  ist  der  Text  des  ersten  Buches  des  Handels- 
gesetzbuchs (§§  1 — 93}  in  m6glichst  wortgetreuer  Übersetzong 
wiedergegeben.  Zur  Erl&uterang  des  Textes  sind  die  handels- 
rechtlichen Lehrbttcher  des  Professors  Scher scheneutitsch^) 
(an  der  Universität  Kasan),  des  Rechtsanwalts  Femelidi^ 


^)  G.  J'\  üchet  stehen  e  witsch ,    Lehrbuch  den  Handelfrretkts^ 
Kaian  1899. 

<}  il.  Jf.  Femelidi,  Jiepetii9ritm  äee  Handelereckte  190a 
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sowie  die  in  Rußland  bekanntesten  Kommentare  von  Nossenko^) 
Bertholdt^)  und  BorowikotcskP)  herang:ezogeu,  wobei  zu 
bemerken  ist,  daß  die  Kommentare  in  der  Regel  sich  auf  eine 
Wiedergabe  der  Judikatur  des  hödusteii  (iericliUäliofs.  des  Kassa- 
tionsdepartements  des  Regierenden  Senats  in  St.  Petersburg  be- 
schränken. 

UandeliigeiietzbneJi* 
Erstes  Buch. 

Ton  den  YwMgm  und  Terbmdliohkeiteii,  dio  dam  Handal 

«Igoitfliiiliali  sind. 

Allgemeine  Bestimmiingeii, 

§  1.  ,Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  welche  aus  den  dem  Handel 
eit^cntümlichen  Rechtsgeschäften  und  Bpzip]innü:pn  hervorstehen,  werden  durch 
die  Uandelsgesetze  bestimmt.  In  Ermangelung  dieser  Uesetze  kommen  die 
bürgerlichen  Oesetze  and  die  im  Handel  angenommenen  Qebränche  zor  An- 
wendnng." 

Anmerkung: 

Die  Gesetze  sind  in  der  hier  gegebenen  Reihenfolge  anzuwenden: 
snenl  ffie  Handelsgesetze,  in  zweiter  Linie  die  QvUgesetze,  snletst  Handel»- 
Usancen.   Neben  dem  kodifizierten  Recht  oder  geg*'"  dasselbe  (praeter  oder 
contra  legem)  werden  Usancen  nicht  anerkannt  {^J^iussenko  3.  Aull,  zu 
§  7  Note  3,  Seh^rsehenewittch  8.  81>. 
§  2.  yDas  Recht,  Verträge  und  VerblBdlichkeiten,  die  dem  Handel  eigen* 
tttmlich  sind,  einzugehen,  steht  den  Personen  beiderlei  Oeschlechts.  rassischen 
Untertanen  aller  St-ände  und  Ausländern,  sowie  Oesellbchaften  und  Aktien- 
gesellschaften auf  Orundlage  der  in  diesen  Gesetzen  «and  den  bürgerlichen 
Gesetzen  g^benen  Vorschriften  so." 

Anmerlinng: 

Personen  geistlichen  Standes,  ebenso  Offiziere  und  die  unteren  mili- 
tärischen Chikrgen  können  das  Uandclsgewerbe  nur  durch  Vertreter  aus- 
üben {Scherschenewitach  §  7  anter  e  S.  40).  Juden  haben  keine 
Personen  geistlichen  Standes  (nach  den  jüdischen  Religionssatzungen ),  ihre 
Rabbiner  können  Handelsgeschäfte  betreiben  CS.-£.  bei  Orr  ebner  und 
Dobrotooleki  Ko.  706). 

')  D.  A.  Nusscnko ,  Präsident  des  Appcllhofs  in  Charkow,  Dan  Hütt' 
delsgesetzbuch  mit  Erläuterungen  nach  den  MnUckeidungen  uste.  des 
Regierenden  Senates,  Moskau  1899. 

^  G.  W.  B«rih9l4i,  BedHaanwalt,  Daa  SandeUgea&tätmek  (Art. 
1—104),  Srnrnrntumg  dWr  EniMtStHdungm  tww.  4m  B€§Urmt4m  Senatm, 
MoekM  190a 

')  A.  Borotcikntcsk  i  fMitglied  d.  Soiiats',  Die  Zivilgcsetze  erläutert 
nach  den  Entscheidungen  usw.  des  Megierenden  Senates,  St.  Peters- 
burg 1898. 
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Erster  Toll. 

Von  Handlungsgehilfen  und  von  handeisgewerblichen 

Aufträgen. 

KrMtes  Kapitel. 
Von  den  Handlungsgehilfen. 
§  3.  „Ais  Uandiuugügehille  wird  jeder  bezeichnet,  dti,  aci  es  die  Haiiiitfii)- 
gMeUrile  seiiei  PtiosipalB  Terwaltet,  wei  es  nm*  Aufträge  desselben  wUiraiid 
einer  bestimmten  Zdtdaner  ansftthirt.* 

Anmerkung: 

Personen,  denen  Obliegenheiten  technischer  Art  in  einem  Hanirls 
geschäft  übertragen  sind,  sind  keine  Uandlongsgehillen  iScnatsentscbeidDiig 
pro  1892  No.  1706  bei  NQBsenko  zn  diesem  Paragraph).  Aocb  dtt 
sonstige  Personal  im  Handelsbetriebe  geli  "irt  nicht  in  die  Kategorie  der 
Handlungsgehilfen,  sondern  in  diejenige  der  Uandlungsdiener :  das  Kritmum 
ftir  den  Handlnngsgehilfen  ist  das  Vorhandensein  einer  Vertretungbbttugnis, 
einer  Vollmaclit,  sei  es  einer  allgemeinen  oder  einer  beschrinktm 
{Sehe rschenewitsch  S.  75,  vgl.  auch  §  .'50  . 

^  4.  .Die  Handlnnp:s}rchilfen  werden  in  zwei  Klasstii  ^'t't.  ilt:  zur  ersien 
gehören  die  eigt-ntliclieii  Handlungsgehilfen,  zur  zweiten  deren  Gehilfen  and 
andere  Handlungsdiener.  ^ 

§  ö.  «Die  Handlungsgehilfen  fahren  die  Handdaanftrige  in  GemiBiwü 
ihres  Dienstvertrages  tnd  daneben  nach  Ermessen  ihres  Prinzipals  ans,  sie 
werden  mit  Yollmachten  nnd  Kreditachrdb^  verseben." 

Erster  Abschnitt. 

Von  der  Errichtung  nnd  Vollziehnng  des  Dienstyertragea 

mit  Handlnngsgehilfen. 

^5  fi.  „Die  Zt  it (lauer  des  Dienstes  der  Handlungsgehilfen,  ihr  (it  halt  utltr 
ihr  Lohn,  ebenso  (uwührnng  von  Wohmmfr  tind  T^ntcrhalt  hiuigt  vou  ihfvs 
gegenseitigen  \  ereinl;ii  unir  mit  dem  Prinzipal  ab  und  wird  durch  ihren 
schriftlichen  Dienstvertrag  bestimmt.'^ 

Anmerkung: 

Die  allgemeine  Bestimmung  des  §  2214  des  Zivilkorlex.  Avoii.nh  DiensT- 
verträge  nicht  über  ö  Jahre  hinatia  geschlossen  werden  dürfen,  greift  auch 
hier  Platz.  Bin  DienstTertrag  Uber  diese  Dauer  Mnans  behftlt  nur  ftr  die 

Dauer  von  5  Jahren  Wirksamkeit  {Borotcikuicski  zu  §  2214  ZiTÜkod. 

Note  1  und  Noaseulcn  zu  »liesem  T'.irairraph  Note  2i. 

S?  7.  ,Tst  ein  sülrhrr  schriftliclier  VertraL''  '»^  nicht  geschlossi-n  Mor  ien, 
oder  ist  iti  dt-iu6(.lbeu  über  Luhnzahluii^  und  l  iiterhult  uichtä  bestiiuiut.  so 
ist  der  Handlungsgehilfe  solches  zn  verlangen  gesetzlich  nicht  berechtigt.* 

Anmerkungen: 

1.  In  einer  jc^nnzen  Rrihe  von  Entscheidungen  il>ei  Nos^cnlti  im 
diesem  Paragraph  und  Bertholdt  zu  §  ti  Nu.  1,  2,  4,  ö)  nimmt  gleich- 
wohl der  Senat  die  Zulftssigkeit  eines  mflndlichen  VerdingungSTertrages  aa. 

2  Di.  K  urr«  s  poii  dt  nz  erst-tzt  den  schriftlich^  Vertrag  nicht 
(^Senat^ntscheidung  pro  WS\  ^'o,  1143  a.  a.  O.  i. 

3.  Der  Yersichenmgsagent  ist  Handlungsgehilfe  {No»9tnko^  Note  1 
au  §  8). 
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4.  Ist  im  Dienstvcrtra^  die  Zeitdauer  nicht  bestimmt,  so  kann  der 
ÜAndlaogsgehilfe  sa  j«der  Zeit  den  Dienst  verlassen,  ebenso  entlassen 
werden,  sonst  kann  die  Entlassung  nur  ans  einem  wichtigen  Grunde  er- 
foli.'(  II  als  ein  solcher  M  ini  ;iuch  die  Annahme  einer  Kourtajre  von  Kunden 
durch  den  Handlungsgehilfen  angesehen  (Nosnenko  a.  a.  0.  zu  §  7  und 
die  dort  zitierten  Senatsentscheidungen ;  Scher  scheue  witsch  S.  24). 

§  tf.  «Den  Mitgliedern  einer  Familie,  weldie  in  ein  auf  den  Namen  des 

Hauptes  der  Familie  erteiltes  Handelszeugnie  eingetragen  sind,  ist  es  gestattet, 
sich  mif  (If.ssiri  ILiiKb'lsiri'SLliäff oii  zu  hcfassrn  nnd  darnach  die  Obliegenheiten 
von  Handlnngsi^cliilfcii  i  rst«r  und  zweiter  Klasse  in  Qemäßheit  der  ihnen  vom 
TamiUeuhaupte  erteilten  Vollmacht  auch  ohne  Dienstvertrag  zu  erfüllen." 

%  9.  dem  Dienatvertreg  des  Handlungsgehilfen  mnfi  außer  der  Angabe 
der  allgemeinen  und  liesonderen  Bedingungen  ancli  erwllmt  sein^  daB  die 
'l^idl^nden  Bestimmungen  ftber  die  Handlungsgehilfen  gelesen  sind.' 

>5  10.  ,.DienstvertrflL'o  mit  Hiindlunirsgchilfen  sind  tintor  B* obachtung 
der  in  der  Notaiiateordnong  dargelegten  Bestimmungen  zu  errichten." 

Zwaltar  Atochnitt. 

Von  der  Brlflllnng  des  Vertrages  und  den  Fflicliten  des 

Handlnngsgehilfen. 

§  11.  ,D<  r  Handlungsgehilfe  ist  verpflichtet,  die  Anordnungen  und  Auf- 
träge seines  Prinzipals  mit  aller  Genauigkeit  auszuführen,  diesem  und  dessen 
Familie  gegenüber  sich  in  Achtung  au  verhalten  und  in  seiner  Aufführung 
«rdentlieb  sa  sein.* 

§  12.  «Den  Handlungsgehilfen,  der  eintm  nnordentlidien  und  ausschweifen- 
den Lebenswandel  führt,  ist  der  Prinzipal  durch  hiuslichc  Strenge  zu  ver- 
"weisen  berechtigt,  und  wenn  dadurch  keine  Besserung  eintritt^  kann  der 
Prinzipal  gegen  ihn  bei  Gericht  Beschwerde  führen." 

§  13.  ^Von  den  gegenseitigen  Abmachungen  des  Prinzipals  und  des 
Handlungsgehilfen  hängt  es  ab,  welche  Arheiten  dieser  im  Hanse  oder  Laden 
au  verrichten  bat;  die  Beobachtung  von  Reinlichkeit  und  Sanberkeit  jedoch 
im  Laden  oder  Kontor  liegt  in  jedem  Fall  dem  Handlungsgeliilfen  als  Ver- 
pflichtung ob  " 

§  14.  ,I)i  r  irandliinustfi'hilfe  darf  von  sciiuMu  Prinzipal  weder  Geld  noch 
Ware  ohne  Quittungsunterschrift  im  Buche  in  seine  Verfügung  übernehmen; 
in  gleicher  Weise  darf  er  dem  Prinzipal  nichts  ohne  Unterschrift  im  Budw 
aash&ndigen  behafs  Vermeidung  von  Streitigkeiten,  die  andemlslls  entstehen 
Jttanen/ 

A  n  ni  <■  r  k  u  n  g : 

Diese  Vyihthnft  ist  obliguiunst  h:  im  Falle  von  .Strtiügkeiten  zwischen 
Prinzipal  und  Handlungsgehilfen  wird  ein  anderer  Beweis  Uber  den  Empfang 
von  Geld  und  Waren  und  dert  ii  Rückgabe  als  eben  (lie.sfs  hier  vuriresrbriebcne 
Quittungsbuch  nicht  zugelassen  iRe r tholdt  zu  §  1')  No.  1.  4.  NoHsenko 
Note  2  SU  §  15).  Dies  ist  eine  spezielle  Bestimmung'  ii<-s  allgemeinen 
Grundsatzes  des  rnssisrlicn  Zivilpruzf^CrccIit«!.  \v(in:i<'h  Zt'UL'i  nlieweis  überall 
da  ausgeschlossen  ist,  wo  das  Gesetz  eine  schriftliche  l^escheinigung  ver- 
langt (Art.  409,  410  der  russischen  Zitilproseflordnung). 
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§  15.  „Der  vom  Prinzipal  zur  Verrichttmg  von  Uandelsgcsciutien  für 
den  Laden  oder  fOr  einen  anderen  Ort  wm  YdrictiifB  ▼an  Wam  tatdUt 
Emdlnngsgehilie  darf  unter  kdocii  TTinstKadflii  fremde  Geeehifte  Uuugm 
oder  fremde  WaveD  snm  Verkenf  amiehmen  ohne  echriftUelie  Srlutmii  lebim 

Prinzipals  hierzu.* 

^  16.  .Dom  kaufmännischen  HandlungsKebilfen  ist  es  vt^rl»<itc-n.  auf  den 
Ifamen  seines  Prinzipals  den  Verkauf  von  eigenen  Waren  xa  beUieiben.^ 

Anmerkung: 

Nach  bei  Nosaenko  m  §  17  HOB  mitgeteilten  Senataentacheiding« 

erstrecken  sich  die  Bestimmungen  dieses  §  16  und  des  vorstehenden  5  15 
ausschließlich  auf  die  .zum  Verkanle  von  Waren  bestellten  Handloogs- 

Sehilfen*,  also  nicht  anf  Bnchhalter,  die  demgenAS  andne  Geeidiifte  (neben 
enen  ihres  Prinzipals)  beeorgen  können. 

§  17.  ,Der  Handlungsgehilfe  muß  bei  der  Verwaltung  von  Handelsange- 
legenheiten seines  Prinzipals  nach  Möglichkeit  allen  Schaden  abwenden ' 

sj  18.  ,Wenn  der  Handlungsgehilfe  ohne  .schriftlichen  Auftra«  des  i*rm- 
zipals  Ware  unter  dem  ihm  bezeichneten  Preis  mit  Schaden  verkauft,  so  ist 
er  verpflichtet,  auf  Verlangen  dea  Flinaipals  diesen  Schaden  zu  ersetzen.' 

Anmerkung: 

Auch  die  unbefugte  Kreditir«  wähninir  f?urrh  den  Handlungsgehilfen 
macht  diesen  für  den  dabei  vorkommenden  Ausfall  haftbar  (die  Senatsent- 
•cheidungen  bei  Nosfenko  zu  §  18  Note  2). 

Dritter  .4bschnitt. 
Von  der  Verantwortung  des  Prinzipals  für  die  üandlnogen 

der  Handlungsgehilfen. 
§  19.  ,Der  Frinsipal  haltet  ans  den  Kuidhingen  der  Handhingsgehiliea 
fflr  alles  das,  was  kraft  seines  Auftrages,  Befehle  oder  mit  seinem  Wimsa 
nnd  Willen  geeobehen  ist* 

Anmerkunjfen: 

1.  Der  §  19  ist  eine  spezielle  Anwendung  der  2235  und  tifil  des 
Zivilkodex.  Der  VoUmaditgeber  haftet  prinzi^ell  fftr  allen  Schaden,  dea 

sein  Revollniilchtijjrter  einem  Dritten  verursacht,  sofern  dieser  hei  Vtrühung 
des  Schadens  innerhalb  der  ürenzen  der  ihm  erteilten  Vollmacht  blieb. 
Ebenso  anch  Senatsentscheidung  pro  1903  No.  22,  Nossenko  a.  a.  0.  sa 
$  19,  Bertholdt  zu  §  24  No.  5,  10.  Borotcikotcski  zu  §  687  Zivilkod. 

2.  Ans  Geschäften,  welche  der  Mandlungsgehilfe  abgeschlossen  hat. 
kann  er  selbständig  ge^'en  den  Kuntrahenten  vor  Gericht  klagen,  uhue 
einer  besonderen  Vollmat  ht  seines  Priniipals  Mersu  an  bedflrfen  <8.-B.  M 
Bertholdt  zu  §  18  .N«.  1). 

i?  2(1.   ..\lle  AnsKiih»'!!  welche  der  llan(llunj:fsgehilfe  bei  Ausführung  seiner 

Amtsgeüchälle  oder  eines  ilmi  erteilten  Auftrags  macht.  >;elien  zu  Lasten  des 

Prinzipals,  es  ist  ihm  aber  verboten,  luxuriöse  Ausgaben  zu  machen,  dahtr 

werden  alle  Aosgaben,  welche  dnrch  Liebhaberrien  des  Handlungsgehilfen  sick 

eiliOht  haben  und  sdnem  Stande  nicht  entsprechen,  auf  Bechnnng  des  Prä- 

lipala  nicht  flbemonmen." 

Anmerkung: 

Grundsätzlich  hat  der  Handlungsgehilfe  in  Streitfällen  die  >iutwendig- 
kelt  nnd  Angemessenheit  der  Am^lwn  dacsutun,  soleni  sie  nicht  von 
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Prinzipal  genehmigt  nnd,  oder  ans  dem  AnsWl lang» vertrag  bervorg«heo 

(SenatasDtadMMitiigeii  M  No99€nko  zu  §  25  HGB). . 
§  81.  «Der  Frinslpal  imterllegt  wader  der  Heftnng  nodi  der  durch  die 
ZolIgeset7.e  bestimmten  Strafe,  wenn  sein  Handlung^jeltilfe  ekne  idn  Wissen 
und  Willen  mit  verboteiien  oder  der  VersoUuiig  hintersogoien  Wexen  handelt.' 

Tterter  Abschnitt. 

Von  der  RechnunL'Hlpgting  der  Handlungsgehilfen. 

2*2.  ,Dio  HandlnntrsiXi  lullt  ti  sind  über  die  handelsgeschüftlichen  Anf- 
träge  ihren  Pnuzipaien  auf  \  erlangen  ordnuDgsmuüig  Rechuung  zu  legen  und 
nach  VerlMif  einet  Jeden  Jabiei  mit  ihnen  Uber  allee,  wm  ihnen  im  Leole 
dei  Jnhiee  aaTertiMit  mr,  oder  was  ile  getan  haben,  abnuedinra  nnd  von 
ihnen  hierüber  ein  Zengnis  bei  der  Entlaaswag  entgegenmnehmen  terpflichtet." 

Anmerkung: 

Der  Prinzipal  kiuiii  auch  zu  jeder  Zeit  innerhalb  des  Jahres  Rech- 
nungslegung verlangen,  wodurch  ahe,r  die  Verpflichtung  rar  Jahresabrechnung 
unberührt  bleibt  (S.-E.  pro  U«)2        102.  Xnssenko  zu  §  27  NoU>  21, 

§  23.  ,Der  Handlungsgehilfe  kann  überhaupt  die  Rechnungsk-gung  an 
seinen  Prinzipal  und  diei»er  die  gesetzliche  Verantwortung  für  jenen  nicht 
ablehnen  nnter  deai  Yoiwande,  daS  er  an!  eigene  Beebnong  oder  für  ent- 
liehenes Geld  gehandelt  hat>  oder  daS  er  sein  fioiins  war.* 

Anmerkung: 

Der  Prinzipal,  welcher  wi^en  Waren  in  Anspruch  Rommen  wird, 
die  «ein  Kuidlnngsgchilfe  bestdH  nnd  erhalte  hat,  muB,  täls  er  behauptet, 

daß  Bestellung  und  Annahme  der  Waren  ohne  sein  Wissen  und  Willen  ge» 
schehen  ist,  dieses  beweisen  iNnssenko  Kutc  2  zu  2Hi 

g  24.  ;,Für  die  Abrechnung  der  Prinzipale  mit  den  Haudlungbgeliillen 

und  dies»  mit  den  Prinsipalett  wird  dne  Frist  von  einem  Jahre,  nnd  fOr  die 

Rechnungslegung  dar  Handlnn^gehilten  eine  solche  von  einem  Monate  nach 

Ablauf  der  Dienstaeit  bestimmt." 

Anmerkung: 

Hat  der  Dienst  faktisch  vor  Ablauf  der  Vertoi^eit  anl^ehOrt,  so 

ist  sowolil  diese  Frist  von  einem  Monat  als  auch  die  Verjährungsfrist  ,des 
g  26  von  dem  faktischen  Aufhören  des  Dienstes  zu  rechnen  (ä.-S.  pre 
1884  No.  2140.  Bßrtholdt  an  §  29  No.  11). 

§  So.  »Wenn  der  Handlnngsgehilfe  nach  Ablauf  des  Jahres  inneihalb 

eines  Monats  für  das  Jahr  nicht  Rechnung  legt,  ohne  daß  er  gesetaliche 
Gründe  zur  Entschtildignnp^  hat,  und  vom  Prin/ip;il  eine  Besehwerde  gegen 
ihn  vorliegt,  so  unterliegt  er  deswegen  der  Verantwortung.  Als  gesetzliche 
Gründe  werden  erachtet:  schwere  kranklieit,  Abwesenheit  aus  der  Stadt  auf 
Anordnung  des  Prinsipals  und  Abwesenhdt  auf  Befehl  der  Behitrde.* 

Anmerkungen: 

1.  Gegen  den  Handlungsgehilfen,  der,  wenn  anrh  unvollständig  und 
mangelhaft.  Rechnung  fristgerecht  gelegt  hat,  kommt  dieser  §  2ö  nicht  zur 
Anwendung  S  -E.  pro  1888  No.  273,  pro  1891  No.  796  n.  a.,  Bertholdt 
SU  §  m  No. 

2.  Da»  Vurgebrachte  muü  auch  durch  Beweise  belegt  sein,  ein  blos 
behaupteter  Fohlbetrag  wird  nicht  als  bewiesen  angesehen  (Nossenko 
Note  3  an  §  dü). 
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8.  Die  Verdtehuiif  der  Redmnngslegung  dturcb  den  Priniipel  wtbit 

(z.  R.  durch  Wegnahme  der  Bücher,  Skripturen  u.  dorrrl  kommt  einem 
gesetzlichea  üinderuis  gleich  {^^osaenko  Kote  4  zu  ^  27  und  die  S.-£. 
daselbst). 

^  26.  ,WeQD  die  Prinzipale  mit  den  Handlaogsgehilfen  und  diese  mit 
den  Frinzipalen  im  Verlaafe  eines  gansen  Jaliree  nacb  Beendigung  der  Dienstr 
seit  mit  einander  gamicht  abreclinen.  so  verlieren  die  dnen  wie  die  andern 
das  Recht  der  Klage  wegen  der  hierans  kttnftig  nnter  ibnen  mfiglirberweise 
sich  ergebenden  Streitiglceiten." 

Anmerkungen: 

l.  Auf  die  Klage  des  Handlungsgehilfen  auf  Schadensersatz  oder 
Fortzahlung  des  Lohnes  im  Falle  vorzeitiger  Entlassung  findet  diese  eia- 
jähriire  Vrrjährungsfrist  keine  Anwendung,  ebensowenig  auf  die  Kla^e  des 
Pniuipalb  auf  Zahlung  des  nach  der  Rechnungslegung  sich  ergebeuJeu 
Betrages  (S  -E.  pro  79  No.  1128,  90  No.  253,  77  No.  35,  bei  Berikoldt 
No.  5  zu  S  3(»,  No.  12,  14,  16  zu  §  81  HOB). 

2  Die  einseitige  Rechnungsauf  Stellung  durch  den  Handlungsgehilfen 
genügt  allein  nicht,  es  muß  eine  Abrechnung  mit  einander  stattfinden  (S  -H- 
pro  78  No.  27,  bei  Nosa^nko  a.  a.  0.  No.  18,  an  §  31  bei  BerthotdU. 

8.  Auch  iiiiti  r^rlilagene,  vriiintrente  Beträge  u.  dei^l.  rerjUiren  in 
dieser  einjährigen  Frist  '.S.-E.  pro  1902  No.  102  a.  a.  0 

^  27.  ,Der  Prinsiipal,  der  sich  mit  dem  Handlungsgehilfen  wegen  iVr 
Ausfuhrung  der  ihm  (ibertragenen  Geschäft,  nirht  verrechnet  hat,  und  ebenso 
der  Handlungsgehilfe,  der  seinen  Prinzipal  liierzu  nicht  genötigt  hat,  verlieren 
gegenseitig  jedes  Recht,  irgend  etwas  von  einander  zu  fordern.* 

%  2ti.  „Der  Handlungsgehilfe,  der  scineut  Prinzipal  Uber  die  Handels» 
gesch&fte  keine  Rechnung  gelegt  und  hierAbw  von  ihn  icein  Zeugnis  besitzt 
kann  nicbt  fttr  den  gleidien  Dienst  von  einem  anderen  Frinaipal  angenommeD 
werden.* 

2i).  „Der  Handlnngsgehilfc,  der  innerhalb  eines  Monats  nach  Abhiif 
der  Zeit  von  seinem  Prinzipal  das  verdiente  Qebalt  nicht  fordert,  ohne  da^ 
er  abwesend  war,  verliert  das  Klagerecht.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  hier  bestimmte  kurze  Verjährungsfrist  bezieht  sich  lediglich 
auf  das  vertragsmäßig  vereinbarte  (ithalt.  nicht  auch  auf  andere  Bezüge, 
wie  Tantieme  »i.  dertrl  iNosaen ko  Note  2  v.w  8.")*. 

2.  Die  Zeit  ist  liier  die  Dienstzeit  oder  auch  die  Vertragsdaucr,  nach 
welcher  die  Frist  von  einem  Monat  an  laufen  beginnt  (a.  a.  O.). 

.8.  Für  andere  Handlungsdiener,  abgesehen  von  den  Handlungsgehilfen 
(cf.  Note  zu  S  8)  gelten  alle  diese  den  Handelsverkehr  hemmenden  Be- 
stimmnngen  nicht;  vielmehr  können  die  Handlungsdiener  auch  ohne  schrift- 
lichen Vertrag  angestellt  werden,  Gehalt  verlangen,  auch  wenn  nichts  da- 
rüber ausdrütklirb  ven-inbart  ist ;  ebenso  sind  sie  ohne  schriftlirben  Vertrag 
über  ihre  mit  \ermögtiisvti  waltung  verbundene  Tätigkeit  Rechnung  zu 
legen  verpflichtet.  Zu  diesen  Handlungsdienem,  denen  lim  Gegensatz  zn 
den  mit  einer  Vertretungsb«  fuLrnis  s  Prinzipals  na<  b  anUen  ausgestatteten 
Handlungsgehilfen)  eine  Tätigkeit  im  innern  Betrieb  des  Handelsgeschafu 
Ubertragen  ist,  sind  alle  Kontoristen,  Kassierer,  Buchhalter,  Korrsspondenten. 
Aufseher,  Mechaniker  usw.  zu  rechnen  {Scher sehenewitaeh  S.  7äK 
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Fünft f»r  AbM-hnitt. 
'    Von  den  Uandlangslehrlingea  und  nicht  voUjährigeu 

Handlungsgehilfen. 

§  30.  «Die  in  diesem  Kapitel  gegebenen  Besfcinunnngen  ttber  Handlnngs- 
gebilfen  efstrecken  aioli  oidnongsmiflig  aoeh  anf  Kinder  von  Kanflenten  nnd 
anderen  Personen,  die  von  ihren  Eltern  oder  Verwandten  znr  Erlernung  des 
Handelsi^ewcrbes  oder  der  Buchhalterei  in  Kontors  oder  Läden  gegeben  sind.'' 

§  31.  ,Kicht  volljährige  HandluTifrscrehilfr'n  odn- LfhrlinL'o  rifirfen  Kredit 
nnd  Waren  in  ihrer  Verfügung  nicht  iiln  r  (in  ilji^'  lJubel  habt  n.  aiidc^mfalls 
hat  der  l'rinzipal  keiu  Klagcrecht.  Wenn  tun  in  die  Lehre  gegebener  Knabe 
niebt  jünger  als  fttnfsdni  Jahre  ist  nnd  seinen  Vater  oder  einen  Vonrandten 
mm  Borgen  liat,  so  wird  in  diesem  Fklle  die  Klage  gegen  die  Bflrgen  ge- 
richtet; beim  Mangel  dieses  Alters  ist  keinerld  Bttigschaft  reebtswirksam, 
nnd  dne  Klage  wird  nicht  angenommen.* 

A  n  m  r  k  u  n  g : 

Auch  diese  Haltung  der  Bürgen  reicht  nur  bis  zur  Höhe  vua  3<>  Rubel, 
bis  zu  welch<  iu  Betrage  nicht  TOUjährigen  Handlungsgehilfen  überhaupt 
nur  Kredit  und  Waren  gegeben  werden  können  {Noaaenko  zn  §  3tt). 

Zwcitei»  Kapitel. 

Von  der  handelsgeschäftlichen  Bevoilmächtigung. 

^  32.  ,  Verträge  über  handelsgeschäftliche  Bevollmächtigung  werden  durch 
Dokumente  iresrhlossen.  welche  Vollmarhten  genannt  werden  Die  Handt  ls- 
vollmafhtfn  wer.itri  in  zw  ei  Arten  geteilt:  I.  VoUmauhten  zu  Haudulsge- 
schüfteu  und  2.  \  uliiuacht«n  zur  (reschäftsführung  im  zollamtlichen  Verkehr.' 

Erster  Abschnitt. 
Von  der  Vollmacht  an  Handelsgeseh&ften. 

I.   Vuu  den  Gcgeubtaudtn  dieser  N  oll  macht  und  ihren  ver- 
schiedenen Formen. 

§  33.  «Die  VoUmacht  an  Handelsgeschäften  ist  ein  schriftliches  Dokument, 
vermöge  dessm  deijMiige,  der  das  Recht  hat,  Handel  an  treiben,  eine  andere 
Person  snm  Betriebe  seiner  Handelsgeschäfte  oder  Unternehmungen  für  seine 
Rechnung  nnd  auf  seinm  Namen  ermächtigt. 

jpAnmerkung: 

Dieses  Dokument  heiUt  auch  Kredit,  Kreditbrief  und  Kredit- 
Tollmacbt.* 

A  n  m  f  r  k  II  n  c  p  n  : 

1.  cf.  Anm.  2U  §  42.  Das  Institut  der  Prokura  ist  dem  russischen 
Handelsrecht  unbekannt,  ef.  aber  Anm.  su  $  86. 

2.  Für  ilii-  Annalnno  von  Wiiiiii  ddrr  (nM  iMtlarf  der  Angestellte 
keiner  formellen  Vollmacht  uS -E.  bei  He  t  f  Ji  <  I d t  zu  >;  40  No.  3i 

8  34.  „Gegenstand  der  Volliiiiicht  zu  Hiindelsgesohäften  können  überhaupt 
alle  handclsgcschäftlichen  Tätigkeiten  und  Unternehmen  sein,  an  deren  Vor- 
nahme der^Maohtgeber  ein  gesetzliches  Recht  hat." 
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Annitrltiiiig: 

"Sicht  jede  T  iri^lait  innerhalb  eines  Handelsbetriebes  ist  als  handelt- 
KCSchäftUcbe  aozuüehen ;  fttr  die  Vornahme  von  Uandlangen,  die  nicht  absolut 
nandelmclitliclier  Natur  ilnd,  sind  die  hier  gegebnen  ttatn^  Fonnahror- 

schriften  nicht  anwendbar ;  es  gentljjt  hier  vielmehr,  die  zivilrechtürli-  B<  - 
voUmäohtigang  iß.-E.  bei  Berlholdt  sa  g  41  unter  No.  2,  ei  Anm.  za 
§  42). 

%  86.  .Die  YoUmadit  sn  HuidelsgeaehifeeB  und  was  Yonabme  iHuidelt- 
gefoh&ftlicber  Angelegenbeitai  lumn  dne  ipeslelle  oder  generelle,  ttber* 
dies  eine  beschrünkte  oder  vulle  and  ohne  Beichränkun^  sein." 

8  36.  „Durch  di«  S  j  ezial  voll  macht  wird  dem  Bevollmächtigten, 
Hnndlnngsf^ehilfen  oder  KommissionUr  die  Befugnis  ^«'ireben.  einmulifer  irernd 
einen  gewiüäeu,  in  der  Vollmacht  selbst  bezeichneten  iiaudulsauftrag  oder  eine 
ganxe  Hnndeteopemtion  siumifaluPeD,  wie:  «of  die  Adieew,  Redwwing  and 
Q^nlir  de»  Maiditgelim  abgesandte  Ware  in  Kmpfuig  sn  nehmen»  dieeelbe 
gegen  Iwres  Geld  zu  verkaufen,  oder  gegen  andere  Waren  aaszatanscheil, 
derOber  ein  Verkaufsgeschaft  abzuschließen,  mit  dem  Käufer  eine  Teilung  zu 
bewirken,  das  G^ld  in  Empfang  /u  nehmen  und  darüber  zu  quittieren,  auf 
den  Isameu  des  Machtgebers,  gemüü  dem  von  ihm  gegebenen  Schreiben.  Ware 
gegen  hiree  Geld  oder  naf  Kredit  bis  sn  einer  besttnunten  Snnune  in  kanfeii 
nnd  abnisenden,  oder  dem  ihnlicbe  Anftrige  anssnflUven.* 

An m erk  u  Ti  l-: 

Ist  dem  Bevollmächtigten  die  öumme,  bis  sn  deren  (iesamthübe  er 
Kredit  nehmen  darf,  fai  der  vollmacht  vorgeschrieben,  so  ist  es  dem  Dritten 

gegenüber  gleichgültig,  ob  er  diese  Gesamtsumme  üljerHchritten  hat,  wofern 
nidit  ersichtlich  ist,  daß  er  in  dem  einseinen  Fall  ttber  die  vorge« 
schriebene  Gemmthfthe  hinausgegangen  ist  i8.>B.  bei  Berthotdi  in  9  58 
No  4).  Auch  kann  der  Bevollmächtigte,  dem  das  Kreditnehmen  (und  zwar 
selbst  nicht  aosdracklich  in  der  Vollmacht)  gestattet  ist,  auch  Wechsel  mit 
verbindlieher  Kraft  fOr  den  Machtgeber  ausstellen  (Noaatnko  sn  §  43, 
■  die  dort  angeführten  Senatsentscheidungen,  ebenso  BerthoJdt  zti  §  40 
unter  No.  4,  zu  §  42  No.  2,  zu  8      No.  2,  zu  §  52  No.  h  und  v  a  . 

§  37.  Durch  Generaivo  11  maeüt  wird  dem  Bevollmüdit igten.  Ha[nd- 
lungsgehilfen  oder  Kommissiunär  die  Befugnis  gegeben,  für  die  l>aut;r  einer 
gewissen  in  dorselben  bestimmten  Zdt  alle  &ndelBgeschtfte  des  Machtgebers 
ttberhaupt  sn  verrichten  nnd  alle  mit  soldien  verbundenen  Beditageschlfte 
einzugehen,  wie :  nach  einem  bestimmten  Hafen  zn  handeln,  Waren  anzunehmen, 
zu  verkaufen  nnd  zn  kaufen,  hierin  eine  Teilung  zn  bewirken  und  Quittung 
zn  leisten.  Vertrüge  abznschließen  und  sie  da,  wo  niitig  ist.  einregistrieren 
zu  laä!»t:n,  (ield  iii  Zahlung  zu  nehmen,  Zahlung  zu  leisten  und  zur  i  iier- 
weisnng  sn  assignieren,  Wechsel  behnfs  Zahlnngsleistong  an  giriwen,  anss«- 
stellen,  ansnnehmen  nnd  sn  jptotestiwren,  nnd,  je  nsch  ümstinden,  Ve^leidie 
zn  BchlieAen. 

Anmerkung: 

Die  hier  angeführten  einzelnen  Geschäfte  sind  nur  als  Beispiele  ge- 
dacht; auch  wenn  die  Befagnis  Wechsel  anszustellen  nsw.  in  Aw  \'ollinacht 
nicht  ansdrücklich  envübnt  ist,  kann  si**  aus  anderen  T'inständen  gefolgert 
werden  i8.-E.  bei  Berlhold  zu  «j  44  No.  4,  cf.  Anui.  zu  §  36j. 
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8  38.  .Jpile  in  allgemeinen  Ausdrücken  iiüd  uliae  Angabe  von  Einzcl- 
bcstiuuaungcu  sowie  der  Eigenschaft  und  der  Menge  der  Waren  erteilte 
VotfauMiit  gibt  dmi  BevolUiiichtigten,  H«idliiiigqgdiill«ii  o4«r  KommiMioiilr 
du  Recht,  in  soloben  Fillen  nach  ieinem  «igenen  Emeasen  in  handeln  und 
wird  ToUe  oder  tmbeschrftnkte  Vollmacht  genannt." 

Anmerknng: 

Ist  jemand  als  Agent  eines  Kaufmanns  dorcb  Zirkular  oder  dersl. 
öffentlioh  bdEaimt  gegeben«  so  i>t  «r  sn  allen  Geachftften  ennSchtigt,  die 

mit  der  Agentar  oder  der  Vertretung  verbunden  sind,  und  der  Dritte,  der 
mit  diesem  Vertreter  in  Verbindung  tritt,  braucht  sich  nicht  über  den 
Inhalt  der  ihm  erteilten  Vollmacht  in  vergewissem  {Nosaenko  za  §  46 
Note  S). 

§  39.  .In  der  Vollmacht  mn6  angehen  sein:  1.  Vor-,  Zuname  und 
Stand  des  Bevollmächtigten,  Handlungsgehilfen  oder  Kommissionära;  2.  welcher 
Auftrag  ihm  erteilt  wird,  und  welche  Vertrüge  zu  schließen  und  Geschäfte  zu 
veriichten  ilim  gestattet  wird  ;  H.  wiu  lies  Gehalt.  Untt-rhalt  odt-r  welche  Ver- 
gütung ihm  gewährt  wird;  4.  die  Zeitdauer  der  Vullmacht,  wenn  sie  eine 
generelle  ist;  6.  die  Yerpflidituig  des  Handlungsgehilfen,  allj&hrlidi  dem 
Ftinsipal  Bedtnong  vx  legen;  6.  die  YetplUehtttng  dee Prinaipalfl,  sowohl  für 
die  Schnlden  des  Ibuidlungsgehilfen,  als  auch  fttr  alle  seine  gemäß  dar  Voll- 
macht vorgenommenen  Handlungen  nach  den  Gesetzen  zu  haften.' 

10  Jn  dem  einem  Handlnngsdiener  oder  -Gehilfen  in  einem  Laden 
(  i  ti  Ilten  Kreditbrief  muli,  außer  den  im  vurhcrgehenden  §  89  he^mchnetea 
Kriurdemissen  angegeben  sein,  daß  ihm  der  Ankauf  der  Waren  selbst  für  den 
IiAden  Yeibotn  ist* 

I  4L  »Kmfleate  kOnimi  ihren  HaadlangigddlfHi  VoUnaditeii  anf  ein 
Jalir,  zwei  and  drei  Jahre  erteüen.* 

Anmerknng: 

Kor  fttr  Vollmachten  an  Handlongsgehilfen  ist  die  B^^rensong  der 
Zeitdaner  auf  hOdutens  drei  Jahre  bestimmt  (8.-B.  pro  1877  no.  9011). 

II.  Von  der  A  u  s  s  t  e  1 1  u  n  fi  d  r  r  Vollmacht. 
42.   .Jede  Vollmacht  von  Kaufleuten  au  Ik'vollmiichtigte.  Handlnngs- 
gcbilfen  und  Kommissionäre,  muli  in  der  vorgeschriebenen  Form       3ti,  37) 
Misgestellt  nnd  toq  dem  Machtgeber  oder  dem  tos  ihm  (hiersn,  d.  Ü.)  Sr> 
michtigten  nnterschrieben  sein.* 

Anmerkung: 

Im  Gegensatz  zu  den  Vollmachten  des  Zivilr"fhts,  für  welche  der 
§  2293  des  Zivilkodex  irgend  eine  Furm  nicht  vurschrcibt,  ibi  iur  die  Voll- 
macht im  Handelsrerk^r  die  hier  angegebene  Form  obligatoriwdi  (cf.  Anm. 

zu  §  34 V 

§  43.  ^Kine  ohne  Beobachtung  der  Form  (gg  36,  07)  oder  in  unbestimmten 
Ausdrücken  erteilte  Vollmacht  ist  ungültig." 

Anmerkung: 

Entspricht  eine  Vollmacht  den  hier  g^ebenen  Formalvorschriften 
nicht,  so  ist  sie  zwar  als  Handelsvollmacht  ungültig,  sie  kaTin  nhf  r  als 
zivilrccbtliche  Vullmacht  gemäß  §  232Ö  Zivilkodex  in  iktracbt  kouimcu  und 
insofern  vom  Qeiicbt  mniiehtlich  gewisser  Handlangen  nicht  aheolat 
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Klibanski, 


handeltrechtlicber  Natur  fQr  rechtswirksam  erklärt  irerdeo  (S.-E.  bei 

Berfholdt  zu  §  49.  zu  g  5(>  No.  1—3.  zu  |«  .V2  No.  3.  cf.  Anm.  za  |  34). 

41.  ,I)ie  Vollmacht  zu  Handcls|;eschäften  uud  zur  Vcrwaltunsr  von 
HatideläHiigele|^enheit€n  wird  nach  deu  in  der  liotariatoordnung  dargelegten 
BeütiinmuQgen  beglaubigt.'' 

III.  Die  Rechte  und  Pflichten  des  mit  Handels volimacht 

versehenen  Bevollmächtigten. 

slS  4!),  ,I)('r  Ihnfnng  nnrJ  die  Grenzen  der  Befugnisse  von  Pfr*inn»^n, 
Welche  von  Kauflcutt  n  mit  Vollmachten  zu  Handelsgeschäften  und  zur  W-r- 
waltuug  von  Handeleang«.  Icgc-nhciten  versehen  sind,  hängt  von  der  Art  und 
dem  Inhalt  der  Vollmacht  aelbst  ab  (§§  35—40)  nod  wird  dmeh  die  all^ 
meineii  in  den  ZiTllgeBetien  g^pebenen  Vorachiiften  bestimmt.' 

A  n  m  e  r  k  u  n  t; : 

In  Betracht  kommen  hier  die  von  Vullmachten  haudeliidea  jjJ? 
bi8  2d34,  speziell  %  232(5  ff.  des  Zivilkodex.  Darnach  hat  der  Bevollmächtigte 
alles,  was  er  in  difs^r  seiner  Eiiimschaft  erwirbt,  seinem  Marhttrf  lu  r  Ii.  r.Ttis- 
zugoben  uud  iitclmuug  legen.  Das  Recht  zu  substituiercu  hat  Uer 
Bevollmächtigte  nur  dann,  wenn  dieses  Recht  ihm  in  der  Vollmacht  ein- 
geräumt ist.  Drill  Snbstifnten  £r>''tJ:'^nUber  h;it  d-  r  Ma«  Iitui  bcr  t  in  nnmittol- 
bareü  Recht  auf  Jltclinuiiiisii  u^unL'  usw.  wie  dem  Bevollmächtigten  gegen- 
über. Die  Substitution  iiniLl  schriftlich  sein  nnd  in  der  Hanptvoihnacfat 
vermerkt  werden  i 5J>{  222t i,  2;{2!t  umi  Borowikotrsl  i  ■n\  diesem  Paragraph, 
Xossenko  zu  jj  irl  iH.il> .  Die  Vollmacht  erlistiu  auber  ilunli  Erit>digung 
des  (ieschäfts,  für  welches  sie  erteilt  ist.  oder  Ablauf  ihrer  bt^stimmteii 
Zeitdauer  auch  durch  l  inst  itii^^r  Kfiii.liunint;,  <\'w  v.w  joilcr  Zeit  t-rfoltren  kann. 
Der  Bevollmächtigte  inuü  vuu  seiner  .\hsirlji  zu  kündigen  den  Machtgeber 
rechtzeitig  benachrichtitj^en  und  die  \ Ollmachtsurkunde  heransgcben.  Der 
Machttreber  muli  den  Widerruf  in  gehöriger  Weise  bekannt  ni  t 'h  n.  da  er 
anderuiHlls  Dritten  gegenüber,  die  in  Unkenntnis  des  Widerrufs  mit  dem 
Bevollniächtigten  kontrahierten,  haftbar  bleibt.  Durch  den  Tod  des  Macht» 
gebers  erlischt  die  Vollniiti  lif  nielit      2;?3n  a  a  0.  . 

Der  Machtgeber  hat  alles  da^  g(.'Keii  sich  ^reiten  /ii  lassen,  was  sein 
Bevollmftehtigter  innerhalb  der  Grenzen  der  V  litnarht  getan  hat;  Be> 
s  lir.tnkiniiren  dieser  Vnlltiiai-ht,  dip  aus  der  VoUmaclitvinkiinde  seihst  nicht 
herveri:eheM  halten  dem  gutjilaubijien  Dritten  gegenüber  kc-me  Rechit>u  irkuug. 
Dem  Ma<  hit:eher  gegenüber  bleibt  aber  der  Bevollmächtigte  M'egen  einer 
solchen  i  bersehreinuiLT  seiner  Vi-llniaeht  haftbar.  Mit  sich  selbst  darf  der 
Bevollmachtigle  nuht  kiittUuhiered,  und  ( itie  Obligation,  die  ex  äich  selbst 
Namens  seines  Macht^'ebers  aUBStellt,  ist  reeiirsunwirksam.  selbst  wenn 
sie  in  den  Besit«  Dritter  abeq;egangen  ist  bei  Bertkoldt  an  §  53 
Kü.  15—17). 

S  46.  ,Die  in  dem  Yorhergehenden  Kapitel  über  gedungene  Handlnnga- 
gehilfen  hinsichtlich  der  Rechnungslegung,  der  Verwahrung  und  Aufbewahrung 

der  \\  aren.  der  Wahrnehmung  der  Vorteile  and  Abwendung  von  Nachteilen 
des  Prinzipals  gegebenen  VurselirifteD  er&treckrti  .si.  ii  in  gleicher  Weise  auch 
auf  diejeniircn    die  von  Kaiiflenten  durch  Vollmacht  zur  Verrichtung  von 
Handelsgeschatteu  und  Verwaltung  von  llandelsangelegenheiten  ermächtigt  ' 
■ind.  auch  wenn  diese  Kommission&re  sind.* 
,A  n  m  e  r  k  \\\\^ . 

Die  Krriehtumr  von  Kommissions-  und  Auskunftskontors  für  PriTat« 
angeiegeuheitiu  erlulgt  auf  tlrund  der  hier  beigefügten  Bestimmungen.* 
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A  II  111 »'  r  k  II  n  tr  c  ii : 

1.  Wie  diese  Cestimmung  ttgibt.  ei  wüliiit  üas  (  it  st  t/  drii  Kiuiititisisioniir 
nur  im  Vurüberg«hen.  und  eine  Abgrenzung  der  Ixtrlitsvciliiiltnisse  des 
Kommissionär««  Vf»Ti  rir-Mjcnitriii  drs  TfaiulliiiiL'strcliilfi-n  i>t  lilicrlianjir  iiii  lit 
gegeben,  iia  üegcnit-i]  sind  beule  Kategurien  vun  Hundclspersunc-n  zusiiminen- 

geworfen.  Die  Rirhtspreehnng  des  Regierenden  Senats  bat  hier  einiger' 
maßen  Abhilfe  geschaffen 

1.  Nach  HtUadiger  auf  (Ülslji  4(»  sich  stutzenden  Judikatur  des 
Senats  ist  der  Rommissionsvertnig  an  di*-  Ix  •  n^'t-ndin  Vorschriften  der 
t}S  6  ff.  nicht  frcbunden  '  Few  cI  i d  i  S  85  VI  öi.  er  kann  auch  mündlich 
geschlossen  werden,  auch  wenn  dir  Kunaiüssionär  zugleich  Handlungsgehilfe 
ist  (S.-E.  pro  73  Nü  187.  :kW5  pro  77.  No,  414  bei  Xosfteiiko  zum  };  5H 
lind  bd  Bertholdt  zu  diet^em  Paiairiiiph  No.  5  and  7  n  ;«  .  Srhei  si  I/r- 
11  e witsch  S.  18b/;  er  braucht  kern  Uaudlungsgehilfenzeugnis  zu  losen 
und  bedarf  keiner  apeaiellen  Vollmacht  fOr  jedes  einxelne  Qeschkft  (S.<B. 
a.  a.  0.) 

Bezüglich  der  Haftung  der  Kommittenten  hat  der  Senat  folgende 
Grundsätze  aufgestellt:  Der  Kommissionllr  kann  im  eigenen  Namen  kon« 
tr.ihii  r-'n.  aber  am  h  im  Namen  des  Kommittenten.  Hat  der  Kommissionär 
iti  beinern  »'igrntii  Nain- n  kontrahiert,  so  haftet  er  persönlich,  selbst  wenn 
er  seinen  Kommittenten  genannt  li  it  Hieran  ändert  auch  der  Umstand 
nichts,  daü  der  Drittf.  di  r  mir  dt m  Kummissionär  kontrahiert,  die  so  be« 
stellte  Ware  direkt  dem  Konnniittiiuti  übersendet,  er  kann  sich  auch  nur 
an  seinen  Kontrahenten,  den  Kommissionär,  halten.  In  dem  1  lle  alter, 
wo  dt  r  Kommissionär  im  Namen  seines  Kommittenten  das  Ciesoliäft  ab- 
schlicljt.  uikr  wo  der  Kommittent  unter  l'bergehung  des  Kommissionäns 
nnmittelbur  mit  dem  Dritten  in  Verbindung  tritt,  Ist  der  Kommiaatoiittr 
nur  Vermittler,  seine  {m  rs-mliche  Haftun!:^  dem  Dritten  «fft^enflber  ist  ans* 
geschlossen  (Xos.sf/iA-o  die  in  der  Note  4  mm  S{  ii'.'>  angflührten  Ent- 
scheidungen. Svherschenetcitsch  S.  187). 

2  Hinsit  hr!i<  h  dt  r  Rerhtslu Ziehungen  zwischen  Kommittenten  und 
Kommissionär  sind  ferner  aus  der  Judikatur  des  Senats  folgende  Orund- 
lAtss  hervorzuheben: 

a)  Abweichuniren  von  dem  gegebenen  und  akzfptieitin  Anftrag  auf 
der  einen  oder  anderen  Seite  haben  die  Verpflichtung  des  Abweichenden 
zum  Schadensersatz  (nach  altgemeifi<  ti  (iiundsätzeni  oder  auch  das  Rocht 
der  Znrflokweisnno:  dt^s  irnnTPn  (Irschüfr-.  zur  Folge  S  -E  pro  S'H  No  231(5, 
pro  78  No.  202  u.  a  ».  hierbei  aber  kann  STillschweiL'cti  bei  Kenntniscrlangung 
von  der  Abweichung  als  Genehm iLimiz  antri  sduii  werden.  So  insbesondere 
hat  der  Kommis.sionär.  wenn  auf  seine  ofTerte  mit  einer  (TetrenofFert»»  «ic- 
antwortet  wird,  sich  nicht  stillschweigend  zu  verhalten,  wenn  er  nicht  als 
die  (Tegenofferte  genehmigend  angesdno  sein  will  (die  S.-B.  heiiVo««tffifto 
Mote  5.  8.  n  zu  S  h:^ 

\)\  Hat  dt  r  Kummi.s.sinnar  unhertchligte  Ansprüche  der  Behörde  erfüllt, 
80  hat  er  selbst  dafür  einzustehen  und  kann  sich  nicht  damit  ent8chiildi($en, 
daß  er  sich  in  einer  Notlage  b<?fnndpn  haW  (S  -E.  a.  a  (>  Note  JM. 

CI  Hat  der  Kommissionär  kein  Delkredere  übernommen,  so  haftet  er 
-  anch  nicht  für  die  Zahlungsfähigkeit  der  Abnduner  seinem  Kommittenten 
gegenüber  (S.-F  a  a  O.  Note  U»i. 

d)  Die  Rt  (  hnungslegung.  welche  der  Kommissionär  dem  Kommittenten 
M  geben  verpüichtet  ist,  wird  nur  dann  als  ordnungsmäßig  angesehen, 
wenn  sie  mit  Belegen  versehen  ist  und  ein  übersichtliches  Bild  über  den 
ganzen  Geschäftsumsatz  gibt  iS  -E  a.  a.  ü.  Not^  11>. 

e)  Der  Kommittent  bleibt  Eigentttmer  der  dem  Kommissionär  in 
Komnüaaion  gegebenen  Waren,  so  lange  diese  vom  KommisBionär  noch  nicht 
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verkauft  sind.  Ist  der  Koniniissionilr  in  Konkurs  gekonjTnen  sc  kann  der 
Kommittent  nur  die  noch  in  natura  Torhandeuen  Wareubestäude  aoa  der 
K<MikanmMM  TerlMigen,  hinthditUcli  der  TerkanftMi  Wftien  «bar  kaaii  er 
nar  deren  Verinobpreis  »U  Konkaniordenuig  anineMeii  (8.<B.  a.  a.  0. 

Note  7). 

f)  Der  Kommisdonlr  kum  stete  ftli  Senwtkniitnbait  uftcetMi,  dme 

seinen  ADSpriich  auf  Provision  nnd  dergl.  zu  rerlicmi  (8.-B.  A.  A.  0.  Kote  12. 
Scherschenetoitsch  g  41  IV,  5.  S  194). 

g)  Nach  Gewohnheitsrecht  ist  der  Kommissionär  ohne  schriftlichen 
Auftrag  nicht  verpflichtet,  die  Ware  zu  versichern;  die  Versendung  der 
Ware  erfolgt  auf  Gefahr  des  Kommittenten  (a.  a.  0.  Ifote  16,  Scher  »cht' 
newitsch  §  41  III,  tJ,  6.  192). 

h)  Für  seine  Bemühungen  erhält  der  Kommissionär  die  üblidie  ,Koia> 
missionsgebühr*  von  dem  ganzen  BrTriiit  tlrs  (i  s  hnfts  ohne  Abzug  der 
Kosten,  auch  weuu  Uber  dieselbe  keine  ausdrückliche  \  ereinbarung  getroffen 
ist,  ebenso  Brsats  allw  Auslagen;  andere  Vergütungen  dagegen  Tcrrtdea 
sich  nicht  von  selbst,  solche  kann  der  Kommissionär  nur  auf  Grund  einer 
ausdrücklichen  Vereinbarung  verlangen  (a.  a.  U.  Note  18,  Scherachene' 
teiiseh  §  41  IV,  1,  S.  192,  FemtUdi  8.  85  VI,  5). 

i)  Wegen  und  in  Hohe  seiner  gesetzlichen  Ansprüche  sowie  der  An- 
sprüche Dritter  gegen  ihn,  die  aus  dem  fraglichen  Rechtsgeschäft  originieren, 
hat  der  Kummiääiuuär  ein  Zurückbehaltungsrecht  an  dem  in  seinem  Beaita 
beHndlichen  Konunisiionsgut,  und  dieses  ZurückbehaltUI|pnrecht  verbleibt 
ihm  selbst  dann,  wenn  der  Kommittent  in  Konkurs  geraten  ist.  Eine 
Ausdehnung  aber  des  ZurUckliehultungsrechts  Über  die  notwendigen  Grenzen 
hinaus  macht  den  Kommissionär  schadensersatzpflichtig  gemäß  §  684  Zivil* 
I:rtdex  (S.-E.  a.  a  O  Note  19).  Das  gleiche  Zurückbehaltungsretht  steht  dem 
Kommissionär  auch  wegen  etwa  an  den  Kommittenten  geleisteter  Vur&cbaMe 
SV.  Zur  Befriedigung  seiner  AnqMNIel»  Im  Falle  der  AnsObung  dieeei 
Zurückbehaltungsrechts  braucht  der  Kommissionär  nicht  (i  n  rieht  liehen 
Weg  sa  beschieitea,  er  Icann  vielmehr,  mit  KOcksicht  auf  die  i:agenttlmlidi- 
kdt  dieses  eine  BMchlennlgnng  erbdsdienden  F^llee,  das  retinierte  Ont 
nach  voraufgegangener  Androhung,  im  Wege  der  Selbsthilfe  verkaufen  und 
sich  aus  dem  Erlöse  befriedigen.  Hierbei  ist  der  Kommissionär  berechtigt, 
nicht  nur  die  Verkaufsprovision  für  diesen  äclbstbilfeverkauf  zu  berechnen, 
sondern  alles  das,  was  er  im  Interesse  der  Erhaltung  der  W^are  und  des 
Verkaufes  in  üblicher  und  nützlicher  Weise  aufwendet,  z.  B.  Lagerk^sttn. 
Kosten  für  Versicherung  der  Ware,  Verpackung,  Transport,  Kuuruge  usw. 
auf  Rechnung  des  Kommittenten  zu  setzen.  Dasjenige»  Was  durch  den 
Erlös  der  so  verkauften  Ware  niolit  gedeckt  ist,  kuu  er  gegen  den  Kose* 
mittenten  einklagen  ^.a.  a.  ü.). 

k)  Die  in  den  g§  34—26  Torgeechriebenen  Fristen  fflr  die  Abreebnnng 
zwischen  Prinzipat  und  Handlungsgehilfen  finden  hinsichtlich  der  K<>m- 
misHionäre  keine  Anwendung,  vielmehr  ist  die  Verjährungsfrist  für  die 
Ansprüche  aus  dem  Kuinmissionsverkehr  die  gewöhnliche  zehnjälirige  des 
Art.  1  Beil.  zu  §  694  des  Zivilkodex  (i).-E.  bei  Bertholdt  a.  a.  0.  No.  b\. 
Wohl  nVtfr  sind  die  Frist<?n  aus  24  —  26  für  die  Rechnungslegnntr  ywi'^h^fl 
dem  Kommittenten  und  seinem  als  Kommissionär  fungierenden  Handiuugs* 
gehilfen  anw^dW  (S.«B.  a.  a.  O.  Note  80). 

1)  In  Abweichung  von  den  Bestimmungen  der  §§  233  ff.  der  nP«\ 
wonach  in  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Kaufleuten  den  ordnongsmäfiig 
geführten  Büchern  volle  Beweiskraft  beigelegt  wird,  haben  die  Handdi' 
bücbcr  des  Kommissionärs  dem  Kommittenten  gegenüber  diese  Beweiskraft 
an  sich  noch  nicht;  vielmehr  kann  der  Kominitrent  die  Rechnungen  des 
Kommiüäiuiiürb,  üo  lange  er  sie  nicht  anerkauut  hat,  bestreiten,  er  moli 
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dies  aber  in  substanziierter  Form  tun,  d.  h.  er  mnü  darlegen,  was  er  im 
einzehien  als  unrichtig  bezeichnet,  eiii  bloBes  allgemeines  Bestniten  der 
Richtigkeit  der  Bücher  des  KuinmiaiioDin  wixd  nkdit  beaditet  (8.-B.  in 
Note  21  bei  Nosaenko  a.  a.  0.)- 

3.  Uber  die  T&tigkeit  der  Agenten  sind  der  Recbtsprecbnng  des  Senats 
folgende  Grundsätze  zu  entnehmen : 

a)  Der  Agent  ist  niemals  äelbstkontrabent  —  wie  der  Kommissionär 
ee  sein  kann,  oben  1  nnd  2  f)  —  sondern  stets  nur  Vertreter,  der  im  Auf- 
trage seines  Muclitgebers  in  dessen  Namen  und  für  dessen  Rechnung  kun- 
trahicrt.  Hier  finden  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Uber  Bevollmächtigung 
Anwendung  (cf.  §  45  und  Anm.)-  Demgem&B  hat  der  Agent  alles,  was  er 
infolge  des  von  ihm  zum  Abschluß  gebrachten  Geschäfts  erhält,  demjenigen 
auszufolgen,  in  dessen  Kamen  er  das  Gesch&ft  abgeschlossen  hat  (S.-£.  pro 
1885  No.  2486  bei  Nossenko  m  §  S3  a.  a.  O). 

bi  Der  Agent  haftet  persünlicli,  sufern  er  seine  Machtbefugnisse  über- 
schritten hat,  ohne  daß  sein  Hachtgebejr  diese  Überschreitung  genehmigt 
hat  Ebenso  haftet  er  seinem  Kontraliaiten  persönlich,  wenn  er  seinen 
Machtgeber  nicht  genannt  hat  und  nicht  in  glaubhafter  Weise  dartut.  daft 
er  für  diesen  aufgetreten  ist  (S.-£.  pro  1088  Mo.  60i,  1966  a.  a.  0.)- 

o)  Der  Agent  geht  s^es  Pnmsfonsanspmebs  niclit  Wlnstig,  wenn 
die  Effektnierung  des  von  ihm  geschlossenen  Geschäfts  durch  die  Sdndd 
des  Macht^ebexs  onterbleibt  (S.-E.  pro  1887  Ko.  50  a.  a.  0.). 

2.  Die  in  der  Anmerkung  bezeichnete  Beilage  ist  im  Anbang  I  wieder* 
gegeben. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  der  Vollmacht  zur  Geschäftsführung  im  zollamtlichen 

Verkehr. 

9  47.  ,Gegensfcuid  dieser  Art  VollnuMditeii  ist:  1.  die  ünteneioknung 
und  BioieicbiiDg  Ton  Brklinuigen  btim  Zollamt  Uber  vom  Awlaode  «ngelllbite 

oder  nach  fremden  Ländern  ausgeführte  Waren :  2.  die  VenoHong  von  an 
die  Adresse  des  Machtgebers  gerichteten  Einfuhr-,  oder  Namens  des  Macht- 
Gebers  beförderten  Ausfuhrwaren ;  '.i.  die  Empfangnahme  von  Waren  aus  dem 
ZuUäQit;  4.  die  Gescbäftsbesorguug  im  zollamtlichen  Verkehr  überhaupt,  die 
Btttgcgamalinie  tob  Entsoheidungen  and  die  BnieiehBiig  Tvn  Oesadieii  und 
Appellationsbeseliwerdeii  gegen  solche;  5.  die  Leistung  tob  UntersQ]iiifle&  und 
BOrgs'  li  iftt  n,  welche  die  sollamtlichen  den  Transit  und  den  TruisitTerllidir 
betreffenden  Gesetzesbestimmungen,  ebenso  die  Niederlegang  und  Überfflluilllg 
ausländischer  Waren  in  die  zollamtlichen  Lagerhäuser  erfordern." 

Anmerkuug: 

Der  Auslandshandel  (der  Handel  nach  dem  Ausland)  ist  an  die  Ent- 
nahme eines  Patents  erster  Gilde  geknüjift  ;  Art.  48  des  Zollgesetzes i.  Nach 
dem  Gesetze  betreffend  die  Reichsgewerbesteuer  vom  8.  6.  98  (Beil.  zu  g  3) 
gehört  der  Aoelandsiiandel  mit  einem  Umsatz  von  über  3000(Xl  Rubel  jähr» 
lieh  in  die  erste,  mit  einem  jährlichen  Umsati  bis  900000  Rttbei  in  die 
zweite  Klasse  der  Gewerbesteuer. 

%  48.  «Eine  Yollmnebt  rar  Ocsdilllsbesotgiuig  im  sollamfUeben  Yerlieltr 

kann  erteilt  wraden  Bicht  bot  Tom  E^entOmer  der  Warait  Modern  auch 

von  dem  von  ihm  bevollmächtigten  Empft&ger  derselben.  weoB  er  mu  irgend 

veloben  QrOnden  selbst  an  der  Besorgoog  gdiindert  ist." 
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%  49.  .Vollmachten  snr  CteBcliliflifBlirang  im  loUamtlidiai  Y«rkelir 
flüemehmeii  kömwn  all«  Penonen,  denen  die  BIngdinng  gleicher  TerhindUdi- 

keitoii  V  I  )i  <ivT\  allgenit'inen  Gesetzen  nicht  verbot*?n  ist,  welchem  Stande 
oder  Berufe  sie  aach  angehören  mögen,  sowohl  rassische  Untertanen  als  aacb 
Ausländer/ 

§  ÖO.  ,Etn  hevoilrnaohtigter  zur  Geschäft sfilhruiig  im  zollamtlichen 
Verkehr,  bei  welchem  absichtliche  Nichtbeobachtuug  der  zollamtlichen  Vor- 
schriften bemerkt  wird,  wird  znfolge  des  dnrch  den  Rat  des  FInansminiaterinma 

bestätiy^ten  Erkem  rni  st  s  der  Zentralbehörde  iks  Zolldepartement«  zeitweilig 
oder  für  immer  d«  s  IJechts  zu  solcher  rii  sdiiiftsführung  für  verhistig  erklärt.* 
4J  nl.  .Die  V«>llmarht  zur  Gc'rliiiftsfpilinmjr  im  zollaiutlicben  Verkehr 
muü  in  der  vurgescbriebenen  h'unn  47^  ausgeätellt  und  gesetzmäßig  be- 
glaubigt sein.  Die  Vollmadit  von  Handeltreibenden  mnA  aUjlhrlicb  emenert 
werden.* 

§  52  .Die  Vollmacht  zur  Geschäftsführung  im  zollamtlichen  Verkdir 
wird  beim  Zcjihimt  eingereicht  und  in  ein  hesonden  .s  Bach  wörtlich  eingetragen, 
das  Original  aber  wird  dem  Vorzeiffer  auf  sein  Vf'rl;int:eii  zurückgegeben." 

§  Ö3.  sDie  Aufsicht  darüber.  iiaU  die  durch  diese  Vollmacht  BevoU- 
mikibtigten  mt  Verrichtung  Roleber  Angelegenheiten  nicht  sngdassen  werden, 
welche  in  derselben  nicht  erwähnt  sind,  wird  der  Verantwortang  der  ZoU> 
Imter  zugewiesen.*' 

§  ö4.  ,Von  Personen,  die  eine  Vollmacht  zur  Geschäftühosor^nu  im 
zollamtlichen  Verkehr  besitzen,  wird  eine  andere  Uandelsvullmacht,  sei  es 
eine  spezielle  oder  eine  generelle,  nicht  verlangt.' 

Zweiter  Teil. 

Von  den  Handeisgesellschaften. 

Bi«tes  Kapitel. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

%  55.  «BbndetsgeseUsehafien  sind :  1.  die  volle  (offene  Gesellsobaft,  d.  Ü.); 
2.  GesellBchaft  aof  Vertrauen  (Kommanditgesellschaft,  d.  i}.);  8.  AktiepgeeoU- 
Bcbaften  nnd  Ctesdlschaften  auf  Einlagen  nnd  4.  Artelgesellschaiten.' 

Anmerkungen: 

1.  Der  russische  Ausdruck  , volle"'  Gesellschaft  entspricht  Tollkouiuien 
dem  Begriff  der  offenen  Handelsgesellschuft 

2.  Für  Kottini:)nr1it,gesellschAften  besteht  im  Boesischen  der  Ansdmck 
^Gesellschtttt  mif  Vciiiaueu". 

'^.  Aktiengesellschaften  und  Gesellschaften  anl  Bünlagui  lilld  begrifflich 
und  rechtlich  dieselbe  Art  von  Gesellschaffen 

4.  Außer  den  hier  angeführten  vier  Art*.'n  erkennt  das  Recht  noch 
andere  Arten  von  Vereinigungen  zum  Handelsbetriebe  an,  so  z.  B  Gelegen- 
heitsgesellschaft4>n.  Dies  ist  im  §  42  der  IIT'O  ansfresfirochen  (vgl.  da?r1li«t). 
Alle  audcrcu  hier  uiclit  angeführten  Arten  vou  Gesellschaften  zu  Uandela- 
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zwecken  sind  den  in  den  nachstehenden  Paragraphen  begebenen  Bestim- 
mnngen  nicht  unterworfen,  bedflrfen  also  nicht  der  SdiriftUchkeit  {S.-E. 
pro  18'.)5  Nol  18S7,  pro  77  No.  881  bei  Noagenko^  Vorhenuirkiiiig  zu 

g  63  HGB). 

§  56.  ,Die  im  vorhergehenden  8  55  bozoichneten  Gesellschaften  werden 
als  Handelsgesellschaften  angesehen,  wenn  ihr  Gegenstand  der  Betrieb  von 
BandetagMclilftMi  iit' 

Anmerkung: 

Eine  Dofinition  des  Begriffs  .Handelsgescliiiftc"  gibt  das  Gesetz  nicht, 
es  wird  aber  darunter  im  wesentlichen  dasselbe  verstanden  wie  hier  zu 
Lande:  es  Ist  der  gewerbliche  Betrieb  iron  Beehtsgeichftften  der  in  den 

§§  41—43  der  uro  erwähnten  Art.  Eine  njUiere  rtn^renanng  der  Handels- 
geschäfte versuclit  üche r sehe )t  etoitsck  >^  6  8.  23ff. 

^  57.  .Gesellschaften,  welche  zur  Herausgabe  von  Büchern  oder  anderen 
£rzeugDiä8t:D  der  Wissenschaften  und  der  Literatur  gebildet  werden,  gehören 
sa  der  KIabm  der  Handebgeaellsehaften  nnd  nnterBteben  hinaiehtUeb  der 
Teilung  des  Tiin  ihnen  beim  Verkanfe  enielten  Gewinnes  den  hierfür  be- 
stehenden GeeetsOB.' 

Anmerkung: 

Das  Verhältnis  ist  nur  auf  Seiten  des  Verlegers  ein  liandelsgeschäft, 
f  ftr  den  Antor  ist  selbst  der  Vertrieb  der  eigenoi  Bflcher  liein  Eandele- 

geschäft  i  S  -E.  vom  2.  10.  ()2  No  H<».  Ein  Autorhonorar  wird  nicht  vor- 
ao^esetzt}  wenn  es  nicht  vereinbart  ist.  Es  wird  voraasgesetxt,  daU  dem 
Autor  mdtr  an  dv  Verbreitung  seines  Werlcs  als  an  dem  Honorar  liegt 
iSeherseheneteitsch  §  46  IIF). 

§  58.  „Die  fflr  die  Schiffahrt  auf  dem  Kaspischen  Meer  zu  gründenden 
Aktiengesellschaften  und  ebensn  die  Handelsgesellschaften  auf  der  Grundlage 
der  offenen  Handelsgesellschaft  oder  der  Kommanditgesellschaft  mfissen  mit 
Einschluß  der  Einleger)  ausschlicBUch  aus  russischen  Untertanen  bestehen 
<vgl.  Ziviiges.  §  2129  Anm.  2).* 

Anmerkung: 

Die  Anmerkung  2  zu  §  Zivilkodex  bestimmt  bezOgli'^h  ii t  hier 
genannten  Aktiengesellschaften,  dai>  die  Aktien  nur  auf  Namen  ausgestellt 
sein  dttrfen,  damit  die  InliabeT  derselben  wsichtUch  sind,  nnd  dal  diese 

Aktien  vom  2  t  11.  iV.)  nh  nicht  an  Ausländer  übergehen  dürfen. 

§  59.  ^Eine  Handelstirnia  kann  nicht  ;indt  rs  eröffnet  werden  und  nicht 
anders  ihr*-  hfirL'frlifhe  und  Handelshezeichnun^'  erlanj^en  'if^  f.2  und  71  \  als 
bis  die  Personen,  wrlrlie  sie  nach  den  Vorschrilten  der  offt  iiin  Hiindelsgeseil- 
schaft  oder  der  KomniandilgeseUschuft  eröffnen,  bei  dem  iStadtuiagistrat  (oder 
der  entsprechenden  stadtiedien  Verwaltnngsttdiörde)  nnd  in  den  StUtm  St. 
Fetenbiürg,  Moekaa  nnd  Odessa  bei  der  KanM&nniseben  Verwaltnngsbeharde 
«iaen  Aoung  ans  ihrem  g^nenseitigen  Gescllschaftsvertrage  eingereicht  und 
die  Kaafawnnaehaft  lüerron  durch  gedruckte  Zirkulare  benachrichtigt  haben.* 

A  n  m  e  r  k  a  n  e  n  : 
1.  Eine  eigentliche  Keiristerbehördc  keuut  das  russische  iI(H>  nicht. 
Die  Stadt niiijiistrat«  haln^n  dii  Rei^ister  zu  führen  und  für  jedermann  zur 
Einsicht  ofien  /ii  halt* n  N  or  Kiiitrasning  des  Auszugs  d(  s  (m  s.  Ilschafts- 
vertrages  in  die  Register  der  Magistratsbehörde  und  vor  Benachrichtigung 
der  kanfminniachen  Korporation  besteht  die  Oesellscliaft  als  solche  Dritten 

Zeitschrift  f.  fistem.  Frlvat-  a.  OffeatL  Beeht.  XT.  3ö 
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g^enUber  nicht.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschafter  untereinander 
werden  hierdurch  nicht  berührt  [Sehe rschenewitsch  §  16  8.  85). 

2.  Der  hier  vorgeschriebenen  Benachrichtigung  der  Kaufmannschaft 
ist  rechtlich  eine  hervorragende  Bedeutuntj  Vn  iznmessen.  Auch  wenn  die 
Angaben  in  den  Zirkularen  tatsächlich  lit  zutreffen,  bleibt  dennoch  die 
Firma  nach  dem  Inhalte  dieser  Zirkulare  haftbar.  Wie  §  59  ergibt,  stnd 
auch  die  vertretnn<rsbprprhtigten  Gesellschafter,  flliorhaiipt  di<*  Rcirrltinir 
der  Vertretung  anzugeben,  und  die  von  den  im  Zirkular  als  Vertreter  be- 
xeicbneten  Personen  geschlossenen  Rechtsg^h&fte  sind  für  die  CHeseUschftft 
verbindlich,  auch  wenn  der  gesetzlich  erforderliche  schriftliche  Gesellschafts- 
vertrag  nicht  vorliegt  {Nonseuko  Kote  2  zu  §  80).  Ist  im  Zirkular  ein 
Direktor  als  Vertreter  beseicbnet,  so  ist  er  Dritten,  gegenüber  in  Tollen 
Unifaiitf  vi'rtr»'tuiiiLrs](cr(  (  litit:t.  und  eine  etwai^r  ('berst  hreitung  seiner 
Vollmacht  schadet  dem  Dritten  nicht,  der  im  Vertrauen  auf  daa  Zirkular 
mit  dem  Direktor  als  dem  Vertreter  der  Gesellschaft  kontrahiert  hat  (a.  a  0. 
Kote  4). 

3.  Die  pk'irlu»  Benachrichtigrintr  durch  Zirkulare  ist  anch  narb  der 
Rechtsprechung  des  Senats  bei  V't'rilniicrungfn  im  Bestände  der  üe&eilschafts- 
mitgliedcr,  bei  der  Aufldsang  der  Gesellschaft  und  bei  jeder  Veränderung 
in  der  Person  der  Vertreter  der  Gesellschaft  erforderUcb  (a.  a.  0.  HqU  % 
Schetbchenewitsch  §  20  Iii. 

§  60.  ,In  diesem  Auszug  \%  59)  muß  angegeben  sein:  1.  die  Art  der 
Gesellschaft:  ob  offene  oder  Kommanditgesellscbaft;  2.  Vor-,  Vate»',  ZniutBe, 
Wohnort  nnd  Bern!  aller  Oesellschafter  und  derjenigen  Binleger,  wdehe  dien 
Sdbst  w&nschen ;  3.  Unterschrift  und  Siegel  derjenigen  Oesellschafter^  veldw 

ermächtigt  sind,  unmittelbar  das  Geschäft  zw  verwalten  und  darüber  7.n  vrf- 
fügen ;  4.  die  Höhe  de^  von  den  Gesellschaftern  zusammengebracbteo,  und 
auch  des  von  jedem  Einleger  eingezahlten  Kapitals.'' 
, Anmerkung: 

Kaufleute,  welche  unter  einer  Firma  in  der  F<»rm  von  Handelshäuscm 
oder  Gesellschaften  Handel  treiben,  haben  hei  \  orlet^ung  der  erhaltenen  Ge- 
werbezeugnisse an  die  Ortsverwaltungäbehürde  ihre  ünter.schrift  dahin  za 
leisten,  daß  außer  den  in  diesen  Zeugnissen  benannten  Fersont  n  keim  anderen 
an  ihrem  Handelshanse  oder  ihrer  OeseUschaft  als  ofEnie  QeseUschatter  be- 
teiligt sind.' 

A  ü  in  e  r  k  u  u  g  : 

Die  Nichtbeobachtung  der  hier  «ze^t  benen  Vorscbfiften  hat  Dach  Art. 
lli)7  des  russibchen  Strafgesetzbuchs  (Art.  B18  des  neuen  noch  nicht  in 
Kraft  getretenen  8tGii  vum  22.  H.  03)  .^chlieBung  des  Geschäfte  und  Geld- 
strafe bis  500  Rubel  zur  Folge. 

Nach  Art.  12(K)  StOH  werden  ferner  (li«'j'  Tiii:i  ti  die  ent^rep-'O  ihrer 
gegebenen  Unterschrift  andere  als  die  im  Gewerbezeugnisse  bezeichnetet! 
Personen  bot  Beteiligung  an  einer  offenen  Handelsgesellschaft  oder  einer 
Akt ii  n;rt  Seilschaft  zulassen,  mit  folirt  nden  Strafen  belegt:  beim  ersten  Mal 
mit  einer  Geldstrafe  in  Höhe  der  doppelten  Gebühr  für  das  Gewer bezeugnis, 
im  Widerholungsfalle  mit  einer  Geldstrale  in  Hohe  des  vietfechen  Betrages 
dieser  Gebühr,  und  beim  dritten  Mal  anflerdttn  mit  der  Entnefanng  des 
jRechts  zum  Handelsbetrieb 

Derjenige,  der  ohne  im  Gewerbextu^^nis  btuannt  zu  sein,  an  einer 
Handelsfirma  der  bezeichneten  Art  sich  beteiligt,  wird  im  ersten  und  2 weiten 
t'hf  rtrr'tnn<rsf:ine  mit  einer  (leldstrafe  iti  IlfShe  des  einfaelun  Ihzw  des 
doppeilen  Betrages  der  Gebuhr  für  das  Gewerbezeugnis,  beim  dritten  Mad 
mit  einer  Gef&ngniastrale  von  4-^8  Monaten  und  mit  der  Bntiiehnng  d« 
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Rechts  isur  Ausübung  irgend  eiins  iiaudels-  oder  Gewerbebetriebs  bestraft 
(Art.  1201  ^tGB).    Die  Strafbestimmungeii  der  Art  1800  und  ISOl  dnd 

in  das  mnv  Straf<jcsctz1nirli  nicht  fibrrgL'gangen. 

5^  til  -Di«  stiklliscbtn  Magistrate  und  in  den  Städten  t>t.  Petersburg, 
Aloükau  und  üdi^^ia  —  die  kaufmännischen  Verwaltungsbebürden  haben  nach 
Beendigung  eines  jeden  JalueB,  nicht  ap&ter  als  im  Jaonar  de«  nAehstfoIgenden, 
aa  dM  Hendeladeiturtenent  fiber  die  Handelsfirmen  mit  deneelben  £inseUieit«i 
Bericht  za  erstatten,  wie  sie  seihst  bcnadirichtigt  worden  sind.* 

ZweiiM  K«plt«l. 

Von  den  olTeM«  HandetoietdltQlwfl«!. 

§  62.  .Die  offene  Handelsgesellschaft  wird  von  iwei  oder  mehr  Gesell- 
schaftern tftbililet.  welche  bestimmt  haben.  ^'emfin<?rhaftl!ch  unter  tincm  allen 
getiK  iiisatn«'n  .Namen  Handel  za  treiben.  Öie  bciDt  unter  ihrer  Firma; 
Handelshaus.'^ 

Anmerkungen: 

1.  Dieselbe  Definition  u'il't  ;nirh  i$  '_M2?>  <les  Zivilktulex  mit  Ausnalime 
d<»  letzten  iSatzes.  Mit  Recht  hebt  Sehe r sehe ne witsch  (g  lö  S.  tt2; 
hervor,  daß  das  Hauptmerkmal  der  offenen  Handelsgeeellsehaft,  die  Solidar- 
haft  der  Gesellschafter  nach  §  68  in  dieser  Di  finition  fehlt. 

2.  Die  Firma  kann  als  solche  klagen  und  verklagt  werden;  sie  ist 
ein  Termögensrechtlicbes  Objekt,  sie  kann  rerkanft  werden  und  geht  nicht 
ohne  weiteres  auf  den  Erwi  rlit  r  dt  s  fifsehäfts  illn  r.  wenn  nicht  an.sdriicklich 
der  Übergang  der  Firma  mit  dem  Geschäft  auf  den  neuen  Erwerber  ver- 
einbart ist  {Nü8tenko  Note  3  zu  §  71).  Die  persönlichen  Ausadchnongen 
des  Finnrninhalieis  dajxitzen,  wie  der  Hoflieferantentitel,  Medaillen  und 
aJidere  Ehrenzeichen  und  dergl.  können  nicht,  als  res  publici  juris,  Gegen- 
stand der  Verinflerung  sein  (a.  a.  0.).  Die  flrma  alfein  ohne  das  Oeicnftft 
Ist  ebensowenig  veräuüerlich  \Feinelid i  S.  ('ßV 

3.  Das  Firmenrecht  kann  von  einem  Dritten  verletzt  werden  durch 
Ffifarung  einer  gleichen  oder  gleichlautenden  Firma.  In  diesem  Falle  kann 
ge^en  den  Dritten  auf  Unterlassung  der  Weiterfiihrnng  der  fremden  Firma 
wie  auch  auf  Schadensersatz  geklagt  werden  {Femelidi  ä.  67,  ^ossenko 
Note  4  a.  a.  0.). 

4.  Der  Übergang  des  Oesehäft«  mit  der  Firma  auf  (inen  neuen  Er- 
werber maß  in  gehöriger  Weise  bekannt  gemacht  werden.  Geschiebt  diese 
Bekanntmachung  nicht,  so  haftet  der  frflure  Inhaber  ans  Becbtsgeschiften 
Dritter  mit  der  Firma,  selbst  wenn  solche  RechtscresehJtfte  schon  nach  dem 
Ü  belange  der  Firma  auf  seinen  .Nachfolger  geschlossen  sind,  sofern  der 
dritte  Kontrahent  die  Waren,  die  er  an  die  Fvma  yerkauft,  an  dkee  ab- 
geliefert und  die  Empfangsbeschcinitrunp:  auf  einem  Blankett  mit  Finnen- 
druck erhalten  hat.  In  dnem  solchen  Falle,  nimmt  der  Senat  an,  hat  der 
Lieferant  der  Firma  im  Vertrauen  darauf  die  Waren  geliefert,  daB  er  es 
mit  dem  bisliori^eu  Inhaber  der  Firma  zu  tnn  habe  'S  -E  pro  18^7  No.  1113). 
Selbstverständlich  haftet  der  neue  Inhaber  der  Firma  daneben  auch  noch. 

6.  Das  Handelshans,  d.  h.  die  OeselbM^aft  mit  ihrer  Firmenbezeichnung 
wird  als  jnristisdie  Pi-rson  und  von  der  Person  der  oinzcinou  Gescllscliafter 
verschieden  aufgefaßt.  Zur  Vertretung  dieser  juristischen  Person  allerding.*» 
sind  eben  die  Qesellschafter  berufen  und  ennftoitigt,  soweit  sie  nicht  durdi 
den  Gcsellscliaftsv.  rtra?  von  der  Vertretungsbefugnis  ausdrücklich  aus- 
gewblossen  sind  [Scherscheuewitsch  ^  15  S.  83,  §  lö  I  S.  93{f.). 

35* 
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f  63.  .Die  offen«  Handclsgesellioliaft  wird  imA  tänm  Vertng  erriditet, 
der  iMcb  gegenseitiger  Vereinbamng  der  Gesellacbaffeer  aof  Onmci  der  in  den 
bürgerlichen  Qeiietsen  Uber  Ycrträf^c  Oberhaupt  und  Ober  Geeellsdialtett  im* 
besondere  gegebenen  Vorschriften  gosdilossen  wird." 

Anmerkungen: 

1 .  Der  Vertraf?  wirkt  konstitnÜT:  niebt  die  fakthwbe  Vereinigung 

der  Gesellschafter  und  der  Bej^'inn  der  ncschäftt'.  sondern  der  Vt  rtrag 
bringt  die  offene  üandelsgesellscbaft  zur  Kxi&UiSu  Dritten  gegenttl)er.  Die 
Ansprache  der  Geseltschafter  vntereinander  hingen  allerdings  Ton  dem 
Vertrage  nicht  ab.  ffiit  ixher  die  GostHscliiift  unter  iliror  Firma,  ohnr  »  inen 
Bcbriltlicheu  Vertrag  geschlossen  zu  haben,  mit  Dritten  kontrahiert,  so 
haftet  sie  ihnen  gegenQber  gleichwohl,  soiem  sie  nur  faktisdh  ilwen  Ge* 
schäftsliL'trleb  begoiintn  hat  (Sehe  r  sc  kette  tri  t,sch  §  141,  S.*B.  hd 
NoHnenko  liote  1  und  2  zu  §  72,  ^'ote  1  zu  §  7Uj. 

2.  Die  Frage,  ob  im  konkreten  Falle  die  Beteiligung  einer  beetimmten 
Person  an  einem  H.mdils^fesch&ft  als  offene  Handelsiresellscluift  oder  alb 
Beteiligung  mit  einer  Einlage  anzusehen  ist,  ist  nicht  nach  dem  Inhalt  des 
QeeellschaftSTertrages.  sondern  nach  den  tataichlidien  Umstlnden  so  be> 
urteilen:  es  kaiiii  jemand  im  Vertras^e  als  Kommanditist  bezeichnet  sein 
oud  dennoch  auf  der  BasU  der  offenen  liandelsgesellscbaft  haften,  so  s.  B. 
wenn  er  sich  tatsftchlieh  an  der  Qesch&ftsleitnng  beteiligt,  in  weldmn  Falle 
er  nicht  blos  mit  seiner  Einlage,  sondern  mit  leiiieni  gmen  Venuögefl 
hafttit  (Ö.-E.  bei  Berthuldt  zu  §  72  ÜGB). 

d.  D«r  Vertrag  mnB  schriftlich  sein  (§  59)  im  Gegensata  sa  dem 
Gesellschaftsvertrai^e  de.s  Zivilrechts,  wo  Schriftlicbkeit  nicht  erfordert  IM 
^§  21H2  Zivilküdex,  üv Ii  c r sehen etci tsch  a.  a.  0.  Ha). 

§  ö4.  „Jode  Person,  die  in  eine  Gesellschaft  zum  gemeinsamen  Handels- 
betriebe mit  Binlagekapttal  antritt,  ist  Tert^htet»  hd  AheehliiA  des  Ver- 
trages Uber  die  offene  Handelsgesellscbaft  eine  (andere)  Person  an  beseichnen, 

welche  sie  im  Falle  ihres  Todes  behufs  Fortsetsong  des  gemeinsamen  Handeln 
gcsrli.ifts  bis  zur  gesetzmäßig  erfolgten  TeUtmg  oder  Auüösang  der  Gesell- 
schaft zu  vertreten  hat." 

Anmerkung: 

Dir»  NichtbenharbtiniL'  dieser  Vorsrhrift  hat  nicht  die  'Rechtsunu  irk- 
samkcit  des  Vertrages  zur  Fulge  (S  -E.  pro  1877  Nu.  2,j7.  7ü7i.  in  diwstm 
Falle  aber  tritt  nach  dem  Tode  des  ohne  Bestimmung  eines  Nachfolgers 
vprstorlicnrn  fiespllschafters  ilie  ( lesellschaft  in  Liquidation,  sofern  ein'-- 
Einigung  zwisciieii  den  am  Leben  beiindlichen  Gesellschaftern  und  dt-n 
Erben  des  verstorbenen  Gesell scbafters  Uber  die  Fortführung  des  Handels- 
betriebes in  der  bisherigen  Weise  nicht  zustande  kommt.  Die  verbliebenen 
Gesellschaftler  sind  dann  die  Liquidatoren  und  haben  die  laufenden  Geschäfte 
ittm  Abschlofi  KU  bringen,  aber  keine  neuen  einzugehen;  tun  sie  es  aber 
dennoch,  so  geschiebt  es  auf  ihr»'  eigene  (lefahr;  die  Erben  des  verstorbenen 
Gesellschafters  haften  aus  sulrlieu  Verbindlichkeiten  nicht,  haben  aber  auch 
keinen  Antt-il  an  dem  tü  wiim  aus  solchen  neuen  Geschäften.  Treten  die 
Erben  in  die  brst.ebende  (it  si  llschaft  ein.  so  gehen  alle  Rechte  ihres  Erb- 
lassers auf  sie  über,  jeduib  uichL  die  persönlichen  z.  Ii.  die  alleinige  Ver- 
tretungsbf fuLMiis  Im  Falle  eines  solchen  Eintritte  der  Erben  wird  die 
Firma  und  der  (ieschäftsbeti  ieh  wie  bisher  fnrttieffihrt.  und  die  fornifllf^r 
Vorschriften  des  S  .VJ  (Eintiu^uag  der  Veränderung  ins  Hegistei"  u»w  :. 
welche  zu  »rfüllon  sind,  haben  auf  den  Bestand  der  Firma  und  des  Ge- 
schäftsbetriebes keinen  Einfluü  iS.-E.  \m  Nosaetiko  Note  3  zu  73.  bei 
Bet  tholdt  zu  §  7H  HÜB,  Sehe i  schencu: itsch  §  15*  a.  £.  iS.  lU)^ 
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§  6ö.  ^Den  I\ri>uDt,n  kaufiiiänniscbeu  ätaudes,  welche  das  Recht  haben, 
in  e  i  n  kaufmännisches  Zeugnis  eingetragen  zu  werden,  and  auf  gcsellschaft- 
lieber  OrnndUtge  Handd  tieiben,  ist  es  sor  Pflicbt  gemacht,  einen  Vertrag 
zu  errichten  nnd  diesen  anf  derselben  Grundlage,  wie  dies  den  mit  Einlage- 
kapital Handel  treibenden  Gesellschaftern  voigescbxieben  ist,  zur  Anmeldung 
zu  bringen  und  gleichzeitig  auch  eine  Person  zur  Fortsetzung  des  Handels* 
betriebes  im  Todesfälle,  wie  im  §  04  licstinimt  ist,  za  bezeichnen." 

Anmerkung: 

In  ein  kanfmlnniaebes  Zenipiis  kSnnen  neben  dem  Familfenhaapt  die 

Mitiilit-dtT  der  Familie  eiiif^etra^'cn  werden.  Wenn  sie  auf  ficsrllschaftlirlier 
Grundlage  Handelsgeschäfte  betreiben,  werden  sie  auch  gesetzlich  als  offene 
Handelsgesellschaft  bebandelt  {Nossenko  Note  4  a.  a.  0.)- 

§  66.  »Bei  beiden  im  vorbergehenden  Paragraphen  (65)  bezeichneten 

Gesellscbaftsaiten  kann  die  Angabe  der  Person  ohne  Verlantbamng  in  einem 

versiegelten  Pakete  gesclit  hcii.  welches  nat  h  dem  Tode  des  Gesellschaften  tVL 
cnrsicueln  ist.  Wenn  alur  die  Aiiirabe  nicht  gemacht  ist,  so  ist  nach  den 
in  (i*  II  Zivilgesetzen  1238  Aom.  1  Beit.j  gegebenen  Vorschriften  zu  ver- 
faliren/ 

Anmerkung: 

Die  hier  angesogene  Beilage  ist  im  Anhang  n  wiedcfg^boi. 

§  67.  „Der  von  den  Gesellschaftern  zu  Beginn  geschlossene  Vertrag  hat, 
wenn  er  Grundgesetzen  sowie  dem  allgemeinen  bürgerlichen  nnd  Handelsrechte 
nicht  zuwiderl&nft,  eine  dem  Gesetze  gleiche  Kraft/ 

Anmerkung: 

Einem  Omndgesetz  snwiderlantend  nnd  daher  ungültig  würde  z.  B.  ein 

Vertrag  sein,  luich  dessen  Bestiiuniiirio:en  der  aus  Juden  bestehenden  ofT«  ntii 
Handelsgesellschaft  die  Befugnis  zustehen  soll.  Immobiliarbesitz  in  den 
westlichen  Oonvemements  zu  erwerben  oder  zu  verwalten,  weil  die6  geiaäB 
Art.  959  des  Gesetzes  betr.  die  Stände  iSicod  Sakonotc  Bd.  IX)  den  Jnden 
dort  vf'rhotcn  ist  i'S -E  hoi  Bcrthnldf  zn  §  7«  IlOn  No.  2\ 

tis.   .Die  ( [cstUschiifter  t-iiitr  offenen  Handpls^nstllschiift  haften  für 

alle  Schulden  derselben  gemeinschaftlich  und  jeder  einzeln  mit  ihrem  ganzen 

Vermögen,  dem  beweglichen  nnd  unbeweglichen." 

Anmerkung: 

Die  IlaftTina  ist  «fenau  diejenige  des  §  128  des  dt  nt sehen  Handels- 
gesetzbuchs. Der  benat  nimmt  aber  an.  daU  wegen  Forderungen  einer 
Finna  diese  nnr  verklagt  werden  kann,  abgesehen  von  dem  Falle, 

Wo  der  Tnli  ilt-  r  der  Firma  eine  Einzelperson  ist,  oder  wo  gegen  den  ver- 
tretUDgsberechtigten  Gesellschafter  geklagt  wird  S  E.  bei  Nossenko 
Note  ö  zu  §  77).  Allerdings  kann  dann  aus  einem  solchen  Urteil  gegen 
die  Firma  auch  das  blondere  Vormögen  jedes  einztdnen  (iesellschafters  in 
Anspruch  genommen  werden  Ziitn  ffi mlcr  d.iL'ejjen  und  in  f 'Iirreifistimmung 
mit  dem  Sinn  und  dt m  W  uitlaut  dta  US  niximM  ^Scher.schene witsch 
IH  a  K  S  ("f.  :ui  daß  es  ileni  Gläubiger  Uberlassen  ist,  wen  er  ver- 
klagen will,  dir'  l'irnia.  die  fi,  s.  ;i><  liufter.  alle  odr>r  einzeln,  wie  es  ihm  &m 
zweckmiiüi^ätt.n  ciachenit  tl.  auch  die  Anmerkuni;  2  zu  S  . 

§  69.  „Der  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsgesellschaft  kann  nicht 
zn  gleicher  Zeit  ancb  Gesellschafter  einer  anderen  offenen  Handelsgesell- 
schaft sein." 
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Anmerkung: 

Dios.s  Vtr1)ot  (des  §  T.!)  der  Beteiligung  eines  Gesellschafters  an 
einem  anderen  Uandelshause  ist  nach  Schei  itchenew itsch  ^  17  III 
S.  90  f.),  der  «s  mit  der  Siitstdiungtgeschichte  des  §  69  und  der  ihnn  n 
Grunde  lieiTeTideii  IliirksiclitiKihmp  niif  eins  Iiiterf^so  Drittrr  uml  die  Kredit- 
fähigkeit der  UeBüIlschait  begründet,  publici  Juri«  ood  durch  entgegen- 
stehende Yerdnbamiigen  der  GesellsehAfter  nieht  kh  beseitigen.  Nicht  not 
die  Beteiligung  an  eint  iii  anderen  Handebhuuse  ist  dem  Gesellschafter  ver- 
boten, sondern  anch  der  ei^^ene  gleiche  oder  gleichartige  Hanilflsh  t'ieb . 
dagegen  kann  er  Aktionär  einer  Aktiengesellschaft,  oder  nicht  persönlich 
haftender  OeseUsehafter  einer  Kommandi^esellachaft  sein  (a,  a.  0.). 

§  70.  „Die  gegUMdtigen  ^^TbiT)dlichkeiten  initor  den  Gesellidudteni. 
die  mit  Dritten  auf  den  gemeinschaftlichen  Namen  des  lluuses  eingegangLuen 
Verbindlichkeiten,  die  Zeitdauer  oder  die  zeitliche  l'nheschr.Hnkthcit  der  Ge- 
sellschaft hängt  von  der  Bestininitino:  des  i^egenseitigen  Vertrages  ab.* 

A  u  m  e  r  k  u  ii  g  e  n  : 

1.  I)(  i  Gesellschaftsvertrag  ist  auch  maßgebend  fttr  die  Höhe  der  von 
den  Gesellschaftern  einzuwerfenden  Einlacfon  tinrl  für  die  Art  dor  H  winn- 
verteilung.  Enthält  aber  der  Gesellschaf  tsvertrag  darüber  keine  Bestim- 
mungen, so  ist  im  Zweifel  anxunebmen.  daß  alle  Geaelbchafler  gldcbe 
Einlafzeii  bei  ^'leichcr  (iowinn-  und  VerlustbetHlifjung  machen  niüss<M  !s? 
vereinbart,  daß  die  einzelnen  Gesellachafter  verschieden  höbe  Kinlageu 
machen,  so  beteiligen  sie  sich,  im  Zweifel,  an  dem  Gewinn  nadh  dem  Ver- 
hältnis  ihrer  Einlagen  {Scherschenetcitsch  %  17  A.  S.  07,  E 

a  92). 

2.  Die  Nichterfüllung  wesentlicher  Vertragsbedingungen  (z.  B.  Nicht- 
einzahlung  der  EiiihiKt-.  Nichtausführung  eines  gewordenen  Auftrags  der 
QesHlsrhaft,  ^vo\w  Pflichtverletzung;  durch  den  einen  Gesellschafter  be- 
rechtigt die  aiideri  n  Gesellschafter  zur  Auflösung  des  Vertrages  {Nosaett  ko 
Note.  4  zu  §  79  . 

8.  Der  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  t'eschlossene  Gesellschaftsvertrag 
kann  nach  Ablauf  derselben  stillschweigend  fortgesetzt  werden :  der  Vertrag 
gilt  in  diesem  Fbll  fflr  unbestimmte  Zeit,  kann  aber  zu  jeder  Zeit  ohne 
Kflndigun<2:  von  jedem  Gesellschafter  aufgelöst  M'erdeii  i'a  a.  O,  X,»r.  9  . 

4.  Die  Klage  eines  Gesellschafters  auf  Auflösung  der  Gcst-Hächaft 
(Liquidation)  mnß  sfcb  nicht  gegen  die  Oeseilsehaft,  sondern  gegen  die 
anderen  Gesellschafter  riditen  la.  a.  0.  Note  in\ 

5.  Ein  Gesellschafter,  der  durch  den  Geselischaftsvertrag  von  der 
Vertretungsbefugnis  ausgeschlossen  ist,  ist  gleichwohl  berechtigt,  sich  jeder- 
lelt  Ton  dem  Gange  des  Oeachttfts  durch  Einsichtnahme  der  Geschäftsbücher 
xn  nnterrichten :  er  kann  auch  aus  den  Büchern  An'^ziiee  machen  und  von 
den  vertretuiigöbtrechtigten  Mitgeselischaftein  Aulkiaruug  verlangen;  dies 
alles  kann  er  aber  nur  persdnlich,  nicht  durch  Dritte  tan  {ßeh€r9ck€' 
newitBch  %  17  II). 

Drittes  Kapit«'!. 
Von  den  Kommandttgeseilächarten. 
§  71.  „Eine  Kommanditgebcllschaft  w  ird  gebildet  aus  einem  oder  mehreren 
Oesellschatt««  In  Verbindung  mit  dnem  oder  mdratoi  Binlegcm  ^KommaiK 
ditisten,  d.  0.),  welche  den  ersteien  gewisse  Beträge  ihrer  KapitaUea  in 
grüflerer  oder  geringerer  WSt»  sum  Handdsbetriebe  anvertrauen.  Sie  viid 
als  Handelshaus  unter  dem  Namen  der  Gesellschafter  und  (der  Angabe,  d.  Ü.) 
des  GeseUscbaftsverhäitnisses  bezeichnet." 
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Anmerkuageii: 

1.  Wir  dio  BcRtimmung  ereilit  und  der  nachfolgende  §  72  näher 
durlegt,  ist  in  der  KommanditgescIIsclrnft  eine  Vereinigung  der  offenen 
HandelflgeBeUflchaft  und  der  stillen  Gesellschaft  gegeben.    Die  ungleiche 

Haftung  der  I  i  1  I  n  Arten  Gcscllsohaftfr  ist  hier  das  ('lianikteristische.  Die 
Gesellschafter  hafien  auf  (irnndlage  der  Ikstinimungeu  für  die  offene 
Handelsgesellschaft,  die  Kommanditisten  dagegen  mit  ihrer  flinlage.  mit 
dieser  Iwften  sie  während  der  ganxen  Vertragsdancr,  eine  Rückforderung 
<lorselben  vor  Ablauf  der  Vertragszeit  ist  ausgeschlossen :  eine  nicht  sach- 
gtiiuaüe  Behandlung  der  Einlage  berechtigt  nach  §  670  Zivilkodex  nur 
dazu.  Vertragserfüllung  ev.  auch  Liquidation  zu  verlangen  {Sehersehe- 
netcitsch  §  21,  3,  Nossenko  Note  3  (R^  zu  ß  82i 

Entscheidend  filr  das  Maß  der  Haftung  des  einzelnen  Beteiligten  an 
der  Kommanditgesellscliaft  (ob  als  KommanStist  mit  der  Einlage  oder  lüs 
fiescllsihafter  mit  dem  ganzen  Vermögen)  ist  nicht  der  Inhalt  des  Vertrages 
allein,  sondern  die  Art  seiner  faktischen  Beteiligung  an  der  Gesellschaft: 
ein  Kommaadltist,  der  an  der  Geflebftftsleftnng  teilnimmt»  haftet  s.  B.  im 
Fall»'  des  Konkurses  auf  der  Crrundlage  der  ofTeTi  ii  Handelsgesellschaft  mit 
seinem  ganzeu  Vermögen  \ßertholdt  za  g  Üi  HGB  2,  3  und  §  Ö6,  cf. 
Anm.  2  zu  §  63). 

2.  Ein  Aufkaufen  oder  der  Erwerb  der  Anteile  der  Kommanditisten 
durch  die  pers<>n!jcb  haftenden  Gesellschafter  ist  .unzulässig  (S.-E.  bei 
Noüsenko  a.  a.  O.  Ts'ote  4). 

3.  Dot  Kommanditist,  welcher  beim  Ausscheiden  aus  der  QesellschafI 
seine  Einlaijc  zurückerhalten  hat,  obgleich  die  Schulden  der  Gesellschaft  zu 
dem  fraglichen  Zeitpunkt  das  Einlagekapital  übersteigen,  haftet  Dritten 
gegentlbw  in  Höhe  der  mirQckerhaltenen  Einlage  ans  der  ungerechtfertigten 
Bereicberong.  Ebenso  muB  der  Kommanditist,  der  Dividende  erhalten  hat 
xa  einer  ^t,  da  das  Geeoh&ft  keine  Dividende  ergab,  die  empfangene 
DiYidende  als  nngereebtfertigte  Bereieberung  zurückgewflhren.  UberhMipt 
ist  jede  Transaktion  zwisclien  Gesellschaftern  und  Kommanditisten  zum 
Nachteil  Dritter  diesen  gegenüber  rechtsunwirksam  (Allerhöchst  bestätigte 
Meinung  des  Staatsrates  vom  28.  1.  85,  durch  welche  nur  die  schon  be- 
stehende Judikatur  des  Senats  bestätigt  wurde).  Hierher  gehört  auch  der 
entgeltliche  Erwerb  des  Anteils  eines  Kommanditisten  durch  einen  persHnlich 
haftenden  ücselLschalter,  da  ein  solcher  Erwerb  nichts  anderes  als  die  Aus- 
zahlung des  Kommanditistenanteils  aus  dem  Gcsellschafts vermögen  darstellt ; 
denn  der  persönlich  haftende  Gesellschafter  hafte  t  n^ir  seinem  ganzen  \'er- 
mögen  für  die  Verbindlichkeiten  der  Gesellschaft,  und  ein  solcher  Erwerb 
bedeutet  eine  Verringerung  der  Tennftgensreotatlicben  Sicherlieit  des  Gesell- 
schaft svcmiögens  in  Ifnh.  der  ausbezahlten  Summe  fS.-E.  bei  Nossenko 
Note  9  zu  §  82,  Schersvheneu  itsch      2:\  a.  E  S.  110). 

4J  72.  ,Tn  der  Kommanditgesellschaft  unterstehen  die  Gesellschafter  den- 
selben Bestimmungen,  welche  in  den  g§  5i^,  öU,  62 — 70  für  die  offene  Handels- 
gesellschaft gegeben  sind." 

Anmerkungen: 

1.  Von  erheblicher  Bedeutung  für  die  Rechtsverhältnisse  der  Komman- 
ditgesellschaft ist  auch  hier  die  Benachrichtigung  und  Eintragung  geni&ä 
§  ö9,  welche  Dritten  gegenüber  die  Kreditsieherbeit  der  Gesellschaft  ge- 
währleisten soll.  Daher  kann  auch  der  Kommanditist,  von  dessen  Aus- 
scheiden aus  der  Gesellschaft  die  erforderliche  Benachrichtigung  nicht  erfolgt, 
auch  seine  Einlage  nicht  zurückerhalten  (Xossenko  Note  1  zu  §  82). 
Umgekehrt  ändert  die  Nichtbeolmchtang  der  Formalvorschriftcn  der  §§  59, 
60,  76  beim  Eintritt  never  Kommanditisten  nichts  an  deren  Haftung:  in 
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dieser  Hinsiebt  begründet  der  hioBe  Eintritt  der  KomniaiidItisteB  in  & 

Gesellschaft  ihre  Haftung  gem&ß  der  von  ihnen  übernommenen  VirbinJUcb- 
keiten,  sollte  auch  die  gesetzlich  vorgeschriebene  iknachrichtigung  itt 
Kaufmannschaft  unterblieben  sein  (S.-E.  bei  Nossenko  Note  7  zu  §83  a.  E  ). 

2.  Ebenso  ist  die  Nichterfüllung  der  Vorschriften  aus  §§  59,  60  für 
die  inneren  KLchtsvirlutltnisse  dur  Gesellsrhufter  und  KamniAnditiitea 
untereinander  belanglos  {Xoatsenko  a.  a.  O.  Note  8). 

§  73.  .Die  Einleger  (KomiiuuidftivteQ,  d.  Ü.)  sind  «a  der  QeeellicUt 

ledij^idi  mit  der  bestimmten  Binlmge  beteiligt  nnd  treten  lüdit  in  die  Qe> 

icbiftsfabmi^^  derselben  ein." 

Anmerk  ung: 

Der  Kommanditist  alä  solcher  erlangt  uucli  keine  KaufmaDusqu^iiiiUt, 
er  braucht  also  kein  Kanfinsnnssengnis  deswegen  tn  lösen  (Seh€r$ck9- 

newitsch  i«  21  Uli. 

74.   -Der  Kommanditist  kann  in  dieser  seiner  Ki^ensrhaft  mit  Nie- 
mandem eine  Verbindlichkeit  auf  den  Namen  des  Handelshauses  eingeben." 

Anmerkung: 

Der  Kommanditist  kann  als  solcher  die  Gesellschaft  andi  vor  Geriebt 
nicht  vertreten  {Nossenko  zu  §  84),  wenn  er  nicbt  lüersn  von  der  Qe- 

sellschafi  besonders  bevollmächtigt  wird. 

§  75.  .Der  Kommanditist,  der  seine  Einlage  macbt«  baftet  in  FtHe 
des  Znsawmenbmchs  des  Banses  (der  Firma,  d.  Ü.)  nur  noit  der  baren  Em- 
lage/ 

Anmerkung: 

Die  bare  Einlage  ist  nicht  bloß  der  bezahlte,  sondern  auch  der  nick- 
ständige  Betrag  derselben  {Schcrschenetcitsch  §  23  I  S.  107).  Seitens 
der  Gläubiger  der  Gesellschaft  kann  der  Kommanditist  auf  Zalduni:  d»s 
Rückstandes  oder  des  schuldigen  Betrages  nur  dann  belangt  werden,  wenn 
die  Oesellscbaft  in  Konkurs  geraten  Ist  {No99enho  Note  1  an  §  fö, 
Scheischcnewit^sch  ?  24  a.  E.  S.  III). 

§  7(;.  .In  der  Benachrichtifrunir  der  Kaufmannschaft  von  der  Er<iffnting 
der  Kommanditgesellschaft  sowie  in  dem  bei  der  zuständigen  Verwaltung 
ciiizureicheuUen  Auszug  aus  dem  Gescllschaftüvertrage  (§§  Ö9.  GO)  ktinneti  die 
Kommanditisten  nur  in  dem  Falle  namhaft  gemacht  werden,  wenn  diese  ei 
sdbst  wflnschen.  Die  Höhe  jedoch  des  Ton  ihnen  eingeworfenen  Kaidtate  mil 
angaben  sein  (§  60  Ziffer  4).* 

A  n  m  e  r  k  u  n  L' : 

Durch  die  Eintragung  und  Benennung  in  der  Benachrichtigung  wird 
der  Kommanditist  noch  nicht  persönlich  haftender  Gesellschafter,  er  kaoa 
aber  wegen  des  hieraus  etwa  entstehenden  Schadens  bei  Verletzung  geset»- 
Hcher  Vorschriften  schadenersat/pflichtitr  M'erden  {Schtrschenetoittek 
§  22  H.  E.  S.  lOti,  cf.  auch  Anm.  1  zu  §  <1  «*  E.) 

Vl«rtca  Kapitel. 

Von  den  Ai(üen|a§ellsehaftnn  and  den  Qeaetieohaflen  atf  Antefie. 

§  77.  .Aktiengesellschaften  nnd  Oesellsehaften  auf  Anteile  sowie  kaai* 
m&nniache  BanlchAnBer  und  andere  private  Kreditinstitute  werden  auf  Grand 

der  in  den  bürgerlichen  Gesetzen  und  in  der  Kreditordnnng  gegebenen  Be- 
stimmungen in  vorschriftsmäßiger  Weise  errichtet* 
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Anmerkung: 

Die  Zivilgcst  tzi',  auf  welche  liier  verwiesen  wird,  sind  die  §J}  2139  bis 
2im  des  Zivilkodex,  welche  im  Bd.  VII  327  ff..  385  Bd.  IX  176  Ztsch. 
wiedergegeben.  In  den  Zivilgesetzen  ist  deswegen  den  Normen  über  die 
A-ktiengesellsehaften  der  Platz  eingeräumt,  weil  diese  nach  russischem  Recht 
keineswegs  ein  ansschließlich  handelsrechtliches  Institut  sind  :  die  Aktien- 

Sesellschaft  kann  eine  handelsrecbtiiche  sein,  wenn  ein  Uandelsgcwerbe 
en  OegenstMid  Ihres  Betriebes  ansmaclit ;  dagegen  ist  eine  Aktiengesell* 
Schaft  zur  Gründung  und  Unterhaltung'  eines  zoulogischen  Gartens,  eines 
MaseuDis  oder  dergl.  keine  handelsrechtliche  (^chemchenewituch 
TV  8.  U6). 

§  78.  «Die  Art  tmd  die  Bigenschaft  der  AkttengeseHsdiafteii  and  d&e 
OeaellidMften  auf  Anteile,  die  ihnen  ein^iamtoi  besondereii  Vonflge  und 
die  Zeitdauer  ihrar  Wirksamkeit  werdm  durch  ihre  Frivatstataten  bestimmt* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Gesetzesnormen,  welche  die  Privatstatuten  zu  beobachten  haben, 
sind  die  in  der  Anm.  zn  §  77  erwähnten  Bestimmungen  des  ZiTilkodex. 

2.  Die  von  den  Gründern  der  Aktiengesellschaft  L'i  schlosscnen  Ver- 
träge sind  für  diese  nur  dann  verbindlich,  wenn  sie  statutengemäß  in  diese 
TertrXge  eingetreten  sind  (Nossenko  sa  §  66  Note  3). 

•l  Die  Aktionäre  haben  ein  Recht  auf  Einsicht  in  die  BQeher  und 
Skripturen  der  Aktiengesellschaft  (a.  a.  0.  Note  8). 

4.  Nach  Aufldsung  der  Aktiengesellschaft  sind  Klagen  gegen  sie  gegen 
alle  früheren  Aktionäre  derselben  und  nicht  gegen  die  Verwaltung  oder 
einen  der  Direktoren  tu  richten  (a.  a.  0.  Note  9). 

Fttnlten  Kapitel. 

Von  den  Artelgesellschaften. 

$  79.   , Arteis  werden  die  Gesellschaften  von  Arheitern  genannt,  welche 
von  diesen  nach  gegenseitiger  Vereinbarung  errichtet  werden  zum  Zweeke 
der  Verrichtung  von  Diensten,  Arbeiten  oder  Gewerben,  welche  die  Kräfte 
eines  Mensehen  tibersteigen. " 
„Anmerkung: 

1.  Arf'i  it H  irtels  werden  auf  Grund  besonderer  Vorschriften  hegründet. 

2.  Im  Jahre  I86ö  ist  der  Allerhöchste  Befehl  ergangen:  dem  Finanz- 
minister  wird  es  Hbwlassen,  sowohl  in  der  Stadt  Taganrog  als  anch  in  an» 
deren  Hafenstädten  die  Grilndtmg  von  einem  oder  mehreren  Arteis  für  die 
Ausladung  und  Verladung  von  Waren  auf  ächi£[e  mit  der  Maßgabe  zu  ge- 
nehmigen, daß  in  die  von  dem  Finanzminister  zu  bestätigenden  Statuten  dieser 
Atteln  Bestimmungen  darüber  aufgi  imninien  werden:  1.  daß  den  Arteis  nicht 
das  ausschließliche  Recht  auf  Ausführung  der  von  ihnen  zu  verrichtenden 
Arbeiten  zugeeignet  wird,  und  daU  es  daher  von  den  Redem  und  Handel- 
treibenden abhängt,  wegen  Ausladung  und  Verladung  der  ilmen  gehörigen 
"Waren  die  Dienste  der  Artds  in  Anspruch  zu  nehmen,  oder  diese  Arbeiten 
durch  den  Arteis  nicht  ungehörige  Verlader  ausführen  zu  lassen,  sofern  diese 
Verlader  der  Aufsicht  der  Zollbehörde  hinsichtlich  der  Ausladung  und  Ver- 
ladung von  der  Verzollung  unf 1 1 !•  „^t-iidcii  Waren  unterstehen;  2.  daü  die 
vom  Artcl  für  das  Amt  eines  Altt^blen  gewählte  Person  nicht  anders  seine 
Amtsobliegenheiten  beginnen  kann,  als  bis  sie  in  diesem  Amte  von  der  Orts- 
zoUbehördc  bestätigt  wird;  3.  dali  der  Ortspniizeilu hfirde  und  dem  Zollamt 
ein  vollständiges  Verzeichnis  der  Artelmitglieder  einzureichen  ist,  wobei  es 
der  örtlichen  OoaTememoitsbdaörde  {dem  Goavemenr,  Stadthanptmann,  Ober- 
polizeimeister)  und  ebenso  der  Zollbehörde  freisteht,  den  Anssclüuß  einzelner 


J-' 


Digitized  by  Google 


546 


Klibanaki, 


Mitglieder  wegen  ihrer  Uozuverlässigkcit  aus  dem  Artel verbände  za  iordera; 
4.  daß  die  örtliche  OotivernementelMiMrde  das  Reebt  hat  das  Aitel  in  den 

Falle  ganz  zu  srliHoßr-n.  wenn  dessori  Hanilluiiu'eii  als  mit  s.  in.  n  :^tatnten 
nicht  Übereinstimmend  oder  als  bestehenden  Gesetzen  widersprechend  aoef- 
kannt  liDd.' 

Anmerkungen: 
1.  Die  Arteis  (die  älteste  russische  Form  (1(  r  Assoziation^  stellen  narb 
der  Judikatur  dos  Senats  eine  juristische  rt  jsdii  ilar  (I'e  ni  i  l id i  S. 
und  haben  eine  persönliche  Beteiligung  unter  Solidarhah  ihn  r  Mitglieder 
(tj  87^  zur  Grundlage  (Sc he  rscheneic itscfi  §  14  III  1.  Femelidi 
a  a.  U..  Nossen ko  zu  89  Note  2).  Die  Arteis  können  als  solche  \\t- 
niügen  erwerben  und  Geschäfte  abscblieBeD,  fflr  welch  letztere  in  der  Regd 
Schriftlichkeit  nicht  erfordert  iat  (/foes^nko  a.  a.  0.  Note  4,  Bertholdt 
zu  g  8Ü  No,  1). 

8.  Dnrcb  Bntecbeidiing  des  Regierenden  Senate  pro  1881  nnter  No.  74 
ist  fj^i  TiiäC  ß  38  der  Verordnung  vom  Jahre  1827  betreffend  die  Lastträger) 
der  Lastträgergenossenschaft  lK»iiii  Zollamt  von  St.  Petersburg  das  aus» 
BcUleBliehe  imt  auf  Aiitftthniiig  der  Yerladangs-,  Löscbongsarbeiten  niv. 
zngesprodira  wordoi  (Bertholdt  a.  a.  0.  Note  2). 

§  80.  ,Arte1a  kttimeii  sowobl  inr  Anaflbong  einet  iortdanemdes  Ge> 
werbe«  alt  ancb  mr  Veiiicbtiiiig  einer  leitw^ig^  Arbeit  enichtet  werden.' 

Anmerkung: 

Gemeint  sind  hier,  wie  §  82  ergibt,  die  Börsen-  oder  die  handels- 
gewerblichen Arteis,  da  die  genossenschaftliche  Vereinignn^  von  Arbeiten 
in  der  Artelforni  audi  SO  anderen  Zwecken  sQlftssIg  nnd  flbUcb  ist  (JVo««e»ifce 

zu  8  8y  Not*j  Ij. 

§  81.  -Die  Zusammensetzung  der  Arteis  und  die  Ordnung'  ihrrr  inneren 
Verwaltung  werden  durch  die  von  deren  Mitgliedern  nach  gegenseitiger  \  er- 
einbarung  angenommenen  Artelverträge  oder  durch  die  Statuten  and  Satsongei 
bestimmt,  welohe  in  vorachriftemAIHger  Ordnung  best&tigt  «Ind.* 

Anmerknng: 

Dip  Zusammensetzung,  d.  h.  die  Organisation,  welche  zugleich  an<h 
die  Vertretung  des  Arteis  vorsieht  und  durch  die  Statuten  bestimiui  v>iü. 
Auch  die  Aufnabniebedingnngen  fttr  neu  eintretende  Mitglieder  werden  darch 
die  Statuten  festgestellt,  el^iso  wie  die  Verwaltung  des  Artelvenno^s^enL 

§  82.  ,Die  Arteis,  welche  an  der  Börse,  beim  Zollamt,  in  den  städtisches 

Lagerhäusern  und  Löschplätzen,  auf  den  Märkten  und  dem  ühnlirhen  Tlan  le!«- 
einrichtunjyen  Arbeiten  verschiedener  Art  verrichten,  werden  Bör>»  nart  N  c  - 
nannt.  Auf  dieselben  finden  die  in  den  nachfolgenden  §§  Ö3— gt^eijriHJk 
Vorschriften  Anwendung." 

§  83.  ,Die  Bürscnartcls  bestehen  aus  wirklichen  Artelmitgliedcm.  5ea« 
lingen  nnd  Lehrbnrschen.  Jedes  Ariel  hat  seineii  Ältesten  und  KaasioK 
die  an!  ein  Jahr  und  von  nicht  weniger  als  einem  Drittd  d«r  Artefanitglieda 
zu  wfthlen  sind.' 

Anmerkung: 

Von  diesem  als,  ofhzieller  Vertreter  des  Arteis  gewählten  Altestefl 
verschieden  sind  die  Ältesten,  welche  eine  Omppe  von  Artelmitglicdem  bei 

gemeinsamer  Verrichtung  einer  Arlu  it  ans  ihrer  Mitte  zur  Anführung  der 
Kolonne  wählen.  Diese  letzteren  »iiid  Kolonnenftthrer  uud  haben  ktincrlä 
amtlidiea  Cliarakter. 
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^  «4.  .Wer  Artplmitglied  worden  will,  hat  das  Eintrittssreld  bnr  tu 
erlegen,  und  iui  rnYermt»or*»nsfaUc  wird  iluu  dieses  Eintritr.strt  Id  jährlich  von 
dem  Yerdienst&nteil  bei  der  Teilung  aua  dem  gemeinsauien  Gewinn  zurück- 
behalten.' 

Anmerkung: 

Dieses  Eintrittsgeld  wird  dem  ausscheidenden  ArteimitgUcd  nicht  su- 
rfickgewährt,  vieltnelir  wird  ihm  bei  seinem  Ansscbdden  der  Yerniögensirert 
-t  ili«  r  Mitglit  (Isrhaft  ausgezahlt.  Denn  die  Arteluiitglie<lschaft  repräsentiert 
nach  der  Rechtsprechung  des  Senats  einen  ziffermäUigen  Vermögenswert, 
welcher  den  Antdl  des  Mitglieds  bildet  und  sein  Eigentum  ist  {Nossenko 
WBL  §  94  ef.  Aiim.  sn  §  91). 

§  85.  „Wer  in  das  Artel  eintritt,  ohne  das  Eintrittsgeld  bezahlt  zu 
h:i])en.  wird,  solange  es  nicht  durch  sein  Verdienst  gedeckt  ist,  als  Neuling 
oder  als  Lehrluirst  In-  angesehen.'' 

§  86.  ,.JtiIi  1  in  das  Artel  Eiutrettude  hat  dem  Ältesten  seine  Unter- 
schrift dahin  zu  geben,  daß  er  die  Satzungen  des  Arteis  annimmt  und  sich 
▼erpflichtet,  dessen  allgemeinen  Vevsehriften  an  gehorehen." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Grenzen  für  die  Vertretungsmacht  di  s  Ältesten  sind  im  Ge- 
setze nicht  angegeben;  es  ist  nur  bestimmt,  dal]  jedes  Artelmitglied  den 
Satanngen  des  Arteis  sn  geborchen  habe. 

2.  Die  ArtelssatzunfTPn  sind  ausschließlich  für  alli*  iraninun<ri'n  des 
Arteis  maßgebend,  und  die  Beschlösse  des  Artela  (der  Generalversammlungen) 
unterliegen  der  gerichtlichen  PrQfnng  nnr  nach  ihrer  formalen  Seite,  d.  h. 
die  srcnrliflichc  T'riifunir  hat  sich  lediglich  darauf  zu  liisflirUnkcn.  ^^^  die 
ArtelbeschlUssc  formell  statutengemäß  gefaßt  sind.  Ob  aber  ein  Artelbcschluß 
materiell  gerechtfertigt  ist.  ist  der  gerichtlichen  lYachprflfang  entzogen, 
so  kann  z.  B.  das  Gericht  nicht  prüfen,  ob  ein  Mitglied  mit  Recht  durch 
Artelbeschluß  vom  Artel  aTis^jesrhlfssrn  ist  scifcrn  der  Beschluß  statuten- 
gemäß richtig  gefaüt  ist.  Aber  auch  mein  jeder  geringfügige  Foruilehler 
kann  die  Anfechtung  des  Artelbeschlusses  begründen.  So  ist  a.  B.  die 
Unterzeichnung  des  Risrhlusses  nicht  an  dem  Orte,  wo  er  gefaßt  wurde, 
als  unwesentlicher,  die  KechtsgOltigkeit  des  Beschlusses  nicht  aufhebender 
Formfehler  erkl&rt  worden  (S.-E.  pro  1893  Nu.  U57),  weil  die  Statuten 
t  ine  Rostiiiiiminj?  nach  dieser  Richtiinp:  nicht  entlit'  In  n  Dau'ceen  ist  ein 
Arteibeschinß  als  ungtiltig  aufgehoben  worden,  weil  der  Gegenstand  der 
BeschluSfassnng  nicht  alten  Artefanitgliedem  —  wie  die  Statuten  vor- 
schrt-ibi-n  bei  Einberufung  der  ßeneralversniiiuli;!!":  mit pi-ttilt  worden 
ist  (S.-E.  pro  \m2  No.  m)  bei  Nossenko  zu  §  i^b  ÜGB  Note  1).  Die 
Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Artel1)e8chlnß  innerhalb  der  Grenzen  seiner 
Kompetenz  geblieben  ist.  ist  als  eine  materiellrechtliche  nicht  anzusehen 
und  kann  der  trerirhtlichen  Renrteiltmi;  nifht  entzotfen  werden  Po  sind 
die  liLSchlüsse  eines  Arteis.  durch  welche  gegen  ein  Älitulii  d  desselben  wegen 
der  einen  und  derselben  Verfehlung  verschiedene  Straft  n  verhiingt,  als  Aber 
die  dem  Artel  zustehrnden  Befugnisse  hinausgehend  aufgehoben  worden 
{Sos^euko  Note  4  zu  §  DU). 

3.  Das  handelsgewerbliche  oder  BOrsenartel  untersteht  dem  Börsen- 
komitee als  der  übfr<rt'(irilneten  Aufsichtsinstanz:  das  Artel  luit  in  Auf- 
sichtsangel^cnhüiten  die  Anordnungen  des  Txirst  nkomitces  zu  befolgen. 
Eine  Nachprüfung  der  Beschlasse  des  Arteis  sUdit  jdloch  dem  Bftrsenkomitee 
weder  nach  der  formellen  nocli  nach  der  matcrielhfchfürhrn  .Seite  zu. 
Vielmehr  steht  die  Nachprüfung  der  Artelbeschlüsse  (wie  unter  2  ausgeführt, 
nur  nach  der  formellen  Seite)  dem  Gerichte  zu  (a.  a.  0.  Note  6  und  8). 
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4.  Nach  den  Statuten  des  Börsenartels  zu  Moskau  ist  für  die  Auf- 
nahmf  eines  Mitglieds  in  das  Artel  auß(  i-  d«  r  Entrichtung  des  Eintritls- 
geldes  noch  ein  schriftlicher  AufnahmckschhiLi  den  Arltls  vorgeschrieben; 
der  fi^leiche  Beschluß  ist  für  den  Ausschluß  eine  s  Mitglieds  Bedingong.  Die 
Prüfiintr  lior  Oriindf  für  dm  Aus.schluÜ  ist  dem  fiorirhtr  rnt7:f>$(en.  Der 
Ausschluü  ist  nach  diesen  Statuten  für  den  Fall  zulässig,  daß  das  Artd 
das  Hitglied  als  unzuverlässig  und  das  Anseht  ii  des  Art«Is  gefährdend 
erachtet.  Es  ist  al»  r  dem  Ermessen  dt  s  Artcls  selbst  überlassen,  di.'  Tat- 
sachen zu  würdigen,  welche  die  Liizuverlässigkeit  des  Mitglieds  und  die 
Gefährdung  des  Anselieiis  des  Arteis  durch  dasselbe  begründen.  Xach  den- 
selben Statuten  steht  es  auch  dem  Artel  fr.  i.  hvim  Ansschluß  (  inr?  \im\x- 
verlässig  erachteten  Mitglieds  ihm  eine  Cieldütrafo  aufzuerlegen,  seinen 
MitgUedsanteil  zu  verkaufen  und  von  dem  Erlöse  den  Betrag  der  (leldstnle 
in  Abzug  zu  bringen.  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  die  Tatsai  lu  nwürdi^ninp 
der  Artelbeschlüsse  durch  da^  üericht  nicht  nachzuprüfen,  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  das  Vergehen,  wegen  dessen  der  Ausschluß  und  die  Be- 
strafnnfr  des  Mitf^lieds  durch  das  Arte!  erfolt^te.  Gegenstand  einer  «trnf- 
rechtlicheu  Prüfung  war  (z.  B.  üntersichliiguug  oder  DiebüUÜil/  und  ddS 
angeklagte  Mitglied  als  unschuldig  freigesprochen  wurde.  Die  Freispn-'  Imng 
dl  s  Mitglieds  durch  den  Strafrichter  hindert  das  Artel  nicht.  dieTatsa/  hen 
nach  ä einer  Auffassung  anders  zu  würdigen:  es  kann  trotzdem  die  Über- 
zeugung gewinnen,  daß  das  betreffende  Mitglied  unzn^wltesig  ist  and  durch 
sein  Verhalten  das  Verträum  SQ  dem  Artel  erschüttert  werden  kann  (S.-E. 
a.  a.  0.  Note  6  und  8). 

5.  Das  ausgeschlossene  Mitglied  kann  das  Artel  auf  Aafhebong  des 
.\tissrhlicBnngsbe8chlusses  (wegen  fi)rmeller  Fehler,  cf.  oben  unter  '2)  ver- 
klagen ;  ist  die  Ausschließung  aufgehoben,  so  kann  das  Mitglied  Mittle 
Wiederaufnahme  sowie  Naclizahlung  seines  Verdienstanteils  für  die  Zeit 
seines  Ausschlusses  verlangen  (a.  a.  0.  Note  9).  Ist  die  Artehnitglifdschaft 
(der  Anteil^  cl.  oben  anter  4)  bereits  veräußert,  so  muü  die  Klage  aaf  An- 
erkennung als  Mitglied  (auf  Anerkennimg  des  Eigentumsrechts  an  diesen 
Anteil)  gegen  die  Person  sich  richte,  an  welche  die  Hitgliedsdiaft  Ter- 
äußert  ist  (a.  a.  0.  Note  10). 

i$  87.  „In  jedem  .\rte1  müssen  alle  für  einander  bürgen  and  für  Verlorenes 
oder  Beschädigtes  aufkommen." 

Anmerkungen: 

1.  Das  Artel  haftet  als  juri.-^tigche  Person  für  die  Handlungen  seiner 
Mitglieder  aus  Anlaß  der  AoslUhrung  eines  Tom  Artel  übernommenen  Auf- 
trags in  yennögeniirechtlicber  Hinsicht;  wegen  einer  von  einen  Hifi^ed 
hierbei  etwa  begangenen  >traftat  aber  haftet  das  hetreffende  Mitglied  per- 
sönlich ijS.-K.  bei  Noaseuko  ^ote  1  zu  ^  97>. 

2.  Das  Artet  kann,  wenn  es  den  durdi  die  Handtungen  eines  sein^ 
Mitglieder  hei  Ausführung  eines  Auftrags  verursachten  Schaden  ersetzt  hat. 
auf  Erstattung  dieses  {Schadens  gegen  das  betreffende  Mitglied  nur  auf 
gerichtlichem  Wege  klagbar  werden,  wobei  es  die  Höhe  des  Schadens  und 
das  Verschulden  des  Mitglieds  nachzuweisen  hat;  eine  Strafe  aln  r  l'<  lT' n 
das  betreffende  Mitglied  wegen  seiner  scbadenbringenden  Handlung  kann 
das  Artel  ans  eigener  Machtl>efngni8  verbfingen  (a.  a.  0.  Note  7  su  §  96). 

H.  Für  den  dem  Auftraggeber  bei  Ausführung  eines  Auftrags  verur- 
sachten Schaden  haltet  in  erster  Linie  das  Artelvermögen,.  welches  aus  den 
fieitrittsgeldem  oder  Einlagen  der  Mitglieder  sidi  susammensetzt  nnd  in 
der  R>  LT'  1  liej  d. m  P.r.rsi  nkumiteo  zur  Sicherung  der  etwaigen  Anfti-aggeber 
eingezahlt  wird  (»um  größeren  Teile).  Noch  den  Statuten  des  Börsenartels 
SU  Rostow  am  Don  haftet  dies  l>eim  fidrswkomitee  dqiomerle  Artel- 
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vermögen  nicht  allen  Auftraggebern,  , Prinzipalen*  des  Artel«,  sondern 
nur  denjenigen,  welche  sieh  in  dts  vom  BArsenkomitee  gefflhrto  Anftn^f» 

j^t  berltn  h  halKn  eintragen  lassen  und  für  das  Recht,  ilio  Dienste  des  Artels 
in  Anspruch  nehmen  zu  können,  den  alljährlich  festgestellten  Beitrag  beim 
Bftraenkomitee  entrichten.  Andere.  Pemnen  dagegen,  welche  diese  Bin- 
tratrtintr  nnti  Bcitragszahlunfr  nntorlasson,  können  zwar  auch  dem  Artel 
Aufträge  zur  Au8filhi:ang  von  Arbeiten  und  Geschäften  erteilen,  sie  tun 
das  aMr  anf  eigenes  Bäiko;  erleiden  sie  dahei  Sehaden,  so  kftnnen  sie 
wegen  dc^en  Ersatzes  an  das  beim  Bf^rsenkoniitee  deponiirtc^  Artrlkapital 
sich  nicht  halten.  Selbstverständlich  können  auch  diese  letzteren  Auftrag- 
geber im  Falle  einer  dtuvch  das  Ariel  begangenen  Yertragsverletsong 
Srhnrionsersatz  von  ihm  nach  tlrn  allgemeinen  gesetzlichen  Ri  stimmnniren 
verlangen  (a.  a.  0.  Note  2).  Das  gleiche  Recht  auf  Schadensersatzlcistung 
naeh  den  allgemeinen  Gesetsesbeatimmungen  steht  anch  denjenigen  Anftrag- 
gebirn  CTCRcn  das  Artel  zu,  die  bei  Erteilung  ihres  Anftratis  an  das  Artol 
die  formellen  Vorschriften  der  Artelstatuteu  nicht  erfüllt  haben;  nur  der 
besonderen  darch  die  Statuten  gewährten  Vorrechte  gehen  sie  in  diesem 
Falle  verlustig  (a.  a.  0.  Note  zu  ^  08). 

5;  HH  .Die  Mitglieder  des  Börsenartels  leisten  ihre  Arbeit  und  Dienste 
für  bestimmten  Lohn,  der  nach  Vereinbarung  mit  den  Arbeitgebern  fest- 
gesetzt wird." 

§  89.  .Die  lOtgliedei  des  BSrsenartels  haben  Abaeidien  zom  Tragen 
anf  der  Brust  oder  an  dem  Hnte." 

§  90.  „Der  Arbeitgeber,  welcher  für  seine  Arbeiten  ein  Artel  angenommen 
bat,  kann  nicht  für  seine  Angelejjenheiten  ein  anderes  Arte!  zur  rnterhietung 
des  zuerst  von  ihm  angenommenen  Artelü  dingen,  und  wenn  Arteluiit^lieder 
eine  Arbeit  flbemommen  haben,  zu  deren  Ausführung  ihre  Zahl  nicht  aus- 
teidity  so  sind  sie  verpflichtet»  Tagearbeiter  für  ihre  Rechnung  za  dingen, 
sollte  dies  auch  unter  Zuzahlung  geschehen" 

§  91.  „Die  Beschäftigung  aller  in  den  Artels  befindlichen  Personen  sind 
verschieden,  ihrem  Wesen  narh  hilricn  sie  einen  Oei^enstand  :  .\rheiten  oder 
Dienstteistungen,  und  hierfür  t- ihult  jeder  vun  der  gf3amt<,a  Verteilungäi$umme 
seinen  Lohn  nach  Berechnung,  d.  h.  der  das  Eintrittsgeld  entrichtet  hat,  den 
Toll«a  Betrag,  nnd  der  es  nicht  entrichtet  hat,  mit  einem  Absng.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Artelmitgliedschaft  stellt  ein  vermögensrechtliches  Objekt  dar, 
dessen  Wert  je  nach  dem  mehr  oder  weniger  günstigen  Fortgang  der  Artel- 
geschüfte  und  nach  der  Höbe  des  Kapitalvermögens  drs  Artels  Schwank unL^cn 
unterworfen  ist.  Die  Mitgliedsdiaft  ist  aber  nicht  gleichbedeutend  mit 
einer  Aktie  oder  einem  Anteil  an  einem  üntemehmen,  vielmehr  wird  der 
Bezug  von  Dividenden.  :iuf  wtlrlio  das  Artelnntirlu d  ein  Recht  hat.  außer 
der  Zugehörigkeit  zum  Artel  als  Mitglied  noch  durch  die  persönliche  Dienst- 
leistung des  Mitglieds  oder  seines  Vertreters  bedingt ;  nur  wenn  beides  zu- 
sammentriPfi :  Mitgliedschaft  und  Dienstleistung,  ist  das  Rocht  auf  Divi- 
dendenbezug gegeben,  es  sei  denn,  dali  das  Mitglied  durch  das  Artel  in 
schnldhafter  Weise  an  der  Dienstleistung  verhindert  wird,  in  welchem  Falle 
es  ciueli  (dine  Dienste  geleistet  zu  haben,  die  ihm  zukommende  Dividende 
beanspruchen  kann  {Noaseuko  zu  $  U8  Note  1;. 

2.  Die  an  die  Mitglieder  des  Artels  zu  verteilende  Dividende  setzt 
sich  züsariimen  aus  den  Beträgen  der  auf  die  einzelnen  Mitglieder  ent- 
fallenden Zinsen  des  Artelkapitals  and  den  Quoten  des  tiesamtverdienstes. 
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Die  Dividende  ist  demgemäß  der  auf  das  einzelne  Hitglied  entfallende  An- 
teil an  den  gesamten  Einkünften  des  Arteis  (a.  a.  O.  Nuti  1  und  3). 

8.  r»i  r  Anstritt  eines  Mittrlit'ds  aus  dem  Artelverbande  ist  unbedinsrt 
mit  dem  \  ii  kuuf  seines  Ant«  ils  an  einen  andern  verknüpft.  Nur  in  dies<>m 
Falle,  wenn  der  Auteil  di  s  MitixlitHls  an  einen  Dritten  verkauft  ist.  oder 
aber,  wenn  ilcin  Mit<^licd  die  Vi  ifii^'unirsbrfiignis  über  seinen  Anteil  Um- 
zügen iüt,  kann  das  Artei  als  verptiicbtet  erachtet  werden,  dem  Aussdteidtn- 
den  den  Wert  seines  Anteils  aasznsahlen.  Dm  Eintrittsgeld  ist  schon  is 
diesf m  Worte  miteinbegriffen  (a.  a.  0.  Note  4). 

Iii.   .Di»  Ältesten  und  Kassierer,  welche  in  den  Anizdeicenheitcn  des 

Allels  abwesi  ad  sind,  «  rhalten,  wenn  sie  aacli  nicht  arbeiten,  einen  Anteil 

gleich  den  besten  Arbeitern  im  Artel.** 

g  93.  ,Die  Zeitdauer  für  die  Dienstleistung  (Begründung,  d.  V.)  der 

Börsenartels  darf  nicht  weniger  als  ein  Jahr  betragen.  Ein  Artei  dsrf  sich 

nicht  auflösen,  bevor  es  die  ttbemommene  Arbeit  beendet  hat." 

Anhang  I. 

Von  der  Ordnung  der  BegrUnduntr  von  Rommissionsburesas 

für  P  r !  V  a  1 f  s  e  h  ä  f  t  e. 
^Beilage  zu  §  4ö  des  i^iaiidelsgesetzbucbs.) 

1.  .Bureaus,  welche  Ton  Frivatlentra  m.  Kaufs-  und  YerksAfsgesdilflen 
im  Aohrage  von  Frlvatpersonen,  desgleichen  rar  Anftiahme  von  Kapitslien, 
Hietung  von  Häusern  and  Ermittelung  von  Leuten  fttr  voscbiedene  piivate 
Dienststellen  erOBnet  werden,  zerfallen  in  zwei  Kategorien:  aor  ersten  ge- 
hören die  Bureaus,  welche  Geschäfte  mit  .\nsw!irti;yrpn,  nicht  am  Sitze  d« 
Bureaus  Wohnhaften,  im  Wege  der  Korrespondenz  zu  mnchen  b*»ahsichti2fn; 
zur  zweiten  Bureaus,  deren  Geschüftfikreis  sich  auf  den  Ort  ihres  Bestehens 
beschränkt.' 

2.  .Die  Gründer  von  Bureaus  der  ersten  Kategorie  (Art  1  dieser  BeiL) 
müssen,  unabbSitgig  von  der  Lösung  von  Qewerbeseognissen,  behnb  Sicher^ 
Stellung  gegen  sie  etwa  entstehender  Ansprüche  und  Überhaupt  zur  TefestiguDg 
ihres  Kredits  eine  Kaution  im  Betrage  von  fünfzehntansend  Rubeln  lür  jedes 
Bureau  bestellen  ;  die  Grütub  r  von  Bureaus  der  zweiten  K:it<  |Lrune  abi  r  imisseB 
zu  diesem  Zwecke  siebentausendfUnlhundcrt  Rubel  fUr  jedes  Boreau  hinlct- 
legen." 

3.  .Die  seitens  der  Grttnder  von  Kommisdonsbareans  zu  hinteziegewk 
Kaution  kann  entweder  in  barem  Oelde  bestehen  oder  in  verdnslichen  Wert- 
papieren, die  vom  Staate  emittiert  oder  garantiert  sind.  Diese  Papiere  werdet 
an  dem  Werte  ai^nommen,  welcher  vom  Finanzminister  für  die  Entgegeo- 
nahme  von  Kautionen  für  die  Akzise  festgestellt  ist  Die  Konpons  der  hint^r- 
leL'ten  Papiere  werden  nach  Eintritt  ihrer  Falüj^keit  den  Eiiientinn-Tii  i- r 
Papiere  ausgehandigt.  Die  Ordnung  der  Hinterlegung  und  Aulticuaüruag 
der  Kautionen  festzusetzen,  ist  der  Vereinbarung  zwischen  dem  Pinansmiairter 
nnd  dem  Hinister  des  Innern  anheimgegeben. 

4.  Die  Konzession  zur  Eröffnung  des  Bureaus  wird  vom  Hinister  dei 
Innern  erteilt 
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5.  .Die  Personen,  die  Konzession  zur  Erüffnnntr  eirus  Kommtssinns- 
bareaus  erster  Kategorie  erlangt  habta,  können  ohne  Bestellung  einer  \vt  itcien 
Kaution  außerhalb  der  Städte,  wo  die  Bureaus  erncittet  sind,  P'ilialen  des 
Boreaus  erOHnen,  jedoch  mit  der  Maßgabe,  da6  die  Zahl  derselben,  ohne  Ei> 
UUmiig  der  nrsprOngUcfaen  Kaution,  drei  Mf  Jedes  Boreftu  nteht  Übersteigen 
darf»  im  Falle  aber  der  Eröffnung  von  mehr  als  diel  Filialen  die  erwähnten 
Personen  für  jede  Filiale  eine  Ergänsung  der  Kantion  im  Betr^  Ton  vier- 
tansend  Anbeln  sa  hinterl^n  haben.'' 

6.  „Die  Gründer  der  Bareans  können  die  Zinsen  Ton  ihren  Kautionen 
nutzen,  aber  die  Kaution  selbst  muß  während  der  gesamten  Tätigkeit»d.iuer 
des  Bureaus  unversehrt  bleiben  und  zwar  im  vollen  Betragp.  wcswrp:«!  die 
aus  ihr  etwa  zu  leistenden  Zahluiii:»  i!  vnii  drn  Urünti*  rii  durch  neue  Ein- 
zahlung ergänzt  werden  müssen;  lalls  jemand  sich  destieti  weigert,  so  wird 
das  Borean  söhnt  geschlossen,  nnd  solches  in  dw  Zeitungen  beider  BMeaaea 
bekannt  gemacht  Bei  Schllefinng  eines  Bareans  durch  Maßnahmen  der  Re- 
gierung oder  anf  eigenen  Wnnsch  des  Qrflnders  werden  die  Torgesehiidwiw 
Aufgebote  der  Gläubiger  erlassen  und  die  dem  Gründer  gehörende  Kaution 
wird  endgültig  nicht  antlors  zurü(  kgt'gelu'n,  als  nach  Ablauf  der  Aufgobotsfrist 
nnd  nach  Befriedigung  tkr  Ansprüclie.  welche  etwa  angemeldet  and  von  den 
zustundigeu  Behörden  als  gerechtfertigt  anerkannt  sind." 

7.  ,Die  Angelegenheiten  betreffend  die  ZahhmgsfShigkeit  oder  ordnungs- 
widrige Handinngen  der  Bureaus  hinsichtlich  ilner  (iriinder  werden,  wie 
solches  fiir  Handelssachen  überhaupt  vorgtsrhri.ben  ist.  urhundelt.'' 

8  .Bureaus,  welche  ausschlit  Lllicli  die  Veruiittelung  von  Anstellungen 
voü  Personen  im  Frivatdienste  zum  Zwecke  haben,  können  zum  Geschäfts- 
betriebe im  gannen  Reiche  oder  im  Berehte  eines  GonTernements  anf  Grand 
folgender  R^ln  gegründet  werden:  1.  Bei  der  Grflndnng  yon  Bureaus,  die 
ihr^  Oeschftftsbetrieb  anf  das  ganxe  Reich  ausdehnen,  haben  deren  Inhaber 
eine  KaotiOB  Im  Betrage  von  fünftausend  Rubeln  zu  hinterlegen ;  2.  Die  In- 
haber von  Bureaus,  weiche  für  den  Geschäftsbetrieb  im  Bereiche  eines  Gou- 
vernements bestimmt  sind,  haben  für  jedes  von  ihnen  errichtete  Bureau 
folgende  Kautionen  zu  bestellen :  für  Bureaus,  die  in  den  Residenzen  und 
ebenso  in  den  Städten  Warschau,  Odessa,  Riga,  W'ilna.  Kijew  und  Charkow 
erriditet  werden,  je  zweitausend  Rubel ;  in  den  Übrigen  QonvemMuentsstftdten 
je  eintausend  Rubel  und  an  anderen  Orten  des  Reiches  je  Mnlhnndert  Rubel ; 
3.  Die  Konzession  xar  Eröffnung  der  Bureaus  ^viTd  von  dem  örtlichen  Qon* 
verncur,  .Stadthauptmann  oder  Oberpolizeimeister  erteilt,  nach  vorgängigem 
Einvernehmen  mit  dem  Kurator  des  Lehrbezirks.  falls  zn  den  lirncrrainm- 
mäßigen  Geschäften  des  zu  errictitendcn  Bureaus  die  Empfehlung  von  Personen 
gehört,  die  sich  mit  pädagogischer  Tiitigkeit  befassen." 

9.  .Dorn  Minis! t  r  des  Innern  iut  i  s  fiberlassen,  nach  denselben  Grund- 
sätzen, weiche  für  die  Eröffnung  von  Kummissiousbureaus  der  zweiten  Kategorie 
festgestellt  sind,  die  Konnesaion  zur  Errichtung  ron  Öffentlichen  Dienstmanni» 
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instituten  zu  erteilen,  welche  gegen  eine  taxmä6igc  VergQtang  die  AaaffibruiK 
verschiedener  Aufträge  von  Privatpersonen  libernehmpn  " 

10.  „Kommissions-,  Ausknnfts-  und  dergleichen  Bureaus  in  den  Goa- 
yernemeDts  des  Königreichs  Polen  uuterli^en  den  in  di^r  Beilage  entlnltoiei 
Vondiriften,  eowohl  binsiditlidi  der  OtdDang  dw  Konsesdouatcilwig  tot 
Ef öffnnng  dieser  Bnreftiu,  als  aneli  hiiuielitlicli  der  Kantioiisbestelliiag  Uinr 
OrÜnder;  bei  Behandlung  der  Angelegenheiten  aber,  welclie  infolge  eintretender 
Zahlunj?sniifiihigkeit  oder  ordnungswidriger  liaiullunprpn  solcher  Bureaus  ent- 
stehen, wird  behaglich  ihrer  (iriindor  da.s  in  den  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  geltende  Verfahren  beobachtet.'' 

Anhang  II. 

ZlTilgetetsliehe  Vorscbrifti«en,  betreffend  die  Brötfnnng 
and  AnDabme  derErbscbmft  iiaeb  ba&deltreibeaden Personell 
(Beilage  ni  %  1286  des  Zivilkodez,  frOber  Artikel  167—177  des  Haadelsgeaets- 

bnebs  der  Ausgabe  vem  Jabie  1867). 

Art  1.  |,Wenn  die  Gläubiger  einer  bandeltreibendfn  Person  uar  li  deren 
Tode  l«'i  der  zuständigen  Gerichtsbehörde  den  gesamten  Betrag  ihrer  Fun!-  - 
rungen  un»!  Ii  n  rnistand  anmelden,  daß  Erben  n;\'^h  d»'Tn  V»'rstnrb<'npn  nicht 
zur  Stelle  seien,  oder  daü  sie  von  diesen  keine  liefnediirnng  erlangen,  ülxr 
das  Vermögen  des  Verstorbenen  aber,  seine  kaufmännischen  Bflclur  und 
Dokumente  eine  amtlicbe  Inventaranfaialinie  nicbt  anfgenommen  ist,  so  bat» 
nm  Verlusten  und-  einer  Ausplttndamng  (der  Erbscbaft^  d.  Ü.)  yorsnbengea, 
an  denselben  Tage,  an  velcbem  das  Qesnch  an  die  (Setichtsbebörde  gelang 
ist.  die  InTentnranfnabme  und  Siegelung  des  Nachlasses  in  Gegenwart  der 
Glüubijrer  zu  erfolgen;  für  die  Erben  aber  nnd  als  Vorsirhtsni.iürpirel  für 
etw.i  vorhandene  andere  OläiibiL'^t  r  wird  hiervon  in  den  öffentlichen  Zeitungen 
bt^kanni  geniiuht  unter  ße.stimmung  folgender  Fristen  zur  Meldung:  für  dit 
in  derselben  Stadt  befindlichen  —  drei  Monate,  für  die  in  anderen  Stidtes 
und  im  europäiscben  Auslände  weilenden  —  neun  Monate  nnd  fOr  die  is 
anderen  Weltteilen  bellndlicben  —  anderthalb  Jahre*  ^om  Zeitponkie 
der  ersten  Publikation  gerechnet." 

A  n  ni  e  r  k  »1  n  ir  e  n  : 
1.  Zuständig  ist  für  die  hier  vorgeschriebenen  SicberheitsuußnahnKB 

das  Randel8$(urieht  (8.-E.  bei  NoBsenko  §  1  sn  Art.  1). 

3    Ohne  Rüek.sicht  auf  das  hier  vorirosrhriebenc  .\iifgebolsverfahn-r 

geltend  gemachte  Forderangen  können  vor  Ausführung  dieser  Matinahmtn 

nnd  Tor  Ablauf  der  fQr  die  Heidung  der  Glftnhiger  bestimmten  Frist  keinf 

Berftcksichtignng  finden  (a.  a,  0.  §  2). 

Art.  2.  ,Ist  in  dieser  Publikation  (Art.  1)  die  weiteste  Frist  toi 

anderthalb  Jalu-en  f<  st  L^esetzt.  während  indessen  bare  Gelder  nadi  dem  V«r- 

storboncn  vorhanden  sind,  oder  anf  j^eine  Fordeninuen  tregeji  andere  «olrh»^ 
einir«»h«Mi.  so  werden  dieselben  anf  alle  ( ilänliiL't  rforderungen  als  'li  iiz  ihlung' n 
verleilt  und  diejenijj:en.  deren  Korderungen  keinem  Bedenken  unterliegen,  er- 
halten die  bestimmte  Quote,  sollten  auch  Erben  sich  bis  dahin  nicht  gemddH 
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hiilM-n,  jt'tlöch  nicht  vor  Ablauf  von  neun  Monaten  vom  Tage  der  Publikation; 
liiugegen  bleibt  das  Mobiliarvermiigen  des  Ycrstorbeucu  bis  zum  Ablauf  der 
guuKm  in  der  Pablilmtloii  bestimmten  Frist  ungeteilt.* 

Art  3.  »Wenn  Erben  sieb  melden  und  die  Gliabiger  iMtld  befriedigen, 

80  wird  ihnen  da«  ganze  vorhandene  Vermögen  des  Verstorbenen  zur  Ver« 
fügiint!;  irfstellt;  wenn  sif>  ;ib(  r  sirh  melden  titul  zuvor  überlegen  wollen,  so 
wird  ihiK-n  hierzu  eine  Frist  von  einem  Monat  gewährt  und  gestattet,  das 
Vermögen  und  die  Bücher  des  Verstorbenen  in  Gegenwart  der  Gläubiger  zu 
prflien.' 

Art  4.  »Woitt  die  Erben,  nachdem  sie  dies  geprüft,  die  Erbschaft  an- 
treten, die  Schulden  zn  bezahlen  schriftlich  sich  Terpflichten,  und  die  Gläubiger 
ihnen  hierin  vfrtraiicn,  so  wird  das  Vermögen  entsiegelt,  uml  die  Erben  sind 
verptÜcbLet,  tut  alle  richulden  des  Verstorbenen  mit  dem  Nachlstü-  und  ihrem 
ganzen  eigenen  Vermögen  einzustehen,  ebenso  auch  die  gerichtlichen  Kosten 
und  Strafen  sn  sahlen,  we1<^e  vom  Yeratorbenen  nicht  betaUt  worden.* 

Anmerkungen: 

1.  Wenn  jemand  uiä  Erbe  des  Verstorbenen  in  einen  Prozeß  sich 
einläßt  wegen  dem  Erblasser  zustehender  Rechte  oder  ihm  obliegender 
Verpflichtungen,  so  wird  dies  als  Annahme  der  Erbschaft  erachtet,  und  ein 
solcher  Erbe  haftet  für  die  NachiaUschulden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Vorschriften  des  Art.  1  beobachtet  sind  (a.  a.  0.  §  1  zu  Art.  4). 

2.  Der  1' instund,  daß  der  Erbe  eines  Handeltreibenden  das  unter 
Zwangsverwaltung  betindlich  gewesene  Vermögen  des  Erblassers  noch  nicht 
in  seine  Verfügungsgewalt  übernommen  hat,  befreit  ihn  nicht  von  der 
ikhuldenhaftung,  wenn  er  nicht  vorber  die  Erbschaft  ausgeschlagen  oder 
die  einmonatige  ('berlegangsfriat  erbeten  hat  (a.  a.  0.  |j  und  dio  äenats- 
entscheidung  daselbst). 

H.  Nach  ^  ...5  1  der  HPO  <Zts.  li  XV  98)  bleibt  der  Schuldner,  der 
als  fahrlässiger  Bankrotteur  erklärt  war,  den  Konkursgläubigern  wegen 
ihrer  Forderungen,  soweit  sie  im  Konkursverfahren  nicht  zur  Deckung  ge- 
kommen sind,  mit  seinem  nach  Beendigung  des  Konkursverfahrens  erworbenen 
Vermögen  haftbar.  Die  Haftung  für  solche  Schulden  geht  auf  die  Erben 
mit  der  Annahme  der  Erbschaft  über  (vgl.  Borotoikoic.ski,  Kommentar 
aum  Zivilltodeic  Beil.  su  §  1238  Art.  4). 

Art.  h.  ,Wenn  die  Erben  die  Zahlung  der  Schulden  des  Verstorbenen 

ver^'fiirem  inui  dies  vor  Gericht  erklären,  oder  sich  innorball)  der  in  dpr 

Publikation  lH.'ätinimten  Frist  nicht  melden,  oder  aber  die  Gläubiger  ihnen 

nicht  vertrauen,  so  wird  dies  als  ein  Merkmal  der  Zahlungsunfähigkeit  des 

Y«r8tor1»enen  nach  Handelsrecht  angesehen,  und  sein  ganzes  Yermffgen  gelangt 

in  das  VerfOgungsrecht  der  Konlnirsvenraltung  gemftB  den  in  der  HFO  ge* 

geben«a  BestimmangeD.* 

Anmerkungen: 

I.  Den  Erben  steht  das  Recht  nicht  zu,  den  Antrag  auf  Erklärung 
des  Erblassers  als  zahlungsunfähig  zu  stellen,  sondern  nur  den  Gläubigem 
(Xosficnk<ß  §  I  zu  Art.  5). 

2.  Sind  Erben  vorbanden,  welche  die  Erbschaft  angetreten  hal>en,  so 
sind,  wenn  sich  eine  Insolvenz  herausstellt,  diese  Erben  als  zahlungsunfähig 
zn  erklären,  nicht  der  Erblasser.  Soll  letzterer  für  zahlungsuufälüg  erklärt 
werden,  so  müssen  die  Gläubiger,  die  dies  beantragen,  beweisen,  dafi  die 
firl)en  die  Erbschaft  au^eschlagen  haben  (a.  a.  O.  g  A). 
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3.  Di«  Erkllrong  des  verstortmieii  HandettreibendeD  als  zahlanf;*- 

nnfrihifirn  Sfhnlfhicr  hat.  ohne  du6  es  einer  Aiift  i  litmi^  bedarf,  znr  F 
doiH  die  Ausfuhrung  aller  erbucbaftlicheu  RecbtshaudluDgcn,  sei  es  auf  Urund 
eines  Testaments,  sei  es  »nf  Onind  der  gesetsHclicm  Erbfolge,  bis  nr  fie- 
(-iiili^iiiii!:        Narhlaßkonktirsvorfahretiü  oder  bis  sur  BefriedigDng  der 
Gläubiger  gehemmt  wird  (a.  a.  0.  §  6). 

4.  Die  Konkarsordnuiiff  nach  Handelsrecht  ist  in  Ztsdi.  XV  31—118 
\vi<  (l.  rcro[r*'Vir'n,  rf  Tnsh<-si)nilt  re  Aniii  4  zTim  §  405  S.  40  daselbst  ftbtf 
boiidenuig  dva  iSachlasät;^  vom  Vermügeu  der  Erben. 

Art.  6.  .Wenn  alle  Schulden  des  Verstorbenen  bezahlt  sind  und  Ver- 
mögen TOtt  ihm  noch  llbrig  bleibt,  die  Brben  »her  in  der  bestimmten  FHst 
(Alt  1)  sidi  nieht  gemeldet  haben,  so  gelangt  das  TennOgen  in  vecnnnd- 
lolttftlicbe  Verwaltung,  und  wenn  uiich  nach  Verlauf  von  zehn  Jahren  vom 
Z^^itpiinkte  des  Irt/ten  Ahdrurks  dts  Aufgebots  in  dm  Zfitniiir»n  NiVmand 
Kur  Empfangnahme  iler  Erbschaft  t>ich  meldet,  oder  Niemand  von  den  in  dieser 
Frist  sich  meldenden  sein  Hecht  (auf  die  Erbschaft,  d.  Ü.)  beweist,  so  wird 
das  Vermögen  Öffentlich  versteigert  und  der  ErlOs  an  die  Behörde  fttr  die 
Offentliehe  Fürsorge  al^fahrt" 

Art  7.  „Die  anwesenden  (gesetzlichen  oder  Testaments-)  Erben  bei  dem 
Tode  ein-  r  P.  rson,  wflrhp  nicht  allein  mit  ihrem  eigenen  Kapital,  sondern 
unter  luauspruchuahme  von  Geld  und  Kredit  anderer  Handel  trieb,  sind  ver- 
pflichtet, sofort  and  nicht  später  als  am  dritten  Tage  nach  deren  Tode 
PoUaetbeamte,  and  auf  dem  Lande  die  Bigentflmer  des  Haoses,  wo  sie  wohnten, 
odtx  nidit  weniger  als  swd  unbeteiligte  Dritte  von  untadethafter  Fohrong 
herbeizurufen  und  in  ihrer  Oegenwart  ein  Verzeichnis  ftber  die  Kontorbacber, 
ürkundf-n,  ;inrh  das  hare  Geld  und  Wechsel  aufzunehmen;  soUtf  nrh  hiiit«Ther 
etwas  auJk'r  dcni  in  lUs  Ver/,eichnis  aufgenommenen  finden,  .^^o  balion  t^ic  dips 
ergiLnzend  bei  der  städtischen  Polizeiverwaltuug  und  uuUerhalb  der  6tadi 
^selben  Zeugen  au  mdden,  und  endlich  im  Laufe  von  nicht  iBnger  als  einem 
Monat  nach  genauer  Prüfung  aller  Bureaudoknmmite  und  des  Betr^es  des 
Vermögens  des  Verstorbenen  und  der  darauf  ruhenden  Sclnilden  der  nächsten 
städtischen  Polizeiverwaltnng  schriffli  h  rnjinTieigen  und  derjenigen  Gcrii  ht<;- 
beh«'»rde,  welcher  die  iSchaldenangelt'gi  uli»ituii  nach  der  Lebensart  nnd  i\>m 
Staude  des  Verstorbenen  bekannt  sein  mii&scu,  eiue  genaue  Mitteilung  darüber 
SU  überreicben  oder  au  übersenden:  ob  sie,  die  Brben,  in  vollem  Umfang  in 
die  Erbschaft  und  die  Zahlung  (der  Verbindlichkeiten,  d.  0.)  für  den  Ver- 
storbenen eintreten,  oder  aber  diese  Zahlung  nicht  flbernehmen,  für  immer 
oder  bis  zn  weiteren  Krmittelnnsren :  zusammen  mit  dit:"<er  Ausschlagung 
haben  sie  di  r  ( ;<'ri<  lirslM-lir,riI.  uiirli  ein  Inventarverzcirliiiis  dber  alle  in  ihren 
Händen  botindliche  und  iimeü  bekannte  Vermögeusäidckc  des  Verstorbenen 
und  über  die  Schuld««,  sowie  auch  alle  Kontorbüoher  und  Skripturen  au 
übersenden.' 

Anmerkungen: 
1.  Die  in  diesem  Artikel  ausgesprochene  Verpflichtung  der  Erben  tritt 
nicht  ein,  wenn  andere  Malinahmen  zur  Sicherheit  der  Erbschaft  gem&ft 
Art.  1403,  1404  der  ZiviI]in>zeBnrdnnni:  i|.'»'richtliche  Inventansietung  und 

iiiegeluugj  getroffen  stud  t^a.  a.  U.  ^  4  zu  Art.  7>. 
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9.  Eine  Frist  fOr  diese  Emltteliingeii  ist  im  Oesetse  nicht  bestimmt, 

und  auch  die  Verabsäumung  der  Frist  von  fiiuni  Monate  aus  Art.  3  ent- 
xiebt  den  Erben  nicht  das  Recht,  auch  noch  nachträglich  die  £r1)schaft 
»niatreten,  sie  gibt  nur  den  Gläubigern  des  Verstorbenen  das  Recht,  die 
Konkurseröffnung  zn  beantragen  <a.  a.  0.  §  3). 

3.  Die  Nichtbeobachtunj?  der  Vorschriften  dv<  Art  7  dnrcli  die  Erben 
ist  nicht  als  eine  Erbentsagung  auszulegen  und  kann  daher  allein  auch 
nidit  ein«ii  Anlaß  zur  Eröffnung  des  Verfohiens  der  ZaUungsnnfiUiigkeft 
begründen  fii.  a.  0.  Note  2). 

Art.  ö.   .Die  Oeriehtsbfhfirdo  jribt  den  Tod  des  Handeltreibenden  sowie 

die  bekannten  Gläubiger  durch  di»'  Zf»itnncr<^n  bekannt,  ladet  diese  um!  die 

anderen  (nicht  bekannten,  d.  iJ.t  za  den  im  Art.  1  dieser  Üeiiage  be»timtnten 

Terminen,  wobei  sie  nach  Siegelung  der  Bflcber  und  des  Vermögens  diese  in 

dem  Besitz  der  Erben  beULfit,  wenn  sie  die  Erbschaft  nicht  ansachlagen,  oder 

wenn  ein  Y^rdadit  gegen  sie  nicht  Torliegt,  andernfalls  dagegen  nimmt  sie 

sie  denselben  ab  and  verwahrt  sie  nach  einem  Verzeichnis  und  unter  Siegel 

der  Erben  und  dem  eigenen  unter  Aufsicht  der  anderen  vorhandenen  OlHiibiger 

anf  Kosten  des  Nachlasses  bis  zur  Meldung  <der  übrigen  ülftubigt  r,  d  V.); 

nach  Meldung  derselben  aber  gibt  sie  (die  Gerichtsbehörde,  d.  Ü.)  ihnen  an- 

heim,  eine  Konkarsverwaltung  einxusetzen  (HI'O  Art.  477  ff. ;  Ausg.  1ÜU3: 

Alt.  884  ff.). 

Anmerkung: 

cf.  oben  Anm.  4  zu  Art.  ö. 

Art.  '.).  „Wenn  aber  gegen  einen  solchen  Verstorbenen  Schulden  bei 
den  öfTontliehen  Behörden  srhnn  geltend  gemacht  sind,  so  nimmt,  wenn  auch 
zur  Zeit  die  Gläubiger  selbst  mit  ihren  Fordern iigt  u  nicht  grffpnwiuti^'  .sind, 
die  Polizei*  oder  Gerichtsbehörde  gleichwohl,  ohne  die  eiumunatige  Frist 
abnnwarten,  cur  Sicherheit  der  1)elcannten  Schulden  die  KontofbttdMr  und 
den  Haohlafi  bis  cur  Übernahme  der  Zahlung  der  Schuhien  des  Verstorbenen 
durch  die  Erben,  oder  bis  zur  Meldung  der  Gläubiger  unter  ihre  Aubicht/ 

Art.  10.  ,Wenn  die  beim  Tode  der  handeltreibenden  Person  anwesenden 
Erben  die  im  Art  7  dieser  Beilage  hr/<  ielineTen  Maßnahmen  tiielit  treffen 
oder  verzögern  und  gesetzlirhr'  Gründe  fiir  dir  \  erxugerung  ni*  lit  vtu  ltringen, 
so  hind  sie  verptlichtct,  für  alle  ordnungsmäßigen  Forderungen,  weiche  gegen 
den  Verstorbenen  geltend  gemacht  werden,  mit  dem  Nachlaß-  und  ihrem 
eigenm  Vermögen  einxustehen.* 

Anmerkungen: 

1.  Nur  die  a  n  w  o  s  e  n  d  >  n  Erben  trifft  die  in  diesem  Artikel  statuierte 
Haftung,  die  abwt  Heuden  Erben  werden  iaerdurch  nicht  berührt  (a.  a.  0. 
§  1  zum  Art.  10). 

2.  Du  i'bernahme  des  Nachlasses  in  Sequestration  infolge  einer  staat- 
lichen Forderung  kann  als  Umstand  angesehen  werden,  der  die  anwesenden 
Erben  Ton  der  Erfailung  der  Verpflichtungen  aus  Art.  7  befrv^it  (a.  a.  0.  §  2). 

Art.  11.  „Wenn  Erb«i,  welclK  die  Erbschaft  nicht  angetreten  haben, 
der  Aneignung,  oder  Verheimlichung,  oder  der  unerlaubten  Abtretung  Ton 
Ki^tallen  und  Vermögensstücken  des  Verstorbenen  an  andere,  ehcnao  der 
Vernichtung  der  nach  ihm  yerbUebenen  Kontorbttcher  Überführt  sind,  so  wird 
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abgesehen  toh  d«r  BestnfoiiK  deor  dunui  Sohnldigen  naeh  den  StralgeaetM 

(las  vorsätzlich  V<  rli>  imlichte,  Angeeignete  oder  Weggegebene  dem  Beitand 

de«  Vermögens  dos  Zahlungsunfähigen  zugeführt." 

Art.  12  .All«'  in  den  Artt.  1—11  dieser  Botlapo  daru'Ie^'t.  n  Vorxlirift^n 
W/.u  hvn  sich  auf  den  Fall,  wenn  liei  ih  rn  T()<lf  der  handeltri  ilx  nti-  n  Person 
deren  Zahlungsunfähigkeit  sich  nuch  nicht  herausstellt ;  wenn  aber  beim  TcMie 
derselben  oder  ^p&ter  die  Tom  Gesetae  bestimmten  Merkmale  ihrer  Zehlmgs* 
nnfihigkeit  sich  heniusteUett,  nnd  diese  Zahlongsmilihjgkdt  geriditlidi  er« 
kürt  wird,  so  greift  die  Erbfolge  nicht  platz  und  das  Gericht  Terfihrt  auf 
Qnmd  der  in  der  HPO  (Teil  IV)  dar^'t-lr^'trti  GesetaeBTorschriften.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Artt.  1—11  treffen  nnr  SicberheitsmaBregeln  zugunsten  der 
Gliun)i^'fr.  dif  Krlifid^t-  wird  d:(dunli  iiirlit  1i<-rillirt,  sondern  nur  bis  KUr 
ikfricdiigung  der  Gläubiger  hintungehalteu  (a.  a.  0.  §  1  zu  Art.  12). 

2.  Diese  Merkmale  sind  in  der  jetzigen  neuesten  AttSigabe  der  HFO 
in  Teil  III  §§  404— 40?  nfther  besünunt,  cf.  oben  Anm.  4  su  Art.  5. 

Art.  13.  ,Im  Falle  des  Todes  des  Gesellschafters  eines  Handel suBtet* 
nelnnens  ist  tUr  v(  rl)it  iht'rulc  atidcif  Gesellschafter,  ndcr  im  Falle  des  Todes 
des  eiu'/.i!,'fn  Eigentümers  ~  di  r  von  ihm  bevollmächtigte  Testainrnf svoll- 
Btrecker,  und  in  Ermangelung  eities  solchen  —  der  im  Geschäfte  unge«»i<llte 
erste  odet  ftlteste  Kontocgefailfe  —  unbedingt  verpflichtet,  innofhalb  dreier 
Tage  nach  dem  Tode  dieser  Person,  dem  Handelsgericht,  und  wo  ein  solches 
nicht  besteht,  dem  zuständisii  ri  Gericht  an/uzi  iü:i'n.  oli  die  der  Klassf  d.  s 
Handelsbetriebes  entsprechend  bestimmten  Bücher  vorhanden  sind  und  in 
welchem  Zustande  sie  sich  befinden.  Des  Abwpspnden  Tod  wird  gleichfalls 
nicht  später  als  am  dritten  fage  nach  Empfang  der  Nachricht  liierüber 
angeieigt* 

A  niii  (  rkung: 

Die  Einteilung  der  Uandclsbetriebe  hinsichtlich  der  Buchführung  in 
drei  Klassdi  und  die  Iflr  jede  Klasse  To^escbriebenen  Bflcher  ist  in  den 
§§  66911.  des  HGB  Ausg.  1903  sa  finden. 

Art.  14.  „Wird  dem  (I(  ri  ht  angezeigt,  daß  die  BQcher  in  ordnungs- 
niäOigem  Zustande  sich  befindm.  d.  h.  dali  di.  sc  Bi'uher  in  einem  Zustande 
sich  befinden,  der  die  MJiglichkeit  gewährt,  sofort  oilrr  dciiinächst  die  Bilunze 
zu  ziehen,  so  stellt  es  ungesäumt  dem  Betreütiideu,  sei  es  dem  Gesellschafter, 
sei  es  dem  beroUinftchtigten  Testamentsvollstreektf,  oder  in  Ermangelang 
dieser  —  dem  ersten  oder  Ältesten  Kontorgehilfen  oder  Angestellten  die  nn- 
unterbrochene  Fortführung  des  Handelsunternehmens  unter  Aufsicht  des  voll- 
jähritron  Rrhcn,  falls  ein  solrbor  da  ist.  oili  r  d«  s  tiärhstrn  ViTWandten  anheim 
In  diesem  l''allf  hrstrht  ilic  l-'nrtliihrung  d»'S  liandrlsiiiitfrnehmens  in  der 
ununterbrochenen  Besorgung  der  laufenden  Geschälte  und  der  Liquidierung 
derselben,  wobei  die  fiUligen  Zahlungen  angenommen  und  geleistet  werden, 
keineswegs  aber  in  neue  Spekulationen  eingegangen  wird.* 

A  n  m  e  r  k  H  n  g  o  n  : 
1.  Eine  Vorlegung  der  BUcher  selbst  ist  nicht  erfordert  (a.  a.  O.  §  1 
au  ArL  14). 
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2.  Den  Personen.  dn\c.n  die  Fortfilhniiii;  des  Geschäfts  anhoiiiitjf  tjpben 
wird,  maß  der  Besitz  und  die  Verfügung  de»  gesamten  Nachlasses  ^Bücher, 
Qelder,  Wechsel  vaw.)  belasiMi  werden  (Borowikowaki  n  Art.  14  und 
ft,a.  0.§§  4,  21. 

Art.  1').  , Erweist  c8  sich,  daC  dt  r  verstorbene  EigentQmer  des  Ilandels- 
ant^rni-hmens  gar  keine  BUcher  geführt  und  folglich  sein  Geschäft  in  Un- 
Md&iing  gelaasen  lial,  so  wird  in  diewin  Falle  dM  nach  don  Ventorbenen 
TerbUebene  VwMgfn  auf  BeidilnB  d«  bezeielmeteii  Gerlditsbehörden  ram 
Sclmtse  dea  Bigentwiia  der  Gläubiger  und  Erben  unTerzttglicli  der  inven- 
tarisierun;?  und  Sicf^eliinfr  durch  A\c  Polizeibehörde  unterworfen.* 

Art.  16.  „Wenn  von  dtn  im  Art  dieser  Beilage  bezeichneten  Per- 
ionen dem'Gericht  angezeigt  wird,  üai>  die*nach  dem  Verstorbenen  verbliebenen 
Bflcher  dfih  in  dnMr  Unordttang  befinden,  weldie  die  MSgliehkeit  nimmt, 
selbBt  im  Verlatiie  der  Zeit  die  Bilanae  xn  sieben  and  die  NaehlaSmasse  fest- 
ZDrtellen,  ebenso  wenn  die  Gläubiger  infolge  der  Unordnung  der  Bücher 
ihrprspit«?  Zwrifel  geltend  machi  n  (hiraii.  daß  die  verbliebenen  Geschäfte  be- 
stehen kiiiinteii,  so  delegieren  die  üerichtshehiirden  gleichzeitig  zwei  ihrer 
Mitglieder  zur  Be4Üchtigung  des  Uandclüuuit'rnchmcQS  in  Gegenwart  einer 
oder  «wder  Pmonen,  welche  ?on  den  6l&nbigem  ans  ihrer  Mitte  gewählt 
wefden.  Wird  dasselbe  als  sahlnngsnnfahig  befunden,  so  wird  gem&6  der 
Art.  477  und  folgende  der  HPO  Ansg.  1^77  verfahren.  Falls  jedoch  keine 
ausreichenden  und  positiven  ÜberzeugungsgrUndc  für  die  Zahlunustinfilhlpkeit 
der  Uandelsfirni a  si(  h  ergeben,  so  wird  gemäß  der  im  Art.  H  dieser  Beilage 
gegebenen  Vursciinft  verfahren." 

Anmerkungen: 

1.  Das  Rei;ehron  der  Anordnung  zweier  fierirlitsinitirliciler  7nr  Be- 
sicbtigong  dos  Geschäft«  ist  unzulässig,  wenn  das  Gericht  die  Fortführung 
desselben  schon  gemftB  Art  13,  14  angtBordnet  hat  (a.  a.  0.  m  Art  16). 

2  In  der  Ausgabe  des  HOB  vom  Jahre  1903  sind  die  hesflglichen 

§§  (oder  Artikel.  408  ff. 

Art.  17.  giSiachdeui  daä  Gericht  die  Fortführung  der  Cieschäfte  des 
Handdsnntemehmens  angeordnet  hat,  die,  wie  oben  angegeben,  in  der  Be- 
sorgung der  laufenden  Gesoh&fte  und  ihrer  Liquidierung  an  bestehen  hat, 
wobei  die  fälligen  Zahlungen  angenommen  und  geleistet,  keineswegs  aber 
neue  Spekulationen  ein{;eEranfircn  worden,  bewirkt  es  in  der  gesetzlich  vor- 
geschriebenen Ordnimu'  »las  Aiif^elnit  der  Erben.  Wenn  sich  unter  diesen 
Miiiderjährigc  belindeii,  so  hat  das  Gericht  dies  der  Vormundschaitsbehörde 
bdinis  unventtglicher  Einsetsnng  einw  Vormundschaft  für  die  Hinderj&brigen 
und  den  ihnen  anstehenden  Ant^  an  der  Erbschaft  mitanteilen,  welche  Vor- 
mnndschaft  ebenso  wie  die  volljährigen  Erben  auf  allgemeine  gesetslicher 
Omndla^r  demnrirhst  in  die  Hechte  ihrer  Anteile  an  d^  Vermögen  des 
Verstorbenen  eintreten." 

Art.  18.  ,Nach  Eintritt  der  Erben  oder  der  Vormünder  in  ihre  Rechte 
hingt  ihre  Abfindnng,  die  Teilung  oder  die  Portsetsnng  des  Handelsunter- 
nehmeos  anf  froherer  oder  neuer  Omndlage  von  ihrer  gegenseitigen  Verein- 
bamng  mit  den  Terbliebenen  Qesellschaftem  ab;  in  jedem  Falle  aber  sind 
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der  von  dem  Verstorbenen  geschlossene  Gesellschaf tavertrag  und  dessen  letit- 
willige  Verfügung  Akte,  welche  die  Erben  oder  Vormünder  aus  eigener  Macht 
nicht  vfrlotzen  dürfen.  Die  Teilung  oder  äu-  Ahfinrlung  erfolgt  erst  rurb 
JJcri*  litiirnnf:  aller  Schulden,  und  nicht  glcichzt  itig  auf  einmal,  sondrm  uatli 
Aluügabe  der  Liquidierung  der  Geschäfte,  der  erhaltenen  ZaJüungen  and  isa 
VerkaofB  der  Waren.  Ln  Obrigen  werden  in  allen  fallen  bei  Torkonmewks 
Streitigkätoi  und  HeinnngBverachiedenheiten  swiacben  dm  irttheren  Q«idl' 
aehaffeem  der  Handehifirma  nnd  den  jetaigen  Erben  und  Vormttndein,  oder 
zwischen  diesen  letsteren,  diese  bo  entschieden,  wie  dies  in  der  ZPO  be- 
stimmt ist.* 

Anmerkung; 

Ob  die  in  diesem  Artikel  erwähnte  stUlmbweigende  oder  furmelle 
Vereinbarnni;  zwischen  den  Beteiligten  tlber  die  N:i(  hhiOteilnng,  Abändong 
einzelner  Beteiligter  oder  die  Fortsetzung  des  Handeisgeschäftä^  aDsanehoieB 
ist,  ist  eine  tatsftchMdie  Frage  und  in  jedem  einxelnen  konkreten  Falk 
besonders  zu  prüfen  (a.  a.  0.  an  Art.  18). 

Art.  19.  „Nacb  dem  Tode  des  Eigentümers  des  UandelsuntemehmeBS 

mUssen  alle  darin  angestellte  Kontorgeliilfen,  Handclsgehilfen  und  Bedienstete 
unbedingt  in  ihren  Stelinniren  verbl»  ilx  n,  bis  jeder  von  ihnen  über  tlen  ihm 
obliegenden  Zweig  der  Geschäftstätigkeit  der  zuständigen  Person  Bedmong 
gelegt  hat." 

Art.  20.  ,Die  in  den  Artt.  13—19  dieser  Beilage  getroHenen  BestlB- 
mnngoi  erstrecken  stob  nnr  auf  solcbe  Fslle,  wo  nacb  dem  TerstorbcDes 
Eigentfimer  oder  Oesellsebafter  eines  Handeli^eschAfts  mindeijshrige  oder 

abwesende  volljährige  Erben  verbleiben,  oder  wo  nach  dem  Tode  des  Eigen- 
tflinrrs  oder  Gesellschafters  diejenige  Person  abwost  iid  ist,  welcher  die  F-  rt- 
fübruncf  dos  OfsrhSfts  freipr«?tf»llt  wurde;  volljährige  aber,  die  alle  jregenw.irti^ 
sind,  treten  in  (iie  ludito  dts  Eigentümers  in  Gemäßbeit  der  allgemeioeii 
\  Urschriften  über  die  Erbfolge  ein." 
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von  Amerilca. 

Von  Rechtsanwalt  Dr.  l<^iilcl  in  M.iinz. 

Während  die  VtTeinifrten  Staaten  von  Amerika  mit  einigen 
ainicrn  Staaten  in  Anseiiuu^  der  Gewährung  des  pre^rfiiscitigen 
Schutzes  der  Urheberrechte  an  Schritt-  und  Tonwerken  sowie 
an  Werken  der  bilderuh  n  Künste  in  einem  Vortra^rsverhältnis 
stehen,  das  dnrrh  einen  als  Literarvertrajr  im  eigentlichen  Sinne 
zu  bezpichnendt'Fi  Staatsvertrajr  prerefrt'lt  ist,  besteht  zwischen 
Deutscliland  und  ihnen  kein  cig-entliciier  J-.itenirvertrag,  sondern 
vielmehr  nur  ein  (iegunseitigkeitsvertrag,  der  in  der  Praxis 
sich  tur  die  Rechte  der  amerikanischen  T^rheber  als  ei'heblich 
vorteilhafter  erwiesen  hat  denn  i'ür  die  der  deutsclien.  Das 
l  liereinkommeü  vom  15.  1.  1892  brin^  diesen  ('h;ir:!kter  des 
(iegenseitifxkeitsvertrajrs  deutlich  zum  Ausdruck,  iniieiü  es  be- 
satrt.  daß  die  Biirfrcr  der  Vereinigten  Staaten  von  Aiuerika  im 
J)i  iit^i  hen  Reiche  den  Schutz  des  Urheberrechts  bezüglich  der 
W»'rke  der  Literatur  und  Kunst  sowie  den  Schutz  der  Photo- 
graphien gegen  uiibefuerte  Nachbildungen  auf  dersell  i  n  (h-und- 
lage  genießen  sollen,  wie  solcher  den  Reichsangehörigen  ge- 
setzlich zusteht,  wälirend  die  "Reichsangehiirigen  sich  auf  die 
Bestimnningen  der  Sektion  13  der  Kongreßakte  vom  3.  3.  1891 
bernfen  können.  In  Geniäßheit  des  Art.  1  des  Vertrags  kommt 
jede  Erweiterung  der  I  rheberrechte  im  Wege  der  deutsclien 
Gesetzgebung  den  amerikanischen  Staatsangehörigen  zugute, 
während  and-  its  der  Schutzanspruch  der  Keichsangehörigen 
in  den  Bestimmniigen  des  genannten  Gesetzes  seine  Voraus- 
setzungen und  aucli  seine  Schranken  findet,  so  dalj  die  Ausdehnung 
des  Urheberrechtsschutzes  für  die  amerikanisclHii  Staatsange- 
hörigen für  die  Beichsangehörigeu  bedeutungslos  blieb  und  ins- 
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besondere  die  einen  wirksamen  Srlmtz  tat*>ächlich  eigentlich 
unraög-licb  machenden  Vorschriften  der  CopijHfjht'Artc  \m 
13.  .S.  isyi  bezüglich  der  ITorstellung  der  Iiücher,  für  wikhe  der 
Schutz  beansprucht  wird,  iu  den  Yereiuigteu  Staaten  in  keiner 
Weise  alterieii;  wurden. 

Durch  das  neue  amerikanische  Gesetz  vom  3.  3.  1905  ist  nun 
insoweit  eine  Andening  in  dem  bisher  bestandenen  !^  rlits/ustande 
eingetreten,  als  dasselbe  die  Voraussetzungen  für  die  Erlangang 
der  Scbntzrechte  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  Einfühnmg 
eines  provisoriflchen  Schutzes  erleichtert  hat.  £s  ist  nun  die 
Frage  zu  erörtern,  in  welcher  Weise  dieses  Gesetz  mit  dem 
mehrgenannten  deutsch-amerikanischen  Vertrag  in  ÜbereinstiBH 
mung  zu  bringen  ist  und  welche  praktischen  Folgen  daraus  für 
4en  Verkehr  mit  den  Vereinigten  Staaten  entstehen? 

Das  Gesetz  gibt  den  ausländischen  Urhebern  oder  Verlegern 
yon  Werken,  die  nicht  zuerst  in  dem  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  sondern  in  einem  ausländischen  Staate 
erschienen  sind,  die  Möglichkeit,  sich  zunächst  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  den  bedingungslosen  Schutz  geg:en  jede  Antastung 
ihrer  Urheberrechte  nach  Maßgabe  und  Inlialt  der  amerikanischen 
Urheberrechtsgesetzgebung  zu  verschaffen,  alsu  nicht  nur  d*ii 
Schutz  gegen  Nachdruck  in  den  Verein i;rten  Staaten,  sond^ru 
auch  getreu  (Übersetzung  daselbst,  gegen  1  )rainati.sierunjr.  gejren 
nnvellistiselie  riiigestaltnn«^"  eines*  Bühnenweiks  usw.  Auslamler, 
welelie  sieb  für  die  I)auer  eines  Jahres  diesen  Sehntz  verschaffen 
wollen,  haben  luigendes  m  tun.  sie  müssen  auf  allen  Exeraplai^en 
des  erschienenen  Werks  den  Vorbeluilt  des  Urheberrechts  an- 
bringen, welcher  folgenden  Wortlaut  hat:  Publhhed  .  .  .  190., 
Frimlege  of  Copyright  in  tlie  United  States  reserrert  under 
the  od  approved  Marsch  3,  1905  bg  .  ,  .  hier  ist  der  Name 
des  Urhebers  oder  Verlegers  anzugeben.  Ein  Exemplar  mit 
diesem  in  englischer  Sprache  anzubringenden  Vermerk  ist  binnen 
einer  Frist  von  dreißig  Tagen  an  die  Kongreßbibliothek,  Ur- 
heberrechtsamt, in  Washington  einzusenden,  begleitet  toq  einer 
Erklärung  des  Einsenders,  daß  die  Einsendung  erfolge  zu  dem 
Zweck,  das  Gesuch  um  die  Gewährung  des  Vorbehalts  des 
Urheberrechts  zu  begründen.  Durch  die  W^ahrung  dieser  Vo^ 
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Schrift  wird  ein  provisorischer  Schutz  für  die  Dauer  von  weitem 
elf  Monaten  konstituiert;  innerhalb  dieser  Zeit  muß  der  Autor 
oder  der  Verleger,  falls  er  darauf  Wert  legt,  auch  nach  Ablauf 
dieser  Frist  in  den  Vereinigten  Staaton  grprpn  Xachdruck,  Über- 
setzung oder  einen  sonstigen  £ingrifi  in  seine  Urbeberrechte 
gesditltzt  za  sein,  zwei  Exemplare  des  Buchs,  die  in  den  Ver- 
einigten Staaten  vollständig  helgestellt  sind,  in  Gemäßheit  der 
bisher  schon  bestandenen  Vorschriften  einreichen;  es  ist  aber 
seiner  Wahl  überlassen,  ob  diese  in  den  Vereinigten  Staaten 
auf  einem  dort  hergestellte  Satz  gedruckten  Exemplare  in  der 
Ursprache  oder  in  englischer  Obersetzung  herausgegeben  werden. 
Das  Gesetz  findet  wie  auch  schon  die  Copyright-Ade  von  1891 
nicht  auf  alle  Staaten,  sondern  zur  Zeit  nur  auf  folgende  An- 
wendung: Belgien,  Chile,  China,  Costarica,  Cuba,  Dänemark, 
Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  Italien,  Mexiko,  Nieder- 
lande, Portugal,  Spanien,  Schweiz. 

Die  Fraf^e,  ob  für  das  Werk  eines  Autors,  der  Rürgrer  eines 
Ijandes  ist.  welches  iiiclit  zu  den  soeben  genauiitcii  gcliiirt,  der 
Schutzansprucli  nicht  mittelbar  dadurch  freschaffen  werden  kann, 
daß  dasselbe  bei  einem  Verleger  vfMotYentlicht  wird,  welcher 
die  Staatsangehörigkeit  eines  der  soeben  j^enannteu  Staaten  be- 
sitzt, muß,  obwolil  sie  von  dem  Gesetze  offen  gelassen  wird 
und  auch  schon  als  zweifelhaft  bezeichnet  worden  ist,  bejaht 
werden.  Es  genügt  dem  Gesetze  vollkommen,  wenn  derjenige, 
welcher  über  das  Buch  zu  verfügen  berechtigt  ist,  die  Staats- 
angehörigkeit in  einem  der  Staaten  besitzt,  zugunsten  welcher 
das  Gesetz  für  anwendbar  erklärt  worden  ist,  ob  seine  Ver- 
fügungsbefugnis eine  originäre  oder  derivative  ist,  kommt  nicht 
i|Pi  Betracht;  daher  kann  der  deutsche  Verleger  eines  in  Öster- 
reich oder  in  Rußland  lebenden  Autors,  welcher  in  Gemäßheit 
des  Verlagsvertrags  Dispositionsberechtigter  auch  hinsichtlich 
der  urheberrechtlichen  Befugnisse  ohne  Einschränkung  geworden 
ist,  das  Gesetz  zu  seinen  Gunsten  in  Anspruch  nehmen  und 
das  gleiche  gilt  von  den  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  be- 
sitzenden Erben  eines  Autors,  der  selbst  nicht  von  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  Gebrauch  machen  konnte.  Eine  entgegen- 
stehende Auslegung  würde  mit  dem  V^Tesen  des  Beziprozitats- 
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Verhältnisses  inhaltlich  des  bestellenden  Staatsvertrairs  ebenso- 
wenig im  Einklang  stehen  wie  mit  der  Tatsache,  daß  nach  der 
Tendenz  des  Gresetzes  jeder  Angehörige  eines  der  mehrgenannten 
Staaten,  welcher  berechtigt  ist,  über  ein  Werk  zu  verfOgen,  in 
der  Lage  sein  soll,  sich  auf  den  Inhalt  desselben  zu  bemien. 
Der  Einwand,  der  Ja  nahezuliegen  scheint,  daß  der  Rechtsnach- 
folger, gleichviel  ob  die  Rechtsnachfolge  auf  der  Erbfolge  oder 
einem  Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  beruht,  doch  nicht  mehr 
Rechte  beanspruchen  kdnne  wie  sein  Rechtsvorgänger,  kami 
dem  gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen.  Es  ist  eine  auf  dem 
Gebiete  des  internationalen  Schutzes  der  Immaterialrechte  wohl 
bekannte  Erscheinung,  da6  der  Rechtsnachfolger  des  ursprüng- 
lichen Berechtigten  die  Gewährung  eines  Schatzes  beansprucheu 
kann,  welcher  seinem  Rechtsvorgänger  nicht  hätte  zugestanden 
worden  küimeii ;  der  Gegensatz  zwischen  direktem  Vtrlegerschutz 
iin(i  direktem  Autorschutz,  welcher  bei  der  Auslegung  der  P.erner 
Konvention  von  Bedeutung  geworden  ist  und  mit  welclu-iu  Alt.  3 
derselben  in  der  Fassung  der  Pariser  Zusatzakte  im  Zusammen- 
hang steht,  kommt  hierbei  nicht  in  15«'tracht,  da  diese  Anschan- 
nng  dem  amerikanischen  Jxeclit  fremd  ist.  Wohl  alter  ki»nnte, 
ialls  über  die  Richtigkeit  der  obigen  Anslegimg  ein  ernster 
Zweifel  bestehen  sollte,  dnranf  aufmerksam  gemacht  werden, 
daß  das  Prinzip,  das  man  in  dem  Urheberrecht  und  in  der  Ent- 
wicklung desselben  als  Territorialprinzip  bezeichnet  hat,  anch 
dem  amenkanischen  Recht  nicht  unbekannt  ist  und  durch  die 
Verlegung  und  Herstellung  eines  Werks  innerhalb  des  Gebietes 
der  Vereinigten  Staaten  schon  nach  dem  seitherigen  Recht  jeder 
beliebige  Ausländer  sich  einen  vollwirksamen  Schutz  daseltal 
verschaffen  konnte,  ganz  gleichgültig,  ob  die  Copyright^Ask 
durch  Proklamation  des  Präsidenten  der  Tereinigten  Staates 
auf  die  Angehörigen  seines  Heimatstaates  ausgedehnt  war  oder 
nicht  Bine  hiermit  nicht  fibereinstimmende  Auslegung  seitens 
der  amerikanischen  Behörden  würde  nicht  nur  dem  Oesetze  Ton 
1905  einen  guten  Teil  der  übrigens  ohnehin  nicht  allzugrofiea 
und  auf  keinen  Fall  zu  überschätzenden  Bedeutung  rauben, 
welche  demselben  bei  liberaler  Anwendung  eigen  sein  kann, 
sondern  auch  dem  Effekt  nach  eine  Veiletzung  des  Gegenseitig- 
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keitsprinzips  bedeuten,  wie  es  in  Art.  2  des  Vertrags  von  1892 
zugunsten  der  Angeliöri^en  des  Deutschen  Reiches  anerkannt 
ist.  In  dem  Gesetze  ist  ausdiücklich  gesagt,  daß  als  Voraus- 
Setzung  für  seine  Anwendung  anzusehen  ist,  daß  das  Werk,  um 
dessen  Schutz  es  sich  handelt,  in  einer  nicht  englischen  Sprache 
abgefaßt  ist;  daraus  ei^bt  sich,  daß  für  alle  in  englischer 
Sprache  abgefaßten,  in  Deutschland  erschienenen  Bficher  die  Er- 
wirkung des  Schutzes  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  nach 
Haßgabe  der  Bestimmungen  des  älteren  Gesetzes  möglich  ist, 
aJso  praktisch  so  gut  wie  überhaupt  nicht.  Es  ist  nicht  zu 
yerkemien,  daß  hiermit  die  Bedeutung  der  durch  das  neue  Gesetz 
bewirkten  Verbesserung  für  manche  Verlagshandlungen,  welche 
die  Herausgabe  von  Büchern  in  englischer  Sprache  besonders 
intensiv  betreiben,  ganz  wesentlich  reduziert  wird.  Für  die 
zu  der  sogenannten  Taucliiiitz  Kditioii  ^eliörigen  Werke  läßt 
.sich  dieserhalb  beispielsweise  von  der  Erleichterung  der  Schutz- 
erlangung kein  Gebrauch  machen.  Indem  das  Gesetz  dem  Autor 
bezw.  seinem  Rechtsnachfolprer  eine  finiiioiiatlirlie  1^'rist  zur 
IIinti*iie<riiiig'  eines  Exemplars  auf  der  Konpreßbililiothek  in 
V  i^tiiiiji-ton  g'ibt.  setzt  es  stillsrh\vei<ieiid  voraus.  dalS  während 
die.ser  einmonatliclien  Frist  ein  2sachdruck  oder  eine  Übersetziinir 
nicht  erfolgen  werde;  wie  nun,  wenn  derselbe  aber  innerhalb 
dit  ser  Frist  doch  erfolgt  ist  und  der  Autor  späterhin  die  Nieder- 
legung  in  der  voifreschriebenen  Weise  bewirkt;  können  dann 
die  vor  der  Xiederlegung  nachgedruckten  oder  übersetzten 
£xemplare  gleichwohl  weiter  verbreitet  werden  oder  steht  die 
Niederleg^g  dem  entgegen?  Mit  andern  Worten,  hat  die 
Wahrung  der  Formyorscbrift  nicht  nur  für  die  folgenden  eil 
Monate,  sondern  auch  nach  rückwärts  für  den  ersten  Monat 
nach  Veröffentlichung  in  Deutschland  Wirksamkeit? 

Man  wird  sich  für  die  Beantwortung  in  dem  letzten  Sinne 
entscheiden  müssen,  durch  die  neuen  Vorschriften  soll  unter  der 
Voraussetzung  der  Erfüllung  der  formellen  Bedingungen  die 
ünzulSssigkeit  des  Nachdrucks  und  der  Übersetzung  für  die 
Dauer  eines  Jahres  schlechthin  statuiert  werden;  von  diesem 
Standpunkte  aus  muß  es  aber  als  unstatthaft  gelten,  während 
der  vier  Wochen  nach  der  Veröffentlichung  in  Deutschland  das 
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Werk  nachzudrucken  oder  zu  übersetzen,  weil  jeiii  in  iim  imt 
der  Möglichkeit  zu  rechnen  hat,  daß  die  Hinterlcfrun^^  innerhalb 
der  vier  Wochen  geschehe.  Die  Annahme  der  entgegengesetzten 
Ansicht  würde  das  Gesetz  überhaupt  ülusonsch  machen;  denn 
es  ist  leicht  möglich,  innerhalb  der  ersten  vier  Wochen,  nach 
der  Veröffentlichung  in  Deutschland,  eine  starke  Auflage  in  den 
Vereinigten  Staaten  herzustellen,  sei  es  ebenfalls  In  der  Ursprache, 
sei  es  in  der  Übersetzung;  kdnnte  dieselbe  ungeachtet  der  Hinter- 
legung auch  nach  derselben  noch  yertrieben  werden,  so  Wirde 
die  ganze  Hinterlegung  zwecklos  sein.  Daher  muß  während 
der  ersten  vier  Wochen  nach  der  Veröffentlichung  in  Deutsch- 
land  die  Verbreitung  nachgedruckter  oder  übersetzter  Exemplare 
in  den  Vereinigten  Staaten  als  strafbarer  Eingriff  in  die  Ur- 
heberrechte qualifiziert  werden,  erst  nach  Ablauf  der- gedachten 
Frist  entscheidet  es  sich,  ob  der  Nachdruck  nnd  die  Übersetzung 
auch  weiter  noch  verboten  sind  oder  nicht. 

Welche  Bedeutung  das  Gesetz  von  1905  für  die  Beschfitzung 
der  deutschen  Urheberrechte  in  den  Vereinigten  Staaten  haben 
wird,  läßt  sich  im  voraus  nicht  beurteilen,  es  hänirt  dies  vor 
allrii  Dinjzen  von  der  Art  und  Weise  der  Anwendung  und  Aus- 
legun«r  ab,  auf  welche  es  in  um  so  liöherein  Malje  ankommt, 
als  das  Gesetz  über  manche  wichtige  Frajre  keine  ansdriickliche 
V(»rsciii-il"t  enthält,  vi<'lniehr  insoweit  alles  auf  die  K^clitsübung 
abstellt.  Tm  allgemeinen  geht  die  Ansicht  dabin,  daß  kein 
Anlalj  voriianden  ist.  den  praktischen  Wert  zu  uburscliätzfir. 
ein  SU  genauer  Kenner  des  Urheberrechts  wie  Osferrieth.  der 
auch  in  dem  Krlaß  des  Gesetzes  von  190ö  einen  ertn  ulichen 
Fortschritt  begrüßt  und  im  (xegensatze  zu  der  wohl  überwiegend 
vertretenen  Auffassung  in  literarischen  und  buchhändlerischen 
Kreisen  die  Ansicht  vertritt,  daß  es  nicht  zweckmäßig  sei,  wenn 
von  deutscher  Seite  das  Abkommen  mit  den  Vereinigten  Staaten 
von  1892  gekündigt  werde,  selbst  er  meint,  daß  die  Not' 
wendigkeit  der  Anbringung  des  in  englischer  Sprache  abgefaßten 
Vorbehaltsvermerks  auf  allen  Exemplaren,  auch  anf  den  üi 
Deutschland  und  anderen  Staaten  zur  Verbreitung  gelangenden, 
eine  Belästigung  darstelle  und  daß  auch  nur  die  wenigsten  Ver- 
leger bezw.  Autoren  sich  in  der  Frist  von  einem  Jahre  darüber 
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schlüssig  niaclien  könnten,  ob  es  ihren  Interessen  entspreche, 
die  Herstellung  in  Amerika  zu  veranlassen  oder  nicht.  Diese 
Bemerkung  ist  zweifellüs  zutreffend.  Es  dürften  im  Verliuluiis 
nur  wenige  Fälle  sein,  in  denen  der  deutsche  Verleger  das  Buch 
in  den  yereini<(ten  Staaten  nochmals  drucken  oder  in  Über- 
setzung drucken  läßt,  dage^'^en  wird  man  wohl,  wo  überhaupt 
rroneifitlieit  besteht,  den  Vertrieb  auf  das  Gebipt  der  Vereinigten 
StaMtr-n  auszudelinen,  von  der  Hintcrlegnug  und  der  durch  sie 
bedin^^ten  Verschattung  des  provisorischen  einjährigen  Schutzes 
Gebrauch  machen;  diese  Schutzfrist  wird  wohl  in  der  Praxis 
vor  allem  dazu  benützt  werden,  um  den  Versuch  zu  machen, 
tlas  Verla^^'srecht  für  die  Vereinigten  Staaten  an  einen  ameri- 
kanischen Verleger  zu  verkaufen.  Selbstverständlicli  gelten  die 
Bestimmuncen  des  Gesetzes  von  1905  nur  für  diejenigen  Gegen- 
stände des  Urheberrechts,  bezuglich  welcher  die  Herstellung  in 
dem  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Gesetze  von 
1891  Bedingung  war,  also  für  Bücher,  Photographien,  Farben- 
drucke, Lithographien  u.  dergl.  Bei  Kunstwerken,  zu  denen 
auch  Holzschnitte  gehören,  bei  See^  und  Landkarten,  Musikalien, 
musikalischen  und  dramatischen  Werken  galt  aber  diese  Be- 
dingung bekanntermaßen  nicht,  bei  ihnen  reichte  die  einfache 
Anmeldung  und  Hinterlegung  für  die  Erwirkung  des  definitiven 
Schutzes  aus;  bezüglich  ihrer  bleibt  es  bei  dem  bislang  geltenden 
Becht,  da  es  ja  natürlich  dem  Gesetze  fern  gelegen  hat,  eine 
Verschlechtern ng  des  bis  zu  seinem  Inkrafttreten  bestehenden 
Reclitsznstandcs  bewirken  zu  wollen. 

Knu  für  die  I*raxis  w^dcr  uninteressante  nocii  unwichtige 
Frage  wird  durch  die  Bestimmung  der  zeitlichen  Wirksamkeit 
des  Gesetzes  gebildet.  Rückwirkungen  legt  die  aiucrikanisclK^ 
Gesetzgebung  neuen  Gesetzen  ebensowenig  bei  wie  die  fest- 
ländische, man  huldigt  auch  in  dvn  Vereinigten  Staaten  dem 
( Jrundsatz,  daß  die  vor  dem  Inkraftticteu  i  ines  ( ii  setzes  liegenden 
Akte  nach  den  älteren  Vorschriften  zu  iHurteilen  sind.  Dies 
gilt  auch  IUI  vorliegenden  Falle.  Bücher,  deren  Veri'fft  ntlichung 
vor  dem  Inkrafttreten  des  (Jesetzes  von  1905  erfolgt  i.st,  unter- 
liegen nicht  den  Bestimmungen  desselben,  sondern  ausschließlich 
denjenigen  des  bisherigen  Kechtt»;  die  amerikanische  Praxis 
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rechnet  neiie  Aullaf^en  eines  bereits  früher  verofteiiTlicbteu  Buchs 
nicht  zu  den  iiciicn  Krscheiiinng'en  und  läßt  hiervon  eine  Aus- 
iiuhme  nur  insoweit  zu,  als  es  sich  uiu  Teile  einer  NeuanfI;!::L- 
handelt,  die  vollständig  neu  sind;  für  die  Praxis  winl  diese 
Ausnahrae  in  irgendwie  erheblichem  Maße  nicht  in  llitraeht 
kommen,  so  daß  es  sich  also  so  put  wie  vonif  l)iMli(  Ii  uin  liücher 
handeln  wird,  welche  iiacli  dem  liiknifttreteu  des  neuen  <lt- 
setzes  in  Deutschland  zur  Veröffentlichung  gebracht  worden  sind. 
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Die  sechste  und  siebente  Konferenz  des  Comite 
Maritime  International.*) 

Von  RecIttMmwalt  Dr.  Helnricll  Flnke  in  Bremen. 

Die  sechste  Konferenz  des  Comitd  Maritime  International 
hat  im  Septemher  1904  in  Amsterdam  stattgefunden.  Bereits 
im  Juni  1905  wurde  eine  weitere  —  die  siebente  Konferenz  in 
Liverpool  abgehalten. 

Auf  diesen  beiden  Konferenzen  hat  man  sich  in  der  Haupt- 
zache beschäftigt  mit  der  Besprechung  folgender  Materien: 

1.  Die  Kompetenzfrage  in  AnsegelungsfäUen. 

2.  Eigentum  und  Pfandrechte  an  Schiffen. 

3.  Art  und  Umfang  der  Haftung  des  Heeders. 

Das  Comite  Maritime  hat  der  Frage 

.welche  Gerichte  sind  in  KoUistonssachen  zuständig*' 
von  Anbeginn  seiner  Tätigkeit  lebhaftes  Interesse  zugewandt. 
Wenn  man  die  Hi&tände,  die  sich  aus  der  Verschiedenheit  der 
Seegesetzgebungen  für  den  internationalen  Verkehr  ergeben, 
beseitigen  wiU,  so  ist  eine  Einigung  darüber,  vor  welches  Fomm 
die  Eechtsstreitigkeiten  gehören,  fast  ebenso  wichtig,  als  die 
Entscheidung  der  Frage,  nach  welchen  gesetzlichen  Bestimmungen 
der  betreffende  Fall  beurteilt  werden  soll.  — 

Eingehend  ist  zuerst  über  die  Kompetenzfrage  in  Anseg&> 
luDgsfällen  beraten  worden  auf  der  Hamburger  Konferenz  des 
Cornau  Maritime  (vgl.  Bericht  darüber  in  Ztsch.  XII  596  bis 
599).  —  Man  hatte  dort  in  erster  Lesung  eine  Reihe  von  Vor- 
schlägen angenommen  und  sich  über  folgendes  geeinigt: 

Es  seien,  so  wurde  beschlossen,  bezüglich  der  Zuständig- 
keitsfrage  der  Gerichte  in  den  verschiedenen  Ländern  bei 
Zusammenstoß  von  fremden  Schiffen  oder  einem  fremden  und 

♦)  Vgl.  ztsch.  Xli  im.  —  Red. 
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einem  eiiilicimisi  Inn  ^Schiffe  in  Territoria  Ige  wässern  folgende 
(ieri(  htsstuiidc  anzuerkennen : 

Ii)  Der  ( icriclitsstand  des  Wohnsitzes  des  in  Anspruch  ge- 
nuin imiicn  Reeders  —  soÜ  personnel,  sott  commercicU. 

b)  Der  (  tericiiLsütaiid  des  Ortes  der  Ansegelimg. 

c)  Der  Gerichtsstand  des  Re»^isterhafens. 

d)  Der  (lerichtsstaiid  des  An-estes. 

e)  Der  (lerichtsstaiid  dir  Widerklage. 
Abzuk'lmcM  seien  da^a';.;en  : 

a)  Der  Geriehtsstand  des  Ortes,  an  dem  ein  anderes  Schiff 
derselben  Reederei  (»der  eine  dieser  zustehende  Forderung, 
ein  (lUthulien  usw.  mit  Arrest  belejrt  werden  kann. 

b)  Der  (jerichtsstand  dt  s  Ortes,  an  dem  die  Klage  dem 
Bekla^rten  zutrestellt  wird. 

c)  Der  ( lerichtsstaiid  der  Staatsaiigeh<tri<?keit  des  Kläffers. 

d)  Der  nur  für  einen  von  mehreren  Beklagten  begründet«- 
Geriehtsstand. 

e)  Der  lieriehtsstand  der  Konnexität  für  RegreljklageL 
gegen  Dritte.  — 

Die  Haiiil)ur*:er  Konferenz  ernannte  (huiii  eine  Spezial- 
ktmiinissioii  mit  dein  Auftrage,  den  in  Hamburg  gefaßten  Re^so- 
liitioneii  die  Form  eines  „avu/il  projel  de  traite"  —  eines 
Vertragsentwurfes  zu  geben,  — 

Der  von  der  Kommission  ausgearbeitete  Vertragsentwurf, 
der  dann  auf  der  Amsterdamer  Konferenz  beraten  worden  ist, 
lautet  folgendernialien : 

Avan^-projet  de  ttaiU  sur  la  compiUnce  en  moHere 

d'abordage, 

Artiete  1. 

Vaction  du  chef  d  un  abordag«  pourra  itre  itUentde  §xclm8i9em$nt, 

au  choix  du  demnvdenr : 

a)  devanl  te  tribunai  du  domictle  persctnnel  ou  cotnmercMl  du 
pi  ujji  ietaire  de  naoire  defetulcur. 

Dans  ies  ea»  oA  le  difendeur  e»t  une  sociäti,  Tactionpourra 
Stre  formte  deeant  le  tribunai  du  siige  social  de  la  sociiU, 

b)  decant  le  tribunai  du  Heu  de  l  obordage ,  qudnd  ce  demier 
ycs-f  prorhfff  dftns-  les  eaux  territorialss,  appartenant  auee 
t'tats  coutractants. 
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c)  demnt  le  tribunal  du  port  oü  le  navite  du  de/endeur  «9i 
enregistre. 

d)  detant  le  tribunai  du  Zieu  ^  le  navire  du  difendeur  a  4t4 
saiei,  mime  dana  lea  eae  oA,  awmi  VaeeignatUm^  la  eaiaie 
aurait  ili  levSe  et  remplaede  pur  une  cautian. 

ArHde  2. 

Le  tr^nal,  eompitent  pour  etmnattre  de  Vaeiion  prineipale^  eera 
igalement  competent  pour  etatue  r  nur  la  dem  an  de  recon  rent  ioU' 
nelfe.  tlirig^  pur  le  defendeur  contre  le  demaudeur  du  chefdu  mime 
abordage. 

Ai  firfc  S. 

Les  tribun(tH.r  tfioitionnes  dam  lee  articles  precedenta^  aont 
designes  par  les  lots  nattotuiles. 

Articlc  f. 

Le  detnamleur  ne  p'-tn-rn  intenUn  qu'uuc  seide  action  du  cltef 
d  un  mime  abordage,  meme  si  plusieurs  tribunaux,  situ^s  dam  des 
Ataia  diffireniet  ee  trouveut  compätenie  en  wrtu  de  Vart.  1,  pmrtu 
teutefoia  qu^U  alt  iti  eaUafait  par  le  difendeur  au  jugemeut  rendu. 

Article  ö. 

Zm  tribunaux,  mentionnie  dana  Vart.  1,  aeront  iffolemant  com- 
pitenta  pour  ordonuer  dee  enqtdtea  proviaoirea,  que  le  tribunai  aaiai 
de  Taffaire  peurra  retenir  ä  tilre  d^ilementa  de  preuve. 

Article  6. 

La  eaiaie  canaervataire  d'un  navire  du  ekef  dun  abordage  peurra 
ilre  opirie  dane  taut  port  aitui  aur  le  territoire  dea  itata  contractante. 

Cette  f^aifir  vf  pourra  ehe  faite  qu'avec  la  permieaionde  fautih 
rite  cumpt'totti'.  designee  jmr  les  luis  nationales. 

L'aUto/  ttif,  cisee  par  le  paragraphe  preci^dent,  pourra  ordonner 
o»  demandeur  de  faumir  eauii&n,  pour  aüreti  dea  dommetgee-itUirita 
poueant  rieulter  de  la  eaiaie, 

Le  propriitaire  du  navire  aaiai  pourra  demander  la  mainleeie 
de  la  saisic  mntre  eaution  süffisante. 

L/is  fitnnalites  ä  remplir  pour  la  paliditi  de  la  eaiaie  aont  rägiea 
par  /e.v  l"/.s  nationales. 

In  Ainstrrdam  nun  entspann  sich  zunächst  eine  lebhaite 
Debattr  übur  tol^^endcn  Punkt- 

Bei  ciiipm  Zusainnicnstulj  kummen  meistens  vipIp  Personen 
und  I'artt'ieu  in  Fra^rt',  Heeder,  Laduugseigner,  die  Mannschaft, 
Pas4>a^i»TM  Assrkuradeure  u.  a.  m.  Es  liegt  die  Gefahr  nahe, 
daß  in loigt dessen  widersprecliende  Urteile  mi  Grund  eines 

Zaitoehrilt  f.  Intem.  Fzivatp  u.  ÖffmU.  Benbt.  XV.  37 
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Zusammenstoßes  ergthen,  wenn  die  verschiedenen  Beteiligten 
vor  verschiedenen  Gerichten  ihre  Ansprüche  vortragen.  Daher 
ist  die  Zahl  der  Gerichtsstände  nach  Möglichkeit  einzuschränken. 

Von  französischer  Seite  ans  wurde  dieser  Gedanke  zum 
Aosgangspunkte  der  Forderung  gemacht: 

„man  solle  das  forum  arresti  nicht  zulassen,  denn  dessen 
Kompetenz  hänge  vom  Zufall  ab,  ebensowenig  aber  auch  das 
forum  des  Kollisionsortes,  man  denke,  der  Zusammenstoß  habe 
in  türkischen  oder  patagonischen  Gewässern  statt^fandeo. 
Ausschließlich  zustäjidig  für  die  Entscheidung  solle  das  Ge- 
richt des  Domizils  des  Beklagten  sein. 
Betont  wurde  hierbei,  daß  dieser  Grundsatz  Anwendung 
finden  solle  auf  das  „entscheidende"  Gericht  —  Voruntersuchungen 
kdnnten  natürlich  auch  anderswo  stattfinden. 

Dieser  Vorschlag  wurde  jedoch  gtg^en  die  Majorität  der 
französischen  nnd  einzelne  belgische  und  holländische  Stimmen 
abgelehnt. 

Die  Redner,  welche  gegen  die  Annahme  des  französischen 
Vorschlages  sprachen,  wiesen  darauf  hin,  daß  fOr  die  Znlassmig 
mehrerer  Gerichtsstände  vornehmlich  drei  Gründe  angeführt 
werden  müßten  und  zwar 

1.  ein  wirtschaftlicher  Grund: 

—  Die  Kosten  eines  Prozesses,  der  an  dem  vielleicht  weitab 
von  dem  Tatort  oder  dem  Platz  des  Arrestes  gelegenen 
Wohnort  des  Beklagten  geführt  werden  müsse,  würden 
erheblich  größer  sein.  — 

2.  ein  praktischer  Gesichtspunlct: 

—  Das  Gericht  am  Tatorte,  Arrestplatze  usw.  kenne  am 
liesten  die  in  Betracht  kommenden  Begleitumstände  des 
einzelnen  Falles,  es  wisse  am  besten  Bescheid  über  die 
Sprache,  die  Grebränche,  Verordnungen,  über  die  speziellen 
Verhältnisse  der  Schiffahrt  auch  und  das  Fahrwasser.  — 

3.  ein  staatsrechtlicher  Grand: 

—  Keine  Regierung  werde  von  ihren  Souveränitätsrechten 
etwas  aufgeben  wollen.  Souveränitätsrechte  aber  kämen 
mit  in  Betracht.  Jeder  Staat  habe  Geriohtshoheit  über 
die  Dinge,  die  sich  auf  seinem  Gebiete  befinden,  und  die 
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Pflicht  und  das  Recht,  die  eigenen  üntertaneu  uiul  auch 
]:*>einde  zu  schützen  frepren  rnrecht,  das  ihnen  innerhalb 
der  eigenen  Gebietsliolieit  zugefügt  worden  sei.  — 

Nach  Alileliniinp  dieses  französischen  Vorschlages  wurden, 
die  einzelnen  Artikel  des  Vertragsentwurfes  dnrchfresprochen 
und  ohne  nennenswerte  Debatte  die  Artikel  la,  Ic,  id,  3,  4, 
6,  6  angenommen.  — 

Starke  Opposition  erregte  dagegen  der  Artikel  Ib:  ^.  .  . 
devant  Je  tribunal  du  lieii  de  Vabordage,  quand  ce  dernier 
s'esf  prodidi  dans  les  eaua;  terrüorialeSf  appartenant  aux 
etats  conlrmtants." 

Die  deutschen  und  viele  englische  Delegierte  stellten  das 
Amendement: 

„Artikel  Ib  des  Vertragsentwurfes  zu  streif  lien.*  — 

Allerdings  hat,  so  führten  sie  zur  Begründung  ihres  An- 
traprs  aus,  ein  Stn;it  die  (ierichtshoheit  in  bezug  auf  alle  in 
seinem  (iebiete  begangenen  strafbaren  Handlunpfen,  es  läßt  sich 
daher  der  (Jerichtsstand  des  Ortes  der  Ansegelung  an  sich  als 
forum  delkti  reclitfertif(en.  Allein,  zu  trennen  ist  die  straf- 
rechtlicli«'  Seite  der  Saehe  von  der  zivilrechtlichen.  — 

Die  Zafil  der  ( jerielitsstände  ist  tunlichst  einzuscltriinken ; 
sobald  ein  bestiinniter  Gerichtsstand  übertlüssi^  ist,  mub  auch 
die  Frage  seiner  Ziilassimtr  verneint  werden.  Der  (ierichtsstand 
des  Ortes  der  Ansegelung  ist  aber  völlig  überflüssipf  Denn  er 
ist  entbehrlich,  wenn  ein  forum  arresti  zugelassen  und  be- 
gründet ist,  und  völlig  nutzlos,  wenn  ein  forum  arresti  nicht 
bepTTündet  ist  —  z.  B.  im  Falle  des  totalen  Verlustes  des  in 
Anspruch  zu  nehmenden  JSelnrtes  bei  der  Anseprelunpr.  — 

Die  Konferenz  lehnte  jedorli  dieses  Amendement  ab  und 
♦rrfirhmigte  auch  Artikel  1  b.  l)en  (Opponenten  wurde  entpregnet, 
der  Artikel  Ib  sei  doch  nützlifb:  es  entspreche  dem  natüi'lielien 
Gefühl,  auch  den  Gerichtsstand  des  Ortes  der  Anseprelinip:  bei- 
zubehalten. Mau  wies  dabei  hin  auf  Fälle,  in  denen  Schiffe 
vor  der  Arrestlegunp:  die  Territorialp:e\vässer  wieder  verlassen, 
und  dann  anderswo  verklagt  werden  müssen.  — 

Widerspruch  machte  sich  ferner  geltend  von  französischer 
Seite  aus  gegen  Artikel  2  des  Vertragsentwurfes.  Professor 
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Lyon  Caen  (Paris)  führte  hierzu  am»,  es  mfißten,  wenn  bei 
einem  Gerichte  eine  Kla|^  ans  einer  Kollision  anhängig  ge- 
macht sei,  sämtliche  bei  derselben  Kollision  beteiligten  «nd 
interessierten  Personen  auch  gezwungen  sein,  ihre  Ansprüche 
vor  dem  einmal  mit  der  Sache  befaßten  Gerichte  geltend  ZQ 
machen.  Wenn  jeder  Beteiligte  bei  irgend  einem  der  in  Artikel  1 
des  Vertragsentwurfes  genannten  Gerichtsstände  nach  seiner 
Wahl  klagen  könne,  so  werde  nicht  vermieden  werden,  daß 
sich  widersprechende,  verschiedene  Urteile  in  derselben  Sache 
gefällt  würden. 

Diesen  Ausführungen  wurde  jedoch  —  und  mit  Erfolg  — 
die  Erwägung  gegenübergestellt,  daß  niemand  einen  anderen 
zwingen  könne,  seine  Klage  bei  demselben  Gerichte  anzubringen, 
welches  ihm  möglicherweise  für  die  Geltendmachung  seines 
Anspruchs  unglücklich  gewählt  erscheine.  — 

So  wurde  auch  dieses  Amendement  abgelehnt  und  der 
Artikel  2  angenommen  mit  der  Ändemng,  daß  an  Stelle  der 
Worte  „sera  &mp4tent^  gesetzt  wurde  f^paurra  Üre  saisi,"  — 

Zum  Schlüsse  der  Be^rechong  des  Vertragsentwurfes  wurde 
noch  von  englischer  Seite  aus  die  Aufnahme  eines  Zusatzartikels 
des  Inhaltes  beantragt,  daß  von  den  Bestimmungen  des  Yertrages 
nicht  getroffen  werden  sollen  Kriegsschiffe  und  Schiffe,  die  im 
Eigentum  ein^  der  Vertragsstaaten  stehen.  Im  Prinzip  erklärt 
die  Konferenz  sich  einverstanden  mit  diesem  Vorschlage  und 
beschließt,  die  genauere  Bedigierung  desselben  einer  Spezial- 
kommission  zu  äberlassen.  — 

Aus  diesem  Grande  wird  die  ^Kompetenzfrage  in  Ansege- 
lungsfällen"  vermutlich  noch  einmal  auf  der  Tagesordnung  einer 
späteren  Konferenz  des  Comtt^  MariiuHe  erscheinen.  Im  flbrigen 
aber  darf  gesagt  werden,  daß  diese  wichtige  und  schwierige 
Materie  mit  ihren  zahlreichen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen 
Fragen  eine  erschöpfende  Behandlung  seitens  des  ComiU  Mari- 
Hme  erfahren  hat,  eine  Behandlung,  die  zu  einer  völligen  in^ymig 
der  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte  und  in  dem  ge- 
nehmigten Vertragsentwurfe  auch  zu  einem  praktischen  Ergeb- 
nisse geführt  hat.  — 
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Di6  Tergleichende  Betrachtang  der  Seegesetze  der  ein/rlnen 
Nationen  zeigt,  daß  diese  in  ihren  Bestimmungen  über  Eigen- 
tom, Pfandreclite  und  andere  dingliche  Rechte  an  Schiffen  er- 
heblich voneinander  abweidsen  Daß  diese  Verschiedenheit 
der  Seegesetzgebnngen  für  den  internationalen  Handelsverkehr 
und  den  maritimen  Kredit  Mißstände  schafft,  bedarf  Iseiner 
Erörterung. 

Das  Co  mite  Maritime  hat  auf  den  Konferenzen  in  Amster- 
dam und  Liverpool  dieses  Thema  zum  Gegenstande  eingehender 
Beratungen  gemacht. 

In  Amsterdam  gelangte  zunächst  zur  Diskussion  folgende 
Frage: 

-Welcher  Weg  ist  einzuschlagen,  nm  den  Mißstand,  der 
sich  aus  der  Verschiedenheit  der  Seegesetzgebunprrn  in  An- 
sehung der  Bestimmungen  ül)er  Eigentum  und  Pfandrechte 
und  andere  dingliche  Rechte  an  Schiffen  ergibt,  zu  beseitigen?* 
^Soll  eine  völlig  gleichartige  Gestaltung  der  «insc  Ii  lägigen 
Gesetzesbestimmungen  der  sämtlichen  seefahrenden  Nationen 
angestrebt  werden,  oder  bietet  eine  alljrciiipine  Anerkennung 
und  Durchführniijx  des  rirundsatzes,  daß  das  Recht  der  Flagge 
allein  entscheidend  ist  für  alle  Hechtsverhältnisse  eines  Schiffes, 
mehr  Gewähr  für  einen  Erfolg?''  — 
Die  deutschen  Delt  ^^ierten  vertraten  den  Standpunkt,  eine 
Gleichgestaltung  der  einzelnen  Seegeset^^ebungen  sei  nicht 
durchführbar.  Der  wohl  allgemein  anerkannte  Grundsatz:  ^zwar 
sind  die  Schiffe  bewegliche  Sachen,  das  Recht  hat  sie  aber  in 
manchen  Beziehungen  als  Immobilien  zu  behandeln'^  hat  so 
wurde  ausgeführt       zur  unausbleiblichen  Folge,  daß  keine 
Kation  sich  darauf  einlassen  wird  und  —  was  wichtiger  ist  — 
darauf  einlassen  kann,  diejenigen  Bestimmungen  des  Immobiliar- 
rechtes,  die  nach  ihrer  Auffassung  auf  Schiffe  Anwendung  zu 
finden  haben,  nach  anderen  Prinzipien  zu  gestalten  als  den  nach 
ihrer  Konstruktion  des  Immobiliarrechtes  für  unbewegliche  Sachen 
richtigen  und  zweckmäßigen.  Die  Rechtsgrundsätze  gerade  des 
Immobiliarrechtes  weichen  aber  bei  den  verschiedenen  Nationen 
80  erheblich  voneinander  ab,  daß  eine  Gleichgestaltung  aus- 
geschlossen erscheint.  Einzelne  Bechtssätze  über  eine  spezielle 
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Materie,  dvrvn  Wurzeln  und  Voraussetzunpen  in  dera  übrijren 
Rechte  eines  Landes  hier  und  da  verstreut  liegen,  lassen  sidi 
aus  diesem  orfranisclipn  Zusammenliaiif^e  auch  nicht  losl'i>:'"! 
und  aiißeriialb  des  allfiemeinen  Hechtes  steiiea  ohne  tiefgeheude 
innere  8ehäd!i.'iMi;x  desselben. 

Daher  sei  dein  Prinzip  des  „Rechtes  der  Flagge der  Vor- 
zug zu  fj:el>eii.  woliei  natürlich  Ausnahmen  zuzulassen  seien,  so 
besonders  mit  hezuf^-  auf  die  Forui  vun  Keclitsgeschäften  und 
Rechtshandlungen  (z.  B.  Verkauf  des  Schiffes).  Hier  müssi  das 
Ortsrerht  entscheidend  sein.  Auch  dürfe  bei  Kontrakten  niciit 
iniuier  das  Recht  der  Flagge  maßprebend  sein  fz.  R.  Einkauf  von 
Schiffsvorräten  im  deutschen  Hafen  durch  Engländer:  beide 
Parteien  würden  es  selbstverständlich  und  logisch  linden,  daß 
deutsches  Keclit  in  Anwendung  komme). 

Diese  .Vusführun^en  wurden  von  englischen  und  franz(»sischen 
Delpfrierten  scharf  anue^^riffen.  l>;is  Seerecht  .^ei  ein  besonderes 
Rechtsgebiet,  beherrscht  von  eigenen  Kegeln.  Wohl  sei  die 
Schwierigkeit,  ein  einheitliches  Recht  zu  schaffen,  groß,  allein 
das  könne  nicht  entscheidend  sein.  Auch  handele  es  sich  hier 
um  Ausgleich,  Beseitigung  und  Veränderung  geschriebenen 
Rechtes.  Hiermit  aber  sei  leichter  zu  brechen,  als  mit  alten 
Gewohnheiten. 

Die  Konferenz  in  Amsterdam  beseliließt  darauf: 

„Die  Frage  des  Eigentums  und  l'fandreehtes  an  Schifieo 
nicht  mittels  einheitlicher  Anwendung,  von  Re^'^eln  des  inter- 
nationalen Privatreclites.  sondern  durch  Schaft'unp-  riues  ein- 
heitlichen Rerhtes  zu  regeln,  unter  Vorbehalt  aller  Fragen 
von  rein  natiunalem  Interesse."  -  - 

Viel  weiter  als  bis  zur  Beantwortung  dieser  ersten  ]trin- 
zipiellen  Krage  ist  man  auf  der  Konferenz  in  Amsterdam  nicht 
gekoiiMuen.  Es  kam  nur  no(  h  zu  einer  kurzen  Besprechung 
der  Kani;oidnun^''  der  Gläubiger.  Einp'«ranfren  wurde  dabei 
eigentlich  nur  auf  die  FYage,  ob  die  Kollisionsglänbiger  ein 
Vorrecht  haben  solltin. 

Hierzu  wurde  lU'r  Besclduij  «zefaßt: 

_l>er  KollisionsnUiuMM-t-r  soll  ein  Pfandrecht  haben,  jedoch 
nicht  ein  dem  englischen  Rechte  entsprechendes  Privileg." 
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Dieser  Beschluß  wurde  gegen  die  englischen  Stimmen  an- 
genommen, welche  für  Annahme  des  Standpunktes  ihres  natio- 
nalen Rechtes  stimmten. 

Bine  eingehende  Besprechung  der  Frage  nach  Bang  und 
Stellung  der  Gläubiger  kam  erst  auf  der  Konferenz  in  Liver^ 
pool  auf. 

Eine  Sonderkommission  hatte  auf  Grund  der  bisherigen 
Berichte  der  einzelnen  nationalen  Zweigvereine  sowie  der  in 
Amsterdam  gemachten  Erfahrungen  einen  Vertragsentwurf  ausp 
gearbeitet.  Derselbe  lautet: 

Avant'proßt  de  traUä 
sur  les  Hffpothiques  e0  PrioH^fes  MariUmes. 

Arüele  1, 

Lea  kypöthiquMt  morigage»,  gagM  tur  navirea  räguiUremant 

itabiis  et  rendus  publics  dans  ckueun  des  pßjf»  wiUractants,  seront 
respectcs  dans  tous  les  autres  et  y  produiront  le  mäme  effet  que  danx 
leur  pau9  dorigine,  sauf  ce  gui  aera  dii  ci-apria  pmr  les  Privileges. 

Art  tele  -J. 

Les  hypothSqm  maritimea  et  autres  droits  similairea  aont  primia 
par  les  pHmUgea, 

Article  3. 
Scnt  priviUgiis  aur  lea  nmHraa: 

1.  Lea  er^aneea  du  ehef  da  fraia  de  ßtaHt»,  iaaea  et  impdta  puMiee, 
dea  fraie  de  garde  et  de  eanaervation, 

2.  Lee  indemnitda  dues  pour  sauvetaget  püotage,  remarguage  et 
arnrie  commune  pendant  !e  de)  vier  roifage. 

3.  Les  'ff! UPS  du  cnpitaine  et  de  Vequipage,  depuis  le  dernier  engage* 
ment,  mais  avec,  au  plus,  une  duree  de  12  mois. 

4.  Les  creancea  du  chef  de  domtmtgea  cauais  par  abordage. 

6,  Lee  d^oura  du  capitaine,  lea  avancea  lui  faitea  pour  lee  heeoiue 
du  naeire  pendant  le  demier  wtgage,  le  prSt  ä  la  groaae,  lea 
damrnagea'intirita  pour  avaries  et  manguants,  les  crdancea  pour 
riparations,  fmtrm'fureff,  vietuailies^  equipenieiif.  niaitt-d'r^UTre, 
pour  mttnnt  .zettle tticnt  quc  cea  creance^  aoient  tires  et  exercees 
au  pi>rt  ou  le  navire  ae  tt  ouve,  ou  dann  les  ports  du  meme  pays 
ou  tl  fait  escale  pendant  le  meine  voyage. 

Article  4. 

Le  privili'ge  acctn  de  par  l  article  preci-dent  ne  itub^iatc  que  si  la 
eriance  dent  ^agit  est  justifde  dans  lea  formea  requises,  sott  par  la 
loi  du  pa/ge  oft  eile  eat  nie,  aoit  par  la  loi  nationale  du  naeire,  et 
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»aUffaU  aux  conätHons  impoaieB  par  Vum  ou  PaiUr*  de  ee»  M$ 
pour  le  mainiiem  du  priviUg«. 

Article  ö. 

Dans  le  cas  oü  le  privilege  u'est  pa»  restreint  aux  creances  nee» 
pendant  le  demier  toyage,  Vordre  des  pricileges  eet  en  eene  imeeree 
de  la  daie  de»  wifogee. 

Pour  un  mSme  vot/apc.  le  rang  se  rdgle  conformiment  ä  nnume* 

rntiun  dnnm'e  par  rfiitirle  3.  Lei>  rrrniires  fiffuratU  ä  U»  mime 
numäro  dann  cet  article  viennent  au  marce  le  franc. 

Arüele  6, 

Le  earaetire  prMUgU  de  touie  erianee  ee  preeerit  par  um  mi. 
Lee  hie  noHenalee  riglent  Veffet  du  transfert  de  la  preprüii  du 
naeire  en  ee  qiU  eonceme  lee  priviUgee  et  hypothiqaee. 

Nach  längerer  Beratung  über  den  Yertragsentwiirf  wird 
in  Liverpool  beschloesen,  ilin  an  eine  erweiterte  Kommission  zur 
Umarbeitimg  znrackziverweisen. 

Aus  der  Diskussion  ist  hervorzuheben: 
I.  Der  deutsche  Standpunkt  wird  von  deutschen  Delegierten 
wie  folgt  präzisiert: 

Nach  deutschem  Recht  ist  ein  Schiffsglaubigerpfandrecht 
gegeben,  allen»  denen  der  Reeder  nur  beschränkt  haftet  und 
umgekehrt:  Wo  ein  SchÜfegläuMgerpfandrecht  besteht,  ist  auch 
die  Haftung  auf  Schiff  und  Fracht  bescliränlct  (einzige  Aus- 
nahme §  774  HGB).  — 

Der  Inhalt  des  Schiffsgläubigerrechtes  ist  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Schiffe  nebst  Zubehfir  (g  755)  sowie  der 
Bruttofracht  derjenigen  Reise,  aus  welcher  die  Forderung  ent- 
standen ist  (§  756).  Die  Wirkung  des  Schiffsgläubigenrechtes 
besteht  darin,  daß  es  im  Falle  eines  Zusammentreffens  mit 
anderen  Pfandgläubiger-  oder  sonstigen  Gläubigerrechten  den 
Vorzug  erhält.  Im  einzelnen  gewäliren  die  nachbenannten 
Forderungen  die  Rechte  eines  Schiffsgläubigers: 

1.  die  zu  den  Kosten  der  Zwangsvollstreckung  nicht  geliörendcn 
Kosten  der  Bewachunfj:  und  Verwahning  des  Schiffes  und 
seines  Zubehörs  seit  der  Einbringung  des  Schiffes  in  den 
k'tzten  Hafen,  falls  das  Schiff  im  Wege  der  ZwangsvoU- 
Streckung  verkauft  wird; 
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2.  die  öffentlichen  Schiffeh,  Schiffahrts^  und  Hafenabgaben, 
insbesondere  die  Tonnen-,  Leuchtfener-,  Quarantäne-  und 
Hafengelder ; 

3.  die  aus  den  Dienst^  und  Henerverträgen  heirühienden 
Forderungen  der  Schiffsbesatzung; 

4.  die  Lootsengelder  sowie  die  Bergung»-,  Hfllfs-,  Loskaufe- 
und  Beklamekosten; 

5.  die  Beiti^ige  des  Schiffes  zur  groBen  Haverei; 

6.  die  Forderungen  der  Bodmereigläubiger,  welchen  das  Schiff 
verbodmet  ist,  sowie  die  Forderungen  aus  sonstigen  Kredit- 
geschäften, die  der  Schiffer  als  solcher  während  des  Aufent- 
haltes des  Schiffes  außerhalb  des  Heimathafens  in  Notfällen 
abgeschlossen  hat,  auch  wenn  er  Miteigentümer  oder  AUein- 
eigentfimer  des  Schiffes  ist;  den  Forderungen  aus  solchen 
Kreditgeschäften  stehen  die  Forderungen  wegen  Lieferungen 
oder  Leistungen  gleich,  die  ohne  (rewährnng  eines  Kredits 
dem  vSchiffer  als  solclicn  während  des  Aufenthaltes  des 
Schiffes  außerhalb  des  Heimathafens  in  Notfällen  zur  Er- 
haltung des  ScliiiYcs  odw  zur  Ausfülirung  der  Reise  gemacht 
sind,  soweit  tlicsc  LietiTuiigt  ii  oder  Leistungen  zur  Be- 
friedigung des  lit'diirfnisses  trforderlirh  waren; 

7.  die  l-'unlcrungen  wt-fren  NichtubliciiTung  oder  Iksc  liiiili'runfr 
der  Ladungsgüter  und  des  im  §  673  Abs.  2  erwähnten 
"ReiMr.iiTcs ; 

8.  die  uicht  unter  eine  der  vorigen  Niiirimern  falieiuleii  l-'or- 
deningen  aus  Rechtsgeschäften,  die  der  Schiffer  als  solcher 
kraft  seiner  gesetzlichen  T^cfufrnisse  und  nicht  mit  bezug 
auf  eine  besondere  VoUmacJit  ^^eschlossen  hat,  sowie  die 
nicht  unter  eine  der  vorigen  iSummern  fallenden  Forde- 
rungen wegen  Xichterfüllung  oder  wegen  unvollständiger 
oder  mangelhafter  Erfüllung  eines  von  dem  Reeder  ab- 
geschlossenen Vertrages,  insofern  die  Ausfülirung  des 
letzteren  zu  den  Dienstobliegenheiten  des  Schiffers  ge- 
hört hat; 

9.  die  Forderungen  aus  dem  Verschulden  einer  Person  der 
Schiffsbesatzung,  auch  wenn  diese  Person  zugleich  Mit- 
eigentümer oder  Alleineigentümer  des  Schiffes  ist; 
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10.  die  Forderungen,  welche  der  Benifsgenossenschaft  nach 
den  Vorschriften  über  die  Unfallversicherung  und  der  Ver- 
sicherungsanstalt nach  den  Vorschriften  Aber  die  Invaliden- 
versicherung gegen  den  Reeder  zustehen. 
Über  die  Reihenfolge,  in  der  diese  Forderungen  rangieren« 
enthalten  die  §§  766—770  des  H6B  detaillierte  Bestinumingen.  — 
Deutschland  hat  den  Standpunkt  vertreten,  dafi  das  dentsclw 
Recht  allen  Zweckm&Bigkeits-  und  BiUigkeitsrBckBichten  gerecht 
wird.    Die  Rangordnung  der  einzelnen  Schilfsgl&nbigerrechte 
baue  sich  logisch  auf  unter  BerQcksichtigung  der  in  Präge 
kommenden  praktischen  und  wirtschaftlichen  £Wagnngen.  Die 
erste  Gruppe  (1,  2)  bilden  die  Ansprache  der  staatlichen  Zen- 
tralen, ohne  deren  Mitwirkung  eine  Realisierung  der  G]i^uhige^ 
rechte  überhaupt  unmöglich  ist;  der  zweite  Platz  (3)  ist  — 
berechtigten  sozialen  Erwägungen  folgend  —  den  aus  Dienst-  ond 
Heuerverträgen  herrührenden  Forderungen  der  SchiSsbesatznng 
angewiesen ;  es  folgen  (4 — 6)  die  Ansprüche  aus  während  der 
Peisc  zwecks  Ermöglichimfr  und  Durchführung  derselben  sowie 
ztii  Rerening  eines  8ehiftV.s  abgeschlossenen  Verträgen;  daran 
schlirlii  II  sich  die  Schadense rsatzfiadt  rungen  der  Ladunpsint»  i- 
essriiten  (7),  dann  koninu'u  völlig  logisch  die  Fordern ngcu  au^ 
iitM.hts<>('S(iiäft('n  des  Schiffers  und  VerschulUen  finer  Person 
der  ScliiftslK  satzun^r  (8.  9)  und  endlich  die  Ansprüche  der  Beruk- 
genossenschaft  (10).  — 

Die  deutsche  Kommission  bat  dalier  für  deu  Fall  einer 
internationalen  Regeliuii:  dt  r  Revorzugun<2:  und  Ranp*rdnnng 
einzelner  Forderungen  eine  Regelung  nach  dem  Vorbilde  dt» 
deutschen  Rorlitps  empfolilcn.  — 

II.  Der  englische  Standpunkt  wurde  vornehmlich  von  Cn  r  rer 
vertreten,  welcher  im  prroßen  und  ganzen  den  Vertragsentwurf 
billigt,  jedoch  folgende  Ausstellungen  macht: 

a)  dem  Havariegrossebeitrag  darf  ein  Schifisgläubigerpfaod- 
recht  nicht  gegeben  werden  (cf.  No.  2  des  Art.  3).  — 

b)  die  Heuerfordeningen  müßten  an  die  zweite  Stelle  geruckt 
werden  (cf.  No.  3  des  Art.  3).  — 

c)  alle  anderen  Nummern  des  Art.  B  (No.  2,  4,  5)  mofiten 
unter  eine  Nummer  gebracht  werden  und  in  dieser  Nunmer 
das  spätere  Recht  dem  früheren  vorgehen. 
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Weitere  cnplisc iie  Stimmen  ließen  sich  für  eine  Bevnrzunfunjr 
der  Forderunpen  aus  Hülfslohn  und  Kollision  hören,  und  zwar 
sollte  an  hervorragenderstelle  „Hülfslohn"  kommen  (dies  wurde 
namentlich  von  Finanzkreisen  hef iirwortet  i  und  dann  „KoUision"*, 
um  nachlässiger  Navigierung  vorzubeugen.  — 

Eine  umfassende  Begründung  einer  von  ihm  empfohlenen 
Rangordnung  gab  Dr.  Vio  (Ungarn).  £r  teilt  die  Schiffs- 
gläubigerrechte in  fünf  Klassen  ein. 

1.  Alle  Forderungen,  die  dem  Schiffe  nach  dessen  Ankunft 
zugute  kommen,  sowie  die  gerichtlichen  Kosten  und  die 
Bewachungs-  und  £rhaltangskosten. 

2.  Forderungen,  die  vnr  der  Ankunft  entstanden  seien  — 
Lootsengelder,  Scblepplohn,  Hafenabgaben,  Henerforde- 
mngen. 

3.  Hülfslohn,  Keparatur-  nnd  andere  Kosten,  welche  aufge- 
wandt seien,  um  dem  Schiffer  die  Vollendung  der  Heise 
zu  ermöglichen,  und  Haverioprossebeiträge. 

4.  Die  Fordeninfjen  der  Kollisionsgläubiger.  Man  gebe  ihnen 
ein  Pfandrecht,  weil  sie  Schaden  erlitten  hätten.  Aber 
aucli  die  anderen  (iläubiger  erlitten  Schaden  durch  eine 
Kollision  und  dabei  hätten  sie  dem  Schiffe  —  freiwillig 
ein  Risiko  übernehmend  < —  Vorteil  gebracht,  was  die 
Kollisionsgl&ubiger  nicht  getan  hätten. 

ö.  Alle  anderen  —  auf  Verträgen  beruhenden  Forderungen. 
Diese  seien  zuletzt  anzusetzen,  da  die  Gläubiger  sich  ihre 
Hechte  durch  Vereinbarung  sichern  könnten. 
Zu  einer  Einigung  ist  man,  wie  erwähnt,  in  Liverpool 
nicht  gekommen;  es  hat  auch  wohl  eine  völlige  Klärung  aller 
Gesichtspunkte  noch  nicht  stattgefunden.  JSine  erneute  Lesung 
des  alleidings  wohl  stark  fiberzuarbeitenden  Vertragsentwurfes 
bleibt  deshalb  einer  späteren  Konferenz  vorbehalten.  — 


Die  dritte  Materie,  welche  in  Amsterdam  und  Liverpool 
(gegenständ  der  Beratung  des  Comitä  MariHme  bildete,  war: 
„Art  und  Umfang  der  Haftung  des  Reeders.*^  — 

Das  ComiU  Maritima  und  seine  nationalen  Zweigvereine 
haben  gleich  bei  Beginn  ihrer  Tätigkeit  die  Bearbeitung  dieser 
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Fragen  in  Angriff  genommen,  da  es  sich  um  t  iiic  Materie 
handelt,  bei  der  sich  der  Mißstand  der  Verschiedenheit  der 
Seegesetzp:rbnnp:on  brs'onders  fühlbar  macht. 

Wie  bekannt,  besteben  bezüglich  der  Art  der  Beederhaftimg 
vier  große  Systeme. 

a)  Das  doütsche  —  Exekutionssyistem,  nach  welchem  der  Reeder 
an  sich  persönlich  unbeschränkt  haftet,  in  den  weitaos 
meisten  Fällen  aber  (cf.  HGB  §§  485,  486)  eine  Be- 
schränkung seiner  Haftung  (auf  Schifi  und  Fracht)  eintritt 
und  zwar  nach  dem  Prinzip  der  reinen  Sachfaaftong  der- 
gestalt, daß  der  Gläubiger  einen  ZngrUf  auf  die  Sache 
(Schiff  und  Fracht)  hat.  — 

b)  Das  französische  —  Abandonsystem.  Der  Reeder  haftet 
persönlich,  unbeschränkt;  es  steht  ihm  (das  ist  der  Haupt- 
unterschied zu  a)  aber  frei,  sich  durch  Abandon  von  Schif 
und  Fracht  von  weiterer  Haftung  freizumachen.  — 

c)  Das  nordamerikanische  System:  als  Begel:  Die  Haftimg 
ist  beschränkt  anf  den  Wert  des  Schiffes  und  den  Betrag 
der  Fracht,  oder  der  Reeder  kann  Abandon  von  Schif 
und  Fracht  wählen.  — 

d)  Das  LUglische  —  Geldhaftun^issystem:  als  Regel:  Tlattnn^ 
des  Reeders  mit  seincin  jxanzen  Vermögen  (naiiit'ntlich  aus 
Vertragsobligatiüüen ).  In  gewissen  Fällen  Noniehmlich 
dem  der  Kollision)  ist  die  Haftung  beschränkt  auf  einen 
gesctzlii'li  bestimmten  naeli  der  (Jrüße  dps  Schilfes  be- 
nicssfurn  ( ii'ldbetraji:  (bei  Personeniieseliiidiginigen  lö  i\ 
bei  Sachbescliädigung  8  £  pro  Tonne  des  Bnitto-Baum- 
gehaltes  des  Schiffes).  ~ 

Aus  vorstehender  Übersicht  ergibt  sich,  daß  die  Systeme 
a,  b  und  c  sich  vereinigen  lassen,  wenngleich  sie  aus  gänzlich 
verschiedenen  Prinzipien  (Sachhaftung  gegenüber  persönlicher 
Haftung  mit  ilein  eventuellen  heneficium  des  Abandons)  sich 
entwickelt  haben.  Die  Schwierigkeit  eines  Ausgleiches  für  den 
inteniationaUn  \  i  rkehr  lit  gt  in  der  grundsätzlichen  praktisches 
Verschiedenheit  der  kontinentalen  Systeme  einerseits  (a  und  b; 
c  spielt  kaum  eine  selbständige  Bolle)  und  des  englisches 
Systems  (d)  andererseits.  — 
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Der  deutsche  Reeder  z.  B.,  dessen  Schiff  schnUHiafter  Weise 
eine  Kollision  herbeiführte,  haitet  nach  dentsLlieni  Reclite, 
praktisch  betrachtet,  überliaupt  nicht,  wenn  sein  —  schuldiges 
Schiff  bei  der  Kollision  selbst  total  verloren  ^^eht.  Der  eng- 
lische Reeder  haftet  im  gleichen  Falle  gleichwohl  mit  b  oder 
15  £.  - 

Diese  Hauptschwierigkeit  bildete  bereits  auf  der  Jvuiiterenz 
des  Comife  Maritime  in  Antwerpen  1898  den  Gegenstand  einer 
lebhaften  Disküftbion.  Die  Mehrzahl  der  Delegierten  neigte  sich 
damals  der  Adoptieruiig  des  kontinentalen  Systems  zu,  allein 
ein  Beschluß  nach  irgend  einer  Richtung  hin  wurde  nicht  ge- 
faßt. Man  einiGte  sich  weder  über  die  Frage,  welrlies  System 
internationaler  lup-lun^  zugrunde  gelegt  werden  solle,  noeh 
entschied  man  (lie  zweite  Frage,  in  welchen  Fällfn  überliaujit 
der  Reeder  beschränkt  haften  solle.  Auch  bezüglich  dieser 
PYage  ist  eine  Einigung  aulierordt  ntlich  schwer  in  Ansehung 
der  grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  kontinentalen  Systeme 
und  des  englischen  Systems  hinsichtlich  der  Haftung  des  Reeders 
aus  Vertragsobligatiouen.  — 

In  London  1899  einigte  man  sich  dann  zunächst  darüber 

,daß  der  Reeder  imlK-srhränkt  haften  solle  im  Falle  eigenen  Ver- 
schnMi  ns,  duLi  dagegen  im  Falle  fremden  Verschuldens  die  Uaftang 

sich  beschränke", 

und  man  faßte  des  weiteren  folgende  Resolution: 

„La  cottfirtnce  rteommande  eomme  loi  universelle  maritime  la 
rigle  «ttteaitfo,  appUeoMe  ä  ioas  dammagee  materieU  oeeaaümn^e 
par  le  na/oire  eaii  ä  des  eitases  flotiantes,  seit  ä  des  ebjets  fbsA 

OU  terrestres: 

Lv  propn'p faire  du  ttavire  aura  le  choix  de  se  decharger  de 

taute  re.spottfiaöiiitc' 

seit  par  Vabandon  du  navire  ei  d»  frit,  — 

soU  par  U  pat/ement  ^une  semme  «Pargent  eälcuUe  ^apHs 

le  tonnage  du  navire. 
La  question  des  reclamatiem  pew  perte  de  He  o»  lesions 

corporelles  est  renervee." 

Man  entschied  sich  also  dahin,  dem  in  Anspruch  genommenen 
Reeder  die  Wahl  zu  lassen  zwischen  englischem  and  kontinen- 
talem System. 

In  Paris  1900  iaßte  man  die  folgende  Besolution: 


„La  ^uhon  etdcj^  par  U  comgri»  4$  landm  qutmt  ä  U 
limitaiitm  de  la  rstpontaMitä  des  prepri^iaiw  de  n»Hrt  daii 
s*ajipttguer: 

1.  aux  dommages  ciiuais  aux  diffneB,  quais  et  autre»  objeii 
ßxes  qupfcnnques.  — 

2.  aust  contrats  conclus  meme  par  le  proprie  taire  <»«  uatin 
den  fjuc  leur  execution  rentre  dann  les  fmctione  Ugale» 
du  capitaine  eam  gnVI  y  ait  Heu  de  dtetingudr  »i  le 
vioiation  de  eee  eoutmis  et  due  ä  um  pereoume  de  riquipegt 
ou  non,  le  eat  de  fauie  perstmmiie  du  propriiiaire  eeul 

3.  Jj'i  /nm/itfto/i  de  in  i  csjx'H  sahilite  ne  doit  pa«  s  i'tendre 
uujc  yaycs  du  capitaine  et  de  l't'(/uipage. 

Hiermit  beantwortete  man  die  Frage,  wann  der  Reeder 
beschränkt  liaften  solle,  im  Sinne  der  kontinentalen  S3'äteme.  — 

Iii  Hamburg  beschloß  man  darauf  1902: 
„La  eonfirence  emfirme  lee  räaoluiiane  voUee  aux  eonfiremm 
de  Londree  et  de  Parie^  relativemeut  ä  la  limitatieu  de  le 
responsabitit4  des  armateurs,  ckarge  une  eownti.^sion  äuommer 
pttr  le  Bureau  de  donner  ä  eee  rieeiutUme  la  forme  d'unprejk 

de  tiait<^.  —" 

Die  vom  Huivau  crniiiiiitr  Kommission  hat  dann  in  Aus- 
führung der  ihr  iu  Hamburg  zugewiescm  n  Anf<;ul)t'  vuien  Ver- 
tragsentwurf aiis}r('Mrl)eitet,  der  auf  der  Konterenz  in  AmsU  niain 
nur  flüchtig  b»'s|)ru(  iiLn,  in  Liverpool  al»er  einprehend  beraten 
w<  r  i-  II  ist.  l)i<'ser  Vortragsentwurf  lautt  t  in  englischer  Fassung 
(so  lag  er  der  Beratung  zugrunde)  wie  folgt: 

Drc^  Treaty  on  the  LimiUztian  of  the  Skipoumer's  LiabäUg. 

Artikel  1. 

Whcn  the  owner  of  a  ship  is  hefd  respnnsible  accordin't  tn  the 
law  of  tite  cuuntry  for  the  acts  of  the  master  und  cretc  oi  fvr  ike 
engagement«  entered  into  by  the  muster  in  virtue  of  his  legal  capaciijf 
his  liabüity  ie  far  eaek  vogage  UmUed: 

a)  To  the  ekip  or  ite  vaiue  at  tke  eud  oftkewifage,  at  the  optieu 
of  the  owner. 

b)  Tu  tfie  net  freight  for  the  voynge  until  ifn  termination . 

c)  To  the  indem» itie.'»  due  tri  the  owner  for  ffrncral  tircraije. 
Cülliaion  or  other  damage  suffered  by  the  ship  during  the  vuyuge^ 
sutject  to  deduetion  of  the  eaepensea  iueurred  M  puttiug  the  Mp  4» 
a  fit  State  to  complete  Oie  voifoge. 

The  right  of  the  ereditore  doee  not  i)$elude  the  elaim  af  iht 
owner  againet  the  ineurer. 
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Bij  iiat  freight  ia  tneant  tlte  gross  freigkt  and  passage  moneg 
wen  if  paid  im  a^wm^,  4Muetion  beimg  made  of  th»  ekargw  tehich 
are  proper  to  the  aame. 

Uke  ftogage  will  be  comidertd  mded  after  final  discharge  of  tke 
goods  and  passenge rs  Happening  to  be  on  board  the  ship  and  shoum 
on  the  manifest  at  the  tmnnfftf  ivhen  the  obliß'ttinu  has  arisen  and 
in  caae  of  successive  oclitjtutnns  after  final  dii>chu/ge  of  the  tehole  of 
the  goods  and  passenge  rs  Happening  to  be  oh  board  at  tke  tHvmetU 
both  of  tke  one  and  of  the  other  event. 

If  th§  ship  carriea  ntither  goods  mr  passengers  the  vopage  wiU 
be  considered  ended  at  the  first  port  it  plO»  into  or  at  the  particiliar 
port  where  it  happetis  to  be. 

Artikel  2. 

If  fhr  nwner  elects  für  the  abandr>timent  nf  the  sh/'p  and  does 
not  ciiri  if  thi^  intn  effect  ttttfil  stnne  time  after  the  vnd  t>j  the  rinftiye, 
he  is  only  freed  up  to  the  amount  of  the  talue  of  the  ship  at  the 
tnomemi  of  the  abandenmeut  and  he  reim^ue  baund  fbr  the  differenee 
deiween  this  vatue  and  that  whiek  the  ship  had  at  the  end  of  the  vogage. 

Artasel  a. 

In  the  caee  provided  for  in  artieU  2  and  to  pronidefor  the  eaee 
where  the  owner  elects  so  far  ae  coneeme  the  ahip,  for  the  pagement 

of  its  value  at  the  end  <>f  the  vnfnge,  the  valuation  may  at  erertj 
time  after  the  end  of  ffte  roifage  be  judicially  fixed  by  proceedings 
taken  after  due  notice  to  the  other  aide  at  the  demand  of  iHe  pariy 
tcho  is  the  most  deligent. 

Artikel  4. 

The  owner  has  the  right  to  eubetitute  for  the  modee  of  obtaitting 
freedom  frem  Uabititg  provided  in  artiele  1,  payment  of  an  indem- 
nity  limited  for  each  oogage  to  £  8  per  ton  of  the  gross  tonnage  of 
hie  ship. 

Artikel  ö. 

jy  there  eu  isis  u  prior ity  of  Itcn  upon  tlie  ship  or  upon  the  freiyht 
in  fawmr  of  ereditore  in  r^pect  of  loAot»  limitation  of  liability  ia 
not  admitted,  the  owner  of  the  ship  wül  be  pereonallg  bound  to  make 
up  in  specie  to  the  extetit  of  the  sums  first  coUected  bg  8ueh  ereditors, 
the  amount  forming  tke  limit  of  kis  liabüitg. 

Artikel  6. 

The  liinilaiinv  f>f  linhtlilii  deterntined  accardhnj  t<>  the  preeeding 
articles  irdi  be  uppli(  aide  t<>  tniitracts  i omiuäed  ecen  hg  (he  owner 
of  the  ship  so  far  as  thcir  execution  lies  tcithin  the  legal  duties  of 
the  master  wUhout  hie  having  cause  to  distinguish  if  the  breach  of 
iheee  contracts  is  due  to  a  member  of  the  crew  or  notf  the  caee  of 
personal  fault  of  the  owner  ahme  excepted,  It  ap^ies  also  to  damage 
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caUKpd  to  dykett,  quays  and  other  ficred  objecto  nf(  icfU  as  to  the  rt- 
morui  of  wrecks.   Jt  is  mt  admitted  for  thc  wages  of  master  and  crew. 

Artikel  7. 

When  ac^räing  to  the  latcs  applicable,  the  limitaiiom  ^liabiUty 

for  damage  to  properttj  is  diffvienl  from  that  for  personal  injury. 
the  present  treaty  vJuiU  only  Uave  effect  so  far  as  cottcerm  damage 
tu  property.   

Dieser  Vertragsentwurf  srliliLljt  sich  also  in  seiner  Antw  it 
auf  die  Prajro.  welches  System  für  die  Haftun^r  des  Ktidti^ 
gelten  soll,  dt  r.  auf  der  Tiondoner  Konft  n  nz  «rctaljten  UcWutioa 
an.    Er  läßt  (hni  l^cih  r  dn  i  iMöglichkeiten  oÖen: 

a)  Aban  1  II   rmig  des  Schiffes; 

b)  Abaii  lwim  rung  des  Wertes  desselben; 

cj  Zaiiiuug  einer  nach  der  Tonnenzahl  zu  berechnenden 
Summe. 

In  Amsterdam  und  auch  in  Liverpool  wurde  ohne  woiteirs 
Einyerstäudnis  darüber  erzielt,  daß  im  Interesse  einer  inter- 
nationalen Yerständigon^r  dieser  Standpunkt  des  Entwurfes  bei- 
zubehalten ist.  Die  Redner  erklarten  einstimmig,  daß  man,  je 
l&nger  man  sich  mit  der  Frage  beschäftigt  habe,  immer  mehr 
zu  der  Erkenntnis  gekommen  sei,  daß  Aber  das  f8r  die  Beede^ 
haftung  anzuwendende  System  anders  wohl  nicht  eine  Einigung 
erzielt  werden  könne,  als  auf  dem  Boden  der  Londoner  Be- 
solution,  gegen  deren  Anwendung  im  internationalen  Verkehr 
erhebliche  Bedenken  nicht  geltend  zu  machen  seien.  ~ 

Ks  verdient  licrvctrj^^eUobcn  zu  werden,  daß  das  den  Vertrags- 
entwurf belierrschcnde  (irundprinzii»,  nach  weh  lu'ni  bei  der 
llegehmg  der  Haftung  des  iveeders  besondere  (ilrimdsatze  an- 
zuwenden sind,  die  Haftung  des  Reeders  wie  die  der  gefulir- 
lichen  Betriebe  (Eisenhalui,  Bergwerke,  Fabriken,  AutomobiltM 
gleicljsam  außerhalb  des  allgemeinen  Rechtes  gestellt  wird,  i>rak- 
tiscben,  juristisc  heu  und  historisclien  Erwäguniren  gerecht  wird. 

Das  ComU4 Maritime  hat  darnach  abgelehnt,  die  Fordenuic 
allerdings  nur  vereinzelter  Interessenten,  die  Haftung  des  Reeders 
überhaupt  entfallen  zu  lassen,  eine  Forderung^  deren  Begrändong 
ist,  es  sei  ja  heutzutage  alles  versichert,  und  unter  den  Oargo-  und 
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Casko-A SSO kuradeure  gkitlu'  sich  die  Sache  aus.  fVerc:!.  hier- 
zu „Bericht  über  die  Hamburger  Kouierenz"  in  ZUch.  XII 
590—592  und  namentlich  Boyens  in  der  Zeitsrhrift  für  die 
gesiimte  Versichertf  n  fjsirissenschaft ,  Ergäiizimir^sheft  zum 
4.  iteft  1902,  in  dem  eine  glänzende  Widerlegung  der  an  sich 
verfi'lilten,  auch  von  dem  deutschen  Nautischen  Verein  läufst 
abfretanen  Lehre  vnn  der  Beseitiprung"  der  Haftung  des  Reeders 
für  Kidlisionsschäden  rintialten  ist.)  Wurde  so  über  die  erste 
Antwort,  die  der  Yertraf^sentwurf  (hT  trevtellten  Frage  gibt, 
ohne  weiteres  Einipflveit  erzielt,  so  entspann  sieli  bezüglich  des 
Standpunktes  des  Entwurfes  liinsichtlicli  der  zweiten  Frage: 
„wann  <oll  die  so  beschränkte  Haftung  des  Heeders  Platz 
greifen", 
eine  sehr  lebhafte  Diskussion.  — 

Der  Entwurf  will  laut  Artikel  <>  die  beschränkte  Haftung 
dem  Reeder  auch  zugestelu  n  aus  allen  von  ihm  geschlossenen 
Verträgen,  deren  Ausführung  zu  den  gesetzlichen  Obliegenheiten 
des  Schiffers  gehört.  Dieser  Standpunkt  wurde  in  Amsterdam 
und  auch  in  Liverpool  von  einzelnen  englischen  und  namentlich 
von  den  deutschen  Delegierten  heftig  bekämpft  und  ausgeführt, 
daß  es  zweckmäßiger  erscheint,  den  sich  auf  die  Haftung  ans 
Vertragen  besdehenden  TeU  des  Artikel  6  in  seiner  allgemeinen 
Fassung  fallen  zu  lassen  und  nur  diejenigen  Fälle  internationaler 
Regelung  zu  unterstellen,  in  denen  der  Reeder  Personen  gegen- 
über haftet,  die  zu  ihm  erst  in  dem  die  Haftung  begründenden 
Momente  in  Bechtsbeziehongen  treten  (Kollisionen  nnd  HfUfe^ 
leistnng). 

Denn,  so  wnrde  im  einzelnen  ausgeführt,  die  weitergehende 
Bestimmung  des  Artikel  6  erscheint  zunächst  inopportun  in 
Ansehung  der  Einigkeitsbestrebungen  des  Görnitz  Mariüme* 
Sie  bricht  mit  den  bisherigen  auf  alteingew  urzelte  Anschaunngen 
sich  gründenden  Rechtsgrundsätzen  mancher  Länder,  vorzOgUcb 
Englands.  Es  ist  aber  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  gesetz- 
gebenden Körper  jener  Länder  eine  solche  Umwälzung  gut- 
heißen werden. 

Dadurch  ist  dann  auch  die  Möglichkeit  einer  Ablehnung 
der  Vorschläge  des  ComUä  Maritime  en  bhc  gegeben. 

Z«ft«Aimf.I]itBnk.PMTat.n.Öff«AtLBMiht.  ZV.  88 
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Es  kommt  hinzu,  daß  eine  Einschränkung  der  BestimmongeD 
des  Artikel  6  in  der  oben  erwähnten  Weise  von  gar  keinem 
Nachteile  begleitet  sein  würde.  Seine  Vertragsrerhältnisse  und 
den  Umfang  seiner  eyentnellen  Haftung  kann  der  Reeder  von 
vornherein  ~  oft  formularmäßig  durch  Klauseln  —  festlegen, 
so  daß  jeder,  der  mit  ihm  kontrahiert,  weiß,  woran  er  ist.  Es 
liegt  hier  also  gar  kein  Bedürtois  internationaler  Regelung  vor. 
Jemandem,  der  sich  selbst  sein  Recht  machen  kann,  ein  Recht 
zu  geben,  ist  unnötig  und  geeignet,  die  kontraktliche  Freiheit 
des  einzelnen  anzugreifen.  Sin  Mißstand  und  ein  Bedfiitiis 
internationaler  Regelung  liegt  nur  vor  bei  Verhältnissen,  die 
durch  ein  Delikt  oder  eine  Notlage  geschaffen  sind.  Hier 
handult  es  sich  um  unvorhergesehene  Rechtslagen,  hier  treten 
sich  die  Parteien  erst  in  dein  die  Haftung  begiündenden  Momente 
gegenüber. 

Die  Konferenz  in  Liverpool  srliloß  sich  jedoch  in  ihrer 
Mehrheit  den  vorstehenden  Ausfülirungen  nicht  an.  Nur  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  wurde  den  geltend  gemachten  Be- 
denken Rechnung  getragen  durch  folpfende  auf  Grund  eiiii> 
Vorsclilnpres  von  Carver  vollzo^^ene  Abändenin«?  der  drei  t  r>trD 
Reilieu  des  Artikel  1  und  entsprechende  Abänderung  des  Artikel  6 
des  Entwurfes. 

Die  ersten  drei  lieilien  lanteu  demnach  jetzt: 
„  Where  any  damuge  vr  loss 

1,  is  causcd  to  any  goods  merchandise  or  any  other  thimgs 
tohat  80  ever  oh  board  the  ship  or 

2,  ia  eauaed  hff  rMsm  of  ike  improper  navigaHom  of  mek 
ship  to  any  other  wwel  or  to  ati^  good«  merchamdite  or 
other  things  tehat  so  eoer  an  board  any  other  tesset  or 

3,  is  caused  to  dykes,  quays  and  ather  fixes  of^fsets  OS  WoR 
ffs  f'n  the  case  of  a  rcmoral  nf  wrcrhs 

the  liability  ttf  the  otcner  is  for  cach  royaye  limited  etc.  — * 

Der  Artikel  ß  erhält  fulg^ende  Fassunj;: 

,  The  limttatioff  nf  liability  determin^d  acccrdiiuf  ^<  /Ar 
preceding  articles  is  nus  applicable  to  the  case  of  a  personal  famli 
of  the  owner,  iZ  i»  not  admitted  for  the  wages  of  muster  ani 
erew'  — 

Im  großen  und  ganzen  wurde  also  der  Vertragsentwuif 
angenommen  und  damit  ein  völlig  unerwarteter  Erfolg  erzielt 


Digitized  by  Google 


Die  seehite  und  lielwite  Konierens  d«s  GomitA  lUritime  Intmi.  589 

da  mAn  erhebliche  Opposition  seitens  der  englischen  Delegierten 
erwaitet  hatte.  Allein  mit  fiberwiegender  Mehrheit  traten  die- 
selben für  die  Annahme  des  Entwurfes  ein,  um  das  Werk  der 
TOTtigiiitg  zn  fördern.  Es  würde  fiber  den  Rahmen  dieses  Auf- 
satzes, der  nur  einen  Überblick  zn  geben  bezweckt,  hinansgehen, 
alle  die  verschiedenen  Gesichtspunkte  im  einzdnen  zu  schildern, 
yon  denen  aus  gerade  auch  die  englischen  Delegierten  die  An- 
nahme des  Yeigleiches  befürworteten. 

Hervorgehoben  zn  werden  verdienen  jedoch  die  Worte  eines 
englischen  Juristen  Mr.  Leslie  Scott,  weil  sie  den  Umschwung 
der  englischen  Anschauung  erklären.  Er  führte  aus: 

Die  Haftung  mit  8  £  per  Tonne  bedeute  eine  Snbventlo- 
nierung  der  kontinentalen  Schiffahrt  durch  die  britische.  Die 
britische  Handelsflotte  habe  ca.  14  Millionen  Tonnengehalt. 
Davon  entfalle  V?  auf  die  Liners  (die  großen  Dampfer  in  regel- 
mäßiger Fahrt).  Bei  ihnen  entspreche  die  Tonne  dem  Wert 
von  ca.  10  £;  ein  zweites  Siebentel  entfalle  auf  die  Segelschüfe, 
deren  Tonnenwert  sei  gleich  3  Die  letzten  Vi  aus  Fracht^ 
dampfem  bestehend,  hätten  einen  Wert  von  £  6.14.0  pro  Tonne. 
Der  Durchschnittswert  sei  darnach  £  6.  Demgegenüber  sei  das 
Haftungsobjekt  der  kontinentalen  Schiffahrt  weit  geringer,  etwa 
£  4  gegenüber  £  6  der  englischen  Schüfe.  Denn  der  kontinentale 
Heeder  hafte  nur  mit  dem  Wert  des  Schiffes  am  Ende  der  Heise, 
es  müsse  abgezogen  werden  (wenn  man  die  Sache  im  ganzen 
betrachte)  der  Prozentsatz  an  Totalverlust  und  Beschädigung. 

Das  englische  Interesse  fordere  daher  die  Annahme  des 
Vertragsentwurfes.  — 

Der  Vertragsentwurf  wird  dann  nochmals  an  eine  Spezial- 
kommission  zurückverwiesen  mit  der  Angabe,  ihn,  gewissen 
Bedenken  Rechnung  tragend,  überzuarbeiten  auf  der  Basis  der 
in  der  Liverpooler  Konferenz  gefaßten  Beschlüsse.  — 


Man  darf  sagen,  daß  die  beiden  Konferenzen  in  Amsterdam 
und  Liveipool  das  Werk  des  Camiti  MariHme  gefördert  haben. 

Zwar  ist  bislang  ein  unmittelbares  praktisches  Resultat 
noch  nicht  zn  sehen.  Allein  die  Voraussetzungen  für  das  Zn- 
jBtandekommen  eines  solchen  liegen  jetzt  doch  olfenbar  vor.  Die 
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Gesichtspunkte  der  einzelnen  Nationen  sind  geklärt,  das  Be- 
streben, eine  Einigung  herbeizufuhren,  hat  zur  Folge  gehabt, 
daß  vielfach  ein  einseitiger  Standpunkt  aufgegeben  ist  So  sind 
bezüglich  der  meisten  in  Frage  kommenden  Materien  Yertngs- 
entwiirfe  entstanden,  welche,  teilweise  noch  der  Oberarbeitong 
bedürftig,  im  großen  und  ganzen  doch  schon  eine  ydllig  solide 
Basis  bilden  für  internationales  Seerecht  und  nur  auf  den  Augen- 
blick warten,  wo  sie  Ton  den  Nationen  zum  Gegenstand  von 
Staatsrertrfigen  gemacht  werden. 

Im  Jahre  1905  iin  Februar  hat  bereits  eine  diplomatische 
Konferenz,  an  der  teilgenommen  haben  Delegierte  der  Vereinigten 
Staaten,  I^kreich,  Spanien,  Belgien,  Holland,  Portugal,  Italien, 
Bußland,  Japan,  Schweden,  Norwegen,  Rumänien  und  des  Gongo- 
Staates,  beraten  Ober  die  Vertragsentwürfe  des  ComUi  MariHme 
betreffend  Zusammenstoß  von  Schiffen  und  Hilfeleistung  in  See- 
not (cf.  Bericht  über  die  Hamburger  Konferenz  a.  a.  O.  S.  592 
bis  596),  diese  Entwürfe  auch  mit  wenigen  Modiffkationen  ge- 
nehmigt und  sich  dann  bis  zum  Oktober  1905  vertagt. 

An  dieser  Konferenz  haben  auch  —  in  welcher  Torrn  können 
wir  zur  Zeit  nicht  mitteilen  — >  England  und  Deutschland 
teilgenommen,  die  bisher  eine  ablehnende  Haltung  gegenüber 
den  Einigungsbestrebungen  des  Comitä  MaHÜme  angenommen 
hatten.  Mit  hoher  Freude  ist  es  zu  begrüßen,  daß  nun  auch 
diese  Staaten  sich  beteiligen  an  dem  Zustandekommen  eines  so 
sehr  bedeutenden  Werkes  der  Kultur  und  des  Friedens.  — 
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Vaterschafteanerkenntnis  und  Legitimation 

des  französischen  Rechts 
im  internationalen  und  intertemporalen  Privatrecht. 

Ton  StMtnnwalt  Dr.  WberMlilllidit  «n  kgL  OLG  Zweibrttckea. 

Das  französische  Recht,  welches  bekanntlich  die  Klage  auf 
Anerkennung  der  Vaterschaft  regelmäßig  ausschloß,  ließ  die 
freiwillige  Anerkennung  natürlicher,  aber  nicht  ehewidriger 
Kinder  in  der  Geburtsurkunde  oder  einer  sonstigen  öffentlichen 
Urkunde  zu.  und  gewährte  die  Legitimation,  wenn  diese  An- 
erkennung durch  den  Ehemann  vor  oder  beim  £heab8chluß 
erfolgte  (C.  C.  Art.  331  S.).  Aus  dieser  Zeitgrenze  ergeben  sich 
Schwierigkeiten  im  internationalen  und  intertemporalen  Privat- 
recht,  wobei  zu  beachten  ist,  daß  die  Legitimation  die  Stellung 
eines  ehelichen  Kindes  gewährte,  die  Anerkennung  der  Vater- 
flchaft  aber  daa  Becht  auf  den  Namen  und  insbesondere  Unter- 
lialtsansprache  und  gewisse  außerordentliche  Erbrechte. 

I. 

Was  das  internationale  Privatrecht  anlangt,  so  entscheidet 

1.  Für  die  Frage  der  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe 
nach  der  ftberwiegenden  Meinung  (v,  Bar,  Ifteorie  und  Praxis, 
1 535)  das  persönliche  Becht  des  Vaters  „zur  Zeit  dieser  Ehe- 
schließung* und  V.  Bar  zieht  a.  a.  O.  S.  536  daraus  mit  Becht 

den  Schluß,  daß,  wenn  der  Vater  zur  Zeit  der  Eheschließung 
Franzose  ist  und  dies  auch  später  bleibt,  er  das  bei  der  Ehe- 

sclilit'ljiing  muh  iiiclit  legitimierte  Kind  später  nicht  nielir 
li'^iriiiiiiTen  kaiin.  i\  Bar  läßt  aber  die  Lf^iiiinatioii  wieder 
zu,  wenn  der  Vater  später  seine  Nationalität  wieder  ändert  und 
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das  neue  für  iiiii  geltende  Personalstatut  auch  der  späteren  An- 
erkennung Wirksamkeit  verleüit.     Diese  Entscheidung  wäre 
nicht  zu  billigen,  wenn  wirklich  nur  das  persönliche  Recht  des 
Vaters  zur  Zeit  der  JBheschließunf?  entsclieiden  würde;  richtig 
wird  sein,  zu  sagen:  zur  Zeit  der  Legitimation  oder,  wie 
«.  Bar,  Lehrbuf^h  des  internationalen  Privat-  und  Straf- 
rechts  S.  86  sagt:  zur  Zeit  desjenigen  Ereignisses,  durch  welches 
die  Legitimation  begründet  sein  soll.  Diese  hat  zur  Voisns- 
setzimg:  Das  Dasein  eines  illegitimen  Kindes  (Bechtspredumg 
der  Oberlandesgerichte  m  88  und  Ztsch.  Xm  420),  nachfolgende 
Ehe  der  natürlichen  Eltern  und  Erklärung  des  Ehemanns,  daß 
er  der  Yater  des  betreffenden  Kindes  ist.    Diese  ErkÜfuig 
kann  je  nach  den  verschiedenen  Rechten  konstitutive  oder 
deklaratorische  Natur  haben,  begrifflich  ist  nur  Sicherheit  er- 
forderlich, daß  das  betreffende  Kind  als  von  dem  Ehemann 
erzeugt  zu  gelten  hat,  wie  denn  Jetzt  die  Erklärung  auch  durch 
urteiUmäßigc  FeststeUnng  ersetzt  werden  kann  (Rechtsprechung 
der  CherlandesgeriMe  YII  417).   Ist  die  Vaterschaft  schon 
zur  Geburtsurkunde  anerkannt  beziehungsweise  yermerkt,  dann 
ist  der  allein  entscheidende  Moment  derjenige  der  Verehelichung. 
Fehlt  zur  Zeit  der  Eheschließung  noch  das  Vaterschafts- 
anerkenntiiirt,  so  kann  es  nicht  iiacligeholt  werden,  wenn  and 
so  lange  der  Yater  einem  Rechte  untersteht,  welches  wie  das 
französische  dies  ausschließt.    Erwirbt  der  franziisische  Vater, 
der  das  Kind  bis  zur  Eheschließung  nicht  anerkannt  hat,  na<'h 
derselben  eine  andere  Staatsangeliürigkeit  oder  unterstellt  er 
sein  Persüualstatut  sonst  einer  (Jesetzgcbuner.  deren  Kechte  die 
Legitimation  nicht  kennen,  so  ist  diese  ausgescfilossen.  Tm- 
gekehrt  bewirkt  da»s  spätere  Vaterschaftsanerkenntnis  die  Legi- 
timation, wenn  das  neue  Recht  dies  zubißt  (vgl.  auch  unten 
sub  TT  2,  ferner  Ztsch.  XII  024  und  Anmerkung  Niemeyer 
Pelilt  es  au  einer  der  französisclien  entsprechenden  Zeitbestim- 
mung, so  ist  das  Kind  mit  der  Eheschließung  legitimiert  und 
der  Erwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  durch  den 
Vater  könnte  dem,  wenn  auch  nachfolgenden,  Vaterschaft^- 
anerkenntnis  die  Wirksamkeit  nicht  benehmen.    Ein  wohler- 
worbenes Recht  auf  Legitimation  kann  auch  schon  das  der 
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Eheschließmig  yoiausgebende  Yaterschaftsanerkenntnis  begründen 
(v,  Bar,  Lehrbuch  S.  86/87). 

Diesen  allgemeinen  Grundsätzen  entspricht  auch  Art.  22 
des  EG  z.  BGB,  welcher  das  deutsche  Recht  anwenden  läBt, 
wenn  der  Vater  «zur  Zeit  der  Legitimation"  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  besitzt.  Seit  Einftthrang  des  BGB  ist  dieses 
for  das  anzuwendende  deutsche  Becht  maßgebend;  für  die 
frühere  Zeit,  in  welcher  mit  der  deutschen  Staatsangehörigkeit 
kein  Zivilrecht  verknüpft  war,  mußte  und  muß  auf  das  am 
Wohnsitze  des  Vaters  in  Deutschland  jeweils  geltende  Becht 
zurückgegriffen  werden;  verzog  also  z.  B.  der  Bewohner  des 
linksrheinischen  Gebiets,  der  die  Mutter  seines  unehelichen 
Kindes  ohne  Anerkennung  desselben  geheiratet  hatte,  in  das 
Gebiet  des  gemeinen  Bechts,  so  konnte  die  Legitimation  noch 
nachträglich  erfolgen.  So  lag  es  allerdings  in  der  Macht  des 
Vaters,  einem  Hindernis  der  Legitimation  auszuweichen,  w&hrend 
der  entgegengesetzte  Fall  deshalb  nicht  in  Betracht  kommt, 
weil  die  Anerkennung  überhaupt  auf  seinem  freien  Willen  beruhte. 

2.  Diese  Freiwilligkeit  ist  wesentlich  für  die  bloße  An- 
erkennung des  französischen  Bechts,  die  Ausnahme  des  §  2 
Art.  840  C.  C.  bestätigt  nur  die  Regel.  Eine  Folge  dieser  Frei- 
willigkeit ist  es,  daß  das  Kind  des  französischen  Bechts  keinerlei 
wohlerworbenes  Becht  auf  die  Anerkennung  durch  den  Vater 
besitzt,  daß  zwischen  beiden  die  Entstebimg  eines  Bechtsver- 
hältnisses  ausgeschlossen  ist,  daß  die  Gerichte  aus  Gründen  des 
ordre  public  selbst  Ansprüche  von  Kindern,  die  außerhalb  des 
französischen  Gebiets  geboren  waren,  auf  Anerkennung  der 
Vaterschaft  nicht  zulassen  durften  (JEStttscheidungen  d.  Reichs- 
gerichts in  170  und  AffoHer^  System  des  d.  d.  Übergangs-, 
rechts  S.  64  Anm.  1)  und  daß  dem  Kinde  auch  kein  Recht  auf 
Anerkennung  erworben  wird,  wenn  die  Mutter  nach  der  Ge- 
burt die  französische  Staatsangehörigkeit  bezw.  den  betreffenden 
Wohnort  aufgibt  (t\  Bar,  Theorie  und  Praxh  I  556j. 

ir. 

Den  Grundsätzen  dis  internatiuiinlen  entsprechen  regelniiiliig 
ditjenigen  des  interteraporalen  Trivatrechts,  sie  werden  mit 
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Recht  als  „Schwesteirechte*'  bezeichnet  {Affolter  a.  a.O.  S.43 
Anm.  4).  Für  die  AnerkeDnung  der  Vaterschaft  wurde 

1.  a)  nach  den  allgemeinen  Gnmd^tzen  des  intertemponlea 
PrivatrechtSf  abgesehen  von  positiver  Regelung,  wenn  die  Vo^ 
Schriften  des  französischen  durch  solche,  wie  sie  ira  BGB 
niedergelegt  sind,  abgelöst  würden,  der  Satz  zu  gelten  haben, 
daß  ein  Recht  aut  Anerkennung  für  Kind  und  Mutter  zu  der 
maßgebenden  Zeit  der  Erzeugung  niclit  bestanden  hat  und  daii 
hieran  durch  den  Wandel  der  (Jesetzgebung  nichts  geändert 
wird.    Wenn  für  das  (iegenteil  angeführt  wird,  das  natürliche 
Yerw  andtschaftsverhäitnis  bestehe  und  das  neue  ( besetz  regle 
nur  deren  Folgen,  so  ist  vielmehr  gerade  die  Frage  zu  ent- 
scheiden, ob  ein  bei  der  CJeliurt  nicht  bestehendes  Verw^andt- 
schaftsverhältnis  zu  einem  solchen  durch  den  Wechsel  der  (ie^etz- 
gebnng  plötzlich  werden  kann.    Die  Motive  zu  Art.  126  des 
I.  Entwurfs  eines  EG  zum  BGB  stehen  zwar  auf  dem  hier 
bekämpften  Standpunkt,  kommen  aber  aus  praktisclien  Er- 
wägungen zur  Nichtanwendung  des  neuen  Rechts.   Ritter  in 
Ztsch.  XIV  450  läßt  auch  zu  Art.  22  EG  die  Fragen  der  Un- 
eheliclikeit  und  der  Vaterschaft  nacli  dem  Heimatreebt  der 
Mutter  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  entscheiden.  Köimeii 
diese  beiden  Vorfragen  entsprechend  festgestellt  werden,  dann 
werden  die  Wirkungen  eines  solchen  tatsächlichen  Verhältnisses 
nach  dem  neuen  Bechte  zu  beurteilen  sein. 

b)  Im  deutschen  Übergangsrecht  ist  man  auch  nicht  zu 
einheitlichen  Grundsätzen  in  dem  hier  fraglichen  Punkte  gelangt. 
In  der  Praxis  interessiert  hauptsächlich  die  Frage,  ob  Kinder, 
die  unter  der  Herrschaft  des  französischen  Bechts  geboreu 
waren,  noch  nach  dem  1.  1. 00  den  Namen  ihres  außerehelichen 
Erzeugers  erwerben  können,  wenn  dieser  sie  nach  diesem 
Zeitpunkt  in  den  Formen  des  französischen  Bechts  anerkemit. 
Nach  der  Uberwiegenden  Ansicht  wird  diese  Frage  Yemeint, 
so  von  Barre,  „BGB  und  C.  C.«  1897  S.  216/17  („Nach  Inkraft- 
treten des  BGB  ist  die  Anerkennung  ausgeschlossen")  und  von 
Fuld  in  der  Ptichelt' sehen  Zeitschrift  XXX  564  (^Dies  be- 
zieht sich  auch  auf  <lir)(  ni«;e!i  Kinder,  welche  in  Gemäßbeit 
des  C.  C.  anerkujiiit  sind  j  und  in  ahnlicher  Weise  Affolter, 
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System  den  deutschen  bürgerlichen  Übergangsrecht  1U03 
a  293. 

Das  E(  J  zum  BGB  bestiniTnt  in  Art.  208  als  allg-tMiieine 
Regel,  daß  dif  rechtliche  Stelluiip-  ciiu's  vor  dorn  Inkrafttreten 
des  BGB  s'elxa'i'ni'n  imehelichen  Kindes  sieh  vom  1.  1.  00  ab 
nach  dem  H(  JH  rep^elt.  Die  bisherigen  Gesetze  sollen  nur  maß- 
gebend bleiben  für  die  Erforschung  der  Vaterscliaft,  das  Recht 
des  Kindes,  den  Familiennamen  des  Vaters  zu  führen,  sowie 
für  die  Unterhaltsptlicht  des  Vaters.  Ein  letzter  Absatz  erklärt, 
daß  die  Vorschriften  des  Abs.  1  auch  für  ein  nach  den  fran- 
zösischen  oder  badischen  Gesetzen  anerkanntes  Kind  gelten. 

Der  Grundsatz  dieser  gesetzlichen  Regelung  wird  darin  zu 
finden  sein,  daß  der  Inhalt  der  Rechte  eines  uneheliclien  Kindes 
sich  nach  dem  neuen  Recht  zu  bestimmen  hat,  daß  aber  wohl- 
erworbene Rechte  geachtet  werden,  insbesondere  diejenigen  des 
Kindes  auf  Namensfiihrung  und  Unterhalt.  So  sagten  schon  die 
Motive  {Haidien  IV  603): 

Nur  insoweit,  als  in  der  früheren  Zeit  bereits  konkrete, 
von  dem  Fortbestand  des  Familienverhältnisses  unabhängige 
Hechte  erwachsen  sind,  hat  es  bei  denselben  sein  Bewenden. 

Aus  ähnlichen  Erwägungen  wurde  in  der  zweiten  Lesung 
der  Antrag,  das  gesetzliche  Brbret  ht  des  unehelichen  Kindes 
nach  den  bisherigen  Gesetzen  zn  regeln,  abgelehnt,  weil  höclistens 
eine  auf  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Regel  beruhende  An- 
wartschaft auf  die  Erbfolge,  nicht  aber  ein  wohlerworbenes 
Recht  vorliege  {Protokolle  VI  551  Ausg.  Guttentag). 

Daß  der  Abs.  1  für  die  nach  französischem  Recht  .aner- 
kannten**,  nicht  auch  „anzuerkennenden**  Kinder  den  Abs.  1 
gelten  läßt,  dürfte  ebenfalls  ins  Gewicht  fallen.  Es  mag  sein, 
daß  der  Absatz  3  des  Art.  208  den  Zweck  hat,  festzustellen, 
ob  auf  die  Anerkennung  Art.  208  und  nicht  die  Vorschriften 
über  Legitimation  in  Art.  209  anzuwenden  sind  {Planck  Ziff.  6 
zu  Art.  208);  Wortlaut  und  Sinn  der  Bestimmung  ergeben  aber, 
daß  die  wohlerworbenen  Rechte  solcher  Kinder,  die  schon  nach 
französischem  Recht  anerkannt  waren,  geschützt  werden  sollten; 
geht  man  weiter,  so  räumt  man  tatsächlich  die  vorbehaltenen 
Rechte  allen  unter  dem  französischen  Recht  geborenen  Kinder 
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ein  und  es  ist  nicht  abzusehen,  wanim  von  „aneikannten* 
Kindern  die  Rede  ist.  Die  Tatsache  der  bereits  erfolgten  An- 
erkennung' ist  um  so  wichtiger,  wenn  in  ihr  nicht  nur  ein 
Geständnis,  sondern  ein  rechtsgeschäftlicher  und  rechtsbegiuor 
dender  Akt  zu  finden  ist  (Planck  a.  a.  0.  und  Äff  alter  a.  a.  0. 
S.  292  Anm.  2  sowie  S.  365) ;  es  werden  dann  nur  die  Bechte 
gewahrt,  die  deshalb  entstanden  sind,  weil  der  Akt  noch  unter 
der  Henschait  des  alten  Bechts  errichtet  wurde. 

Wenn  daher  Hahichi,  Mmoirkung  des  BGB^  3.  Aufl. 
S.  662  annimmt,  daß  die  Anerkennung  vor  oder  nach  dem 
1.  1.  00  erfolgen  kann,  letzterenfalls  aber  in  den  Formen  des 
Art.  334  C.  C.  erfolgen  muß,  kann  ihm  nicht  beigetreten  werden. 
Habicht  setzt  dem  wohlerworbenen  Rechte  die  durch  die  Ge- 
burt erworbene  Fähigkeit,  solche  Rechte  zu  erwerben,  gleich 
und  schließt  demgemäß  Kinder,  die  in  Eliebruch  oder  Blutschande 
erzeuf^t  sind,  gemäß  Art.  335  C.  C.  von  der  I\Iöp:lichkeit  aus, 
durch  siKitere  Anerkennung  den  Namen  des  Vaters  zu  erwerben. 
Die  Geburt  fjfab  aber  dem  unehelichen  Kinde  überhaupt  kein 
Recht,  nur  der  freie  Wille  des  Vaters ;  äußersten  Falls  war  das 
durch  die  Geburt  des  Kindes  erworbene  Recht  nur  daran!  - 
richtet,  Rechte  zu  erwerben,  wenn  der  Vater  freiwillig  die 
wahre  Tatsache  der  Vaterschaft  anerkannte  (Art.  339).  Es 
könnte  auch  hier  nui*  von  einer  Anwartschaft  die  Rede  sein. 
So  schließt  auch  das  Kammergericht  {Rechtsprechung  der  Ober- 
landesgerichte l  IHO)  die  Anwendung  des  Art.  208  III  aus, 
wenn  ^das  Kind  zur  Zeit  der  Herrschaft  des  französischen 
Rechts  niclit  auerkaunt  worden  ist." 

2.  Was  die  Legitimation  betrifft,  so  bestimmt  Art.  209  des 
EG  in  Ubereiustimmuug  mit  den  allgemeinen  Grundsätzen,  daß 
nach  den  bisherigen  Gesetj?en  zu  entscheiden  ist,  inwieweit  ein 
vor  dem  1.  1.  00  legitimiertes  Kind  die  rechtliche  Stellung  eines 
eile  liehen  habe,  während  füi-  das  später  legitimierte  das  BGB 
entsciieidet.  Aussclilaggebend  ist  also  auch  hier  der  rechts- 
gescliäftliche  Akt.  Hatte  hiernach  das  französische  Recht  An- 
wendung zu  finden  und  fand  die  Verehelichung  vor  dem  1.  1.00 
Start,  ohne  daß  das  Kind  bis  dahin  anerkannt  war,  so  läUt 
hier  auch  Habicht  (a.  a.  0.  S.  647)  eine  nachträgliche  An- 
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erkennimg  in  den  Fonueu  des  französischen  Becbts  nicht  zu, 
sondern  erklärt: 

Jeder  der  beiden  Akte  ist  in  seiner  Wirkung  mich  dem- 
jenigen Recht  zu  beurteilen,  nnter  dem  er  ei  lolgte.  Das  alte 
Recht  versage  aber  der  Klieschließung  ohne  vorlierige  oder 
gleichzeitige  Anerkennung:  die  Wirkung  der  Legitimation,  und 
das  neue  knüpft  diese  Wirkung  nicht  au  die  Anerkennunpr, 
die  unter  ihm  ert\)lgt,  sondern  an  die  Ehosrhließung,  die  schon 
Tinter  dem  früheren  Recht  erfolgte.  So  kann  keiner  der  beiden 
Akte,  und  auch,  wegen  ihres  zeitlichen  Aiiseinandorf allen«, 
(können)  nicht  beide  die  Legitimation  herbeiiulu-eu. 

So  auch  das  Kammergericlit  Berlin  in  der  Entscheidung 
vom  21.  f)  00  {  Entscheidungen  in  Angelegenheiten  der  freiw. 
Gerichtsbrnkrit  1  41  f.). 

Wenn  Ha  b  ich  t  die  Frage  aufwirft  und,  allerdings  z  wei- 
felnd, bejaht,  ob  nicht  eine  Wiederholung  der  Eheschiieliung 
die  Legitimation  bewirken  könne,  so  ist  dies  mit  Affolter 
a.  a.  0.  S.  292  (vgl.  auch  Anm.  4  und  die  dortigen  Anführungen) 
zu  verneinen:  war  schon  die  erste  Ehe  gültig,  so  sind  ihre 
Wirkungen  sofort  eingetreten,  eine  Wiederholung  ändert  daran 
nichts. 

Die  landesgesetzlichen  Überleitungsvorschriften  haben  er- 
leichternd eingegriffen  und  das  Kind  für  legitimiert  erklärt, 
wenn  die  Eltern  vor  dem  1.  1.  00  geheiratet  haben  und  der 
Vater  das  Kind  anerkannt  !iMt  iinrh  dem  Inkrafttreten  des  \M\\\ 
(Bayerisches  überleitungsgesel/  Ai  t.  141\  vor  diesem  Zeitpunkt 
(Preußisches  Ausführuiigsgesetz  zum  BGH  Art.  71),  vor  dem 
Zeitpunkt  anerkannt  hat  oder  nach  ihm  anerkennt  (Hessisches 
Gesetz  vom  7.  7.  00). 

Mit  Recht  hat  Habicht  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht 
diese  vei'schiedenartige  Regelung  sich  widerspricht  und  ob  nicht 
ein  Kind,  das  am  1.  1.  00  noch  nicht  legitimiert  war,  nur  mehr 
nach  dem  neuen  Rechte,  also  durch  eine  spätere  Eheschließung 
der  Eltern  oder  durch  Ehelichkeitserklärung  die  Rechte  des 
ehelichen  Kindes  erwerben  kann.  Für  das  bayerische  Recht 
wurde  geltend  gemacht,  daß  die  der  Eheschließung  nachfolgende 
Anerkennimg  nach  dem  früheren  Rechte  die  Legitimatioos- 
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Wirkung  nicht  hnhvn  konnte  \  Henle-Schneider  Ziff.  5  h,  ei, 
das  preußische  Gesetz  wirkt  al>er  frerade  deshalb  nur  von  seiner 
Geltung  an,  die  sofort  eintrat,  bis  zum  1.  1,  00  {Sedier  h.  C. 
und  Habicht  S.  648  Anm.  3). 

Der  Ausweg,  den  Habicht  angibt,  daB  die  bayrische  md 
hessische  Bestimmung  durch  E0  Art.  208  II  gedeckt  seien,  er- 
scheint nicht  gangbar,  da  die  intertemporale  Bestimmung  für 
Legitimation  ausschließlich  in  Art.  209  vorliegt,  Art.  208  n 
aber  Brantkinder  und  ähnliche  Fälle  betrifft;  hier  war  di« 
Stellung  des  ehelichen  Kindes  sofort  ohne  Legitimation  em- 
geräumt.  Da  aber  die  Landesgesetze  nach  Art.  209  und  218 
nur  darüber  Bestimmungen  treffen  konnten,  inwieweit  ein  tot 
dem  1.  1.  00  legitimiertes  Kind  die  rechtliche  Stellung  eines 
ehelichen  hat,  so  konnte  die  Landesgesetzgebung  nur  bis  zom 
1.  1.  00  Erleichterungen  in  der  Legitimation  zulassen,  für  ein 
bis  dahin  überhaupt  noch  nicht  le^timiertes  Kind  kann  nur 
das  neue  Recht  in  Fra^re  kommen.  Insoweit  erscheint  es  auch 
sehr  frag'licli,  ob  die  Laiules^a'setzpebuii^  einer  vor  dein  1.  1.00 
und  vor  dem  betreffenden  Ausfüliiuaysgesetz  al)}ieschlos>entii 
Ehe  nachträglich  Legitimationswirkung  beilegen  konnte  iz.  ß. 
Art.  10r>  und  141  des  bayrischen  tTberleitunjrspresetzesl  wiiin 
nach  dem  zur  Zeit  der  Eheschließimg  geltenden  Rechte  die 
Legitimation  z.  B.  gegenüber  Kinder,  die  im  Ehebruch  oder  in 
Blutschande  erzeugt  waren,  uusgcsrhlossen  war. 

Im  rheinischen  Recht  konnte  die  bis  zur  Verehelichung  der 
Eltern  nicht  erfolgte  Anerkennung  des  Kindes  seitens  des  Vateis 
nach  Kabinettsordre  vom  6.  11.  27  durch  legitimatio  per  re- 
sn-iptutn  primipia  ersetzt  werden ;  an  ilii'e  Stolle  tritt  jetzt  die 
Ehelichkeitserklärung,  welche  Ja  bei  allen  bis  1.  1.  00  nicht 
legitimierten  Kindern  gemäß  §  1723  BGB  zulässig  ist  (?gl. 
Scherer  in  Jurist  Wochenschrift  1900  S.  820  und  die  dort 
angeführte  Literatur). 

m. 

Besteht  Örtliche  und  zeitliche  Kollision,  so  muß,  da  vom 
Zeitbegriff  allein  aus  ein  Schluß  auf  die  Anwendung  eines  be- 
stimmten Bechts  überhaupt  nicht  gezogen  werden  kann,  znuadist 


Digitized  by  Google 


VatencliaftsaiiArketintiiiB  und  Legitimation  etc. 


599 


die  örtliche  Kollisionsfrafre  frelöst  werden  (  vgl.  Zitelmann  in 
Iherings  Jahrb.  XXXXll  1H9  Ö.  mit  Zitaten). 

1.  Das  Vaterschaftsanerkenntnis  in  den  Formen  und  mit 
den  Folgen  des  französischen  Rechts  ist  nur  insoweit  möglich, 
als  der  Vater  dem  französischen  Becht  zur  Zeit  der  Anerkennung 
untersteht. 

2.  Kennt  das  örtlich  und  zeitlich  anzuwendende  Recht  die 
Legitimation,  so  ist  solche  möglich ;  hat  die  Eheschließung  ohne 
Vaterschaftsanerkenntnis  unter  der  Herrschaft  des  französischen 
Bechts  stattgefunden,  so  kann  auch  ein  neues  Recht  wohl  der 
Ehe  Legitimationswirkung  verleihen,  ohne  solche  Bestimmung 
aber  bleibt  es  bei  dem  factum  praeterUum  der  NichUegitimation. 
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Deutschland. 

Zeitliches  Verhältnis  der  KoUisionsno)  nn  h. 
OLO  Karlsruhe  IH.  H.  03  (..DeHtarhr  Juristenzeituii;r  1!">4  S.  1144). 

.Ftlr  dif»  nach  iy<M)  erhobene  Klage  eines  vor  i;»<«i  i^tlionni^n  Kindes 
eitler  Badeiierin  gegen  einen  Nichtbadener  auf  Anerkennung  der  Vatersciuft 
ist  die  KolMonsnorm  nach  Art.  21  EQ  z.  BOB  su  findeo.  Danach  H 
mafigebcnd  das  Pwaonalstatut  der  Hntter»  und  demgemüUt  ist  di«  Klage  aadb 
LR.  S.  340a  m  prfllen*. 

Vgl.  den  Ztflch.  XV  347  gegebenen  Bericht  Uber  den  Stand  der  Ftags^ 
8,  anch  Ztsch.  XV  337.  —  Red. 

Art,  10  EG  e.  BGB.  —  Die  Rechtspersönlichkeit  attslän^isclter 
Handelsgesellschaffri'  richtet  sich  f?ach  äetn  am  Ort  ihm 
SÜMes  geUenden  EeciU*).  —  „Partnership'^  nach  dem  RedU 
van  New  York  nicht  rechtsfähig. 

OLO  Mamburg  14.  9,  04  („Rechtsjyrechung  d,  <^rlandMg*r§ehte'' 

1U04  S.  253). 

Ans  den  Gründen. 
Das  Deutsche  firiH  ralkonsiilat  in  Xiw  York  liaf  nämlich  beaTisktinft>'(: 
„Nach  Auskunft  rlu  r  II«  chtbbeisliiuiic  dii  si  s  (JciiiTalkonsulats  kann  rine 
Handclsgescllschiift  (^Purtnersbiy)  nicht  unter  ihrer  Firma  klagen  oder  verkliagt 
werden.  &  kennen  TMmdir  nur  die  dbuwlnen  GeiellidiÄfter  Uagw  «ri 
verklagt  werden' .  An  der  Riektigkeit  diesee  Recktegnuidflaties  des  im  Staate 
New  York  geltenden  Rechts,  die  flbrigens  anch  Ton  den  Parteivertretem  niclt 
angefochten  ist,  kann  nicht  gezweifelt  werden  (vgl.  auch  Schnitzler. 
Wcfftrciser.  2.  Aufl  S  Da  nun  nach  anerkannten  Grun^l^^ltzen  des 

inti-ruationalen  Privat  nchts  für  tiii'  Frage  der  Partei fähiirkeit  ilor  lu  klajrt''B 
Gesellschaft  nur  das  am  öitzc  dieser  üeseilschaft  gelLtuUtj  Kecht  enibchiiiirJ 
adn  kann,  so  folgt  hiwaus  ohne  weiteres,  daß  der  Beklagten  die  ParteUäbigkeit 

*)  Vgl.  Ztsoh.  XV  293,  320,  XIV  64,  69,  163,  476.  —  Red. 
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ubfToht  um!  daß  sie  ilomnach  nirlit  verklagt  werden  konnte.  An  diesem 
£rgt<bnisii<>  wird  auch  dadurch  nichts  geändert,  daß  die  Beklagte  —  diesen 
Grundsätztu  zuwider  —  im  Vorprozesse  in  der  Rolle  der  Klägerin  zur 
ProzeßfOhrnng  zngelassen  ist.  Dem  Kläger  kann  nur  anheimgcstellt  werden, 
ia  dem  wider  Qui  etwa  einsuleitoiden  Yotlstreckiuigsverlalicen  den  Mangel 
der  ParteiniiigkeH  der  Beklagton  zor  Geltung  za  bringen. 

Dem  klägerischen  Antrage  auf  Änderung  des  Passivrubmms  kann 
nicht  stattgegeben  werden,  weil  nach  den  hier  niaßtrcbcndcn  nriind?^;if zon  dpf 
dPTitsrhen  Rechts  eine  Handelsgesellschaft  mit  den  Inhabern  derselben  nicht 
ideiiüliziert  werden  kanij  und  den  Inhabern  der  beklagten  Gesellschaft  — 
letztere  mag  zurzeit  bestehen  oder  nicht  —  die  Klage  auch  nicht  zugestellt  ist. 

Nichtanwendbar keit  der  §^  1635,  1636  BGB  im  Falle  einer 
durch  österreichische  Gerichte  gemäß  §  103  a.  b.  GB  und 
§  114  J.  N,  ausgesprochenen  Trennung  von  Tisch  und  Bett. 

Besekiuß  d,  KQ  22.  7.06  (1  T  740/06). 

Den  Blieleateii  JT.,  welche  23.  8.  77  in  Gmfinden  (Öitendch)  vor  der 
Beairlcahanptmannachaft  dort  die  bflrgerliohe  Ehe  'eingegangen  waren,  wurde 
durdt  Bescblnfi  13.  5.  02  des  Landgerichts  Wien  die  , einverständliche  Schei- 
dung ihrer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  bewilligt",  nachdem  die  Ehegatten  be- 

züfrlifh  der  Ftlrsorge  für  ihre  vier  Kinder  und  bezfl^lich  ihres  Verkehrs  mit 
diesen  ani  12.  5.  Tiotarielle  Vereinbarungtii  gttruffen  huttcn  I  ber  die 
Ausführung  iät  liu  Pruzeü  vor  den  Gerichten  in  Wien  anhängig  gemacht. 

Die  Ehefiran  wohnt  in  Baden  bei  Wien,  w&hrend  der  Ehemann  (welcher 
immer  dentadier  Reicbsangehftriger  gewesen  und  geblieben  ist)  seit  dem  1. 11. 02 
mit  den  Kindern  in  Wahlershausen  bei  Cassel  wohnL 

Die  Beschwerdeführerin  hat  mit  der  Behauptung,  der  Ehemann  K.  weigere 
sich,  der  Vereinbarung!:  vom  12.  5.  f)2  nachzukommen,  er  habe  den  Kindern  im 
Januar  19(>n.  als  sie  sich  io  Wilhelmshühe  aufu'clialtfn  hal>e.  d*  n  lifsuch  bei 
ihr  untersagt  und  lasse  auch  die  Kinder  in  den  Sommerferien  nicht  zu  ihr 
koomen,  bd  dem  Vormnndschaftogericht  an  Cassel  beantragt,  den  Verkehr 
swischen  ihr  nnd  den  Kindern  in  einer  bestimmt  ang^benen  Winse  an  r^eln. 
Sie  bat  sieb  dabei  einmal  auf  die  §§  16Hö,  \mCy  RGB  mit  der  AuefOhmng 
gestützt,  die  einTcrständ liehe  Trennung  der  Ehe  nach  österreichischem  Rechte 
stehe  der  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nach  BGB  gleich  und  beide 
Ehegatten  seien  nh  <:lt  ich  schuldig  zu  erachten,  nnd  sodann  hat  sie  sich  auf 
§  1660  BGB  berufen  mit  der  Ausführung,  der  Vater  der  Kinder  gefährde 
das  geistige  Wohl  der  letateren,  wenn  er  Ümen  Jedm  Yerkehr  mit  det  leib- 
lieben Matter  ohne  allen  Grand  Terwehre. 

Das  AG  Cassel  hat  durch  Bescblnfi  vom  22.  4.  Ob,  anf  den  Bezng  ge- 
nommen wird,  .in  Ausführung  der  awischen  den  Eheleuten  K.  in  dem 
Notariatsakt  vom  12.  ö.  02  getroffenen  Vereinbarung  gem&fi  §  163d  BGB" 
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den  Verkehr  zwischen  der  Klägerin  und  ihieu  Kindern  in  genau  bestinuntcr 
Weise  geregelt. 

Anf  die  tob  dem  Ehemann  hiergegen  eingelegte  Beschwerde,  in  der 
beaonden  geltend  gemacht  wurde,  |  163ö  BGB  k^nne  nicht  snr  Anwendinif 

kommen,  weil  es  sich  nicht  um  eine  -geschiedene^  Ehe  handle  und  der  Be- 
srliltiD  dt  s  LG  Wu  n  im  Deutschen  Reich  keine  Wirksamkeit  hnhc  d.i 
Eli(  iiKiMii  (Ii'iit scher  I  Jt  ichsangehöriger  s<*i.  sowie  femer,  eine  Zusaninieakunh 
der  Kinder  mit  der  Mutter  ohne  Aufsicht  könne  nicht  stattfinden,  da  die 
Hatter  nicht  geistig  normal  sei»  ist  vom  LG  Gassd  am  18. 5. 05  der  BcechlsB 
des  AO  anigehob«!  und  der  Antrag  der  BesdiwerdefOhmin  auf  Begding 
des  Verkehia  mit  den  Kindern  zurückgewiesen  worden.  Das  LQ  hat  die 
Voranssetznntren  der  §§  16Hr»,  ^C^^^C^  BGB  nicht  für  ^'oi^ebt-'n  crarhtct.  weil 
der  die  Scheidung  der  Eheleute  A'.  von  Ti.scii  und  Bett  jiussprcohende  ßeschlab 
des  LG  Wien,  da  der  Ehemann  Eeichsangehöriger  sei,  gemaü  Art.  17  EG  z. 
BGB,  §  328  ZiS.  a  ZPO  in  Deutschland  der  Wirksamkeit  entbehre  und  weü 
fetner  die  §§  1636,  1636  BOB  erforderten,  da6  die  Bhe  anf  Grand  der  §§  1566 
hia  1668  BGB  geedhiedeii  sei,  sowie  weil  Streitigkeiten  aber  die  BrÄlhmg 
der  Vereinbarung  vom  18.  6.  02  ansschlleBUch  durch  den  Proxefiricbtcr  sa 
entscheiden  seien. 

In  tlcr  weiteren  Beschwerde  der  Fran  K.  wird  L'eltend  eeinacht,  der 
Beschluß  vum  13.  ö.  02  sei  wirksam,  weil  duich  liiu  mcht  „zam  I\achled* 
des  Ülieniannes  JT.  von  Art  17  BG  x.  BGB  abgewichen  sei,  und  die  ScIieidanK 
Yon  Tisch  und  Bett  duich  ein  «oalBndiadies  Oerieht  nkfisse  der  Natur  der 
Sache  nach  dem  Fall  einer  Seheidmig  «na  den  §§  1666  Ms  1668  BGB  gleidi- 
geetellt  werden. 

Das  KG  hat  der  weiteren  Bt'schw«  rd»>  den  Erfolg  versagt. 

Aus  den  Gründen. 

,Nach  ^  103  des  öttefiwIchiichMi  a.  b.  GB  muß  Ehegatten  die  Scheidong 
Tcn  Tisch  nnd  Bett  Ton  dem  Qeriehto  gestattet  weiden,  wenn  sich  beide  daia 
verstehen  und  über  die  Bedingungen  einig  sind  und  wenn  ne  ferner  die  in 
den  §§  104  —  106  vorgeschriebenen  Voraussetzungen  erfttllt,  wenn  sie  namentlich 
bezüglich  ihrer  gegenseitigen  Ansprüche  auf  Vermögen  und  Unterhalt  nnd 
wegen  Versorgung  der  Kinder  eine  Vereinbarung  getroffen  haben.  Liegen 
diese  Erfordernisse  vor,  so  bat  gemäß  §  114  der  österreichischen  Jorisdüctions- 
noim  Tom  1.  8.  96  das  Besirkognicht^  hd  welchem  der  ffiiemann  selnoi 
aUgemeineit  Geiichtflstattd  hat>  die  einvetstHndlidie  Sdieidung  der  Ehegatten 
von  Tisch  nnd  Bett  zu  bewilligen.  Diesen  Vorschriften  entspricht  der  hier 
in  Rode  stehende  Beschluß  des  Landgerichts  Wien  vom  13.  5.  02,  durch  den 
der  Beschwerdeführerin  und  ihrem  Ehemanne,  nachdem  sie  insbesondere  in 
der  notariellen  Urkunde  vom  12.  ö.  02  bezüglich  ilires  Vermugens  und  Unter- 
halts und  wegen  Yersoignng,  Unterbringung  und  Eniehnng  der  gemeinaameB 
vier  Kinder  Vereinbarungen  getroHen  hatten,  die  dttreestiadliehe  Bchftidnng 
ihrer  Ehe  von  Tisch  und  Bett  bewilligt  worden  ist.  Dieser  somit  nach  öster- 
reichischem Becht  geaetam&ftig  erlassene  Beschluß  wird  vom  LG  anf  Grund 
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des  Art.  17  Abs.  1  £G  z.  BGB  iu  Veibinduug  luil  §  :i28  ZiR.  '6  ZPO  als  in 
DeutacUuid  zecbteanwirkaam  eraditet,  wdl  der  Ehemami  der  Beechwerde» 
fahieriti  deatadier  BädttanipebOiiger  sei.  Bt  kMun  dahingeetellt  bleiben,  ob 

dies  zatreffend  ist  oder  ob  nicht  vielmehr  aasgeschlosst  ti  ist  die  Anwendung 
des  Art.  17  Abs.  1  »  a.  0.  deshalb,  weil  er  sieh  nur  ;iuf  Tronnnnfr  drr  Ehe 
durch  ."^chciiluriu'surteil  im  Sinne  des  B(jB,  nicht  auf  eine  dnverständlii  lie 
äcbeidang  von  Tisch  und  Bett  bezieht  ^KU  YZä  Entscb,  LV  347  S.),  und  die 
Anwendung  des  §  388  Ziff.  8  ZPO  einmal  dedMlb,  weil  §  888  «.  a.  0.  nur 
anf  auslindiacbe  Urteile  in  einem  ProieBTerhbren,  nicbt  auf  bestKtigende 
gerichtliche  Bntsdwidnngen  in  AuKclcgenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
«ich  btziflit,  und  sodann  deshalb,  weil  in  dem  genannten  Besf hlns.so  zum 
.Nachteil '  des  dentschon  Hhfin.tnnrs  yan  der  Vors-rhrift  des  Art,  17  Abs.  1 
EG  z.  BGB  nur  dann  ^abgewiditii'  wuie.  wtiiii  der  , unterlegene"  Ehemann 
bei  Beurteilung  des  Rechtsstreites  nach  dem  Rechte  des  Deutschen  Reichs 
.obgesiegt'  bfttte  (Gaupp-Stein  Anm.  V,  Seuffert  Anm.  3  su  §  328 
ZPO).  Jedenfalls  sind  vorliegend  die  Voranssetsangen  für  Maflnabmen  des 
Vormundschaftsgerichts  auf  rirnnd  der  §i{  H>35,  1636  BGB  nicht  ^'Lf^eben. 
5<  bctrinnt  mit  den  W^rtt  ii:   .Ist  die  Ehe  aus  einem  der  in  den  Iö()ö 

bis  1066  bestiutiuteu  Gründe  si  liii  (leii\  trifft  sodann  im  Abs.  1  Satz  1  des 
näheren  Bestimmung,  wem  von  den  Ehegatten  die  Sorge  !ür  die  l'erson  der 
Kinder  snsteben  soll,  je  nachdem  bei  der  Scbddung  ein  Ehegatte  alldn  oder 
beide  EShegatten  für  sehnldig  erklärt  worden  sind,  und  erteilt  demnftcbst  im 
Al)s.  1  Satx  8  dem  VonnnndschuTt.s^e richte  die  Befugnis,  ein«  ilnveicbende 
Anordnung  zu  treffen,  wenn  eine  solche  aus  besonderen  Gründf  ii  im  Interrsse 
der  Kinder  geboten  ist.  Daran?!  erhellt,  daß  das  Vormnndsrliah.s;,n  rjcht  zum 
Erlasse  von  Anordnungen  auf  Grund  des  g  1635  sowie  des  auf  diesen  ver- 
weisenden §  1636  BGB  nur  dann  befugt  ist,  wenn  die  Kinder,  beiflglieh  deren 
'  die  Sorge  fflr  die  Person  oder  der  persSnlicbe  Verkebr  des  betreffenden  filtem- 
teils  geregelt  werden  soll,  ans  einer  Ebe  stammen,  die  aus  einem  der  in  den 
lö(>.7  bis  läf>8  BGB  bestimmten  (Jründcn  durch  Selieidungsurteil,  in  welchem 
zuglpirh  fiber  die  Schnldfrage  Entscheidung  getroffen  worden  aufgelöst  ist. 
Dies  ist  vorliegend  nicht  der  Fall.  Die  Ehe  der  Besohwerdiluiirerin  mit  dem 
Maler  K.  ist  überhaupt  nicht  durch  Scheiduugsurteil  aufgelöst,  geschweige 
denn  aas  einem  der  in  den  g§  166d— 1568  BGB  bestimmten  GrDnde.  Bs 
kann  dabingestellt  bleibm,  ob  und  inwieweit  zafolge  der  Vorscbrift  des 
Art.  19  Satz  1  EG  z.  B(iB,  wonach  das  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Eltern 
und  einem  cludichen  Kinde  nach  den  deutschen  Gesetzen  beurteilt  wird,  wenn 
der  \'ar(  r  die  Reirhsangehörigkeit  besitzt  i;  K;;^")  BGB  aiieb  in  dem  Falle 
eutsprecliend  Anwendung  zu  linden  hat,  wenn  die  Aufbisung  der  Ehe  zwischen 
den  Bhsgatten  durch  aoslibidiscbes  Scbeidnngsurteil  ausge^procben  ist  {JPianck 
Anm.  4  Abs.  2  zu  Art  19  EG,  Niedner  EG  S.  ö3>.  Im  gegebenen  Fallti 
lieirt  weder  ein  inllüidiscfaes  noch  ein  ausUindisches  ScheidunL^-surteil  Tor. 
Vielmehr  sind  die  Besehwerdeführerin  und  ihr  Ehemann  übereingekommen, 
sieb  Tou  Tisch  nud  Bett  zu  scheiden,  und  diese  einverstäudliche  Scheidung 

Z^toohrllt  t  Intern.  Viivtt-  u.  Öff«ntL  Beoht.  XT.  ^ 
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von  Thrh  iintl  Bott  ist  ihnen  ^cmäß  di  n  Vorschriften  des  «  sti  rrdrhiscben  ^ 
llechts  vom  (ierichte  bewilligt  worden,   üb  für  den  einen  oder  den  anderen 
Bhegatten  ein  geteditfertfgter  Onuul,      ftdieidittig  oder  Tiemiai^  der  tt» 
20  Terlangra,  Torlag,  iat  nidtt  festgestellt;  eine  solcbe  Feststellnng  konnte 
auch  nach  österreichischem  Recht  (ji  tiiäß      Iff.  der  Verordnung,  betreHenl 
das  Verfahren  in  stn  itis^en  Eheangelcgenhciten  vom  f)  12.  97  nnr  nach  voran- 
^piransr^'nfm  Stroit  vi  rfahren  gemäß  den  Vorschriften  der  ZPO  vom  1  8.  1)5 
durch  Urteil  erfolgen.   Es  fehlt  also  vorliegend  zur  Anwendung  der  1635, 
1686  B(iB  an  dem  Erfordernis,  daß  die  betreffende  Ehe,  aus  der  die  Kinder 
bervorgegangen  sind,  durch  ein  nnf  einseltigee  Qesndi  (Klnge)  eines  Etiegntten 
im  FroneSYttMiren  ergangene«,  bestimmte  ScheidangagrOnde  feststeliendes 
T'rtoil  aufgelöst  ist.    Allerdings  sind  gemftß  §  1688  BOß  auch  mit  einer 
Aufhebung  der  ehelichen  fiemeinsrhaft  die  Wirkungen  der  Scheidnnsr  ein^r 
Ehe  verbnnddi  und  tindcn  daher  die       1635,  16i)6  BOH  im  Falk-  einer 
solchen  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  ebenfalls  Auwendung.  Aber 
nach  die  Anfliebnng  der  ebelicben  Qemeinscbaft  ist  wesentlich  Teiaehieden  ron 
der  rorliegenden  einverstlndliciien  Scheidung  von  Tisch  nnd  Bett.  Sie  erfolgt 
ebenfalls  auf  Klage  eines  Ehegatten  durch  Urteil  «vgl.  §  639  ZPO)  nnd  hi 
diesem  Trteil  ist  gemäß  ß  l'tT.T  BPtB  ffstztistollen.  daß  der  die  Aufhebung 
der  eb.  li(  li(  II  Gemeinschaft  begehnmlc  Kht  g.iTie  :iiif  Scheidung  zu  klagen 
berechtigt  wäre.  Danach  ist  es  ausgeschlossen,  die  einverstundlicbe  Scbeidoi^ 
von  Tisch  tmd  Bett  hinsiditlicfa  der  Anwendang  der  §S        1696  BGB  der 
Anfhelmng  der  ehelichen  Oemeinsdiaft  gldch  au  behandeln.  Im  Falle  einer 
solchen  Scheidnng  von  Tisch  nnd  Bett  liegt  aach  zn  Anordnungen  des  Voe- 
mundschaft>^i:erirht8  nach  Maßgabe  di  r  ijä^  IH.T),  1636  BGB  kein  Anlaß  vor 
Die  Ehegatten  müssen,  wie  dies  aiirli  vntiieticud  geschehen  it»t.  über  dir  .Vf^r- 
sorgung"  der  Kinder,  welche  auch  die  Erziehung  umfaßt  iJStubenr  auch, 
dsterr.  BGB  I  257  Anm.  2),  Yereinbarong  treffen,  bevor  sie  die  Bewillignng 
der  Scheidnng  Terlangen  können.  Handelt  dn  Bh^tte  demniehst  der  Ter- 
einbarang  hinsichtUch  der  Erziehong  der  Kinder  snwider,  so  kann  der  andeie 
Teil  auf  Grund  der  Vereinbarung  seine  Rechte  im  Prozeßwege  gelt»>nd  machen. 
Kur  dann  käme  ein  Einschreiten  des  Vormundschaftsgerichta  aueh  in  diesem 
Fallt:  in  Frage,  wenn  die  Voraussetzungen  des  4}  1666  BGB  vorlagen,  wenn 
insbesondere  ein  Ehegatte  durch  mißbräuchliche  Ausübung  des  ihm  etwa  dure^ 
die  Vereinbamng  llbertiageiwn  ÜRiehnngsreehts  das  geistige  oder  leiMiehe 
Wohl  der  Kinder  gefiünden  wflide  (vgl.  auch  Stubenraneh  a.  a.  0. 8. 2S8 
No.  3^.    Beschwerdeführerin  hat  sich  allerdings  in  ihrem  bei  dem  Vonaind- 
schaft^'irrrirbte  p  stellten  ersten  Antrag  nebenher  auch  auf  tj  1666  BGB  be- 
rufen; jedoch  hat  sie  das  Vorliegen  der  VomTiHSetzungen  für  ein  Einschreiten 
des  Vormundschaftsgerichts  nach  Matigabe  dieser  Vorschrift  nicht  näher  be- 
gründet, nnd  qpftterhitt  ist  sie  flberbanpt  nicht  mehr  damaf  xurackgekommea. 
Es  bietet  sich  anch  weder  ans  den  Entscheidnngett  der  Vorinstant  noch  sonst 
ein  Anh  .lt  dafür,  daß  die  Voranssetnmgen  des  §  1666  BOB  gegnn  den  Tater 
der  Kinder  gegeben  sind.* 
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Dänemark. 

Erbrecht   Maßgeblichkeit  der  lex  damicilii, 

JEMiwheiäung  des  .Jlnjesteret"  6'.  (/:*  (Ugeskrift  for  Retaräsen  1002 
B.S.2in,  Iiyrstfrctstidende  1002  S.  23ö,  Bl  Vergilt.  lOOr,  S.  2flH]. 
.Die  Frat^f.  wir  die  Kibschaft  t'inc'8  zur  Zeit  seines  Todes  in  Dänemark 
Mohiihufttn  Dänen  verteilt  werden  soll,  muß  nach  dänischem  Recht  entschieden 
wefden.  Infolge  denen  wurde  der  Erbverzicht  einer  mit  einem  Italiener  ver^ 
beirateten,  in  Italien  wolmhaften  Dänin  gegenflber  ihrem  in  Dänemark  wohn- 
haften dänischen  Yater  gemäß  dem  dänischen  Recht  aufrecht  erhalten,  obgleich 
eine  solche  Verfügung  ron  der  italicnisrlipn  Gesetzgebung  verboten  ist." 

A  n  m. ;  Über  die  Matigeblichlfeit  der  lex  dwHicilii  nach  dänischem  inter- 
nationalem Priratrecht  vgl  Ztaeh.  1 104,  2S7,  n  891,  J.  XVI  138,  XX  230.  — 

(  her  die  Anwendung  der  lex  donticilii  im  Erbn-tlif  s  Ztsch.  I  22!>  Vgl. 
auch  Actes  de  la  confäf  ence  de  la  Ilaye  1HU3  deuxiäme  partie  ^.  48  ff. 

Red. 

NiederttiHto. 

Mescheidung  deutscher  StaaUanffehöriger  in  Holland, 

lUgäHtnk  Arnkeim  23,  12.  03  (BlVtrglB,  1905  S,  172). 
Die  Ehe8cheidungsk1iL<:e  einer  Deuts<  !h n  gegen  ihren  deotschen  Ehemann 

hat  das  znst.imlitr»  *t  liolliirulische  Gericht  nach  deut?5rhem  Recht  zu  benr> 
teilen,  da  nicht  Art  ü*")  des  Ges.  5.  5.  18211.  somiern  das  l'iinzip  des 
l\räonalstatut8  Platz  greift,  als  welches  das  Recht  der  ätaatsangehörigkeitfj 
zu  gelten  hat. 

*)  Anm.  1:  ZoBtSndig  ist  nach  Art.  262  des  „  Bürge t  lijk  WeHoek'* 

im  AUgetiu  inen  Axa  „arntndtssenients  regfhnnk"  des  Domizils  des  Ehemannes. 

**;  Anm.  2:  Art.  U  lautet:  ,IIet  burger lijk  recht  vuh  het  Koning- 
rißt  is  ketaelfde  wtor  vreemeteUngen  als  ffoor  de  Nederlander»,  Mooltmg 
de  tcet  niet  bepaadelijk  het  tenoifleel  vasf steif". 

t)  Anm.  3:  Die  hoUändische  i^raxis,  welche  die  lex  patnae  als  Per- 
aonaletatut  behandelt,  knOpft  an  Art.  9  des  Oes.  6.  5. 1829  an,  welcher  lantet: 
„De  tvetten  betreffende  de  rechten,  den  staat  cn  rie  bevuegdhcid  der 
personen,  cerbinden  de  Nederlamiers  ook  tcanneer  zij  »ich  buiten 
iemda  befinden* .  In  konstanter  Praxis  wird  (entgegengcsetat  dnera  vid- 
besprochenen  älteren  Erkf  rinfnis  der  Arrondissementa -  Rcgtbank  Amsterdam 
2ö.  10.  1843  {„Jiegtsgeleerd  Bijblad'  VI  347)  dieser  Art.  dahin  ausgelegt, 
daO  er  aoeh  fttr  Anslftnder  den  Omndsats  des  Hdmatrechtes  als  siatutum 
personale  enthält.  Vc:l  Lrun,  De  Regtspraak  van  den  hoogen  Raad 
Teil  II  204ff.,  sowie  in  der  Zeitschr.  Themi»  1868  8.  157,  s.  anch  A««er, 
JL  l  US  II.  Bed. 

^nimiktdigunff  eines  Niederländers  im  Ausland, 

Kaeeatümeentecheidung  dee  „Eoogen  Baad  der  Nederlande»*  19.  7. 06 

(BlVerglR.  1905  S.  389). 
Die  Bestimmung  des  Art.  6*)  des  Ges.  5  5.  1829  hat  die  Wirkung, 
daß  der  VerfUptincf  eines   ausländischen  Gericht ls,   dnrch   welihe  »in  im 
Auslände  sich  aulhaltcnder  ISiederländer  wegen  (imäU;!i»kraukheit  euUiiüudigt 
wird,  in  den  Niedorlanden  die  Anerkennung  zu  versagen  ist. 

4)  VgL  Anm.  3  in  dem  Torbecgdiendai  Urtdl.  Red. 
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Gesetzgebungsschau. 

(Verzeichnis  der  bcdciitondoren  Gesetze,  Verurdnnnpen  etc.  —  Die  wichtigeren 
Texte  iDternationalistischuu  luUultes  sind  unter  dem  Ötnch 

mitgeteilt) 


AoBerdeatsche  Staaten. 

Cirofibrltniiiiifti  und  Irland. 

(Vgl.  ZUch.  XTIT  222.  XIV  583.) 

1903*)  (3  Edw.  VII)*«). 

1.  Bank  Holida ys  Act  (ch.  1). 

2.  Pia  toi  8  Act  (ch.  18). 

3.  Sagar  Convention  Act  (21). 

4.  Act  |to  ettnd  and  «di4»t  Um  Bduoation^Act  1902  to  LondMi* 
(cb.  24). 

ö.  Act  „to  consolidate  with  «mendmentB  the  lawa  relating  to  licanaiag 

in  Scotland"  (ch.  2ö). 

6.  Railways  (elcctriral  power)  Act  (ch,  30). 

7.  Act  ,to  amend  the  loeumotiTCS  on  highways  Act  1896'  (ch.  36,. 

8.  Irisb  Land  Act  (cb.  37). 

9.  Act  yto  make  prorision  for  tbe  defanee  ol  poor  prisoners' 

(cb.  38). 

10.  Uuusing  of  thc  working  classes  Act  (ch.  39). 

11.  Üüunty  Courts  Act  'rh  42^ 

12.  Act  .for  rcgulating  tli*-  luisiinäs  of  marine  Store  dealcrs  and 
dealcrs  in  second-hand  goods  in  Irelaud"  (ch.  44). 

13.  Act  »to  make  better  proTisIon  for  regalatlng the  employment  ol 
children*  (ch.  46). 

*j  bavicUUi  a.  in  Journal  of  the  Society  of  comparative  legialcUUm. 
Ne  teserie»  ml.  V  (London,  John  Murray  1905)  sowie  ansfabrlieher  (neljst 

ÜborsetzuTiL'  dn-  w  irlit i;.'.st(M  n.  ^ot/r  in  AnHuaire  dt'  h'<fislati<>)i  ctrong,' te 
33.  annee  (Paris,  Librairie  generale  de  droit  et  de  jurisprudetice  1lm4). 

**)  Über  Pablikatioiiaart  and  Zitiarw^e  der  engUflcdiiat  Qeeetae  vid. 
Ztscb.  XIU  222. 
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Italien. 

(Vgl.  Ztsch.  Xm  514). 
1903*) 

1.  Gm.  IS.  2.  (No.  48)  R  d.  Brttsseler  Znokerkonrention. 

2.  Dekret  1. 3.  (No.  70}      Abiaderang  des  Regiments  7. 6. 1866  «b. 

d.  Konsnlatsdienst. 

3.  Ges.  29.3.  (No.  103)  bt.  Unternehmungen  d.  Gemeinden. 

4.  Cks.  lt>.  4.  iNo  187)  bt.  d.  Vertrag  m.  d.  Detttachen  Reich  z. 
Schutz  d.  gewerblichen  Eigentums. 

5.  Ges.  24.5.  {Jüo.  197)  bt.  d.  außerkonkuramäüigen  Akkord. 

6.  GeB.  S4. 5.  (?)  bt.  d.  Eritreiecbe.Kolonie.**) 

7.  Oes.  81.6.  ^o»8&4)  bt.  Volkawobnnngeii. 

8.  Ges.  27.  6.  (No.  242)  bt  Abindenmg  d.  Qw.  12. 6. 1902  flb.  d.  Er- 
hsltung  d.  Denkmäler  u.  Kunstwerke. 

9.  Ges.  29.6.  (No.  243)  bt.  Un  fülle  d.  Arbeiter. 

10.  Ges.  24.  12.  (No.  ÖÜO)  bt.  provisorisches  Uandelsabkommen  m. 
Österreich-Ungarn. 

11.  Dekret  27.  12.  (No.  625)  bt.  proTisorisches  Handelsabkommen 
m.  Montenegro. 

12.  Dekret  31. 12.  (No.  611)  bt.  proyieorisches  Hnndelsnb kommen 
m.  österreichoüngarn. 

•>  Berichte  u.  Übersetzungen  s.  Journal  af  the  aociety  of  compara- 
Hw  UgialaUon  a.  a.  0.  S.  309,  AmuHain  a  a.  0.  8. 199. 

**)  Dm  (hseti  aoU  in  einem  spAteren  fleft  nun  Abdruck  kommen. 


Vermischte  Mitteilungen. 

Von  der  Redaktion. 


1.  Abschließung  der  von  der  vierten  Haager  Kouierenz  ent- 
worfenen Verträge  über  internationalem  Frivatrecht. 

Die  im  Jahre  1904  fertig  gestellten  Vertragsentwürfe  über 
Zivilprozeß,  Erbfolge,  Elierecht,  Entmündigung 
(s.  Ztsch.  XY  496)  sind  am  17  Iiili  1905  im  Haag  signiert 
worden  tmd  zwar  sämtliche  Vertrüge  von  Deutschland. 
Prankreich,  Jt.ilien.  den  Niederlanden,  Portugal, 
Biiinänien,  Schweden,  derV ertrag  über  Zivilprozeß  auße^ 
dem  von  Luxemburg,  Kaüland,  Spanien.^) 

2,  Sammlung  der  intemationaleu  Sciiiedssprüche.**) 

(Iber  die  Notwendigkeit  einer  zuverlässigen  und  vollständi- 
gen Sainniliing  der  internationalen  ächiedssprücite  kann  keiD 
Zweifel  bestehen.  Es  kann  sich  nur  fragen,  ob  da,s  bisher 
einzige  Werk,  wrlrhes  sich  diese  Sammlung  zur  Aufgabe  ge- 
stellt hat  (die  Werke  von  Whartnn,  2.  Aufi.  1887,  und  Moore, 
1898,  kommen  nicht  in  Betracht,  weil  sie  sich  auf  Amerika 
beschränken),  nämlich  dasjenige  von  Lafontaine  (s.  Ztscb. 
XII  50f))  allen  berechtigten  Ansprüchen  genügt.  Oboe  daß  dem 
großen  Verdienst  Lafontaines^  der  hier  Bahnbrecher  war,  zu 
nahe  getreten  wird,  ist  jene  Frage  doch  insofern  zu  verneinen, 
Lafontaines  Sammlung  einerseits  nicht  TOllst&udig  ist  in 
bezug  auf  die  Zahl  der  Schiedssprüche,  andererseits  Lafontaine 

*}  Die  Texte  werden  iu  dem  folgenden  Heft  dieser  Ztscb.  abgedruckt 
werden.  Red. 

**)  A.  de  Lapradelle  et  N.  Politia  Jteemeil  de§  arbitraget  i9tter- 
natimaux.  Tome  premier.  Paria  (A.  Pedone,  13  Rue  StmfftotJ. 


Digitized  by  Google 


VemdBcbte  Hittdlongai. 


609 


sich  auf  den  Text  der  Schiedsverträ^re  und  der  Schiedssprüche 
beschränkt,  d.  h.  von  den  Verhandlungen  abBieht,  welche  zwischen 
beiden  liegren,  auch  den  historischen  Zusammenhang  des  ganzen 
Herganges,  seine  Voraussetzungen  und  Wirkungen,  niclit  darlegt. 
Die  Professoren  de  Lapradelle  in  üienoblc  und  Folitis  in 
Poitiei*s  nun  haben  sich  der  Lösung  der  soeben  skizzierten,  weiter 
gesteckten  Aufgabe  mit  glänzendem  Erfolge  unterzogen.  Sie  haben 
die  Materialien  in  dem  vorhin  bezei(  lin<  ti  n  weiten  Umfang  mit 
gioßfir  Akribie  zusammengestellt,  und  den  Wert  ihres  Werkes 
zu  demjenigen  einer  wissenschaftlichen  Darbietung  ersten  Ranges 
gesteigert,  indem  sie  die  Schiedsfälle  einzeln  oder  gruppenweise 
mit  wissenschaftlichen  Noten,  zum  Teil  beträchtlichen  ümfanges, 
versehen  haben,  welche  die  Bedeutung  der  Materialien  in  durch- 
sichtiger und  bedeutender  W^ise  erörtern.  Die  meisten  dieser 
Noten  rühren  von  den  Herausgebern  her,  <lie  übrigen  von 
P.  M.  C.  Asser,  Fauchille^  Laband,  Kleen,  Sfoerk, 
Strlsoit  er.  —  In  dem  feineu  Vorwort,  mit  welchem  Professor 
Louis  Renault  die  l*ublikation  einleitet,  heißt  es:  ^Le  Jie- 
cueü  de  M.  M.  de  Lapradelle  et  Folitis  donne  ce  qui 
manqmitpour  les  grands  procäs  entre  fes  Mats  qui  attirent 
de  plus  e»  phts  VaUenHm  pMique.  II  permeUra  ä  ceux 
quHnUresse  le  droit  intemathnal  de  compliter  les  exposis 
dogmaUqms  par  la  jurisprudence  des  Mbunaux  d'arhitrage 
pnSsen^  avec  tous  Jes  ädaircissements  ddsirables." 

Der  vorliegende  erste  Band  gibt  die  Schiedsfälle  der  Jahre 
1798 1855  und  ist  insofern  von  besonderem  Werte,  als  die 
Einzelheiten  der  Schiedsspräche  dieser  Zeit  bisher  überhaupt 
nicht  genügend  bekannt  geworden  sind. 

Das  20.  Jahrhundert  ist  dazu  zu  beglückwünschen,  dafi  der 
praktische  Aufschwung  des  internationalen  Schiedsgerichtswesens 
die  wissenschaftliche  Arbeit  mit  so  grundlegenden  und  vollwertig 
gen  Unternehmungen  auf  dem  Plan  findet,  wie  der  Becueil 
von  Lapradelle  und  PoUtis,  Ohne  Neid  muß  die  deutsche 
Publizistik  ihren  Glückwunsch  der  französischen  Wissenschaft 
darbringen,  welche  sich  hier  aufs  Neue  als  Führerin  und  Meisterin 
der  Völkerrechtswissenschaft  bewährt. 
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Werke  all  ^mih  einen  und  vtr  mischten  Inhaltes. 

Gesammelte  Schriften  von  Theodor  Mommsen.   i.  Abteiiong: 

Juristische  Srhrifr-  n     Erster  Band    Mit  Mommsens  Bildnis  und  2  Tafeb. 

Berlin  ^  WeiUmuHHäche  Bochhandlung)  1905,  VI  u.  479  S.  —  Geh.  12  Mk., 

geb.  14.40  Mk.  — 

Zur  Oxientiwimg  Aber  diese  wimderrolle  Henuugalie  mSgn  folgcttie 
Wofte  des  Herausgeben  0.  Birtehfeld  dienen: 

»Im  Jahre  1902  hatte  Momm9en  mit  der  Sammlung  iNiier  jaristiBte 
Schriften  begonnen  und  dafür  in  Bernhard  Küble r  einen  sachkundig* n 
Mitarh(it(r  gefunden.  Mommsen  bestimmte  drei  Bände  für  diese 
Sammlung  und  stellte  ihre»  Inhalt  Ms  ins  einzelne  fest.  Der  erste  Band 
sollte  die  von  ihm,  zum  Teil  im  ersten  Bande  des  Corpus  inacrip/iomtm 
Latinarum  bebandelten  antilten  Oeseteestexte  mit  den  Kommentaren 
halten,  der  swdte  die  Abhandinngen  flbor  rttmiaefae  Jniieten  nnd  rftniedM 
Gesetzbuch«,  dritte  seine  sonetigen  Beitrige  snr  ramiachen  Reehtlg^ 
schichte  Auch  nahm  er  sofort  die  Neubearbeitung  der  großenteils  weit 
zurückliegenden  Konunentare  in  Angriff,  so  daß  er  bereits  im  Dezember  1903 
mit  dem  Druck  des  ersten  Bandes  beginnen  konnte.  Aber  t^ils  die  durch 
die  Fertigstellung  des  Theodo»ianu8  ihm  erwachsene  grüiie  ^Ubeit,  mehr 
noch  das  Schwinden  seiner  Sehkraft  brachte  den  Druck  im  Hai  1903  adna 
bei  dem  Tinten  Bogen  ins  Stocken,  und  es  soUte  ihm  nicht  mdir  req^taat 
sein,  ihn  wieder  anbnndmien. 

JX^Ättt  Mottimsena  am  1.  11.  erfolgten  Tode  nbemahm  auf  Biue 
der  TestnmcntsvoU.'itreckpr  die  selbstTindige  Drucklepnnjj  der  juri^ti- 

schen  Schriften,  <i(  rr  n  erster  B&üd  dank  seii^  eneigischen  Förderung  der 
Arbeit  jetzt  zur  Ausgabe  gelangt." 

♦)  Die  Litcraturbericht<^  dieser  Zeitschrift  yerfolgen  den  Zweck,  Ober 
dip  wichtigsten  juristischen  Yerüßentluliungcn  aller  Rechtsgcbiete  in  der 
Weist;  kurz  zu  urieutieren,  daii  Inhalt  und  Bedeutung  der  Werke  mit  dem 
Haßstabe  gemessen  werden,  welcher  sich  von  dem  Standimnkte  des  inter- 
nationalen Kechtsverkehrs  aus  ergibt.  —  Daneben  wird  fortan  eingehendere 
Besprechung  aller  Werke  intcrnationalrechllicbcn  Inhaltes  ( —  im  weitesten 
Sinn  ~)  des  In«  nnd  Anslandes  angMtrebt         Die  Bedaktion. 
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Dteia  BmA  mohßt:  Ltgü  e^&iUag  &emii90»  a  LZI— LXXXH.  — 
Dift  Stadlmehte  der  latiliiflclwn  Oemeindw  Salpensa  and  Malaea  in  der  Pre- 

Tinz  Bactica.  —  Sententia  Q.  M.  Minuciorum  inter  Genuaiu  et  Viturioa. 
—  Zwei  Sepuli  ralrcdcn  aus  der  Zeit  Aogiists  und  Hadrians.  —  Äfryptisches 
Testament  vom  J.  1«9  n.  Chr.  —  Das  Testament  des  ('  Lonj^inius  Castor 
(Nachtrag).  —  Ägyptischer  Erbscbaftsprozeß  aus  dem  J.  124  n.  Chr.  — 
Ägyptischer  ErbschaftsprozeB  aus  dem  J.  135  n.  Chr  —  Äffyptiscbe  l'apyri. 

Lebenseriimenmgen  von  Rudolpli  von  Delbrück.  ihi7— 1867. 

2  Bdr.    XIV,  au>  11.  XII  4;kj  S.    L*;ipzi<{  [Dunrher  rf-  llumblot). 

Die  Anzeige  einer  Biographie  in  dieser  Zeitschrift  bedarf  der  Recht- 
fertigang.  Dien  Rechtfertigung  liegt  aber  ^nA  Torliegtaider  Pablikation  adhon 
in  dem  Nunen  dee  Staatamannefl,  der  Ton  1842  bis  1876  in  herromgender, 

seit  1859  in  führender  Stellung  an  der  pretißisdi-dt  iitschcn  und  seit  1862  an 
der  internationalen  Handelspolitik  Preußens  und  des  Deutschen  Reiches  be- 
tf^iligt  war.  Die  T^nterjteichnnng  des  deutschen  Zollvereinsvertrages  am  4  4.  53 
war  das  Werk  Delbrücks.  Er  war  es  ferner,  der  die  Handelsverträge  des 
Zollvereine  mit  Fnnkreich  (186fi),  England,  Belgien,  Italien  (18(>5)  bewirkte 
nnd  damit  des  freihsndlenache  System  der  weetenropStechea  HaadelsrertTtge 
für  Deutschland  einfOlitte.  Sein  Name  und  seine  Tätigkeit  ist  kennzeichnend 
für  (licso  Epoche  drr  rnropUisi her»  II;iii(k'lsi»olitik.  Seine  Erlebnisse  und  seine 
Darlofriinntn  gewähren  daher  ein  weit  üIxt  den  Wert  des  Pers^^n liehen  hin- 
ausreichendes Interesse,  und  es  mag  hier  nur  hervorgehuljen  werden,  daü  die 
vorliegende  Selbstbiographie  die  Erwartung,  mit  welcher  der  Leser  ihr  hiemach 
emuegaitritt,  nicht  entt&neeht.  Obwohl  anch  teiefa  an  pera^tnliehem  Inhalt 
haben  die  LeboisMuineningen  ihren  Schwerpunkt  doch  in  der  Darstellttng 
des  politischen  Lebens,  insbesondere  der  handelspolitischen  Verwickelungen 
und  Lösungen  in  der  Zeit  von  1H40  bis  IKt'.?  Mit  I8ö7  bricht  die  Diirstellunjr 
ab.  Ein  Nachtrag  berichtet  aber  noch  Uber  die  Beteiligung  des  Yerfasäers 
am  Zustandekommen  der  Reichsverfassung,  deren  Urkunde  er  im  September 
1870  im  Hauptquartier  sa  Reime  entwarf»  ,in  einem  stillen  Oaitensimmer, 
mit  dem  Bück  auf  die  Kdnigs-Kathedfale  des  alten  Frankxeiohs*. 

I  ü  t  e  i  n  u  t  i  u  n  a  Ics  Recht. 

Handbuch  des  Recbtshilfeverfahrens  im  Deutschen  Reiche  sowie  im  und  gegen« 
Aber  dem  Audande  hi  bflrgtf lieben  Reehtastreitigkeiten,  in  Konkorsaadien, 
in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Oerichtaharkeit  nnd  in  Yerwaltnngssaohen. 
Von  Dr.  jur.  HaoH  Delins,  Kammergeiichtarat  Briangen  (Faim 
4k  Eyike)  1!>0.5.    XT  n.  452  S.  — 

Das  im  Jahre  18M<>  erschienene,  seinerzeit  vortrettliche,  jetzt  aber  ver- 
altete ^Handbuch  des  Kechtshilfeverfahrens"  von  Böhm  hat  hier  eine  sehr 
daokenfwerte  Nenbearheitnng  erfahEen.  N«n  ist  <fie  Einbeiiabiiiig  der  IM- 
willigen  Goiehtsbarkeit  nnd  der  Verwaltongtaachen.  Ken  ist  »her  anch  anm 
grofl«!  Teil  der  übrige  Inhalt,  in  welchem  dne  erhebliche  Zahl  jüngerer 
Instmktlonen,  Gesetie  nnd  StaatSTertiige  rat  bertteksichtigen  war.  Ein  Bnoh 
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wie  dieses,  das  in  l)i'.st»indigein  Strudel  bpfimllichf  Materien  hfh.inf!»»!T.  w'nA 
nie  fertig,  ist  nieiualä  vollkoinmch  und  bleibt  nur  kurze  Zeit  nciitig.  Miciüv 
destoweaiger  sind  solche  Bücher  unentbehriich  und  man  kann  nur  wünscka, 
das  der  bocbhändlerische  Verbnaoh  der  Deliua^aehea  Arbeit  grog  geoog 
ist,  mn  recht  bald  und  recht  oft  neae  Auflagen  wo.  ermSgliolKn.  Diese  wa4«ii 
iint«r  der  Fürsorge  des  Verfassers  sicherlich  stets  auf  der  erreichbaren  Hoho 
stehen.  —  Das  Buch  solltr  in  der  Hand  jeder  Qorirhtsbchörde  und  jedes  An- 
waltes <;oin.  weil  es  ein  unentbebrtich&r  Ftthrer  in  den  täglich  mehr  sirb 
entwickelnden  Kechtsbilfefrageu  ist. 

Wliarton,  F.    A  treatise  on  the  condict  of  laws  ur  private  int^unatioiM! 

law.  —  'A.  Auf!  vun  Qeorge  H.  Parmele.  Rochester  N.  Y.  (Latcueis 
Cooperative  Publishing  CoJ  2  Bde.  GGXXIV  u.        XXVll  u.  ItÖU  ö. 

—  Geb.      12.  - 

Seit  1870  galt  „Whai  ton  an  con/iict  of  laws''  in  Amerika  ab 
gtandart  ioork  dea  am^kanlMhen  internationalen  Frivatreebts.  Spiter  nad 
die  guten  Werke  toh  Starbt  Dieeif,  Moare,  Minor,  Beale  (a  Ztsch 
XIV  568)  htnmgekommen.  Sollte  dahmr  Wharton's  Name  und  Werk  in 
der  Gegenwart  lebendig  erhalten  werden,  so  war  es  sehr  an  der  Zeit,  eine 
neue  Auflage,  und  zwar  eine  durchaus  umgearbeitete,  zn  veraTü^tahen  Der 
Herausgeber  hat  si«  Ii  dieser  Aufgabe  mit  Kner^^ie  und  Eriolg  uni^raoir« u 
Der  Zusammenhang  mit.  den  ersten  Auflagen  ist  nach  Möglichkeit  gewahrt. 
Insbesondeie  sind  die  von  WhartoH  herrahrenden  Ziffern  der  praktiacben 
,9«etiim8*  nnd  deren  Leiteätie  beibehalten.  Aber  da  inzwiachen  Judikatur 
und  Literatur  ungeheuer  angewachBen  und  zahlreiche  ganz  neue  Fragen  zar 
Entscheidung  gekommen  oder  angeregt  sind,  so  mußten  viele  und  aufass^mle 
^Kectiotts'  eingeschaltet  werden  Namentlich  aber  mnCteri  die  l'nUnoten  stark 
vermehrt  werden,  so  dai;  lier  I  infaii^'  (le^j  Werkes  anf  weit  ni-hr  als  das 
Doppeitc  angeschwollen  ist.  —  Das  Buch  steht  nuum«:hr  eiitM.lued<'n  wieder 
an  der  Spitae  der  amerikaniflcben  Literatur  des  internationalen  FriTatreditSr 
und  wer  Auskunft  aber  den  positiven  Stand  der  amerikaniachen  Ftazii  in 
„eonfiict  of  lawe"  haben  will,  kann  WhartoH-Parmole  nicht  ungehnu 

Deutsches  Bürgerliches  Recht. 
Vorträge  über  dah  Recht  dt-s»  Bürgerlichen  üt^set^bucbs.  Von  Dr.  h.  Eck.  -- 
Nach  des  Verfasset»  Tode  durch  FeststeUnng  des  Wortlautes  fortgeflhrt 
nnd  mit  Anmerkungen  veradien  von  Dr.  JS.  Leonhard,  —  Erste  und 
aweite  Auflage.   Berlin  (OutUniag)  lOOa,  UK)4.   3  Bände.  - 

Der  am  6.  Januar  1901  seiner  erfolgreichen  Tätigkeit  durch  den  Tc«! 
entrissene  berühmte  Berliner  Univcrsität.slehror  hat  die  Dnifklegung  seiner 
von  18t>7— 181ty  vor  etwa  .'MK)  Trakt ikern  ^(elialtenen  \'ortriige  nur  zum  Tfil 
selbst  bewirkt.  —  Nadi  Ecks  Tode  hat  M.  Leonhard,  der  .Bre»lj»4iff 
Bomanist,  die  Fortaetamqt  durch  Htfausgabe  dM  bei  weitem  größeren  Restei 
(etwa  */io  des  Ganaen)  Obemonunen  und  den  Text  mit  reichen  literarisclKn, 
kritiadien  nnd  erläuternden  Anmerkungen  versehen,  wodurdi  die  wunderinr 
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lebendigeu  luiii  durchsicbtigen  EntwickeUutgen  Ecks  für  die  prukti^ciie  Vcr- 
wendong  eine  dankenswerte  Ergänzung  erfahtra  haben.  Das  Lehfgeoie  £eka, 
welclies  in  dar  gdslvollen  Lichtheit  dieser  Vorträge  Triiunphe  feiert,  erhebt 
das  Werk  weit  über  die  Tagcsliteratar  and  sichert  ihm  dauernden  Wert 
nicht  nnr  litexargesiAlGhtlich,  sondern  aoch  praktisch. 

WiflraSBOWlki,  A.   Handbuch  des  Eherechts  mit  Avnchlnfl  des  Ehe» 

schlieBnngs-  nnd  Ehescheidnngsrechtes.  Bd.  I.  Die  allgemeinen  Wirkungen 
der  Ehe.  IfJClO.  Bd  II.  Das  eheliche  Qftterrecht  (insbesondere  internationales 
und  int4>rtemporales  Güterrecht)  191)4.    Düsseldorf  fL.  Schioannl 

Diese  breit  angelegte  systematische  Darstellung  des  Eherechts  gehört 
za  den  bisher  nicht  zahlreichen  Arbeiten,  welche  größere  Partien  des  neuen 
bOfgerlidien  Reehtes  des  Deatsehen  Reiches  monographisdh  xn  vertiefen  sndien. 
Der  Versncli  ist  als  solclnr  willkommen  an  hdfien,  ab«r  aneb  seine  vorliegende 
Behandlung  ist  als  erfreulich  und  förderlich  zu  bezeichnen.  !\!it  Umsicht, 
Selbst iindi^rkeit  und  Scharfsinn  sind  die  prinzipiellen  nnd  zalilrtidii'  kasuisti- 
sche Fragen  aufgerollt  und  beantwortet.  Lit«'n(tnr  und  .Fndikatur  siiul  st*r^- 
fältig  berücksichtigt,  abweichende  Meinungen  grüiullich  emrtert.  Der  i^ra.\is 
wird  das  Bach  gate  Dienste  leisten  und  auch  die  Wissenschaft  erffthrt  durch 
dasselbe  Aniegong  und  Fdrderong. 

Was  die  inteniationalprivatrechtlichen  Fragen  betrifft,  so  sind  diese 
(Bd.  II  1?»  -  in  iiinsi(  Ii(i<,'LT  und  unabhängiger  Weise  behandelt.  In  den 
grundsiitzlichen  Fra<ri  n  trirt  der  \ 'nfasser  auf  Dcrnbu  rgs  Seitp  'ifp<ren 
Neu  mann,  aber  auch  gegen  Kahn  und  gegen  den  Unterzeichneten  j.  im 
Ergebnis  gelangt  der  Verfasser  ttbrigens  fan  wesentlichen  dasii,  dafi  auch  im 
Lückenbereieh  der  unvollkonmienen  Eollislonsnormen  des  EG  das  Staats- 
angehörigkeitfiprinzip  maügebend  sein  innfi.  —  Das  Verhältnis  der  inter- 
trnipf>ralen  und  intornatiunnlen  Kollisionsnormen  ist  besonders  eingehend 
(S.  68—68)  erörtert  und  knsuistisch  dargelegt.  Der  Verfasser  akzeptiert  hier 
im  Allgemeinen  Kahns  Standpunkt  (s.  Ztsch.  XV  547-7-48),  aber  nicht  ohne 
gewisse  selbständige  Abweichungen,  Nie m  eye  r. 

Ausländisches  Bürgerliches  Recht. 
StOCquart,  (E),   Avoeat   ;'i    !;i   rnm   irapp«!   de  Brnxelies.     Aper^'U  de 

l  evolution  juridiqutf  du  mariage.    i  France.   Bruxelies,  Paris  (Liörairie 

generale  de  droit)  1905.    298  S.  ■— 

Der  durch  eine  Reihe  intemationalreehtlidier  und  rechtsvergleich'ender 
Arbeiten  wohlbekannte  Brflsseler  Anwalt  hat  eine  Darstelinng  der  Universal- 
Entwickelungsgeschichte  der  Ehe  unternommen,  welche  ebenso  durch  klare, 
übersichtliche  Anlage  und  t  irLrintc  hirstellung  als  durch  Beherrschung  des 
Materials  und  kriiftiu'e  DurchfiiiiniiiL:  der  cvolutiontstischen  Leitifedunken 
anspricht.  Es  sind  keine  grundstiirzenden  Untersuchungen  angestellt,  aber 
auch  der  juristische  Sachkenner  findet  doch  allerlei  neue  Oedanken  and  neues 
Material.  Sosiologen  und  Rechtevergleieher,  Politiker  und  Historiker  werden 
das  Buch  mit  Interesse  lesen. 
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Michoud,  (Leon).  La  theorie  de  la  pi  rsniiiialit^  morale  et  son  .ipplicatioa 
au  droit  fran^ais.  Vol.  I  u.  484  S.  Paris  (Librairie  ginirale  de  droit 
et  de  /urisptHdenceJ  1906.  ^  10  free.  ^ 

Dicie  Pnblikttfcloii  des  als  Frofessor  in  GrenoUe  tfttigot  GeldutCB  nafi 
Aufmerksamkeit  erregen  wi-ircn  ihres  im  besten  Sinne  internationalistischen 
Charakters.  Das  Buch  knüpft  unmittelbar  an  die  deutsche  RechtswisärtL^t  h  tft 
;m :  fnlg-t  Gierkes  üenoasenf^rhaftstheorie  (.thmrie  dorgane")  und  be- 
kundet auf  Schritt  und  Tritt  die  Vertrautheit  des  Verfassers  mit  deutscher 
Literator  und  deutscher  Denkweise.  Michoud  sacht  Qierkee  Theorie 
IQr  das  fraasOsische  Redit  duehKiifaitteii  und  anssugestaltaL  Dabei  kommt 
Datfirlich  nicht  nar  fflr  die  fruisösisehe  Jurispradens  etwas  heraus,  sondern 
auch  die  deutsche  Theorie  wird  durch  diese  Probe  in  lehrreicher  Weise  be- 
]f  ti(  ht«>t  Sowohl  die  blendenden  Eigeiucbafteii  als  die  Schwächen  der  Theorie 
treten  dabei  noch  schärfer  hervor.  JÜiemeyer, 

Strafrecht 

Zun  älteston  Stralreolit  der  Kultnrrölker.  Fngeii  sar  Beclitt> 

verglcichung,  gestellt  von  77i.  Moni  tu  sc n.  Mit  einem  Yortratt  TOU 
K,  Bindittß.    Leipzig  (Dunckei  d  HumölotJ  1905.    112  S.  — 

„Das  horh  zu  hfiltonde  Vcriniichtnis  eines  Unvergeßlichen"  ntimt  in 
seinem  Vorwort  Binding  diese  durch  einen  Jf(^ mm«« m' scheu  Fragebogen 
Teranlafttea,  Momm^en  eingeleiteten  MittetlvngMi  bervoiiageiider 
Flük>log«n  und  Juristen  Uber  strafrechtlicbe  Urerscbeinimgen  derOrieeheB 
(Freudenthal  u.  «.  Wilamotcitx-Moellendorf),  Römer  TTitzig), 
Germanrn  (Ihutifter.  lioethch  Inder  (TT.  Ol denberg) .  .^rahor 
'X>ildt'/i  c),  ]  .s r  a t*  1  i  l c n  (  U't//// r/ islamiten  (Goldeiher). 
Mutnmsen  war  auf  diese  Fragen  durch  sein  römisches  ätrairecht  geleitet, 
und  er  fand,  daß  .die  historiscli-philosophisclie  Bedeatong  soldier  Znsammen- 
stellaagen  für  unser  Ahnen  Über  die  Unnsttaide  des  Menichengeeehlechts  wid 
unser  Wissen  Aber  sdne  weiter»  Bnt^tnng  nicht  hoch  genug  angesdilagen 
werden  kttnne." 

Das  ,frnste  Frage-  und  Antwortspiel*  stellt  ein  Denkmal  der  Rechts- 
VI  rgit  it  iiung  dar,  welches  die  Mit-  und  Nachlebenden  aller  Nationen  zur  Ver- 
folgung jener  methodisch  und  gegenständlich  gleich  Bchwieng«K  nad  interes- 
santen Probleme  aofroft.  Fflr  Arbeitsteilung  nnd  Arbdtsverrinfgnng  ist  diese 
Mommeen^w^  HiaterlasBcnschaft  TorbüdUeh. 
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des  internationalen  Rechts 

1904.**) 

Von  Dr.  pbfl.  F,  Wtesowa»  Bibliothekar  der  Haadebkanimer  ni  Berlin. 


A.  Völkerrecht  nebet  Hfilfadleripluiep.***) 

1.  ({uoUon. 

Accords  conclus,  le  8  avrü  iy(>4,  entre  la  t  raiice  et  l  Aagleterre  aa  sujet  du 
Ifaroc,  de  TEgypt«,  dh»  Tenre-IfeiiTe  etc.  —  Jost,  int  n  61—^;  ieruer 
leparat:  Paris  (bipr.  nfttiooale)  47  S. 

Aeie9  de  U  t|aatriöine  conförenoe  de  La  Haye  poor  le  droit  i]iteniati<Hial 

priv^  (16  mai— 7  juin  19()4).  —  La  Hayc. 
Codes  1 1  luis  pour  la  FraTicc,  l'Algerie  et  les  colonies  .  .  .  donnaut  la  con- 

cordaiic  r  (it  H  Inis  et  des  detr^  ts  entre  eux  et  les  principaux  trait^s  inter- 

natioiiaux  rel.  au  droit  priv^  par  Adrien  Carpentier  8.  6d.  —  Paris 

(ICarchalA  Billard)  2  Bd. 
CimwnUioH  d'arbitrage  permaneiit  du  85  dfoembie  1608  entre  la  France  et 

ritalie.  —  R.  G.  XI  94  f. 
Convention  d'arbitrage  permanent  du  1*'  fövriw  1904  entre  la  Orande- 

Br.  taumc  et  VlUiVw.  —  R.  G.  XI  219  f 
Convention  d  aibi trage  permanent  du  12  f^vrier         entre  k  Dänemark 

et  les  Pays-Kas.  —  R,  G.  XJ  765—767. 

*)  Ein  Verzeichnis  der  bcnntztrn  ZrifM  luiften,  sowie  der  Abkiirzuni^en 
für  einige  der  häufiger  vorkommenden  Zeitächriften  siebe  am  Schluß  der 
Bibliographie.  —  Bei  Zeitediriften  beseichnet  die  rOmieebe  Wtex  am  Sehlnß  die 
Nommer  des  Bandes. 

**)  Außer  den  Erscbeinungeu  des  Jahres  liX)4  ( —  diesen  ist  die  Jabres- 
xahl  nicht  beigefügt  -  )  sind  einzelne  Erscheinnngen  ron  1903  nacbgetrairen. 
Diesen  ist  «las  Erscheinungsjahr  beigefügt. 

*♦*)  Eingeschlossen  ist  die  staatsrechtliche  Literatur  über  die  internatio- 
nalen Recbtsbeziehungen  (iStaatsangehörigkeit,  Ein-  und  Auswanderungsrecht, 
Konsularwesen»  Kolonialrecbt,  Priseogerichtsbarkcit  usw  ). 

Hier  ausgeschlossen  iiiiil  nntcr  n  ffpstcUt  ist  die  besonder»'  T.it<r;itur 
des  infemationalni  I'iivat-,  i-^iial-  und  Prozeßrechtes.  Eingeschlosiseu  unter 
A  sind  die  Erscheinungen,  welche  diese  tfatezira  als  BestandtßU  oder  Anhang 
des  Völkenreohtes  behandeln. 
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Cancention  d  arbitrage  permanent  du  27  fdvrier  1904  entre  1  .Espagne  et  k 
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Cotivoit itiit  Fraiicii-Italirnno  da  Travail.  —  Just.  iiit.  II  113 — 1?(). 
ConvenlioH  puur  regier  la  tut«Ilc  deä  luiueuri»;  Convention  puur  rögler  1« 

oonflits  de  lois  ea  mati^re  de  mariage;  Convention  pour  regier  les  coniiiti 

de  lois  et  de  jnridictioBs  en  matitoe  de  divoroe  et  de  edparation  de  eozpi. 

[Verkttndignng  der  Annahme  darcb  Fnmkrelch  17.  Jörn  1904.]  —  Jui 

int  n  92--102. 

Cordier,  H.   L  exp^dition  de  Chine  de  1867—1858.    lüstoire  diplomatiiiac. 

Notes  et  documents.  —  Paris. 
D^clurationa  de  ncutralit^  k  loccasion  de  la  gaerre  riuso-japonaise.  — 

Jost.  int.  II  123—142. 
Diplomatische  KorresjwndenM  swischeii  Japan  iumI  Rufiland*  —  Ztoek  XIT 

m. 

Documents.   Abdrack  Yon  Urkunden  zur  Zeitgeschichte  in  jt  .lern  Hefte  der 

japanischen    Revue  (mensoelle)  de  droit  intemationid  pnbl.  p.  SikQj^ 

Takahashi  Tokio". 
Documents  relatifs  h  la  quatrii^me  Conference  de  La  Haye  pour  le  droit 

international  privö.  —  La  Ilayc. 
Documentos  diplomAticoe  j  oonsnlafee  [de  la  RepAbliea  Argpmtina].  -~  T.  ID 

(Bolefein  19-21X  T.  IV  (22^24),  T.  T  (25-27),  T.  71(28-30).  Bmom 

Aires. 

Documents  relatifs  ä,  la  repression  de  la  traite  des  esclaves  pabli^  en  ei^ 
cution  des  arti«  1<  s  81  et  aulvants  de  l'acte  gtatnX  de  Broxelles  1903.  - 

Braxelles.   HH'j  S 

France  et  Siam.   Convention  du  13  f^vrier  liKM  et  Frotocole  du  30  jnin 

1904.  —  B.Q.  XI  469—476. 
Die  Bäager  Familtenreehte-XonoemtiaH,  —  Ztsoh.  XIV  607— £46. 
Memoria  de  lelMieBes  ezteciores  y  enlto  presentada  al  Honorable  congns» 

nadonal.  —  Conespondiente  al  aAo  1901—1902  y  1909—1908.  Bmui 

Aires  (2  vol.). 

A'ouveau  Jiecueil  g^n^ral  de  trait^-s  f  t  aiitres  acteä  r»  latifs  aux  rapport« 

de  droit  international.  Continuation  du  graud  recneil  de  U.  ¥t.  de  Martens. 

par  P.  Stoerk.  —  2»  sörie,  t.  90/31.  Leipzig  (Dietrich). 
Nouwamx  traüia  de  commerce  entre  Ift  Chine  et  les  Palssanees.  —  B. 

mens.,  s4r.  I,  t  II,  No.  4. 
OHeartf  Haiqu^.  Coleoddn  de  lee  tmtados,  eeiiTeafa»  y  docnmentos  iote^ 

nadonales  celebradoe  por  nuestroe  goUemce  oon  los  Betadoe  «xtraa* 
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Jeroe  deede  el  xclnado  de  DoA»  Isabel  n  burU  nuettm  dlM.  —  Begvncia 

de  Dofla  Maria  Christina  (T  IV  1897— 1899,  Tol  XU  de  1«  Coleccidn 

completa).    Madrid  1903—1904. 
Oealle.  E.  Ree op!larii'>n  de  trmtados,  convencionea,  actas  y  dem4s  iiutrumentos 

interuacinnalt-s   —  Vah  iu  ia.    2  t. 
Papers  relatiug  to  the  fureign  relatiuus  of  the  L'uiteü  6tattib  witb  thc 

annnal  message  of  the  pmident  tranamltted  to  ooi^inea  Deoembtt  7,  1908.  > 

-  Wafllungton  1904.  LXXXII  8S3  S.   (Houm  of  Bepranntatifae  58«^ 
Gong.  2*  Sem.  Doo.  1.) 

Recueil  des  traitös,  Conventions,  arrangementa,  accords  etc.  conclus  entrc  les 
diff(!^rents  i^tats  rn  nintirrc  de  propriöt^  indastriellc  reprod"nits  en  langue 
frani  aise  et  ilans  colh  s  dt-s  lanffiies  orifrinales  qui  jx-uvcnt  etre  imprim^es 
eu  i-aractt'rt!ä  roinaint*.  Berne  i^Bureau  int<,'rnatiunal  de  la  proprit-t<^  in- 
dnitrielle). 

Beeueü  det  ttaiMa  et  coavciitfoiia  cenofais  par  l'Aiitriebe-Hoiigrie  avec  Im 
pniflsaiiceB  «trang^res.  Far  A.  de  Plason  de  la  Woestjne.  —  Nour. 

snit«,  t  XVIT    Wit  ii  :v..  Fromme)  592  S. 
Mecueil  <!♦  s  trait^s  de  la  Francp.  publik  soas  les  auspires  dn  ininistöre  des 

affair.  s  ^trang^res,  par  J.  de  Clercq.  —  T.  XXI  (Ibilv— ItfUO).  Paria 

(i'edone)  XXXII  906  S. 
JiiglemenU  «laboräe  en  eonfonnit^  de  la  conTenti«»  eaidtaive  intamalfonale 

de  Paiis  (1903)  et  adoptte  »ad  r^brendnm*  par  le  oonaell  iaaitain, 
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—  Alezandrie. 

Sehiefisppruch  d(s  TTaager  SehiedflgerichtB  in  dem  Venesnela-^itnlt.  — 

Ztsch.  XIV  Ö4Ü~Ö6U. 
Das  Staatsarchiv.    Samiolung  der  oftiziellen  Aktenstücke  zur  Geschichte 

der  Gegenwart.  Begründet  von  Aegidi  und  Klaohold.  Herausgegeben  von 
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Traiti  d'arbitrage  entre  rAngleterre  et  l'Bspagne  du  27  fönier  1904.  — 

Just.  int.  IT  122  f. 
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Qtteflemammhmge»  snm  Staats^,  Verwaltongs-  nnd  Yolketredht  Heiane- 
gegdwa  von  H.  Triepel.  —  Lelpiig  (G.  L.  HirBdileld).  —  Bd.  S.  Zenmer,  K., 
Qaellensammlnng  zur  Qeeidiiidite  der  dentacbeu  BelebBverfaMmig  ia  Mittel- 
alter nnd  Keueit. 

&  Zeitaelirlften»  Jalurbttclier  etc. 

AnrnOm  4e9  seienee»  ptiUU^HM.  lUdacteor  en  chel:  A.  Yiallate.  ~  Paria 
(P.  Akaa)  XVU. 
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wifisefMchaftlfcbe  Erörterung)  an  der  aiig(  g.  benen  Stdle  behandelt  Ist. 
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FtMiill»-l<»n  H.')ff  -  rnjjültiuki'it  d. 
Eutuiüiidigun^  e.  in  d.  .Si  hweiz 
domizilierten  Aus  anders  durch  aus- 
länJischf  Behörditn  42.S  Ff.  —  Zu- 
loitaung  z.  Jurist. Prüfungen  (Bayern) 
448.  —  Ausweisung  aas  Preußen 
4»?'.>.  .AtifniliüK'  i.  Anstalten  f. 
Geisteskranke  (l'reuikn^  478.  — 
BheschlieBiing  i.  Sachsen-Altenbnrg 
4SHff.  Htfrcinnt;  v.  d.  (it-häude- 
steuer  ^Japau;  4918.  —  ficlililssel- 
gewalt  (Deutschland)  499  ff.  —  Vor- 
mundschaft (Ungaru)  5061!. 

Ausländische  A  ktiengesell- 
Bchaftcu  (Ungarn;  Ö04. 

AnsUiidiaelie  Gerichte,  Ziistftii- 
dit;keit  f.  Fhunosen  122  ff. 

Ausländisches  Recht,  s.  £r- 
mittelnng  a.  R. 

Ausländische  Urteile,  Vollstreck- 
barkeit f.  Zaliiunfisunfäliit:«'  i  Ruß- 
land H3ff.,  lOü.  —  NichtVollstreckung 
i.  Österreich  862  ff.  —  Straforteile, 
Wirkung  i.  Ungarn  505  ff. 

A u  s  I  i  (•  f r  r u  n  g ,  Auslieferun^sverkchr 
zw.  Deuts(djland  u.  d.  öclnvci/  2Hö, 
428.  zw.  Baden,  Schweiz.  Frankreich 
410.  zw  Diutschland  u.  Eiiiiland 
442,  zw.  Bayern  u.  England  444  £f., 
4&2ff.,  zw.  Bayern  n.  d.  Schweiz 
4r)l  ff ,  zw.  Ri  amiM-liweig  u.  England 
464.  ~  Auslieferung  v.  Österreich. 
Deserteuren  (PreuB.)  470.  a.  England 
nach  l'it'iißi  ii  47!).  -  .Vnslicfcrungs- 
verkehr  zw.  England  u.  Württem- 
berg 488. 

Außerehelich,  s.  Unehelich. 
«    Ansstellnntrt  n.  Sehnt z  v.  Erfindun- 
gen (Deutschland;  4:U. 

Aaswanderer,  aaBerdeatsche  in 
Prenfien  476. 


A  u  s  w  a  n  d  ererschi  f  f  e  (Deutscbiaud) 

4aaff. 

Ausweisung  T.  Ausländem  (IVenfien) 

Automobile,  s.  Kraftfabrzeuge. 

B. 

Baden,  Kollision  mit  Reichsrecht  b. 

l•^•st^l<'llun<:  d.  um  Ii.  liclk-n  Vater- 
schaft 287  ff.  —  Erfüllungsort  H37  fi. 
—  Ciesetzgebungsschaa  440.  — 
Zi  uiienvemehuuing  durch  Notariat 

,    4i«7  n. 

Basel-Stadt,  Strafverfolgung  426 ff. 

Bayern.  (fesetz{?»'bungsschau  443 ff. 
1{(  rltf --liilfcvt'rkelir  tiiit  F<u8iiien. 
Uerzegowiua44ij,  lu.  anderen  Bundes- 
staaten 446  ff..  450  ff.  —  Ausliefe- 
rn ntr.s  verkehr  m.  England  444,  452  ff. 

Befähigungsnachweis  der  See- 
Schiffer  (Deutschland)  4SI. 

r,<  f II nl >  ru II gefährlicher  Hüter  in 
ivauflahrteischiffen  (Mecklenburg- 
Schwerin)  465. 

Beglaubigung  von  zum  Gebrauch 
im  Ausland  bestimmter  Urkunden 
(Bayern)  445,  in  Rußland  bestimm- 
ten (Bayern)  452. 

Begn a d i u u n g . bediuL'ti'  l!ayern)448. 

Belgien,  Separation  auf  gegenseitige 
i  bereinstinimung  verboten  158,  Ehe- 
bruch als  Scheidungsgrund  18'Jff., 
Scheidung  schon  auf  gegenseitige 
Übereinstimmung  gestattet  197.  — 
Rechtsprechim::  :^ff.  —  Ehe- 
schlieUung  35511. 

Bern,  Kanton,  Behandlnng deutscher 
Urteile  2t>7  ff.  Sehweu.  Zentral- 
polizeibureau  461. 

Berner  Ubereinkommen  Uber  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  SOS  ff. 

Berner  Urheberrechtsttberein- 
kunft  vom  9.9.86  438. 

Beweis  ausl&ndisdwn  Rechtes,  s. 
Ermittelung. 

Bibliographie  des  internationalen 
Rechts  615  ff. 

Hö^lirlir  Verlassnng  als  Schei- 
duugsgruud  206,  211  ff. 

Börsentermingeschäft  285 ff. 

Bosnien.  Vollstreckung  deutscher 
Urteile  441,  444,  465.  —  Rechts- 
hilfeverkehr m.  Bayern  44ö,  m. 
Braunschweig  464,  m.  Elsafi-Loth- 
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ringen  464,  m.  Hessen  46ö,  m. 
Mecklenb.-Strelit«  4BiR,  m.  Preußen 

478,  481.  ra.  iSfh;iiiiiil>iirtj-Lippe  n. 

Württemberg  487.  4m.  Bosn. 

Strafnrt«il   erwirkt.  Ehescheidung 

(Ungarn)  öüöff. 
P)Ots(  haft,  s.  Gesandtschaft. 
Braäiiicn,     Ehescheidung  ausge- 

achloflsen  148. 
Braun  schweig.  Gesetzgebung  464. 

—  Rechtshilfeverkehr  ra.  Bosnien  u. 

Herzegowina  4ßl  Aasliefernngt- 

verkehr  m.  England  464. 
Bremen,  Bremischer  u.  zugleich  ar- 

gentiniaelier  Staatsbürger  n.  Konsul, 

in  Bremen  nicht  steoerffei  29011.  — 

Qesetagebung  464. 
Bürgerliobes  Gesetsbncb  fllr  d. 

Deut  sehe  R  ei  oh.  Litrratnr  612  ff. 
Bürgerrecht,  amerikanisches  Ö13. 
Bundesstaaten,  deutsche,  Kosten 

der  Rci-lit^hilfc  zwijfclicn  ihren  Be- 
hörden 446  S.,  4öOff.,  464. 

c. 

China,  Handelsflagge  (Preußeuj  466, 
473.  —  Markcnschjitz  468. 

rhristen,  Eheschließung  mit  Nicht- 
christen  in  Ostereich  IIS.,  ^ff., 
970 IT.,  392 ff.,  in  England  16  ff.,  In 
Proiißfii  25  ff, 

Civilehe  eines  mosaischen  Ungarn 
mit  einer  Irath.  Österrdeberin  i.  Un- 
garn 370  fF ,  j  :[i  kuth.  Österreichers 
im  Auslande  3ä3ff.,  eines  mosaisch. 
Ungarn  u.  einer  Engländerin  392  ff. 

C  ode  civil  (Art.  217)  ,302ff. 

4'omit^  maritime  international 
569  ff. 

C y •  1)  r •  doctrineCNew-Hampehire) 

362  ff. 


Dänemark,  Ueimatgcrichte  für  Ebe- 
scbeidnng  allein  kompetent  124.  — 
Ehebruch  alsScheidiingsgrund  188 ff. 
7-  iSchddung  schon  auf  gegenseitige 
Übereinstinunnng  gestattet  197.  — 
Erbrecht  605. 

Delbrück.  Rudolf,  v.,  Lebenser- 
innerun^ren  611. 

Deserteure,  österr. ,  Ansliefening 
aus  Preuilen  470. 


Deutsches  Reich,  Ucgenübcrstel- 
Inttg  des  dentschen  a.  ross.  Kon- 
kursrnhts  l(i.")fT.  —  Zuständigkeit 
deutscher  tierichte  bei  Ehescheidung 
französ.  Ehegatten  119  ff.  —  Eh<!- 
scheiduiig  im  deutschen  Reich  woh- 
nender Österreicher  nach  östm. 
Recht  132.  —  Verbot  d  Trennang 
von  Tisch  u.  Bett  159  ff  —  Äuf- 
hebung  d.  eheliclien  Gemeinschaft 
167  ff.  —  Ehescheidung  nur  wegeo 
bestimmter  ScheidnngBgrOnde  198.— 
AusliefemnRsvf  rtmtr  mit  d..Schweia 
28Ö.  —  Deutsche  Urteile  im  Kanioa 
Bern  nicht  anerkannt  297  ff.  — 
Rochtsfiihi^rkcit  ausitind  Ilmdfls- 
gesellschaften  820  ff.  —  Nichtanei- 
kennvng  dentsdier  Urfcdle  in  Unter* 
walden  nid  dem  Wald  324  ff  — 
U  rheber  rechtsscfau  tz  ü  berei  nkommeo 
mit  Österreich  vom  30.  12  1899 
415  ff.  —  Anträge  auf  Htrafverfol- 
gnng  durch  die  Schwei?:  4?B  ff.  — 
Ungültigkeit  e.  durch  e.  deutsches 
Gericht  ausgesprochenen  Entmflndi- 
gung  (Schweiz)  428  ff.  —  Oesetage- 
bungsschan  431  ff. 

Differenzeinwand 

Doppelte  Staat8angahdrigk«it2498. 


Egyp  I  >  ü  .  dsterreieh.-ungar.  Konmo 
largerichtsbarkeit  266.  —  Deutadw 
Konsulargerichtsbarkeit  4^13. 

Ehe.  nachfolgende,  s.  Legiti- 
mation. 

E  h  e  n  n  fr  ü  1 1  i  j,'  k  i  1 1  (">sterrcich)i*43ff., 
372  [f.,  37!»  n..  HN.SfF  .  392  ff. 

Eheanfecht  uiigsklaiie  222ff. 

Ehebruch,  Ehescheidung  wegen  E. 
188  ff.  —  Ebelruch  des  Mannes  als 
ScheidnngflgTnnd  2060. 

E Ii  e  f  ä h  i  t: k e  i  t  s z e ugniftBO 
(rrculSen)  4«U. 

Ehefrau,  Handlnngsfthigkeit 
(Dcutschlan.r  302  fT  Testierfällig- 
keit (üamburgbezw.  Preufienj  316S. 
—  Sehlflseelgewalt   e.  nsterr.  E 
(Deutschland)  499  ff. 

Ehegatten.  Unterhaltspflicht 
(Deutschland)  321.  (Frankreich;  359, 

Ehehindernis,  Zeu^^nisse  Qbef 
Nichtbestehen  (Baden)  441. 
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Ehf  lirhes  Güterrecht.  Schlüssel- 
gewalt e.  österr.  fibefrau  (Deutscli- 
land)  499  ir. 

Ebriichkf itserklftrung,  s.  Le* 
gltimation. 

Bherecht,  Ltteratnr  618. 

Eb>pr(«/tsse  8.  Bhcscheidiing. 
Trennung. 

Ehescheidung  französischer  Ehe- 
gattin durch  deutsche  (ierichte  11911. 
nach  (1  TTaaper  S(>hf'ifliini:^-Konvcn- 
tion  125  ff.  -  Knllisiun  der  Khv- 
scheidungsgründe  1H7  ff.  -  Inter- 
t<-mporak'sEhescheidungsr<  <  ht  -i^liff, 
(Braunsthweig;  340,  ^ Frankreich, 
Schweiz)  :i.5(;ff.,  (Baden)  379  !f., 
(Haager  Abkommen)  4.'W>  auf  Grund 
ausländ.  Ötrafarteils  i  Ungarn )  5Uö  ff., 
dentscherStaatsangeböriger  ( Nieder- 

latiitc  (10."). 

EhescblleÜung  v.  Chnsten  mit 
Nichtchristen  i.  Österreich  11  ff , 
2111.,  i.  Ungarn  1.5.  i.  England  löff., 
i.  Preußen  25:  v.  Ausländern  i. 
Deutschland  i   Ungarn  20. 

Frankreicb21,  Italien 21,  Schweiz  21 
—  üngUltiiik.  it  Österreich)  H72ff., 
(Haager  Abkuiimien)  v.  Bayern 
i.  d.  Schweiz  448,  v.  russischen 
Staatsaiitii  hörigen  I  Preußen  1('>H.  v 
Ausländern  i.  Sachsen  -  Alt^nburg 
488«. 

EhotrenTninc.  s  Tronming. 

Eigentum,  gewerbliches,  Lite- 
ratur 510. 

EinfUhriiiiti:si<«'.s.  t-/  zum  B.Q.B. 
Art.  30  3Ü5fi.,  Art.  14  321,  Art.  11 
822  ff.,  Art.  19  325  ff.,  Art.  29  340  ff. 

Eisenbahn,  AnsteckimgBStoSe 
(Deutschland)  437. 

Eisenhahnabkommen  ('Deutsch- 
laad ostt  rieicb)  431. 

Eisen babüirachtTerlcelir  Sikifi., 
48«  ff. 

Elsaß  - Lothringen,  Gesetzgebungs- 
scban  H'tl  Pki  chtshilfr  verkehr  m 
Bosnien  u.  Herzegowina  404. 

E  B  |ir  1  a  n  d ,  EheschließiingBrecht  d.  Aus- 
länd» r  1.')  ff.  —  Herrschaft  d.  lex 
U>n  b.  Ehescheidungen  126.  —  Maß- 
gebend b.  Übernahme  e.  en^l.  Fiima 
30;')  ff.  — Versichrrun^-LTSfllscluiften 
308  ff.  —  Mangelanzeige  311  ff.  — 
AasHelemngsverkelir  m.Deatschland 
442,  m.  Bayern  444  ff.,  452  ff.,  m. 


Br.mnsrhwcig  4B4.  —  .Anslieferung 
nach  Preolien  47U,  nach  WUrtteiu- 
b»g488.— Qesetsf ebnngssohan 606. 

Entmündigunü  nach  d.  Recht  d. 
Wohnsitaes  (iSchweia)  42»  R.,  e.  Nie- 
derländers im  Aiudaiid  605. 

Erbrecht  «New  Hampsldre)  362ff., 
iDänemark)  605. 

Erbschaft,  s.  Nachlaß. 

Erbschafts-  u.  Schenkungsab- 
srah r  (Bremen)  4Ö4,  (Sachsen -Wei- 
iiiari  4ö7. 

Erfüllungsort,  Recht  des  B.,  maß- 
j,'L'lM  niI  für  vortray'lirlir  Verpflich- 
tungen ^Deutschland;  286  ft.,  i.  Kon- 
nessenient(I>eQtachlaBd)90D,  (Baden) 
337  ff. 


F. 

» 

Fahnenflüchtige  (Baden)  441. 
Familienrat,  Erfordernis  d.  Geneh- 

mif^nng  (Frankreich)  333 ff. 
Fumilienrechtskonvention, 

Haager  21. 
Finder  recht  (New  Y  orlc,  New  Jersey) 

313  ff. 

Finland,  Konnossement  322 ff. 

Firma,  englische,  Übemalune  der- 
selben ;4oöff. 

Flaggen  fremder  Regterungen  soll« 
frr^i  Deutschland)  438  ff. 

Forfeiture  353. 

Form  d.  Rechtsgesch&lte  338ff. 

Fracht V.- rt  rai:  ( (  »sterreich)  398 ff. 
Frankreich,  Ebeschließong  v.  Ans- 
Iftndem  21.  —  Bheeeheidonir  frans. 

Kli  L^atten  durch  deutscht'  Gi  iiolitL' 
III» ff.  -  Verbotene  Anrufung  aus- 
ländischer Gerichte  durch  Franzosen 
gegen  Fmnzosen  122  ff.  —  Ehe- 
scheidung V  Ausländern  142  ff,  .356  ff. 
—  Ehescheidung a.  wegen  bestimmter 
Scheidungsgründe  1!»8.  —  Vormund- 
8chaftsrrcht3.33  ff.  -Rcphtspiwhting 
356  fi.  —  üntcrbaltspüicht  von 
AQ8ltedem869ff.  — Ansliefsmnga- 
verkehr  mit  Baden  440.  —  Vater- 
schaftsanerkenntnis  591  fi. 

Frans  legis  13,  22,  259ff..  354. 

Friedenshf  wcuni  n  i:  'yfV.)  ff 

Fandort,  Kecht  des  F.  313ff. 
Fnttermittel,  Ansfohnrerbot 
(Österreich)  488. 
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0<'l)üiidtsteuer  8.  üaussteuer. 
Geflügel,  Befördcrong  auf  Eisen- 
bahnen 437. 
noL'PTiseititjkeit  in  An<rk<>nnaüg 
vüu  Uitrileii  M24fii..  :J78ff,,  'Öster- 
reich) 38(1  ff .  bei  ZollfreiluMt  von 
Wappenschildern,  Fl  iL'iJfi'n  4:32  ff  zw. 
Deutseliland   u   iVstt nci.  h  48!>. 

Geisteski  a  II  Ich  I  i  r  als  Scheidungs- 
iiiunl  jj;i»n  -  Aufnahme  v  Aus- 
ländern in  Anstalten  i.  CJeistcskranke 
(Preußen)  47a 

Genossenschaften  (Blsafi-Lotb- 
ringen)  464. 

Gerichtsstand,  s.Zustftndigkeit. 

Ge Landschaften.  Zollfreiheit  von 
Wappen.  Klaggen  tDcuUschl.)  432  ff. 

Gesellschaften  s.  Handelsgesell- 
schaften. 

Gewerblicher  Rechtsschuts,  Li- 
teratur ülU. 

Großbritannien,  s  Kngland. 

Güterrecht,  s.  Eheliches  G. 

Güterstand,  s.  Eheliches  Güter- 
recht. 

II. 

llaagur  Konferenzen  über  inter- 
nationales Privatrecht  496  ff.»  608. 

Haager  Ehereclit8*KonTentioB 
vom  J.  1902  LH. 

UaagerFamilienrechts-Konren- 
tion  19()2  21. 

Haager  Scheidangskonvention 
12.')  ff. 

Haager  Schiedsgericht,  Japan. 

Hanssteiier  491  ff. 
Haien-  u.  Kevierordnung  (Lübeck) 
46."). 

Haftpflicht    von  Korporationen 

(Kansas)  352. 
Kam  barg,  firbrecht  S19ff.  —  Ge- 

sctzir-'buncsschan  IH.'). 
Handelsdampfer,  deutsche,  deat- 

Hches  Privatrechtsgebiet  nur  auf 

hoher  See  Hl 4  ff. 
H a  n  d  e  1  s  f  1  agge ,  chinesische  ^Freuß.) 

4t>t*.,  473. 

Handelsgesellschaften,  (-ff. m , 
KonkorseröSnong  Uber  o.  ii.  in 


Deutschland  u.  in  Ruliland  S.».  l>X)fi. 

—  Ausländische  in  Üeutschl.m^l 
H<  chtsfälil^'keit  ausländischer  E 

(t  iorida)  32üff. 
iiandelsgesetsbucb  (Dentschland) 

2.J.  :VM?fT. 
Handels rt; cht.  ruüüi^iht;^  523 H, 
Handelsrechtliche  GeseÜschaf» 

ten.  s.  Handelsgesellschaf  len. 
H  a  n  (l  f  e  u «'  r  w  a  f  f  e  n,  franz.  Früf unjj(»- 

zeichen  (^Deutschland)  437. 
Handlungsfähigkeit  der  Ebefrait 

.'i02fT. 

Haussteuer  tJup.tU)  4*Jlff. 

Haverei.  Literatur  512. 

U  e  i  1  a  n  s  t  a  1 1 ,  tK  deutsche,  Attinahme 
von  Ungarn  473. 

Heimatrecht, Maügcl»li(  lik.  it b  Ehe- 
scheidung itn  Auslände  n!>ff  .  \ 
altes  U.  neues  H.  bei  Ehescheidung 
nach  Staat^angehörigkeitswechsd 
eines  oder  bt  idi  r  Ein  .rattt-n  2^^8ff  . 
b.  Kindererziebung  32öS.,  b.  Ge- 
nehmigung d.  Famillenrata  n.  d. 
VormundschHftäu>'ticht8  333  S.,  b. 
Eheschlii  Oung  355  ff. 

Hcroldsauit.  preußisches,  Zuständig- 
keit 329  ff. 

Herzeuowin;!.  Vollstreck,  deutsch. 
Urteile  411.  444.  4tö.  —  lU'cht*- 
bilfeT^kehi  in  Bayern  445,  m  BrauB- 
schwcig.  Elsalj-I.'>tlirini-'vii  4<U  m 
Hessen  4(j5,  m.  Mecklenburg-.Sui^^Uu 
466,  m.  PreuBen  476,  480. 

Hessen.  (Te.srtzuf  bunL"'schau  46». 

Holland,  s.  Niederlande. 

I«  U.  J. 

Japan,  Haussteuer  491  ff. 

Jesuiten  (Deutschland)  434. 
Impotenz  als  Scheidungsgrund  222- 
in  fraudem  legis,  s.  Fraus  legia 
Institut  de  droit  international 
Ansicht  betr.  die  Anwendung  vod 
Heimatrecht  oder  le.\  fori  b  Ehe- 
scheidung 127.  —  Nobelpreis  bit* 
Tnt.  i  lokales  Recht  (Deutschland) 
ik)2  ff. 

Internationales  Privairecbt »i. 
Iliiauer  Abkommen  1902  436,  Haager 
1     Konferenz  496  ff. 


*)  Hier  sind  nur  diejenigen  Stellen  berücksichtigt,  WO  von  allgemein«! 
Fragen  des  I.  P.  B.  die  Kede  ist. 
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Inttriiat ioiKih's  Rcrht.  I.it-rttm 
.iioff.  H12.  Bibliographie  UH>4 
615  ff. 

Internat  i..iKilr  Verträge,  s. 
Staats  vertrug  f. 

Intcrtemporales  Privatrecht, 
•inf^ff .  rm  ff 

Italien,  Ehcscblieliung  v.  Ausläudern 
21.  —  Anwendtuig  d.  Heimatrechtes 
b,  Ehescheidung  v.  Ausländern  Ki')ff.. 
144  S.  —  Handelsverkehr  m.  Oster- 
reich 488  ff.,  m.  Ungarn  490.  — 
Qesetzgebungsüchan  6<l)7. 

Jaden.  Eheschlietfnng  mit  Christen. 
3.  Christen. 

Juristische  Personen,  atisländ. 
i.  Österreich  3868.,  (Anhalt)  440. 


K:\hn.  Franz.  N.krul„ir  1  — K». 
Kalifornien,  Testamentsform  498. 
Kanonisches  Recht,  Separatio  per- 

petua  171  ff. 
Kansas,  Recht  362. 
Katholiken,  ünlösbarkeit  der  Ehe 

i  m  K on  \  ( II  t  i  ( »nsgehiete  142  ff.,  (Öster- 

reicht  343 ff. 
Käufer,  Vcrpflichtini^'  zur  Mängel- 
anzeige 311  ff. 
K  anfmannsfrerichte  436. 
Kinder,    uneheliche,  Legitimation 

:  Frankreich!  591  ff. 
Kindf  rerzit'hung,  rellgMse,  nach 

Ueiuat  recht  32öfi. 
Kindesannahme,  s.  Adoption. 
Klagslcgitiination  bei  Psendony- 

mität  ^.Österreich)  415  ff. 
Klandestinit&t  d.  Ehe  3Ö5ff. 
K  o  1 1  i  s  i  o  n  s  n  o  r  ni  e  n    obl  igat  orischo 

(absolute»  u.  permissive  fakultative) 

139,  u.  i^achnonn  I.'jG,  interlokale 

(Deutschland I  3<l2ff.,  örtli<  h.-  XM  ff. 
Konkn r 8 r»'rht  Rußland t31f!.,l(Jöff.. 

Gegenüberstellung  des  russischen  u. 

deotschen  Konkursrechtes  105 ff. 
Konnossement  'l'  .'».  :V22  fT 
Konsens  d.  Ehemannes  b.  Testierung 

d.  Ehefraa  318  ff. 
Konsularbmmte,  l'rlauh  Dtiitsch- 

land)  43 1,  fremde  i.  preut^.  liäfeu  474. 
Konsulargerichtsbarkeit.  Sst«r> 

reichiscb-ungarische  265  ff.  —  Oi^ 


ganisrttinn    des    Konsulariri  richtfs 
1^70  ff.,    deutsche    ^Egypten;  433. 
(Ba3'em>  443,  449.  —  Konsnlar. 
Beglaiif>iirTing  d.  zum  Gehranrli  im 
Auslande  besÜumt.  Urkunden  44ö, 
deatsche  471. 
Konsulat  c,  Argentiiiisrli(  I-  Kfusul. 
zugleich  bremischer  u.  argentinisch. 
Staatsbfirger.  in  DeatschTand  nicht 
steuerfrei  2iK)ff.  —  I^iteratur  511. 
Konventionalstrafen,    S.  Ver- 
tragsstrafen. 
KOrperverlet  /  itng,  fabrlAssige  d. 

einen  Arrt  I2*jff. 
Korporation  in.  ausländ.  (Kansas» 
352. 

Kosten  d  Rechtshilf(  zwisdi  d  Be- 
hördeti  verschied,  deutsch.  Bundes- 
staaten 446  ff.,  450  ff. 
Kraft f ahrzeuge  Bremen) 464.  Go- 
tha) 465,  (Hessen)  465,  (Oldenburg) 
466.  (ReuB  i.  L.>  481. 
Krankheit,    unhi  ilbare,   als  EJi»- 
Ehescheidungsgrund  iu  Dänemark, 
nicht  in  Belgien  190. 
Krankheiten,  gemeingef  ährliche,Be- 

kämpfuny:  (Dcijtsrhlandl  433. 
Krankheitserreger,  Verkehr  mit 

'  Deutschhknd)  435. 
Kriegsflagge,  deutsche  438. 
Kriegsgefangene,  Postsendungen 

an  K.  i.  Rußland  437. 
Kroatien-Slavonien .  K  tnjH tonz- 
konilikt  m.  ungar.  Konsulargerich- 
ten 269  ff.,  276.  —  Staatsbudget  49(). 
Kuba,  Beitritt  z  int»  rnat  V«  rliaiul« 
z.  Schutz  d.  gewetbl.  Eigentums  439. 


Landesverweisung  V.  Gsterreichem 
(PreuÜen)  479. 

\j  (■  tr  i  t  i  ni  a  t  i  o n  ( Frankn  irh )  591 S. 

Lt'hnsrcrht  iPn  ui;«  ii i  :i.')4fT. 

Lex  ront  racr  US.  s    h  x  Ini  i  c 

Lf\  (i  o  III  i  (■  i  I  i  i ,  Maßy*'1ili(  hKrit  b. 
EhcHcheidung  119  ff.,  b.  interlokaler 
Rechtsverschiedenheit  3()2  ff ,  b.  An- 
fechtung n  Forni  (\.  TJprhf  sixs  schäfte 
338  ff.,  b. Gültigkeit  d.  Eheschließung 
348  ff..  Vormundschaftsrecfat 
(Schweiz)  428 ff.,  (Ungarn)  mit. 


*)  Hier  sind  nur  die  8telten  berüchsichtigt,  wo  allgemein  von  den 
K.  die  Rede  ist. 
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Lex  fori,  maßgeblich  f.  Ehescheidung 
125  ff. 

Lex  lori  i^rtns  lH8ff. 

Lex  loci  coutr»cta8|,Ku61d  )3tiOS. 

Lex  rei  sttae  (PrenBen)  334. 

Literarischer  U  rheberschnts, 
(Vereinif^c  Staaten)  561  ff. 

Liverpool,  Sitzung;  des  ComitCt  ma- 
ritime international  5Hi)ff. 

Locus  regit  actum  b.  Testaments- 
form (PrcuUen)  316  ff. 

Lohnarbeiter,  ausländische.  Be- 
steuerung (El.salM.ntluiiiiri'ii I  4tU. 

Lotterie,  fremde  ^Vreulienj  475, 
(Sachsen)  481. 

L(ll)('k,    nrsi/tz^'fbiiTiirssrhaii  4(1.1. 

Luxemburg,  Reparation  uu[  gegen- 
seitige Ü^reinstimmnng  verboten 
158,  doch  Scheidun)^  u.  y  V .  ^v- 
stattet  197.  —  Grenzverkehr  mit 
Dentadiknd  439.  —  Alimentation 
e.  nnehcl.  Kindes  497. 

Mädchenhandel,  internationaler, 

Bekämpfung  487. 
Mangelanzeige   im  deutschen  a. 

enu:)  Krcht  :U1  ff. 

Maklcrvertrag  H39ff. 

Mandat  339. 
ai  k «  nscliiitz,  deutscher,  i.  Argen- 
tinien 43a,  i.  China  468,  i.  Marokko 
469. 

Ma  1  0  k  k 0 .  Markrnschutz  4GU. 

Matrikeln,  staatliche  (Ungarns  7iKi. 

Mecklenburg-Schwerin,  Staats- 
vertrag mit  Schweden  v.  26.  6.  1808 
436.  (jesetzgebung  465. 

M  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g  -  S  t  r  e  Ii  t  z .  üesetz- 
gebungsschuu  4(>ö. 

Mexiko.  Handelsverkehr  m.  Öster- 
reich 488. 

Militftrpfiicht  früherer  Reichsan- 
geli">ri^('r  iPrciiCi  n)  467. 

Mississippi  364. 

Mommsen,  Theodor,  Schriften  BlOff. 
Motorwagen,  s.  Kraftfahrseuge. 

liachfülgcnde  £he,  s.  Legiti- 
mation. 

N  a  e  h  1  a  Ü ,  i  W  iirt teml>erg)  487 .  —  Be- 
handlung i.  Österreich  4Ö9. 


Naturalisationüurkuuden  ^hvi- 

fien)  478. 
NeutralÜfttserkUrnng  (Dcatach- 

land)  433. 
New  Jersey,  Recht  d.  Finders 3141. 
New  York,  Recht  des  Finden  31S1 

—  Forfeiture  353. 
NichtChristen.  Eheschließung  mit 

Christen,  s  Christen. 
N  i  e d  e  r  I  a  tkI  f .  Verbot  der  Scheidung 

auf  gegen.seitige  Ü  bereinstimmuAg, 

Zulassung  d.  Separation  a.  g.  Ü.  158. 

1!»7.  —   Eheschiit  Gut)  LT  -^'ibfi  - 

Ehescheidung  605.  —  Kntmtlndigtiig 

e.  Niederländers  i.  Ansland 
Niederlassung,  uachträgliche.  ohnt 

Wirkung  auf  die  ätraJhreriolgmig 

426  ff. 

Norwegen,  Heimatrecht  b.  Eh*- 
8(  heidung  i.  Auslände  allein  ktun- 
petont  124.  -~  Scheidung  auf  geg<»- 
seitige  Übereinstimmung  geslaitd 

197. 

Notariat,  badisches  4t>7S. 


Obligationen,  s.  Vertr»gsobli- 

irnt  innen. 

Ofienbarungseid,  Abnahme  deä  U. 
naclt  d.  Haager  Abkommen  IIOV. 

österreirli.   Kht-s.'liließuntr  v,  An«- 
l&nderu  verschiedener  ReUgiou  11  &  . 
20  ff.  —  Herrschaft  der  lex  fori  h 
Eh«  srh.  iiinnsjeii  12(5.  148,  religi'V 
Kindeieiziehung  325  ff.  —  VerW; 
für  Katholiken,  e  geschiedenen  Ehe- 
gatten zu  Lebzeiten  d.  anderen  zt- 
schiedenen  Ehegatten  zu   t  lK'licbt* 
343 ff.  —  Rechtspiechuntj  .UVJft  - 
Ni<  Ii:  vollstici  kling  e.  deutschen  I  t 
teils  3<>2  ff.  —  rntrnltiL'kt  it  .1  Zivil- 
ehe e.  mosaiscluij   riij,jarö   lu.  r 
kathol.Osti  rreichcrin  i. Ungarn 37iC 
—  Ungültigkeit  d.  Khv  zwi.-jcben  « 
( »stcrreicher  u.  e.  v.  ihrem  ersu» 
noch  lebenden  Gatten  i^etmiD<« 
Ungarin  372  ff.  —  Exekutionsvc^ - 
zug  c.  Ungar.  Urteils  375  fi.  —  Gt- 
geiiseitigkeit  (Deutecbland)  3^ff.— 
Ungültigkeitserklärungen    v.   E> %' 
370».,  372  ff.,  379  ff.,  3Ha  ff .  —  I  t 
Bul&ssigkeit  d.  Vollstreclcnng  fiwt 
Sachs.  Urteils  38()ff.  —  Eisenl^!»' 
frachtverkehr  398  fi.  —  Vtbeher 
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rechtäschatzüberemkommen  mit 
Deutschland  r.  30. 12. 1899  4160. 

—  Vollstreckung  deutscher  Urteile 
448.  —  Auslieferung  v.  Deserteuren 
(rreulieiij  470.  -  Landcsverweiäung 
(Preußen)  479.  —  QeBetzgebangs- 
schau  488  IT. 

Österreicher,  Arbeiter  i.  Sachsen- 
Altenburg  482,  i.  Sachsen-Meiningen, 
Sachs.-Weinwr ,  Srhwarzbg.-Rudol- 
stadt  u.  Sckwarzborg-Sonder&bau&eu 
487.  —  öflterr.  Bhefran,  Schlflssel- 
gewalt  i  Deutschland)  4ÜHff. 

Österreich  -  Ungarn.  Kousalar- 
gerichtsbarkeit  265  ß. 

Oldenburg.  (Jcsetzgebungsschau  4Ö6. 

, Ordre  public''  i.  I.  P.  R.  26ff.,  b. 
Ebeacbeiduogen  12(3 ff.,  b.  Uuter- 
h«ltspfli«ht  Ton  Analftadttm  8ö9ff. 

F. 

Patentgesetz  (Deutschland)  436. 
P  a  z  i  f  i  c  r  s  m  n  s ,  s.  Friedensbewegung. 
Personalbaft^  e.  i.  Kuüland  fUr 

BaUnngsanfähig  erklirteD  Nicht- 

rnssfn  108. 
Pflanzeaein  fahr  (Deutschland)  435, 

438,  439. 

Pinrantiini  gegen  prinzipielle  Ku- 
mulation von  Ueijuatrccbi  u.  lex 
fori  b.  Ehescheidung  127. 

Polizeistrafgeaetasbacb  (Baden) 
U2. 

Postanveisungsdienst  (RnOland) 

435. 

Püstsendungen,  Aushändigung  an 
ansländisclie  Versicherungsunter- 
nehmungen  (Deutschlund)  436,  an 
Krieg«i?pfan{ipn('  VM 

P  r  e  u  Ii  e  n ,  Eheschlit;lluug  b.  Ik li^ioiis- 
▼erschiedenbeit  25,  b.  Krbn-cht  3161!. 
--  Gesetzgebnnpssrh.m  4U6  ff.  — 
Küsten  d.  Kechtshiife  477. 

Prohibitivgesetxe,  b.  Ordre  pn- 
blir. 

Prorogatio  fori  i.  Deutschland 
durch  franzSs.  Ehegatten  121  ff.  — 
FUliMiii;^f  ausländischer  Adtlstitel 
durch  Ausländer  3iU  U.  —  Entlassung 
aus  d.  Staatsangehfirigkeit  329  ff. 

Prüfung,  erste  juristische  (PreaOen) 
474 

P  r  Ii  f  IUI  g  s  z  e  i  c  h  e  n .  französische  f. 

H:uidfeuen\'af!en  (^Deutschland)  437. 
Pseudonymität  415 ff. 


Rasscnunterschicd  bti  der  Ehe- 
schlieUungi.  England  unwirktMOU  Iti. 

Reblaus.  Bekämpfung  436. 

Rechtsfähigkeit  ausländisrher 
Handelstresf  Usrhafton  (Deutschland i 
320  ff.,    uublandischer  juristischer 
Personen  (r)sterreich)  386  ff. 

Rechtsgeschäfte,  8.  Vertrags- 
obligationen. 

Rechtshilfeyerkehrsw.  Bayern  n. 
Bnsni«  n.  Herzegowina  445,  zw.  d. 
Behörden  verschiedener  deutscher 
Bondesataaten  446  ff.,  460  ff.,  Kosten 
(PrenC  n  I  477,  zw.  Prontjcn.  Rdsnien 
u.  d.  Ueicegovina  478,  m.  Schauui- 
burg-Lippe  u.  Wflrttemberg  487.  — 
Literatur  61 1  ff. 

Reichsgericht,  Entscheidungen  g. 
die  Trennung  von  Tisch  u.  Bett  bei 
Ausländem  159  ff. 

Reichsangehörigkeit,  Verlust 
321)  ff. 

R e i  (  hsboamte,  Urlaub  431 

R  e  i  c  h  s  (  h  II  1  d  b  u  c  h ,  deutsches  4;^6. 

ReIii^ionsgcselUchaften,Stellung 

in  i)sterreieb  17. 
Religionsverschiedenheit  b.  d. 

Ebeschlieliung  1 1  ff-,  20  ff. 
ReuA  &.  L.,  Gesetzgebung  481. 
Revisibilität  (Östemicb)  370  ff.. 

392  ff. 

Rheinprovinz,  Kollision  des  0.  C. 

m.  d.  Allg.  Lundr.  3(32  ff. 

Rotes  Kreuz  (  st*;rreich;  4tt8. 

Rückverweisung  (Ungarn)  15, 
Kurland)  15 ff.,  132,  i  Belgien)  132  ff. 

R  u  1  e  a  a  i  n  s  t  p  c  r  p  c  t  u  i  t  i  »•  s  :ij2  ff 

Runiämen,  Trennung  vua  Tiath  u. 
Bett  unbekannt  151).  Scheidung  avf 
gegenseitige  l'bt  r*  instimniung  ge- 
stattet 197,  Eisen  bulinfrachtv  er  kehr- 
flbereinkommen  488. 

Russen.  EhrsrhlioCnnij i. PreuÜen 4»j8. 
480,  ruß.  Arbeiter  i.  Sachsen-Alten- 
bnrg  482,  in  Haehsen-HeiningeUf 
Saclisen- Weimar,  Srliwarzhiir^r-Ru- 
dolstadt  u.  Sühwarxburg-Süuders- 
hansen  487. 

Rußland,  Konkursi«  ( ]it31  ff..  Gegen- 
überstellung mit  d  deutschen  105  ff  .. 
Heimatgericht  hei  Ehescheidung  im 
Ausland  allein  kompetent  124; 
Herrschait  der  lex  fori  b.  Eheschei- 
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(lutiL'  Ehesclieidunu  der  Nicht- 
Orthodoxen  I4{>,  198,  Tminmi^  von 
Tisch  und  Bett  anbekajint  15(1. 
Ehf  srlu  idutiff  nnr  woffon  h<>stimiiit<-r 
Sohl uhiugs^ründo  l'J8,  Verjährung 
HHüff..  PostanweisuDgsdienst  493, 
Handelsrecht  523  fl. 

H. 

Sachnurm  u.  KuUisiunsnürm  .lü6. 

Sachsen,  Vollstrecknnfr  e.  sScha. 
I'rti'ils  i.  sUrii  ii  h  HM« ff.;  («esetz- 
gebungsschan  481.  —  Sachsen- 
Altenburg,  (JescUgebungsschau 
481.  —  Sachsen-Gotha,  (ieaeta- 
^ebungsschau  4(55.  —  Sachsen- 
Koburg,  Gesetzgebungsschau  486. 
—  Sacnsen-Meiningen,  Qesctz- 
gebungsschau  487.  —  Sachsa  n- 
W  e  i  tn  a  r .  riesetzgebungsschau  487. 

Schadenersatz  (Österreich)  86211. 

8chainii1iiiri;-T>ippe,  OesetK- 
gcbuugsäcbau  487. 

Scheidung,  s.  Efaeacheidnng. 

Schiedssprüche.  bitornationale, 
^»amuilung  108  ff. 

Schiffstagebncb    (Bremen)  464, 
Hanibnrg)465,  (Lübeck) 466,  (Olden- 
burgi  4(;«. 

Schln sselgewalt  d.  österr.  Bhefran 
(Deutschland)  499. 

Schuldner.  Zahlnnpsnnfähigkeit  u. 
Personalarrest  i.  Kiißland  31  ff.  — 
Aufenthalt  russischer  zahlungsun- 
fähiger Schuldner  i  Aii.slaiule  41.  49. 

Schutz  d.  gewerblichen  Eigen- 
tums 296ff..  439. 

S c  h  w  a  r ^  n  r  u'  -  K  u  d  o  1  s tadt,  Ge- 
aelzgebuiigstichau  487. 

Schwarzburg- Sondershansen, 
( I e*^'"' t / L't II n  i: ss(>l  1  a II  4 87 . 

Schweden,  Hcimatgoricbte  b.  Ehe- 
scheidung allein  kompetent  124;  zeit- 
A  "ii^e  Trennung  v.  Tisch  u.  Bett 
182  ff.:  Scheidung  wegen  unheilbarer 
Zwietracht  197  If.  —  Beitritt  z. 
Berner  Urhebemchtsttbereininmlt, 
4:H8. 

S  c  h  w  e  i  z ,  Ehtscliliciiung  V.Ausländern 
21:  Herrschaft  der  lex  fori  b. 
Ell.  s(  Ii,  iiliintr  12n.  —  Ständige 
Trennung  von  Tisch  u.  Bett  unbe- 
kannt löO;  nur  zeitweilige  Trennnng 
gestattet  182 11.;  Sciieidongbei  gegen» 


seitiger  Einwillitfim^  198.  --  .\us- 
liefcrungsvertrau  mit  Dtuts^  bland 
285.  Anfechtun^rsrecht  — 
Ehesi  In  i(lun{4  H.^»i  ff.  —  Recht- 
sprechung 42<>  ff.  -  AusH^^ftTunkTS- 
verkehr  mit  Dadm  440.  —  Voll- 
streckung deuTsi  Im  1  l't  t'  il<  i  d.  S 
o.  Schweiz.  Urteile  in  Ucutachland 
442.  —  EhescfalieOnng  v.  Bayern  L 
d.  Schweiz  11:?:  Vollstreckung 
Schweis.  Urteile  i.  Bayern  449.  — 
ZentralpoIi2eibiireaii  i.  Bern  461. 
—  Ansfieferungsverkfhr  iiüt  Hayem 
461  ff.  —  Verzeichnis  der  zur  Be- 
antragung Torlänfiger  PestDahme 
flüchtiger  Verbrecher  befogb^  Be- 
hörd(  ti  401  ff 

Seefischerei-  FaJirzeuge  435. 

Seefrii(  ht  vertrag,  maßgeblidies 
Recht  293  ff.  (Deutschland) 

Seehäfen,  preußische,  Irumde  Kon- 
sularbeamte 474. 

Seemannsordnnnsr  435.  466. 

Seerecht,  internatiunales,  Literatur 
611. 

Seeschiffer  u.  Seesteuerleute. 
Befähigungsnachweis  ([Deutschland) 
4SI. 

Seestralienrecht  (Preußen*  467. 
Seeversicherung   bei  ei^isciien 

Gesellschaften  3()8ff. 
Sdparationdecorps. 8.  Trennung 

V  Tisrh  u.  Bett  u.  kanonisches 

Hecht. 

Spanien.  Heimatgericbte  bei  Ehe- 
scheidung' allein  kompetent  121  — 
Vormundschaft  über  Mindtriahriire 
487. 

Staatsan  prhfirigkeit.Wechseld 
S.  durch  eines  d.  Ehegatten  238  S., 
durch  beide  Ehegatten  248,  268  ff.; 
doppelte  Staatsanj^i  hörigkeit  24f  ff : 
im  Vormundschaltsrecht  (Ungarn) 
6061f. 

Staatshaushalt  (Österreich.  Uli* 

gam;  488,  490. 
Staatiose  Personen  342. 
StaataschttldbQch  (Freufien)  47& 

S t  II  II  ts  vertrüge 

Ii  (•  ruppenv«»rtriiffe  u.  l  uioiün: 

Berner  Eisenbahnkonventiun  3^81 
Bemer  Urheberreditsttbereiainnft 
488. 
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Haager  FanülicnrcrlitskoilVMltion 

1902  21,  125  ff.,  436. 
Haagcr  Abkommen  üb.  d.  internat. 

Privatrecht  v.  1904/1905  496,606. 

ToIetrraph'  Tivt'rtnifi  V.)C> 
üniuu  für  gcvvurbliclies  ürbebcr- 
techt  610. 

8)  BiaselT«rtrlg«: 

bt.  Ei  senbahnen  zw. Deutschland 
n.  Österreich  431,  489,  Osterreich 
u.  Sachsen  488. 
bt.  Wismar  zw.  DetttBcUuid  v. 
Schweden  436. 
Standesbeamte,  badische,  Verkehr 
mit  schweizerischen  440,  (Sachsen- 
Wfiuiar)  487,  S'taiidosamtBregister 
(Schaumbarg-Lippe)  487. 
Stempelpf  licht  b.  im  Aiulande  ab- 
gescliloflsenen  Oesch&ftai  (Baden) 
443. 

S  teuer  fr  e  t  h  ei  t.  Argentfnisdier  Kon- 
sul, zui^'lcicli  bremischer  u.  argen- 
tinischer Bürger,  in  Deutschland 
nicht  steuerfrei  290  fF. 

Stiftongen  (Anhalt)  440. 

Strafrocht,  Litcrattir  HU. 

Strafverfolgung  wetzen  im  Aus- 
lände   begangener  Straftaten 
(Schweiz)  426  ff.,  440. 

Strafnachricbteo,  Austausch  zw. 
Baden  n.  üngam  441. 

SDliscqurns  matrimonimn  B.  Le- 
gitimation. 

Sueikanal,  Literatur  61111. 

T. 

Telegraphenordnung  (Deutsch- 
land) 436. 

Telegraphen  vertrag,  internatio- 
naler V.  St.  Petersburg  v.  22.  Juli 
1876  436. 

Tt  lt  phonischer  Vertrag  354. 

Testament,  Form  iPrculicn)  316 ff., 
(Kalifornien)  498,  Zeugen  (Baden) 
497  ff. 

Trennung  v. Tisch  u.  Bett  12dS., 
149  ff-,  zeitweilige  T.  182  ff.  -,.Kon- 
versipn  in  Scheidung  224  ff  .  (JsUt- 
reich)  372  S.,  (Uaager  Abkommen  i 
466. 

Troppau-Bauerwits,  Eisenbihn- 

yerbindnng  431. 
Trnnksaeht  als  Scheidungsgrund 

2180. 


Türkei,  Herrschaft  der  lex  fori  b. 
Ehescheidung  126.  —  Üsterr.-ung. 
Konsulargerichte  266. 

r. 

Uneheliche  Kinder,  Alimentation 
(Luxemburg)  497. 

Uneheliche  Vaterschaft.  Fest- 
stellungsklagc  287  ff.  (Deutschland). 

Ungarn,  Eheschließung  d.  Ausländer 
15,  20.  —  Ueimatgericht  für  Ehe- 
scheidung d.  Ungarn  allein  kom- 
petent 124.  —  Konsulargerichte 
2(>(iff.  —  Zivilehe  b.  Religionsver- 
schiedenheit 370  ff.  —  Ungültigkeit 
d.  zw.  e.  Österreicher  u.  e.  v.  ihrem 
ersten  noch  lebenden  Gatten  ge- 
trennten T'i)<rann  f,'i  se!il<igsenen  Ehe 
372ff.  K.vükutiüusvoUzuge.  Ungar. 
Urteils  i.  Österreich  375  ff.  —  Un- 
gültigkeit e.  Ehe  3}ßlf.  —  Aus- 
tausch V.  Strafnacln  iehten  m.  Baden 
441.  —  Zustellung  uiigar.  Schrift- 
fltflcke  i.  Hessen  465,  i.  Preußen 
469.  —  Aufnahme  i.  deutsclu  n  Heil- 
anstalten 473.  —  Gesetzgebungs- 
flchan  490.  —  Niederlassung  e.  ans- 
länd.  Aktiengesellschaft  504  ff.  — 
Ehescheidung  auf  Grund  e.  bosn. 
Strafarteiis  606  ff.  —  Vorannd- 
sohaftsrecht  506  ff. 

Union,  l^ariser,  für  gewerbliches 
Eigentum  510. 

Unlauterer  Wettbewerb,  s.Wett- 
he  Werllire  setz. 

U  n  t  e  r  h  a  1 1  ü  p  f  H  c  h  t  ausländischer 
Ehegatten  (Deutschland)  32 1,  von 
Ausländern  i  Fraiikreidii  ;5.')!>ff 

Untersuchungshaft,  unschuldig 
erlittene  (Dentsehland)  436. 

Unter  Waiden  nid  dein  Wald. 
Xjicht&nerkennung  deutscher  Urteile 
324«. 

T '  r  h  e  b  e  r  r  e c  h  t  s  s  c  Ii  u  t  /  ( ( )sterreich) 
415  R.,  (Amerika;  561  fi.,  (Schweden) 
438. 

Urkunden,  konsular.  Beglaubigung 

(Bayern)  445.  —  Beglaubigung  v. 

z.  (iebrauch  i.  Hitüland  bestimmten 

U.  I  Bayern)  452. 
Urlaub  v. Reichsbeamton  u.Koii.snlar- 

beamton  ^.Deutschland)  4.H1  tf. 
Urteilo,».  Ansländiscbe  Urteile. 
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V. 

Vaterschaft,  AnerkenBtnU  (Frank- 

reicht  591  fT. 

Vera  u  Ci  rungsverbot  e.  zum  Ver- 
mögen d.  ni88.  Schuldners  gehörigen 
Sache,  i.  Deutschlaiul  unwirksam  109. 

Verbrecher,  flüchtige,  im  Auslände 
461  ff.  —  Festnahme  i.  England 
verfolgter  V.  (Hecklenlnirg-StreUtz) 
465. 

Vereinigte  Staaten,  e.  Amerika. 

V  0  r  f  a  s  s  n  n  g;  s  ü  11  il  t-  r  u  II  K(  Pelden  1 4  4  2. 
V er folffuugii recht  d.  Verkäufers 

nach  deutlichem  n.  roß.  Kenlnmreeht 

115. 

Verjährung  (Hamburg.  Preußen) 
318  ff,  (Braunscbweig)  .MO,  (Rußland) 
360  fr. 

Verpflichtangen,  obligatorische 

337  ff. 

Verschwendang  als  Sdieidnnga- 

grund  218. 
Versicherungsgesellschaften , 
aaslftndiscbe     (östendeb)  386  ff., 

'Drutscliland^  IM.t. 
Ver  sie  herungsvertrag(New  York) 
3ft3. 

V  <:  r  t  r  a  y  s  o  b  l  i  ii,  a  t  i  o  u  e  n ,  Recht  des 
Erfüllungsortes  (Baden)  337  ff..  Au- 
fechtnngsrecht  (Schwdx)  338,  Form 
:rWfT..  zwfis.MtigeSa?,  839ff.,  Ver- 
jährung HÜUff. 

Verwirkungsklausel  (New  York. 

Washington)  353. 
Viehbefördernng  auf  Eist'ubahaen 

437. 

Völkerrecht,  Literatur  510 ff. 

Vollstreckung  v  nntrar  Fittüs  j. 
Osterreich  375  Ä..  l.  sachs.  l  rteils 
i.  'Sterreich  386  ff..  .Schweiz.  Urteile 
i.  Deutschland  u.  deutscher  i.  d. 
Schweiz  442,  deutscher  Urteile  i. 
Bosnien  n.  d.  Herzegowina  441,  444, 
4a^,  481,  i.  Öst»  m  i.  Ii  148;  sebwciz. 
Urteile  i.  Bayern  44U. 

Vormundschaft  über  Mind«>rjiihrige 
iHaager  Abkommen)  436.  (Spanien) 
437,  (Mecklenburg-Strtlitz)  46.'i  ff.. 
(Württemberg)  487.  über  Au.slündfr 
(Ungarn)  506  ff. 

Vormundsrhu  fts!;t>rif*?it .  Erfor- 
dernis d.  (jenehniigiing  (Kraiikieich) 
V.  VAfi.  ,Znst«Ddigkeit341  ff.,(Schweu) 


w. 

Warenzeichen.  SrhutzaasttndiaclKr 

W   i.  Dentsrhland  293. 
Wappcnscliilder    fremder  Rt-git- 

rungen  zollfrei  (Dontschland)  41^2  B. 
W  c c  h  s  e  1 !  ä  Ii  I k- »  i  t  ( >sterr»-irli)H7."»ff. 
Weinbau,  Verkehr  iii.  Erzeugnisstn 

desselben  439. 
Wt  l t aus.st ellung  St  Louis  443. 
Wettbewerbsgesetz,deut8cl»€s§16, 

298ff. 

Widcrktairc^  h '.st. m  ich)  362ff 
Wismar,  Staatsvertrag  zw.  Deutsch- 
tand n.  Schweden  436. 
Wohn si t  7, recht,  s  Lt     !  micilii 
Wohnsitzverlegung  321/3.,  428. 
Wohnsitzverlust  342fT. 
Wucher  (Missisippi)  3.')4 
Württt  inlier^.  üeset^bunga* 
schau  487  fl. 

K. 

Zahlungsunfähigkeit^,  dentschcn 
Recht  106,  kaufmännische  i.  Ruß- 
land 31  ff ,  lOöfF.,  nicht  kaufmännische 
i.  Rulitand  32  ff.,  105  fi. 

Zentral  polizeibarean,  schwei- 
zerisches in  VnVU  101. 

Zeugenvernehmung  durch  Itad 
Gerichte  auf  Anordnung  amerlkao. 

Gerichte  497  ff. 
Zigeunerkinder,  Zwaogsersiehong 
340  ff. 

Zollfreiheit  v.  Wappenschildern  a. 

Flatr^cii    fr<!iider  RegieraDgeii 
(Dtutschlaiul»  432  ff. 

ZusammenstüU  auf  See  569  ff. 

ZuständiL'kf'it  deutscher  (irrichit 
f.  d.  Ehescheidung  v.  Frauizoäen 
119  ff.,  f.  Ebescbeidungssachen  über* 
haupt  12.'iff..  für  Zahluntr^uiif.ihi^f 
i.  RuÜlaud  32  ß.,  französ.  Uerichu- 
bei  önterbaltspflteht  Aaslftndern 
.3,-)!»  ff 

Zustellung  uugar.  Schriitstilckc  L 
Hessen  465,  f.  PreBficn  469. 

7 \v:uit;s('r/i('liang  von  Zigcnnef* 
kindern  340 ft. 

Z waugsvergleich  i,  deutschen  n 
rusa.  Konkursrecht  lOS»  117  ff. 

Z nangsvoUstreoknug,  s.  Voll- 
streckung. 

Zweigniederla^sn iig  e.  ausländ. 
AktiengeseUscbaft  (Ungarn)  ÖOIII. 
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